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Zusammenfassung für Entscheidungsträger 


Globale Bioenergiepolitik für eine nachhaitige 
Entwicklung: Das Leitbild des WBGU 

Der beginnende globale Bioenergieboom ist Anlass 
für heftige und stark polarisierte Debatten. Dabei 
stehen unterschiedliche Motivationen wie eine ver- 
ringerte Abhängigkeit von Öl- und Gasimporten 
oder die Nutzung von Biokraftstoffen zur COj-Emis- 
sionsminderung im Straßenverkehr im Vordergrund 
und prägen die politische Agenda. Befürworter argu- 
mentieren, dass die Bioenergie angesichts der dra- 
matisch steigenden Energienachfrage zu einer gesi- 
cherten Energieversorgung und zum Klimaschutz 
beitragen sowie Entwicklungsmöglichkeiten vor 
allem in den ländlichen Räumen von Industrie- und 
Entwicklungsländern schaffen kann. Kritiker halten 
entgegen, dass durch den Anbau von Energiepflan- 
zen Landnutzungskonflikte zwischen Ernährung, 
Naturschutz sowie Bioenergie zunehmen werden 
und negative Klimawirkungen wahrscheinlich sind. 
Aufgrund der großen Komplexität und Dynamik 
des Themas, des hohen Maßes an wissenschaftlicher 
Unsicherheit und der Vielzahl von Interessen ist es 
bisher nicht gelungen, eine integrierte Einschätzung 
der Bioenergie als Beitrag zu einer nachhaltigen Ent- 
wicklung vorzunehmen. Der WBGU möchte zeigen, 
dass und wie eine nachhaltige Nutzung von Bioener- 
gie möglich ist, die Chancen nutzt und gleichzeitig 
Risiken minimiert. 

Dafür entwirft der Beirat ein integriertes Leitbild, 
das der Politik klare Orientierung für die Bioener- 
gienutzung gibt. Richtschnur für diese erforderliche 
Weichenstellung muss nach Ansicht des WBGU die 
strategische Rolle der Bioenergie als Baustein in der 
globalen Energiewende zur Nachhaltigkeit sein. Das 
Leitbild richtet sich an zwei Zielen aus: 

• Erstens soll die Bioenergienutzung einen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten, indem sie fossile Ener- 
gieträger ersetzt und somit hilft, die Treibhausgas- 
emissionen im Weltenergiesystem zu reduzieren. 
Die Speicherbarkeit der Bioenergieträger und ihr 
Einsatz als Regelenergie können einen strategisch 
wichtigen Beitrag zur Stabilisierung der Strom- 
versorgung bei einem hohen Anteil von Wind- 


und Solarenergie im Energiesystem von Indus- 
trie-, Schwellen- und Entwicklungsländern leisten. 
Langfristig kann Bioenergie in Kombination mit 
Abscheidung und sicherer Einlagerung von CO 2 
sogar dazu beitragen, der Atmosphäre einen Teil 
des emittierten CO 2 wieder zu entziehen. 

• Zweitens kann Bioenergienutzung zur Überwin- 
dung der Energiearmut beitragen. Dabei geht es 
zunächst um die Überwindung der traditionel- 
len und gesundheitsschädlichen Nutzungsformen 
der Bioenergie in Entwicklungsländern. Deren 
Modernisierung kann Armut reduzieren, Gesund- 
heitsschäden vermeiden und den Nutzungsdruck 
auf natürliche Ökosysteme vermindern. Rund 
2,5 Mrd. Menschen haben derzeit keinen Zugang 
zu bezahlbaren und sicheren Energieformen (z.B. 
Elektrizität, Gas) zur Deckung ihrer Grundbe- 
dürfnisse. Moderne, aber einfache und kosten- 
günstige Bioenergieformen können einen wichti- 
gen Beitrag leisten, um die Energiearmut in Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern signifikant zu 
reduzieren. 

Die zentrale Botschaft des WBGU lautet, dass die 
weltweit vorhandenen nachhaltigen Potenziale der 
Bioenergie genutzt werden sollten, solange Gefähr- 
dungen der Nachhaltigkeit ausgeschlossen werden 
können, insbesondere der Ernährungssicherheit 
sowie der Ziele von Natur- und Klimaschutz. 

Um dieses anspruchsvolle Leitbild umzusetzen, 
muss die Politik ihre Gestaltungsaufgabe wahrneh- 
men. Dabei müssen Fehlentwicklungen vermieden 
werden, die eine sinnvolle Nutzung der Chancen 
gefährden. Durch die derzeitigen politischen Rah- 
mensetzungen, z.B. falsche Anreize der Klimarah- 
menkonvention oder die öuotenvorgaben der Euro- 
päischen Union für Biokraftstoffe, werden zum Teil 
sogar Bioenergiepfade gefördert, die zur Verschär- 
fung des Klimawandels beitragen. Gleichzeitig darf 
Bioenergie nicht über die Zunahme von Landnut- 
zungskonkurrenzen zu einer Gefährdung der Ernäh- 
rungssicherheit führen oder die Zerstörung von 
Regenwäldern oder anderen naturnahen Ökosyste- 
men auslösen. Bei der Bewertung der Nutzung von 
Energiepflanzen müssen sowohl die direkten als 
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auch die indirekten Landnutzungsänderungen ein- 
bezogen werden, da sie einen entscheidenden Ein- 
fluss auf die Klimabilanz und die Risiken für biolo- 
gische Vielfalt haben. Die Nutzung biogener Abfall- 
und Reststoffe birgt dagegen weitaus weniger Risi- 
ken für die Landnutzung. 

Die zahllosen möglichen Bioenergienutzungs- 
pfade, deren unterschiedliche Eigenschaften und die 
globale Vernetzung ihrer Auswirkungen machen eine 
pauschale Bewertung unmöglich. Für die notwendige 
differenzierte Analyse verwendet der WBGU in sei- 
nem Hauptgutachten einen interdisziplinären, syste- 
mischen und globalen Blick auf die Bioenergie. Der 
Beirat entwickelt ein Analyseraster, indem er öko- 
logische und sozioökonomische Nachhaltigkeitsan- 
forderungen an eine Nutzung von Bioenergie defi- 
niert, unter Beachtung dieser Vorgaben eine neu- 
artige globale Analyse ihrer Potenziale durchführt 
und schließlich mit Blick auf die Zielvorgaben und 
die Kosten eine Bewertung ausgewählter Nutzungs- 
pfade in Bezug auf Treibhausgasbilanz und ökologi- 
sche Wirkungen entlang des gesamten Lebenszyklus 
vornimmt. 

Auf dieser Basis entwickelt der Beirat Strategien, 
wie in Industrie-, Schwellen- und Entwicklungslän- 
dern die Bioenergienutzung als Teil einer nachhal- 
tigen Energieversorgung ausgestaltet werden kann. 
Dabei zeigt sich, dass die heute verwendeten moder- 
nen Bioenergieformen, insbesondere der Anbau ein- 
jähriger Energiepflanzen auf Ackerland zur Pro- 
duktion von Flüssigkraftstoffen für den Verkehr, zu 
wenig an den Zielen der Nachhaltigkeit und des Kli- 
maschutzes ausgerichtet sind. Vielmehr sollte den 
Nutzungspfaden, die aus Reststoffen oder mehr- 
jährigen Energiepflanzen Strom und Wärme erzeu- 
gen, der Vorzug gegeben werden. Der WBGU plä- 
diert daher für den raschen Ausstieg aus der Förde- 
rung von Biokraftstoffen im Verkehrsbereich mittels 
einer schrittweisen Rücknahme der Beimischungs- 
quoten zu fossilen Kraftstoffen und stattdessen für 
einen Ausbau der Elektromobilität. 

Bei Vorhegen geeigneter Rahmenbedingungen 
kann die nachhaltige Nutzung von Bioenergie aus 
Energiepflanzen bis etwa Mitte des Jahrhunderts 
eine wichtige Brückentechnologie für den Übergang 
in ein nachhaltiges Energiesystem sein. Bis dahin 
werden voraussichtlich Wind- und Solarenergie so 
stark anwachsen, dass sie in ausreichender Menge zur 
Verfügung stehen. Gleichzeitig werden die Anforde- 
rungen an die globale Landnutzung erheblich zuge- 
nommen haben, vor allem durch eine wachsende 
Weltbevölkerung mit zunehmend flächenintensi- 
ven Ernährungsmustern, durch den steigenden Flä- 
chenbedarf für die stoffliche Nutzung von Biomasse 
und nicht zuletzt durch die Auswirkungen des Kli- 
mawandels. Als Folge wird in der zweiten Hälfte des 


Jahrhunderts voraussichtlich der Energiepflanzenan- 
bau wieder zurückgehen müssen, während die Nut- 
zung biogener Abfall- und Reststoffe weitergeführt 
werden kann. Angesichts dieser sich zuspitzenden 
Trends birgt das Problem konkurrierender Landnut- 
zung künftiges Konfliktpotenzial, das über das Hand- 
lungsfeld der Bioenergie weit hinaus reicht. Daher 
wird globales Landnutzungsmanagement zu einer 
zentralen Zukunftsaufgabe der internationalen Poli- 
tik und zur Voraussetzung für nachhaltige Bioener- 
giepolitik. 

Zur Steuerung der Bioenergienutzung schlägt der 
WBGU einen globalen Regulierungsrahmen für eine 
nachhaltige Bioenergiepolitik vor, dessen wesent- 
liche Elemente ein weiterentwickeltes UN-Klima- 
schutzregime mit korrigierten Anreizen, das Setzen 
von Nachhaltigkeitsstandards sowie flankierende 
Maßnahmen zur Sicherung der Nachhaltigkeit durch 
Stärkung und Weiterentwicklung internationaler 
Umwelt- und Entwicklungsregime (z.B. Biodiversi- 
täts- und Desertifikationskonvention) sind. Inner- 
halb dieses Rahmens formuliert der Beirat Förder- 
strategien, um effiziente, innovative Technologien 
voranzubringen sowie Investitionen in notwendige 
Infrastrukturen zu verstärken und so zur Erreichung 
der beiden Ziele des Leitbilds beizutragen. 

Die Entwicklungszusammenarbeit kann durch die 
Unterstützung länderspezifischer nachhaltiger Bio- 
energiestrategien dazu beitragen, das zukunftsfähige 
Bioenergiepotenzial in Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern zu mobilisieren, die Energiearmut signi- 
fikant zu reduzieren und den Aufbau klimaverträg- 
licher Energiesysteme zu stärken. Für Entwicklungs- 
länder ist die Stärkung der Handlungskapazitäten 
(z.B. Governance-Kapazitäten zur Entwicklung und 
Umsetzung nachhaltiger Bioenergiepolitik, Monito- 
ring-Kapazitäten zu Landnutzungskonflikten sowie 
anwendungsorientierte Forschung zu Bioenergie) 
eine wichtige Voraussetzung für den Einstieg in die 
moderne Bioenergienutzung. Zudem müssen hier 
Strategien für Bioenergie grundsätzlich mit Strate- 
gien zur Ernährungssicherung verknüpft werden. 
Dies gilt insbesondere für einkommensschwache 
Entwicklungsländer, die Nettoimporteure von Nah- 
rungsmitteln sind. 

Angesichts der großen Chancen und Risiken 
sowie der Komplexität ist Bioenergie in kurzer Zeit 
zu einer anspruchsvollen politischen Regulierungs- 
und Gestaltungsaufgabe geworden, die nur durch 
weltweite Kooperation und internationale Rahmen- 
setzung gelöst werden kann. Der WBGU liefert mit 
dem vorliegenden Hauptgutachten Entscheidungs- 
hilfen auf dem Weg zu einer differenzierten und 
kohärenten globalen Bioenergiepolitik. 
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Heutige Nutzung und künftige Potenziaie der 
Bioenergie 

Für einen umfassenden Blick auf die Bioenergie ist 
es notwendig, über den engen Fokus des Anbaus 
von Energiepflanzen zur Erzeugung von Flüssig- 
kraftstoffen für den Verkehr hinaus zu denken und 
die Gesamtpotenziale von Bioenergie zu betrach- 
ten. Nach Ansicht des WBGU ist für die Analyse 
der Bioenergienutzung eine Einteilung in folgende 
Flandlungsfelder geeignet: (1) traditionelle Bioener- 
gienutzung, (2) Nutzung biogener Abfall- und Rest- 
stoffe, (3) Anbau von Energiepflanzen. 

FIeutige Bioenergienutzung ist vor allem 

TRADITIONELLE BlOMASSENUTZUNG 

Moderne Bioenergie spielt heute mit ca. 10% der 
globalen Bioenergienutzung nur eine kleine Rolle. 
Die viel diskutierten Biokraftstoffe für den Ver- 
kehr haben derzeit einen Anteil von lediglich 2,2 % , 
während der Löwenanteil der globalen Bioenergie- 
nutzung mit knapp 90 % (etwa 47 EJ pro Jahr) auf 
die traditionelle Bioenergie entfällt: Das ist etwa ein 
Zehntel des heutigen globalen Primärenergieeinsat- 
zes. Dabei werden Flolz, Flolzkohle, biogene Rest- 
stoffe und Dung häufig auf ineffizienten Drei-Steine- 
Herden verfeuert. Etwa 38 % der Weltbevölkerung, 
meist in Entwicklungsländern, hängen von dieser 
gesundheitsschädlichen Energieform ab. Aufgrund 
der Schadstoffbelastung durch die offenen Feuer 
sterben pro Jahr über 1,5 Mio. Menschen. Durch ein- 
fache technische Verbesserungen der Herde kann 
die Gesundheitsgefährdung durch Biomassenutzung 
weitgehend vermieden und gleichzeitig die Effizienz 
um das Zwei- bis Vierfache gesteigert werden. Die 
Modernisierung der traditionellen Bioenergienut- 
zung oder ihr Ersatz durch andere, möglichst erneu- 
erbare Energieformen stellt daher einen großen und 
in der bioenergie- wie der entwicklungspolitischen 
Debatte vernachlässigten Hebel für die weltweite 
Armutsbekämpfung dar. 

Nachhaltiges Potenzial biogener Abfall- 
UND Reststoffe 

Der WBGU schätzt das weltweite technische Poten- 
zial aus biogenen Abfall- und Reststoffen auf etwa 
80 EJ pro Jahr. Das nachhaltig nutzbare Potenzial ist 
u.a. zur Sicherung des Bodenschutzes bei nur unge- 
fähr 50 EJ pro Jahr anzusetzen, wovon etwa die 
Hälfte wirtschaftlich umsetzbar sein könnte. Die wis- 
senschaftliche Basis für Abschätzungen des nachhal- 
tigen globalen Potenzials der Abfall- und Reststoffe 
ist nur sehr schmal, daher empfiehlt der WBGU wei- 
tere Untersuchungen zur genaueren Einschätzung. 


Neue Modellierung des globalen 

NACHHALTIGEN POTENZIALS VON 

Energiepflanzen 

Angesichts verfügbarer Potenzialabschätzungen, 
denen unterschiedliche Methoden zugrunde hegen 
und deren Ergebnisse weit streuen, hat der WBGU 
eine neuartige Analyse des globalen nachhaltigen 
Potenzials von Energiepflanzen vorgenommen. Für 
diese Abschätzung wurde ein dynamisches globales 
Vegetationsmodell verwendet. In Szenarien über die 
potenziell verfügbaren Flächen wurden systematisch 
die Nachhaltigkeitsanforderungen berücksichtigt, 
die aus Sicht des WBGU bei einer global integrier- 
ten Betrachtung erfüllt sein müssen. So wurden die 
künftigen Flächenanforderungen für Ernährungssi- 
cherung und Naturschutz abgeschätzt und die künf- 
tig notwendigen Flächen vom Energiepflanzenan- 
bau ausgeschlossen. Ferner wurden die Flächen aus- 
geschlossen, bei denen die Treibhausgasemissionen 
durch die Umwandlung der Flächen in Ackerland 
erst nach mehr als zehn Jahren durch den aus der 
Atmosphäre aufgenommenen Kohlenstoff kompen- 
siert würden, also vor allem Wälder und Feuchtge- 
biete. Außerdem wurden verschiedene Klima-, Emis- 
sions- und Bewässerungsszenarien untersucht. Aller- 
dings ist der Einfluss dieser drei Faktoren gegenüber 
Ernährungssicherung und Naturschutz vergleichs- 
weise gering. Insgesamt ergibt sich für das globale 
nachhaltige Potenzial aus Energiepflanzen aufgrund 
der unterschiedlichen Szenarien eine Bandbreite von 
30-120 EJ pro Jahr. 

In Abbildung 1 wird eines der Szenarien darge- 
stellt, das eine durchschnittliche Potenzialabschät- 
zung repräsentiert. Es ist das technische Potenzial 
abgebildet, das auf nachhaltige Weise produziert wer- 
den kann. Dieses Potenzial wird durch Wirtschaft- 
lichkeitserwägungen und politische Rahmenbedin- 
gungen in den jeweiligen Weltregionen weiter ein- 
geschränkt. Der WBGU hat daher eine Analyse der 
Regionen angeschlossen, in denen die Modellierung 
deutliche nachhaltige Bioenergiepotenziale aus- 
weist. Zu den Voraussetzungen für eine rasche Rea- 
lisierung dieser Potenziale gehören ein Minimum 
an Sicherheit und politischer Stabilität der Län- 
der und Regionen, denn signifikante Investitionstä- 
tigkeiten in fragilen oder Bürgerkriegsstaaten sind 
nicht zu erwarten. Auch infrastrukturelle und logis- 
tische Kapazitäten sowie ein Mindestmaß an Regu- 
lierungskompetenz sind notwendig, um Nachhaltig- 
keitsanforderungen formulieren und durchsetzen zu 
können. 

Vor diesem Hintergrund wurden fünf Regionen 
genauer betrachtet, da in den anderen Gebieten ent- 
weder die theoretischen Bioenergiepotenziale eher 
niedrig sind (z.B. Naher Osten und Nordafrika) oder 
die volkswirtschaftliche und staatliche Leistungsfä- 
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Abbildung 1 

Potenzialregionen für Bioenergie mit Ländern, die von fragiler Staatlichkeit oder Staatszerfall betroffen sind. Die Karte 
zeigt die räumliche Verteilung möglicher Anbauflächen von Energiepflanzen im Jahr 2050 für ein WBGU-Szenario mit 
geringem Agrarflächenbedarf und hohem Biodiversitätsschutz im unbewässerten Anbau. Ein Pixel entspricht 0,5° x 0,5°. Zur 
Einschätzung der Realisierbarkeit der identifizierten nachhaltigen Bioenergiepotenziale wurde die Governance-Qualität 
einzelner Länder auf Grundlage des Failed State Index (ESI) herangezogen. Die hellrot gefärbten Länder haben einen 
ESI > 90, so dass dort kurz- bis mittelfristig kaum Chancen für eine Realisierung der Potenziale gesehen werden. 

Quelle: WBGU unter Verwendung von Daten aus Beringet und Lucht, 2008 und von Foreign Policy, 2008 


higkeit absehbar als gegeben betrachtet werden kann 
(z.B. Nordamerika, Europa). Wie die Modellierungs- 
ergebnisse zeigen, gibt es in tropischen und subtropi- 
schen Breiten beachtliche Potenziale für den nach- 
haltigen Anbau von Energiepflanzen. Allein 8-25 EJ 
pro Jahr entfallen auf Mittel- und Südamerika. Im 
Vergleich der Regionen scheinen dort die Chancen 
zur Realisierung des nachhaltigen Bioenergiepoten- 
zials auch aus politischen und wirtschaftlichen Grün- 
den besonders groß zu sein. Gute Chancen zur Nut- 
zung des nachhaltigen Potenzials in einer Größen- 
ordnung von 4-15 EJ pro Jahr bestehen außerdem in 
China und angrenzenden Ländern, denn auch dort 
könnten die dazu nötigen Investitionen getätigt und 
entsprechende Kapazitäten aufgebaut werden. Von 
beachtlicher Größe wäre auch das Potenzial auf dem 
indischen Subkontinent (2-4 EJ pro Jahr) und in 
Südostasien (1-11 EJ pro Jahr). Allerdings sind dort 
eine hohe Nutzungsdichte der Flächen und Risiken 
für die Ernährungssicherheit sowie Entwaldung und 
die Erhaltung biologischer Vielfalt besondere Her- 
ausforderungen. Eine Realisierung des Potenzials 
von insgesamt etwa 5-14 EJ pro Jahr in Afrika süd- 
lich der Sahara ist in vielen Ländern aufgrund von 
fragiler Staatlichkeit oder Staatszerfall unrealistisch. 


In afrikanischen Ländern mit besseren wirtschaftli- 
chen und politischen Rahmenbedingungen sollten 
die Optionen für die Erschließung des Potenzials 
genauer untersucht werden. 

Das nachhaltige Potenzial der Bioenergie 
IST signifikant! 

Zusammen mit dem Potenzial aus Abfall- und Rest- 
stoffen (ca. 50 EJ pro Jahr) schätzt der WBGU das 
nachhaltige technische Potenzial der Bioenergie im 
Jahr 2050 auf insgesamt 80-170 EJ pro Jahr, was 
etwa im Bereich von einem Viertel des derzeitigen 
und unter einem Zehntel des in 2050 zu erwarten- 
den globalen Primärenergieeinsatzes hegt. Diese 
Bandbreite stellt allerdings die Obergrenze dar, da 
ein Teil dieses technischen nachhaltigen Potenzials 
nicht umsetzbar sein wird, etwa weil wirtschaftliche 
Erwägungen dagegen sprechen oder weil es in politi- 
schen Krisengebieten hegt. Das wirtschaftlich mobi- 
lisierbare Potenzial könnte bei etwa der Hälfte des 
nachhaltigen technischen Potenzials hegen. Ange- 
sichts dieser Werte sollte die Bedeutung der Bioener- 
gie nicht überschätzt werden, aber auch die erwar- 
tete Größenordnung ist signifikant und darf ange- 
sichts der strategischen Vorzüge der Bioenergie bei 
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der künftigen Entwicklung der Energiesysteme nicht 
vernachlässigt werden. Die Herausforderung für die 
Politik besteht darin, das nachhaltige und wirtschaft- 
lich mobilisierbare Potenzial der Bioenergie auszu- 
schöpfen und gleichzeitig durch geeignete Regulie- 
rung zu verhindern, dass Fehlentwicklungen eintre- 
ten oder Nachhaltigkeitsgrenzen verletzt werden. 


2 

Risiken und Fehlentwicklungen eines 
ungesteuerten Bioenergieausbaus 

Den Potenzialen und Chancen stehen die Risiken 
einer ungesteuerten Bioenergieentwicklung gegen- 
über. Durch den vermehrten Anbau von Energie- 
pflanzen wird eine weltweit rasant steigende Ener- 
gienachfrage mit der globalen Landnutzung ver- 
koppelt. Das verstärkt die Nachfrage nach ohnehin 
knapper werdenden landwirtschaftlichen Nutzflä- 
chen und lässt künftige Landnutzungskonflikte wahr- 
scheinlicher werden. Es gibt Ökosystemleistungen 
und Produkte, die untrennbar mit der Landnutzung 
und der Erzeugung von Biomasse verknüpft sind und 
nicht substituiert werden können. Dies betrifft z.B. 
die Erhaltung biologischer Vielfalt, die Stoffkreis- 
läufe, die Biomasse als Nahrungs- und Futtermittel 
sowie teils auch die stoffliche Nutzung von Biomasse. 
Dagegen kann erneuerbare Energie auch auf Wegen 
bereitgestellt werden, die kaum Landnutzungskon- 
flikte auslösen, etwa mittels Wind- oder Solarener- 
gie. Risiken entstehen dann, wenn durch den Anbau 
von Energiepflanzen direkte oder indirekte Land- 
nutzungskonkurrenzen ausgelöst oder verschärft 
werden, so dass nicht substituierbare Nutzungen der 
Biomasse verdrängt und damit gefährdet werden. 
Bei der Potenzialanalyse des WBGU wurden diese 
Risiken zwar bereits berücksichtigt, aber in der prak- 
tischen Mobilisierung dieses Potenzials ist ihre Ver- 
meidung eine große Herausforderung für eine nach- 
haltige Bioenergiepolitik. 

Risiken für die Ernährungssicherheit 
Um den Nahrungsbedarf einer wachsenden Weltbe- 
völkerung zu decken, muss die globale Nahrungsmit- 
telproduktion bis 2030 um rund 50 % gesteigert wer- 
den. Der künftige Flächenbedarf für die Nahrungs- 
mittelproduktion wird dabei nicht zuletzt durch 
den flächenintensiven Ernährungsstil in den Indus- 
trieländern bestimmt, der sich zunehmend auf die 
Wachstumsregionen aufstrebender Volkswirtschaf- 
ten, wie z.B. China, ausbreitet. Diese Nachfrage wird 
sich nur zum Teil durch eine Erhöhung der Flächen- 
produktivität decken lassen, so dass die Agrarflächen 
für Ernährung laut FAO bis 2030 um 13 % ausgewei- 
tet werden müssen. Daher ist künftig mit einer deut- 


lichen Verschärfung der Landnutzungskonkurrenz 
und demzufolge im Trend mit steigenden Nahrungs- 
mittelpreisen zu rechnen. Eine signifikante Zunahme 
des Energiepflanzenanbaus führt zudem zu einer 
engen Kopplung von Energie- und Nahrungsmittel- 
märkten. Dadurch werden künftig die Nahrungsmit- 
telpreise mit Dynamiken auf den Energiemärkten 
verknüpft, so dass politische Krisen im Energiesek- 
tor auch auf die Nahrungsmittelpreise durchschla- 
gen würden. Für die etwa 1 Mrd. Menschen, die welt- 
weit in absoluter Armut leben, ergeben sich aus die- 
sen Zusammenhängen zusätzliche Risiken für die 
Ernährungssicherheit, die von der Politik berück- 
sichtigt werden müssen. 

Risiken für die biologische Vielfalt 
Die durch den Ausbau der Bioenergienutzung ins- 
gesamt verstärkte Nachfrage nach Agrarprodukten 
kann durch die Intensivierung bestehender Produk- 
tionssysteme erreicht werden, wodurch die biologi- 
sche Vielfalt auf den bewirtschafteten Flächen leidet. 
Die andere Option ist die Erschließung neuer Acker- 
flächen auf Kosten natürlicher Ökosysteme, was der- 
zeit als wichtigster Treiber für die aktuelle globale 
Krise der biologischen Vielfalt gilt. Dies kann auf 
direkte Weise geschehen, indem beispielsweise tro- 
pische Wälder gerodet und die Flächen für Ener- 
giepflanzen genutzt werden. Schwieriger zu fassen 
sind die indirekt ausgelösten Landnutzungsänderun- 
gen; Wenn Ackerflächen auf den Anbau von Ener- 
giepflanzen umgestellt werden, muss die auf diesen 
Flächen vorher erzielte Agrarproduktion auf andere 
Flächen ausweichen. Über den Weltmarkt für Agrar- 
güter erhalten diese indirekten Verdrängungseffekte 
häufig eine internationale Dimension. Eine unge- 
steuerte Ausweitung des Energiepflanzenanbaus 
würde den Verlust biologischer Vielfalt zusätzlich 
verstärken. 

Risiken für den Klimaschutz 
Die Umwandlung natürlicher Ökosysteme in neue 
Anbauflächen setzt Treibhausgase frei. Es hängt ent- 
scheidend von den Landnutzungsänderungen ab, ob 
und welche Treibhausgaseinsparungen durch die Nut- 
zung von Bioenergie aus Energiepflanzen erreichbar 
sind. Emissionen, die beim Umbruch von Ökosyste- 
men mit hohem Kohlenstoffanteil entstehen (etwa 
Wälder und Feuchtgebiete, z.T. auch natürliche Gras- 
länder), zerstören in der Regel die Klimaschutzwir- 
kung der Bioenergienutzung. Die Nutzung von Ener- 
giepflanzen kann dann sogar zu einer Verschärfung 
des Klimawandels beitragen. Bei der Klimabilanz 
von Bioenergie müssen daher sowohl die direkten 
als auch die indirekten Landnutzungsänderungen 
berücksichtigt werden. 
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Risiken für Boden und Wasser 
Bioenergiepfade, bei denen einjährige Energiepflan- 
zen auf Ackerland angebaut werden, sind zu wenig 
an den Zielen des Bodenschutzes ausgerichtet. 
Dagegen können einige der mehrjährigen Anbau- 
systeme sogar zur Restaurierung degradierter Flä- 
chen beitragen. Ob die Kultivierung von Energie- 
pflanzen aus Sicht des Bodenschutzes akzeptabel ist, 
hängt zudem von den regionalen agroökologischen 
Bedingungen ab. Auch die Entnahme von Reststof- 
fen aus land- oder forstwirtschaftlichen Ökosyste- 
men darf nur eingeschränkt erfolgen, da sonst dem 
Boden zu viel organische Substanz und mineralische 
Nährstoffe entzogen würden. Eine ungesteuerte Aus- 
weitung des Energiepflanzenanbaus und nicht ange- 
passte Anbausysteme können zudem den Nutzungs- 
druck auf die verfügbaren Wasserressourcen stark 
erhöhen. Energiepflanzen sind neue Triebkräfte im 
Landnutzungssektor, die künftig möglicherweise 
große, derzeit aber kaum untersuchte Auswirkungen 
auf die Wassernutzung haben können. 


3 

Nachhaltige Bioenergiepfade: Ergebnisse des 
WBGU 

Der WBGU untersucht auf Basis der beiden Ziele 
des Leitbilds eine Reihe wichtiger Bioenergiepfade. 
Es ergibt sich nur dann eine Klimaschutzwirkung 
durch die Nutzung von Bioenergie, wenn die insge- 
samt durch Landnutzungsänderungen sowie Anbau 
und Nutzung der Biomasse entstehenden Treibhaus- 
gasemissionen geringer sind als diejenigen Emissio- 
nen, die bei der Nutzung fossiler Energieträger ent- 
stünden. Ein Beitrag zur Überwindung der Ener- 
giearmut wird vor allem dann geleistet, wenn durch 
lokal angepasste Technologie die Vorteile der Bio- 
energie ausgespielt werden: Sie kann ohne großen 
finanziellen oder technischen Aufwand dezentral 
speicherbare Energie zur Verfügung stellen. 

Produktion von Biomasse für die energetische 
Nutzung: Was ist zu beachten? 

Bei der Produktion von Biomasse für die energeti- 
sche Verwendung muss zwischen Abfall- und Rest- 
stoffen sowie Energiepflanzen unterschieden wer- 
den. 

Priorität für die Nutzung von Abfall- und 
Reststoffen 

Die Nutzung von biogenen Abfall- und Reststoffen 
hat den Vorteil, dass kaum Konkurrenzen zu beste- 
hender Landnutzung auftreten. Die Treibhausgas- 


emissionen aus Landnutzungsänderungen und 
Anbau entfallen, so dass sich die Klimaschutzwir- 
kung im Wesentlichen aus der Konversion in Bio- 
energieträger und deren Anwendung im Energiesys- 
tem ergibt. Die Sicherung des Bodenschutzes - und 
damit auch des Klimaschutzes - bei der Reststoff- 
nutzung sowie die Vermeidung von Schadstoffemis- 
sionen müssen dabei gewährleistet sein. Insgesamt 
räumt der WBGU der energetischen Verwertung 
von biogenem Abfall (einschließlich Kaskadennut- 
zung) sowie Reststoffen grundsätzlich eine höhere 
Priorität ein als der Nutzung von Energiepflanzen. 

Landflächen für den Energiepflanzenanbau 
Bei der Nutzung eigens angebauter Energiepflanzen 
ist die Berücksichtigung von Landnutzungsänderun- 
gen unverzichtbar. Während Emissionen aus direk- 
ten Landnutzungsänderungen über Standardwerte 
quantifiziert werden können, ist dies bei indirek- 
ten Landnutzungsänderungen mit großen Unsicher- 
heiten verbunden. Der WBGU verwendet eine vor- 
läufige Methode für die Berechnung der indirekten 
Effekte, die eine erste grobe Einschätzung erlaubt. 

Der Beirat lehnt die direkte wie indirekte 
Umwandlung von Waldflächen und Feuchtgebie- 
ten in Agrarland für Energiepflanzen grundsätz- 
lich ab, da sie in der Regel mit nicht kompensier- 
baren Treibhausgasemissionen verbunden sowie für 
die biologische Vielfalt und die Kohlenstoffspeiche- 
rung im Boden grundsätzlich negativ zu bewerten 
ist. Der Energiepflanzenanbau sollte auf solche Flä- 
chen beschränkt werden, deren Umnutzung für die 
Bioenergieproduktion indirekte Landnutzungsände- 
rungen möglichst vermeidet. Die durch den Anbau 
insgesamt entstehenden Treibhausgasemissionen 
sollten die C 02 -Menge nicht überschreiten, die auf 
der entsprechenden Fläche innerhalb von 10 Jahren 
durch den Energiepflanzenanbau wieder fixiert wer- 
den kann. 

Der Biomasseanbau auf marginalen Flächen 
(also Flächen mit eingeschränkter Produktions- 
oder Regelungsfunktion) hat den großen Vorteil, 
dass dadurch nur wenig Landnutzungskonkurren- 
zen etwa mit der Ernährungssicherung zu erwarten 
sind und daher auch kaum indirekte Landnutzungs- 
änderungen ausgelöst werden. Der WBGU kommt 
daher zu dem Schluss, dass vor allem auf marginalem 
Land der Anbau von Energiepflanzen zu fördern ist, 
sofern die Interessen lokaler Bevölkerungsgruppen 
berücksichtigt werden und eine vorherige Bewer- 
tung des Naturschutzwerts erfolgt. 

Anbausysteme für Energiepflanzen 
Als Kriterien für die Nachhaltigkeit von Anbausyste- 
men verwendet der WBGU vor allem die Wirkungen 
auf die biologische Vielfalt und die Kohlenstoffspei- 
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cherung im Boden. Bioenergie ist nur dann als nach- 
haltige Energie zu bezeichnen, wenn auf den Ernte- 
flächen dauerhaft so viel Biomasse nachwächst, wie 
energetisch genutzt wird, wenn also die Bodenfrucht- 
barkeit langfristig gesichert werden kann. Nur unter 
dieser Voraussetzung ist auch die Annahme berech- 
tigt, dass der von den Energiepflanzen aus der Atmo- 
sphäre aufgenommene und gespeicherte Kohlen- 
stoff, der bei der energetischen Nutzung in Form von 
CO 2 wieder freigesetzt wird, nicht zu einem Anstieg 
der atmosphärischen C02-Konzentration führt und 
daher nicht als Emission betrachtet werden muss. 
Zusätzlich müssen die unterschiedlichen Flächener- 
träge berücksichtigt werden. Nach diesen Maßgaben 
schneiden mehrjährige Anbaukulturen wie Jatro- 
pha, Ölpalmen, Kurzumtriebsplantagen (schnell- 
wachsende Flölzer) und Energiegräser besser ab als 
einjährige Anbaukulturen wie Raps, Getreide oder 
Mais und sind daher grundsätzlich zu bevorzugen. 
Bei Auswahl geeigneter Anbausysteme kann zusätz- 
lich organischer Kohlenstoff in den Boden eingetra- 
gen werden, was sowohl die Treibhausgasbilanz als 
auch die Bodenfruchtbarkeit verbessert. 


Wandlung, Anwendung und Einbindung in die 
Energiesysteme: Wie kann Bioenergie am besten 
genutzt werden? 

Auf die Klimaschutzwirkung haben nach der Bereit- 
stellung der Biomasse sowohl die Art der Umwand- 
lung von Biomasse in anwendbare Produkte wie z.B. 
Gase, Pflanzenöle, Biokraftstoffe oder Holzpellets 
als auch die Art der Anwendung und Einbindung 
in die Energiesysteme, etwa in der Mobilität, in der 
Wärme- oder in der Stromerzeugung, einen wich- 
tigen Einfluss. Dieser fällt allerdings in der Regel 
weniger ins Gewicht als die Wirkung durch direkte 
wie indirekte Landnutzungsänderungen beim Anbau 
von Energiepflanzen. Es ist vor allem entscheidend, 
welche Energieträger durch die Biomasse ersetzt 
werden und wie groß die energetischen Verluste im 
Konversionspfad sind, ln Industrieländern und auch 
in sich rasch entwickelnden urbanen und industria- 
lisierten Regionen von Schwellen- sowie teils auch 
Entwicklungsländern soll sich die Nutzung der Bio- 
energie an der Klimaschutzwirkung ausrichten. Für 
die Überwindung der Energiearmut geht es um die 
Modernisierung der traditionellen Bioenergienut- 
zung und um den Zugang zu modernen Energiefor- 
men wie Strom und Gas. Beides sind Herausforde- 
rungen, die vor allem in den ländlichen Regionen 
von Entwicklungsländern im Vordergrund stehen. 
Auch in diesem Umfeld kann mit Bioenergie eine 
positive Klimaschutzwirkung erzielt werden. 


Klimaschutz 

Für den Klimaschutz erscheinen diejenigen Anwen- 
dungsbereiche der Bioenergie am attraktivsten, bei 
denen fossile Energieträger mit hohen COj-Emissio- 
nen substituiert werden, also vor allem Kohle. 

Dabei sind die Treibhausgasminderungen, die mit 
verschiedenen Konversionspfaden zur Stromerzeu- 
gung wie der Mitverbrennung im Kohle- bzw. Heiz- 
kraftwerk, der Nutzung von Biogas aus der Vergärung 
und Rohgas aus der Vergasung in Blockheizkraft- 
werken (BHKW), oder dem Einsatz von Biomethan 
in BHKW oder Gas-und-Dampfkraftwerken (GuD) 
erreichbar sind, zunächst in etwa vergleichbar. Eine 
höhere Klimaschutzwirkung lässt sich beim Einsatz 
von Biomethan allerdings dann erzielen, wenn das 
beim Herstellungsprozess ohnehin abzutrennende 
CO 2 sicher deponiert werden kann. Die Verstromung 
von Biomasse hat den zusätzlichen Vorteil, dass sie 
anders als flüssige Biokraftstoffe für den Verkehr 
den Weg in die Elektromobilität erleichtert. Die heu- 
tigen Vermeidungskosten dieser Pfade unterscheiden 
sich stark: Während etwa die einfache Mitverbren- 
nung fester Biomasse oder die Nutzung von Biogas 
oder Biomethan aus Vergärung bereits heute kosten- 
effiziente Klimaschutzoption sind, ist dies bei Verga- 
sungstechnologien noch nicht der Fall. Eine deutli- 
che Kostenreduktion ist hier aber zu erwarten. Die 
Verwendung von Biomethan ist auch aus technologi- 
schen und systemischen Gründen besonders attrak- 
tiv, da es sich über Erdgasnetze sammeln bzw. ver- 
teilen und in BHKW bzw. GuD-Anlagen mit hoher 
Effizienz am Ort des Bedarfs verströmen lässt. Für 
Industrieländer ist der Biomethanweg heute schon 
zu empfehlen und für industrialisierte Regionen in 
Schwellen- und Entwicklungsländern eine interes- 
sante Zukunftsoption. 

Wegen ihres hohen energetischen Wirkungsgrads 
ist die Technik der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 
der reinen Stromproduktion vorzuziehen, sofern die 
Nachfrage nach der Wärme gegeben ist. In Regionen 
mit hohem Kühlbedarf lässt sich die KWK auch zur 
Kälteerzeugung einsetzen, was auch für viele Ent- 
wicklungs- und Schwellenländer interessant ist. Das 
Treibhausgasminderungspotenzial der Bioenergie- 
nutzung zur ausschließlichen Wärmerzeugung (z.B. 
Pelletheizungen) ist bei eher hohen Vermeidungs- 
kosten nur etwa halb so groß wie die Minderungen 
im Strombereich, so dass diese Nutzung nur über- 
gangsweise bei fehlenden alternativen erneuerbaren 
Energien sinnvoll erscheint. Mit dem zunehmend 
höheren Anteil der Direkterzeugung von Strom aus 
erneuerbaren Energien (z.B. Wind, Sonne) verbes- 
sert sich die energetische Gesamteffizienz elektri- 
scher Wärmepumpen in Zukunft deutlich, so dass sie 
mittelfristig eine Alternative zur Wärmeerzeugung 
darstellen. Insgesamt sind KWK-Pfade sowohl den 
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reinen Strom- als auch den reinen Wärmenutzungs- 
pfaden grundsätzlich vorzuziehen. 

Für den Klimaschutz schneiden die Biokraftstoffe 
der ersten Generation, bei denen auf Ackerland 
mit temperaten, einjährigen Anbaukulturen gear- 
beitet wird (z.B. Biodiesel aus Raps oder Bioetha- 
nol aus Mais) sehr ungünstig ab. Unter Berücksichti- 
gung der Emissionen aus indirekten Landnutzungs- 
änderungen führen sie in der Regel sogar zu höheren 
Emissionen als die Nutzung fossiler Kraftstoffe. Bei 
Verwendung von Reststoffen (z.B. Restholz, Gülle, 
Stroh) ist die Klimabilanz zwar positiv, aber die 
Treibhausgaseinsparung nur etwa halb so groß wie 
bei Anwendungen im Strombereich. Auch Biokraft- 
stoffe der zweiten Generation schneiden hier nicht 
grundsätzlich besser ab. 

Anders ist dies bei der Nutzung mehrjähriger 
tropischer Pflanzen wie Jatropha, Zuckerrohr oder 
Ölpalmen, die auf degradiertem Land angebaut 
werden und dort zu einer Kohlenstoffspeicherung 
im Boden führen, ln diesem Fall kann die Klima- 
schutzwirkung bei geringen Kosten sehr hoch sein. 
Werden dieselben Pflanzen allerdings auf frisch gero- 
deten Flächen oder auf Ackerland angebaut und ver- 
ursachen so direkte oder indirekte Landnutzungsän- 
derungen, so schlägt die Klimabilanz ins negative, 
so dass z.T. erhebliche Mehremissionen gegenüber 
fossilen Kraftstoffen entstehen. Die Sicherung der 
Nachhaltigkeit beim Anbau der Energiepflanzen ist 
daher der entscheidende Faktor für die Beurteilung 
der Klimaschutzwirkung dieser Pfade. 

Da es heute noch keine etablierten Nachhaltig- 
keitsstandards für Biokraftstoffe gibt, sind Import 
und Nutzung problematisch. Nach Einführung ent- 
sprechender Mindeststandards kann der Import von 
Pflanzenölen und Bioethanol beispielsweise aus tro- 
pischer Produktion für Strom- und Wärmeanwen- 
dungen sinnvoll sein. Für die Übergangszeit sollte 
jedoch jegliche Förderung von solchen Biokraftstof- 
fen, die dem angestrebten Mindeststandard nicht 
genügen, unterlassen werden. 

Für die Zukunft der Mobilität im Straßenverkehr 
hält der WBGU die Stromerzeugung aus erneuerba- 
ren Energien in Kombination mit elektrischen Fahr- 
zeugen für die sinnvollste Lösung. Auf diesem Weg 
erzielt die Bioenergienutzung eine deutlich höhere 
Klimaschutzwirkung als beigemischte Biokraftstoffe. 
Bei großskaliger Einführung elektrischer Fahrzeuge 
lassen sich die Kosten innerhalb von 15-20 Jahren 
voraussichtlich drastisch reduzieren, so dass sich 
auch die heute noch sehr hohen Treibhausgasver- 
meidungskosten verringern dürften. Durch Verwen- 
dung intelligenter Stromnetze kann die Elektromo- 
bilität zudem einen Beitrag als Regelenergie zur Sta- 
bilisierung elektrischer Netze leisten. Der WBGU 
empfiehlt den raschen Ausstieg aus der Förderung 


von Biokraftstoffen für den Verkehr. Die Quoten zur 
Beimischung von Biokraftstoffen zu fossilen Kraft- 
stoffen sollten eingefroren und innerhalb der nächs- 
ten drei bis vier Jahre ganz zurückgenommen wer- 
den. 

Insgesamt könnten durch die Substitution fossiler 
Energieträger mit Bioenergie unter Ausnutzung des 
vom WBGU abgeschätzten nachhaltigen Bioener- 
giepotenzials Treibhausgasminderungen von global 
2-5 Gt COjCq pro Jahr erreicht werden. Dazu müsste 
allerdings die gesamte Biomasse so eingesetzt wer- 
den, dass die Treibhausgasreduktion 60 t C02eq pro 
TJ eingesetzter Rohbiomasse beträgt. Dies entspricht 
etwa einer Verdopplung der Klimaschutzanforde- 
rungen, wie sie gegenwärtig in der EU für den Bio- 
kraftstoffbereich in der Diskussion sind. Der WBGU 
schlägt diesen Wert als notwendige Voraussetzung 
für eine Förderung der Bioenergienutzung vor. Bei 
sehr optimistischen Annahmen könnte eine Treib- 
hausgasminderung von bis zu 4-9 Gt COjCq pro Jahr 
erreicht werden. Zum Vergleich: Gegenwärtig betra- 
gen die globalen anthropogenen Treibhausgasemis- 
sionen ca. 50 Gt C02eq pro Jahr und ein hypothe- 
tischer Stopp der globalen Entwaldung würde diese 
Emissionen um bis zu 8 Gt C02eq senken. 

Abgesehen von solchen Bioenergiepfaden, die 
mit der Nutzung marginaler Flächen in den Tropen 
einhergehen oder auf etablierten Technologien wie 
der Mitverbrennung in Kohlekraftwerken oder Pro- 
duktion von Biogas durch Vergärung beruhen, lagen 
die Treibhausgasvermeidungskosten vieler Bioener- 
giepfade im Jahr 2005 deutlich oberhalb von 60 € 
pro t C02eq und sind damit aus Sicht des WBGU als 
derzeit nicht kosteneffiziente Klimaschutzoptionen 
einzuschätzen. 

Daher muss vor allem der Energiepflanzenan- 
bau jeweils sorgfältig mit anderen Klimaschutzopti- 
onen, etwa vermiedener Entwaldung oder Auffors- 
tung, abgewogen werden. Vor allem sollte er nicht 
dazu führen, die politisch sehr aufwändigen Bemü- 
hungen zur Reduktion der Emissionen aus Entwal- 
dung zu unterminieren. 

Kombiniert man die Nutzung des nachhaltigen 
Bioenergiepotenzials mit der Abscheidung und siche- 
ren Einlagerung von CO 2 , so können sogar „negative 
C02-Emissionen“ erzeugt werden. Der Atmosphäre 
können auf diesem Weg etwa 0,2 ppm CO 2 pro Jahr 
entzogen werden, was etwa einem Zehntel des der- 
zeitigen jährlichen Anstiegs der C02-Konzentration 
entspricht. Daher kann selbst innerhalb langer Zeit- 
räume mit dieser Technik nur ein relativ kleiner Teil 
der anthropogen verursachten Erhöhung der COj- 
Konzentration rückgängig gemacht werden. 

Solange ein globales System verpflichtender 
Begrenzungen von Treibhausgasemissionen noch 
nicht installiert ist, das alle relevanten Quellen 
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umfasst, empfiehlt der WBGU, Emissionsstandards 
für Bioenergie einzuführen. 

Überwindung der Energiearmut 
Die Überwindung der Energiearmut ist vor allem 
in den ländlichen Regionen, teilweise aber auch in 
Urbanen Räumen der Entwicklungsländer, eine ent- 
scheidende Voraussetzung für die Armutsbekämp- 
fung. Als ersten Schritt empfiehlt der WBGU, den 
vollständigen Ausstieg aus den gesundheitsschädli- 
chen Formen der traditionellen Bioenergienutzung 
bis 2030 als internationale Zielsetzung anzustreben. 

Dazu können einige Technologien bereits heute 
schnell und kostengünstig eingesetzt werden. Mit 
dem Einsatz verbesserter Kochherde kann der 
Brennstoffverbrauch auf die Hälfte bis zu einem 
Viertel verringert und gleichzeitig die Gesundheits- 
gefährdung drastisch reduziert werden. Auch dezen- 
trale, kleine Biogasanlagen für Rest- und Abfall- 
stoffe sowie die Ölpflanzenproduktion auf margina- 
lem Land für die Erzeugung von Strom und mechani- 
scher Energie oder zur Beleuchtung sollten verstärkt 
gefördert werden. Diese Technologien leisten zudem 
einen Beitrag zur Verminderung des Nutzungsdrucks 
auf natürliche Ökosysteme sowie zur Armutsreduk- 
tion, da sich der Zeit- und Kostenaufwand für die 
Beschaffung des Brennmaterials deutlich vermindert. 
Sie bieten einen großen Hebel, um in kurzer Zeit und 
kostengünstig die Lebensqualität vieler hundert Mil- 
lionen Menschen deutlich zu verbessern. Wichtig ist, 
in allen Schritten bei der Entwicklungszusammenar- 
beit sicherzustellen, dass die Technologien angenom- 
men werden und selbst gewartet werden können. 

Auf dem weiteren Weg zur Reduzierung der Ener- 
giearmut steht der Zugang zu modernen Energiefor- 
men im Vordergrund, vor allem zu Elektrizität und 
Gas. Dazu kann in Entwicklungsländern moderne 
Bioenergienutzung mittlerer Größe zur Stromerzeu- 
gung in KWK- oder Vergasungsanlagen ein wichti- 
ger Baustein sein, vor allem wenn Biomasse z.B. aus 
Reststoffen oder von Holzplantagen auf marginalem 
Land verwendet wird. Der Einsatz flüssiger Biokraft- 
stoffe für den stationären Einsatz (z.B. Stromerzeu- 
gung, Wasserpumpen, Kochen) kann in ländlichen 
Regionen von Entwicklungsländern sinnvoll sein, 
wenn sie etwa aufgrund ihrer Lage infrastruktureh 
benachteiligt sind. 

Die größerskalige, moderne Bioenergieproduk- 
tion und -nutzung, die ebenfalls zur Bekämpfung 
der Energiearmut in Entwicklungsländern beitragen 
kann, sollte grundsätzlich auch unter dem Aspekt der 
Klimaschutzwirkung betrachtet werden. Bei günsti- 
gen Treibhausgasvermeidungskosten der jeweiligen 
Bioenergiepfade können über internationale Kli- 
maschutzinstrumente neue Finanzierungsquellen 
erschlossen werden. 


Energiepflanzen als Brückentechnologie 

Die nachhaltige Nutzung von Bioenergie aus Ener- 
giepflanzen kann aus zwei Gründen nur bis etwa 
Mitte des Jahrhunderts eine wichtige Brückentech- 
nologie für den Übergang von den bestehenden fos- 
silen Energiesystemen in eine Energiezukunft mit 
überwiegendem Anteil an Wind- und Solarenergie 
sein. 

Erstens werden in den nächsten Jahrzehnten durch 
dynamische Trends wie eine wachsende Weltbevöl- 
kerung mit zunehmend flächenintensiven Ernäh- 
rungsmustern, verstärkter Bodendegradation sowie 
Wasserknappheit die Anforderungen an die globale 
Landnutzung massiv steigen. Zudem werden auch 
aus Klimaschutzgründen die petrochemischen Pro- 
dukte künftig zunehmend aus Biomasse hergestellt 
werden. Der nicht substituierbare Landnutzungsbe- 
darf für die Herstellung von Textilien, chemischen 
Produkten, Kunststoffen usw. dürfte bei rund 10 % 
der Weltagrarfläche hegen, wobei ein Teil der auf 
Biomasse basierenden Produkte nach ihrer Nutzung 
in Form von biogenem Abfall einer energetischen 
Verwertung zugeführt werden kann („Kaskaden- 
nutzung“). Diese steigenden Anforderungen an die 
Landnutzung vollziehen sich vor dem Hintergrund 
eines sich zunehmend manifestierenden anthropo- 
genen Klimawandels. Daher wird vermutlich in der 
zweiten Hälfte des Jahrhunderts der Energiepflan- 
zenanbau wieder zurückgehen müssen. 

Zweitens wird erneuerbare Energie in Form von 
Elektrizität in den kommenden Jahrzehnten zuneh- 
mend durch Wind- und Wasserkraft direkt erzeugt, 
ab Mitte des Jahrhunderts auch in großem Stil durch 
Solarenergie, so dass Energiepflanzen als Energie- 
träger weitgehend ihre Brückenfunktion in eine 
nachhaltige Energieversorgung erfüllt haben wer- 
den. Der Sockel an Bioenergienutzung aus biogenen 
Reststoffen und Abfällen bleibt davon unberührt. 
Gemeinsam mit der Restnutzung fossiler Energie- 
träger bekommen sie zunehmend die Aufgabe, als 
Regelenergie die Leistungsschwankungen von direkt 
erzeugtem Strom aus erneuerbaren Energien auszu- 
gleichen. ln Verbindung mit intelligenten Stromnet- 
zen kann auch die Elektromobilität einen wichtigen 
Beitrag zur Regelenergie leisten. 


4 

Forschungsempfehlungen für eine nachhaltige 
Bioenergienutzung 

Auch wenn der WBGU mit diesem Gutachten bereits 
in Teilbereichen einen gangbaren Korridor für eine 
nachhaltige Bioenergienutzung ausweisen kann, 
bleiben Wissensdefizite, die durch weitere Forschung 
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beseitigt werden müssen. Der WBGU sieht besonde- 
ren Forschungsbedarf in sechs Bereichen: 

1. Verbesserung der wissenschaftlichen Grundlagen 
zur globalen Landnutzung: Um die wissenschaft- 
lichen Grundlagen für den Aufbau eines durch 
ein Geographisches Informationssystem (GIS) 
gestützten Landkatasters zu schaffen, müssen der 
Zustand der globalen Landnutzung und Landbe- 
deckung sowie die Dynamik globaler Landnut- 
zungsänderungen genauer als bisher beobachtet 
und bewertet werden. Dazu ist u.a. die Erhebung 
von hochaufgelösten Daten über Vegetations- 
bedeckung, Wasserhaushalt und Bodenzustand, 
landwirtschaftliche Nutzung und Bodenversiege- 
lung in den einzelnen Weltregionen erforderlich. 

2. Bestimmung genauerer Treibhausgasbilanzen ver- 
schiedener Nutzungspfade der Bioenergie: Die 
Treibhausgasbilanz ist die entscheidende Größe, 
die über den klimapoli tischen Nutzen (oder in 
manchen Fällen Schaden) einer bestimmten Bio- 
energienutzung entscheidet. Sie lässt sich bislang 
nur ungenau bestimmen, z.B. was indirekt verur- 
sachte Emissionen durch Verdrängung bisheriger 
Landnutzung auf andere Flächen betrifft. 

3. Bestimmung des Potenzials, der Treibhausgas- 
bilanzen und der wirtschaftlichen Nutzungspfade 
der Verwertung von Reststoffen: Reststoffe u.a. aus 
Land- und Forstwirtschaft stellen ein noch kaum 
genutztes Potenzial zur Energieerzeugung dar, 
dessen künftige Nutzungsmöglichkeiten erforscht 
werden sollten. 

4. Analyse der Rolle der Bioenergie in einem Ener- 
giesystem der Zukunft (national, regional, global): 
Die strategische Bedeutung und Einbindung von 
Bioenergie in jeweilige Energiesysteme (z.B. als 
Regelenergie) sollte näher untersucht werden. 
Dies ist mit entscheidend für die Wahl der bevor- 
zugten Nutzungspfade. 

5. Klärung der Zusammenhänge zwischen Ernäh- 
rungssicherung und Bioenergie: Die komplexen 
lokalen, nationalen und globalen Wirkungsketten 
zwischen Bioenergienutzung und Ernährungssi- 
cherung sollten aus sozioökonomischer Perspek- 
tive dringend erforscht werden. Dabei sollten geo- 
politische Aspekte berücksichtigt werden: Könnte 
in einem Weltenergiesystem, in dem Bioenergie 
eine wesentliche Komponente darstellt, das „Pri- 
mat der Sicherung der Energieversorgung“ der 
westlichen Welt und anderer mächtiger politi- 
scher Akteure dazu führen, Ernährungsprobleme 
in armen und politisch wenig einflussreichen Län- 
dern zu verschärfen? Wie ließen sich solche Sze- 
narien durch internationale Kooperationsverein- 
barungen verhindern? 

6. Analyse internationaler Landnutzungskonkurren- 
zen und Entwicklung von Elementen eines globa- 


len Landnutzungsmanagementsystems: Land wird 
in den kommenden Dekaden aufgrund unter- 
schiedlicher Treiber weltweit zu einem knappen 
Gut. Damit wird Landnutzung zu einem Gegen- 
stand von Global Governance. Die Forschung 
sollte Interessenstrukturen im Bereich der welt- 
weiten Landnutzung untersuchen und Beiträge 
zum Aufbau eines wirksamen globalen Regelwer- 
kes zum Management von Landressourcen und 
zur Vermeidung von Landnutzungskonflikten 
leisten. 


5 

Handlungsempfehlungen; Bausteine einer 
nachhaltigen Bioenergiepolitik 

Der Wettbewerb zwischen Biomasse als Rohstoff 
für die Energieerzeugung und dem Anbau von Nah- 
rungsmitteln auf knapper werdenden Anbauflächen 
verbindet die beiden zentralen Grundlagen mensch- 
licher Gesellschaften: Energie und Nahrung. Die 
Systemperspektive macht zudem deutlich, dass die 
sich neu konstituierende Bioenergiepolitik nicht nur 
komplexe Fragen der Energie-, Landwirtschafts- und 
Klimapolitik umfasst. Vielmehr spielen auch Ver- 
kehrs-, Außenwirtschafts- und Umweltpolitik sowie 
Entwicklungs- und Sicherheitspolitik eine wichtige 
Rolle. Weil nicht nachhaltige Bioenergiestrategien 
dem Klima schaden, Ernährungsprobleme verschär- 
fen und Landnutzungskonflikte beschleunigen kön- 
nen, muss die Politik quer über die genannten Poli- 
tikfelder Rahmenbedingungen setzten. Darüber hin- 
aus kann Bioenergiepolitik nicht allein im nationalen 
Kontext gestaltet werden, sondern erfordert kollek- 
tives grenzüberschreitendes Handeln im Sinne einer 
effektiven Mehrebenenpolitik. Um die Bioenergie- 
nutzung auf Nachhaltigkeit auszurichten, sind also 
komplexe politische Gestaltungsaufgaben zu bewäl- 
tigen, die für eine überwiegend nach dem Ressort- 
prinzip organisierte Politik eine große Herausforde- 
rung darstehen: Konkurrierende Ziele müssen natio- 
nal wie weltweit ausbalanciert werden. 

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen und 
angesichts der Dringlichkeit des globalen Umsteuerns 
entwickelt der WBGU einen differenzierten politi- 
schen Instrumentenmix für eine nachhaltige globale 
Bioenergiepolitik. Den erheblichen Risiken beim 
Energiepflanzenanbau für den Klimaschutz sowie 
durch Landnutzungskonkurrenzen muss durch insti- 
tutioneile Regelungen begegnet werden. Dazu muss 
zunächst sichergestellt werden, dass der Ausbau der 
Bioenergienutzung einen Beitrag zum Klimaschutz 
leistet. Die Anrechnungsverfahren im Rahmen des 
UN-Klimaschutzregimes müssen so angepasst wer- 
den, dass die Anreize zu einer für den Klimaschutz 
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kontraproduktiven Bioenergiepolitik entfallen. Da 
dies keine kurzfristige Wirkung entfaltet und die 
Einhaltung weiterer Nachhaltigkeitsdimensionen 
(Ernährungssicherung, Erhalt biologischer Viel- 
falt usw.) nicht sicherstellen kann, müssen gleichzei- 
tig Bioenergiestandards erarbeitet und angewandt 
werden. Der WBGU schlägt einen anspruchsvollen 
Mindeststandard in Kombination mit zusätzlichen 
Förderkriterien vor. Darüber hinaus sind flankie- 
rende Maßnahmen zur Sicherung der globalen Nah- 
rungsmittelproduktion und der biologischen Vielfalt 
sowie des Wasser- und Bodenschutzes erforderlich. 
Dazu können bestehende UN-Institutionen wie z.B. 
die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
(FAO), die Biodiversitätskonvention (CBD) und die 
Desertifikationskonvention (UNCCD) Beiträge leis- 
ten. Abschließend wird bewertet, welche Nutzungs- 
formen der Bioenergie explizit durch nationale Poli- 
tiken und internationale Entwicklungszusammenar- 
beit gefördert werden sollen. 


5.1 

Bioenergie konsistent in die internationaie 
Klimaschutzpoiitik einbinden 

Anrechnungsverfahren für CO^-Emissionen 
DURCH Bioenergie grundlegend reformieren 
Die bestehenden Regelungen in der Klimarahmen- 
konvention (UNFCCC) und im Kioto-Protokoll 
führen zu einer verzerrten Darstellung des Klima- 
schutzbeitrags von Bioenergie und zu Fehlanreizen 
in Bezug auf Bioenergieproduktion und -nutzung 
bis hin zur Förderung klimaschädlicher Bioenergie- 
nutzung. Der WBGU hält daher die Korrektur der 
Anrechnungsmodalitäten für die Verpflichtungen im 
Rahmen des Kioto-Protokolls bzw. seiner Nachfol- 
geregelung für notwendig. Diese sollte folgende Ele- 
mente umfassen: Erstens darf die Nutzung von Bio- 
energie nicht weiter pauschal als frei von COj-Emis- 
sionen („Nullemission“) im Energiesektor gezählt 
werden. Der WBGU plädiert hier jedoch nicht für 
einen Ersatz der unterstellten Nullemissionen durch 
kumulierte Emissionen aus einer Lebenszyklusana- 
lyse der Bioenergie, da dies mit den übrigen Zurech- 
nungsmodalitäten innerhalb der UNFCCC nicht 
kompatibel wäre und zu Doppelzählungen führen 
würde. Vielmehr sollten im Energiesektor die tat- 
sächlich bei der Verbrennung der Biomasse entste- 
henden COj-Emissionen gezählt und angerechnet 
werden. Demgegenüber sollte die Aufnahme von 
CO 2 aus der Atmosphäre durch Energiepflanzen im 
Landnutzungssektor gezählt werden. Diese Korrek- 
tur würde die Behandlung von Bioenergie an dem 
auch ansonsten angewendeten Prinzip ausrichten, 
Emissionen grundsätzlich dem Ort und Zeitpunkt 


ihrer Entstehung zuzuordnen. Zweitens sollten die 
bisherigen Regelungen, bei der nur ausgewählte 
COj-Emissionen und -Absorptionen aus Landnut- 
zung und Landnutzungsänderungen auf die Ver- 
pflichtungen der Staaten angerechnet werden bzw. 
werden können, durch eine vollständige Erfassung 
aller Emissionen aus diesen Sektoren ersetzt wer- 
den, die idealerweise in eine umfassende Vereinba- 
rung zum Erhalt der Kohlenstoffvorräte terrestri- 
scher Ökosysteme innerhalb der UNFCCC einge- 
bettet wären. Drittens bedarf es Ergänzungen, die 
den Flandel zwischen Staaten mit und Staaten ohne 
Verpflichtung zur Emissionsbegrenzung betreffen. 
Darüber hinaus sollten die zu Emissionsbegrenzun- 
gen verpflichteten Länder für diejenigen Emissio- 
nen aus dem Lebenszyklus der Bioenergienutzung, 
für die bereits eine angemessene Zurechnung zu den 
Inventaren besteht (z.B. Nicht-C02-Emissionen aus 
der Landwirtschaft), systematisch entsprechende 
Anreize zur Emissionsbegrenzung auf der Akteurs- 
ebene (z.B. für Land- und Forstwirte) einführen. 

Bioenergie im CDM differenziert 
betrachten 

Wegen der begrenzten Anzahl von Bioenergie- 
projekten hat der Clean Development Mechanism 
(CDM) derzeit nur einen geringen Einfluss auf die 
Bioenergienutzung in Schwellen- und Entwicklungs- 
ländern. Einer Ausweitung von CDM-Projekten zum 
Anbau von Energiepflanzen ist mit Skepsis zu begeg- 
nen, solange nicht sichergestellt werden kann, dass es 
in Folge dieser Landnutzung nicht zu den bekannten 
Verdrängungseffekten kommt und andernorts terres- 
trisch gespeicherter Kohlenstoff freigesetzt wird. Der 
Spielraum für CDM-Projekte zur Verbesserung oder 
Substitution von ineffizienter traditioneller Biomas- 
senutzung sollte genutzt werden, ohne die Integrität 
des CDM zu beschädigen. Generell sollte bei CDM- 
Projekten im Bereich Bioenergie die Einhaltung des 
vom WBGU geforderten Mindeststandards sicher- 
gestellt werden. 

Emissionen durch 
Landnutzungsänderungen in 
Entwicklungsländern begrenzen 
Da die gegenwärtige Ausweitung des Anbaus von 
Energiepflanzen tropische Entwaldung vorantreiben 
kann, ist ein effektives Regime zur Verminderung 
der Emissionen aus Entwaldung und Walddegrada- 
tion (REDD) im Rahmen der UNFCCC von hoher 
Bedeutung. Ein geeignetes REDD-Regime sollte 
wirksame Anreize setzen, um zügig reale Emissions- 
minderungen durch eine Reduzierung der Entwal- 
dung zu erreichen und dazu internationale Finanz- 
transfers in ausreichender Höhe mobilisieren. Um 
zum einen Ausweicheffekte (leakage) zu vermeiden 
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und zum anderen die natürlichen Kohlenstoffspei- 
cher wie tropische Primärwälder dauerhaft vor Ent- 
waldung und Degradation zu schützen und die Emis- 
sionen aus Graslandumbruch zu begrenzen, sollte 
das Regime aus einer Kombination nationaler Emis- 
sionsbegrenzungsziele und projektbasierter Vorge- 
hensweise bestehen. Dabei wäre das REDD-Regime 
idealerweise Bestandteil einer umfassenden Verein- 
barung zum Erhalt der Kohlenstoffvorräte terrestri- 
scher Ökosysteme innerhalb der UNFCCC. 

Umfassende Vereinbarung zum Schutz 

TERRESTRISCHER KOHLENSTOFFSPEICHER 
VORANTREIBEN 

Die C02-Emissionen aus dem Bereich Landnut- 
zung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft 
(LULUCF) sollten systematisch und vollständig in 
das Post-2012-Regime einbezogen werden, damit 
der Anreiz, den die UNFCCC zur Bioenergienut- 
zung gibt, sich an ihrem tatsächlichen Klimaschutz- 
beitrag orientiert. Die COj- Aufnahme und -Abgabe 
der Biosphäre unterscheiden sich jedoch in vielen 
grundlegenden Aspekten - etwa Messbarkeit, Rever- 
sibilität, langfristige Kontrollierbarkeit, zwischen- 
jährliche Schwankungen - von den Emissionen aus 
fossilen Energieträgern. Aufgrund der sehr unter- 
schiedlichen Charakteristika der Sektoren, auch 
bezüglich der Zeitdynamik und Planbarkeit, erschei- 
nen im Hinblick auf die Einhaltung der 2°C-Leit- 
planke separate Minderungsziele zielführender als 
ein übergreifendes Minderungsziel. Der WBGU rät 
daher dazu, eine umfassende separate Vereinbarung 
zum Erhalt der Kohlenstoffvorräte terrestrischer 
Ökosysteme zu verhandeln. Diese sollte erstens die 
Debatte zu REDD einbeziehen, zweitens die beste- 
henden Regelungen zur Anrechnung von Senken 
(auch durch CDM) auf die Minderungspflichten in 
den in Annex-A des Kioto-Protokolls aufgeführten 
Sektoren ersetzen und drittens alle C02-Emissionen 
aus LULUCF vollständig umfassen. Trotz getrennter 
Zielvereinbarungen hält es der WBGU aus der Pers- 
pektive ökonomischer Effizienz für angebracht, eine 
gewisse Austauschbarkeit anzustreben, die jedoch 
aufgrund der Messschwierigkeiten und anderer 
Unsicherheiten von LULUCF-Emissionen deutlich 
begrenzt und mit Abschlägen verbunden sein sollte. 


5.2 

Standards und Zertifizierung für Bioenergie und 
nachhaitige Landnutzung einführen 

Um eine nachhaltige Produktion von Bioenergie- 
trägern im Rahmen der Leitplanken des WBGU für 
eine nachhaltige Landnutzung sicherzustellen, ist es 
erforderlich, Nachhaltigkeitsstandards für Bioener- 


gie einzuführen. Ein Mindeststandard für Bioener- 
gieträger sollte Voraussetzung dafür sein, dass Bio- 
energieprodukte auf den Markt gebracht werden 
dürfen. 

Mindeststandard eür Bioenergie und 

NACHHALTIGE LANDNUTZUNG GESTAEFELT 
EINFÜHREN 

Der WBGU empfiehlt, einen gesetzlichen Mindest- 
standard für alle Arten von Bioenergie zunächst 
auf EU-Ebene zügig einzuführen. Dazu sollten die 
Nachhaltigkeitskriterien für flüssige Biokraftstoffe 
der geplanten EU-Richtlinie zur Förderung erneu- 
erbarer Energien zu einem Mindeststandard für alle 
Arten von Bioenergie ausgebaut werden. Neben den 
Vorgaben zum Boden-, Wasser- und Biodiversitäts- 
schutz sind zudem auch die Auswirkungen indirek- 
ter Landnutzungsänderungen sowie Kriterien zur 
Einschränkung der Nutzung gentechnisch verän- 
derter Organismen einzubeziehen. Außerdem soll- 
ten einzelne Kernarbeitsnormen der Internationa- 
len Arbeitsorganisation (ILO) verpflichtend ver- 
ankert werden. Bezüglich der Treibhausgasemissio- 
nen empfiehlt der Beirat anstatt einer Vorgabe für 
die relative Treibhausgasreduktion bezogen auf die 
End- bzw. Nutzenergie eine Vorgabe für die absolute 
Treibhausgasreduktion bezogen auf die Menge an 
eingesetzter Rohbiomasse. So sollten durch den Ein- 
satz von Bioenergieträgern die Lebenszyklustreib- 
hausgasemissionen im Vergleich zu fossilen Energie- 
trägern um mindestens 30 t C02eq pro TJ eingesetz- 
ter Rohbiomasse gesenkt werden. 

Der Anbau von Energiepflanzen sowie die Bereit- 
stellung von Biomasserohstoffen sollten nur geför- 
dert werden, wenn sich daraus nachweisliche Ver- 
besserungen in Form reduzierter Energiearmut 
oder nachweisliche Vorteile für den Klima-, Biodi- 
versitäts-, Boden- sowie Wasserschutz ergeben und 
der Anbau auch bezüglich sozialer Kriterien positiv 
bewertet wird. 

Eine Voraussetzung sollte sein, dass durch den 
Einsatz der Bioenergieträger eine Reduktion der 
Lebenszyklustreibhausgasemissionen im Vergleich 
zu fossilen Energieträgern um mindestens 60 1 
C02eq pro TJ eingesetzter Rohbiomasse erzielt wer- 
den kann. Als besonders förderungswürdig erachtet 
wird die Nutzung von biogenen Abfall- und Reststof- 
fen und der Anbau von Energiepflanzen vor allem 
auf marginalem Land, wenn dabei die Förderkrite- 
rien erfüllt werden. 

Mit dem Ziel einer weltweit nachhaltigen Land- 
nutzung ist mittelfristig ein globaler Landnutzungs- 
standard anzustreben, der die Produktion aller Bio- 
massearten für verschiedenste Nutzungen (Nah- 
rungs- und Futtermittel, energetische und stoffliche 
Nutzung usw.) länder- und sektorübergreifend regelt. 
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Die EU-Mitgliedsstaaten sollten deshalb eine ent- 
sprechende Regelung zur Ausweitung der Bioener- 
giestandards auf alle Arten von Biomasse vorberei- 
ten. 

Bis ein global abgestimmter Landnutzungsstan- 
dard geschaffen ist, ist auch die Verankerung von 
Bioenergiestandards in bilateralen Abkommen ein 
effektives Instrument zur Erhöhung der Nachhaltig- 
keit. Der WBGU empfiehlt den europäischen Staa- 
ten, in künftigen Abkommen mit wichtigen Bioener- 
gieproduktions- und -konsumentenländern verbind- 
liche Nachhaltigkeitskriterien zu verankern. Beste- 
hende bilaterale Verträge sollten in diese Richtung 
nachgebessert werden. Im Gegenzug sollten für 
die Handelspartner bei Einhaltung des Mindest- 
standards freier Marktzugang für Bioenergieträger 
gewährt werden. 

Aus Sicht des Rechts der Welthandelsorganisation 
(WTO) und um Ausweichmärkte für nicht dem Min- 
deststandard entsprechende Bioenergieprodukte 
gering zu halten, sollte sich die Bundesregierung 
zudem bemühen, dass möglichst schnell ein inter- 
nationaler Konsens zu einem Mindeststandard für 
nachhaltige Bioenergie sowie zu einer umfassenden 
internationalen Bioenergiestrategie entwickelt wird. 
In der Übergangszeit muss darauf hingewirkt wer- 
den, Förderungen nicht nachhaltiger Bioenergienut- 
zungen rasch abzubauen. 

Zertifizierungssysteme für nachhaltige 
Bioenergieträger schaffen 
Um die Einhaltung des Mindeststandards nach wei- 
sen zu können, müssen zeitnah entsprechende Zer- 
tifizierungssysteme geschaffen werden. Der WBGU 
empfiehlt, ein international anwendbares Zertifizie- 
rungssystem für alle Arten von Biomasse zu entwi- 
ckeln. Dies erleichtert die spätere Ausweitung der 
Bioenergiestandards auf andere Biomassenutzun- 
gen. Das System „International Sustainability and 
Carbon Certification“, das im Auftrag des Bundesmi- 
nisteriums für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz konzipiert wurde, oder ein vergleich- 
bares Zertifizierungssystem, sollte zügig umgesetzt 
werden. 

Die Pflicht zum Nachweis über die Einhaltung der 
Standards könnte zunächst bei den Vertreibern der 
Endprodukte liegen. Eine originäre Zertifizierungs- 
pflicht für Bioenergierohstoffe, die auch nicht ener- 
getisch genutzt werden können, entfiele damit. Wäh- 
rend die Zertifizierung von privaten Unternehmen 
durchgeführt werden sollte, müssen zur Kontrolle der 
tatsächlichen Umsetzung der Standards von staat- 
licher Seite sanktionsfähige Institutionen geschaf- 
fen werden. Entwicklungsländer und vor allem die 
am wenigsten entwickelten Länder (LDCs) sollten 
bei der Einrichtung von Zertifizierungssystemen 


und Kontrollstellen sowie bei der Durchführung der 
Zertifizierung durch technische und finanzielle Hilfe 
unterstützt werden. 

WTO-Konformität von Umwelt- und 
Sozialstandards herstellen 
Die WTO-Konformität eines unilateralen europäi- 
schen Standards kann rechtlich begründet werden, 
insbesondere bezüglich Kriterien zur Reduktion von 
Treibhausgasemissionen und zum Schutz der glo- 
balen Biodiversität, weil die Schutzwürdigkeit von 
Klima und Biodiversität in multilateralen Umweltab- 
kommen völkerrechtlich festgeschrieben ist. Gene- 
rell sollte die Akzeptanz von Umwelt- und Sozial- 
standards im WTO- Vertragsregime weiter verbessert 
werden. Des Weiteren darf die angestrebte Handelsli- 
beralisierung in Bezug auf die so genannten Environ- 
mental Goods and Services (EGS) nicht dazu füh- 
ren, dass das Ziel einer nachhaltigen Produktion und 
Nutzung der entsprechenden Güter und Dienstleis- 
tungen unterlaufen wird. Die Bundesregierung sollte 
daher im Rahmen der Verhandlungen darauf hinwir- 
ken, dass nur Güter als EGS klassifiziert werden, die 
in jedem Fall dem vom WBGU geforderten Mindest- 
standard genügen bzw. aus nachhaltigen Bioenergie- 
nutzungspfaden resultieren. 


5.3 

Nutzungskonkurrenzen nachhaltig regulieren 

Vorrang für Ernährungssicherheit 
gewährleisten 

Ohne Gegensteuern werden sich künftig die Spiel- 
räume für die Nahrungsproduktion u.a. durch den 
beginnenden Bioenergieboom deutlich verschär- 
fen. Um eine krisenhafte Entwicklung zu vermeiden, 
besteht Handlungsbedarf in folgenden Bereichen: 

• Integrierte Bioenergie- und Ernährungssiche- 
rungsstrategie entwickeln: Der WBGU empfiehlt, 
über die von der Ressortarbeitsgruppe „Welt- 
ernährungslage“ in ihrem Bericht an das Bun- 
deskabinett genannten Maßnahmen hinaus, den 
Anbau von Energiepflanzen jeweils in eine integ- 
rierte Bioenergie- und Ernährungssicherungsstra- 
tegie einzubinden, bei der die Ernährungssicher- 
heit Vorrang hat. Besonders wichtig ist dies für 
die Gruppe der einkommensschwachen Entwick- 
lungsländer, die Nettoimporteure von Nahrungs- 
mitteln sind (Low-Income Food-Deficit Countries, 
LIFDC). Ein kontrollierter Ausbau der Bioener- 
gie kann sinnvoll nur mit weltweiten Anstrengun- 
gen zur Stärkung der Landwirtschaft einhergehen. 
Dazu muss zunächst kurzfristig die Ernährungssi- 
tuation in betroffenen Regionen verbessert wer- 
den, etwa durch Verteilung unentgeltlichen Saat- 
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guts für die nächste Saison. Gleichzeitig müssen 
die Rahmenbedingungen für Ernährungssicher- 
heit und Nahrungsmittelproduktion langfristig 
verbessert und konsistent in andere Politikfelder, 
wie u.a. Klima- und Naturschutz, eingefügt wer- 
den. Der Anbau sollte vor allem auf marginalen, 
insbesondere degradierten Flächen gefördert wer- 
den. 

• Steigenden Druck auf die Landnutzung durch 
sich ändernde Ernährungsweisen stärker beach- 
ten: Der stark steigende Druck auf die Landnut- 
zung als Folge flächenintensiver Ernährungsmus- 
ter in Industrieländern und deren Ausweitung in 
dynamisch wachsenden großen Schwellenländern 
verschärft die globalen Flächennutzungskon- 
kurrenzen. Dies ist eine große, heute noch weit- 
gehend unterschätzte Flerausforderung: bis 2030 
sollen ca. 30 % der für die Ernährung erforderli- 
chen Produktionssteigerungen für Nahrungsmit- 
tel hierauf zurückgehen. Dieser Zusammenhang 
zwischen individuellen Essgewohnheiten, globa- 
ler Landnutzung und Ernährungssicherheit ist zu 
wenig bekannt und sollte daher über Aufklärungs- 
kampagnen den Verbrauchern bewusst gemacht 
werden. Vorrangig sollte ein Problembewusst- 
sein vor allem in den Industrieländern erzeugt 
und zu Verhaltensänderungen angeregt werden. 
Hierzu können auch Initiativen auf internatio- 
naler Ebene, z.B. im Umfeld der UN-Organisati- 
onen, angestoßen werden. Diese Initiativen soll- 
ten durch eine internationale Zusammenarbeit 
zur Flächeninanspruchnahme für den Pro-Kopf- 
Verbrauch von Nahrungsmitteln unterstützt wer- 
den. Nachhaltigkeitskonzepte wie der ökologische 
Fußabdruck können veranschaulichen, dass glo- 
bal derzeit natürliche Ressourcen über ihre Rege- 
nerationsfähigkeiten hinaus beansprucht werden. 

• Risiken der Landnutzung für die Ernährungssi- 
cherheit rechtzeitig erkennen: Um künftig bes- 
ser auf Krisenfälle vorbereitet zu sein, wird ein 
effektives Frühwarnsystem benötigt. Die vor- 
handenen Monitoring-Kapazitäten, z.B. bei der 
FAO und dem Welternährungsprogramm, soll- 
ten gestärkt und effizienter vernetzt werden. Mit 
dem zunehmenden Druck auf die globale Land- 
nutzung sieht der WBGU darüber hinaus einen 
wachsenden Bedarf, Risiken für die Ernährungs- 
sicherheit durch Nutzungskonkurrenzen rechtzei- 
tig zu erkennen. Dazu sind globale Monitoring- 
und Frühwarnsysteme sehr wichtig. 

• Kopplung von Landnutzung, Nahrungsmittel- und 
Energiemärkten berücksichtigen: Die Herausfor- 
derungen zur Sicherung der Welternährung müs- 
sen heute vor dem Hintergrund des zunehmenden 
Drucks auf die globale Landnutzung bewältigt 
werden und können nicht mehr allein Gegenstand 


nationaler Bemühungen sein. In einer globalisier- 
ten Welt muss die Politik die immer engere Ver- 
knüpfung von Landnutzung und Preisentwick- 
lung für Agrargüter auf der einen und dem Ener- 
giemarkt auf der anderen Seite berücksichtigen. 
Sie muss daher regulierende Mechanismen ent- 
werfen, wenn etwa Entwicklungen auf den Ener- 
giemärkten zu Fehlentwicklungen für die Ernäh- 
rungssicherheit führen. Langfristig ist für die 
Sicherung der Ernährung wichtig, dass von den 
Weltagrarmärkten Impulse für Produktionsstei- 
gerungen gerade in ärmeren Entwicklungslän- 
dern ausgehen. Hierzu sollten Importbarrieren 
für Agrargüter stärker abgebaut werden sowie 
Exportsubventionen und andere Produktionsför- 
dermaßnahmen weltweit, vor allem aber in den 
Industrieländern, zurückgeführt werden. Bei einer 
Handelsliberalisierung muss jedoch berücksich- 
tigt werden, dass sich Entwicklungsländer in ihren 
Voraussetzungen und Bedürfnissen unterschei- 
den. So sind z.B. LlFDCs von Preissteigerungen 
auf dem Weltmarkt unmittelbar negativ betroffen. 
Aus diesem Grund sollten Ausnahmen von einer 
allgemeinen Liberalisierung für einen Kreis von 
vor allem ärmeren Entwicklungsländern vorgese- 
hen werden. 

Erhaltung biologischer Vielfalt: 
Möglichkeiten der Biodiversitätskonvention 

NUTZEN 

Der Ausbau der Bioenergie darf nicht zu direkt oder 
indirekt ausgelöster Konversion natürlicher Ökosys- 
teme führen. Dazu ist ein effektives Schutzgebiets- 
system eine zentrale Voraussetzung. Der WBGU 
empfiehlt, bis 2010 auf 10-20 % der Landfläche ein 
globales, ökologisch repräsentatives und effektiv 
betriebenes Schutzgebietssystem mit ausreichender 
Finanzierung einzurichten. Die CBD ist das wich- 
tigste internationale Abkommen, um diese Leit- 
planke für den Biosphärenschutz umzusetzen. 

• Finanzierungslücke bei Schutzgebieten füllen: Der 
WBGU empfiehlt dazu eine Mobilisierung von 
20-30 € pro Kopf und Jahr in den Hocheinkom- 
mensländern. Dazu sollte zunächst die auf Anre- 
gung Deutschlands entwickelte und mit erhebli- 
chen finanziellen Mitteln ausgestattete Life Web- 
Initiative genutzt werden, um konkrete bilaterale 
Projekte zügig voran zu bringen. Parallel sollten 
auch andere Geberländer davon überzeugt wer- 
den, Life Web finanziell zu unterstützen. Gelingt 
dies, kann die Initiative mittelfristig zum Nukleus 
für ein Schutzgebietsprotokoll der CBD werden, 
das Umsetzung von Maßnahmen zu Schutzge- 
bieten mit Finanzierungsinstrumenten verbindet. 
Inhalte und politische Realisierbarkeit des Pro- 
tokolls sowie die möglichen Verknüpfungen zu 
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dem entstehenden REDD-Regime der UNFCCC 
sollten erforscht und als Option geprüft werden. 
Des Weiteren setzt der WBGU auf einen Ausbau 
internationaler Kompensationszahlungen für ent- 
gangene Einkommen durch Land- und Forstwirt- 
schaft, um für Entwicklungsländer die Umstellung 
auf eine nachhaltige Landnutzung finanzierbar zu 
machen. In Pilotprojekten sollte geprüft werden, 
inwieweit nationale Habitat-Banking-Systeme in 
Industrieländern für Anbieter von Ökosystemleis- 
tungen aus Entwicklungsländern geöffnet werden 
können. Auch Transformations- und Schwellen- 
länder sowie reiche Rohstoffländer sollten zuneh- 
mend stärker in die Finanzierung des internatio- 
nalen Naturschutzes eingebunden werden. Schon 
jetzt sollten die Weichen für einen marktähnlichen 
Mechanismus gestellt werden, in dem die Zusi- 
cherung des Schutzes zuvor zertifizierter Flächen 
gegen Entgelt gehandelt wird. 

• CBD zur Entwicklung von Biodiversitätsleitli- 
nien für Nachhaltigkeitsstandards nutzen: Ange- 
sichts der Ergebnisse der COP-9 ist zwar nicht mit 
schnellen Fortschritten zu rechnen, aber dennoch 
sollte dieser Prozess durch die deutsche CBD- 
Präsidentschaft gefördert und so weit wie möglich 
beschleunigt werden. Um die notwendigen Moni- 
toring-Kapazitäten aufzubauen, sollte parallel 
dazu der Ausbau der Weltdatenbank zu Schutzge- 
bieten gefördert werden. Der Impetus für Nach- 
haltigkeitsstandards im Bioenergiebereich sollte 
mittelfristig genutzt werden, um zu allgemeinen 
Leitlinien für alle Formen der Biomasseproduk- 
tion zu kommen. 

Wasser- und Bodenschutz durch den Anbau 
VON Energiepflanzen langfristig verbessern 
Die aktuellen Trends zur globalen Wasser- und 
Bodennutzung zeigen in die falsche Richtung. Ohne 
Politikwandel wird der Weg in vielen Regionen in 
eine verschärfte Wasserkrise und zu erhöhter Boden- 
degradation führen. 

• Analyse der regionalen Wasser- und Bodenver- 
fügbarkeit zur Voraussetzung machen: Da Wasser 
und Boden in vielen Regionen prekäre Ressour- 
cen sind, sollte vor der großflächigen Förderung 
von Bioenergieanbausystemen eine integrierte 
Analyse der regionalen Wasser- und Bodenver- 
fügbarkeit vorgenommen werden. Nicht anpasste 
Bioenergieanbausysteme und der global wach- 
sende Energiehunger können den Nutzungsdruck 
auf Boden- und Wasserressourcen stark erhö- 
hen. Daher sollte der Anbau von Energiepflanzen 
jeweils in eine regionale Strategie zum nachhal- 
tigen Boden- und Wassermanagement integriert 
werden. 


• Energiepflanzenanbau zur Restaurierung margina- 
ler Elächen nutzen: Bei Wahl des richtigen Anbau- 
systems kann die Kultivierung von Energiepflan- 
zen auf marginalen Böden (z.B. auf degradiertem 
Land) sogar zu einer Verbesserung der Boden- 
fruchtbarkeit führen. Der Anbau von Energie- 
pflanzen auf degradierten Flächen ist auch des- 
halb eine strategische Option, da hierdurch Flä- 
chen restauriert werden können, die später zumin- 
dest teilweise für die Nahrungsproduktion zur 
Verfügung stehen könnten. Der zunehmende 
Druck auf die Landnutzung könnte dadurch par- 
tiell gedämpft werden. 


5.4 

Förderpolitiken für Bioenergie gezielt einsetzen 

Es sollten grundsätzlich nur Bioenergiepfade geför- 
dert werden, die auf besonders nachhaltige Weise 
zum Klimaschutz beitragen. Darunter versteht der 
WBGU, dass nicht nur der Mindeststandard einge- 
halten wird, sondern dass unter Berücksichtigung der 
gesamten Lebenszyklusemissionen durch den Einsatz 
der Bioenergie mindestens 60 t COjCq pro TJ einge- 
setzter Rohbiomasse eingespart werden können. Da 
aber aus praktischen Gründen die Förderung an ver- 
schiedenen Stufen im Produktionsprozess (Anbau-, 
Konversions- und Anwendungssysteme) erfolgen 
sollte, muss hier in der Regel mit Standardannahmen 
über die jeweils anderen Stufen gearbeitet werden. 

Speziell im Hinblick auf eine Förderung des 
Anbaus von Energiepflanzen erachtet es der WBGU 
als erforderlich, dass zusätzlich ökologische und 
soziale Förderkriterien erfüllt sein müssen. Bei der 
Mobilisierung biogener Reststoffe sollten ebenfalls 
ökologische Grenzen zum Erhalt der Bodenfrucht- 
barkeit berücksichtigt werden. Schließlich sollte die 
Förderung von Konversions- und Anwendungssys- 
teme so gestaltet werden, dass sie sich in das Leitbild 
der Energiewende zur Nachhaltigkeit einfügt. Unge- 
wünschte Pfadabhängigkeiten sollten vermieden und 
zukunftsträchtige Technologien, wie z.B. Elektromo- 
bilität, gefördert werden. 

Nachhaltigkeit der Energiesysteme umfasst außer 
dem Klimaschutz auch die Beseitigung von Energie- 
armut. Die Modernisierung der netzunabhängigen 
bzw. traditionellen Nutzung von Bioenergie kann 
dazu besonders im ländlichen Raum von Entwick- 
lungsländern einen wertvollen Beitrag leisten. Hier 
erscheint dem WBGU eine Förderung bioenergieba- 
sierter Projekte auch dann gerechtfertigt, wenn die 
Klimaschutz- und Förderkriterien nicht voll erfüllt 
werden. 
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Förderung im Agrarsektor umgestalten 
Nachhaltige Biomasseproduktionen für energeti- 
sche Zwecke sollten idealerweise nur dann gefördert 
werden, wenn durch die Landnutzung Natur- oder 
Bodenschutzleistungen unterstützt werden. Wenigs- 
tens sollten jedoch Förderungen von Biomassepro- 
duktionen, die dem WBGU-Mindeststandard nicht 
genügen, innerhalb der nächsten Jahre beseitigt und 
möglichst auf nachhaltige Produktionen umgeschich- 
tet werden. Im Allgemeinen sollten Produktionssub- 
ventionen im Agrarsektor weitestgehend abgebaut 
werden, damit ein ineffizienter Subventionswettlauf 
der Anbieterländer beendet und Marktverzerrun- 
gen im Weltagrarhandel abgebaut werden. Eine Aus- 
nahme bilden Subventionen, die entwicklungs- und 
umweltpolitisch einen hohen Nutzen stiften: Sie soll- 
ten explizit zulässig sein. 

Aus Förderung flüssiger Biokraftstoffe 

AUSSTEIGEN UND ElEKTROMOBILITÄT FÖRDERN 

Die Technologiepolitik zur Bioenergienutzung im 
Verkehr muss neu ausgerichtet werden. Die Förde- 
rung flüssiger Biokraftstoffe für Mobilität im Stra- 
ßenverkehr lässt sich besonders in Industrieländern 
unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten nicht recht- 
fertigen. Gegen eine Förderung sprechen u.a. hohe 
Vermeidungskosten von Treibhausgasemissionen, 
geringe bzw. negative Vermeidungsleistungen pro 
Fläche bzw. pro Menge an eingesetzter Biomasse 
und Lock-in-Effekte einer ineffizienten Verkehrsinf- 
rastruktur auf Basis von Verbrennungsmotoren. Bei- 
mischungsquoten sollten nicht weiter erhöht und die 
derzeitige Beimischung von Biokraftstoffen inner- 
halb der nächsten drei bis vier Jahre ganz zurückge- 
nommen werden. Die auf EU-Ebene vereinbarten 
Emissionsminderungen im Straßenverkehr müssen 
dann auf anderen Wegen erreicht werden. Höchste 
energetische Nutzungsgrade der Biomasse im Ver- 
kehrssektor werden durch Stromerzeugung und 
-nutzung in elektrischen Fahrzeugen erreicht. Für 
einen Ausbau der Elektromobilität sollten geeignete 
Rahmensetzungen erfolgen. Förderpolitiken können 
Unternehmen in ihrer Technologieentwicklung beim 
Aufbau der Anschlussmöglichkeiten an das Strom- 
netz unterstützen. Die Nachfrage nach Elektro- bzw. 
Hybridfahrzeugen kann durch abgabenpolitische 
Maßnahmen angeregt werden. 

Bioenergienutzungspfade für Strom- und 

WÄRMEERZEUGUNG VORANBRINGEN 

Verstärkte Anreize zur Ausschöpfung des Potenzials 
organischer Reststoffe und Abfälle werden vor allem 
durch die Förderung erneuerbarer Energien in der 
Strom- und Wärmeerzeugung gesetzt. Hier gilt es, 
den Einsatz biogener Abfälle und Reststoffe so zu 
fördern, dass er gegenüber der Stromerzeugung aus 


Energiepflanzen klar bevorzugt wird. Flankierend 
sind geeignete Regulierungen zur Reststoffentnahme 
aus Land- und Forstwirtschaft sowie zur Abfallde- 
ponierung und zu Kaskadennutzungen erforder- 
lich. Die in verschiedenen Ländern bestehende För- 
derung der Direktverbrennung von Biomasse (vor 
allem Hackschnitzel und Pellets aus Reststoffen) in 
Kohle- bzw. Heizkraftwerken und des Einsatzes von 
Biogas, Rohgas und Biomethan sollte fortgeführt 
bzw. vorzugsweise in allen Regionen eingeführt wer- 
den, die einen hohen Kohleanteil in der Stromerzeu- 
gung aufweisen. Hierbei ist jedoch unbedingt sicher- 
zustellen, dass die Biomasse dem Mindeststandard 
für Nachhaltigkeit genügt. Die Verstromung von Bio- 
masse, die den Förderkriterien genügt, sollte außer- 
dem besonders gefördert werden. Außerdem ist der 
Einsatz von Biomethan insbesondere dann zusätz- 
lich zu fördern, wenn das beim Herstellungsprozess 
ohnehin abzutrennende COj einer sicheren Depo- 
nie zugeführt wird. Wenn parallel die internationale 
Verbreitung von Kraft-Wärme-Kopplung sowie Gas- 
und-Dampfkraftwerken durch geeignete klima- und 
energiepolitische Rahmenbedingungen sowie geeig- 
nete Förderansätze deutlich zunimmt, lassen sich 
Bioenergienutzungspfade mit hohen Effizienzgraden 
und somit global spürbaren Emissionseinsparungen 
erzielen. Während die Verteuerung von Hackschnit- 
zeln oder Pellets zur Stromerzeugung aus Sicht des 
WBGU eindeutig förderungswürdig ist, sollten staat- 
liche Zulagen für die reine Wärmenutzung in Indust- 
rieländern allenfalls für eine Übergangszeit gewährt 
werden, bis diese Nutzung im transformierten Ener- 
giesystem aus der KWK bzw. über mit regenerativem 
Strom betriebenen Wärmepumpen erfolgt. 

Internationales Abkommen über 
(Bio)Energiesubventionen initiieren 
Um umweltschädliche Energiesubventionen abzu- 
bauen und Nachhaltigkeitskriterien ein stärkeres 
Gewicht zu geben, sollten die Staaten ihre Politiken 
international koordinieren. Sie sollten Vereinbarun- 
gen eingehen, wonach nicht nachhaltige Energie- 
subventionen länderübergreifend zurückgeführt und 
Prinzipien für zulässige Subventionen festgelegt wer- 
den, die sich am Postulat der Nachhaltigkeit orien- 
tieren. Dies könnte z.B. im Rahmen eines Multila- 
teralen Energiesubventionsabkommens (MESA) 
geschehen, in dem zunächst möglicherweise nur die 
wichtigsten Energieerzeuger und -Verbraucher ein- 
gebunden wären und das langfristig im WTO-Regel- 
werk verortet werden könnte. 

Stoffliche Nutzung von Biomasse 
strategisch gestalten 

Um Strategien zur stofflichen Nutzung von Bio- 
masse aus Land- und Forstwirtschaft vorzube- 
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reiten, sind national und global Stoffstromanaly- 
sen und Bilanzen der Flächeninanspruchnahme zu 
erstellen. In Szenarien sollten absehbare Entwick- 
lungen (Nutzungskonkurrenzen, Substitutionspro- 
zesse u.a.) sowie Handlungsoptionen beschrieben 
werden. Für zentrale Stoff- und Produktkategorien 
(Zellstoff, Papierprodukte u.a.) sollten Nachhaltig- 
keitsstandards für den Anbau und die Gewinnung 
der Rohstoffe festgelegt und Produktstandards mit 
hohen Recylingquoten gesetzt werden. Durch geeig- 
nete Maßnahmen sollten hohe Ressourcen- und Pro- 
duktverbräuche massiv gesenkt werden. 


5.5 

Nachhaltiges Bioenergiepotenzial in Entwicklungs- 
und Schwellenländern nutzen 

Bekämpfung der Energiearmut 

ENTWICKLUNGSPOLITISCHE PRIORITÄT EINRÄUMEN 

Der WBGU empfiehlt als Zielsetzung, die Über- 
windung gesundheitsschädlicher Formen der tra- 
ditionellen Bioenergienutzung bis 2030 anzustre- 
ben. Der Zugang zu modernen Energieformen sollte 
zwar nicht als eigenständiges Ziel, jedoch als Mit- 
tel zur Armutsbekämpfung explizit in die Millenni- 
umsentwicklungsziele (MDGs) aufgenommen und 
in den energiepolitischen Portfolios der Akteure der 
Entwicklungszusammenarbeit stärker verankert wer- 
den. Als erster Schritt empfiehlt sich, die Bekämp- 
fung der Energiearmut systematisch in Poverty 
Reduction Strategy Papers (PRSPs) zu integrieren. 
Die internationale Gemeinschaft sollte Bioenergie- 
projekte besonders fördern, die der netzunabhängi- 
gen ländlichen Energieversorgung in Entwicklungs- 
ländern dienen. 

Strategien zur Energiearmutsbekämpfung 
AUF verlässliche DATENBASIS GRÜNDEN 
Um mögliche Alternativen zur Bereitstellung von 
Energiedienstleistungen prüfen zu können und die 
Hemmnisse bei der Umsetzung besser zu verstehen, 
müssen die Akteure der internationalen Entwick- 
lungszusammenarbeit gemeinsam mit nationalen 
Akteuren Strategien zur Bekämpfung der Energie- 
armut auf der Grundlage solider empirischer Ergeb- 
nisse entwickeln und diese in geeignete politische 
Strategien einbetten. Der WBGU empfiehlt deshalb, 
länderübergreifende Querschnittsevaluierungen und 
national, regional und lokal spezifische Untersuchun- 
gen durchzuführen, um Hinweise auf Best-practice- 
Ansätze zu erhalten. 


Entwicklungsländer bei der Konzeption 
nationaler Bioenergiestrategien 
unterstützen 

Um die Chancen und Entwicklungspotenziale der 
Bioenergie realistisch einschätzen und Risiken mini- 
mieren zu können, empfiehlt der WBGU, strategische 
Fragen im Länderkontext und unter möglichst brei- 
ter Beteiligung betroffener Interessens- und Bevöl- 
kerungsgruppen zu diskutieren und über vorran- 
gige Ziele einer Förderung von Bioenergie zu ent- 
scheiden. Die Akteure der Entwicklungszusammen- 
arbeit sollten die Partnerländer dabei unterstützen, 
diese Strategien zu entwickeln und alle Nutzungs- 
und Anwendungsformen der Bioenergie sowie ihre 
Alternativen zu prüfen und hinsichtlich ihrer Eig- 
nung für die lokale Situation abzuwägen. Sie sollten 
außerdem darauf hinwirken, dass Mindeststandards 
und Förderkriterien eingehalten werden und die not- 
wendigen Governance-Kapazitäten wie Landnut- 
zungsplanung oder Zertifizierung gestärkt werden. 
Außerdem müssen Bioenergiestrategien unbedingt 
mit Strategien zur Ernährungssicherung verknüpft 
werden. 

Pilotprojekte mit besonders nachhaltigen 
Anbausystemen sowie Rest- und 
Abfallnutzung fördern 

Anbaumethoden, die besonders nachhaltig sind und 
Beiträge zur Erosionsbekämpfung und Biodiversi- 
tätserhaltung sowie zur Verringerung der Energie- 
armut und ländlichen Entwicklung leisten, sollten 
in Pilotprojekten gefördert werden. Dazu zählen 
beispielsweise der sozialverträgliche Anbau geeig- 
neter mehrjähriger Energiepflanzen auf degradier- 
ten Flächen oder Waldfeldbau. Der WBGU emp- 
fiehlt außerdem, die länderspezifischen Potenziale 
an Rest- und Abfallstoffen zu prüfen und bei der 
Stromerzeugung vor allem in agroindustriellen Bio- 
gasanlagen und Heizkraftwerken unter Nutzung der 
Abwärme einzusetzen. Durch Pilotvorhaben kann 
die Mobilisierung von Rest- und Abfallstoffen ver- 
bessert werden. 

Bioenergiepartnerschaften knüpfen 
Eine multilaterale Zusammenarbeit zur nachhalti- 
gen Bioenergienutzung kann durch zwischenstaat- 
liche Partnerschaften ergänzt werden. Hierbei bie- 
ten sich Technologieabkommen an, z.B. zur Verbrei- 
tung von Technologien zur Biomethanaufbereitung 
und -Verwendung. Diese können mit Aspekten einer 
nachhaltigen Landnutzungspolitik oder Handels- 
partnerschaften verknüpft werden. 


Umbau des Weltenergiesystems vorantreiben 
Um die Kaufkraft der von Energiearmut Betroffe- 
nen zu erhöhen, sollte die Entwicklungszusammen- 
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arbeit Mikrofinanzierungssysteme weiterhin finan- 
ziell unterstützen. Zur Mobilisierung von privatem 
Kapital sollten Kooperationen zwischen dem priva- 
ten und öffentlichen Sektor gefördert werden. Zur 
großskaligen Substitution fossiler Brennstoffe kön- 
nen auch CDM-Projekte verstärkt genutzt werden. 
Die vom WBGU empfohlenen Technologien zum 
nachhaltigen Einsatz von Bioenergie in den Ener- 
giesystemen der Entwicklungsländer dienen nicht 
nur der Bekämpfung der Energiearmut, sondern 
größtenteils auch dem Klimaschutz. Beispielsweise 
ist eine Zulassung von kleinskaligen CDM-Projek- 
ten zur Effizienzverbesserung bei der traditionellen 
Bioenergienutzung begründbar und kann zur Finan- 
zierung beitragen. Zudem sollte die internationale 
Gemeinschaft den Umbau des Weltenergiesystems 
koordinieren und unterstützen. Der WBGU emp- 
fiehlt, dass sich die Bundesregierung auf europäi- 
scher Ebene und in den Aufsichtsgremien der betref- 
fenden internationalen Organisationen an die Spitze 
eines solchen Prozesses stellt, um ihrer Vorreiterrolle 
beim Klimaschutz gerecht zu werden. 


5.6 

Strukturen für eine nachhaltige globaie 
Bioenergiepoiitik schaffen 

Globales Landnutzungskataster aufbauen 
Eine wichtige Voraussetzung für das Monitoring von 
direkten und indirekten Landnutzungsänderungen 
bei der Einführung von Standards und der erfor- 
derlichen Zertifizierungssysteme ist die Erarbei- 
tung eines globalen, GlS-gestützten Landnutzungs- 
katasters. Als wichtiger Baustein hierfür ist der 
rasche Ausbau der Weltdatenbank über Schutzge- 
biete des UNEP-WCMC zu empfehlen. Das globale 
Landnutzungskataster muss aber darüber hinausge- 
hen und in der Lage sein, für jeden importierten Bio- 
energieträger Auskunft über die entsprechende Pro- 
duktionsfläche zu geben (geographische Koordina- 
ten, Art des Anbaus, Selbstverpflichtung zur Einhal- 
tung aller Kriterien usw.). 

Schaffung eines institutionellen Rahmens 
ZUR Globalisierung von Standards 
Zur Entwicklung eines weltweit einheitlichen Bio- 
energiestandards und um multilaterale Politik- 
formulierung zu beschleunigen, sollte die Global 
Bioenergy Partnership (GBEP) als Forum genutzt 
werden. Sie bringt zentrale Akteure zusammen und 
bindet Schwellenländer ein. Allerdings wäre dabei 
darauf hinzuwirken, dass betroffene zivilgesell- 
schaftliche Akteure verstärkt am Dialog beteiligt 
werden. GBEP bzw. die Task Force on Sustainability 
sollte darin unterstützt werden, als zwischenstaatli- 


ches Forum die formellen und informellen Prozesse 
zur Erarbeitung globaler Nachhaltigkeitskriterien 
zu bündeln und auf die Erarbeitung globaler Stan- 
dards und Richtlinien hinzuwirken. Die Vorschläge 
des WBGU, der wichtige Anregungen des Roundta- 
ble on Sustainable Biofuels aufgegriffen hat, können 
eine Grundlage dafür bilden. 

Bioenergie durch die IRENA fördern 
Die Gründung einer Internationalen Agentur für 
Erneuerbare Energien (IRENA) mit dem Ziel, den 
weltweiten Einsatz erneuerbarer Energien durch 
Politikberatung, Technologietransfer und Verbrei- 
tung von Wissen zu fördern, ist ein richtiger Schritt 
zur Bündlung und institutioneilen Stärkung der 
internationalen Energiepolitik. Allerdings sollten 
neben einer Förderung erneuerbarer Energien alle 
Aspekte der Energie wende zur Nachhaltigkeit in das 
Aufgabenspektrum einbezogen werden. Die IRENA 
sollte in die Lage versetzt werden, auch Aspekte der 
Energienachfrage sowie Energie-, Umwelt- und Ent- 
wicklungsfragen umfassend und integriert zu bear- 
beiten. 

International Conference on Sustainable 
Bioenergy einberufen 

Um global ein gemeinsames Verständnis über die 
Chancen und Risiken der Bioenergie sowie einen 
Konsens über angemessene Normen bezüglich 
der Produktion und der Nutzung unterschiedli- 
cher Formen der Bioenergie zu erzielen, empfiehlt 
der WBGU eine International Conference on Sus- 
tainable Bioenergy zeitnah einzuberufen, die nach 
dem Vorbild der renewables 2004 ausgestaltet sein 
könnte. Auf der Konferenz könnten Ziele und allge- 
meine Förderprinzipien formuliert, Ideen für Best- 
practice-Ansätze ausgetauscht und Vereinbarun- 
gen über internationale Bioenergiepartnerschaften 
sowie die Bedeutung der Bioenergie für ein nach- 
haltiges globales Energiesystem getroffen werden. 
Wichtig ist, dass dazu Akteure aus den Bereichen der 
Agrar-, Energie- Umwelt- und Entwicklungspolitik 
Zusammenkommen. 


5.7 

Globales Landnutzungsmanagement als 
Herausforderung der Zukunft 

Das Problem konkurrierender Landnutzung birgt 
nach Ansicht des WBGU ein über das Handlungs- 
feld der Bioenergie weit hinaus reichendes, zukünf- 
tiges Konfliktpotenzial. Bereits heute zeichnen sich 
krisenhafte Entwicklungen bei der Sicherung der 
Welternährung ab, die sich mit einer auf etwa 9 Mrd. 
anwachsenden Weltbevölkerung und zunehmend 
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flächenintensiven Ernährungsmustern weiter ver- 
schärfen werden. Globales Landnutzungsmanage- 
ment wird daher zu einer zentralen Zukunftsaufgabe, 
wenn Konflikte um Land vermieden werden sollen. 

Globale Kommission für nachhaltige 
Landnutzung Einsetzen 

Der steigende Druck auf die Landnutzung ist eine 
globale Herausforderung, die in ihren Ausmaßen 
und ihrer Komplexität bisher nur wenig verstanden 
ist. Damit ist ein komplexes, neues Feld der interna- 
tionalen Politik angesprochen, in dem ernährungs-, 
energie-, entwicklungs- sowie umweit- und klimapo- 
litische Fragen zusammenspielen. Landnutzung lässt 
sich angesichts der vielfältigen globalen Wechselwir- 
kungen und Verflechtungen künftig nicht mehr aus- 
schließlich als ein Feld nationalstaatlichen Handelns 
begreifen. Das Beispiel der weltweiten Wirkungen 
indirekter Landnutzungsänderungen im Zusam- 
menhang mit dem Ausbau der Bioenergie sowie die 
Frage eines fairen Pro-Kopf-Flächenverbrauchs zur 
Sicherung der Welternährung belegen dies eindrück- 
lich. Um diese Prozesse auf internationaler Ebene zu 
beginnen und den Suchprozess zu organisieren, sollte 
eine neue globale Kommission für nachhaltige Land- 
nutzung eingerichtet werden. Die Aufgabe der Kom- 
mission soll darin bestehen, die wichtigen Heraus- 
forderungen im Themenkomplex der globalen Land- 
nutzung zu identifizieren und den Stand des Wissens 
zusammenzutragen. Darauf aufbauend sollte die 
Kommission Grundlagen, Mechanismen und Leitli- 
nien zum globalen Landnutzungsmanagement erar- 
beiten. Die Kommission könnte beim UN-Umwelt- 
programm (UNEP) angesiedelt werden und in enger 
Zusammenarbeit mit anderen UN-Organisationen, 
z.B. der FAO, stehen. Die Ergebnisse sollten dann 
regelmäßig im Rahmen des globalen Umweltminis- 
terforums von UNEP oder des strategisch wichtigen 
Forums der Staats- und Regierungschefs (G8 -h 5) auf 
die Agenda gesetzt werden. 
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Einleitung 


1 


Entscheide lieber ungefähr richtig, 
als genau falsch. 

Johann Wolfgang von Goethe 
1749-1832 

Bioenergie in Form offener Feuer war die erste 
menschlich genutzte Energiequelle, und noch heute 
ist ein Viertel der Menschheit auf diese traditionelle 
Bioenergienutzung angewiesen. Seit 150 Jahren 
haben fossile Energieträger wie Kohle, später dann 
Erdöl und Erdgas Holz als dominierende Primär- 
energiequelle abgelöst. Die Entstehung von Märkten 
für moderne Bioenergieträger ist dagegen ein rela- 
tiv junges Phänomen, dessen Dynamik in Industrie- 
und Entwicklungsländern durch sehr unterschiedli- 
che Motive angetrieben wird. Vor allem flüssige Bio- 
kraftstoffe für den Verkehr spielen in der aktuellen 
öffentlichen Diskussion eine zentrale Rolle. 

Die teilweise massiven Förderpolitiken und -Pro- 
gramme für Bioenergie in vielen Ländern gründen 
sich auf die Chancen für Klima- und Umweltschutz, 
Energiesicherheit sowie ländliche oder wirtschaftli- 
che Entwicklung. Im Zusammenhang mit Preisstei- 
gerungen für Nahrungsmittel ist aber in den ver- 
gangenen Jahren deutlich geworden, dass Bioener- 
gie auch Risiken birgt und Zielkonflikte etwa zwi- 
schen der Nutzung einer Fläche für den Anbau von 
Pflanzen für die Nahrungsmittelproduktion oder zur 
energetischen Verwendung hervorrufen kann. Wenn 
natürliche oder naturnahe Flächen für den Ener- 
giepflanzenanbau umgebrochen werden, dann wer- 
den außerdem Treibhausgase durch den Abbau von 
Vegetation und Bodenkohlenstoff freigesetzt und 
biologische Vielfalt geht verloren. 

Der steigende Ölpreis hat die Suche nach Ersatz- 
stoffen für Benzin und Diesel zum Betrieb von Ver- 
brennungsmotoren verstärkt und so auch den Bio- 
energieausbau beschleunigt. Zahlreiche Akteure der 
Bioenergiepolitik konzentrieren sich vor allem auf 
die Produktion und Nutzung von Energiepflanzen, 
wobei aber viele Annahmen, die die Grundlage für 
die Entscheidungen der Förderpolitik bilden, wissen- 
schaftlich noch unzureichend abgesichert sind. So ist 
z. B. noch nicht hinreichend geklärt, welche Nutzungs- 


pfade von Energiepflanzen unter welchen Anbau- 
und Nutzungsbedingungen einen deutlichen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten können, wie direkte und 
indirekte Landnutzungsänderungen bilanziert und 
wie Nutzungskonkurrenzen vermieden werden kön- 
nen. Andererseits bietet die Energiegewinnung aus 
Rest- und Abfallstoffen ein vergleichsweise unpro- 
blematisches nachhaltiges Potenzial für die energe- 
tische Nutzung von Biomasse, dessen Ausschöpfung 
bisher zu wenig beachtet wurde. 

Die sehr unterschiedlichen agroökologischen und 
sozioökonomischen Bedingungen sowie die vielfälti- 
gen nationalen Energieversorgungsstrukturen lassen 
keine pauschalen Empfehlungen zur Nutzung von 
Bioenergie zu. Es bedarf - neben der Etablierung 
globaler Leitplanken und Standards zur Sicherung 
nachhaltiger Bioenergienutzung - stets einer Abwä- 
gung vor Ort. Die hohe Geschwindigkeit des gegen- 
wärtigen Bioenergieausbaus bei gleichzeitig vorhan- 
denen Nachhaltigkeitsrisiken unterstreicht aber die 
Notwendigkeit, nationale und internationale Rah- 
menbedingungen für die energetische Nutzung von 
Biomasse zu etablieren. 

In diesem Umfeld unsicheren Wissens und kon- 
fligierender politischer Interessen sieht der WBGU 
die Hauptaufgaben des vorliegenden Gutachtens 
darin, Wege nachhaltiger Bioenergienutzung und 
der sich daraus bietenden Chancen zu identifizieren, 
auf bestehende Unsicherheiten hinzuweisen, Risiken 
zu benennen sowie kurz- und langfristige Regelungs- 
möglichkeiten und -notwendigkeiten aufzuzeigen. 

Das WBGU-Gutachten bietet eine globale Sicht 
auf das Thema Bioenergie und beschreibt die unter- 
schiedlichen Motivationen der Industrie,- Schwellen- 
und Entwicklungsländer für die energetische Nut- 
zung von Biomasse. Bioenergie ist weit mehr, als die 
Debatte über flüssige Biokraftstoffe nahelegt. Daher 
wird im Gutachten zwischen traditioneller Biomas- 
senutzung, biogenen Abfall- und Reststoffen sowie 
Energiepflanzen unterschieden. Bestandteil des 
Gutachtens ist eine Abschätzung des global nach- 
haltigen Potenzials für den Energiepflanzenanbau, 
das durch die WBGU-Leitplanken für Ernährungs- 
sicherheit, Klimaschutz und Naturschutz begrenzt 
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wird. In diesem Zusammenhang werden auch beste- 
hende Landnutzungskonkurrenzen untersucht und 
bewertet. Darüber hinaus beurteilt der WBGU über 
60 Pfade der Bioenergienutzung vom Rohstoff bis 
zur Energiedienstleistung hinsichtlich ihres (positi- 
ven, neutralen oder negativen) Beitrags zur globalen 
Energie wende in Richtung Nachhaltigkeit. 

Der WBGU sieht für Bioenergie ein nachhaltiges, 
globales Potenzial in der Größenordnung von rund 
einem Viertel des heutigen Primärenergieeinsatzes. 
Es gilt, diese Chancen zu nutzen, aber gleichzeitig die 
Risiken zu minimieren, und das vor dem Hintergrund 
zunehmend globalisierter Märkte, unterschiedlichs- 
ter politischer Interessen und eines sich beschleu- 
nigenden Klimawandels. Die Politik muss die Rah- 
menbedingungen für eine nachhaltige energetische 
Biomassenutzung zügig festlegen, bevor Pfade ein- 
geschlagen werden, die dem Klima eher schaden als 
nutzen. Das vorliegende Gutachten will hier eine 
Navigationshilfe sein. 
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Motivationen für die Nutzung von 2 

Bioenergie 


Die verstärkte Produktion und Nutzung von Bio- 
masse für energetische Zwecke und die Entstehung 
eines Marktes für moderne Bioenergie wird welt- 
weit aus unterschiedlichen Motiven und mit unter- 
schiedlichen Politiken aktiv vorangetrieben (GBEP, 
2008). Die teilweise massiven Förderpolitiken- und 
Programme stützen sich auf Argumente wie Klima- 
und Umweltschutz, Energie- und Versorgungssicher- 
heit sowie ländliche oder nationale Entwicklung. Der 
WBGU konzentriert sich in seiner Untersuchung auf 
die Rolle der Bioenergie in einem nachhaltigen glo- 
balen Energiesystem und hat damit einen spezifi- 
schen Blick auf die globale Bioenergiediskussion. 
Um die Potenziale und Grenzen der Bioenergie und 
die Rahmenbedingungen für politische Gestaltung 
sichtbar zu machen, bleibt es wichtig, die Dimensi- 
onen und die Dynamik der Gesamtdebatte zu ver- 
stehen. 

Im Folgenden werden die wichtigsten aktuellen 
Diskurse zum Thema Bioenergie kurz vorgestellt. 
Anhand der im Wesentlichen parallel verlaufenden 
unterschiedlichen Diskurse werden Schnittstellen 
und Widersprüche der gegenwärtigen Bioenergiepo- 
litiken erkennbar. Außerdem zeigt sich, dass auf ein- 
zelstaatlicher wie auf transnationaler Ebene, in Indus- 
trie- und Entwicklungsländern, vielfältige politische 
und ökonomische Interessen zum Tragen kommen, 
deren Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für 
ein Verständnis der derzeitigen Debatte und der Ein- 
schätzung der Perspektiven einer zukünftigen nach- 
haltigen Politik ist. Das vorliegende Kapitel stellt 


Kasten 2.1-1 

Begriffe: Bioenergie, Biokraftstoffe, Agro- oder 
Agrarkraftstoffe 

In der öffentlichen Debatte kursieren viele Begriffe zum 
Thema Bioenergie, die nicht einheitlich verwendet werden. 
Bioenergie ist die End- bzw. Nutzenergie, die aus Biomasse 
gewandelt und bereitgestellt werden kann. Unter Biokraft- 
oder Biotreibstoffen versteht man flüssige oder gasför- 
mige Kraftstoffe biogenen Ursprungs, die im Verkehr als 


somit den größeren Kontext dar, in dem der WBGU 
seine eigenen Zielsetzungen und Prioritäten für eine 
nachhaltige globale Bioenergiepolitik begründet. 


2.1 

Aktuelle Diskurse um Bioenergie 

In der jüngeren Vergangenheit haben sich mindes- 
tens drei unterschiedliche Bioenergiediskurse und 
unterschiedliche Begriffe zum Thema entwickelt, 
die durch vielfältige Motivationen und Akteurskons- 
tellationen getragen werden (Kasten 2.1-1). Es ist 
nicht zuletzt auch der Dynamik dieser unterschied- 
lichen Diskurse geschuldet, dass sich bislang noch 
keine vorherrschende Bewertung über Nutzen und 
Schaden der Bioenergie etablieren konnte. 

Als erstes gibt es einen umweltpolitischen Diskurs, 
der den Beitrag der Bioenergie zum Klimaschutz 
und zur Ressourcenschonung in den Mittelpunkt 
stellt. Bioenergie gilt als „grüne“, klimafreundliche 
Energieform. Insbesondere in den Industrieländern 
wird ihr deshalb eine wichtige Rolle für die Erfül- 
lung der Kioto- Verpflichtungen beigemessen. Lang- 
fristig soll Bioenergie so auch zum Umbau der Ener- 
giesysteme in Richtung einer kohlenstoffarmen Wirt- 
schaft beitragen. Diesen Diskurs stützen derzeit auch 
die Richtlinien des IPCC, denn dort gilt die Nutzung 
von Bioenergie grundsätzlich als kohlenstoffneutral 
(IPCC, 2006). 


Antriebsmittel oder stationär zur Stromproduktion bzw. 
auch in der Kraft-Wärme-Kopplung eingesetzt werden. 

Weil die Vorsilbe „Bio“ eine positive Konnotation 
besitzt, Biokraftstoffe aber auch aus nicht nachhaltigem 
Energiepflanzenanbau stammen können, wird inzwischen 
vielfach von Agro- bzw. Agrarkraftstoffen gesprochen, 
allerdings seltener von Agrarethanol, Agroenergie oder 
etwa Agrargas. Der WBGU bleibt bei den ursprünglichen 
Begriffen, weil Bioenergie, Biokraftstoffe oder Biogas die 
im deutschen Sprachgebrauch geläufigsten Bezeichnungen 
darstellen. 
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Exemplarisch für eine in diesen Diskurs eingebet- 
tete Politik ist die Biokraftstoffrichtlinie (2003/30/ 
EG) der EU, die auf eine Reduktion verkehrsbe- 
dingter COj-Emissionen durch eine Beimischung 
von Biokraftstoffen abzielt. Warum der Beitrag 
des Verkehrssektors zum Klimaschutz gerade über 
flüssige Biokraftstoffe geleistet werden soll, lässt 
sich u.a. aus der Interessenslage eines gewichtigen 
Akteurs der europäischen Wirtschaftspolitik erklä- 
ren: der Automobilindustrie. Da die Verwendung 
von Biokraftstoffen in konventionellen Verbren- 
nungsmotoren nur geringfügige technische Anpas- 
sungen erfordert, lässt sich durch ihre Nutzung ein 
weitreichender und kostenintensiver Technologie- 
wandel vermeiden; gleichzeitig wird ein ernsthafter 
Beitrag zum Klimaschutz ins Feld geführt. Unter- 
nehmen erhoffen so, mit geringem Aufwand ihren 
Beitrag zum Klimaschutz demonstrieren zu können, 
während für Konsumenten keine Notwendigkeit zu 
unmittelbaren Verhaltensänderungen wie beispiels- 
weise einer Reduktion der Autonutzung besteht. Da 
die Frage nach der tatsächlichen Klimawirksamkeit 
derartiger Biokraftstoffe zunächst nicht ernsthaft 
gestellt wurde, schien dieser Weg für Entscheidungs- 
träger in Politik und Wirtschaft attraktiv und mit 
verhältnismäßig geringen Widerständen verbunden. 
Die unterstellte Klimawirksamkeit wurde nicht nur 
in den Industrieländern ein zentrales Argument für 
die Förderungs Würdigkeit von Biokraftstoffen aus 
Energiepflanzen. Mit zunehmendem Wissensstand 
über Klimabilanzen und zusätzlich sichtbar werden- 
den Wechselwirkungen mit der Nahrungsmittelpro- 
duktion und dem Naturschutz sehen sich die Befür- 
worter von Biokraftstoffen inzwischen schärfer wer- 
dender Kritik ausgesetzt. Deshalb kommt es bereits 
zu ersten politischen Korrekturen bis hin zu Forde- 
rungen nach Moratorien für den Anbau von Ener- 
giepflanzen (Umwelt Aktuell, 2008). 

Ein zweiter Diskurs um Ressourcenverknap- 
pung, steigende Energiepreise und Energiesicherheit 
betrachtet Bioenergie als Alternative zu den fossi- 
len Energieträgern Kohle, Erdöl und Erdgas. Er fußt 
auf der Annahme, dass der Einsatz von Biomasse 
zu mehr Energie- und Versorgungssicherheit sowie 
einer reduzierten Abhängigkeit vom Import fossiler 
und nuklearer Energieträger beitragen kann. 

Die massive Verteuerung und prognostizierte 
Knappheit fossiler Brennstoffe, vor allem die des 
Erdöls („peak oil“), und die steigende Nachfrage aus 
Schwellenländern haben in den vergangenen Jahren 
eine neue Versorgungsdebatte entfacht (Worldwatch 
Institute, 2007; Economist, 2008a). Da die Förderung 
von Erdöl auf wenige, vielfach politisch instabile 
Regionen konzentriert ist, werden für eine Substi- 
tuierung von Ölimporten außerdem sicherheitspo- 
litische and geostrategische Motive genannt (Mild- 


ner und Zilla, 2007; Adelphi Consult und Wupper- 
tal Institut, 2007). Diese Begründungszusammen- 
hänge spielen vor allem in den USA eine wichtige 
Rolle (White Flouse, 2006). Auch in der Europäi- 
schen Union wird die Abhängigkeit von russischem 
Gas und Erdöl als ernsthaftes Risiko für die Versor- 
gungssicherheit betrachtet (EU-Kommission, 2005c). 
In beiden Fällen wurden ehrgeizige Pläne für den 
Ausbau der energetischen Biomassenutzung, spezi- 
ell der flüssigen Biokraftstoffe, mit diesen Argumen- 
ten gestützt. 

Die Verringerung der Importabhängigkeit ist aber 
auch erklärtes Ziel der Bioenergieprogramme vieler 
Schwellen- und Entwicklungsländer. Hauptziel einer 
solchen Verringerung ist dabei die Vermeidung stei- 
gender Beschaffungskosten für fossile Rohstoffe. Die 
hohen Ölpreise der letzten Jahre haben die Außen- 
handelsbilanz vieler Länder deutlich verschlechtert, 
und Importsubstitutionen durch Bioenergie wird als 
möglicher Ausweg aus dieser Situation angepriesen 
(UN-Energy, 2007b). So waren etwa hohe Rohöl- 
preise und das Ziel der Selbstversorgung wesentliche 
Determinanten der Biokraftstoffpolitik, mit der die 
brasilianische Regierung 2006 das Ziel der Selbstver- 
sorgung mit Rohöl erreicht hat (lEA, 2006a). Auch 
andere Schwellen- und Entwicklungsländer, wie z.B. 
Indien oder Indonesien, nennen die Importsubsti- 
tution als wesentliche Motivation für ihre Biokraft- 
stoffstrategien (z.B. Planning Commission, 2003). 

Insgesamt ist auch dieser Diskurs, der in Entwick- 
lungs-, Schwellen- und Industrieländern gleicherma- 
ßen vorzufinden ist, häufig auf flüssige Biokraftstoffe 
und den Verkehrssektor verengt. Neben den Mine- 
ralölversorgern und klein- und mittelständischen 
Unternehmen, die in Industrieländern große Markt- 
chancen für Biokraftstoffe sehen (Economist, 2008a), 
finden sich auch in Entwicklungs- und Schwehenlän- 
dern gewichtige Interessen, die für einen Entwick- 
lungspfad in Richtung Rohölsubstitution sprechen: 
Die wachsenden wohlhabenden Konsumentengrup- 
pen und die rasant steigende Nachfrage nach Auto- 
mobilen. Innerhalb dieser spezifisch nationalen Ver- 
sorgungsdiskurse spielt das Argument einer verbes- 
serten Energieversorgung in ländlichen Räumen nur 
eine untergeordnete Rolle. Dementsprechend sind 
die Prioritäten und Förderpolitiken nicht in ausrei- 
chendem Maße an den Bedürfnissen der von Ener- 
giearmut betroffenen Länder und Regionen ausge- 
richtet. 

In einem dritten Diskurs um ländliche Entwick- 
lung und wirtschaftliche Potenziale werden die 
neuen Wachstums- und Beschäftigungspotenziale in 
der Landwirtschaft hervorgehoben. In Industrielän- 
dern wird die verstärkte energetische Nutzung von 
Biomasse als Chance gesehen, die Wirtschaftszweige 
der Land- und Forstwirtschaft neu zu beleben und 
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Arbeitsplätze zu sichern (DBV, 2004). Diese Begrün- 
dungszusammenhänge spielen sowohl in den USA als 
auch in der Europäischen Union eine wichtige Rolle, 
da so nicht zuletzt neue bzw. fortgesetzte Agrarsub- 
ventionen legitimiert werden können (Koplow, 2007; 
Kutas et al., 2007). 

Auch viele Schwellen- und Entwicklungsländer 
sprechen sich für Ausbau und Förderung einer spezia- 
lisierten Energielandwirtschaft aus. Die vielfach agra- 
risch geprägten Länder betonen vor allem die natio- 
nalen Entwicklungschancen, die sich aus Beschäfti- 
gungseffekten in der Landwirtschaft und den mögli- 
chen Wachstumspotenzialen einer exportorientierten 
Produktion von Energiepflanzen und Biokraftstof- 
fen ergeben (Lula da Silva, 2007). Es wird argumen- 
tiert, dass sich aus naturräumlichen Bedingungen, 
regionalem Klima, der Verfügbarkeit von land- und 
forstwirtschaftlichen Flächen sowie durch niedrige 
Lohnkosten komparative Kostenvorteile auf dem 
Weltmarkt ergeben, was globale Absatzmöglichkei- 
ten bis hin zu gezielten Handelspartnerschaften mit 
nachfragenden Industrieländern ermöglichen würde 
(Mildner und Zilla, 2007; Mathews, 2007). So set- 
zen vor allem die großen Agrarproduzenten unter 
den Schwellen- und Entwicklungsländern wie Bra- 
silien, Indonesien, Malaysia, Südafrika oder Argen- 
tinien große Hoffnungen in einen sich entwickeln- 
den Weltmarkt für Biokraftstoffe. Auch wenn die- 
ser Entwicklungsdiskurs in jüngster Vergangenheit 
aufgrund möglicher sozialer und ökologischer Fol- 
gen (Stichworte: „Teller statt Tank“, „Tortilla-Auf- 
stände“, „Abholzung des Regenwaldes“ usw.) in die 
Defensive gedrängt wurde, spielt das Argument um 
neue Entwicklungschancen durch Bioenergie nach 
wie vor eine große Rolle. 

Jenseits dieser vor allem volkswirtschaftlichen 
Erwägungen sehen überdies multinationale Unter- 
nehmen erhebliche Geschäftspotenziale in den 
Bereichen der Agrochemie und der Pflanzenbio- 
technologie (Bayer CropScience, 2006; Economist, 
2008a). Das führt zu teilweise deckungsgleichen Inte- 
ressen zwischen agrarpolitischen und energiepoliti- 
schen Akteuren und stärkt die Präsenz und Durch- 
setzungskraft dieses Diskurses. 

In der Zusammenschau finden sich zwischen den 
einzelnen Diskursen und den Interessen der sie tra- 
genden Akteure vielfältige Überschneidungen. Häu- 
fig wird suggeriert, dass Bioenergie als solche - ohne 
weiter zu differenzieren - gleichzeitig positive Wir- 
kungen in einer Reihe von Problemfeldern entfal- 
ten könnte („win-win-win“). Wechselwirkungen, 
Zielkonflikte und Risiken werden, teils aus Unwis- 
senheit, teils aus strategischem Kalkül ausgeblendet. 
Unterschiedliche Interessengruppen konkurrieren 
darum, das Thema Bioenergie zu besetzen und ihren 


Einfluss auf einschlägige politische Entscheidungs- 
prozesse geltend zu machen. 

Auffällig ist, dass in der öffentlichen Debatte um 
alternative Energien noch immer kaum zwischen 
unterschiedlichen Produktions- und Nutzungsfor- 
men von Bioenergie unterschieden wird. Vor allem 
werden flüssige Biokraftstoffe häufig mit Bioener- 
gie allgemein gleichgesetzt. Noch viel weniger wird 
zwischen dem Einsatz in grundsätzlich unterschiedli- 
chen Energiesektoren wie Strom, Wärme und Trans- 
port differenziert. Dies zeigt sich auch an der bishe- 
rigen engen Ausrichtung der Bioenergiepolitik auf 
den Verkehrssektor und auf Flüssigkraftstoffe. Bis- 
her ungekannte Allianzen unterschiedlicher Inter- 
essengruppen wie etwa von Automobilindustrie und 
Umweltschützern oder von Interessenvertretern der 
Landwirtschaft und Energieunternehmen konnten 
ihren Positionen besonderen Nachdruck verleihen. 
Entsprechend erschien eine Politik für die Förderung 
von Bioenergie eine für alle Beteiligten lohnende 
Strategie. Ob aber gegenwärtig tatsächlich eine sinn- 
volle und effektive Bioenergiepolitik im Sinne einer 
kohärenten Förderung von Klimaschutz und Ener- 
gieversorgung bei gleichzeitiger Berücksichtigung 
der Prinzipien nachhaltiger Entwicklung betrieben 
wird, ist eine offene Frage. 


2.2 

Bioenergie im Kontext nachhaltiger globaler 
Energie- und Landnutzungssysteme 

Bioenergie ist, gemessen an ihren vielfachen Wech- 
selwirkungen, die komplexeste aller bekannten 
erneuerbaren Energieformen. Ebenso wie der poten- 
zielle Nutzen der Bioenergie scheint auch das Risiko 
weitreichender Fehlentwicklungen hoch. Aus diesem 
Grund ist es umso dringlicher, die Frage nach einer 
global nachhaltigen Nutzung der Bioenergie zu stel- 
len: Was sollte eine energetische Nutzung von Bio- 
masse leisten, was kann sie leisten und wo hegen ihre 
Risiken und Grenzen? 

Zunächst einmal ist Bioenergie eine Energie- 
form. Wie der WBGU bereits in früheren Gutachten 
gezeigt hat, ist eine globale Energiewende zur Nach- 
haltigkeit unerlässlich, um die natürlichen Lebens- 
grundlagen der Menschheit zu schützen und die 
Energiearmut in Entwicklungsländern zu beseitigen 
(WBGU, 2003a). Eine verstärkte Nutzung der Bio- 
energie muss sich daher daran messen lassen, ob und 
wie weit sie zu einer solchen globalen Energiewende 
in Richtung Nachhaltigkeit beiträgt. 

Ein nachhaltiges Energiesystem muss in eine all- 
gemein nachhaltige Entwicklung eingebettet sein, 
damit die Nutzung der Bioenergie nicht zu Lasten 
anderer Nachhaltigkeitsdimensionen geht. Auch ist 
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die energetische Nutzung nicht die einzige Nutzungs- 
form von Biomasse. Die Frage nach einer nachhalti- 
gen Bioenergienutzung ist daher nur ein Teilaspekt 
der weitergehenden Frage, auf welche Weise und für 
welche Zwecke die zwar erneuerbare, jedoch nicht 
unbegrenzt verfügbare globale Biomasse genutzt 
werden sollte, um eine global nachhaltige Entwick- 
lung zu ermöglichen. 

Die folgenden Abschnitte beleuchten diejeni- 
gen Bereiche der Bioenergienutzung, in denen der 
WBGU einen wesentlichen Beitrag zur nachhalti- 
gen Entwicklung für möglich hält und die daher den 
Schwerpunkt der Analyse des Gutachtens bilden. 


2 . 2.1 

Bioenergie, Energiewende und Klimaschutz 

Ein wirksamer Klimaschutz ist eine unbedingte Vor- 
aussetzung, um eine global nachhaltige Entwicklung 
überhaupt zu ermöglichen (WBGU, 2007). Um einen 
gefährlichen Klimawandel noch zu verhindern, muss 
innerhalb der nächsten zehn Jahre eine Trendum- 
kehr und bis 2050 eine Halbierung der globalen 
Treibhausgasemissionen gegenüber dem Jahr 1990 
erreicht werden. 56,6 % der globalen Treibhausgas- 
emissionen sind derzeit (2004) COj-Emissionen aus 
der Verbrennung fossiler Energieträger. Insgesamt 
trägt die zentrale Energieerzeugung 25,9% zu den 
globalen THG-Emissionen bei, der Transport 13,1 % 
und die Industrie 19,4 % (IPCC, 2007c). Ein Umbau 
der Energiesysteme ist daher zur Erreichung der Kli- 
maschutzziele unausweichlich (WBGU, 2003a, b). 

Zwei weitere für den Klimaschutz sehr relevante 
Sektoren sind der Forstbereich und die Landwirt- 
schaft, die mit 17,4 % bzw. 13,5 % zu den globalen 
Treibhausgasemissionen beitragen. Die Emissionen 
aus dem Forstbereich sind dabei überwiegend CO 2 - 
Emissionen aus der fortschreitenden Entwaldung, die 
aus der Landwirtschaft je etwa zur Hälfte Methan- 
emissionen und Lachgasemissionen (IPCC, 2007c). 
Ob die Klimaschutzziele erreicht werden können, 
hängt daher nicht nur von der Transformation der 
Energiesysteme, sondern in erheblichem Maß auch 
von der zukünftigen Entwicklung der globalen Land- 
nutzung ab. 

Bioenergie, soweit sie sich nicht auf die Nutzung 
von Rest- und Abfallstoffen beschränkt, ist direkt an 
die Landnutzung gekoppelt und hat daher das Poten- 
zial, auch in diesen beiden Sektoren zu einer Verän- 
derung der Emissionen zu führen. Sie bildet somit 
eine Schnittstelle zwischen den beiden größten Trei- 
bern des Klimawandels, den globalen Energiesyste- 
men und der globalen Landnutzung. 


2.2.2 

Bioenergie, Energiewende und Energiearmut 

Ein weiteres Ziel der globalen Energiewende ist die 
Überwindung der Energiearmut in Entwicklungs- 
ländern. Energiearmut umfasst den Mangel an aus- 
reichenden Wahlmöglichkeiten beim Zugang zu 
erschwinglichen, zuverlässigen, qualitativ hochwer- 
tigen, sicheren, gesundheitlich unbedenklichen und 
umweltschonenden Energiedienstleistungen zur 
Deckung der Grundbedürfnisse (WBGU, 2003a). 
Der Zugang zu moderner Energie ist ein wesentli- 
cher Bestandteil der Armutsbekämpfung und Vor- 
aussetzung für das Erreichen der Milleniumsentwick- 
lungsziele (WBGU, 2003a). Gegenwärtig sind ca. 2,5 
Mrd. Menschen auf Biomasse als primäre Energie- 
quelle zum Kochen angewiesen. In vielen Ländern, 
vor allem in Afrika südlich der Sahara, macht die Bio- 
masse sogar mehr als 90 % des Energiekonsums der 
Haushalte aus (lEA, 2006b). Dabei handelt es sich 
überwiegend um traditionelle Bioenergienutzung, 
die vielerorts durch hohe gesundheitliche Gefah- 
ren und ineffiziente Technologien gekennzeichnet 
ist (Kap. 8.2). Eine Weiterentwicklung der bestehen- 
den Bioenergienutzung oder ihr Ersatz durch emissi- 
onsarme Energieformen ist aus Sicht des WBGU zur 
Überwindung der Energiearmut unbedingt geboten. 


2.2.3 

Spezifische Eigenschaften von Biomasse 

Da die in der Biosphäre jährlich erneuerte Biomasse 
begrenzt ist und ihre energetische Nutzung nur eine 
von verschiedenen Nutzungsformen darstellt, ist ein 
Ausbau der Energiepflanzenproduktion stets im 
Kontext konkurrierender Erfordernisse zu bewerten. 
Insbesondere durch die unbedingte Notwendigkeit, 
eine ausreichende Produktion von Nahrungsmitteln 
zu gewährleisten, ist die für den Energiepflanzenan- 
bau zur Verfügung stehende Landfläche begrenzt. 
Auch ist die pro Fläche erreichbare Energieausbeute 
nicht unbegrenzt steigerbar, da der Wirkungsgrad 
der Photosynthese bei der Umwandlung der einge- 
strahlten Sonnenenergie in Biomasse einer theore- 
tischen Höchstgrenze unterliegt. Daher ist es umso 
wichtiger, die Bioenergie nicht als bloßen quantitati- 
ven Beitrag zur Energiemenge zu sehen, sondern all- 
gemein die qualitativen Eigenschaften von Biomasse 
daraufhin zu überprüfen, wie sie zu den Zielen eines 
nachhaltigen Energiesystems beitragen können. 

Eigenschaften von Biomasse als 
Energieträger 

Pflanzen sind in der Lage, ohne technologischen Auf- 
wand Solarenergie aufzunehmen und zu speichern. 
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Diese Eigenschaft kann sich der Mensch durch die 
Verbrennung der Biomasse in verschiedenen For- 
men nutzbar machen. Umwandlung und Speicherung 
von Bioenergie ist bereits mit einfachsten Technolo- 
gien möglich, so dass sie schon in der frühen Mensch- 
heitsgeschichte genutzt wurde. Heute wird Bioener- 
gie überwiegend von armen Menschen verwendet, 
für die sie eine erschwingliche und leicht handhab- 
bare Energieform darstellt. Die Nutzungseigenschaf- 
ten von Biomasse und fossilen Energieträgern, die 
letztlich gespeicherte Biomasse aus prähistorischen 
Zeiten sind, ähneln einander. Insbesondere ist Bio- 
masse nach Bedarf einsetzbar. Daher kann ihr auch 
in komplexen Energiesystemen eine wichtige Rolle 
bei der Sicherung der Energieversorgung zukom- 
men, indem sie bei zunehmendem Anteil erneuer- 
barer Energien die fluktuierende Einspeisung von 
Wind- und Solarenergie in der Stromversorgung aus- 
gleicht und ergänzt. 

Eigenschaften von Biomasse als 
Kohlenstoffsenke und Kohlenstoffspeicher 
Die Energiespeicherung der Pflanzen geht mit einer 
Speicherung von Kohlenstoff einher, der als COj aus 
der Luft entnommen wird. Wird die Biomasse ener- 
getisch genutzt, wird das gespeicherte COj wieder 
freigesetzt. Wie auch bei der Nutzung fossiler Ener- 
gieträger, kann das CO2 mit hohem technologischen 
Aufwand bei der Energieerzeugung abgetrennt und 
eingelagert werden. Bei der Erzeugung von Bio- 
methan ist eine teilweise Abtrennung von CO2 ohne- 
hin notwendig, um das Gas nutzbar zu machen. Bio- 
masse bietet jedoch auch die Möglichkeit, mit gerin- 
gem technologischen Aufwand CO2 temporär zu 
speichern, wenn ganz oder teilweise auf die energe- 
tische Nutzung verzichtet wird bzw. diese verzögert 
erfolgt. Je nach Verwendung und Lagerung der Bio- 
masse können hier Speicherungsdauern von mehre- 
ren Jahrhunderten (Holz) und sogar bis zu tausenden 
von Jahren (Holzkohle) erreicht werden. Zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt gibt es kein relevantes techni- 
sches Verfahren, mit dem wie durch Pflanzen CO2 
direkt aus der Atmosphäre entfernt werden kann. 

Eigenschaften von Biomasse als Rohstoff 
Biomasse wird auch als Rohstoff für die verarbei- 
tende und chemische Industrie sowie im Baugewerbe 
verwendet. Vor allem in Entwicklungsländern dient 
insbesondere Holz als leicht verfügbarer Bau- und 
Rohstoff. Eine stoffliche Nutzung von Biomasse ist 
auch deshalb von klimapolitischer Relevanz, da sie 
neben der Kohlenstoffspeicherung auch die Nutzung 
emissionsintensiver Materialien wie etwa Zement 
vermeiden kann. 


Substituierbarkeit von Biomasse 
Die unterschiedlichen qualitativen Eigenschaften 
von Biomasse verdeutlichen, dass eine geeignete 
Nutzung von Biomasse grundsätzlich positive Bei- 
träge zum Klimaschutz und zur Überwindung von 
Energiearmut leisten kann. Allerdings können diese 
Ziele auch ohne die Nutzung von Biomasse durch 
andere Maßnahmen verfolgt werden, z.B. durch eine 
Erhöhung der Effizienz in der Energieversorgung, 
den Einsatz anderer erneuerbarer Energien oder 
die technologische Abtrennung und Speicherung 
von CO2 aus fossilen Quellen. Demgegenüber gibt 
es Eigenschaften und Nutzungen von Biomasse, die 
nicht ersetzbar sind. Dies betrifft z.B. die Biomasse 
als zentralen Bestandteil von Ökosystemen oder die 
Biomasse als Nahrungs- und Futtermittel. Die Nut- 
zung von Biomasse für Klimaschutz und Energie- 
versorgung darf daher im Sinne der Nachhaltigkeit 
nur auf eine Weise erfolgen, bei der die nicht subs- 
tituierbaren Nutzungen und Eigenschaften der Bio- 
masse weiterhin gewährleistet sind. Das folgende 
Kapitel erläutert die Leitplanken und Leitlinien, die 
aus Sicht des WBGU für eine global nachhaltige Bio- 
energienutzung eingehalten werden sollten. 
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Anforderungen an die Nachhaltigkeit 3 
von Bioenergie 


Der WBGU leitet die Anforderungen an eine nach- 
haltige Bioenergienutzung im Wesentlichen aus 
dem von ihm entwickelten Leitplankenkonzept ab 
(WBGU, 1995). Darunter versteht der Beirat quanti- 
tativ definierte Schadensgrenzen, deren Überschrei- 
tung nicht tolerierbare oder gar katastrophale Fol- 
gen hätte, etwa eine Erhöhung der globalen Mittel- 
temperatur um mehr als 2°C, bezogen auf den vor- 
industriellen Wert. Nachhaltige Entwicklungspfade 
verlaufen innerhalb des durch die Leitplanken einge- 
grenzten Bereichs. Dahinter steht die Einsicht, dass 
es kaum möglich ist, eine wünschenswerte, nachhal- 
tige Zukunft positiv, also im Sinne eines zu erreichen- 
den Ziels oder Zustands zu definieren. Man kann 
sich aber auf die Abgrenzung eines Bereichs eini- 
gen, der als inakzeptabel anerkannt wird und den die 
Gesellschaft vermeiden will. Wenn das System sich 
auf Kollisionskurs mit einer Leitplanke befindet, sol- 
len Maßnahmen ergriffen werden, um eine Verlet- 
zung der Leitplanken zu verhindern. 

Die Einhaltung der in diesem Kapitel vorgestell- 
ten Leitplanken ist jedoch nur ein notwendiges, 
aber nicht hinreichendes Kriterium für Nachhaltig- 
keit (WBGU, 2000). Denn sowohl die Anforderun- 
gen an die sozioökonomischen als auch an die öko- 
logischen Dimensionen von Nachhaltigkeit lassen 
sich nicht immer stringent als Leitplanken formulie- 
ren. Im sozioökonomischen Bereich etwa sind viele 
Anforderungen an eine nachhaltige Bioenergiepoli- 
tik nicht quantifizierbar. Zudem sind die meisten der 
grundsätzlich quantifizierbaren sozioökonomischen 
Anforderungen nicht in eine globale Leitplanke 
transformierbar, da sie landes- und situationsabhän- 
gig sind. Aber auch ökologische Schadensgrenzen 
lassen sich nicht in allen Fällen als Leitplanken for- 
mulieren, etwa wegen zu großer regionaler Unter- 
schiede oder weil sich kein überzeugender globaler 
Indikator benennen lässt. Aus den genannten Grün- 
den benennt der WBGU über Leitplanken hinaus 
weitere Nachhaltigkeitsanforderungen, die zusätz- 
liche, nicht als Leitplanken beschreibbare Kriterien 
für eine nachhaltige Bioenergienutzung liefern. Dies 
betrifft beispielsweise verschiedene Aspekte der 


Landnutzung oder die Einhaltung von Sozialstan- 
dards. 


3.1 

Ökologische Nachhaltigkeit 


3.1.1 

Leitplanke für den Klimaschutz 

Aus Sicht des WBGU sind Auswirkungen von Kli- 
maänderungen intolerabel, die mit einem mittle- 
ren globalen Anstieg der bodennahen Lufttempera- 
tur um mehr als 2°C gegenüber dem vorindustriel- 
len Wert oder einer Temperaturänderungsrate von 
mehr als 0,2°C pro Jahrzehnt verbunden sind. Diese 
Leitplanke wurde in früheren Gutachten des WBGU 
ausführlich begründet (WBGU, 1995, 2006). Die Ein- 
haltung dieser Leitplanke erfordert, dass die Konzen- 
tration von Treibhausgasen in der Atmosphäre unter- 
halb von 450 ppm C02eq stabilisiert wird. Dafür soll- 
ten die globalen Treibhausgasemissionen bis Mitte 
des Jahrhunderts mindestens halbiert werden. 

Ein erheblicher Anteil des durch den Menschen 
freigesetzten COj löst sich im Meerwasser und 
führt dort zu einer Versauerung. Um unerwünschte 
bzw. riskante Veränderungen der marinen Ökosys- 
teme zu vermeiden, sollte der pH-Wert der obersten 
Meeresschicht in keinem größeren Ozeangebiet um 
mehr als 0,2 Einheiten gegenüber dem vorindustriel- 
len Niveau absinken. Eine Einhaltung der 2°C-Leit- 
planke würde gleichzeitig eine Einhaltung der Ver- 
sauerungsleitplanke nach sich ziehen, sofern nicht 
nur der gesamte „Korb“ der Treibhausgasemissionen, 
sondern auch die COj-Emissionen separat betrach- 
tet ausreichend reduziert werden (WBGU, 2006). 

Eine Bioenergienutzung, die mit Klimaschutz 
begründet wird, sollte an ihrem Beitrag zur Ein- 
haltung der Klimaschutz- und der Versauerungs- 
leitplanke gemessen werden. Für die Einhaltung 
der 2°C-Leitplanke ist nicht von Belang, ob ein 
bestimmter Wirtschaftssektor (etwa der Verkehr) 
eine bestimmte Emissionsreduktion erreicht. Aus- 
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schlaggebend ist allein die zeitliche Entwicklung der 
globalen Emissionen und der Treibhausgasaufnahme 
durch Senken über alle Sektoren hinweg. Für eine 
realistische Beurteilung des Klimaschutzbeitrags der 
Bioenergienutzung muss die Emissionsentwicklung 
in allen Sektoren betrachtet werden. Zur Einhaltung 
der Versauerungsleitplanke ist darüber hinaus die 
Auswirkung der Bioenergienutzung auf den globa- 
len Kohlenstoffkreislauf zu beachten. 


3.1.2 

Leitplanke für den Biosphärenschutz 

Für den Biosphärenschutz hat der Beirat folgende 
Leitplanke vorgeschlagen: 10-20% der weltweiten 
Fläche terrestrischer Ökosysteme (bzw. 20-30 % der 
Fläche mariner Ökosysteme) sollten für ein globales, 
ökologisch repräsentatives und effektiv betriebenes 
Schutzgebietssystem ausgewiesen werden (WBGU, 
2000, 2006). Zudem sollten auch etwa 10-20 % der 
Flussökosysteme inklusive ihrer Einzugsgebiete dem 
Naturschutz Vorbehalten sein (WBGU, 2003a). 

Diese Leitplanke hat ihre Begründung u. a. in der 
Erkenntnis, dass Ökosysteme und ihre biologische 
Vielfalt für die Menschheit überlebenswichtig sind, 
weil sie eine Vielzahl an Funktionen, Dienstleistun- 
gen und Produkten bereitstellen (MA, 2005a). Ins- 
besondere Schutzgebiete sind als Instrument nach- 
haltiger Entwicklung unverzichtbar (CBD, 2004b; 
Kap. 5.4). Dabei müssen sich der Schutz und die 
nachhaltige Nutzung biologischer Vielfalt keines- 
wegs ausschließen: Je nach ökologischen Gegeben- 
heiten sind Schutz und Nutzung biologischer Vielfalt 
in unterschiedlichem Ausmaß miteinander vereinbar 
(WBGU, 2000). Dementsprechend hat die Weltna- 
turschutzunion (World Conservation Union; lUCN, 
1994) ein abgestuftes Kategoriensystem für Schutz- 
gebiete erarbeitet, das unterschiedliche Verhältnisse 
von Schutz und nachhaltiger Nutzung zulässt. 

Besonders dringlich ist der Schutz in den Brenn- 
punkten biologischer Vielfalt, in denen sich auf gerin- 
ger Fläche sehr viele wild lebende Arten befinden, 
eine hohe Anzahl endemischer Arten oder einzigar- 
tige Ökosysteme zu finden sind und die daher für die 
Erhaltung der biologischen Vielfalt besonders wert- 
voll sind (Hotspots: Mittermeier et ak, 1999; Myers 
et ak, 2000). Der Schutz sollte zudem die besonders 
schutzwürdigen Arten sowie Gebiete einschließen, 
in denen noch großflächig ungestörte Ökosysteme 
existieren (Wildnisgebiete, z.B. tropische und bore- 
ale Wälder). Für die globale Ernährungssicherheit 
ist darüber hinaus die Erhaltung der „Genzentren“ 
wichtig, in denen eine große genetische Vielfalt von 
Kulturpflanzen oder ihrer wild lebenden Verwand- 
ten vorkommt (Vavilov, 1926; Stolton et ak, 2006). 


Die internationale Gemeinschaft hat sich darauf 
geeinigt, bis 2010 ein solches Schutzgebietssystem 
aufzubauen (Kap. 10.5; CBD, 2004b). Es ist positiv 
zu bewerten, dass in den letzten Jahren die Zahl der 
Schutzgebiete und ihr Flächenanteil stark gestiegen 
sind, so dass letzterer derzeit bei ca. 12% der glo- 
balen Landfläche hegt (Kasten 5.4-1). Viele dieser 
Schutzgebiete erweisen sich bei näherem Hinsehen 
aber als „paper parks“ (Dudley und Stolton, 1999a), 
d.h. sie sind zwar laut Verordnung geschützt, aber 
das Management vor Ort ist so unzureichend, dass 
es oft nicht einmal gelingt, den Raubbau an biolo- 
gischen Ressourcen zu stoppen (z.B. illegaler Holz- 
einschlag, Raubfischerei). Zudem sind streng genom- 
men nur die Gebiete der lUCN-Kategorie 1-IV mit- 
zurechnen, da die Kategorien V und VI eher den 
Schwerpunkt auf nachhaltige Nutzung als auf Erhal- 
tung biologischer Vielfalt legen. Die Forderung nach 
einem effektiv betriebenen Schutzgebietssystem ist 
daher nur auf einem Bruchteil der 12 % erfüllt (Kas- 
ten 5.4-1). 

Analog zu den im Rahmen der Biodiversitätskon- 
vention vereinbarten Zielen der Global Strategy for 
Plant Conservation (GSPC) sollte diese globale Leit- 
planke regional ausdifferenziert und konkretisiert 
werden (CBD, 2002a; Kap. 10.5). Zu den 16 Zielen 
der GSPC bis 2010 gehört unter anderen, dass 

- 10 % aller ökologischen Regionen der Welt 
geschützt sein sollen, 

- 50 % der für die Pflanzenvielfalt wichtigsten 
Gebiete geschützt sein sollen. Mögliche Kriterien 
für die Auswahl dieser Gebiete wären Artenreich- 
tum, Endemismus sowie Einzigartigkeit der Habi- 
tate und Ökosysteme. 

- 60 % der gefährdeten Arten in situ erhalten sein 
sollen (z.B. durch Schutzgebiete). 

- 70 % der genetischen Vielfalt der sozioökono- 
misch wertvollen Pflanzenarten erhalten sein soll 
(Genbanken und On-farm-Erhaltung). 

Allerdings kann auch ein noch so gut funktionie- 
rendes Schutzgebietssystem den Verlust der biolo- 
gischen Vielfalt nicht stoppen. Hinzu kommen muss 
zum einen die Integration der Schutzgebiete bzw. der 
Schutzgebietssysteme in die umgebende Landschaft 
(CBD, 2004b) und zum anderen die Integration des 
Schutzgedankens in die Fläche durch differenzierte 
Anwendung nachhaltiger Landnutzung auf allen 
land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen. Das 
Ziel ist ein „integriertes, nachhaltiges Management 
von Land, Wasser und lebenden Ressourcen“ (Eco- 
system Approach: CBD, 2000, 2004a). ln diesem Sinn 
werden zur Sicherstellung der Nachhaltigkeit der 
Landnutzung weitere ökologische Nachhaltigkeits- 
anforderungen benötigt, die der Naturschutzdimen- 
sion Rechnung tragen (Kap. 3.1.4). 
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3.1.3 

Leitplanke für den Bodenschutz 

Wegen der Bedeutung von Bodenschutzmaßnahmen 
für die künftige Ernährungssicherung sind Leitplan- 
ken für den weltweiten Bodenschutz sinnvoll. Damit 
sind konkrete Werte gemeint, deren Überschreitung 
zu einem irreversiblen und für die Menschen exis- 
tenzbedrohenden Zustand der Böden führen würde 
(WBGU, 2004a; UBA, 2008a). Schwertmann et al. 
(1987) setzten die Toleranzgrenze für anthropogen 
bedingte Bodendegradation so fest, dass das natürli- 
che Ertragspotenzial in einem Zeitraum von 300-500 
Jahren nicht entscheidend geschwächt wird. Bei der 
Konkretisierung dieser Leitplanke ist zwischen der 
Bodendegradation durch Erosion und durch Versal- 
zung, den beiden größten Gefährdungen von Böden, 
zu unterscheiden. 

Für diese beiden Faktoren hat der WBGU Tole- 
ranzgrenzen vorgeschlagen (WBGU, 2004a). Für 
die Bodenerosion bedeutet dies, dass streng genom- 
men nicht mehr Boden abgetragen bzw. anderwei- 
tig degradiert werden dürfte, als neu gebildet wird, 
da dies langfristig das Ertragspotenzial schwächen 
würde. Da die Bodenbildung aber in geologischen 
Zeiträumen abläuft, kann dies nur ein Fernziel dar- 
stellen. Je nach Gründigkeit der Böden sieht der 
WBGU z.B. in der gemäßigten Zone die Toleranz- 
grenze bei einem Bodenverlust von 1-10 1 pro ha und 
Jahr. Als Toleranzgrenze in Bezug auf Bodenversal- 
zung in der Bewässerungslandwirtschaft schlägt der 
WBGU (2004a) vor, dass die Salzkonzentration und 
-Zusammensetzung innerhalb von 300-500 Jahren 
nicht über ein Maß ansteigen sollte, das von gängi- 
gen Nutzpflanzen noch toleriert werden kann. 


3.1.4 

Weitere ökologische 
Nachhaltigkeitsanforderungen 

Nicht alle ökologischen Nachhaltigkeitsdimensionen 
lassen sich als global gültige Leitplanken formulie- 
ren, etwa wegen zu großer regionaler Unterschiede 
oder weil kein überzeugender globaler Indikator 
anwendbar ist. Daher benennt der WBGU hier wei- 
tere ökologische Nachhaltigkeitsanforderungen für 
eine nachhaltige Bioenergienutzung. 

Zum Beispiel geht es bei der nachhaltigen Nut- 
zung von Wasserressourcen im Zusammenhang mit 
Bioenergie vor allem um den Umgang mit Bewässe- 
rungswasser, wenn Konkurrenzen zur Wassernutzung 
für die Nahrungsproduktion drohen. Der WBGU 
hält die in der Literatur zu findenden Wasserstress- 
indikatoren nicht für die Quantifizierung einer global 
gültigen Leitplanke geeignet. Auch in Regionen mit 


hohem Wasserstress können durch gezielte Maßnah- 
men viele der negativen Auswirkungen von Bewäs- 
serung vermieden und Nachhaltigkeit erreicht wer- 
den. Zudem berücksichtigen die Indikatoren nicht 
das „grüne“ Wasser, also Niederschlagswasser, das 
den Pflanzen als Bodenfeuchte zur Verfügung steht. 

Auch bei den global formulierbaren Leitplanken, 
wie etwa bei der Erhaltung biologischer Vielfalt oder 
dem Bodenschutz muss die Anwendung der globa- 
len Leitplanke im jeweiligen lokalen und agroöko- 
logischen Kontext betrachtet werden. Im Sinne des 
ökosystemaren Ansatzes der CBD (2000) muss das 
Ziel ein „integriertes, nachhaltiges Management von 
Land, Wasser und lebenden Ressourcen“ sein, das 
den Menschen als integrale Komponente vieler Öko- 
systeme einschließt. Dazu können die Addis-Abeba- 
Prinzipien und Leitlinien zur nachhaltigen Nutzung 
biologischer Vielfalt herangezogen werden (CBD, 
2004d; Kap. 10.5), ebenso wie die Definition der FAQ 
zu nachhaltiger Landnutzung: „Nachhaltige Land- 
nutzung umfasst Technologien, Politiken sowie Pro- 
gramme und Aktivitäten mit dem Ziel, sozioökono- 
mische Prinzipien und ökologische Anliegen zu ver- 
einbaren, um dadurch geichzeitig: die Produktion zu 
erhalten oder zu verbessern (Produktivität), Produk- 
tionsrisiken zu mindern (Sicherheit), natürliche Res- 
sourcen zu schützen und die Degradation von Böden 
und Wasser zu verhindern (Schutz), ökonomisch ren- 
tabel (Rentabilität) und gesellschaftlich akzeptiert zu 
sein (Akzeptanz)“ (Smyth und Dumanski, 1993). 

Die Regelungen auf europäischer und deutscher 
Ebene sind deutlich ausdifferenzierter und konkre- 
ter formuliert. In der EU wird im Rahmen der Cross- 
Compliance die Gewährung von Direktzahlungen an 
Landwirte an die Einhaltung verbindlicher Vorschrif- 
ten über den Umweltschutz, die Nahrungs- und Fut- 
termittelsicherheit, die Tiergesundheit und den Tier- 
schutz geknüpft (BMELV, 2006; UBA, 2008a). Diese 
Konditionierung der Beihilfezahlungen stellt ein 
umweltpolitisches Steuerungsinstrument dar (SRU, 
2008). Für die deutsche Landwirtschaft ist in verschie- 
denen Gesetzen und Verordnungen die so genannte 
„gute fachliche Praxis“ im Sinne der von Landwir- 
ten einzuhaltenden ökologischen und sicherheits- 
technischen Standards definiert. Allerdings sind viele 
Regelungen der guten fachlichen Praxis in Gesetzen 
und Verordnungen immer noch sehr unbestimmt for- 
muliert (SRU, 2008). 

Die bestehenden Regelungen bzw. grundlegenden 
Arbeiten sollten genutzt werden, um konkrete, inter- 
national anerkannte Managementregeln oder Stan- 
dards für nachhaltige Landnutzung herzuleiten (Kap. 
10.3). Dabei sollte auch die Klimabilanz der Anbau- 
systeme berücksichtigt werden, da z.B. die Intensi- 
vierung von Landnutzung NjO-Emissionen als Folge 
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von Stickstoffdüngung und C02-Emissionen etwa 
durch Umbruch von Grünland mit sich bringt. 


3.2 

Sozioökonomische Nachhaltigkeit 


3.2.1 

Leitpianke zur Sicherung des Zugangs zu 
ausreichend Nahrung 

Zugang zu Nahrung für alle Menschen 
Der Ausbau der Bioenergienutzung kann sich auf die 
Nahrungsproduktion und besonders in einkommens- 
schwachen Entwicklungsländern, die Nettoimpor- 
teure von Nahrungsmitteln sind (Low-Income Food- 
Deficit Countries, LIFDC) negativ auf die Ernäh- 
rungssicherheit auswirken, weil Landflächen, Was- 
serressourcen und landwirtschaftliche Betriebsmittel 
(z.B. Maschinen, Düngemittel, Saatgut, Futtermittel, 
Treibstoffe) der Nahrungsmittelproduktion zuguns- 
ten des Energiepflanzenanbaus entzogen werden. 
Die Sicherung der Welternährung muss aus Sicht des 
WBGU Vorrang vor allen anderen Nutzungsformen 
der zur Bewirtschaftung geeigneten globalen Land- 
flächen haben. Bioenergie ist durch andere Energie- 
träger substituierbar, Nahrungsmittel sind dies aber 
nicht. In der FAO-Definition bedeutet Ernährungs- 
sicherheit, dass alle Menschen zu jeder Zeit unge- 
hinderten physischen, sozialen und ökonomischen 
Zugang zu ausreichender und ausgewogener Ernäh- 
rung haben sollen, um ein aktives und gesundes 
Leben zu führen (FAO, 2008b). Dementsprechend 
schlägt der WBGU hier als Leitplanke vor, dass für 

Kasten 3.2-1 

Exkurs: Kalorienbedarf eines Menschen 

In der Vorbereitung des Welternährungsgipfels 1996 gab es 
intensive Diskussionen um Mindestwerte der Kalorienver- 
fügbarkeit. Der ursprüngliche Plan, die Verfügbarkeit von 
2.700 kcal pro Person und Tag (entsprechend etwa 11,3 MJ 
pro Person und Tag) als Ziel zu formulieren, wurde aufge- 
geben, da eine durchschnittliche Pro-Kopf-Kalorienversor- 
gung die Ungleichheiten in der Versorgung innerhalb eines 
Landes verdeckt und zur Nahrungsqualität keine Aussage 
macht. Dennoch ist eine Operationalisierung einer „Ernäh- 
rungsleitplanke“ ohne einen solchen Wert kaum möglich. 

Der Energiebedarf eines Menschen setzt sich aus dem 
Basisenergieverbrauch (Grundumsatz, abhängig von Alter, 
Geschlecht und Gewicht), der körperlichen Aktivität sowie 
den persönlichen Lebensumständen zusammen (Schwan- 
gerschaft, Stillzeit; FAO, 2004). Die körperliche Aktivität 
hat einen erheblichen Anteil am Energieverbrauch des 


alle Menschen Zugang zu ausreichend Nahrung gesi- 
chert sein soll. 

Notwendige, aber nicht hinreichende Vorausset- 
zung dafür ist, dass genügend Nahrung produziert 
wird, um den Kalorienbedarf aller Menschen zu 
decken. Für die Operationalisierung der Leitplanke 
lässt sich daraus schließen, dass global mindestens 
so viel landwirtschaftliche Nutzfläche zur Verfügung 
stehen muss, um für alle Menschen eine durchschnitt- 
liche Kalorienversorgung von 2.700 kcal pro Person 
und Tag (entsprechend etwa 11,3 MJ pro Person und 
Tag) zu ermöglichen (Kasten 3.2-1). Nach Angaben 
der FAO (2003b) liegt die globale Nahrungsmittel- 
produktion derzeit bei ca. 2.800 kcal pro Person und 
Tag (Beese, 2004). Global gesehen wird derzeit also 
genügend Nahrungsenergie erzeugt, so dass Hunger 
und Unterernährung primär ein Zugangs- bzw. Ver- 
teilungsproblem darstellen. 

Abhängigkeit des Flächenbedarfs von 
Ernährungsweise und Flächenproduktivität 
Wesentlich für die Höhe der Potenziale zur Versor- 
gung der Weltbevölkerung mit ausreichender und 
ausgewogener Nahrung sind die Ernährungsgewohn- 
heiten der Menschen sowie die Flächenproduktivi- 
tät. So hängt das Ernährungspotenzial der vorhande- 
nen Agrarflächen wesentlich von der Nutzungsform 
ab. Beispielsweise wird der größte Teil der Maisernte 
in Nordamerika und Europa an Tiere verfüttert. 
Der Mais liefert also nur auf dem Umweg über die 
Fleisch- und Milchproduktion Nahrung für den Men- 
schen. Bei dieser „Veredelung“ geht ein Großteil der 
ursprünglich im Mais vorhanden Nahrungskalorien 
verloren. Bereits heute wird etwa ein Drittel der 
Weltgetreideernte als Futtermittel eingesetzt. Insge- 
samt muss die globale Nahrungsproduktion bis 2030 


Menschen und wird als Physical Activity Level (PAL) 
gemessen. Die üblichen PAL- Werte erstrecken sich von 
1,2 für ausschließlich sitzende Lebensweise bis zu 2,4 für 
Schwerstarbeiter (DGE, 2007). Die Richtwerte für die 
durchschnittlich erforderliche Energiezufuhr liegen bei 
Männern bzw. Frauen im Alter von 19-25 Jahren bei 3.000 
bzw. 2.400 kcal pro Person und Tag. Bei schwerer körperli- 
cher Arbeit kann dieser Wert für einen Mann knapp 4.000 
kcal pro Person und Tag erreichen. Für Männer bzw. Frauen 
im Alter von 25-51 Jahren liegen die Richtwerte für die 
durchschnittliche Energiezufuhr bei 2.900 bzw. 2.300 kcal 
pro Person und Tag und für Männer bzw. Frauen im Alter 
von 51-65 Jahren bei 2.500 bzw. 2.000 kcal pro Person und 
Tag (DGE, 2007). 

In Industrieländern beträgt die tatsächliche durch- 
schnittliche Kalorienzufuhr ca. 3.400 kcal pro Person und 
Tag, in vielen Entwicklungsländern liegt dieser Wert bei 
unter 2.000 kcal pro Person und Tag (Äthiopien liegt mit 
ca. 1.600 kcal pro Person und Tag am unteren Ende; Meade 
und Rosen, 1997; FAO, 2006a). 
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um 50 % und bis 2050 um etwa 80 % gesteigert wer- 
den. Dies muss im Wesentlichen durch eine Steige- 
rung der Flächenproduktivität gelingen (Kap. 5.2). 


3.2.2 

Leitplanke zur Sicherung des Zugangs zu 
modernen Energiedienstleistungen 

Zur Sicherstellung elementarer Energiedienstleis- 
tungen ist nach Auffassung des WBGU (2003a) 
der Zugang zu modernen Energieformen notwen- 
dig. Daher schlägt der WBGU folgende Leitplanke 
vor: Der Zugang zu moderner Energie sollte für alle 
Menschen gewährleistet sein. Dazu müssen vor allem 
der Zugang zu Elektrizität sichergestellt und die 
Nutzung gesundheitsschädigender Biomasse durch 
moderne Brennstoffe ersetzt werden. Der WBGU 
erachtet mittelfristig eine Endenergiemenge von 
700-1.000 kWh pro Kopf und Jahr als Minimum für 
den elementaren individuellen Bedarf. 

Die Ermittlung eines individuellen Mindestbedarfs 
an Energie pro Kopf ist mit erheblichen Problemen 
normativer wie methodisch-technischer Art behaf- 
tet. So müssen klimatisch-geographische Aspekte 
ebenso berücksichtigt werden wie kulturelle, demo- 
graphische und sozioökonomische Faktoren. Ferner 
müssen bei der Überführung der Energiedienstleis- 
tungen in die benötigen Energiemengen Annahmen 
über die eingesetzten Technologien getroffen wer- 
den. Daher gibt es in der Literatur nur wenige dif- 
ferenzierte Angaben über solch einen Mindestbe- 
darf. Trotz dieser Probleme erscheint die Ableitung 
vertretbar (WBGU, 2003a), da dieser Mindestbe- 
darf nicht als Ziel definiert wird, sondern als absolu- 
tes Minimum, dessen Verfehlung als nicht nachhaltig 
eingestuft werden muss. 

Der WBGU schätzt den absoluten individuel- 
len Mindestbedarf an Energie bei Einsatz effizien- 
ter Technologien gemäß Stand der Technik auf ca. 
450 kWh pro Kopf und Jahr (in einem 5-Personen- 
Haushalt) bzw. 500 kWh pro Kopf und Jahr (in einem 
2-Personen-Haushalt; WBGU, 2003a). Der Wert hegt 
damit in dem Intervall von 300-700 kWh pro Kopf 
und Jahr, das auch in der Literatur meist angege- 
ben wird. 450 bzw. 500 kWh pro Kopf und Jahr kön- 
nen nur ein absolutes Minimum darstellen, da Hei- 
zen, Transport und die Unterstützung haus- und sub- 
sistenzwirtschaftlicher Tätigkeiten unberücksichtigt 
bleiben. Daher hegt die vom WBGU angesetzte Leit- 
planke von 700-1.000 kWh pro Kopf und Jahr über 
diesem Wert. 


3.2.3 

Leitplanke zur Vermeidung von 
Gesundheitsschäden durch Energienutzung 

Der Internationale Pakt über wirtschaftliche, sozi- 
ale und kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt) formu- 
liert Gesundheit als fundamentales Menschenrecht 
(Art. 12), aber ebenso das Recht auf einen angemes- 
senen Lebensstandard (Art. 11) und meint damit 
auch den Zugang zu Energie, z.B. zum Kochen und 
Heizen. In vielen Ländern und Regionen ergibt sich 
daraus ein Spannungsverhältnis, weil keine „sau- 
bere“ oder der Nutzungsform angepasste Energie 
zur Verfügung steht. Die dort eingesetzten Energie- 
träger können die menschliche Gesundheit erheblich 
belasten. Insbesondere bei der Verfeuerung fossiler 
Brennstoffe und von Biomasse entsteht Luftver- 
schmutzung durch Gase und Partikel, die erhebliche 
gesundheitliche Risiken birgt (WBGU, 2003a). 

Zur Formulierung von Gesundheitsleitplanken 
im Sinn nicht tolerierbarer Grenzen der Gesund- 
heitsbelastung als Folge von Energiegewinnung und 
-nutzung können Disability Adjusted Life Years 
(DALYs) herangezogen werden. DALYs sind ein in 
verringerter Lebenszeit ausgedrücktes Maß für die 
Gesundheitsbelastung. Sie setzen sich zusammen 
aus Lebensjahren, die mit Gesundheitseinschrän- 
kungen oder Krankheit gelebt werden müssen und 
den Lebensjahren, die durch vorzeitigen Tod verlo- 
ren gehen (Murray und Lopez, 1996). Bereits heute 
werden für städtische Luftverschmutzung und Ver- 
schmutzung der Innenraumluft in großen Teilen der 
Welt Werte unter 0,5 % Anteil an den regionalen 
DALYs erreicht. Der WBGU schlägt daher als Leit- 
planke vor, dass der Anteil der regionalen DALYs, 
welcher durch beide Risikofaktoren verursacht wird, 
für alle WHO-Regionen und -Subregionen auf unter 
0,5 % gesenkt werden soll (WBGU, 2003a). 


3.2.4 

Weitere sozioökonomische 
Nachhaltigkeitsanforderungen 

Bei der Produktion und Nutzung von Bioener- 
gie gilt es eine Reihe sozioökonomischer Faktoren 
zu berücksichtigen, um die Anforderungen an eine 
nachhaltige Entwicklung zu erfüllen. 

Entsprechend geht der WBGU auf Maßnahmen 
zu ihrer Berücksichtigung ein (Standards: Kap. 10.3). 
Sozioökonomische Nachhaltigkeitskriterien sind im 
Kontext der Bioenergie sowohl in Industrie- als auch 
in Entwicklungsländern relevant. Vor allem drei 
Gründe sprechen jedoch dafür, besonderes Augen- 
merk auf die Entwicklungsländer zu legen: Erstens 
sind in Entwicklungsländern die mit traditioneller 
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Biomassenutzung einhergehenden Probleme weit 
verbreitet und ein erhebliches Entwicklungshemm- 
nis (Kasten 8.2-1; Kap. 10.8), während traditionelle 
Bioenergienutzung in Industrieländern kein nen- 
nenswertes Problem darstellt. Zweitens gilt das Glei- 
che für den Zugang zu Energie und zu ausreichen- 
der Nahrung. Vor allem spielt drittens der Agrarsek- 
tor in Entwicklungsländern anders als in den meisten 
Industrieländern eine herausragende Rolle für die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung. Während 
in Niedrigeinkommensländern etwa 20% des BIP 
im Agrarsektor erwirtschaftet wird, sind es in Hoch- 
einkommensländern nur 2% (World Bank, 2008c). 
Während in Industrieländern nur wenige Prozent 
der Beschäftigten im Landwirtschaftssektor tätig 
sind, findet man in etlichen Entwicklungsländern 
Anteile von über 40 % , in einigen sogar über 60 % 
(World Bank, 2008c). Hinzu kommt die hohe Bedeu- 
tung des Agrarsektors in Entwicklungsländern zur 
Überwindung extremer Einkommensarmut, denn 
auf dem Land in Entwicklungsländern leben etwa 
700 Mio. Menschen bzw. drei Viertel aller Menschen, 
die weniger als 1 US-$ pro Tag zur Verfügung haben 
(World Bank, 2004). 

Bei der Gewinnung von Biomasse zur energeti- 
schen Nutzung spielen die Arbeitsbedingungen vor 
Ort unter dem Blickwinkel sozialer Nachhaltigkeit 
eine gewichtige Rolle. So ist es etwa nicht nachhal- 
tig, wenn große Mengen Pestizide eingesetzt und 
dadurch Plantagenarbeiter und Anwohner gesund- 
heitlich geschädigt werden. Außerdem sollten zumin- 
dest die elementarsten Kernstandards der internatio- 
nalen Arbeitsorganisation ILO eingehalten werden 
(Sicherheit, Verbot ausbeuterischer Kinderarbeit, 
Verbot von Sklavenarbeit, elementare Arbeitneh- 
merrechte usw.). Sozial nicht nachhaltig ist Bioener- 
gieanbau sicher auch dann, wenn Kleinbauern oder 
indigene Gruppen im Zuge der Errichtung von Plan- 
tagen verdrängt und dadurch ihrer Existenzgrund- 
lage beraubt werden. 

Auch wirtschaftliche Nachhaltigkeitsaspekte sind 
besonders für ärmere Länder wichtig. Viele Entwick- 
lungsländer erhoffen sich von der Bioenergie Ent- 
wicklungschancen, sei es unmittelbar bei der Bekämp- 
fung ländlicher Armut, durch eine Verringerung der 
Abhängigkeit vom Import fossiler Brennstoffe oder 
durch eine Erhöhung der Energieversorgungssicher- 
heit. Chancen werden auch in Bezug auf den Export 
moderner Bioenergie gesehen, der die wirtschaftli- 
che Entwicklung eines Landes fördern kann. Inwie- 
weit sich diese Hoffnungen erfüllen, ist nicht allein 
von der ökologischen Nachhaltigkeit des Anbaus, 
sondern auch ganz wesentlich von den jeweiligen 
nationalen bzw. lokalen politischen und sozioökono- 
mischen Bedingungen abhängig (Kap. 10.8) Darüber 
hinaus ist entscheidend, ob ein Ausbau der Bioener- 


gie wirtschaftlich nachhaltig in dem Sinn ist, dass der 
Sektor dauerhaft auch ohne Subventionierung fort- 
bestehen kann oder ob seine Dauerförderung dazu 
führt, dass Mittel für sozial und ökonomisch viel ver- 
sprechendere Verwendungen nicht mehr zur Verfü- 
gung stehen. 


3.3 

Folgerungen 

Der WBGU legt der Bewertung einer nachhaltigen 
Bioenergiepolitik eine Reihe von Leitplanken im 
Sinne nicht tolerierbarer Schadensgrenzen zugrunde, 
die zusätzlich durch weitere Nachhaltigkeitsanforde- 
rungen ergänzt werden, die sich nicht stringent als 
Leitplanke beschreiben lassen. Dieses Konzept bie- 
tet aus Sicht des WBGU eine Grundlage zur Opera- 
tionalisierung von Nachhaltigkeitsanforderungen im 
Bereich Bioenergie, etwa durch Standards oder völ- 
kerrechtliche Regelungen. Auf diesem Konzept auf- 
bauend hat der WBGU zudem eine Modellierung 
des globalen Energiepflanzenpotenzials durchge- 
führt (Kap. 6). 
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Bioenergie, Landnutzung und 4 

Energiesysteme: Status Quo und Trends 


Gegenstand dieses Kapitels ist die Analyse der Ent- 
wicklung der heutigen Landnutzung und des globa- 
len Bioenergiesektors. Sie bildet die Ausgangslage 
für die Auseinandersetzung mit der Frage, inwie- 
weit eine zunehmende Nutzung von Energiepflan- 
zen mit einer nachhaltigen weltweiten Landnutzung 
in Einklang zu bringen ist. Kapitel 4.1 setzt sich mit 
dem gegenwärtigen Stellenwert der Bioenergie in 
den verschiedenen Sektoren der globalen Energie- 
systeme auseinander. Darin wird auf den derzeitigen 
Beitrag der Bioenergie zur Deckung des Weltprimär- 
energiebedarfs und den Handel mit Bioenergieträ- 
gern eingegangen (Kap. 4.1.1) sowie die aktuelle glo- 
bale Bioenergieförderpolitik beleuchtet (Kap. 4.1.2). 

ln den folgenden Kapiteln werden die globale 
Landbedeckung (Kap. 4.2.1) und Landnutzung (Kap. 
4.2.2) dargestellt. Durch landschaftliche Eingriffe 
werden auch ökosystemische Faktoren wie die Bio- 
diversität und der Kohlenstoffkreislauf stark beein- 
flusst, der auch im Hinblick auf die Energiepflanzen- 
nutzung relevant ist (Kap. 4.2.3). Die wachsende glo- 
bale Nachfrage nach Energiepflanzen verstärkt bei 
begrenzter Verfügbarkeit von Flächen die Konkur- 
renz zwischen verschiedenen Landnutzungen. Es ist 
deshalb zu erwarten, dass die verstärkte Nutzung von 
Energiepflanzen sowohl direkt als auch indirekt über 
Verdrängungseffekte Auswirkungen auf die Verbrei- 
tung natürlicher und naturnaher Ökosysteme hat. 
Die Auswirkungen direkter Landnutzungsänderun- 
gen werden abschließend in Kapitel 4.2.4 bewertet. 


4.1 

Bioenergie in den giobaien Energiesystemen 

Bioenergie spielt heute eine wichtige Rolle in der 
globalen Energieversorgung. Neben der traditionel- 
len Biomassenutzung, wird Energie immer häufiger 
aus Reststoffen und Abfällen, aber auch aus spezi- 
ell angebauten Energiepflanzen gewonnen. Im Fol- 
genden wird gezeigt, wie sich der Bioenergiesektor 
zur Zeit entwickelt, welche Technologien verfügbar 
sind oder künftig verfügbar sein werden, wie sich der 
Handel von biogenen Rohstoffen und verarbeiteten 


Bioenergieträgern vollzieht und wie staatliche För- 
derpolitik die globale Nachfrage nach Bioenergie 
beeinflusst. 


4.1.1 

Aktuelle Bioenergienutzung 


4.1.1.1 

Bioenergie im globalen Energiesystem 

Etwa 10 % der globalen Primärenergienachfrage 
werden derzeit durch Energie aus Biomasse und 
Abfall gedeckt. Im Jahr 2005 waren dies ca. 47,2 EJ 
von insgesamt 479 EJ (GBEP, 2008). Der Löwenan- 
teil entfällt davon auf die traditionelle Biomassenut- 
zung (z.B. Brennholz), während die moderne Bio- 
energie- und Abfallnutzung im Vergleich dazu gering 
ist. Nach Angaben der Internationalen Energieagen- 
tur betrug im Jahr 2005 der Anteil der Bioenergie 
an der Primärenergienutzung der OECD-Länder 
4 %, in China 13 %, in Indien 29 %, in Lateinamerika 
und den Entwicklungsländern Asiens 18 % sowie in 
Afrika 47% (lEA, 2007a). In vielen Ländern Afri- 
kas südlich der Sahara hegt dieser Anteil im Durch- 
schnitt sogar bei über 90 % der Primärenergieversor- 
gung (MEMD, 2004; lEA, 2007a). 

Die hier genannten Werte wurden nach der Wir- 
kungsgradmethode berechnet, die im Vergleich zur 
methodisch sinnvolleren Substitutionsmethode im 
Stromsektor erneuerbare Energien unterbewertet 
und somit die Gesamtbilanz verfälscht (Kasten 4.1-1; 
Abb. 4.1-1). 

Heute decken erneuerbare Energien rund 16,7 % 
des Weltprimärenergiebedarfs ab. Die Bioenergie 
spielt mit 60 % an den erneuerbaren Energien glo- 
bal derzeit die wichtigste Rolle aller regenerativen 
Energiequellen (BP, 2008; OECD, 2008; REN21, 
2008). 86 % der Bioenergie werden im Wärmesek- 
tor verwendet, meist zum Kochen und Heizen. Dabei 
handelt es sich um die so genannte traditionelle Bio- 
massenutzung. Für ca. 2,5 Mrd. Menschen (38 % der 
Weltbevölkerung) in über 80 Schwellen- und Ent- 
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Kasten 4.1-1 

Anwendung der Substitutionsmethode 

Methodikfragen bei der Berechnung des 
Primärenergiebedarfs 

Der Primärenergiebedarf einer Volkswirtschaft ist eine 
wichtige wirtschafts- und klimapolitische Kennzahl, seine 
korrekte Berechnung ist daher von großer Bedeutung. Ins- 
besondere die präzise Ausweisung des Primärenergiebei- 
trags von Strom aus erneuerbaren Energien stellt aber eine 
methodische Herausforderung dar. Gegenwärtig werden 
für die Bilanzierung von Strom zwei verschiedene Metho- 
den verwendet: die Wirkungsgradmethode und die Substi- 
tutionsmethode. 

Die Wirkungsgradmethode ist international vorherr- 
schend und wurde laut VDI Richtlinie 4661 aus politischen 
Gründen 1995 auch in Deutschland eingeführt (VDI, 2003). 
Zuvor wurde die Substitutionsmethode angewendet. Bei 
letzterer wird davon ausgegangen, dass Strom aus nicht 
fossilen Quellen eine entsprechende Stromerzeugung aus 
fossil befeuerten Kraftwerken ersetzt. In beiden Methoden 
werden Umrechnungsfaktoren verwendet, die angeben, 
wieviel Primärenergie benötigt wird, um eine Energieein- 
heit Strom herzustellen. 

Zur Erzeugung von 1 kWh Strom (1 kWh = 3,6 MJ) 
sind beim herkömmlichen fossilen Kraftwerkspark mit 
einem Wirkungsgrad von 38 % (globaler Durchschnitt; BP, 
2008) rund 2,63 kWh Primärenergie notwendig. Dabei fal- 
len rund 1,63 kWh Umwandlungsverluste (62%) an. Mit 
Wasser-, Solar- und Windenergie wird dagegen direkt und 
ohne thermische Umwandlungsverluste Strom erzeugt 
(Wirkungsgrad 100%). 1 kWh Windstrom entspricht daher 
„nur“ 1 kWh Primärenergie, ersetzt aber 2,63 kWh fossile 
Primärenergie. Es ist für die Bilanz von großer Bedeutung, 
ob und wie dieser Unterschied berücksichtigt wird. Die Wir- 
kungsgradmethode verwendet 1 kWh als Umrechnungsfak- 
tor für direkt erzeugten Strom aus erneuerbaren Energien, 
die Substitutionsmethode jedoch den substituierten Wert 
2,63 kWh. 

Die Wirkungsgradmethode setzt 1 kWh Strom (End- 
energie) aus erneuerbaren Energien mit 1 MJ fossiler, 
chemischer Primärenergie oder 1 kWh thermischer Ener- 
gie gleich, was den Gesetzen der Thermodynamik wider- 
spricht und rein physikalisch falsch ist. Aus 1 kWh fossi- 
ler chemischer Energie können mit dem angenommenen 
Kraftwerkspark nur 0,38 kWh Strom produziert werden. 
Dieser Vergleich zeigt, dass die beiden Energieformen 
nicht gleichwertig sind und nicht gleich gewertet werden 
können. Bestätigt wird dies durch den Verein Deutscher 
Ingenieure (VDI), der in der VDI Richtlinie 4661 schreibt, 
dass die Umrechnungsfaktoren für erneuerbare Energien, 
Kernkraft und Strom aus Abfall in der Wirkungsgradme- 
thode „durch politische Beschlussfassung zum Teil ohne 
Berücksichtigung physikalisch-technischer Randbedingun- 
gen“ angesetzt wurden (VDI, 2003). Diese Stellungnahme 
dürfte sich auf die Nutzung der Kernkraft bezogen haben, 
die durch diese Methode primärenergetisch deutlich besser 
gestellt wird. In der Wirkungsgradmethode wird demnach 
der Beitrag der erneuerbaren Energien im Stromsektor sys- 
tematisch falsch dargestellt: Selbst bei einer Vollversorgung 
mit Strom aus erneuerbaren Energien bliebe nach der der- 
zeitigen Anrechnung ein fossiler Primärenergierestbedarf 
für die Stromproduktion von 62 %. Bisher ist diese Tatsache 
noch nicht offenkundig geworden, weil der Anteil erneuer- 
barer Energien an der Stromversorgung noch vergleichs- 
weise gering ist. Steigt dieser Anteil kontinuierlich, wird nur 


die Substitutionsmethode einer korrekten und unverzerr- 
ten Primärenergieberechnung gerecht. 

Der WBGU setzt daher bevorzugt diese Methode ein 
und nimmt einen Referenzwert für die Substitution fos- 
siler Energieträger von 2,778 kWhp,;,„ä„„„gi7kWhs,„„, an, 
was einem Wirkungsgrad des globalen thermischen Kraft- 
werksparks von 36 % entspricht. Dieser Wert ist von dem 
durchschnittlichen Wirkungsgrad des thermischen OECD- 
Kraftwerksparks von 38 % abgeleitet, der etwas höher ist 
als der globale Wert und auch vom Renewable Energy 
Policy Network verwendet wird (REN21, 2008). Mit Hilfe 
des OECD-Referenzwertes wird im „BP Statistical Review 
of World Energy“ nach der Substitutionsmethode jährlich 
der globale Primärenergiebedarf ermittelt (BP, 2008). 

Bei einem Ausbau der erneuerbarer Energien nach dem 
„Leitszenario 2006“ des BMU für Deutschland (Nitsch, 
2007) werden erneuerbare Energien im Jahr 2030 nach der 
Substitutionsmethode 45 % des Primärenergiebedarfs zur 
Stromerzeugung abdecken, nach der derzeit angewand- 
ten Wirkungsgradmethode irreführenderweise jedoch nur 
24 % (Sterner et al., 2008). Besonders deutlich wird dieser 
methodische Unterschied in der globalen Bilanz von Kern- 
energie und Wasserkraft. Beide Energiequellen lieferten 
2005 etwa gleiche Strommengen: die Kernenergie 2.770 
TWh, die Wasserkraft 2.934 TWh (lEA, 2006b; BP, 2008). In 
der von der lEA verwendeten Wirkungsgradmethode hat 
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Abbildung 4.1-1 

Anteile der Energieträger am globalen 
Primärenergiebedarf, (a) nach der Wirkungsgradmethode 
im Jahr 2005, *Andere beinhaltet weitere erneuerbare 
Energien; Gesamtprimärenergiebedarf: 479 EJ. 

(b) nach der Substitutionsmethode im Jahr 2006; 
Gesamtprimärenergiebedarf: 509 EJ. 

Quellen: BP, 2008; REN21, 2008; GWEC, 2008 
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die Kernenergie einen Primärenergiebeitrag von 30,2 EJ 
(Wirkungsgrad 0,33), also den fast dreifachen Beitrag im 
Vergleich zu Wasserkraft mit 10,5 EJ Primärenergie (lEA, 
2006b). Nach der Substitutionsmethode liegen die Beiträge 
von Kernenergie (26,7 EJ bzw. 5,2%) und Wasserkraft 


(28,8 EJ bzw. 5,7 %) jedoch in derselben Größenordnung 
(BP, 2007). Die Unterschiede in der Berechnung der Pri- 
märenergie werden in den Grafiken zum Anteil der Primär- 
energieträger an der globalen Energieversorgung deutlich 
(Abb. 4.1-1). 


wicklungsländern ist Biomasse in Form von Feuer- 
holz, Flolzkohle und Tierdung nach wie vor die wich- 
tigste Energiequelle (lEA, 2006b). Die moderne 
Biomassenutzung in Form von Strom, Wärme und 
Kraftstoffbereitstellung ist im Vergleich zur tradi- 
tionellen Biomassenutzung mit einem Anteil von 
14,5 % gering. Die viel diskutierten Biokraftstoffe 
für den Verkehrssektor haben nur einen Anteil von 
2,2 % an der globalen Bioenergienutzung, die Nut- 
zung hat aber im letzten Jahrzehnt sehr stark zuge- 
nommen (GBEP, 2008; OECD, 2008). Etwa 4,5 % der 
Bioenergie wird weltweit in Strom gewandelt (Abb. 
4.1-2). 

Der größte mengenmäßige Verbraucher von Bio- 
energie ist China mit ca. 9 EJ pro Jahr, gefolgt von 
Indien (6 EJ pro Jahr), den USA (2,3 EJ pro Jahr) 
und Brasilien (2 EJ pro Jahr). In den großen euro- 
päischen Ländern ist der Anteil geringer und liegt 
in Frankreich und Deutschland bei etwa 0,45 EJ pro 
Jahr. Der Anteil in den großen Schwellenländern 
ist rückläufig, weil Biomasse zur Wärmeerzeugung 
immer mehr durch Erdgas und Flüssiggas ersetzt wird 
(GBEP, 2008). In den Industrieländern nimmt der 
Anteil dagegen zu, vor allem bedingt durch den ver- 
stärkten Einsatz von Biokraftstoffen im Verkehrsbe- 
reich, aber auch in der Stromerzeugung (Mitverbren- 
nung von holzartiger Biomasse in Kohlekraftwerken, 
Biogasanlagen). Zur Bioenergie wird auch die Ener- 
giegewinnung aus Abfällen gezählt. Dazu gehört u.a. 
Energie aus Deponie- und Klärgas, Schwarzlauge aus 



Biokraftstoffe: 
Bioethanol 1,8% 
Biodiesel 0,4 % 

Biostrom 4,5% 


Biowärme: 
modern 7,8% 
traditionell 85,6% 


Abbildung 4.1-2 

Aufteilung der globalen Bioenergienutzung 
(Primärenergie, insgesamt 51,3 EJ) in Strom-, Wärme- und 
Kraftstoffbereitstellung. 

Quellen: BP, 2008; OECD, 2008; REN21, 2008 


der Papierindustrie, Waldrestholz, Biomüll und ande- 
ren kommunalen Abfällen. 


4.1 .1.2 

Nutzung von Biowärme und -ström im 
Energiesystem 

Beitrag von Biowärme 

Die Bioenergie spielt derzeit ihre wichtigste Rolle 
im Wärmesektor. 44% des eingeschlagenen Hol- 
zes werden als Brennholz verwendet (FAO, 2006b). 
Nach FAO-Angaben hat die globale Nutzung von 
Brennholz in den 1990er Jahren ihr Maximum über- 
schritten und sinkt gegenwärtig. Die globale Nutzung 
von Holzkohle hat sich zwischen 1975 und 2000 ver- 
doppelt, wobei ein treibender Faktor hierfür die fort- 
schreitende Urbanisierung ist (MA, 2005c). 89 % der 
globalen Bioenergienutzung entfallen auf die tra- 
ditionelle Biomassenutzung, davon 71 % auf Haus- 
halte, die hauptsächlich in Entwicklungsländern lie- 
gen (GBEP, 2008). 

Nach dem globalen Statusreport für erneuerbare 
Energien (REN21, 2008) waren 2006 global etwa 
235 an Biomassewärmekapazität instal- 

liert. Nach lEA-Schätzungen werden jährlich etwa 
3 EJ moderne Bioenergie im Gebäude- und Indus- 
triesektor zum Heizen verwendet. Dies umfasst auch 
Wärme aus Kraft-Wärme-Kopplung und Wärme, die 
zum Trocknen von Land- und Forstwirtschaftspro- 
dukten genutzt wird (lEA, 2007c). Moderne Biomas- 
seheizungen finden sich insbesondere in den Län- 
dern, in denen große Biomasseressourcen zur Verfü- 
gung stehen, und vor allem dort, wo Fernwärmesys- 
teme vorhanden sind. 

Beitrag von Biostrom 

Der Umfang der Biomassenutzung im Elektrizitäts- 
sektor ist derzeit geringer als in der Wärmeerzeu- 
gung. Weltweit waren 2006 Biomassekraftwerke mit 
einer Leistung von ca. 45 GW am Netz, die 0,4 % des 
globalen Stromverbrauchs deckten (REN21, 2008). 
Dies entspricht rund 21 % der Erzeugungskapazi- 
tät erneuerbarer Energien (ohne Großwasserkraft). 
Biomassekraftwerke kommen sowohl in den Ent- 
wicklungsländern als auch in Europa und den USA 
zum Einsatz. Ihre globale Stromerzeugungskapazität 
könnte nach einer Szenarienrechnung bis 2030 auf 
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306 GW und bis 2050 auf 505 GW steigen (Green- 
peace, 2007). 

Fast alle Arten von Biomasse können über Ver- 
brennung, Vergasung oder Vergärung zur Stromer- 
zeugung genutzt werden. Dabei wird überwiegend in 
Elektrizitäts- und Fleizkraftwerken die Verbrennung 
zur Dampferzeugung mit einem angeschlossenen 
konventionellen Dampf- Kraft-Prozess in Turbinen 
eingesetzt. Weite Verwendung findet dabei kompri- 
mierte Biomasse in Form von Flolzpellets oder -bri- 
ketts, die einen ähnlichen Fleizwert wie Braunkohle 
aufweisen. Alternativ kann Biomasse auch zusam- 
men mit einem fossilen Brennstoff (z.B. Kohle) ver- 
feuert werden (Co-firing). Diese Mitverbrennung 
in großen Kohlekraftwerken hat den Vorteil eines 
höheren Gesamtwirkungsgrades (bis zu 45 %) im 
Vergleich zu kleinen Biomassekraftwerken (30- 
35%;IEA, 2007b). 

Biostrom wird ferner durch die Verbrennung von 
Biogas in Gas- und Verbrennungsmotoren erzeugt. 
Biogas wird dezentral durch Vergärung flüssiger und 
fester Biomasse hergestellt, wobei vor allem die Ver- 
wertung von Abfällen wie Tierdung große ökologi- 
sche Vorteile bietet, ln Europa spielen gasförmige 
und feste Biomassearten zur Stromerzeugung etwa 
gleichgewichtige Rollen: Beispielsweise wurden 2006 
in Deutschland 0,9 % des Strombedarfs durch Bio- 
gasanlagen gedeckt und 1,2% durch feste Biomasse 
(BMU, 2007a). Eine besonders effiziente Verstro- 
mung von Biomasse aus Abfällen bietet neben Bio- 
gasanlagen die Vergasung und Gasverstromung in 
Gas- und Dampfkraftwerken. 

Beitrag von Bioenergie aus der Kraft- 
Wärme-Kopplung 

Thermische Stromerzeugungsprozesse nutzen im 
Idealfall auch die entstehende Abwärme. In süd- 
lichen Ländern wird die Abwärme aus der Kraft- 
Wärme-Kopplung (KWK) für Industrieprozesse wie 
beispielsweise zur Trocknung eingesetzt. In den nörd- 
lichen Ländern wird sie vorwiegend für Raumwärme 
und Warmwasserbereitstellung genutzt, direkt oder 
indirekt über Nah- und Fernwärmenetze. Globale 
Daten zur Kraft-Wärme-Kopplung sind schwierig zu 
erheben, weil die Anwendungen sehr vielfältig sind 
(Prozesswärme, Raumwärme), der Bedarf saiso- 
nal auftritt (Heizung) und in wärmeren Ländern die 
Kraft-Wärme-Kopplung nur selten zur Kühlungs- 
zwecken genutzt wird. 2005 wurden in Deutschland 
58 PJ Biomasse zur Strom- und Wärmeerzeugung bei 
einem Nutzungsgrad von 86% in der KWK einge- 
setzt, was einem Primärenergieanteil von 0,4 % ent- 
spricht (Nitsch, 2007). 


Handel mit Bioenergieträgern im Strom- 
und Wärmesektor 

Produktion und Nutzung von Bioenergieträgern fin- 
den nicht selten an räumlich getrennten Orten statt. 
Vor allem bei der modernen Bioenergie liegen häufig 
größere Distanzen zwischen dem Ort der Produktion 
und der Endnutzung. Daher werden Vorprodukte 
der Bioenergieproduktion wie biogene Festbrenn- 
stoffe (Rohholz, Hackholz, Pellets), die in der Kon- 
version verwendeten Rohmaterialien (Energiepflan- 
zen, Restholz, u.a.) sowie Bioenergie als Endprodukt 
(Biokraftstoffe, Strom aus Bioenergie) überregional 
gehandelt. Charakter und Ausmaß des Handels wer- 
den durch die Verfügbarkeit von Rohmaterialen und 
Konversionstechnologien sowie durch internationale 
Preis- und Kostenstrukturen bestimmt (Schlamadin- 
ger et al.,2005). 

Der nationale und internationale Handel von Bio- 
energie in der Endnutzung des Strom- und Wär- 
mesektors ist an die logistische Verfügbarkeit leis- 
tungsfähiger Strom- und Fernwärmenetze geknüpft. 
Physikalisch-technologische Begrenzungen schrän- 
ken die ökonomische Vorteilhaftigkeit des Handels 
derzeit ein. Über mittlere Distanzen, z.B. innerhalb 
Europas, kann der Handel mit Biostrom wirtschaft- 
lich sein (Schlamadinger et al., 2005; Schütz und Brin- 
gezu, 2006). Auf der Ebene der Vorprodukte, die mit 
Verbrennungstechnologien im Strom- und Wärme- 
sektor genutzt werden (Energieholz), findet ein welt- 
weiter Handel jedoch bisher nur in begrenztem Rah- 
men statt. So wurden 2005 von den 1,77 Mrd. m^ Holz, 
die als Brennholz genutzt wurden (bei einer globa- 
len Holzentnahme von rund 3 Mrd. m^) nur 3-4 Mio. 
m3 oder 0,2 % international gehandelt (FAO, 2007a). 
Hohe Transportkosten im Verhältnis zum Warenwert 
verhindern häufig die Wirtschaftlichkeit von Expor- 
ten (Thrän et al., 2005). 

Allerdings lassen sich bei bestimmten biogenen 
Festbrennstoffen, die industriell verarbeitet wur- 
den (Hackholz, Pellets), expandierende internatio- 
nale Märkte beobachten. Angetrieben durch ver- 
schiedene nationale Maßnahmen in der Klima- und 
Energiepolitik wächst die Nachfrage nach Pellets in 
Europa, Nordamerika und Asien. Auch Brasilien, 
Argentinien, Chile und Neuseeland planen, Infra- 
strukturen für die Pelletproduktion zu entwickeln. 
Die Entwicklung und Verbreitung moderner Pelle- 
tierungstechnologie unterstützt diesen Trend (Thrän 
et al., 2005; Peksa-Blanchard et al., 2007). Pellets aus 
der Holzproduktion dominieren bisher die Nutzung. 
Grundlage ist Holz aus der Kurzumtriebsproduktion, 
aber auch holzartige Biomasse als Rückstand aus der 
Forstwirtschaft (Restholz), aus der Landwirtschaft 
(vor allem Stroh), aus der Weiterverarbeitung (u.a. 
Industrierestholz und vor allem Sägespäne) sowie 
Altholz nach der Endnutzung (Sperrmüll, Abriss- 
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Abbildung 4.1-3 

Globale Produktion von Ethanol für die Verwendung als Kraftstoff (2000-2007). 
Quelle: Licht zitiert in OECD, 2008 
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Schutt) werden verwendet (IZT, 2007). Die Pelle- 
tierung anderer Reststoffe (z.B. Presskuchen aus 
Ölpflanzen) befindet sich noch in der Entwicklung. 
Der größte Teil der stofflichen Nutzung von Wäldern 
entfällt weltweit auf die Papier- und Zellstoffpro- 
duktion. Der dabei anfallende energiereiche Rest- 
stoff Schwarzlauge wird fast ausschließlich direkt zur 
Strom- und Prozesswärmeerzeugung genutzt. 

Neben Feststoffen ist Biogas als Vorprodukt für 
die Wärmenutzung interessant. Um künftig einen 
überregionalen Handel zuzulassen, kann Biogas zu 
Biomethan aufbereitet und in bestehende Gasver- 
sorgungsnetze eingespeist werden (Bringezu et al., 
2007;Thrän et al., 2007). In Deutschland hat die Bun- 
desregierung 2007 im Integrierten Klima- und Ener- 
gieprogramm (IKEP) beschlossen, den Anteil von 
Biomethan im Erdgasnetz von derzeit 0 % bis 2020 
auf 6 % und bis 2030 auf 10 % anzuheben (BR, 2007). 
Diese 6 bzw. 10 Mrd. m^ Biogas pro Jahr werden ent- 
sprechende Handelsströme nach sich ziehen. 


4 . 1 . 1.3 

Nutzung von Biokraftstoffen 

Beitrag von Biokraftstoffen 
Der Einsatz von Biomasse als Biokraftstoff im Trans- 
portsektor ist absolut gesehen immer noch niedrig, 
hat sich aber in den letzten Jahren aufgrund politi- 
scher Entscheidungen und konkreter staatlicher För- 
dermaßnahmen (Kap. 4.1.2) rasant entwickelt. 

Nutzung von Bioethanol 

Die globale Bioethanolproduktion belief sich im 
Jahr 2007 auf 52 Mrd. 1, entsprechend 1,2 EJ (OECD, 
2008), und hat sich damit seit 2000 verdreifacht 


(Abb. 4.1-3). Die größten Bioethanolproduzen- 
ten sind Brasilien und die USA, die zusammen fast 
90% des Marktes abdecken (Tab. 4.1-1). Die Aus- 
gangsstoffe für die Produktion unterscheiden sich je 
nach Region: Während in den USA Bioethanol vor 
allem aus Mais gewonnen wird, werden in Brasilien 
Zuckerrohr und in Europa überwiegend Zuckerrü- 
ben und Weizen genutzt. Der in den Pflanzen ent- 
haltene Zucker wird mit Hilfe von Hefen und Enzy- 
men zu Bioethanol und CO 2 vergoren, anschließend 
durch eine mehrstufige Destillation entwässert und 
auf einen Ethanolgehalt von 99,5 % gebracht (FNR, 
2007a). 

Bioethanol wird über eine niederprozentige Bei- 
mischung zu Benzin in den Verkehr gebracht. Stan- 
dardmäßig wird Bioethanol mit einem Anteil von 
5 % (E5) oder 10 % (ElO) beigemischt. Am Markt 
erhältlich sind auch sog. Flexible-Fuel-Fahrzeuge, 
die mit E85 (85 % Bioethanol, 15 % Benzin) gefah- 

Tabelle 4.1-1 

Produktion von Ethanol als Kraftstoff in den Haupt- 
produktionsländern und weltweit (Zahlen für 2007). 

Quelle: Licht zitiert nach QECD, 2008 


Land / Region 

Produktion 



Menge 

Anteil 


[Mrd. I] 

[%] 

Vereinigte Staaten 

26,5 

51,0 

Brasilien 

19,0 

36,5 

Europäische Union 

2,3 

4,4 

China 

1,8 

3,5 

Indien 

0,4 

0.8 

Welt 

52,0 

100,0 
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Abbildung 4.1-4 

Globale Produktion von Biodiesel (2000-2007). 

Quelle: OECD, 2008 


ren werden können. Der Energiegehalt pro Liter 
Ethanol entspricht allerdings nur 65 % des Energie- 
gehalts fossilen Benzins, weshalb die produzierten 
Mengen nicht direkt verglichen werden können. Der 
Verbrauch von Bioethanol im Fahrzeug entspricht 
bei gleicher Fahrleistung daher rund dem l,5fachen 
von Benzin. 

Nutzung von Biodiesel 

Die globale Biodieselproduktion betrug 2007 10,2 
Mrd. 1 (entsprechend 0,32 EJ). Gegenüber dem Jahr 
2000 hat sie sich bis heute mehr als verzehnfacht 
(OECD, 2008; Abb. 4.1-4). 

Biodiesel (Fettsäuremethylester, FAME) wird 
durch Veresterung aus Pflanzenölen hergestellt, der- 
zeit vor allem aus Raps-, Soja- und Palmöl. Während 
in Europa hauptsächlich Raps angebaut und zu Bio- 
diesel verarbeitet wird, werden fast 90 % des globa- 
len Palmöls in Malaysia und Indonesien produziert 
und überwiegend als Nahrungsmittel exportiert. Ein 
zunehmender Teil der Produktion wird vor Ort zu 
Biodiesel veredelt. Die größten Erzeugerländer von 
Soja waren in den Jahren 2007/2008 die USA mit 
71,3 Mio. t, Brasilien mit 61 Mio. t und Argentinien 
mit 47 Mio. t (Toepfer International, 2007). Während 
der Anbau in den USA in den letzten Jahren rück- 
läufig war, steigt er in Südamerika. Der Großteil der 
Sojaproduktion wird zwar nach wie vor zu Futter- 
und Nahrungsmitteln verarbeitet, jedoch wird Soja 
zunehmend auch für die Biodieselproduktion einge- 
setzt. Argentinien baut zudem seine Produktionska- 
pazitäten für den Export aus. Im vergangenen Jahr 
wurden von insgesamt 9,5 Mio. t pflanzlicher Öle 
und Fette 2,1 Mio. t Sojaöl zur Biodieselproduktion 
verwendet (Ronneburger, 2008). Eine Analyse von 
Greenpeace ergab, dass in Deutschland 20% des 


beigemischten Pflanzendiesels aus Sojaöl gewonnen 
werden (Greenpeace, 2008). 

Der energetische Ertrag von Biodiesel ist im Ver- 
gleich zu Bioethanol mit 0,32 EJ im Jahr 2007 noch 
relativ gering. Hauptproduzent von Biodiesel ist die 
Europäische Union mit einem Weltmarktanteil von 
60 % (OECD, 2008), insbesondere Deutschland und 
Frankreich (Wl, 2007). Zwar hat die globale Pro- 
duktion in den letzten Jahren weiter zugenommen, 
doch sie ist zum Teil aufgrund aktuell erhöhter Roh- 
stoffpreise oder Änderungen in nationalen Steuer- 
vergünstigungen rückläufig. Außerdem wurden die 
Kapazitäten einiger Anlagen zurückgefahren bzw. 
einzelne Anlagen komplett stillgelegt. 

Biodiesel wird wie Bioethanol den fossilen Kraft- 
stoffen beigemischt. Eine Beimischung von 5 % zu 
herkömmlichem Diesel (B5) ist in Europa bereits 
Standard. Neue Hochleistungsdieselmotoren können 
auch 100 % Biodiesel verwenden. BlOO ist besonders 
in Deutschland seit Jahren verbreitet und an über 
1.900 Tankstellen erhältlich. Biodiesel weist mit 96 % 
etwa denselben Energiegehalt wie herkömmlicher 
Diesel auf, hat aber bessere physikalische Eigen- 
schaften als Diesel (Viskosität, Cetanzahl), weshalb 
ein volumenspezifischer Mengenvergleich möglich 
ist (lEA, 2006b; FNR, 2007a). 

Nutzung von Pflanzenöl 

Pflanzenöl aus beispielsweise Raps, Soja, Sonnen- 
blume oder Ölpalme kann auch direkt als Treibstoff 
im Verbrennungsmotor verwendet werden. Da die 
Nutzung meist mit einer Umrüstung des Motors ver- 
bunden ist, hat die direkte Verwendung von Pflan- 
zenöl im Vergleich zu Biodiesel und -ethanol global 
gesehen noch keine Relevanz im Transportwesen. 
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Tabelle 4.1-2 

Globale Produktion von Biodiesel in ausgewählten 
Produktionsländern und weltweit (Zahlen für 2007). 
Quelle: OECD, 2008 


Land / Region 

Prodnktion 


Menge 

Anteil 


[Mrd. 1] 

[%1 

Europäische Union 

6.1 

59.9 

Vereinigte Staaten 

1.7 

16.5 

Brasilien 

0.2 

2.2 

China 

0.1 

1.1 

Indien 

0.05 

0.4 

Malaysia 

0.3 

3.2 

Indonesien 

0.4 

4.0 

Welt 

10.2 

100,0 


Nutzung von Biokraftstoffen der 2. und 3. 

Generation 

Verfahren zur Herstellung synthetischer Biokraft- 
stoffe (2. Generation: Biomass-to-Liquid, BtL) befin- 
den sich in der Entwicklung. Sie versprechen bes- 
sere Kraftstoffeigenschaften sowie höhere Hektar- 
erträge und Treibhausgasreduktionspotenziale, weil 
im Gegensatz zur 1. Generation die ganze Pflanze 
genutzt werden kann. Inwieweit diese Erwartun- 
gen erfüllt werden können, ist allerdings zweifelhaft 
(Kap. 7.2 und 7.3). Den erwarteten Vorteilen stehen 
deutlich komplexere und mit höheren Investitions- 
kosten verbundene Anlagen gegenüber. Die Verfah- 
ren basieren auf der thermochemischen Vergasung 
von holzartiger Biomasse und Reststoffen. Auf die- 
sem Pfad können Kraftstoffe wie Fischer- Tropsch- 
Diesel, biogener Wasserstoff, Biomethan, Dimethyl- 
ether, Methanol, Biokerosin oder Ethanol hergestellt 
werden (Sterner, 2007). Die 3. Generation der Bio- 
kraftstoffe befindet sich noch im Stadium der Grund- 
lagenforschung. Im Wesentlichen wird an der Pro- 
duktion von Wasserstoff mit Hilfe von Mikroalgen 
geforscht. BtL-Kraftstoffe, vor allem synthetischer 
Diesel, werden erst in einigen Jahren Marktreife 
erreichen. Bisher ist für 2008 weltweit die erste kom- 
merzielle Anlage mit einer Dieselproduktion von 340 
barreis pro Tag und für 2012 die zweite Anlage mit 
4.500 barreis pro Tag geplant (Choren, 2007). Letz- 
tere Menge entspricht 0,12 % des heutigen EU-Die- 
selverbrauchs. 

Handel mit Bioenergie für den 
Transportsektor (Biokraftstoffe) 

Eine Analyse der Handelsströme für Biokraftstoffe 
kann nur grob erfolgen, weil verarbeitete Bioener- 
gieträger bisher kaum in den offiziellen Handelssta- 
tistiken erfasst werden. So wird unter dem Harmo- 


nized System Commodity Description and Coding 
System (HS) der Weltzollorganisation beim Handel 
von Bioethanol (HS 2207 10) und Biodiesel (HS 3824 
90) nicht zwischen der Verwendung als Biokraftstoff 
und der Verwendung in anderen industriellen Ver- 
wendungen unterschieden (Zarrilli, 2006). Hinzu 
kommt ein Identifizierungsproblem bei den Roh- 
materialen, weil Nutzpflanzen wie Mais, Zuckerrohr 
oder bestimmte Ölpflanzen unterschiedlich genutzt 
werden können (Energie, Nahrung, stoffliche Nut- 
zung). Eine Zuordnung auf der ersten Verarbeitungs- 
ebene zur Bioenergieproduktion ist daher schwierig 
(Zarrilli, 2006) und setzt ein genaues Erfassungssys- 
tem voraus. Trotzdem ist diese Zuordnung notwen- 
dig, um Verschiebungen in den Landnutzungen (Kap. 
4.2) abschätzen zu können, die auf die bioenergeti- 
sche Nutzung zurückzuführen, aber unter Umstän- 
den unerwünscht sind. 

Handel mit Bioethanol 

Der internationale Handel mit Ethanol hat bis- 
her nur einen geringen Umfang. Lediglich 10 % der 
globalen Ethanolproduktion werden international 
gehandelt, einschließlich für nicht energetische Ver- 
wendungen. Brasilien stellt mehr als die Hälfte des 
Exportmarkts (5 Mrd. 1 im Jahr 2006, ohne intra- 
EU-Handel; OECD, 2008). Pakistan, die USA, Süd- 
afrika, Ukraine und zentralamerikanische Staaten 
sind weitere Exportländer, aber mit deutlich geringe- 
ren Anteilen. Zielländer der brasilianischen Exporte 
sind Indien, die USA, Südkorea, Japan und verschie- 
dene europäische Staaten (Wl, 2007). Die 720 Mio. 1, 
die 2005 in die USA importiert wurden, haben dort 
5 % der inländischen Nachfrage gedeckt (Zarrilli, 
2006). Da Bioethanol vielfach nicht im Anbauland 
produziert wird, ist auch der Handel mit den Roh- 
stoffen der Ethanolproduktion interessant, zurzeit 
hauptsächlich Getreide und Zucker (Tab. 4.1-3). 

Handel mit Biodiesel 

Die internationalen Exporte von Biodiesel betrugen 
2007 1,3 Mrd. 1 und machten damit 12 % der weltwei- 
ten Produktion aus. Hauptexporteure waren Indone- 
sien und Malaysia mit je rund 400 Mio. 1, Hauptim- 
porteur die EU mit mehr als 1,1 Mrd. 1. Die USA 
importierten ebenfalls signifikante Mengen, waren 
aber Nettoexporteur durch ihre Re-Exporte in die 
EU (OECD, 2008). In bedeutendem Umfang wer- 
den jedoch die Rohmaterialen zur Biodieselherstel- 
lung, d.h. Öle und Fette sowie Ölpflanzen, interna- 
tional gehandelt. Global ist der Energiesektor aller- 
dings nur ein Teilsegment des Handels mit Pflan- 
zenölen. Auch wenn genaue Angaben wegen der 
angesprochenen Abgrenzungsproblematik kaum zu 
finden sind, ist davon auszugehen, dass rund 80 % der 
gehandelten Öle und Fette im Nahrungsmittelsek- 
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Tabelle 4.1-3 

Globale Anbaufläche, Produktion und Nettohandel bei 
Getreide und Zucker. Die Handelsmengen bei Zucker 
beziehen sich auf verarbeiteten Rohzucker, n. v. = nicht 
verfügbar. Daten für das Jahr 2006. 

Quelle: FAOSTAT, 2007; Handelsdaten (für 2004/05) nach 
Thrän et al., 2005 



Anbaufläche 
[Mio. ha] 

Produktion 
[Mio. t] 

Nettohandei 
[Mio. t] 

Getreide 

Weizen 

216,1 

607 

89,9 

Mais 

144 

784,8 

76,6 

Gerste 

55,5 

136,2 

13,8 

Roggen 

5,9 

15,7 

22,9 

Triticale 

3,6 

12,6 

n. V. 

Hafer 

11,3 

26 

n. V. 

Zucker 

Zuckerrohr 

20,4 

1.557,7 

33,2 

Zuckerrübe 

5,4 

247,9 

n. V. 


tor genutzt werden (Thrän et al., 2005). Tabelle 4.1-4 
ergibt einen Überblick über ausgewählte Ölsaaten 
für die Biodieselproduktion. 

Zurzeit wird der Großteil des Handels mit pflanz- 
lichen Ölen durch Palmöl bestimmt. Mit einem Net- 
tohandelsvolumen von 9 Mio. t folgen Sojaöl bzw. 
Sonnenblumenöl mit 1,6 Mio. t. Das Nettohandels- 
volumen von Rapsöl beläuft sich nur auf 1,3 Mio. t, 
hiervon rund 70 % aus Kanada, die vor allem in die 
USA und China exportiert werden (Tab. 4.1-4; Thrän 
et al., 2005). Der Handel mit dem Öl von Jatropha 
ist bisher vernachlässigbar. In den Industrieländern 
führt der Einsatz pflanzlicher Öle als Rohstoff zur 
Biodieselproduktion zu einer gesteigerten Nach- 
frage. So ist beispielsweise seit Einführung der Richt- 
linie 2003/30/EG zur Förderung biogener Kraftstoffe 
die Nachfrage nach pflanzlichen Ölen in der Europä- 


ischen Union merklich gestiegen (Thrän et al., 2005). 
Viele Entwicklungsländer haben ambitionierte Aus- 
bauziele für die Pflanzenölproduktion (Kap. 4.1.2). 
Insgesamt wird von der OECD-FAO prognostiziert, 
dass die Produktion von Ölsaaten vom Durchschnitt 
2004-2006 bis 2016 global um 25 % zunehmen wird. 
Es wird angenommen, dass südostasiatische Staaten 
wie Malaysia, Thailand, Indonesien und die Philip- 
pinen in naher Zukunft ihr Exportpotenzial (auch 
an Biodiesel) weiter entwickeln werden, ebenso wie 
verschiedene afrikanische und südamerikanische 
Länder, in denen günstige klimatische Bedingungen 
für den Anbau von Energiepflanzen herrschen (Tab. 
4.1-5; Zarrilli, 2006; Wl, 2007). 

Bioenergie für den Transportsektor - 
Preisentwicklungen 

Die Preise für Biokraftstoffe auf nationalen und inter- 
nationalen Märkten werden kurzfristig von regiona- 
len Angebots- und Nachfragebedingungen bestimmt, 
die wiederum deutlich von den verschiedenen För- 
derpolitiken (Kap. 4.1.2) beeinflusst sind. Auf lange 
Sicht hat sich der Preis für Biokraftstoffe bisher in die 
gleiche Richtung entwickelt wie der Preis von Rohöl 
und fossilen Energien (OECD, 2008). Allgemein stei- 
gende Energiepreise sind aber nicht notwendiger- 
weise mit einer erhöhten Wettbewerbsfähigkeit von 
Biokraftstoffen verbunden. In den meisten Ländern 
muss die Differenz zwischen Produktionskosten und 
Benzin- bzw. Dieselpreis nach wie vor mit Subven- 
tionen oder anderen Fördermitteln gestützt werden, 
um Biokraftstoffe am Markt zu halten. Haupttreiber 
für steigende Produktionskosten bei Biokraftstoffen 
war zuletzt der Preisanstieg für Energiepflanzen, die 
gleichzeitig auch in der Nahrungsmittelproduktion 
nachgefragt werden (Kap. 5.2.5.2; IMF, 2007). Diese 
Trends stellen sich aber je nach Region und Energie- 
pflanzen unterschiedlich dar (Abb. 4.1-5). 


Tabelle 4.1-4 

Globale Anbaufläche, Produktion und Nettohandel bei ausgewählten Ölsaaten und Pflanzenölen, n. v. = nicht verfügbar. 
Handelsdaten für das Jahr 2006. 

Quelle: FAÖSTAT, 2007, 2008b; Produktionsdaten für Palmöl. Handelsdaten (für 2004/05) nach Thrän et al., 2005 
* Handelsdaten Palmöl = globale Exporte 2005; Quelle: Pastowski et al, 2007 



Anbaufläche 
[Mio. ha] 

Produktion 
[Mio. t] 

Nettohandel 
[Mio. t] 






Saat 

Schrot 

Öl* 

Soja 

93,0 

216,1 

57,2 

45,0 

9,0 

Raps 

27,8 

49,5 

5,7 

2,2 

1,3 

Sonnenblumen 

23,7 

27 

1,3 

2,3 

1,6 

Ölpalme 

13,3 

192,5 

n. V. 

n. V. 

26,3* 

Jatropha 

n. V. 

n. V. 
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Abbildung 4.1-5 

Produktionskosten für ausgewählte Biokraftstoffe (2004-2007) in Hauptproduktionsländern. Die Säulen zeigen die 
Kostenanteile nach Einsatzfaktoren. Der Abstand zwischen Nettogesamtkosten (Raute) und Nettopreis für Benzin (Kreis) 
veranschaulicht die Wettbewerbsfähigkeit. Es wird deutlich, dass sich die Wettbewerbsfähigkeit dieser Biokraftstoffe trotz 
hoher Preise für Rohöl und fossile Kraftstoffe in den letzten Jahren nicht durchgehend verbessert hat. 

Quelle: OECD, 2008 


4 . 1.2 

Aktuelle Bioenergieförderpolitik 

Die zurzeit in vielen Länden zunehmende energeti- 
sche Nutzung von Biomasse ist Folge gezielter staat- 
licher Fördermaßnahmen, die unterschiedlichen 
klima-, energie- und wirtschaftspolitischen Zielset- 
zungen dienen (Kap. 2). Staatliche Interventionen 
in Biomasse- und Energiemärkten verändern die 
Marktpreise und setzen dadurch Anreize, Bioener- 
gie verstärkt zu nutzen bzw. zu erzeugen. Aufgrund 
der vielfältigen Verwendungsmöglichkeiten von Bio- 
masse als Nahrungs-, Futtermittel und Energieträger 
beeinflussen sowohl Fördermaßnahmen im Energie- 
sektor als auch in den Sektoren Land- und Forstwirt- 
schaft die Produktion und Nutzung von Bioenergie. 
Daneben sind Instrumente der nationalen und inter- 
nationalen Umweltpolitik für den Bioenergiesektor 
relevant, wie z.B. die Möglichkeit von Entwicklungs- 
ländern, Bioenergieprojekte über den Verkauf von 
Emissionsgutschriften im Rahmen des Clean Deve- 
lopment Mechanism (CDM) zu finanzieren (Kap. 
10 . 2 ). 

Derzeit sind weltweit in mindestens 60 Ländern, 
darunter 23 Entwicklungsländer, Fördermaßnah- 
men für die Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener- 
gien vorgesehen. In einigen Ländern gibt es außer- 
dem Förderpolitiken speziell für Bioenergie, wobei 
insbesondere Maßnahmen zum Ausbau der Produk- 
tion und Nutzung von Biokraftstoffen weit verbrei- 
tet sind. In mindestens 17 Ländern gibt es bereits 
verpflichtende Beimischungsquoten für Biokraft- 
stoffe (Tab. 4.1-5; REN21, 2008). Fokussiert man auf 


die besonders einschlägigen Bioenergiefördermaß- 
nahmen im Energiesektor, so können verschiedene 
Arten von Subventionen auf verschiedenen Stu- 
fen des Produktlebenszyklus unterschieden werden 
(Tab. 4.1-5; SRU, 2007; OBER 2008; REN21, 2008). 

Stufe i: Bezug und Einsatz von 
Rohmaterialen und anderen 
Produktionsfaktoren 

Fördermaßnahmen auf der ersten Verarbeitungs- 
stufe zielen darauf ab, die einheimische Produktion 
von Rohmaterialien als Energieträger zu begüns- 
tigen. Im Mittelpunkt steht derzeit in vielen Län- 
dern die Förderung des Anbaus von Energiepflan- 
zen. Instrumente sind hier typischerweise Agrarsub- 
ventionen oder Importzölle auf Agrargüter aus dem 
Ausland. Subventionierungen, die auf der Seite der 
Agrarproduzenten ansetzen, sind u.a. garantierte 
Mindestpreise, Output-bezogene Zahlungen, flä- 
chenbezogene Zahlungen sowie direkte Einkom- 
menstransfers an die Produzenten. Eine solche För- 
derung kann ebenfalls auf Holz oder Reststoffe 
zielen. Seit 2004 gibt es in der EU im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) für den Anbau 
von Energiepflanzen eine Beihilfe von 45 € pro ha, 
sofern von den Produzenten ein Vertrag mit der ver- 
arbeitenden Industrie nachgewiesen werden kann. 
Für den Anbau mehrjähriger Energiepflanzen auf 
stillgelegten Flächen wird ebenfalls eine Beihilfe für 
die Anfangskosten gewährt, deren Höhe national 
geregelt ist (EU, 2003). 

Weiterhin existieren indirekte Fördermaßnah- 
men beim Einsatz von Hilfsstoffen im Pflanzen- 
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bau wie Wasser und Energie. Spezifische Förderun- 
gen, etwa in Form von Steuervergünstigungen oder 
öffentlichen Finanzierungshilfen, begünstigen den 
Einsatz weiterer wertschöpfender Produktionsfak- 
toren in der Bioenergieproduktion, wie etwa Anla- 
gen, Maschinen, Land oder Arbeitskräfte (Doorn- 
bosch und Steenblik, 2007; Steenblik, 2007). 

Stufe 2: Aufbau von Infrastruktur, 
Forschung und Entwicklung 
Auch der Aufbau von Infrastruktur zu Lagerung, 
Transport und Vertrieb von Bioenergieträgern, ins- 
besondere von Biokraftstoffen, wird häufig mit staat- 
lichen Mitteln gefördert. Teilweise stellt der Staat die 
erforderliche Infrastruktur selbst zur Verfügung, teil- 
weise unterstützt er private Akteure mit Steuerbe- 
freiungen, zinsgünstigen Krediten oder Fördergel- 
dern beim Infrastrukturaufbau und -betrieb. Einige 
Entwicklungs- und Schwellenländer (z.B. Indien, 
Philippinen) haben außerdem staatliche Bioener- 
giepilotprojekte ins Leben gerufen, die zum Auf- 
bau der Marktinfrastruktur oder zur Forschung bzw. 
Entwicklung von Produktionsverfahren beitragen. 
Erlöse aus Zertifikatsverkäufen im Rahmen des 
CDM können in Entwicklungsländern zur Finan- 
zierung solcher Demonstrationsprojekte beitragen 
(Kap. 10.2). Weiterhin wird in vielen Ländern auch 
gezielt in die staatliche Forschung zu erneuerbaren 
Energietechnologien investiert, etwa in China, den 
USA und Peru, aber auch in Deutschland (Juli et al., 
2007; GBEP, 2008). 

Stufe 3: Produktion bis zum fertigen 
Endprodukt 

Der Produktionsprozess von Bioenergie wird unter- 
stützt, indem z.B. Produktionsanlagen durch staatli- 
che Investitionszuschüsse gefördert werden oder die 
Produktionsbetriebe Steuervergünstigungen erhal- 
ten. Hinzu kommt, dass parallele Förderstrukturen 
für Güter etabliert sein können, die als Kuppelpro- 
dukte speziell bei der Produktion von Biokraftstof- 
fen anfallen, wie z.B. Eiweißfutter, Glyzerin oder 
Rapsschrot, und die so einen zusätzlichen Produkti- 
onsanreiz setzen (SRU, 2007; GBEP, 2008). 

Im Zentrum der Produktionsförderung stehen 
Maßnahmen, die eine breite Anwendung der Bio- 
energie im Markt fördern und die Marktnachfrage 
stützen bzw. garantieren und so den Produzenten als 
Anbietern eine gewisse Investitionssicherheit ermög- 
lichen. Diese Funktion haben z.B. nationale Produk- 
tions- oder Nutzungsziele, allgemein für erneuerba- 
ren Energien oder speziell für Bioenergie. Im Elektri- 
zitätssektor werden in einigen Ländern Produktions- 
betriebe bzw. Anlagenbetreiber zur Erzeugung von 
Bioenergie durch feste Einspeisetarife und Bioener- 
gieprämien unterstützt und die Einspeisung in das 


nationale Stromnetz für eine bestimmte Zeitspanne 
zugesichert. Außerdem werden im Bereich der 
Strom- und Wärmeerzeugung teilweise Produktions- 
quoten für verschiedene Arten erneuerbarer Ener- 
gien (Renewable Portfolio Standards) in Verbindung 
mit einem Zertifikatesystem (Renewable Energy 
Certificates) eingesetzt (GBEP, 2008). 

Im Mobilitätssektor haben viele Länder verpflich- 
tende Beimischungsquoten oder Ausbauziele für 
Biokraftstoffe eingeführt. Sehr hohe Ausbauziele im 
Biokraftstoffsektor streben beispielsweise die Verei- 
nigten Staaten an: Sie möchten bis zum Jahr 2012 56 
Mrd. 1 Biokraftstoffe nutzen. Bis zum Jahr 2022 sol- 
len es 136 Mrd. 1 sein, was dann rund 20 % des jähr- 
lichen US-Kraftstoffverbrauchs entspräche (Doorn- 
bosch und Steenblik, 2007; EERE, 2008; GBEP, 2008; 
REN21, 2008; Kasten 4.1-2). Staatliche Beschaffungs- 
politik mit einer Pflicht zum Kauf von Fahrzeugen 
mit alternativer Antriebstechnik wie z.B. der Flex- 
Fuel-Technik und zum Betrieb des staatlichen Fuhr- 
parks mit Biokraftstoffen stellt ebenso eine Form der 
Förderung dar und wird beispielsweise in den USA, 
Thailand und den Philippinen praktiziert (Doorn- 
bosch und Steenblik, 2007; GBEP, 2008). 

Stufen 4 und 5: Transport und Vertrieb / 
Nutzung und Konsum 

Der Transport und der Vertrieb von Elektrizität aus 
Bioenergie werden in einigen Ländern durch Reduk- 
tionen der Transport- und Verteilungstarife erleich- 
tert, wie z.B. in Brasilien, Südafrika oder Indien. 
Die Nutzung von Elektrizität aus Bioenergie wird 
in Industrieländern häufig durch Subventionierun- 
gen oder Verbrauchsteuerbefreiungen bzw. -reduzie- 
rungen gefördert. Im Wärmebereich gibt es Finanz- 
hilfen für Haushalte und Unternehmen zur Umrüs- 
tung von Wärmeanlagen auf regenerative Energie- 
quellen. Weiter sind Biokraftstoffe in vielen Ländern 
ganz oder teilweise von der Verbrauchssteuer befreit. 
Tabelle 4.1-5 zeigt Beispiele für Bioenergieförder- 
maßnahmen ausgewählter Länder. Innerhalb der 
Länder haben einzelne Provinzen oder Bundesstaa- 
ten teilweise weitergehende Maßnahmen ergriffen, 
auf die jedoch nicht näher eingegangen wird. 

Fazit und Bewertung 

Die nationalen Förderpolitiken für Bioenergie 
unterscheiden sich kaum hinsichtlich der verwen- 
deten Instrumente: Im Stromsektor sind feste Ein- 
speisetarife das bevorzugte Instrument. Im Kraft- 
stoffbereich dominieren Beimischungsquoten und 
nationale Ausbauziele. Subventionen und Steuerer- 
leichterungen für Produktion oder Nutzung von Bio- 
energie gehören ebenfalls zu den häufig gewählten 
Strategien. Sehr hohe Steuererleichterungen für die 
Biokraftstoffbeimischung gewährt beispielsweise die 
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Kasten 4.1-2 

Aktuelle Bioenergienutzung und -förderpolitik 
in den USA 

Bioenergie spielt in der Politik der USA eine immer wich- 
tigere Rolle. Dabei beschränkt sich die Bioenergieförder- 
politik der USA bisher hauptsächlich auf Kraftstoffe für 
den Verkehr, während Wärme und Elektrizität bei der 
Förderung im Hintergrund stehen. Durch den Ausbau der 
Ethanolproduktion wollen die USA primär ihre Abhängig- 
keit von Erdölimporten reduzieren. Umwelt- und Klima- 
schutzaspekte werden ebenfalls berücksichtigt, sind jedoch 
nachrangig. Momentan hat Bioenergie einen Anteil von ca. 
3% an der Primärenergienutzung der USA, wovon Bio- 
kraftstoffe etwa 25 % ausmachen. Die verbleibenden 75 % 
werden zur Wärme- und Elektrizitätsgewinnung genutzt 
und aus Holz und Holzabfällen gewonnen. Die USA ran- 
gieren beim Bioenergiekonsum nach China und Indien auf 
dem dritten Platz (Zarrilli, 2006; GBEP, 2008). 

Die kontinuierliche Förderpolitik der letzten Jahre führte 
dazu, dass die USA heute der weltweit führende Ethanol- 
produzent sind, dicht gefolgt von Brasilien (Kap. 4.1.1). In 
den USA wird Ethanol hauptsächlich aus Mais gewonnen. 
Während im Jahr 2005 14,6 % der amerikanischen Maispro- 
duktion zu Ethanol verarbeitet wurden, waren es im Jahr 
2007 bereits mehr als 17 % (Zarrilli, 2006; GBEP, 2008). Im 
Jahr 2007 importierten die USA zudem aus Brasilien, Costa 
Rica, El Salvador und einzelnen Ländern der Caribbean 
Basin Initiative (CBI) zusätzlich ca. 1,6 Mrd. 1 Ethanol, 
davon etwa 714 Mio. 1 aus Brasilien (RFA, 2008). Die Bio- 
dieselproduktion findet in den USA in weitaus geringerem 
Umfang statt. Im Jahr 2006 wurden 1,7 Mrd. 1 Biodiesel - 
zumeist aus So] abohnen - produziert, was einem Anteil von 
16,5 % an der weltweiten Produktion entsprach. Damit sind 
die USA nach der EU der zweitgrößte Biodieselproduzent 
weltweit (Licht zitiert in OECD, 2008). 

Die Regierung hat für die Zukunft ambitionierte Ziele 
für die Biokraftstoffproduktion vorgegeben. Gemäß des 
im Jahr 2007 durch den Energy Independence and Secu- 
rity Act (EISA) erhöhten Renewable Fuel Standard sollen 
den fossilen Kraftstoffen im Jahr 2012 bereits 56 Mrd. 1 und 
weitere 10 Jahre später 136 Mrd. 1 nicht fossile Kraftstoffe 
verpflichtend beigemischt werden. Dies entspräche im Jahr 
2022 einem Anteil am gesamten US-Kraftstoffverbrauch 


USA mit 0,14 US-$ pro Liter beigemischtem Ethanol 
bis 2010 und 0,12 US-$ pro Liter beigemischtem Bio- 
diesel bis 2008 (REN21, 2008). Hohe Einfuhrzölle 
auf Bioenergieträger finden sich vermehrt in Indus- 
trieländern (z.B. EU, USA). Auf diese Weise sollen 
Wettbewerbsnachteile einheimischer Produzenten 
durch höhere Produktionskosten bei Biokraftstoffen 
gegenüber Anbietern aus Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern ausgeglichen werden. 

Bei den Biokraftstoffen ist festzustellen, dass die 
Nachfrage nach Biodiesel und Bioethanol bei einem 
Wegfall der Förderung signifikant geringer ausfallen 
würde als mit Förderung. So würde beispielsweise 
die Biodieselnachfrage in der Europäischen Union 
schätzungsweise um 87 % und in den USA um 55 % 
reduziert. Global gesehen würde sich die Biodiesel- 


von ca. 20% (REN21, 2008; EERE, 2008). Die Gesamt- 
vorgaben unterteilen sich in jährlich ansteigende Zielwerte 
für Biokraftstoffe der 1. Generation sowie ansteigende 
Zielwerte für Biokraftstoffe der 2. Generation („advanced 
biofuels“) und für Biokraftstoffe aus Zellulose („cellulosic 
biofuels“). Dabei sollen auch Anforderungen an das Treib- 
hausgasreduktionspotenzial der Biokraftstoffe über den 
gesamten Lebenszyklus gestellt werden. So sollen Anlagen 
zur Erzeugung von Ethanol aus Getreide, die nach in Kraft 
treten des EISA den Betrieb aufnahmen, eine Reduktion 
der Lebenszyklustreibhausgasemissionen von mindestens 
20% im Vergleich zu den THG-Emissionen der fossilen 
Referenz im Basisjahr 2005 erreichen. Biokraftstoffe, die 
als „advanced biofuel“ bzw. „cellulosic biofuel“ einzustufen 
sind, sollen eine Reduktion von mindestens 50 % respektive 
60 % vorweisen müssen (EIA, 2008; GBEP, 2008; EERE, 
2008). Die Biodieselproduktion wird nach Schätzungen des 
US-Landwirtschaftsministeriums aufgrund der verschiede- 
nen staatlichen Fördermaßnahmen (Tab. 4.1-5) bis 2010 auf 
jährlich 7,5 Mrd. 1 und bis 2015 auf 12,6 Mrd. 1 ansteigen. 
Künftig wird die Regierung vermehrt auf Biokraftstoffe 
der 2. Generation setzen, insbesondere auf Kraftstoffe aus 
Abfällen und Reststoffen (NGA, 2008; GBEP, 2008). 

Bei der Strom- und Wärmeerzeugung aus Biomasse gibt 
es keine Zielvorgaben seitens der Regierung (GBEP, 2008). 
Dennoch werden durch Regulierungen teilweise Anreize 
zur Nutzung von Strom und Wärme aus Biomasse gesetzt. 
So haben einzelne Bundesstaaten für die Einspeisung von 
Strom Renewable Portfolio Standards festgesetzt (REN21, 
2008). Darüber hinaus kommen Anlagen, die seit dem 1. 
Januar 2008 Strom aus Biomasse produzieren, in den Vor- 
teil eines Renewable Electricity Production Tax Credit, der 
Strom aus Biomasse aus einem geschlossenen Kreislauf mit 
1,9 US-$ct pro kWh und Strom aus einem offenem Kreis- 
lauf mit 1 US-$ct pro kWh unterstützt. Über die Renewable 
Energy Production Incentive wird Strom aus erneuerbaren 
Energien mit 1,5 US-$ct pro kWh über die ersten 10 Jahre 
zusätzlich vergütet. Weiterhin werden von der Regierung 
und Elektrizitätsunternehmen so genannte „Clean Rene- 
wable Energy Bonds“ ausgegeben, welche Projekte im 
Bereich der regenerativen Stromerzeugung unterstützen. 
Biokraftstoffe bleiben jedoch der Schwerpunkt der Bio- 
energieförderung in den USA. Als Herausforderung wird 
insbesondere die wettbewerbsfähige Erzeugung von Bio- 
ethanol aus Zellulose angesehen (GBEP, 2008). 


nachfrage etwa halbieren. Die Ethanolnachfrage ist 
dagegen weniger abhängig von Fördermitteln. Hier 
wäre bei Einstellung aller Fördermaßnahmen welt- 
weit nur mit einem Nachfragerückgang von 14% 
zu rechnen, da die Ethanolproduktion in Brasilien, 
einem der wichtigsten Produzentenländer, weitge- 
hend ohne Förderung wettbewerbsfähig ist (OECD, 
2008). 

Die begrenzte privatwirtschaftliche Rentabili- 
tät der Biokraftstoffproduktion in einigen Ländern 
erfordert entsprechend hohe finanzielle Anreize für 
die Marktteilnehmer, um die Produktion und Nach- 
frage auszuweiten. So beliefen sich die geschätzten 
Ausgaben für staatliche Fördermaßnahmen für Bio- 
kraftstoffe in den USA, der EU und Kanada im Jahr 
2006 insgesamt auf rund 11 Mrd. US-$. Bei einer 
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Tabelle 4.1-5 

Beispiele für Bioenergieförderpolitik in ausgewählten Ländern. Stand August 2008. EE = erneuerbare Energien. 

Quellen: Biopact, 2006; Lindlein, 2007; REN21, 2006; Reuters, 2007; LfNCTAD, 2006a; Zarrilli, 2006; GTZ, 2007a; Steenblik, 
2007; WI, 2007; Doornbosch und Steenblik, 2007; Juli et ab, 2007; Economist, 2008b; GBEP, 2008; lEA und JREC, 2008; MME, 
2008 


Land /Länder- Motivation Förderpolitik (gegliedert nach drei Kategorien) 

grnppe (1) Allgemeine Ausbauziele für erneuerbare Energien 

(2) Ziele/Maßnahmen im Bereich Strom und Wärme 

(3) Ziele/Maßnahmen im Bereich Mobilität (Biokraftstoffe) 

Indnstrieländer 


EU-27 


USA 


Kanada 


Anstralien 


Klimaschutz, Ver- 
sorgungssicherheit, 
landwirtschaftliche Di- 
versifizierung, ländliche 
Entwicklung 


Versorgungssicherheit, 
Energieautonomie, 
ländliche Entwicklung, 
Umweltschutz 


Klima- und Umwelt- 
schutz, Energiesicher- 
heit, technologischer 
Fortschritt 


Ländliche Entwicklung, 
Diversifizierung der 
Transportenergiequellen 


(1) EE- Ausbauziele (12 % EE ab 2010, geplant: 20 % EE-Endenergie ab 2020); 
Steuererleichterungen für EE (national); Flächenzahlungen für den Anbau 
von Energiepflanzen auf Brachflächen (45 € pro ha); Forschungsförderung: 7. 
Rahmenprogramm der EU (2) Ausbauziel für Strom aus EE (21 % ab 2010); 
feste Einspeise tarife für Bioenergie (national, z.B. in Deutschland durch EEG); 
Flandel mit EE-Zertifikaten (national) (3) Verpflichtende Beimischungsquo- 
ten für Biokraftstoffe (5,75 % ab 2010, geplant: 10 % ab 2020); (teilweise) Steu- 
erbefreiungen bzw. -erleichterungen für Biokraftstoffe (national); Importzölle 
für Biokraftstoffe (10,2 €ct bzw. 19,2 €ct für vergälltes/unvergälltes Ethanol; 
1,9 % ad valorem für Palmöl; 6,5 % ad valorem für Biodiesel). 

(1) Investitionszuschüsse für EE-Technologien; Steuervergünstigungen für 
EE; Bioraffinerie-Demonstrationsprojekte; Renewable Portfolio Standards 
in einzelnen Bundesstaaten (2) feste Einspeisetarife für Strom aus EE; Pro- 
gramm zur Nutzung von Waldrestholz (Woody Biomass Grants) (3) Ausbau- 
ziele für Biokraftstoffe (56 Mrd. 1 ab 2012/136 Mrd. 1 alternative Kraftstoffe ab 
2022, entsprechend 20 % des nationalen Kraftstoffbedarfs in 2022); Import- 
zölle auf Ethanol (2,5 % ad valorem zzgl. 14,27 US-$ct pro 1); Steuervergünsti- 
gungen für Biokraftstoffe (13,5 US-$ct pro 1); Steuererleichterungen für Autos 
mit Brennstoff-, Hybrid- oder Flex-Fuel-Technik; günstige Finanzierungskon- 
ditionen für Landwirte und Biokraftstoffproduzenten beim Aufbau von Infra- 
struktur und Produktionsanlagen; Einsatz von 20 %iger Biodieselbeimischung 
in öffentlichen Verkehrsmitteln und im staatlichen Fuhrpark; Steuererleich- 
terungen für Ethanol-Tankstellen; staatliche Förderung für Biokraftstofffor- 
schung (Bioenergy Research Centers). 

(1) staatliche Fördermittel und Steuererleichterungen für EE; Renewable 
Portfolio Standards in vier Provinzen; nationale Einspeiseprämie für Strom 
aus EE in Höhe von 0,01 CAN-$ pro kWh; staatliche Beschaffungspolitik: 
Deckung von 20 % des Strombedarfs der Regierung mit Strom aus EE; staat- 
liche Zuschüsse für Anlagen zur Wärmeerzeugung aus EE (2) Fördermittel 
für F&E im Bereich Bioenergie (3) staatliche Fördermittel für die Entwick- 
lung der Biokraftstoffproduktion und notwendiger Infrastruktur; verpflicht- 
ende Beimischung von 5 % Ethanol ab 2010 und 2 % Biodiesel ab 2012; nach 
3 Jahren schrittweise auslaufende Produktionssubventionen für Ethanol (0,10 
CAN-$ pro 1) und Biodiesel (0,20 CAN-$ pro 1); Importzoll auf Ethanol in 
Höhe von 0,0492 CAN-$ pro 1; Forschungsförderung für Biokraftstoffe der 2. 
Generation. 

(1) EE-Ausbauziel (geplant: 20 % EE bzw. 45.000 GWh ab 2020); staatliche 
Fördermittel und günstige Finanzierungskonditionen für Investitionen in EE- 
Technologien (2) Renewable Portfolio Standards (9,5 TWh Strom aus EE 
jährlich ab 2010); Handelbare EE-Zertifikate; feste Einspeisevergütungen für 
Strom aus EE in Südaustralien (3) Ausbauziel für Biokraftstoffe (350 Mio. 1 
bis 2010); Importzoll auf unvergälltes Ethanol (5 % zuzüglich 0,381 AUS-$ pro 
1); Steuerrückzahlungen für im Inland produziertes Ethanol; Produktionssub- 
ventionen für Biokraftstoffe; Förderung der Biokraftstoffinfrastruktur durch 
Zuschüsse. 


Reduktion der Abhän- 
gigkeit von fossilen 
Brennstoffen, Klima- 
und Umweltschutz, 
landwirtschaftliche 
Diversifizierung 


(1) Nationale Biomassestrategie (Biomass Nippon Strategy) (2) Ausbauziel 
für Strom aus EE (1,63 % ab 2014) sowie spezifische Ausbauziele ab 2010 für 
Strom aus Biomasse und Deponiegas (5,86 Mrd. 1 Rohöläquivalent) und für 
Wärme aus Biomasse (3,08 Mrd. 1 Rohöläquivalent); verpflichtende Netzein- 
speisung für Strom aus Biomasse; Renewable Portfolio Standards (3) Ausbau- 
ziel für Biokraftstoffe (50 Mio. 1 Eigenproduktion bis 2011; 500 Mio. 1 Rohöl- 
äquivalent; 6 Mrd. 1 pro Jahr ab 2030); Ersatz von 20 % fossiler Brennstoffe ^ 
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ab 2030 durch alternative Brennstoffe; Importzölle auf Palmöl (3,5 % ad valo- 
rem); Steuererleichterungen für Biokraftstoffe; Bevorzugung von Tankstellen, 
die Biokraftstoffe anbieten. 


Schwellenländer 

Brasilien 

Unabhängigkeit von 
Ölimporten, wirtschaft- 
liche Entwicklung durch 
Export von Bioenergie, 
ländliche Elektrifi- 
zierung, Klima- und 
Umweltschutz 

(1) Förderprogramm PROINFA für EE; Bioenergieforschung im Rahmen des 
National Agroenergy Plan (2) Ausbauziele für Strom aus EE (3.300 MW aus 
Wind, Biomasse, Kleinwasserkraft ab 2006); feste Einspeisevergütungen für 
Strom aus EE sowie reduzierte Transport- und Verteilungstarife; Stromeinkauf 
zu Vorzugsbedingungen von EE- Anlagebetreibern; Förderung von EE für die 
ländliche Elektrifizierung (3) Beimischungsquoten für Biokraftstoffe (20-25 % 
für Ethanol, ab Juli 2008 3 % bzw. ab 2013 5 % für Biodiesel); Steuererleich- 
terungen für Biokraftstoffe; Steuererleichterungen und Produktionssubven- 
tionen für Flex-Fuel-Fahrzeuge; Nationales Biodieselprogramm (u.a. Social- 
Fuel-Siegel); Importzoll auf Palmöl (11,5 % ad valorem); Nutzung von Ethanol 
für den staatlichen Fuhrpark. 

China 

Versorgungssicherheit, 
Klima- und Um- 
weltschutz, ländliche 
Entwicklung 

(1) Ausbauziele für EE (15 % EE-Primärenergie ab 2020, davon 30 GW Bio- 
energie); Einrichtung eines Fonds zur Forschungsförderung im Bereich EE; 
zinsbegünstigte Kredite für Infrastrukturaufbau; Steuererleichterungen für 
Produzenten und Konsumenten von Bioenergie; US-China Memorandum of 
Understanding on Biomass Development (Forschungs- u. Technologiekoope- 
ration) (2) feste Einspeisevergütung für Strom aus Biomasse; Steuererleichte- 
rungen für Biogas; Förderung kleiner Biogasanlagen in ländlichen Gebieten 
(3) Ausbauziele für Biokraftstoffe (15 % der Transportenergie ab 2020, d.h. 13 
Mrd. 1 Bioethanol pro Jahr und 2,3 Mrd 1 Biodiesel pro Jahr ab 2020, 50 Mrd. 1 
Kraftstoffe aus fester Biomasse ab 2020); Ad-Valorem-Importzoll auf Ethanol 
(30%); Rückvergütung der Mehrwertsteuer auf Ethanol; 10 %-Beimischungs- 
quote für Ethanol in neun Testregionen; staatliche Jatropha- und Ethanolmo- 
dellprojekte und -demonstrationsanlagen. 

Indien 

Energieautonomie, 
Versorgungssicherheit, 
ländliche Elektrifizie- 
rung 

(1) Steuererleichterungen und zinsgünstige Kredite für EE-Anlagenbetreiber; 
Rabatte auf Transport und Verteilung von EE; Bioenergieprojekte im Rahmen 
des CDM (2) nationale Ausbauziele für Strom aus Bioenergie (10 % bis 2012; 
geplant: 15 % ab 2032); feste Einspeisetarife für Strom aus EE; Subventionie- 
rung von Biomassekraftwerken und Biogasanlagen; Förderung von kleinen 
Biogasanlagen für die ländliche Elektrifizierung („Remote Village Electrifi- 
cation Programme“) (3) nationale Beimischungsziele für Biokraftstoffe (10 % 
Ethanol ab 2008; 20 % Ethanol und 20 % Biodiesel ab 2017); ambitionierte För- 
derpolitiken werden teilweise in den einzelnen Bundesstaaten verfolgt; fester 
Abnahmepreis für Ethanol; staatliche /ötrop/ta-Modellprojekte. 

Mexiko 

Energieautonomie, 
ländliche Energiever- 
sorgung, Klima- und 
Umweltschutz 

(1) Steuererleichterungen bei Investitionen in EE; beschleunigte Abschreibung 
für EE-Projekte (2) Ausbauziele für Strom aus EE (1 GW ab 2006; 8 % ab 2012; 

4 GW ab 2014); Rabatte auf Transport und Verteilung von Strom aus EE (3) 
Ausbauziele für Biokraftstoffe (Produktion von 454 Mio. 1 Bioethanol jährlich 
ab 2012; 20% Biodieselbeimischung ab 2011/12); Ethanolbeimischungspflicht 
von 10 % in städtischen Gebieten; Importzoll auf Ethanol (Ad-Valorem-Zoll 
von 10 % zuzüglich 0,36 US-$ pro 1); Biodieseldemonstrationsprojekte. 

Südafrika 

Ländliche Entwicklung, 

Energieautonomie, 

Klimaschutz 

(1) Ausbauziele für erneuerbare Energien (4 % ab 2013); Subventionierung von 
Technologieentwicklung; (2) Ausbauziel für Strom aus EE: lOTWh ab 2013 (3) 
Steuererleichterungen für Biokraftstoffe; freiwillige Beimischung von Biokraft- 
stoffen (9%); verpflichtende Beimischungsquoten für Biokraftstoffe (geplant: 

8 % für Ethanol und 2 % für Biodiesel ab 2008), verbunden mit 50 % Steuer- 
befreiung für Biodiesel und 100 % Steuerbefreiung für Ethanol; staatliche Bio- 
kraftstoffpilotprojekte (u.a. Jatropha). 

Entwicklungsländer 

Südostasien 

(Philippinen/ 

Thailand/ 

Indonesien/ 

Malaysia) 

Versorgungssicherheit, 
ländliche Entwicklung, 
ländliche Elektrifi- 
zierung Deckung des 
Energiebedarfs 

(1) EE-Nutzungsziele (Indonesien: 15 % Primärenergie aus EE ab 2025; Thai- 
land: 8 % Primärenergie ab 2011); Steuererleichterungen für EE-Projekte (Phi- 
lippinen); Bioenergieprojekte im Rahmen des CDM (Indonesien); (2) Ausbau- 
ziele fürStrom aus EE (Thailand:8 % ab 2011; Malaysia: 5 % ab2005;Philippmen: 
4,7 GW ab 2013);feste Einspeisetarife für Strom aus EE (Indonesien,Thailand); 
günstige Finanzierungskonditionen für Bioenergieproduzenten (Philippinen); 
Förderung von EE für die ländliche Elektrifizierung (Indonesien, Philippinen, 
Thailand) (3) Beimischungsquoten für Biokraftstoffe (Malaysia: 5 % Biodiesel 
ab 2008; Thailand: 10 % Ethanol ab 2007, 3 % Biodiesel ab 2011 / 10 % Biodiesel 
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Westafrika (u.a. 
Senegal, Mali, 
Ghana, Nigeria) 


(Süd-)Ostafrika 
(n.a. Kenia, Tan- 
sania, Malawi, 
Mosambik, 
Simbabwe) 


Südamerika (n.a. 
Argentinien, 
Bolivien, Kolum- 
bien, Guatemala, 
Peru) 


und Bioethanol ab 2012; Philippinen: 1 % Biodiesel und 5 % Ethanol ab 2008 / 
2 % Biodiesel und 10 % Ethanol ab 2010; Indonesien: derzeit 3 % Ethanol und 
2,5 % Biodiesel); Ausbauziele für BiodieselproduktionZ-nutzung (Thailand: 3,1 
Mrd. 1 Biodiesel pro Jahr ab 2012 und 1,1 Mrd. 1 Ethanol pro Jahr ab 2011(Pro- 
duktion); Indonesien: 1,3 Mrd. 1 Biokraftstoffe pro Jahr ab 2010 (Produktion); 
10 %/20 % des nationalen Kraftstoffverbrauchs ab 2010/25 (Nutzung, geplant)); 
Steuererleichterung für Biokraftstoffprojekte oder -komponenten (Philippinen, 
Malaysia, Thailand); Beimischungspflicht für Regierungsfuhrpark/öffentliche 
Verkehrsmittel (Thailand: 10 % Ethanol im Regierungsfuhrpark; Philippinen: 
1 % Biodiesel im Regierungsfuhrpark; Malaysia: 5 % Biodiesel in öffentlichen 
Verkehrsmitteln); /afrop/ia-Pilotprojekte und Biodieselpilotanlagen (Thai- 
land). 


Energieautonomie, 
ländliche Entwicklung, 
landwirtschaftliche 
Diversifizierung 


Ländliche Entwicklung, 
ländliche Elektrifizie- 
rung 


(1) Nutzungsziele für EE (Mali: 15 % Primärenergie aus EE ab 2020, Senegal: 
15 % Primärenergie ab 2025) (2) Ausbauziele für Strom aus EE (Nigeria: 7 % 
ab 2025); (3) Ausbauziele für Biokraftstoffe (Nigeria: Produktion von bis zu 
140 Mio. 1 jährlich, bis zu 10 % Ethanolbeimischung geplant; Senegal: Biodiesel 
aus Jatropha und Ethanol aus Zuckerrohr, mit Ziel der Biodieselselbstversor- 
gung ab 2012; Mali: dezentrale Verwendung von Jatropha', (staatliche) Jatropha- 
Pilotprojekte und Forschungsprojekte (Mali, Senegal, Ghana, Nigeria, Burkina 
Faso). 

(1) und (2) nicht bekannt (3) Biokraftstoffbeimischungspflichten (Malawi: 
Ethanolbeimischungspflicht von 10-20 % seit 1982; Mosambik: geplante Bei- 
mischung von Biodiesel und Bioethanol); Ausbauziele (Simbabwe: Produktion 
von bis zu 50 Mio. 1 Ethanol pro Jahr geplant) Jatropha- und Ethanoldemonstra- 
tionsprojekte (Kenia, Malawi, Mosambik, Tansania, Simbabwe); Steuerbefrei- 
ungen auf Biokraftstoffe (Mosambik: geplant). 


Ländliche Elektrifizie- (1) Staatliche Forschungsförderung zu EE (Peru) (2) Steuerbefreiung für 
rung; ländliche Entwick- den Verkauf von Strom aus EE (Kolumbien); staatliche Demonstrationspro- 
lung; Energieautonomie jekte (Bolivien); Ausbauziele für Strom aus EE (Argentinien: 8 % Strom aus 
EE ab 2016; Chile: 5 % Strom aus EE ab 2010); Prämienzahlungen auf EE, 
Steuererleichterungen bei Investitionen in Bioenergie (Argentinien, Guate- 
mala); feste Einspeisetarife für Strom aus EE (Argentinien); Förderung von 
EE für die ländliche Elektrifizierung (Argentinien, Bolivien, Guatemala) 
(3) Biokraftstoffbeimischungspflichten (Kolumbien: 10 % Ethanol in Städten > 
500.000 Einwohner, ab 2008 5 % Biodiesel; Bolivien: 2,5 % Biodiesel und 10 % 
Ethanol ab 2007, 20 % Biodiesel ab 2015; Peru: 7,8 % Ethanol und 5 % Biodiesel 
ab 2010, Argentinien: 5 % Ethanol und 5 % Biodiesel ab 2010; Guatemala: bis zu 
20 % Ethanol); Steuerbefreiung für die Rohstoff- bzw. Biokraftstoffproduktion 
und -komponenten (Kolumbien, Argentinien, Bolivien); Betrieb des staatlichen 
Fuhrparks und öffentlicher Verkehrsmittel mit Biokraftstoffen (Argentinien). 


Fortschreibung der Förderpolitik könnten diese Kos- 
ten in den nächsten 5-10 Jahren auf 27 Mrd. US-$ pro 
Jahr ansteigen (Steenblik et ah, 2007; OECD, 2008). 
Da staatliche Fördermaßnahmen für Biokraftstoffe 
nicht nur in diesen Ländern zunehmend finanziel- 
len Druck auf die Staatskassen ausüben, kann aktu- 
ell eine Trendwende weg von der aktiven, fiskali- 
schen Förderpolitik hin zur Förderung durch Ver- 
wendungsziele, d.h. durch Beimischungsquoten für 
Biokraftstoffe, beobachtet werden (GBEP, 2008). 
Dadurch werden für Unternehmen, die Biokraft- 
stoffe oder dafür verwendete Rohstoffe produzie- 
ren, garantierte Absatzmärkte geschaffen. Gleichzei- 
tig werden die Kosten der Förderung, d.h. die Mehr- 
kosten in der Produktion, auf die Verbraucher abge- 
wälzt. Produktions- und Verwendungsziele kommen 
in den OECD-Ländern und in den großen Schwel- 
lenländern Brasilien und Indien sowie zunehmend 
auch in Entwicklungsländern wie den Philippinen 


und Indonesien zur Anwendung (Steenblik, 2007; 
GBEP, 2008). 

Dabei werden in einigen Entwicklungs- und 
Schwellenländern nationale Beimischungsquoten 
vermehrt in Frage gestellt, da sie Markteffekte ansto- 
ßen, die letztlich die nationale Ernährungssicherung 
gefährden können (Kap. 5.2). Einzelne Länder haben 
deshalb Regelungen erlassen, wonach bestimmte 
Rohstoffe von der Biokraftstoffproduktion bzw. -för- 
derung ausgeschlossen werden. Beispielsweise ist in 
Südafrika Mais aus der Ethanolförderung ausge- 
nommen und in China darf kein Getreide zur Her- 
stellung von Treibstoffen verwendet werden (Kasten 
5.2-2; Reuters, 2007; Weyerhaeuser et ah, 2007). 

Auch das von der EU geplante 10% -Beimi- 
schungsziel für Biokraftstoffe gerät derzeit unter 
Druck, da es hohe gesamtwirtschaftliche Kosten 
verursacht, während das mit der Bioenergieför- 
derung vorrangig verfolgte Politikziel, einen Bei- 
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Kasten 4.1-3 

Aktuelle Bioenergienutzung und -förderpolitik 
in der EU 

Mit dem Entwurf für eine EU-Richtlinie zur Förderung 
von erneuerbaren Energien legte die Europäische Kom- 
mission Anfang des Jahres 2008 einen Richtlinienentwurf 
zur Umsetzung der Anfang 2007 von Kommission und Rat 
festgelegten Ziele und Strategien zum Ausbau der Nutzung 
erneuerbarer Energien vor. Danach ist bis zum Jahr 2020 
ein Anteil erneuerbarer Energien an der gesamten Ener- 
gienutzung in Höhe von 20 % sowie ein Anteil von Bio- 
kraftstoffen am EU-weiten Kraftstoffverbrauch in Höhe 
von 10 % vorgesehen. In erster Linie möchte die EU damit 
einen Beitrag zum Klimaschutz leisten (EU-Kommission, 
2008a). 

Derzeit beträgt der Anteil von Bioenergie an der Pri- 
märenergienutzung in der EU ca. 4 % (EEA, 2007b). Bio- 
kraftstoffe machen etwa 1 % des gesamten Kraftstoffver- 
brauchs aus (EU-Kommission, 2006a; REN21, 2008). Die 
EU-interne Biokraftstoffproduktion wird in vielen Mit- 
gliedsstaaten durch Steuererleichterungen gefördert. Insge- 
samt produzierte die EU im Jahr 2007 6,1 Mrd. 1 Biodiesel, 
was 59,9 % der weltweiten Biodieselproduktion entsprach. 
Innerhalb der EU zählten Deutschland, Frankreich, Italien, 
Tschechien und Spanien zu den wichtigsten Produzenten- 
ländern (Licht zitiert in OECD, 2008). Ethanol wird in der 
EU in deutlich kleinerem Umfang produziert, hauptsäch- 
lich aus Getreide und Zuckerrüben. Hauptproduzenten- 
länder in der EU sind Deutschland und Spanien. Mit einer 
Menge von 2,3 Mrd. 1 kam die gesamte EU im Jahr 2007 auf 
einen Anteil von 4,4 % an der Weltethanolproduktion (Zar- 
rilli, 2006; Licht zitiert in OECD, 2008; REN21, 2008). 

Für einen weiteren Ausbau des Biokraftstoffanteils 
gemäß der im Richtlinienentwurf geforderten Ouote von 


trag zum Klimaschutz zu leisten, unter Umständen 
nicht erreicht werden kann. So schätzt das Londoner 
Beratungsunternehmen Europe Economics, dass die 
Erreichung des 10 % -Ziels der EU für Biokraftstoffe 
jährliche gesamtwirtschaftliche Transferzahlungen in 
den Biokraftstoffsektor in Höhe von 11-23 Mrd. € 
erfordert (Europe Economics, 2008). Verschiedene 
Studien, u.a. des Joint Research Centre (JRC) der 
Europäischen Kommission und der OECD, kommen 
gleichzeitig zu dem Ergebnis, dass die Erfüllung des 
10 %-Beimischungsziels mit großer Wahrscheinlich- 
keit nicht zu einer signifikanten Verringerung der 
Treibhausgasemissionen im Transportsektor beitra- 
gen wird, ln Bezug auf den Klimaschutz und die Kos- 
ten pro Tonne vermiedener Treibhausgasemissionen 
haben Biokraftstoffe bisher in der Regel unterdurch- 
schnittliche Resultate gezeigt: Mit Vermeidungskos- 
ten von z.T deutlich über 100 € pro Tonne ist die 
Verwendung von Biokraftstoffen wesentlich teurer 
als alternative Vermeidungsoptionen (Doornbosch 
und Steenblik, 2007; de Santi, 2008; OECD, 2008; 
Kap. 7.3; Kasten 4.1-3). Auch bezüglich der Politik- 
ziele Erhöhung der Energiesicherheit sowie Förde- 


10% ist die EU, insbesondere bei Ethanol, auf Importe 
angewiesen (REN21, 2008). Wichtigste Importländer für 
Ethanol sind Brasilien und Pakistan. Palmöl für die Biodie- 
selproduktion wird überwiegend aus Malaysia importiert 
(Zarrilli, 2006). Allerdings mehren sich derzeit Zweifel an 
der ökologischen und ökonomischen Nachhaltigkeit einer 
10 %-Beimischungsquote für Biokraftstoffe. Während das 
Erreichen der mit der Beimischung verfolgten Ziele, wie 
Klimaschutz, Versorgungssicherheit und Schaffung von 
Arbeitsplätzen, ungewiss ist, werden die geschätzten Kosten 
für staatliche Fördermaßnahmen mit hoher Wahrscheinlich- 
keit die erhofften Nutzen übersteigen (de Santi, 2008). Der 
Industrieausschuss des Europäischen Parlaments stellte 
deshalb eine Modifikation der 10 %-Quote zur Diskussion. 
Demnach sollten mindestens 40 % der Quote mit der Nut- 
zung von Biokraftstoffen der 2. Generation, Wasserstoff 
oder Elektromobilität erreicht werden (EU-Parlament, 
2008). Eine endgültige Festlegung der Quote wird bis Ende 
2008 erwartet. 

Die Stromproduktion aus Biomasse ist ein weiterer wich- 
tiger Pfeiler des 20 %-Ziels der EU. Als Fördermaßnahmen 
werden in den einzelnen Mitgliedsstaaten u.a. Einspeise- 
tarife, Renewable Energy Certificates (RECs), steuerliche 
Anreize oder Subventionen für Produktionskapital ange- 
wendet, wobei sich Einspeisetarife und RECs bisher als die 
wirkungsvollsten Instrumente erwiesen. 21 Mitgliedsstaa- 
ten nehmen an einem intereuropäischen Transfersystem 
für RECs teil, dem „European Energy Certificate System“ 
(EECS; EU-Kommission, 2005b; REN21, 2008). Für die 
Wärmeproduktion aus Biomasse gibt es im Vergleich zu 
Elektrizität und Kraftstoffen bisher noch keine konkreten 
Zielvorgaben. U.a. soll künftig die Energieeffizienz von 
Gebäuden verbessert und Fernwärmeanlagen gefördert 
werden (EU-Kommission, 2005a). Zudem soll das Potenzial 
hocheffizienter Kraft-Wärme-Kopplung in den Mitglieds- 
staaten besser ausgeschöpft werden (GBEP, 2008). 


rung der ländlichen Entwicklung wird vom JRC kein 
wesentlicher Nutzen aus der Biokraftstoffpolitik der 
EU festgestellt. Vielmehr errechnet das JRC, dass 
durch die Biokraftstoffförderung für die EU-25 zwi- 
schen 2007 und 2020 mit hoher Wahrscheinlichkeit 
(80%) gesamtwirtschaftlich Nettokosten verursacht 
werden. Die Berechnungen gehen von 33-65 Mrd. € 
gemessen in Gegenwartswerten aus (de Santi, 2008). 
Einige Entwicklungsländer, vor allem in Afrika 
und Südamerika, besitzen zwar ein hohes Potenzial 
zur Biomasseproduktion für energetische Zwecke, 
haben jedoch teilweise noch keine entsprechenden 
Politikziele formuliert. Falls Ziele formuliert wurden, 
wurde noch keine konkrete Förderpolitik umgesetzt, 
wie z.B. in Chile, El Salvador und Panama (Juli et 
al., 2007). Die notwendigen Investitionen in Infra- 
struktur und Technologie stellen eine Hürde für 
diese Länder beim Aufbau eines Bioenergiemark- 
tes dar. Auch der Export ist aufgrund der Subven- 
tions- und Handelspolitik vieler Industrieländer 
für Entwicklungsländer erschwert. Handelsbarrie- 
ren ergeben sich für Entwicklungsländer außerdem 
aus den international nicht harmonisierten techni- 
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sehen Standards (Mathews, 2007; Juli et al., 2007; von 
Braun, 2007; Lindlein, 2007). Aus diesen Gründen ist 
für viele Entwicklungsländer in Afrika, Lateiname- 
rika und Asien die kleinskalige Bioenergieproduk- 
tion für den Eigenbedarf eine bevorzugte Option 
(Kap. 10.8). 


4.2 

Globale Landbedeckung und Landnutzung 

Zu den wichtigsten Einflussnahmen des Menschen 
auf die Umwelt zählen Änderungen sowohl in der 
Landbedeckung, die sich auf Veränderungen der bio- 
physikalischen Merkmale der Erdoberfläche bezie- 
hen, als auch in der Landnutzung, die durch den 
Zweck der menschlichen Nutzung bestimmt ist (Tur- 
ner et al., 1990; Lambin et al., 2001; Schinninger, 
2008). Heute sind bereits über drei Viertel der eis- 
freien Landfläche durch menschliche Nutzung ver- 
ändert worden (Ellis und Ramankutty, 2008). Leider 
wird das allgemeine Verständnis über die Ursachen 
von Landbedeckungs- und Landnutzungsänderun- 
gen häufig von Vereinfachungen dominiert. Weder 
Bevölkerungszuwachs noch Armut gelten als allei- 
nige Ursachen globaler Landbedeckungsänderun- 
gen, die vor allem die Umwandlung von Waldflä- 
chen in Kulturland betreffen (Lambin et al., 2001). 
Diese Veränderungen werden vor allem als Reak- 
tion auf ökonomische Chancen verursacht, welche 
wiederum eng an soziale, politische und infrastruk- 
turelle Rahmenbedingungen geknüpft sind. Die 
Auswirkungen der Landbedeckungs- und Landnut- 
zungsänderungen (Kap. 4.2.1 und 4.2.2) beeinflus- 
sen ihrerseits die Kohlenstoffspeicherkapazität, die 
Treibhausgasemissionen und die Fruchtbarkeit der 
Böden (Kap. 4.2.3), aber auch das lokale Klima und 
damit wiederum die lokale Landbedeckung. 


4.2.1 

Die globale Landbedeckung 

Zur Landbedeckung zählen neben topographischen 
Merkmalen der Landoberfläche auch Strukturen wie 
Gebäude oder Straßen, aber auch Aspekte der natür- 
lichen Umwelt, etwa Bodentyp, Vegetationstyp, Bio- 
diversität, Oberflächen- und Grundwasser (Meyer, 
1995). Bei Fragen zur Landnutzung wird meist auf 
land- und forstwirtschaftliche Nutzungen fokussiert 
(Intensität, Ausprägung), auch wenn Siedlungs- und 
Wassernutzungen ebenfalls hier anzusiedeln sind. 

Direkte und unmittelbare Effekte anthropogen 
bedingter Landbedeckungs- und Landnutzungsän- 
derungen auf den Lebensraum (Umwandlung, Ver- 
lust, Fragmentierung, Eutrophierung) führen zu 


Veränderungen im Nährstoffkreislauf, dem Wasser- 
sowie Wärmehaushalt und häufig auch zu vermehr- 
ter Erosion der umgewandelten Oberfläche. Diese 
Effekte müssen auch bei der Diskussion um Bioener- 
gienutzung berücksichtigt werden. Indirekte Effekte 
auf der Ökosystemebene manifestieren sich hinge- 
gen häufig als Verlust biologischer Vielfalt (Jarnagin, 
2004). 

Datengrundlage 

Als wichtigste Informationsquelle zur Beschrei- 
bung von Landbedeckung und Landbedeckungsän- 
derungen, sowohl auf regionaler wie auch auf glo- 
baler Skala, dienen Fernerkundungsdaten (DeFries 
undTownsend, 1999; Abb. 4.2-1). Die Klassifizierung 
der Landbedeckung variiert jedoch je nach Daten- 
quelle sehr stark, da parallel unterschiedliche Defi- 
nitionen für die jeweiligen Klassen benutzt werden. 
So werden gemäß Lepers et al. (2005) weltweit etwa 
90 verschiedene Definitionen für „Wald“ verwen- 
det. Die FAO (1997) definiert Wald als eine Vege- 
tationseinheit mit einem Kronenschluss von >10%, 
einer Fläche von >0,5 ha und einer Wuchshöhe von 
>5 m. Das International Geosphere Biosphere Pro- 
gramme (IGBP) hingegen definiert Wald als mehr- 
heitlich holzige Vegetation (<60 %) mit einer Wuchs- 
höhe von >2 m. 

Ähnliche Probleme treten beim Weideland auf. In 
manchen Fällen stimmen die nationalen Daten nicht 
mit den Daten der statistischen Datenbank der FAO 
(FAOSTAT) überein. So ist z.B. die von Ramankutty 
et al. (2008) angegebene globale Fläche für Wei- 
deland von 28,0 Mio. km^ um 18 % kleiner als die 
Abschätzung der FAOSTAT mit 34,4 Mio. km^. Die 
größten Unterschiede waren in Saudi-Arabien, Aus- 
tralien, China und der Mongolei zu finden und sind 
in den unterschiedlichen Definitionen von „Weide- 
land“ begründet - ein Problem, welches auch von der 
FAOSTAT angesprochen wird. Neben unterschiedli- 
chen Definitionen von Acker- und Weideland stellt 
auch die multifunktionale Nutzung der Flächen ein 
Problem dar; So werden vor allem in Afrika und 
Asien die Ackerflächen nach der Ernte für Bewei- 
dung genutzt (Abb. 4.2-4). Weitere Probleme he- 
gen zum einen in der Verschneidung mehrerer Fern- 
erkundungsdatensätze. Sie können keine Auskunft 
über die Landnutzung unterhalb der obersten, vom 
Fernerkundungssensor erkannten Vegetationsdecke 
geben. Zum anderen unterscheidet sich die zeitli- 
che Auflösung teilweise von Inventurdaten, die z.B. 
in den meisten Industriestaaten alle 5-10 Jahre erho- 
ben werden. Auch die räumliche Auflösung ist unter- 
schiedlich hoch. Der afrikanische Kontinent und die 
ehemalige Sowjetunion werden in den Datensätzen 
daher meist unterrepräsentiert. 
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I I Immergrüner Nadelwald | | Mischwald 

I I Immergrüner Laubwald Geschlossenes Buschland 

I I Laubabwerfender Nadelwald | | Offenes Buschland 

I I Laubabwerfender Laubwald | | Bewaldete Savanne 
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Grasland 
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I I Ackerland 
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□ Ackerland/ 

Natürliches Vegetationsmosaik 

I I Schnee und Eis 

I I Ödland 


Abbildung 4.2-1 

Globale Verteilung der Typen von Landbedeckung, gestützt auf MODIS Satellitendaten (Land Cover Science Data Set des 
IGBP; 0,05° Auflösung, Jahr 2001). 

Quelle: U.S. Geological Survey - Earth Resources Observation and Science Center, 2008 


Ellis und Ramankutty (2008) berücksichtigen 
neben der Landbedeckung und der Populations- 
dichte auch die weitere Landnutzung. Diese neue 
Klassifikation (Abb. 4.2-2) wäre wohl für integra- 
tive Modellierungsansätze sehr günstig, weil Öko- 
systeme durch eine Vielzahl anthropogen beding- 
ter Faktoren betroffen sind, z.B. Klimawandel, Stick- 
stoffdeposition, Verschmutzung und vor allem Land- 
nutzungsänderungen. Es stellt eine Herausforderung 
dar, die Treiber und die Auswirkungen ihrer syner- 
gistischen Effekte zu erfassen und in gängige Klima- 
und Ökosystemmodelle zu integrieren (Fischlin et 
al., 2007). Außerdem ist diese Klassifikation noch zu 
neu, um ihre Anwendbarkeit auf die Aufgabenstel- 
lung bewerten zu können. 

Status quo und Trends 

Die größten Änderungen in der Landbedeckung 
erfolgten in der Vergangenheit durch Umwandlung 
von Wäldern und Grasland in Ackerflächen und Wei- 
den (Schinninger, 2008). In den letzten 300 Jahren 
nahmen Acker- und Weideland um 460 % bzw. 560 % 
zu (Klein Goldewijk, 2001). Nur 19 % der Landfläche 
mit Kultivierungspotenzial liegen auch heute noch in 
Waldökosystemen (Fischer et al., 2002). Davon lie- 
gen die größten für Anbau geeigneten Flächen in 
Süd- und Nordamerika, gefolgt von Zentralamerika 
und Afrika. 


Während der letzten vier Jahrzehnte wuchs die 
landwirtschaftlich genutzte Fläche um nahezu 500 
Mio. ha. Dieser Trend wird wohl auch in Zukunft 
anhalten (Fedoroff und Cohen, 1999; Huang et al., 
2002; Trewavas, 2002; Green et al., 2005). Rosegrant 
et al. (2001) prognostizieren die Umwandlung wei- 
terer 500 Mio. ha in Kulturland bis 2020, vor allem 
in Lateinamerika und Afrika südlich der Sahara. 
Die FAO prognostiziert, dass bis zum Jahr 2030 die 
weltweiten Flächen zur Nahrungsmittelproduktion 
um 120 Mio. ha ausgeweitet werden müssen, um die 
Ernährung der wachsenden Weltbevölkerung sicher- 
zustellen (FAO, 2003a). 

Basierend auf Fernerkundungsdaten, Experten- 
meinungen,Flächenbestandserhebungen und Statisti- 
ken über Landbedeckung und Landnutzung auf regi- 
onaler, nationaler und internationaler Ebene fassten 
Lepers et al. (2005) Landbedeckungsänderungen des 
Zeitraums 1981-2000 zusammen. Schwierigkeiten 
bei der Synthese bestehender Datensätze über Land- 
bedeckungsänderungen waren fehlende Standardde- 
finitionen, unterschiedliche räumliche Auflösungen 
verschiedener Fernerkundungsdaten und die unter- 
schiedliche zeitliche und räumliche Abdeckung der 
Datenerhebung. Zur Definition des Begriffs „mar- 
ginale Flächen“ siehe Kasten 4.2-1. Die Ergebnisse 
der Studie zeigen, dass die größten Flächen rascher 
Landbedeckungsänderungen in Asien zu finden 
waren. In Südostasien kam es zwischen 1981-2000 
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Abbildung 4.2-2 

Konzeptuelles Modell von Lebensräumen mit unterschiedlichem anthropogenem Einfluss. Von links nach rechts: Zunahme 
des anthropogenen Einflusses, (a) Lebensräume, die durch Bevölkerungsdichte (logarithmische Skala) und Landnutzung 
(Prozentskala) strukturiert sind. Sie formieren innerhalb dieser Lebensräume Muster von (b) Ökosystemstrukturen 
(Landbedeckung), Prozessen (Nettoprimärproduktion, Kohlenstoffemissionen, Verfügbarkeit reaktiven Stickstoffs) sowie 
Biodiversität (heimische versus eingeführte und domestizierte Biodiversität; angegeben in Beziehung zur ursprünglichen 
Biodiversität; weiße Flächen stehen für die Nettoreduktion der Biodiversität). 

Quelle: Ellis und Ramankutty, 2008 


ZU einem rapiden Anstieg der Landwirtschaftsfläche, 
oft verbunden mit großflächiger Rodung. Das Ama- 
zonasbecken ist nach wie vor ein Schwerpunkt tro- 
pischer Rodung. In Sibirien nahm die Walddegrada- 
tion rasch zu, die mit nicht nachhaltiger Nutzung und 
einer zunehmenden Häufigkeit von Waldbränden 
verbunden ist. Eine Abnahme der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche verzeichneten dagegen der Südos- 
ten der USA und der Osten Chinas. Zudem waren 
viele der am dichtesten bevölkerten und am schnells- 
ten wachsenden Städte in den Tropen zu finden. 

Um zeitabhängige Veränderungen in der Landbe- 
deckung, vor allem in der Vegetationsverteilung, zu 
simulieren und somit Veränderungen in Ökosystem- 
funktionen und -leistungen abzuschätzen, werden 
dynamische Vegetationsmodelle (DGVMs) verwen- 
det (Fischlin et al., 2007). Diese Option wird auch in 
der Modellierung von Beringer und Lucht (2008) in 
Kapitel 6 genutzt. Das Verschneiden von DGVMs mit 
Klimamodellen, hat in letzter Zeit große Fortschritte 


gemacht und ermöglicht es, Rückkopplungseffekte 
zwischen Biosphäre und Prozessen der Atmosphäre 
zu erforschen (Fischlin et al., 2007). 

Durch die Landbedeckungs- und Landnutzungs- 
änderungen der temperaten Zone in den vergan- 
genen Jahrhunderten veränderte sich aber nicht 
nur die Vegetationsbedeckung, sondern auch die 
Albedo, deren Anstieg wohl einen Kühleffekt mit 
sich brachte (Govindasamy et al., 2001; Bounoua et 
al., 2002). Rückkopplungseffekte von Landnutzungs- 
änderungen auf das Klima werden durch ein komple- 
xes Zusammenspiel verschiedener lokaler Faktoren 
(Verdunstungsrate, Speicherkapazität des Bodenwas- 
sers, Albedo) beeinflusst, sind aber auch von großräu- 
migen Luftzirkulationen abhängig und können sich 
deshalb regional unterschiedlich auswirken. Anth- 
ropogen verursachte, historische Landbedeckungs- 
änderungen dürften die Temperaturen in landwirt- 
schaftlich genutzten Gebieten der mittleren Brei- 
ten um 1-2°C gesenkt haben (Feddema et al., 2005). 
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Kasten 4.2-1 

Begriffsdefinition „marginaie Fiächen" 

Im Zusammenhang mit der Diskussion um die Potenziale 
der Bioenergie werden zunehmend land- und forstwirt- 
schaftlich genutzte Flächen als mögliche Anbaustandorte 
in Betracht gezogen, deren Erträge vergleichsweise nied- 
rig sind. Dabei werden die Begriffe „marginale Flächen“, 
„degradierte Flächen“, „unproduktive Flächen“, „stillge- 
legte Flächen“, „Ödland“ und „Brachland“ oft parallel, teil- 
weise sogar synonym verwendet, jedoch meist ohne weitere 
Differenzierung. Für das vorliegende Gutachten nutzt der 
WBGU den Begriff „marginale Flächen“ bzw. „marginal 
lands“ als Oberbegriff für (1) Flächen mit geringer Kapa- 
zität an Produktions- und Regelungsfunktionen, aber auch 
für (2) Flächen, die Produktions- und Regelungsfunktionen 
in zum Teil erheblichem Maße eingebüßt haben. Unter (1) 
fallen Flächen, deren Produktivität für die Land- und Forst- 
wirtschaft eher gering eingeschätzt wird. Dazu gehören 
aride und semiaride Grasländer, Wüstenrandgebiete sowie 
Flächen mit steilen, strukturschwachen oder erosionsan- 


Hingegen prognostizieren Simulationen der zukünf- 
tigen anthropogenen Einflüsse auf die Landbede- 
ckung unter Berücksichtigung der weiteren Entwal- 
dung der Tropen eine weitere Erwärmung um 1-2°C 
(Feddema et al., 2005). Je nach Einbezug zukünftiger 
Landbedeckungsänderungen in zwei IPCC-SRES- 
Szenarien (A2 = Regionalisierte Wirtschaftsentwick- 
lung und Bl = Globale Nachhaltigkeit; Nakiceno- 
vic und Swart, 2000) ändern sich die Ergebnisse aus 
der Klimasimulation für das Jahr 2100 aufgrund der 
Rückkopplung der Landoberfläche mit dem Ener- 
giehaushalt der Atmosphäre signifikant (Feddema et 
al., 2005). So führte z.B. die Umwandlung des Regen- 
walds zu Ackerfläche im Amazonasgebiet im Szena- 
rio A2 für das Jahr 2100 zu einer Temperaturerhö- 
hung von über 2°C, was wiederum Einfluss auf die 
Hadley- und Monsunzirkulation hätte. 

Andere modellbasierte Studien weisen auf 
zukünftige Landbedeckungsänderungen vor allem in 
den Tropen und Subtropen hin (DeFries et al, 2002; 
Voldoire, 2006). Die Abschätzung der zukünftigen 
Landbedeckung und die Darstellung einer zukünf- 
tigen Vegetationsverteilung sind allerdings überaus 
schwierig, obwohl sozioökonomische Faktoren in 
diesen Modellen sogar noch vernachlässigt werden 
(DeFries et al., 2002). Die Integration von Landnut- 
zungsdynamiken in dynamische Vegetationsmodelle 
findet erst neuerdings statt (Voldoire et al., 2007) und 
stellt einen großen Fortschritt dar. Landnutzungsän- 
derungen haben zweifellos einen großen Einfluss auf 
das zukünftige regionale und globale Klima (Pitman 
et al., 1999; Pielke et al., 2002; Feddema et al., 2005; 
Voldoire et al., 2007 ) und können in Abhängigkeit 
der geografischen Lage den resultierenden Klima- 


fälligen Böden, insbesondere in Gebirgsregionen. Unter 
(2) fallen auch ehemals produktive Standorte, die entwe- 
der aufgrund menschlich bedingter Bodendegradation ihr 
Ertragspotenzial verloren haben (z.B. übernutzte, degra- 
dierte und daher unproduktive Flächen; sowohl Wald- als 
auch Acker- und Graslandflächen) oder aber stillgelegte 
Flächen (z.B. in Mitteleuropa aus ökonomischen oder 
politischen Gründen bewusst aus der Produktion heraus- 
genommene Flächen). Marginale Standorte sind generell 
stark anfällig für Bodendegradation. 

Den Begriff „Ödland“ verwendet der WBGU aufgrund 
der Assoziation mit - aus unbekannten Gründen - verlas- 
senen, aufgelassenen Flächen bewusst nicht. Der Begriff 
„Brachland“ bezeichnet im engeren Sinne ein unbestelltes 
Feld im Rotationsfeldbau (Acker, Wiese/Weide, Brache), 
das bei einer Bewirtschaftung ohne Mineraldüngung für 
die Erholung des Bodens notwendig ist. Inzwischen gelten 
auch stillgelegte Flächen als Brache, die Spuren menschli- 
cher Nutzung aufweisen. Auch diesen Begriff benutzt der 
WBGU im Gutachten bewusst nicht, da die Hintergründe 
der Nichtnutzung unklar bleiben und der Begriff daher 
unscharf definiert ist. 


Wandel verstärken oder abschwächen (DeFries et al., 
2002; Feddema, 2005; Voldoire, 2006). 


4.2.2 

Die globale Landnutzung 

Unter Landnutzung, die eng mit der Landbedeckung 
verknüpft ist, wird die Art und Weise und der Zweck 
der anthropogenen Landnutzung bzw. der Nutzung 
vorhandener Ressourcen verstanden, z.B. Acker- 
bau, Bergbau oder Forstnutzung (Meyer, 1995). 
Unter Landnutzungsänderungen (Abb. 4.2-3) ver- 
steht man sowohl das menschlich bedingte Ersetzen 
eines Landnutzungstyps durch einen anderen, z.B. 
die Umwandlung von Wald in Kulturland, als auch 
Änderungen der Managementpraktiken innerhalb 



Geschätzte Veränderungen der Landnutzung zwischen 1700 
und 1995. 

Quelle: Klein Goldewijk und Battjes, 1997, zitiert in Lambin 
et al., 2001 
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I I Mosaik von Acker- und Weideland 

I I Ackerland > 50% ■ Weideland > 50% □ Landwirtschaft < 20% der Landfäche 

■ Ackerland > 85% ■ Weideland > 85% oder keine Wachstumssaison 

Abbildung 4.2-4 

Aktuelle globale Ausbreitung von Acker- und Weideflächen. Die Farben zeigen das Verhältnis von Acker- zu Weideland pro 
Fläche. 

Quelle: UNEP, 2007a 


eines Landnutzungsstyps, z.B. die Intensivierung der 
Landwirtschaft. Landnutzungsänderungen und der 
damit verbundene Verlust und die Fragmentierung 
von Habitaten sind bedeutende Treiber vergangener 
und zukünftiger Ökosystemveränderungen sowie des 
Verlusts biologischer Vielfalt. Studien über die Aus- 
wirkungen des Klimawandels, welche Landnutzungs- 
änderungen nicht berücksichtigen, können demzu- 
folge zu mangelhaften Abschätzungen von Ökosys- 
temantworten kommen (Fischlin et al., 2007). 

Besonders landwirtschaftliche Aktivitäten sind für 
Landnutzungsänderungen verantwortlich. Laut FAO 
wurden im Jahr 2005 global insgesamt 49,7 Mio. km^ 
landwirtschaftlich genutzt (FAOSTAT, 2006), davon 
69 % oder 34,1 Mio. km^ als Weideland und 31 % 
oder 15,6 Mio. km^ als Acker- und Dauerkulturland 
(Abb. 4.2-4). Eine neue Arbeit von Ramankutty et al. 
(2008) mit einer Auflösung von 10 km, die nationale 
und subnationale Statistiken mit Datenbeständen 
zur landwirtschaftlichen Flächennutzung und Fer- 
nerkundungsdaten zur Landbedeckung kombiniert, 
weist für das Jahr 2000 Ackerflächen mit 15 Mio. km^ 
sowie Weideland mit 28 Mio. km^ aus. Nach diesen 
Angaben nutzt der Mensch somit etwa 34 % der glo- 
balen, eisfreien Landfläche für landwirtschaftliche 
Zwecke. 

Ramankutty et al. (2008) untersuchten ebenso, 
inwieweit die potenziell natürliche Vegetation durch 
die landwirtschaftliche Nutzung beeinflusst wurde. 
Verschneidet man die aktuellen Karten zur Ver- 


teilung von Landwirtschaftsflächen mit den von 
Ramankutty und Foley (1999) entwickelten Kar- 
ten der potenziell natürlichen Vegetation, lautet das 
Resultat, dass etwa 30% der temperaten, laubwer- 
fenden Wälder zu Ackerfläche und 50 % der Gras- 
länder zu Weiden umgewandelt wurden. Obwohl 
Ramankutty und Foley (1999) schon für das Jahr 
1992 die globale Verteilung von Ackerflächen analy- 
sierten, ist eine Aussage zu Veränderungen in diesem 
Zeitraum durch Vergleich beider Studien nicht mög- 
lich, da sich Methodik und öuellen änderten. 

Die größten Auswirkungen veränderter Landnut- 
zung werden in der Nettoprimärproduktion (NPP) 
von Pflanzen beobachtet, d.h. in der Produktion von 
Biomasse durch Primärproduzenten unter Berück- 
sichtigung der Zellatmung. Monfreda et al. (2008) 
modellierten die weltweite NPP von Ackerflächen 
für das Jahr 2000. Die Regionen mit der grössten 
NPP von über 1 kg C pro m^ und Jahr waren West- 
europa, Ostasien, die mittleren USA, Brasilien und 
Argentinien. Ungefähr 13 % der weltweiten Anbau- 
flächen sind mit mehrjähriger Vegetation bepflanzt, 
die mehr Kohlenstoff in den Wurzeln speichern als 
einjährige, und auf ca. 24% der angebauten Land- 
wirtschaftsflächen werden Pflanzen mit dem effizien- 
teren C4-Photosynthesemechanismus angebaut (z.B. 
Mais, Sorghum, Hirse und Zuckerrohr; Monfreda et 
al., 2008). Bei einer weltweiten NPP von 56,8 Gt C 
pro Jahr beansprucht der Mensch, der gerade ein- 
mal 0,5 % der Biomasse heterotropher Organismen 
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ausmacht, schon 15,6 Gt C oder fast 24 % der globa- 
len NPP (Haberl et al., 2007). Von dieser vom Men- 
schen genutzten Biomasse (auch HANPP: Human 
Appropriation of Terrestrial Net Primary Produc- 
tion; Imhoff et al., 2004) werden 58 % als Futtermit- 
tel und nur 12% als direkte Nahrung genutzt. Wei- 
tere 20 % dienen als Rohstoffe und 10 % als Brenn- 
holz (Krausmann et al., 2007). 

Aber auch der Wasserverbrauch in der Land- 
wirtschaft ist durch Landnutzungsänderungen stark 
verändert und liegt heute bereits höher als in allen 
anderen Wirtschaftssektoren (MA, 2005b). So wer- 
den in Niedriglohnländern 87 % des entnommenen 
Wassers für landwirtschaftliche Zwecke genutzt, in 
Ländern mittleren Lohnniveaus 74 % und in Län- 
dern mit hohem Lohnniveau nur 30 % (World Bank, 
2003). Zur Zeit gibt es 276 Mio. ha bewässerte Land- 
wirtschaftsflächen (FAOSTAT, 2006), was einem 
fünffachen Anstieg seit Beginn des 19. Jahrhun- 
derts entspricht. Mit steigendem Bedarf an Bewäs- 
serung wird Wassermanagement zu einem wichtigen 
Thema. Zudem sind durch den Klimawandel weitere 
Probleme, vor allem mit der Nahrungsmittelproduk- 
tion, absehbar. Global gesehen sind etwa 3,6 Mrd. ha 
(ungefähr 27 % der Landfläche) zu trocken für nie- 
derschlagsbewässerte Landwirtschaft. Berücksichtigt 
man die Wasserverfügbarkeit, sind nur etwa 1,8% 
dieser trockenen Zonen dafür geeignet, Getreide- 
anbau mit Bewässerung zu betreiben (Fischer et al., 
2002). Gemäß FAO wird die jährliche Zuwachsrate 
der landwirtschaftlichen Produktion daher voraus- 
sichtlich im Zeitraum 2000-2015 von 2,2 % auf 1,6 %, 
2015-2030 auf 1,3 % und 2030-2050 auf 0,8 % sinken 
(FAO, 2006b). Verglichen mit der Periode 1999-2001 
bedeutet dies dennoch einen Anstieg der globalen 
Getreideproduktion um 55 % bis 2030 und um 80 % 
bis 2050. Dafür müssten allerdings weitere 185 Mio. 
ha niederschlagsbewässerter (-h 19%) und 60 Mio. 
ha bewässerter Landfläche (-h 30%) für den Anbau 
von Getreide herangezogen werden. Durch den pro- 
gnostizierten Rückgang der Wasserverfügbarkeit in 
manchen Regionen durch den Klimawandel könnten 
diese Gebiete (wie etwa das Mittelmeerbecken, Zen- 
tralamerika und die subtropischen Regionen Afrikas 
und Australiens) jedoch für niederschlagsbewässerte 
Landwirtschaft zu trocken werden (Easterling et al., 
2007). Zusätzlich zu klimabedingten, regionalen Pro- 
blemen der Wasserverfügbarkeit weisen Scanion et 
al. (2007) darauf hin, dass die Auswirkungen ver- 
gangener Landnutzungsänderungen auf den Was- 
serhaushalt in vielen Gebieten auf Grund zeitverzö- 
gerter Ökosystemantworten (z.B. Grundwasserer- 
neuerung, Wasserqualität) bisher noch nicht sichtbar 
wurden und in der Zukunft zu Wassernutzungskon- 
kurrenzen führen können. 


4.2.3 

Der Einfluss von Landnutzungsänderungen auf 
Ökosystemleistungen 

Durch landschaftliche Eingriffe des Menschen ver- 
ändern sich mit Änderung der biologischen Vielfalt 
viele Ökosystemleistungen, von der Kohlenstoffspei- 
cherung im Boden und in der Vegetation über die 
Emissionen von Treibhausgasen bis hin zur Erosi- 
onskontrolle und ästhetischen Aspekten. Vor allem 
die biologische Vielfalt (oder Biodiversität) wird von 
den Landnutzungsänderungen, die im Hinblick auf 
die Bioenergienutzung relevant sind, stark beein- 
flusst (Kap. 5.4). Im Folgenden werden die Auswir- 
kungen von Landnutzungsänderungen verschiede- 
ner Ökosystemtypen auf die Kohlenstoffspeiche- 
rung, die Treibhausgasemissionen und die biologi- 
sche Vielfalt angesprochen. 


4.2.3.1 

Konversion von Wald 

Für die Nutzung von Bioenergie - wie auch für die 
landwirtschaftliche Nutzung überhaupt - wurden 
und werden die benötigten Flächen häufig aus ehe- 
maligen Waldflächen rekrutiert (Kap. 4.2.1). Zudem 
nehmen in der Diskussion um Bioenergienutzung 
Wälder aufgrund des potenziellen Verlusts der größ- 
ten Kohlenstoffspeicher und -senken innerhalb der 
terrestrischen Biosphäre einen zentralen Platz ein. 
Rund 20% aller anthropogenen COj-Emissionen 
werden durch die Rodung von Wäldern verursacht 
(IPCC, 2007b). Die C02-Emissionsrate durch Wald- 
verluste in den 1990er Jahren wird auf durchschnitt- 
lich 1,6 (0,5-2, 7) Gt C pro Jahr geschätzt (Gramer 
et al., 2004; IPCC, 2007a). Die FAO (2006c) geht im 
Zeitraum 1990-2005 von einer jährlichen Abnahme 
des Kohlenstoffvorrats in der lebenden Biomasse 
von Wäldern sogar von 4 Gt aus. 

Global speichern Wälder heute schätzungsweise 
638 Gt C, wobei ungefähr die Hälfte in der lebenden 
Biomasse und im Totholz (MA, 2005b), die andere 
Hälfte im Boden und der Streuauflage gebunden ist 
(FAO, 2006c). Dies entspricht ungefähr 40 % des in 
der terrestrischen Biosphäre vorhandenen Kohlen- 
stoffs (Matthews et al., 2000). Bei einer Nutzungsän- 
derung von Wald zu Bioenergieanbau müssten die 
dadurch entstandenen Kohlenstoffverluste also erst 
kompensiert werden, bevor die Treibhausgasbilanz 
der Bioenergie positiv werden könnte (Kap. 6.4.3.3). 
Dabei muss berücksichtigt werden, dass es sich nicht 
nur um Kohlenstoff in der Biomasse, sondern auch 
im Boden handelt. Während in Südamerika, vor 
allem im tropischen Regenwald, etwa ein Drittel des 
gesamten Kohlenstoffs im Boden gespeichert wird. 
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Abbildung 4.2-5 

Veränderung der Menge organischen Materials auf dem 
Waldboden nach Kahlschlag nordischer Laubholzwald- 
bestände. Die Punkte sind Durchschnittswerte von 30 Proben 
pro Waldbestand mit 95 % Vertrauensintervallen. 

Quelle: Bormann und Likens, 1979 

beträgt in europäischen Wäldern der Anteil des im 
Boden gespeicherten Kohlenstoffs rund zwei Drittel 
(FAO, 2006c). 

ln den letzten 20 Jahren dominierten die Kohlen- 
stoffverluste als Folge von Landnutzungsänderungen 
durch die Rodung von Tropenwäldern für die Weide- 
und Ackernutzung (IPCC, 2007b). So fällt z.B. in 
Brasilien der Tropenwald weitflächig dem Anbau 
von Soja zum Opfer (Tollefson, 2008). Kritisch sind 
diese Kohlenstoffverluste durch Rodung vor allem 
deswegen, weil nicht nur große, sondern auch sehr 
alte Kohlenstoffspeicher vernichtet werden. Beson- 
ders die Kohlenstoffspeicher im FIolz und Totholz 
können mehrere Jahrzehnte bis Jahrhunderte, im 
Humus auch Jahrhunderte bis Jahrtausende, gebun- 
den sein (Vieira et al., 2005). Da sich die Kohlenstoff- 
speicher in ständiger Wechselwirkung mit der Umge- 
bung befinden, sind die Auswirkungen einer Rodung 
von Wäldern für die Bioenergienutzung regional 
sehr unterschiedlich. Beispielsweise hängt die Ver- 
änderung der Kohlenstoffspeicher im Boden gero- 
deter tropischer Wälder, die zu Weiden konvertiert 
werden, stark vom jeweiligen Bodentyp ab (Abb. 
4.2-5; Bormann und Likens, 1979; Löpez-Ulloa et al., 
2005). So verlor eine Weidefläche auf ehemaligem 
Regenwaldboden nach 25 Jahren bei einem lehmi- 
gen Untergrund netto fast fünfzehnmal soviel orga- 
nischen Kohlenstoff pro Fläche wie unter einem 
Sandboden, wo der Kohlenstoffspeicher in diesem 
Zeitraum fast konstant blieb (van Dam et al., 1997). 
Zudem hängt es stark von Art und Intensität der 
Landnutzungsänderung im Rahmen einer Bioener- 
gienutzung ab, wie viel Kohlenstoff das Ökosystem 
verliert. Ob nur der jährliche Zuwachs für die traditi- 
onelle Bioenergienutzung verwendet wird, ob ganze 
Bäume oder große Flächen für eine Bioenergieplan- 
tage gerodet werden oder ob der Boden durch Ern- 
temaschinen oder Feuer in Mitleidenschaft gezogen 


oder gar erodiert wird, bestimmt maßgeblich, welche 
direkten Auswirkungen die Konversion auf die Koh- 
lenstoffverluste hat. 

Darüber hinaus hat der verbleibende Kohlen- 
stoffspeicher, sei es im Boden oder in der zurück- 
bleibenden Vegetation, einen deutlichen Einfluss 
auf den weiteren Verlauf der Kohlenstoffverluste. 
Bleibt viel tote Biomasse nach der Rodung auf der 
Fläche zurück oder sind die Böden reich an organi- 
scher Substanz, dann wird diese von Mikroorganis- 
men abgebaut, solange keine neue Vegetation den 
Boden beschattet (Bormann und Likens, 1979). So 
können junge Baumplantagen je nach Baumart und 
Region durch eine erhöhte Bodenatmung mehrere 
Jahre bis Jahrzehnte noch Kohlenstoffquellen sein, 
trotz Wachstums der Bäume (Abb. 4.2-6; Harcombe 
et al., 1990; Buchmann und Schulze, 1999; Baldocchi, 
2008). 

Auch der Stickstoffhaushalt ist von Landnutzungs- 
änderungen betroffen. Durch Rodung tropischer 
Wälder erhöhen sich die Lachgas- und Stickoxid- 
emissionen in Abhängigkeit des Stickstoffeintrags, 
der Temperatur und der Feuchtigkeit um 30-350 % 
(IPCC, 2007b). Wird die Fläche nicht gerodet, son- 
dern abgebrannt, dann entweicht der Kohlenstoff aus 
Biomasse und Boden während des Verbrennungspro- 
zesses sofort als CO 2 , bei unvollständiger Verbren- 
nung auch als CO und Methan (CH4) in die Atmo- 
sphäre. Wald- und Buschbrände (ohne Brandro- 
dungen) setzten jährlich 1,7^,1 Gt C frei, was etwa 
3-8% der gesamten terrestrischen Nettoprimär- 
produktion entspricht (IPCC, 2007b). Ungefähr 14 % 
der anthropogenen CH 4 -Emissionen werden auf das 
Verbrennen von Biomasse zurückgeführt (Wuebb- 
les und Hayhoe, 2002). Die Kohlenstoffverluste sind 
auch hier regional in Abhängigkeit von der Landbe- 
deckung sehr unterschiedlich und hängen zudem von 



Abbildung 4.2-6 

Die Beziehung zwischen dem Nettokohlenstofffluss und dem 
Waldbestandsalter nach einer Störung. Die Daten stammen 
aus mehreren Chronosequenzstudien über Nadelbäume aus 
Zentral- und Westkanada und der pazifischen Nordwestküste 
der USA. 

Quelle: Baldocchi, 2008 
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der Feuerintensität ab. Vor allem bei Glimmbränden 
mit unvollständiger Veraschung entstehen erheb- 
liche Methanemissionen. Die Auswirkungen sind 
zudem auch langfristig wirksam. Durch das Fehlen 
der organischen Substanz im Boden wird die Boden- 
fruchtbarkeit vermindert und die Bodenstruktur ver- 
schlechtert, was häufig zu erhöhtem Oberflächenab- 
fluss von Wasser sowie zu Erosion führt. Anderer- 
seits erhöht sich durch die Bildung von Flolzkohle 
die Verweilzeit des Kohlenstoffs im Boden drastisch 
(Kap. 5.5). 

In tropischen Regenwäldern führen die intern fast 
geschlossenen Nährstoffkreisläufe durch eine große 
Zahl beteiligter Organismen zu einer sehr hohen Pro- 
duktivität. Eine Störung dieser Kreisläufe kann ver- 
heerende Auswirkungen auf die biologische Vielfalt 
haben (Kap. 5.4; WBGU, 1999). Durch den Verlust 
von Waldflächen und die Fragmentierung der Land- 
schaft wird wichtiger Lebensraum zerstört. Tropische 
Regenwälder sind die artenreichsten terrestrischen 
Ökosysteme. So leben 15 % aller Pflanzenarten in 
tropischen Regenwäldern mit außerordentlich hoher 
Artendichte auf einer Fläche, die lediglich 0,2 % der 
globalen Landfläche ausmacht (Mooney et ak, 1995). 
Obwohl sich einige Arten durchaus an neue Lebens- 
räume anpassen können, haben viele endemische 
Arten eine extrem lokale Ausbreitung, was ihre Aus- 
rottung durch die Umwandlung von Wald in Kultur- 
flächen begünstigt. So kommen z.B. viele Pflanzen- 
arten des tropischen Nebelwaldes in Lateinamerika 
auf einer Fläche von weniger als 10 km^ vor (Moo- 
ney et al., 1995). 

Abschließend kann gesagt werden, dass die Kon- 
version von Wäldern in Weiden oder Ackerflächen 
immer mit erheblichen Kohlenstoffverlusten verbun- 
den ist und daher keine Option für einen effizienten 
Klimaschutz darsteht. 


4.2.3.2 

Konversion von Feuchtgebieten 

Auch die Produktivität von Feuchtgebieten und die 
Kohlenstoffspeicherung in organischen Böden sind 
regional extrem unterschiedlich. Feuchtgebiete zäh- 
len zu den produktivsten Standorten überhaupt. 
Moore bedecken zwar lediglich 3M % der terrestri- 
schen Landoberfläche, speichern aber rund 25-30 % 
des global in Pflanzen und Böden gebundenen Koh- 
lenstoffs, was ca. 540 Gt C entspricht (MA, 2005b). 
Sibirische Hochmoore speichern bis zu 2 kg C pro m^ 
und Jahr (Peregon et ak, 2008). 

Große Kohlenstoffmengen werden bei der Tro- 
ckenlegung und Rodung bewaldeter Moorböden in 
Südostasien freigesetzt. Solche Moorböden in Indo- 
nesien, Malaysia, Brunei und Papua Neuguinea 


speichern schätzungsweise 42 Gt C (Hooijer et ak, 
2006). Vor allem zur Kultivierung von Ölpalmen sind 
bereits 45 % dieser Wälder gerodet und der Unter- 
grund drainiert worden. Die getrockneten organi- 
schen Böden sind anfällig für Feuer, die für weitere 
Kohlenstoffverluste aus dem Ökosystem verantwort- 
lich sind. Hooijer et ak (2006) schätzen die durch den 
Verlust der Moorböden entstandene C02-Emission 
auf 632 Mt pro Jahr, mit einem möglichen Anstieg 
zwischen 2015-2035 auf ein Emissionsmaximum von 
ungefähr 823 Mt pro Jahr. Die CH 4 -Emissionen in 
tropischen Feuchtgebieten hegen im Vergleich zum 
Kohlenstoff, der als COj entweicht, im Promille- 
bereich (Jauhiainen et ak, 2005). 

Aber auch die biologische Vielfalt wird bei einer 
Umnutzung stark in Mitleidenschaft gezogen (Kap. 
5.4). So wird bei der Trockenlegung von Feuchtge- 
bieten durch das Eindringen von Sauerstoff das Öko- 
system abrupt geändert, was zum Aussterben vieler, 
an diesen speziellen Lebensraum angepasster Tier- 
arten führt. Die völlig veränderten hydrologischen 
Bedingungen gefährden zudem viele höhere Pflan- 
zen (MA, 2005c) und haben einen Einfluss auf das 
Wasserregime und den lokalen Wasserkreislauf. Aus 
diesen Gründen ist eine Umnutzung von Feuchtge- 
bieten für den Energiepflanzenanbau abzulehnen. 


4.2.3.3 

Konversion von Grasland 

Grasland bzw. (meist degradierte) Weideflächen, die 
dominante Nutzungsform von Grasland weltweit, 
werden in der Bioenergiediskussion gern genannt, 
wenn es um potenzielle Flächenreserven geht. Gras- 
landökosysteme bedecken, je nach Definition und 
Datenerhebung, von mehr als 20 % bis zu 40 % der 
Kontinentalflächen (White et ak, 2000; Scanion et ak, 
2007). In den letzten 40 Jahren haben sich die Weide- 
flächen global um 10 % auf rund 3.500 Mio. ha aus- 
gedehnt, was einem Anteil von 69 % an der landwirt- 
schaftlich genutzten Landfläche entspricht (FAO- 
STAT, 2006; IPCC, 2007c). Während im Grasland 
die Kohlenstoffspeicher kleiner sind als im Wald, 
weil der Kohlenstoffspeicher fast nur im Boden vor- 
handen ist, ist der Verlust biologischer Vielfalt bei 
einer potenziellen Umnutzung von Grasland für den 
Anbau von Energiepflanzen von großer Bedeutung. 

Durch ihre große Ausbreitung sind Graslandbö- 
den wichtige globale Kohlenstoffspeicher. Sie ent- 
halten etwa 34 % des in terrestrischen Ökosystemen 
vorhandenen Kohlenstoffs (White et ak, 2000). In 
Graslandökosystemen wird zwar im Mittel weniger 
Kohlenstoff pro Fläche gespeichert als in Wäldern, 
jedoch wesentlich mehr als auf Ackerflächen (Kirby 
und Potvin, 2007). In tropischen Savannen werden 
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durch Wildfeuer erhebliche Kohlenstoffmengen frei- 
gesetzt (White et al., 2000; IPCC, 2007c). Tyliana- 
kis et al. (2008) konnten zeigen, dass die Produk- 
tion unterirdischer Biomasse positiv mit dem Pflan- 
zenreichtum in temperaten Grasländern korreliert, 
und zwar umso deutlicher, je heterogener die Stand- 
orte räumlich waren. Die durch den Menschen verur- 
sachten Veränderungen im Kohlenstoffkreislauf von 
Graslandökosystemen sind die Folge von Ackerkul- 
tur, Urbanisierung, Bodendegradation, Beweidung, 
Feuer, Fragmentierung und der Einführung nicht hei- 
mischer Organismen (White et al., 2000). Eine inten- 
sive Graslandbewirtschaftung führt in den tempera- 
ten Breiten wegen der höheren Wurzelproduktion zu 
einem höheren Kohlenstoffeintrag in den Boden als 
eine extensive Bewirtschaftung und bringt pro Hek- 
tarertrag keine substanziell höheren Umweltbelas- 
tungen mit sich (Kägi et al., 2007). 

Die Aufforstung von Weideflächen führt, je nach 
Alter der Weide, zur Zunahme des organischen Koh- 
lenstoffs im Boden. De Koning et al. (2003) beobach- 
teten jedoch eine niedrigere Kohlenstoff Speicherung 
im Sekundärwald verglichen mit jungen Weideflä- 
chen, die weniger als zehn Jahre alt waren, während 
bei 20-30jährigen Weideflächen die Aufforstungen 
um bis zu 20 % mehr Kohlenstoff pro Jahr akkumu- 
lierten. Die Aufforstung mit Bäumen ist der Acker- 
nutzung mit mehrjährigen Pflanzen zudem klar vor- 
zuziehen, weil durch die geringere Nutzungshäufig- 
keit und -Intensität meist auch weniger Kohlenstoff 
durch Bodenatmung verloren geht, ln semiariden 
Gebieten kann die Konversion beweideter Busch- 
steppe zu Wald innerhalb von 35 Jahren zu einer 
erheblichen Zunahme der Kohlenstoffspeicherung 
im Boden führen (Grünzweig et al., 2007). 

Beim Umbruch von Grasland zur Gewinnung 
von Ackerfläche wird hingegen durch die Zunahme 
der Bodenatmung COj freigesetzt. Der Boden ver- 
liert die ganzjährige und mehrjährige Vegetations- 
decke und wird dadurch erosionsanfälliger. Ähn- 
lich sind die Mechanismen bei der Übernutzung von 
Grasland durch zu hohen Tierbesatz. Diese Konver- 
sion von Grasland kommt vor allem in ariden und 
semiariden Gebieten vor (Sahel, Zentralasien), wo 
die Biomasseproduktion schon klimatisch bedingt 
gering ist. Die Überweidung und der damit verbun- 
dene Vegetationsverlust führen zu Bodenerosion mit 
Kohlenstofffreisetzung und leisten damit der Deser- 
tifikation Vorschub (Steinfeld et al.,2006). Grasland- 
ökosysteme bergen zudem eine große Artenvielfalt. 
40 der von der lUCN global identifizierten 234 Zen- 
tren außerordentlicher Pflanzendiversität (Centres 
of Plant Diversity, CPD) hegen in Grasländern. Wei- 
tere 70 dieser CPD enthalten auch Graslandlebens- 
räume. Damit sind Graslandökosysteme in fast der 
Hälfte der identifizierten CPD vertreten (White et 


al., 2000). Viele dieser Grasland-Hotspots der Pflan- 
zendiversität bieten gleichzeitig einer großen Anzahl 
endemischer Vogelarten Lebensraum (White et al., 
2000). Je intensiver die menschliche Interaktion mit 
diesen Ökosystemen ist, umso größer ist der Verlust 
biologischer Vielfalt (Mooney et al., 1995). Bei der 
Umwandlung von Grasland in Ackerflächen nimmt 
die Biodiversität rapide ab. 

Graslandökosysteme, vor allem mit großer Pflan- 
zendiversität, stellen also eine leistungsfähige Option 
zur Kohlenstoffsequestrierung dar, während ihre 
abgeerntete Biomasse einer klimaschonenden ener- 
getischen Nutzung zugeführt werden kann (Rösch et 
al., 2007; Tilman et al., 2006). Eine Umnutzung für 
die Ackerrotation ist daher abzulehnen, während 
eine Umnutzung durch Aufforsten für die Kohlen- 
stoffsequestrierung positiv und für die biologische 
Vielfalt situationsbedingt zu bewerten ist. Differen- 
zierter ist das Bild bei einer Umnutzung von beste- 
hendem, intaktem Grasland bzw. von Grasland auf 
degradierten Flächen für mehrjährige Anbaukultu- 
ren. Hier müssen die Auswirkungen auf den Kohlen- 
stoffspeicher im Boden (negativ oder positiv) und 
auf die biologische Vielfalt (negativ) sorgfältig abge- 
wogen werden. 


4.2.3.4 

Konversion von Ackerflächen 

Der Kohlenstoffspeicher im Boden von Ackerflä- 
chen und Weiden ist sehr variabel und hängt von der 
Bewirtschaftungsweise, dem Klima und der angebau- 
ten Ackerfrucht ab (Abb. 4.2-7). 

Die intensive Landwirtschaft beschränkt sich 
meist auf eine schmale Palette von Ackerfrüchten mit 
geringer genetischer Diversität, die für hohe Ernteer- 
träge gezüchtet wurden und den Einsatz von künst- 
lichem Dünger, Pflanzenschutzmitteln und teils auch 
Bewässerung benötigt. Weniger intensiv bewirtschaf- 
tete Ackerkulturen weisen dagegen eine höhere Bio- 
diversität auf (Mooney et al., 1995), die Artenvielfalt 
ist aber gegenüber anderen Ökosystemen vergleichs- 
weise niedrig. 

Bei der Umnutzung von Ackerflächen zu Gras- 
land vergrößert sich der Kohlenstoffspeicher im 
Boden. Dieser Prozess vollzieht sich langsam und 
dauert Jahrzehnte. Die höhere Kohlenstoffspeiche- 
rungsrate ist auf die meist ganzjährige Bodenbede- 
ckung mit einer höheren unterirdischen Produktivi- 
tät und einer geringeren Bodenbearbeitung im Gras- 
land zurückzuführen, wodurch Erosion und COj- 
Verluste durch Bodenatmung verringert werden 
(Yimer et al., 2007). 

Eine Option zur Kohlenstoffspeicherung auf 
Ackerflächen stellt die Aufforstung mit Kurzum- 
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Abbildung 4.2-7 

Organischer Kohlenstoff 
in zwei Bodentiefen 
in Abhängigkeit der 
Vegetationsdecke. 
Rutenhirse 5-Jahre: das Feld 
wurde in einem 5-Jahres- 
Rhythmus abgebrannt. 
Rutenhirse 1-Jahr: das Feld 
wurde jährlich abgebrannt. 
*Messtiefe 0-15 cm und 
30^5 cm. 

Quellen: Lemus und Lai, 
2005; Al-Kaisi und Grote, 
2007; Kirby und Potvin, 2007 



triebsplantagen dar (z.B. Hansen, 1993; Mann und 
Tolbert, 2000; Grogan und Matthews, 2002; Kap. 
7.1.2). Mehrjährige Kulturen leisten außerdem einen 
wirksamen Bodenschutz gegen Erosion und damit 
gegen den Verlust organisch gebundenen Kohlen- 
stoffs im Boden (Lewandowski und Schmidt, 2006). 
Insgesamt betrachtet ist daher die Umnutzung von 
Ackerflächen für mehrjährige Anbaukulturen oder 
sogar für Wiederaufforstung positiv zu bewerten. 


Tabelle 4.2-1 

Qualitative Bewertung der Auswirkungen direkter 
Landnutzungsänderungen auf die biologische Vielfalt, die 
Kohlenstoffmenge in Boden und Vegetation (Zeitrahmen: 
>10 Jahre) sowie die Treibhausgasverluste bei der 
Konversion. Für die Bewertung der Konversion wurden nur 
die Effekte direkter Landnutzungsänderungen betrachtet. 
Anbau, 1-3-jährig = Anbaukultur in 1-3-jähriger Rotation; 
Anbau, mehrjährig = mindestens 5-jährige Anbaukultur, 
z.B. Kurzumtriebsplantage, /atropha, Qlpalme. 

Quelle: WBGU 


4.2.4 

Folgerungen 

Die Umwandlung von Waldflächen und Feucht- 
gebieten in Agrarland ist für die biologische Viel- 
falt und den Kohlenstoffspeicher im Boden grund- 
sätzlich negativ zu bewerten. Mit der Umwandlung 
solcher Flächen sind große Treibhausgasemissionen 
verbunden. Die Biodiversität und der Kohlenstoff- 
speicher im Boden sind im Wald, im Grasland oder 
auf Weiden größer als auf Acker- und degradierten 
Flächen, wobei mehrjährige Anbaukulturen sich auf 
die genannten Faktoren positiver auswirken als ein- 
jährige. Bei der Anbaukultur in Rotation werden in 
der Regel Treibhausgase freigesetzt: Der Boden ver- 
liert im Jahresmittel durch die Bewirtschaftung mehr 
CO 2 als durch Streufall neu eingetragen wird und 
eine intensive N-Düngung kann zur Freisetzung von 
klimaschädlichem N 2 O führen (Tab. 4.2-1). 


Konversion von zu Bewertung 

Wald Anbau, 1-3-jährig 

Anbau, mehrjährig 

Grasland, Weide 


Feuchtgebiet Anbau, 1-3-jährig 

Anbau, mehrjährig 

Grasland, Weide 


Grasland, Weide Anbau, 1-3-jährig 

Anbau, mehrjährig 

Wald 


Degradierte Fläche Anbau, 1-3-jährig 

Anbau, mehrjährig 

Grasland, Weide 


Ackerfläche Anbau, mehrjährig 

Grasland, Weide 

Wald 



Auswirkungen 

I I negativ 

I I nicht eindeutig 

I I positiv 
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Nutzungskonkurrenzen 


5 


5.1 

Einleitung 

Die fruchtbaren Landflächen weltweit sind knapp und 
unterliegen sehr unterschiedlichen Nutzungsansprü- 
chen. Vor dem Hintergrund einer wachsenden Welt- 
bevölkerung kann es nicht gelingen, allen Nutzungs- 
ansprüchen im gewünschten Ausmaß gerecht zu wer- 
den. Vielmehr müssen bewusste Entscheidungen für 
den Vorrang bestimmter Ansprüche und gegen die 
Dominanz anderer getroffen werden. Der Mensch 
nutzt derzeit ca. 34% der globalen Landfläche für 
landwirtschaftliche Zwecke, insbesondere zur Nah- 
rungs- und Futtermittelproduktion (Kap. 4.2.2 und 
5.2). Hinzu kommt die wachsende Bedeutung pflanz- 
licher Biomasse für die stoffliche Nutzung in Produk- 
ten (Kap. 5.3). Das agrarwirtschaftliche Flächenpo- 
tenzial wird durch Schutzerfordernisse zum Erhalt 
der natürlichen Umwelt, insbesondere dem Erhalt 
naturnaher und natürlicher Flächen (Kap. 5.4) und 
des Klimaschutzes (Kap. 5.5) eingeschränkt. Weitere 
Einschränkungen ergeben sich durch Übernutzung, 
insbesondere die voranschreitende Bodendegrada- 
tion, sowie die Verknappung und Verschmutzung von 
Süßwasservorräten (Kap. 5.6). Auch Eingriffe in den 
natürlichen Oberflächenabfluss, wie etwa die Anlage 
großer Stauseen, tragen zur Verknappung von Flä- 
chen bei, die zum Anbau von Pflanzen geeignet sind. 
Daneben spielen auch die global zunehmende Urba- 
nisierung sowie die Ausweitung der damit verbun- 
denen Infrastruktur eine Rolle. Die Bildung von 
Städten, urbanen Agglomerationen und ihrer Infra- 
strukturen konzentriert sich meist auf die besonders 
fruchtbaren Regionen der Erde (z.B. Flussdeltabe- 
reiche, Schwemmfächer, Ufergebiete oder Flussga- 
belungen usw.). Dieser Trend geht in erster Linie zu 
Lasten von Agrarland. Die weitere Ausbreitung die- 
ser städtischen Strukturen tritt daher in direkte Kon- 
kurrenz zur landwirtschaftlichen Nutzung von Böden 
in Siedlungsnähe. Städte und städtische Agglome- 
rationen bedecken - je nach Art der Berechnung 
- derzeit zwischen 1,5% und 2% der Landober- 
fläche (berechnet nach Daten aus Salvatore et al., 
2005; Girardet, 1996). Urbane Strukturen nehmen 


in Deutschland 4,8 % der Landesfläche ein (UBA, 
2003a), in der EU-24 sind es etwa 5 % (EEA, 2006). 
Die unmittelbaren Wirkungen der Urbanisierung auf 
den Flächenverbrauch fallen im Weltmaßstab also 
quantitativ wenig ins Gewicht, so dass sie im Folgen- 
den unberücksichtigt bleiben. Das folgende Kapitel 
erläutert Ausgangstage und künftige Dynamik dieser 
weltweiten Nutzungskonkurrenzen vor dem Hinter- 
grund der zunehmenden Bedeutung des Anbaus von 
Energiepflanzen. 


5.2 

Nutzungskonkurrenzen mit der Nahrungs- und 
Futtermittelproduktion 


5.2.1 

Einleitung 

Derzeit sind weltweit über 923 Mio. Menschen von 
Ernährungsunsicherheit betroffen, meist in Entwick- 
lungsländern (FAO, 2006a; FAOSTAT, 2006). Ernäh- 
rungsunsicherheit bezeichnet eine Situation, in der 
die betroffenen Menschen keinen Zugang zu ausrei- 
chender, unbedenklicher und nährstoffreicher Nah- 
rung haben, die ihren physiologischen Notwendig- 
keiten und Nahrungsgewohnheiten genügt und ein 
aktives und gesundes Leben garantiert (FAO, 2001a). 
Den von Ernährungsunsicherheit betroffenen Men- 
schen fehlt überwiegend das Einkommen, um die 
notwendigen Lebensmittel ganzjährig und verlässlich 
zu erwerben (FAO, 2006b). Die Ernährungsunsicher- 
heit hat zwischen 2006 und 2008 durch die weltweit 
stark angestiegenen Preise für Nahrungsmittel deut- 
lich zugenommen (UN, 2008). Das World Food Pro- 
gramme und die Weltbank schätzen, dass bei anhal- 
tend hohen Lebensmittelpreisen zusätzlich mindes- 
tens 100 Mio. Menschen weiter verarmen und vom 
Hunger bedroht sein werden (UN, 2008), vor allem 
in den so genannten einkommensschwachen Län- 
dern, die Nettoimporteure von Lebensmitteln sind 
(Low-Income Food-Deficit Countries; LIFDC). Auf 
der anderen Seite könnten steigende Nahrungsmit- 
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telpreise Armut mildern, da das Einkommen vieler 
Agrarproduzenten steigt und höhere Preise Anreize 
zur Produktionsausdehnung und damit Einkom- 
mensgenerierung bilden (Kasten 8.2-3). Eine ganze 
Reihe von Faktoren hat zu den gegenwärtig beob- 
achtbaren, starken Preisanstiegen bei Nahrungs- 
mitteln (2007/2008) beigetragen, wobei die jewei- 
lige Bedeutung dieser Faktoren und die langfristige 
Preisentwicklung umstritten sind und noch genauer 
untersucht werden müssen (Kap. 5.2. 5.2). Angesichts 
von global rund 5 Mrd. ha landwirtschaftlicher Flä- 
chen (davon 1,5 Mrd. ha Ackerflächen; Kap. 4.2.2), 
einschließlich Weideland, ist die für den Anbau von 
Energiepflanzen genutzte Fläche mit derzeit global 
etwa 20 Mio. ha relativ gering (Faaij, 2008). Wenn 
allerdings der weltweite Bioenergieboom immer 
mehr landwirtschaftliche Flächen beansprucht, 
könnte er zu einem kritischen Faktor für die globale 
Nahrungs- und Futtermittelproduktion werden. 


5.2.2 

Steigendes Angebot und Nachfrage nach Nahrung 

Bisher ist das weltweite Bevölkerungswachstum der 
größte Einflussfaktor auf die Nahrungs- und Futter- 
mittelnachfrage. Derzeit leben schätzungsweise 6,6 
Mrd. Menschen auf der Erde, davon etwa 80 % in Ent- 
wicklungsländern (FAOSTAT, 2006). Bis 2030 wird 
die Weltbevölkerung auf ca. 8,3 Mrd. und bis 2050 
auf ca. 9,2 Mrd. Menschen ansteigen (UNPD, 2006). 
Bereits bis 2030 müsste die globale Nahrungsmittel- 
produktion um rund 50 % gesteigert werden, um eine 
Zunahme von Ernährungsunsicherheit zu vermeiden 
(OECD, 2008). 

Daneben stellen der Wandel der Ernährungsge- 
wohnheiten in Folge von Verstädterung, steigender 
Einkommen sowie von damit verbundener Ände- 
rungen des Lebensstils weitere wichtige Einfluss- 
größen dar (von Koerber et ak, 2008). In Industrie- 
ländern leben schon heute ungefähr drei Viertel der 
Bevölkerung in städtischen Gebieten, in Entwick- 
lungsländern sind es knapp die Hälfte. Bis zum Jahr 
2030 wird die städtische Bevölkerung weiter wach- 
sen. Im globalen Durchschnitt werden dann 60% 
der gesamten Weltbevölkerung in Städten leben, ein 
weiterer Anstieg wird erwartet (UNPD, 2006). Die 
Ernährung der städtischen Bevölkerung beinhaltet 
gegenüber ländlichen Ernährungsgewohnheiten ten- 
denziell mehr helle Mehle, Fett, Zucker sowie verar- 
beitete Nahrungsmittel (Mendez und Popkin, 2004). 
Die für Städte typischen Angebotsstrukturen (z.B. 
Supermärkte, Schnellrestaurants) unterstützen diese 
Trends (Popkin, 2006). 

Das verfügbare Einkommen ist für die Nah- 
rungsmittelnachfrage ebenfalls sehr wichtig. In den 


nächsten 30 Jahren werden die realen Einkommen 
in Entwicklungsländern voraussichtlich um durch- 
schnittlich 2 % pro Jahr steigen, in den am wenigs- 
ten entwickelten Ländern wird sogar ein Wachstum 
von 4 % erwartet (Schmidhuber und Shetty, 2005). 
Höhere Einkommen bedeuten zumeist eine vielfäl- 
tigere Ernährung, einen erhöhten Verzehr hochwer- 
tiger Nahrungsmittel sowie von stärker verarbeite- 
ten Erzeugnissen und Fertiggerichten (FAO, 2007b). 
Vor allem bei Fleisch und anderen tierischen Nah- 
rungsmitteln ist mit steigender Nachfrage zu rechnen 
(Keyzer et al., 2005). Ist schließlich ein hohes Ein- 
kommensniveau erreicht, stagnieren (bei konstan- 
ter Bevölkerungsgröße) die Zuwächse beim Kon- 
sum tierischer Nahrungsmittel und es tritt eine Sät- 
tigung des Marktes ein (Delgado et ak, 1999; Keyzer 
et ak, 2005). 

Im weltweiten Durchschnitt hat sich die Kalorien- 
verfügbarkeit in den letzten Jahrzehnten hauptsäch- 
lich durch die Steigerung der Flächenproduktivität 
verbessert (Kap. 5.2.4. 1). Allerdings wurde damit das 
Problem einer sehr unzureichenden Verteilung nicht 
gelöst. Von 1970 bis 2000 erhöhte sich die durch- 
schnittliche Nahrungsenergieversorgung von rund 
2.400 auf 2.800 kcal pro Person und Tag (Tab. 5.2-1). 
Während in den 1960er Jahren 57 % der Weltbevöl- 
kerung weniger als 2.200 kcal pro Person und Tag zur 
Verfügung hatten, trifft dies heute nur noch auf unge- 
fähr 10 % der Menschen zu (FAO, 2003b) . Diese Fort- 
schritte wurden vor allem in den Entwicklungslän- 
dern erzielt und hängen stark von Erfolgen in einigen 
bevölkerungsreichen Regionen wie etwa Ostasien 
ab. So hat sich z.B. in China die Kalorienverfügbar- 
keit in kurzer Zeit sehr stark erhöht und nähert sich 
dem Niveau der Industrienationen an (FAO, 2006b; 
FAOSTAT, 2008a). 

In anderen Regionen, wie z.B. Afrika südlich der 
Sahara, konnte die Versorgung mit Nahrungsmit- 
teln hingegen seit den 1970er Jahren nicht nennens- 
wert verbessert werden. Nur einzelne Länder (z.B. 
Nigeria, Ghana oder Benin) steigerten ihre Versor- 
gung auf über 2.400 kcal pro Person und Tag (FAO, 
2006b). 

Die FAO erwartet, dass 2050 rund 90 % der Welt- 
bevölkerung in Ländern mit einer durchschnittli- 
chen Kalorienverfügbarkeit von über 2.700 kcal 
pro Person und Tag leben. Heute hegt dieser Wert 
bei etwa 51 %, vor 30 Jahren waren es nur ca. 4 % 
(FAO, 2006b). Die von der FAO berechnete Kalo- 
rienverfügbarkeit ist allerdings ein rein kalkulato- 
rischer Wert, der sich aus den Länderdaten zu Pro- 
duktion und Handel mit Nahrungsmitteln sowie der 
Bevölkerungszahl errechnet. Da der Zugang zu Nah- 
rung jedoch innerhalb von Ländern sehr unterschied- 
lich verteilt ist, bleibt auch in Entwicklungsländern 
mit einer im Durchschnitt scheinbar ausreichenden 
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Tabelle 5.2-1 

Durchschnittlich verfügbare Nahrungsenergie in verschiedenen Weltregionen (kcal pro Person und Tag).' Mittelwerte für die 
jeweilige Drei-Jahres-Spanne. 

Quelle: FAO, 2006b 


Nahrungsenergie [kcal/Person/Tag] 



1969/7F 

1979/811 

1989/911 

1999/011 

2015 

2030 

2050 

Entwicklungsländer 

2.111 

2.308 

2.520 

2.654 

2.860 

2.960 

3.070 

Afrika südlich der Sahara 

2.100 

2.078 

2.106 

2.194 

2.420 

2.600 

2.830 

Nordafrika/Naher Osten 

2.382 

2.834 

3.011 

2.974 

3.080 

3.130 

3.190 

Lateinamerika 

2.465 

2.698 

2.689 

2.836 

2.990 

3.120 

3.200 

Südasien 

2.066 

2.084 

2.329 

2.392 

2.660 

2.190 

2.980 

Ost- und Südostasien 

2.012 

2.317 

2.625 

2.872 

3.110 

3.190 

3.230 

Transformationsländer 

3.323 

3.389 

3.280 

2.900 

3.030 

3.150 

3.270 

Industrieländer 

3.046 

3.133 

3.292 

3.446 

3.480 

3.520 

3.540 

Welt 

2.411 

2.549 

2.704 

2.789 

2.950 

3.040 

3.130 


Kalorienverfügbarkeit das Problem der Unterernäh- 
rung bestimmter Bevölkerungsgruppen weiter unge- 
löst (FAO, 2006b). 


5.2.3 

Änderung von Ernährungsgewohnheiten als 
Herausforderung 

Mit der Zunahme der verfügbaren Nahrungskalo- 
rien verschiebt sich auch die Nahrungszusammenset- 
zung. In vielen Entwicklungsländern wird im Zuge 
wirtschaftlicher Fortschritte eine sehr kohlenhydrat- 
reiche Ernährung mit pflanzlichen Nahrungsmitteln 
(wie Getreide, Wurzeln, Knollen, Flülsenfrüchte) all- 
mählich durch eine fett- und proteinreichere Ernäh- 
rung verdrängt. Wie bereits erwähnt, wird der Anteil 
von tierischen Nahrungsmitteln, Zucker und Pflan- 
zenölen an den gesamten Nahrungskalorien in den 
kommenden Jahrzehnten weiter steigen (FAO, 2006b; 
Popkin, 2006). 


5.2.3.1 

Einzelne Nahrungsmittel im Überblick: Globale 
Trends 

Getreide 

Getreide ist heute mit einem Anteil von 50 % am 
gesamten Nahrungskonsum die weltweit wichtigste 
Nahrungsmittelgruppe. In Entwicklungsländern 
basiert die Ernährung bis zu 80 % auf Getreide 
(FAO, 2006b). Der Pro-Kopf-Konsum von Getreide 
erreichte in den 1990er Jahren seinen Höhepunkt 
und fällt seit der Jahrtausendwende kontinuierlich. 
Nur in Afrika südlich der Sahara und Lateinamerika 
ist in den 1990er Jahren der Verzehr von Getreide 


weiter gestiegen (FAO, 2006b). Die Entwicklung des 
Getreidekonsums wird künftig von zwei gegensätzli- 
chen Trends geprägt sein: Zum einen verändert sich 
die Nahrungsmittelauswahl vor allem in Ländern, die 
ein mittleres bis hohes Niveau im Nahrungsmittel- 
konsum erreicht haben, hin zu mehr tierischen Pro- 
dukten. Zum anderen steigt der Getreideverzehr in 
Ländern, die weiterhin eine relativ niedrige Versor- 
gung mit Nahrungsmitteln aufweisen oder die ihre 
Ernährung von Wurzeln und Knollen auf Getreide 
umstellen. Es ist davon auszugehen, dass der Anteil 
an Getreide für den direkten Konsum weltweit lang- 
sam abnimmt. Betrachtet man jedoch alle Verwen- 
dungszwecke einschließlich Nahrung, Futtermit- 
tel und andere Verwendungen, wie Saatgut oder die 
Produktion von Ethanol und Stärke, wird der Ver- 
brauch bis 2050 vermutlich von 309 kg pro Person im 
Jahr 2000 auf zu erwartende 339 kg ansteigen (FAO, 
2006b). Vor dem Hintergrund der steigenden Nach- 
frage nach Fleisch ist Futtergetreide ein besonders 
wichtiger Faktor für die weitere Entwicklung des 
Getreidesektors. Im Jahr 2020 werden die Entwick- 
lungsländer geschätzte 65 kg Futtergetreide pro Per- 
son und Jahr verwenden, die Industrienationen mit 
374 kg pro Person und Jahr etwa das Sechsfache 
(Delgado et al., 1999). Keyzer et al. (2005) merken 
diesbezüglich an, dass gängige Prognosen die Nach- 
frage nach Futtergetreide bislang oft stark unter- 
schätzen. Für Entwicklungsländer wird bisher oft ein 
großer Anteil von nicht für den menschlichen Kon- 
sum geeigneten Stoffen (wie Haushaltsabfälle und 
Erntereste) als Futtermittel angenommen. Künftig 
wird jedoch eine Verlagerung von traditionellen zu 
getreideintensiven Fütterungsmethoden erwartet. 
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Tabelle 5.2-2 

Verbrauch von Fleisch, Milch und Milchprodukten in verschiedenen Weltregionen. ' ohne Butter; ^ Mittelwerte für die 
jeweilige Drei-Jahres-Spanne. 

Quelle: FAO, 2006b 


Fleisch Milch und Milchprodukte^ 

[kg/Person/Jahr] [kg/Person/Jahr] 



1969/197P 

1999/200P 

2030 

2050 

1969/197P 

1999/200P 

2030 

2050 

Entwicklungsländer 

10,7 

26,7 

38 

44 

28,6 

45,2 

67 

78 

Afrika südlich der Sahara 

10,2 

9,5 

14 

18 

29,6 

28,3 

34 

38 

Nordafrika/Naher Osten 

12,6 

21,7 

35 

43 

68,1 

73,2 

90 

101 

Lateinamerika 

33,5 

58,5 

79 

90 

84,0 

108,8 

136 

150 

Südasien 

3,9 

5,5 

12 

18 

37,0 

67,6 

106 

129 

Ost- und Südostasien 

9,2 

39,8 

62 

73 

3,7 

11,3 

21 

24 

Transformationsländer 

49,5 

44,4 

59 

68 

185,7 

160,2 

179 

193 

Industrieländer 

69,7 

90,2 

99 

103 

189,1 

214,0 

223 

227 

Welt 

26,1 

37,4 

47 

52 

75,3 

78,3 

92 

100 


Fleisch, Milch und Milchprodukte 
ln Entwicklungsländern lässt sich die Veränderung 
des Ernährungsstils am deutlichsten am steigenden 
Konsum tierischer Produkte nachvollziehen. Für 
diese Länder wird ein weiter steigender Konsum von 
Fleisch, Milch, Milchprodukten und Eiern prognos- 
tiziert. Dabei existieren große regionale und länder- 
spezifische Unterschiede, auch in der Art der Pro- 
dukte (Tab. 5.2-2). 

Das langsame Wachstum des Fleischverzehrs 
wird stark durch Indien beeinflusst, das ca. 70 % der 
Bevölkerung Südasiens beheimatet und wo traditio- 
nell sehr wenig Fleisch verzehrt wird. Indien weist im 
globalen Vergleich den derzeit niedrigsten Fleisch- 
verzehr auf. Südasien verzeichnet einen langsa- 
men, aber stetigen Anstieg tierischer Nahrungsmit- 
tel, vor allem von Milch und Milchprodukten, aber 
auch an Geflügelfleisch (FAO, 2003a). Mit höherem 
Einkommen und voranschreitender Verstädterung 
könnte hier die Nachfrage nach tierischen Produk- 
ten deutlich steigen (Rosegrant et al., 2001; Keyzer et 
al., 2005). Auch in Afrika südlich der Sahara werden 
vergleichsweise nur wenig tierische Nahrungsmittel 
konsumiert. Dort wird künftig ein geringes, aber ste- 
tiges Wachstum der Nachfrage nach tierischen Nah- 
rungsmitteln erwartet. Der traditionell relativ hohe 
Fleischkonsum in Lateinamerika und der Milchkon- 
sum werden weiter steigen (FAO, 2003a). In Ost- 
asien steigen der Anteil tierischer Produkte und der 
Milchkonsum rapide an, vor allem bei Schweine- 
fleisch und zu einem geringeren Anteil bei Geflügel 
(FAO, 2003a). Bis 2050 soll Ostasien hinter Latein- 
amerika den zweithöchsten Pro-Kopf-Konsum an 
Fleisch in den Entwicklungsregionen aufweisen. Der 
Fleischkonsum wird den Prognosen entsprechend in 
Zukunft langsamer wachsen als zwischen 1960 und 


2000, da die Länder, die den rapiden Anstieg bisher 
geprägt haben (hauptsächlich China und Brasilien) 
zunehmend eine Sättigung ihrer Nachfrage erreichen 
(FAO, 2006b). 

Zucker 

Der Zuckerverbrauch ist in Industrie- bzw. Transfor- 
mationsländern seit den 1970er Jahren von ca. 40 auf 
33 bzw. 37 kg pro Person und Jahr im Jahr 2000 gefal- 
len. Die Transformationsländer werden den Progno- 
sen zufolge entgegen der Entwicklung der letzten 
Jahrzehnte bis 2050 den Zuckerverbrauch auf 41 kg 
steigern. In Industrieländern wird er jedoch nahezu 
konstant bleiben (FAO, 2006b). Die Entwicklungs- 
länder befinden sich hingegen in einem stetigen Auf- 
wärtstrend und steigerten ihren Konsum seit 1970 
von 15 auf 21 kg pro Person und Jahr im Jahr 2000. 

Pflanzliche Öle 

Der Anbau von Ölpflanzen ist in den letzten Jahr- 
zehnten einer der am stärksten wachsenden Bereiche 
der Landwirtschaft und überholte in seiner jährlichen 
Wachstumsrate sogar die Tierhaltung. Den größten 
Einfluss darauf haben der zunehmende Verzehr von 
Pflanzenölen und Fleisch. Der Konsum von pflanz- 
lichen Ölen wird allerdings in Entwicklungsländern 
bis 2050 langsamer steigen als in den vergangenen 
Jahrzehnten (FAO, 2006b). Wesentlich schneller wird 
im gleichen Zeitraum der Einsatz von Ölpflanzen für 
die Produktion von Reinigungsmitteln, Schmierstof- 
fen oder Biodiesel zunehmen (FAO, 2006b). 
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S.23.2 

Flächenbedarf von Ernährungsgewohnheiten und 
Nahrungsmitteln 

Flächenverfügbarkeit und Flächennutzung 
Weltweit stehen etwa 34 % der vorhandenen Land- 
fläche für eine landwirtschaftliche Nutzung zur Ver- 
fügung (Kap. 4.2.2). Davon ist der überwiegende 
Teil, d.h. 3.408 Mio. ha (69 %) extensives Weideland. 
Rechnet man die Futtermittelproduktion ein, dienen 
rund 80 % der landwirtschaftlichen Flächen weltweit 
der Viehhaltung (Steinfeld et al., 2006). Dem steht 
ein nur geringer Anteil der tierischen Nahrungsmit- 
tel an der weltweiten Nahrungs Versorgung gegen- 
über (nur 17 % im Jahr 2003; FAOSTAT, 2006). 

Die landwirtschaftlichen Flächen haben sich in 
den letzten 40 Jahren (1963-2003) um knapp 460 
Mio. ha vergrößert. Der Flächenzuwachs hat sich 
jedoch ab Mitte der 1990er Jahre abgeschwächt und 
findet nahezu ausschließlich in den Entwicklungslän- 
dern statt (Tab. 5.2-3; Steger, 2005). 

Die pro Kopf verfügbare Agrarfläche nimmt welt- 
weit ab (von Koerber et al., 2008). 

Dies geht vor allem auf das starke Bevölkerungs- 
wachstum zurück, welches die moderate Flächen- 
ausweitung überkompensiert, ln den Industrielän- 
dern geht ein leichtes Bevölkerungswachstum mit 
einem geringen Verlust an landwirtschaftlichen Flä- 
chen einher, was dementsprechend zu einer ver- 
gleichsweise geringen Abnahme der Fläche pro Per- 
son führt. Ackerflächen und Dauerkulturen lassen 
sich in Zukunft wirtschaftlich und ökologisch sinn- 
voll nur noch bedingt ausweiten. Die FAO (2003b) 
geht im Vergleich zu 1997-1999 von einem mögli- 
chen Anstieg der Ackerfläche um 13 % bis 2030 aus. 


Die Weltbevölkerung wird bis dahin aber voraus- 
sichtlich um 22 % wachsen (UNPD, 2006), was wei- 
tere Produktivitätssteigerungen auf den vorhande- 
nen bzw. neu gewonnenen Flächen erfordert, um 
eine Verschlechterung der Ernährungslage zu ver- 
meiden. Verschärfend wirkt, dass die Industrielän- 
der mehr landwirtschaftliche Flächen nutzen, als sie 
im eigenen Land besitzen. Diese virtuellen Flächen 
sind jedoch in Tabelle 5.2-3 nicht berücksichtigt. Bei- 
spielsweise erhöhen die EU-15-Staaten über Agrar- 
importe die ihr pro Person zur Verfügung stehenden 
Flächen um etwa 20%. Hauptgrund dafür sind die 
Futtermittelimporte für die Intensivtierhaltung in 
Europa, vor allem Sojabohnen bzw. deren Pressku- 
chen (Steger, 2005). 

Flächenbedarf für Nahrungsmittel 
Neben den verfügbaren landwirtschaftlichen Flä- 
chen ist der spezifische Flächenbedarf zur Produk- 
tion von Nahrungsmitteln bedeutsam (Tab. 5.2-4). 

Die zur Produktion benötigte Ackerfläche ver- 
schiedener pflanzlicher Nahrungsmittel variiert 
in den einzelnen Weltregionen sehr stark, abhän- 
gig von den jeweiligen Standortbedingungen und 
Anbauintensitäten, wie z.B. Bodenqualität, Klima, 
Einsatz von Dünger und Pflanzenbehandlungsmit- 
teln (von Koerber et al., 2008). 

In einer Fallstudie für den US-Bundesstaat New 
York wurde der spezifische Flächenbedarf von Nah- 
rungsmitteln in Bezug zu ihrem Energiegehalt gesetzt 
(jeweils auf 1.000 kcal bezogen). Diese Vorgehens- 
weise hat den Vorteil, die unterschiedliche Energie- 
dichte der Nahrungsmittel zu berücksichtigen (Tab. 
5.2-5). 


Tabelle S.2-3 

Landwirtschaftliche Fläche pro Person in verschiedenen Weltregionen (ha/Person). 
Quelle: von Koerber et al., 2008 nach FAOSTAT, 2008a 



Landwirtschaftliche Fläche 
[ha/Person] 


Ackerfläche und Dauerkulturen 
[ha/Person] 


1962 

1982 

2002 

1962 

1982 

2002 

Entwicklungsländer 







Afrika 

3,60 

2,15 

1,32 

0,56 

0,37 

0,26 

Asien 

0,64 

0,46 

0,39 

0,26 

0,18 

0,15 

Lateinamerika/Karibik 

2,5 

1,8 

1.4 

0,50 

0,38 

0,30 

Nordamerika 

2,4 

1,9 

1,5 

1,1 

0,92 

0,87 

Ozeanien 

29,0 

21,2 

14,6 

2,2 

2,2 

1,7 

EU-15 

0,51 

0,43 

0,37 

0,31 

0,25 

0,22 

Industrieländer 

1,90 

1,58 

1,38 

0,68 

0,57 

0,48 

Entwicklungsländer 

1,22 

0,83 

0,64 

0,33 

0,23 

0,18 

Welt 

1,43 


0,80 

0,44 

0,32 

0,25 
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Tabelle 5.2-4 

Flächenbedarf in pro kg von Nahrungsmitteln in verschiedenen Ländern (2006, mVkg Ertrag). 
Quelle: von Koerber et al., 2008 nach FAOSTAT, 2008a 


Flächenbedarf [m%g] 


Deutschland 

Brasilien 

Äthiopien 

China 

Indien 

Ukraine 

Welt 

Ölfrüchte 

2,8 

4,1 

15,3 

4,1 

8,7 

7.6 

3,9 

Weizen 

1.4 

6,3 

5,5 

2,2 

3,8 

4.6 

3,6 

Reis 

- 

2,6 

5,3 

1,6 

3,2 

2.9 

2,4 

Mais 

1,3 

3,0 

4,5 

1,9 

5,2 

2,5 

2,1 

Qbst 

0,66 

0,64 

0,88 

1,10 

0,91 

2,20 

0,98 

Kartoffeln 

0,27 

0,45 

1,4 

0,70 

0,59 

0,75 

0,60 

Gemüse 

0,34 

0,49 

2,8 

0,52 

0,86 

0,67 

0,59 


Bei diesen zugrunde gelegten Produktionsbedin- 
gungen wird ein deutlich höherer Flächenbedarf tie- 
rischer Nahrungsmittel gegenüber pflanzlichen Nah- 
rungsmitteln sichtbar: Um 1.000 kcal an Nahrungs- 
kalorien aus Rindfleisch zu erzeugen, werden 31 m^ 
Land benötigt (bei überwiegend extensiver Wei- 
dehaltung), mit Getreide lediglich rund Im^ (aus- 
schließlich Ackerfläche). Von den pflanzlichen Nah- 
rungsmitteln beanspruchen Ölfrüchte die meiste Flä- 
che (Peters et al., 2007). 

Um den derzeitigen Nahrungsmittelverbrauch 
beispielsweise in Deutschland sicherzustellen, wer- 
den 17,2 Mio. ha Land benötigt. Dies entspricht in 
etwa der vorhandenen landwirtschaftlichen Nutz- 
fläche, was eine Ernährung ohne Importe ermögli- 
chen würde. Dabei stammen 39 % der Nahrungska- 
lorien aus tierischen Nahrungsmitteln und 61 % aus 
pflanzlichen. Dies bedeutet bei ca. 80 Mio. Einwoh- 
nern einen Flächenbedarf von 0,22 ha pro Person 
und Jahr (Seemüller, 2001). Um diesen Nahrungs- 
mittelverbrauch ausschließlich aus ökologischem 
Anbau zu decken, würde wegen geringerer Erträge 
eine Fläche von 22,5 Mio. ha benötigt, also ca. 24 % 
mehr. Dies entspricht einem Flächenbedarf von 0,28 
ha pro Person und Jahr (Seemüller, 2001; Badgley et 
al.,2007). 


5.2.3.3 

Zusätzlicher Flächenbedarf durch Wandel der 
Ernährungsweise 

Die optimistischen Einschätzungen internationa- 
ler Organisationen zur künftigen Ernährungssiche- 
rung stellen Keyzer et al. (2005) aufgrund mehre- 
rer Aspekte in Frage. Besonders kritisch sehen sie 
den angenommenen Flächenbedarf für Getreide zur 
Fleischproduktion. In den üblichen Annahmen wird 
ein wachsender Konsum an tierischen Nahrungsmit- 
teln linear zum Einkommensanstieg berechnet. Viele 


Menschen, die über mehr Kaufkraft verfügen, wer- 
den jedoch aufgrund eines nachholenden Konsums 
überproportional mehr Fleisch verzehren. Ab einem 
bestimmten Wohlstandsniveau wird in der Regel 
nicht mehr Fleisch, sondern Fleisch höherer Qualität 
nachgefragt. Trotzdem wird insgesamt die steigende 
Nachfrage nach Fleisch häufig eher unterschätzt, da 
in vielen Entwicklungsländern große Teile der Bevöl- 
kerung an der Schwelle zu größeren Konsummög- 
lichkeiten stehen (von Koerber et al., 2008). 

Eine so genannte „Wohlstandsernährung“ bein- 
haltet nicht nur erhöhten Fleischkonsum, sondern 
z.B. auch einen steigenden Verzehr von Speiseöl, 
Getränken, Obst, Käse, Kekse und Speiseeis, wodurch 

Tabelle 5.2-5 

Flächenbedarf von Lebensmitteln bezogen auf den 
Energiegehalt des verzehrfähigen Produkts (basierend 
auf den Erträgen in den USA, Fallstudie Bundesstaat 
New York). Der Flächenbedarf berücksichtigt Acker- und 
Weideland. 

Quelle: Peters et al., 2007 


Flächenbedarf 
[ni2/1.000 kcal] 

Tierische Nahrungsmittel 

Rindfleisch 

31,2 

Geflügelfleisch 

9,0 

Schweinefleisch 

7,3 

Eier 

6,0 

Vollmilch 

5,0 

Pflanzliche Nahrungsmittel 

Ölfrüchte 

3,2 

Obst 

2,3 

Flülsenfrüchte 

2,2 

Gemüse 

i.v 

Getreide 

1,1 
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weiterer Flächenbedarf entsteht (Gerbens-Leenes et 
ab, 2002). Zwar wäre die Landwirtschaft grundsätz- 
lich imstande, den Nahrungsgrundbedarf einer wach- 
senden Weltbevölkerung zu sichern. Allerdings wäre 
die globale Verbreitung einer Wohlstandsernährung 
mit entsprechend hohem Fleischanteil aus Gründen 
der Tragfähigkeit nicht möglich. Gleichen sich die 
Ernährungsgewohnheiten in Entwicklungsländern 
denen in westlichen Ländern an, würde der weltweite 
Flächenbedarf auf das 2-3fache ansteigen (Gerbens- 
Leenes et al., 2002). Zu einer ähnlichen Einschätzung 
kommen auch Balmford et al. (2005). In China und 
Brasilien zeichnet sich eine derartige Angleichung 
der Ernährungsgewohnheiten bereits ab, in anderen 
Regionen wird sie für die nächsten Jahrzehnte pro- 
gnostiziert (FAO, 2003a, 2006b). Dadurch wird der 
Druck auf die Landflächen weiter verstärkt. 


5.2.4 

Grenzen für die Potenziale der 
Nahrungsproduktion 

Nach Prognosen der FAO werden bis 2030 etwa 50 % 
mehr Nahrungsmittel benötigt, um die dann über 8 
Mrd. Menschen zählende Weltbevölkerung zu ernäh- 
ren. Da die Möglichkeiten für eine Ausdehnung der 
Anbauflächen nicht zuletzt durch Wasserverfügbar- 
keit und Bodendegradation sowie die Erfordernisse 
des Naturschutzes sehr begrenzt sind (Kap. 5.4 und 
5.6), müsste diese Steigerung zu 80% durch eine 
intensivere, zugleich aber nachhaltige und umwelt- 
verträgliche Landwirtschaft realisiert werden (FAO, 
2003a). Für die letzten 40 Jahre geht die Steigerung 
der globalen Nahrungsproduktion überwiegend (zu 
etwa 80 %) auf Steigerungen der Flächenproduktivi- 
tät zurück. Durch die Modernisierung der Landwirt- 
schaft und den Wechsel von Zugtieren zu Maschinen 
wurden ebenfalls Flächen frei, die früher zur tradi- 
tionellen „Kraftstoffbereitstellung“, d.h. zur Ernäh- 
rung der Tiere, verwendet wurden. In den Entwick- 
lungsländern waren diese Produktivitätsfortschritte 
je nach Land und Region sehr unterschiedlich. Vor 
allem Afrika südlich der Sahara war von diesen Pro- 
duktivitätsfortschritten ausgenommen (Brüntrup, 
2008). Die Steigerung der Flächenerträge wird auch 
künftig ein Flauptfaktor der Produktionssteigerun- 
gen sein, allerdings mit abnehmenden Zuwachsraten 
aufgrund hoher Rohöl und Energiepreise, abnehmen- 
der Ertragszuwächse durch Grenzen aktueller Tech- 
nologien, Bodenerosion und Übernutzung von Süß- 
wasserressourcen (Brüntrup, 2008). Die FAO prog- 
nostiziert etwa, dass die jährliche Wachstumsrate der 
Weltgetreideproduktion von heute 1 % bis 2015 auf 

1.4 % steigen und danach auf 1,2 % sinken wird (zum 
Vergleich: 1970er: 2,5% pro Jahr; 1980er: 1,9% pro 


Jahr; 1990er: 1 % pro Jahr; FAO, 2003a; OECD und 
FAO, 2005, 2006). Diese Abschätzungen berücksich- 
tigen allerdings nicht den Einfluss des Klimawandels, 
der die landwirtschaftliche Produktivität mittelfristig 
weltweit beeinträchtigen wird (Kap. 5.2.4.2). 


5.2.4.1 

Flächenpotenziale und Bodendegradation 

Laut Prognosen der FAO wird sich die weltweite 
Ackerfläche bis 2030 gegenüber 1997-1999 um ca. 
13 % ausweiten lassen - jedoch zu einem beträchtli- 
chen Anteil durch Entwaldung (FAO, 2003a). Unbe- 
rücksichtigt bei dieser Abschätzung sind die nega- 
tiven Effekte der Degradation von Flächen durch 
Bodenerosion und Entwaldung sowie der Klimawan- 
del (WBGU, 2008). Die Produktivität neu erschlosse- 
ner Flächen wird sehr wahrscheinlich niedriger sein 
als die des bisherigen Ackerlandes, vor allem wenn 
zunehmend marginale Flächen in Kultur genom- 
men werden, die zudem weit entfernt von den Märk- 
ten hegen (Rosegrant et al., 2001; Balmford et al., 
2005). Das Potenzial an kultivierbarem Land ist sehr 
ungleich verteilt. Über die Hälfte entfällt auf nur sie- 
ben Länder, nämlich Angola, Kongo und Sudan in 
Afrika sowie Argentinien, Bolivien, Brasilien und 
Kolumbien in Südamerika. Dagegen sind beispiels- 
weise im Nahen Osten bereits 87 % und in Südasien 
94 % des geeigneten Landes kultiviert. Daher müsste 
in diesen Ländern sowie in Ostasien und Nordafrika 
eine Produktionssteigerung nahezu ausschließlich 
durch eine Erhöhung der Flächenproduktivität erfol- 
gen (Beese, 2004). 

Ein Hinweis auf den Druck, dem Ökosysteme 
durch menschliche Nutzung bereits heute ausgesetzt 
sind, gibt der so genannte HANPP-Wert (menschli- 
che Aneignung der Nettoprimärproduktion, human 
appropriation of net primary production; Kap. 4.2). 
Dieser zeigt auf, welcher Anteil der potentiellen Net- 
toprimärproduktion (NPP) durch menschliche Akti- 
vitäten durch Nutzung und Veränderung angeeignet 
wird. Haberl et al. (2007) schätzen diesen Wert glo- 
bal auf rund 25 %. Die Ernte aus Land- und Forst- 
wirtschaft ist für ca. 53 % dieses HANPP verantwort- 
lich, landnutzungsbedingte Produktionsänderun- 
gen für 40 %, und ca. 7 % gehen durch Feuer verlo- 
ren. Folgen eines weiterhin steigenden HANPP sind 
Übernutzung der Ökosysteme und Bodendegrada- 
tion, Gefährdung von Arten und die Anreicherung 
von Kohlendioxid in der Atmosphäre. Tab. 5.2-6 gibt 
einen Überblick über die regionale Verteilung des 
HANPP-Wertes. 
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5.2.4.2 

Einfluss des Klimawandels auf 
Produktionspotenziale 

Die globale landwirtschaftliche Produktion wird 
voraussichtlich bei einer Temperaturerhöhung von 

1- 3°C (gegenüber 1990) zunächst insgesamt zuneh- 
men, weil Rückgänge in vielen Entwicklungslän- 
dern durch höhere Erträge in Regionen höhe- 
rer Breitengrade überkompensiert werden können 
(WBGU, 2007). Besonders starke Rückgänge wer- 
den in Afrika zu verzeichnen sein, weil die landwirt- 
schaftlich nutzbaren Flächen in ariden und semi-ari- 
den Gebieten abnehmen und die Länge der Anbau- 
periode sowie die potenziellen Erträge zurückgehen 
werden, ln einigen Ländern südlich der Sahara kön- 
nen die Erträge des Regenfeldbaus bis 2020 um bis 
zu 50 % sinken (Lai et al., 2005; IPCC, 2007b). Ab 
einer Erwärmung der globalen Mitteltemperatur von 

2- 4° C wird die landwirtschaftliche Produktivität vor- 
aussichtlich weltweit zurückgehen. Ab einer Tempe- 
raturerhöhung von mehr als 4°C ist schließlich mit 
erheblichen Beeinträchtigungen der globalen Land- 
wirtschaft zu rechnen (IPCC, 2007b). Dies bedeutet, 
dass ein ungebremst voranschreitender Klimawandel 
den Druck auf die nutzbaren Agrarflächen deutlich 
erhöhen wird. Fast alle Projektionen gehen davon 
aus, dass die Weltmarktpreise für Getreide spätes- 
tens ab einer Erwärmung von 2°C steigen werden 
(z.B. Adams et al., 1995; Fischer et al., 2002; IPCC, 
2007b). 


5.2.5 

Wirkungen des Bioenergiebooms auf die 
Ernährungssicherheit 

Der Anbau von Biomasse für energetische Zwecke 
konkurriert mit der Nahrungs- und Futtermittelpro- 

Kasten 5.2-1 

Ist das Phosphatfördermaximum („peak 
phosphorus") bereits überschritten? 

Phosphor (P) ist neben Stickstoff (N) und Kalium (K) 
einer der drei Hauptbestandteile von Kunstdüngern, die 
daher stets nach ihren N-P-K-Anteilen gekennzeichnet 
sind. Während Stickstoff über das Haber-Bosch- Verfahren 
in praktisch unbegrenzten Mengen aus der Luft gewonnen 
werden kann, ist Phosphor eine endliche Ressource und 
kann nicht, wie etwa Öl, durch andere Energieträger oder 
Stoffe ersetzt werden. Phosphor ist als Nährstoff eine uner- 
setzliche Grundlage für die angesichts einer wachsenden 
Weltbevölkerung notwendige Steigerung der Flächenpro- 
duktivität. 


Tabelle 5.2-6 

Aneignung der Nettoprimärproduktion natürlicher 
Ökosysteme durch den Menschen (HANPP): Regionale 
Verteilung. 

Ouelle: Haberl et al., 2007 


Region 

HANPP [%] 

Nordafrika und 
westliches Asien 

42 

Afrika südlich der Sahara 

18 

Zentralasien und Russland 

12 

östasien 

35 

Südasien 

63 

Südostasien 

30 

Nordamerika 

22 

Lateinamerika und Karibik 

16 

Westeuropa 

40 

Südosteuropa 

52 

özeanien und Australien 

11 


duktion um Flächen und andere landwirtschaftliche 
Produktionsfaktoren. Durch die Nutzungsalternative 
Bioenergie steigen die Preise (unter sonst gleichen 
Bedingungen) für Agrarrohstoffe, so dass Grund- 
nahrungsmittel teurer werden (FAO, 2008c; Kasten 
5.2-1). Dies stellt eine Mehrbelastung für die Kon- 
sumenten dar, bietet aber den Bauern, die für den 
Markt produzieren Einkommensperspektiven. Die 
energetische Nutzung der Biomasse bzw. der Anbau 
von Energiepflanzen kann auch zur ländlichen Ent- 
wicklung beitragen, etwa durch eine verbesserte 
dezentrale Energieversorgung oder einkommensge- 
nerierende Beschäftigungseffekte. Welche Gesamt- 
wirkung zu erwarten ist, ist länder- und fallspezifisch 
unterschiedlich (Länderstudien: Kästen 4.1-2, 4.1- 
3, 5.2-2, 5.4-2, 6.7-2, 8.2-2, 8.2-4 und 10.8-1) und u.a. 
abhängig von den naturräumlichen, agrarwirtschaft- 


Dery und Anderson (2007) gehen davon aus, dass der 
globale Abbau von Phosphor, in der Regel als Phosphat, 
bereits 1989 sein Fördermaximum überschritten hat („peak 
phosphorus“). Wie aus der Debatte um das Fördermaxi- 
mum für Öl („peak oil“) bekannt, beginnt das Problem 
nicht, wenn eine Ressource zu versiegen beginnt, sondern 
wenn das Fördermaximum erreicht wird. Von diesem Punkt 
an wird der Abbau schwieriger und teurer. 

Im Gegensatz zu Öl können Phosphate aber „rückge- 
wonnen“ werden. Daher muss eine der Antworten auf das 
Erreichen des Phosphatfördermaximums die Schließung 
von Nährstoffzyklen in der landwirtschaftlichen Produk- 
tion sein, insbesondere durch die Düngung der Agrarflä- 
chen mit organischem Dünger. Eine andere Möglichkeit 
ist die Rückgewinnung von Nährstoffen aus Klärschlamm 
sowie eine effizientere Anwendung von Dünger in der 
Landwirtschaft. 
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liehen und sozialen Bedingungen, der Art der zu nut- 
zenden Bioenergie sowie der Entwicklung der globa- 
len Nahrungsmittelmärkte. 


5.2.5.1 

Die vier Dimensionen der Ernährungssicherheit 

In der FAO-Definition von Ernährungssicher- 
heit werden die vier Dimensionen Verfügbarkeit, 
Zugang, Stabilität und Verwertbarkeit unterschie- 
den (Faaji, 2008); Die Verfügbarkeit von Nahrungs- 
mitteln bezieht sich auf die Fähigkeit eines agraröko- 
logischen Systems, ausreichend Nahrung zu produ- 
zieren. Mit Zugang zu Nahrungsmitteln sind die ver- 
fügungsrechtlichen Möglichkeiten von Haushalten 
angesprochen, insbesondere ihre Kaufkraft, um sich 
ausreichend mit Nahrung versorgen zu können. Mit 
Stabilität der Nahrungsmittelversorgung ist die zeit- 
liche Dimension angesprochen, also ob die Versor- 
gung durchgängig gesichert ist oder ob z.B. Preisva- 
riabilität oder Produktionseinbußen die Versorgung 
temporär gefährden. Die Verwertbarkeit von Nah- 
rung bezieht sich auf die Fähigkeit von Menschen, 
die Nahrung physiologisch aufnehmen zu können, 
was eng mit den gesundheitlichen Bedingungen und 
ihren Voraussetzungen (vor allem Süßwasserqualität 
und generell dem Niveau der ländlichen Entwick- 
lung) sowie der Art der Nahrungszubereitung ver- 
knüpft ist. Alle vier Dimensionen werden durch den 
Anbau von Energiepflanzen erheblich beeinflusst. 

Die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln kann 
durch den Abzug produktiver Ressourcen wie Land, 
Wasser, Dünger usw. von der Nahrungs- und Futter- 
mittelproduktion zum Anbau von Energiepflanzen 
gefährdet werden. Das Ausmaß dieser Konkurrenz 
ist stark abhängig von der Entwicklung der Flächen- 
produktivität in der Nahrungsproduktion, der Ent- 
wicklung des Fleischkonsums und dem Zeitpunkt 
der Einführung von Energiepflanzen der 2. Genera- 
tion. Letztere würden die Flächennutzungskonkur- 
renz mit Nahrungsmitteln deutlich mindern. Aller- 
dings ist es bei der Ganzpflanzennutzung wichtig, 
dass genügend Biomasse zur Sicherung der Fertilität 
im Boden verbleibt. Besonders unter diesen Bedin- 
gungen könnte der Markt für Energiepflanzen eine 
zusätzliche Möglichkeit zur Verbesserung der Ein- 
kommen bäuerlicher Haushalte bieten (Faaji, 2008). 
Aber auch die 1. Generation der Biokraftstoffe hat 
in diesem Kontext unter bestimmten Bedingungen 
ein Potenzial, da die Verbesserung der Effizienz tra- 
ditioneller Biomassenutzung generell zur Steigerung 
der Produktivität in der Landwirtschaft und anderer 
Sektoren beiträgt. Im Einzelfall muss geklärt wer- 
den, ob Nutzungskonflikte mit der Weidewirtschaft 
bestehen. 


Gegenwärtig ist der mangelnde Zugang zu ausrei- 
chend Nahrung der Hauptgrund für Ernährungsun- 
sicherheit. Diese würde zumindest kurzfristig zuneh- 
men, wenn durch den globalen Ausbau der Bio- 
energieproduktion die realen Nahrungsmittelpreise 
stärker als die realen Einkommen stiegen. Bevölke- 
rungsgruppen, die aufgrund mangelnder Kaufkraft 
oder fehlender Landnutzungsrechte bereits von 
Ernährungsunsicherheit betroffen bzw. dafür anfällig 
sind, würden zusätzlich gefährdet (Faaij, 2008). Der 
Ausbau von Energiepflanzen ist dabei ein wichtiger 
Faktor, der die Preise für Nahrungs- und Futtermit- 
tel mit nach oben treibt. Neben wichtigen Energie- 
pflanzen wie Mais, Zuckerrohr, Ölpalmen, Raps und 
Soja haben die Preissteigerungen 2007 und 2008 auch 
die Futtermittelpreise und die Preise für Grundnah- 
rungsmittel, wie Getreide deutlich erhöht (s.u.). 
Mit höheren Preisen für landwirtschaftliche Pro- 
dukte könnte, abhängig von den lokalen Rahmenbe- 
dingungen, der ländliche Raum langfristig an Wirt- 
schaftskraft und Einkommen gewinnen. Drei Vier- 
tel der Armen leben auf dem Land; sie können von 
steigenden Agrarpreisen profitieren, denn 80 % des 
Einkommens der ländlichen Bevölkerung kommen 
aus der Landwirtschaft (Brüntrup, 2008). Der Aus- 
bau von Bioenergie könnte daher Entwicklungsmög- 
lichkeiten verbessern helfen (Müller, 2008). Dann 
würde die Ernährungssicherheit steigen. Den lang- 
fristig möglichen positiven Einkommenseffekten für 
landwirtschaftliche Produzenten stehen kurzfristig 
negative Effekte für die auf Nahrungsmittel(zu)kauf 
angewiesenen Bevölkerungsteile gegenüber. Unru- 
hen in zahlreichen Ländern Anfang 2008 verdeut- 
lichen die Dramatik einer sich zuspitzenden Preis- 
entwicklung im Nahrungsmittelsektor (vgl. Konflikt- 
konstellation Nahrungsproduktion; WBGU, 2007). 

Die Stabilität der Nahrungsmittelversorgung kann 
durch die Folgen von Wetterextremen, Turbulenzen 
auf den Märkten, Gewaltkonflikten oder Umwelt- 
degradation temporär oder dauerhaft beeinträchtigt 
werden. Die zunehmende Kopplung der Agrar- und 
Energiemärkte kann zur Destabilisierung der Nah- 
rungsmittelpreise betragen, da durch ihn die Preisvo- 
latilität des Rohölmarkts direkter und stärker auf den 
Nahrungsmittelsektor übertragen wird (Faaij, 2008). 
Dadurch steigt das Risiko temporärer Ernährungs- 
unsicherheit. 

Auch die Verwertbarkeit von Nahrungsmitteln 
kann durch die Kultivierung von Energiepflanzen 
beeinträchtigt werden. Wenn z.B. der Ausbau von 
Energiepflanzen die Wasserverfügbarkeit und -qua- 
lität einschränkt, hat das negative Auswirkungen auf 
die Gesundheit der Betroffenen und verringert die 
Ernährungssicherheit, da kranke Menschen Nahrung 
schlechter verwerten können. Andererseits kann 
eine verbesserte Effizienz bei der traditionellen Bio- 
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Abbildung 5.2-1 

Zeitlicher Verlauf von 
Nahrungsmittel- und 
Ölpreisen seit 1980. 
Lebensmittelpreisindex 
2005 = 100; enthalten 
sind: Getreide, Pflanzenöl, 
Fleisch, Fisch, Zucker, 
Bananen und Orangen 
sowie der Preisindex für 
Rohöl (2005 = 100). 
Quelle: Wiggins und Levy, 
2008 


1980 1985 1990 1995 2000 2005 2008 

Jahr 



massenutzung die gesundheitlichen Gefährdungspo- 
tenziale (Luftverschmutzung in Innenräumen, zeit- 
aufwändiges Holzsammeln; Kasten 8.2-1) deutlich 
reduzieren helfen und Kochen billiger und sauberer 
machen und damit wesentlich zu einer Verbesserung 
der Ernährungslage und physiologischen Verwert- 
barkeit von Nahrung beitragen. 

Nachfolgend werden die Einkommens- und Preis- 
effekte des Bioenergiebooms und deren Wirkungen 
auf die Ernährungssicherheit analysiert. 

5.2.5.2 

Der Einfluss des Bioenergiebooms auf Preise und 
Einkommen 

Da Ernährungssicherheit größtenteils eine Ver- 
teilungsfrage und somit eine Frage der Kaufkraft 
ist, müssen zur Beurteilung der Ernährungssitua- 
tion außer den Preis- auch die Einkommenseffekte 
eines Bioenergiebooms betrachtet werden. Individu- 
elle Entscheidungen privater Landbesitzer über die 
Landnutzung werden vor allem dadurch bestimmt, 
welche Gewinne sich mit den einzelnen Landnut- 
zungsformen erwirtschaften lassen. Soweit gesell- 
schaftliche oder staatliche Regulierungen dem nicht 
entgegenstehen, wird in der Regel die Landnut- 
zungsform praktiziert bzw. dasjenige Agrargut pro- 
duziert, von dem sich der Besitzer den höchsten 
Gewinn erhofft. Der Gewinn hängt im Wesentlichen 
von den Kosten für Produktionsfaktoren, Vorpro- 
dukte (Düngemittel, Pflanzenschutz, Maschinenein- 
satz) und Vertrieb ab sowie von den Preisen für die 
in Frage kommenden Endprodukte. Steigt der Preis 
von Energiepflanzen gegenüber dem Preis von ande- 
ren Agrarprodukten in Folge einer steigenden Nach- 
frage nach Energiepflanzen, werden verstärkt Ener- 
giepflanzen angebaut und das Angebot an Nahrungs- 


und Futtermitteln geht zurück, so dass auch die Nah- 
rungsmittelpreise ansteigen. Die Nachfrage und der 
Preis von Energiepflanzen ist u.a. abhängig von dem 
Preis für fossile Energieträger, die durch Bioenergie 
substituiert werden können, so dass z. B. ein Anstieg 
der Ölpreise zu steigenden Nahrungsmittelpreisen 
führt (Abb. 5.2-1). 

Allerdings müssen hier auch dynamische Effekte 
berücksichtigt werden. Durch steigende Ölpreise 
werden die fossilen Inputs in der Landwirtschaft teu- 
rer und damit auch die Biokraftstoffe, so dass sich der 
Preisvorteil von Bioenergie gegenüber Öl relativiert. 
Die hohen Preise für Rohöl, die Mitte 2008 zeitweilig 
bei über 140 US-$ pro Barrel lagen (Abb. 5.2-1), und 
die derzeitigen Beimischungsquoten für Biotreib- 
stoffe in den USA und der EU führen zurzeit zu 
einem verstärkten Einsatz von Getreide, Zucker und 
Palmöl zur Herstellung von Bioethanol oder Biodie- 
sel (Kap. 4.1). Das ist besonders problematisch für 
Entwicklungsländer, die Nahrungsmittel importie- 
ren und deren Handelsbilanz sich durch die gestie- 
genen Preise verschlechtert. Insbesondere ist das 
der Fall, wenn die durch den Anbau bzw. den Export 
von Biokraftstoffen erzielten Einnahmen nicht zum 
Erwerb von Nahrungsmitteln ausreichen bzw. wenn 
Preise stark fluktuieren. Zwischen 2005 und 2008 
sind die Nahrungsmittelpreise durchschnittlich um 
83 % gestiegen (World Bank, 2008d). Weitere Steige- 
rungen nicht zuletzt durch Bioenergie sind möglich. 
Sie schränken die Möglichkeiten für Konsumenten 
mit niedrigen Einkommen beim Kauf von Nahrungs- 
mitteln weiter ein (Faaij, 2008). 

Anteil des Biokraftstoffbooms am 
Preisanstieg für Nahrungsmittel 
Die Ursachen des Preisanstiegs im Nahrungsmittel- 
sektor sind nur teilweise auf den Biokraftstoffboom 
zurückzuführen (Ressortarbeitsgruppe „Weiternäh- 
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Abbildung 5.2-2 

Entwicklung der 
Getreidepreise (2003-2008). 
Quelle: von Braun, 2008b 
unter Verwendung von 
FAQ, 2008f 



rungslage“, 2008; von Braun, 2008a). Weitere Gründe 
sind die weltweit wachsende Nachfrage nach Nah- 
rungsmitteln, die sich ändernden Ernährungsge- 
wohnheiten in den aufstrebenden Schwellenländern 
und das Wachstum der Weltbevölkerung (Kap. 5.2.2). 
Auf der Angebotsseite haben die Produktionskosten 
bedingt durch höhere Inputpreise für Energie, Trans- 
port und Düngemittel, Wetterextreme wie Dürren 
und Überflutungen, den niedrigen Dollar, zu geringe 
Investitionen in die ländliche Infrastruktur und in 
die Landwirtschaft besonders in Entwicklungslän- 
dern und den Rückgang der Lagerhaltung bei den 
Nahrungsmitteln zugenommen. Auch Spekulation 
an den internationalen Rohstoffmärkten und die 
Abschottung von Märkten in Produzentenländern 
durch Exportzölle und Ausfuhrverbote, wie z.B. in 
Argentinien, Vietnam, China, Kambodscha kürzlich 
beobachtet, waren für die jüngsten Preisanstiege- 
und -fluktuationen verantwortlich. Abbildung 5.2-2 
bietet einen Überblick über die Preisentwicklung bei 
Weizen, Reis und Mais 2003 bis Oktober 2008. 

Wie hoch der Einfluss des Booms bei den Bio- 
kraftstoffen auf die Nahrungsmittelpreise ist, wird 
von verschiedenen Studien sehr unterschiedlich ein- 
geschätzt: Während das US-Landwirtschaftsministe- 
rium beispielsweise lediglich von einem Einfluss von 
2-3 % ausgeht (USDA, 2008), kommt ein - ebenso 
umstrittener - Bericht der Weltbank zu dem Schluss, 
dass Biokraftstoffe für 75 % der jüngsten Preisan- 
stiege verantwortlich sind (Mitchell, 2008). IFPRI 
(2008) beziffert den Einfluss der gestiegenen Nach- 
frage nach Biokraftstoffen auf die durchschnittli- 
chen Getreidepreise in den Jahren von 2000 bis 2007 
auf 30 % , die OECD schätzt den Einfluss auf 5 % für 
Weizen, 7 % für Mais und 19 % für pflanzliche Öle 
(OECD, 2008). Auf dieser unsicheren Grundlage 
sind zukünftige Entwicklungen schwer abzuschät- 
zen. Bei einem Ausbau der Bioenergieproduktion 


ist jedoch mit einem zunehmend steigenden Einfluss 
auf die Nahrungsmittelpreise zu rechnen. Auch der 
künftige Ölpreis wird einen starken Einfluss auf die 
Preisänderungen haben, da er die Nachfrage nach 
Biokraftstoffen erhöhen wird und damit die Nah- 
rungsmittelversorgung weiter belastet (IFPRI, 2008). 
Zum Einfluss der Bioenergienutzung auf die Nah- 
rungsmittelpreise besteht weiterhin Forschungsbe- 
darf (Kap. 11.4.4). 

Der starke Anstieg der Preise ist eine kurzfristige 
Reaktion. Mittelfristig werden die Märkte mit einer 
Ausweitung des Nahrungsmittelangebots reagieren, 
und die momentan hohen Preise werden voraussicht- 
lich wieder sinken. Jedoch werden die Preise mittel- 
fristig kaum auf das niedrige Niveau zu Beginn die- 
ses Jahrtausends zurückkehren (Ressortarbeits- 
gruppe „Welternährungslage“, 2008). OECD und 
FAO schätzen, dass die Preise für landwirtschaft- 
liche Güter nach den jetzt erreichten Rekordhö- 
hen wieder sinken, jedoch in den nächsten 10 Jah- 
ren oberhalb des Durchschnittsniveaus der vergan- 
genen Dekade liegen sowie sehr volatil bleiben wer- 
den (OECD und FAO, 2008). Aus Sicht des WBGU 
legen die beschriebenen globalen Trends (Kap. 5.2.2- 
5.2.4) nahe, dass diese Dynamik langfristig Bestand 
haben wird. 

Auswirkungen des Preisanstiegs 
Höhere Agrarpreise gelten langfristig als notwendig 
für die Armutsbekämpfung und Entwicklung beson- 
ders der ärmsten Entwicklungsländer (Constan- 
tin, 2008). Die Weltbank schätzt, dass im Jahr 2008 
900 Mio. Menschen im ländlichen Raum der Ent- 
wicklungsländer von weniger als einem US-$ pro 
Tag leben, ein Großteil von ihnen ist in der Land- 
wirtschaft tätig und könnte von steigenden Preisen 
profitieren (World Bank, 2008c). Bei den Auswirkun- 
gen des Preisanstiegs bei den Nahrungsmitteln muss 
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I I starke Verlierer, Handelsbilanz verschlechtert sich mehr als 1 % des BIP2005 
I I Moderate Verlierer, Handelsbilanz verschlechtert sich weniger als 1 % des BIP2005 
I I Moderate Gewinner, Handelsbilanz verbessert sich weniger als 1 % des BIP2005 
I I Starke Gewinner, Handelsbilanz verbessert sich mehr als 1 % des BIP2005 
I I Keine Daten 

Abbildung 5.2-3 

Einfluss von prognostizierten Preisanstiegen bei Nahrungsmitteln (2007-2008) auf Handelsbilanzen. 
Quelle: Maxwell, 2008 


zwischen der gesamt- und der einzelwirtschaftlichen 
Ebene sowie zwischen kurz- und langfristigen Folgen 
unterschieden werden. 

Auf der gesamtwirtschaftlichen Ebene werden 
zumindest kurzfristig Gewinne aus Preiserhöhun- 
gen eher in den Ländern anfallen, die über eine aus- 
gebaute landwirtschaftliche Infrastruktur verfügen. 
Das sind vor allem kapitalintensive landwirtschaft- 
liche Betriebe in Lateinamerika (Constantin, 2008). 
Netto-Importeure von Nahrungsmitteln und Ener- 
gie werden dagegen besonders stark von Preissteige- 
rungen betroffen sein. Die FAO nennt 22 Entwick- 
lungsländer, die aufgrund einer Kombination eines 
hohen Niveaus von Unterernährung und einer star- 
ken Abhängigkeit von Ölimporten besonders ver- 
wundbar sind (Tab. 5.2-7). Die FAO schätzt, dass 
die Importrechnungen für Nahrungsmittel in Ent- 
wicklungsländern 2007 um 33 % gestiegen sind 
(FAO, 2008a). Ähnlich sieht es für die Gruppe der 
am wenigsten entwickelten Länder (LDCs) und die 
einkommensschwachen Entwicklungsländer aus, die 
Nettoimporteure von Lebensmitteln sind (LIFDCs). 
Der anhaltende Anstieg der Ausgaben für impor- 
tierte Nahrungsmittel dieser beiden Ländergruppen 
nimmt bedrohliche Ausmaße an: Die importierten 
Nahrungsmittel kosten heute mehr als das Doppelte 
als im Jahr 2000. Mit erwarteten 56 % ist der Anstieg 


der Importrechnung der LIFDCs für Getreide zwi- 
schen den Geschäftsjahren 2006/2007 und 2007/2008 
besonders hoch (FAO, 2008a). Dadurch ergeben sich 
negative Auswirkungen auf die Handelsbilanzen die- 
ser Länder (Abb. 5.2-3). 

Relativiert wird diese Bedrohung jedoch dadurch, 
dass vor allem in afrikanischen Ländern südlich 
der Sahara, die größtenteils zu den LIFDCs zählen, 
lokale und internationale Märkte aufgrund hoher 
Zölle auf Grundnahrungsmittel und hoher Transport- 
kosten wenig miteinander verknüpft sind. Dadurch 
bleibt der Einfluss der hohen internationalen Wei- 
zen-, Mais- und Reispreise gering. Bis 2005 summier- 
ten sich die Getreideeinfuhren in Afrika südlich der 
Sahara auf 3,4 Mrd. US-$. Das entspricht einem hal- 
ben Prozent des Bruttoinlandsprodukts der Region 
(Ng und Aksoy, 2008). 

Langfristig führen die höheren Nahrungsmittel- 
preise auch in Ländern mit schwach ausgeprägter 
landwirtschaftlicher Infrastruktur zu einer Auswei- 
tung des Angebots und damit zum Ausbau des land- 
wirtschaftlichen Sektors, wodurch Wirtschaftskraft 
und Einkommen steigen können. Auch verbessern 
sich durch die gestiegenen Preise die Austauschbezie- 
hungen zwischen Ländern (terms of trade) zuguns- 
ten agrarischer und agrarnaher (ländlicher) Sekto- 
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Tabelle S.2-7 

Länder mit hoher Ernährungsunsicherheit, die als 
Nettoimporteure von Erdöl und Getreide besonders 
Preisanstiegen ausgesetzt sind. ZAR: Zentralafrikanische 
Republik. 

Quelle: FAQ, 2008a 


Länder 

Importanteil 
bei Erdöl 

1%1 

Importanteil 

wichtiger 

Getreide- 

sorten 

1%] 

Anteil der 
Unterer- 
nährten 

1%] 

Eritrea 

100 

88 

75 

Burundi 

100 

12 

66 

Komoren 

100 

80 

60 

Tadschikistan 

99 

43 

56 

Sierra Leone 

100 

53 

51 

Liberia 

100 

62 

50 

Simbabwe 

100 

2 

47 

Äthiopien 

100 

22 

46 

Haiti 

100 

72 

46 

Sambia 

100 

4 

46 

ZAR 

100 

25 

44 

Mosambik 

100 

20 

44 

Tansania 

100 

14 

44 

Guinea-Bissau 

100 

55 

39 

Madagaskar 

100 

14 

38 

Malawi 

100 

1 

35 

Kambodscha 

100 

5 

33 

Korea 

98 

45 

33 

Ruanda 

100 

29 

33 

Botswana 

100 

76 

32 

Niger 

100 

82 

32 

Kenia 

100 

20 

31 


ren, wodurch es zu positiven Entwicklungseffekten 
kommen kann. 

Die gesamtwirtschaftliche Betrachtungsweise ist 
zur Beurteilung der Ernährungssicherheit in einem 
Land jedoch nicht ausreichend. Auch die einzelwirt- 
schaftliche Ebene muss betrachtet werden: Je höher 
das verfügbare Einkommen eines privaten Haus- 
halts ist, desto mehr und höherwertige Nahrungs- 
mittel kann er kaufen. Die Preise für Nahrungsmittel 
spielen hierbei eine wichtige Rolle, aber die Zusam- 
menhänge zwischen Ernährungssicherheit und Nah- 
rungsmittelpreisen sind sehr komplex. Zunächst ein- 
mal ist es wichtig, zwischen Nettoproduzenten und 
Nettokonsumenten von Nahrungsmitteln (vor allem 
städtische Arme, Landlose, viele Subsistenzbauern) 
zu unterscheiden. Grundsätzlich ist es so, dass höhere 
Preise für Nahrungsmittel die Nettokonsumenten 


Tabelle 5.2-8 

Anteil der Elaushalte in ausgewählten Ländern, die über 
das Subsistenzniveau hinaus produzieren und damit 
Nettoverkäufer von Grundnahrungsmitteln sind. 

Quelle: FAQ, 2008a 


Anteil der Haushalte [%] 


Stadt 

Land 

Alle 

Bangladesch, 2000 

3,3 

18,9 

15,7 

Pakistan, 2001 

2,8 

27,5 

20,3 

Vietnam, 1998 

7.1 

50,6 

40,1 

Guatemala, 2000 

3,5 

15,2 

10,1 

Ghana, 1998 

13,8 

43,5 

32,6 

Malawi, 2004 

7,8 

12,4 

11,8 

Madagaskar, 1993 

14,4 

59,2 

50,8 

Äthiopien, 2000 

6,3 

27,3 

23,1 

Sambia, 1998 

2,8 

29,6 

19,1 

Kambodscha, 1998 

15,1 

43,8 

39,6 

Bolivien, 2002 

1.2 

24,6 

10,0 

Peru, 2003 

2.9 

15,5 

6.7 

Maximum 

15,1 

59,2 

50, S 

Minimum 

1,2 

12,4 

6,7 

Durchschnitt 

6,8 

30,7 

23,3 


Stark treffen können, wie es heute schon beobach- 
tet wird („Brotaufstände“, „Tortillakrise“). Anderer- 
seits können Landwirte, die Nettoproduzenten von 
Nahrungsmitteln sind, von den höheren Preisen pro- 
fitieren und damit unter sonst gleichen Bedingungen 
ihre Einkommen erhöhen. Eine Voraussetzung ist 
dabei, dass die Preiserhöhungen auch auf den loka- 
len Märkten ankommen und nicht durch nationale 
Preispolitiken und Transportkosten überkompen- 
siert werden (Wiggins und Le vy, 2008). Des Weiteren 
hängen die Gewinne der Kleinbauern durch gestie- 
gene Lebensmittelpreise auch von deren Verteilung 
entlang der nationalen Wertschöpfungskette ab und 
davon, wie stark die Inputpreise im Verhältnis zu den 
Preisen für Nahrungsmittel gestiegen sind (Constan- 
tin, 2008). 

Über den Nettoeffekt auf die Ernährungssi- 
cherheit können somit keine pauschalen Aussagen 
gemacht werden. Er hängt von den sozioökonomi- 
schen und agrarökologischen Bedingungen in einem 
Land und vom spezifischen Produkt, das vom Preis- 
anstieg betroffen ist, ab. Beispielsweise können arme 
Bauern in einem Entwicklungsland Nettoverkäu- 
fer eines Gutes sein, dessen Preis gestiegen ist, und 
gleichzeitig Nettokäufer eines Gutes, dessen Preis 
ebenfalls gestiegen ist (Faaij, 2008). Tabelle 5.2-8 
schlüsselt für ausgewählte Länder aus drei wichtigen 
Entwicklungsregionen auf, wie hoch der Anteil an 
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Kasten 5.2-2 

Länderstudie China - Nutzungskonkurrenz 
„Food versus Fuei" 

China ist mit 1 ,3 Mrd. Einwohnern das bevölkerungsreichste 
Land der Erde und derzeit nach den USA der zweitgrößte 
Energiekonsument der Welt. Bereits im nächsten Jahrzehnt 
wird das energiehungrige Schwellenland die USA in der 
Energienutzung überholen. Im Jahr 2006 beanspruchte 
China ca. 15,6 % der weltweiten Primärenergienutzung für 
sich - hauptsächlich aus fossilen Rohstoffen (BP, 2007). So 
wurden im Jahr 2005 ca. 70 % der Primärenergie aus Stein- 
kohle sowie etwas mehr als 20% aus Öl gewonnen. Da 
China nach den USA und Russland über die drittgrößten 
Kohlereserven der Welt verfügt, wird auch in Zukunft der 
größte Anteil der Energie aus Kohle gewonnen werden. 
Gas und Atomkraft spielen mit fast 3 % bzw. 1 % Anteil an 
der Primärenergienutzung eine kleine Rolle. Dies gilt auch 
für die erneuerbaren Energien mit Ausnahme der Wasser- 
kraft (ca. 5 % der Primärenergienutzung) und Biomasse, 
was jedoch hauptsächlich auf die immer noch weit verbrei- 
tete traditionelle Biomassenutzung zurückzuführen ist (BP, 
2007; GBEP,2008). 

Chinas Energiebedarf wird sich mit zunehmendem 
Wirtschaftswachstum - bei Wachstumsraten der Energie- 
nachfrage von teilweise 15 % jährlich (GBEP, 2008) - bis 
zum Jahr 2030 trotz Maßnahmen zur Erhöhung der Ener- 
gieeffizienz mehr als verdoppeln. Dies hat seine Ursache 
nicht zuletzt im steigenden Verkehrsaufkommen (lEA, 
2007d; Weyerhaeuser et ah, 2007). China wird versuchen, 
den rasant steigenden Energiebedarf auch in Zukunft 
möglichst durch nationale Produktion zu decken. Mit Aus- 
nahme von Öl ist dies möglich, da die Kohlevorräte groß 
und andere Potenziale wie etwa Wind- und Wasserkraft bei 
weitem nicht ausgeschöpft sind. 

Die Versorgungslage bei der Stromerzeugung, welche 
zu 80 % auf Kohle und zu 16 % auf Wasserkraft basiert, 
ist strukturell bedingt sehr unterschiedlich und die Netz- 
verluste sind hoch. Besonders ländliche Regionen sind mit 
Elektrizität unterversorgt. Die ländliche Energieversorgung 
beruht zu einem Großteil auf kleinen Wasserkraftwerken 
und auf traditioneller Biomassenutzung. Zur Verbesserung 
der ländlichen Energieversorgung wurden seit 1975 ca. 17 
Mio. Biogasanlagen in ländlichen Regionen installiert, die 
mit biologischen Abfällen betrieben werden können (GTZ, 
2006, 2007a). Aber auch bei der modernen Nutzung von 
Bioenergie ist China auf dem Vormarsch. Es gibt bereits 
einige Anlagen zur Stromproduktion aus Biomasse, die im 
Jahr 2006 insgesamt 2 GW Strom produzierten (REN21, 
2008). Der Strom wurde hauptsächlich aus Bagasse gewon- 
nen und diente in vielen Fällen der Zuckerindustrie zur 
Selbstversorgung. Darüber hinaus gibt es Produktionsanla- 
gen für Bioethanol aus Getreide. Insgesamt ist China der 
weltweit größte Nutzer von Bioenergie (9 EJ im Jahr 2005) 
vor Indien, den USA und Brasilien (GBEP, 2008). Dabei 
nutzt das Land nur einen Bruchteil seines Bioenergiepoten- 
zials. Möglichkeiten zur besseren Ausschöpfung des Poten- 
zials bestehen vor allem bei der Nutzung von organischen 
Stoffen in Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen mit Dampftur- 
binen und bei der Verstromung von Biogas in Gasmotoren 
(GTZ, 2007a). 

öffizielles Ziel der Regierung ist es, bis 2020 15 % der 
Primärenergie aus regenerativen Energien (ohne tradi- 


tionelle Biomasse) zu erzeugen. Strom aus Biomasse soll 
einen Beitrag von 20 GW zur Erreichung des Ziels leisten 
(GBEP, 2008). Bis 2020 sollen außerdem 13 Mrd. 1 Bioetha- 
nol und 2,3 Mrd. 1 Biodiesel pro Jahr produziert werden, um 
die Importabhängigkeit von Rohöl zu reduzieren. China ist 
mit ca. 1-3 Mrd. 1 Bioethanol im Jahr 2006 der drittgrößte 
Ethanolproduzent nach den USA und Brasilien. Biodiesel 
wurde im Jahr 2006 in weitaus geringerem Umfang (etwa 
70-100 Mio. 1) produziert, vorwiegend aus Altöl (GBEP, 
2008; REN21, 2008). Der Grossteil des Ethanols (über 
80%) wird aus Mais gewonnen, aber auch Maniok, Reis, 
Zucker und Zellstoffabfälle dienen als Rohstoffe. Für die 
Biodieselproduktion bieten sich neben Altöl noch Raps-, 
Sonnenblumen-, Soja- und Erdnussöl an (GTZ, 2006). Im 
Südwesten des Landes in den Provinzen Guizhou, Sichuan 
und Yunnan ist zudem der Anbau von Jatropha zur Biodie- 
selerzeugung auf bis zu 15 Mio. Hektar geplant (Weyer- 
haeuser et al., 2007). Zusätzliche 3 Mio. t Biodiesel könnten 
künftig auch aus Altöl bzw. minderwertigen Nebenproduk- 
ten aus der Speiseölherstellung gewonnen werden, wobei 
kurzfristig nicht mit einer ausreichenden Logistik zur Nut- 
zung dieser Rohstoffe zu rechnen ist (GTZ, 2006). Weiter- 
hin plant China, künftig Biodiesel aus holzartiger Biomasse 
zu gewinnen (GBEP, 2008). 

China ist flächenmäßig das viertgrößte Land der Erde. 
Allerdings sind nur 10 % der Landfläche landwirtschaftlich 
nutzbar. 27 % des Landes sind Wüsten und ein weiterer 
großer Teil sind marginale Bergregionen. Wälder machen 
16,5 % des Landes aus. Die Desertifikation nimmt auf- 
grund von Übernutzung stetig zu. Die Bewässerungseffi- 
zienz liegt in China noch immer bei 45 % im Vergleich zu 
70% in Industrieländern (GTZ, 2006). Daraus kann ein 
Konflikt der Bioenergieförderung mit der Nahrungsversor- 
gung und der Wasserverfügbarkeit erwachsen. Momentan 
kann sich China noch selbst mit Getreide versorgen, könnte 
aber schon bald auf Importe angewiesen sein, wie es heute 
bereits bei Soja - aufgrund der steigenden Nachfrage nach 
Fleisch - der Fall ist. Vorrangiges Ziel Chinas ist deshalb 
auch in der Bioenergiepolitik die Nahrungsmittelsicherheit, 
da trotz gestiegener Produktivität die Nachfrage ansteigt 
und Versorgungsengpässe absehbar sind (GTZ, 2006). 

Da die Getreidepreise in China extrem gestiegen waren, 
hat die Regierung die Ethanolproduktion aus Getreide im 
Jahr 2007 verboten, um einen weiteren Preisanstieg zu ver- 
hindern (Weyerhaeuser et al., 2007). Stattdessen sollen neue 
öuellen für die Ethanolerzeugung genutzt werden, wie etwa 
Hirse, Maniok und Zellulose. Die Anstiege der Getreide- 
preise trugen j edoch auch zur Verbesserung landwirtschaft- 
licher Einkommen bei. Zudem wird angenommen, dass die 
energetische Nutzung land- und forstwirtschaftlicher Pro- 
dukte in China 9,2 Mio. Arbeitsplätze schaffen könnte, was 
die Einkommenssituation der ländlichen Bevölkerung und 
damit auch deren Zugang zu Nahrungsmitteln verbessern 
würde (GTZ,2006). Gemäß Abschätzungen der GTZ (2006) 
stehen für die Biokraftstoffproduktion zudem Landflächen 
zur Verfügung, die nicht in Konkurrenz zur Nahrungsmit- 
telproduktion stehen. Für die Bioethanolproduktion sind in 
einem optimistischen Szenario 7,6 Mio. ha und für die Bio- 
dieselproduktion 67,5 Mio. ha Land geeignet. Somit kann 
Bioenergie zumindest teilweise zur Deckung des steigen- 
den Energiebedarfs in China beitragen. Die Nutzungskon- 
kurrenz zwischen Bioenergie und Nahrungsmittelproduk- 
tion muss jedoch sorgfältig beobachtet werden. 
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Netto Verkäufern bzw. im Umkehrschluss Nettokäu- 
fern von Grundnahrungsmitteln im Land ist. 

Wenn man den ungewichteten Durchschnitt zwi- 
schen den Ländern berechnet, ergibt sich, dass 
lediglich 23 % aller Haushalte und 31 % der ländli- 
chen Haushalte Netto Verkäufer von Nahrungsmit- 
teln sind. Das bedeutet, dass der Großteil der Haus- 
halte in den betrachteten Ländern Nettokäufer von 
Grundnahrungsmitteln sind und vermutlich nega- 
tiv durch die hohen Nahrungsmittelpreise betroffen 
werden. Überproportional werden dabei die armen 
Haushalte sowohl im städtischen als auch im länd- 
lichen Bereich betroffen sein (FAO, 2008a). Posi- 
tive Auswirkungen auf der Haushaltsebene sowohl 
im ländlichen als auch im städtischen Raum erge- 
ben sich langfristig durch die relativ hohe Arbeits- 
intensität des Agrarsektors in Entwicklungsländern 
sowie durch Verbindungen zu vor- und nachgelager- 
ten Sektoren (Brüntrup, 2008). 


5.2.6 

Folgerungen: Ansätze zur Entschärfung der 
Nutzungskonkurrenzen 

Die Nahrungsproduktion der kommenden Deka- 
den steht aufgrund der weltweit dynamisch wachsen- 
den Nachfrage nach Nahrungs- und Futtermitteln 
vor großen Herausforderungen. Haupttreiber dieser 
Entwicklung sind neben dem Bevölkerungswachs- 
tum der wachsende Wohlstand in den wirtschaftlich 
aufstrebenden Entwicklungs- bzw. Schwellenländern. 
Die mit wachsendem Wohlstand einher gehende 
Änderung von Ernährungsgewohnheiten verleiht 
dieser Entwicklung eine neue Dynamik. Gleichzeitig 
werden die Potenziale zur Steigerung der Nahrungs- 
produktion durch Flächenknappheit, Klimawandel 
und Bodendegradation einschränkt. Die wachsende 
Bedeutung der Bioenergie erhöht den Druck auf die 
landwirtschaftlichen Flächen zusätzlich. Vor diesem 
Hintergrund ist zu beachten, dass steigende Preise 
für Nahrungs- und Futtermittel sowie Energie eine 
Bedrohung der Ernährungssicherheit, aber auch eine 
Chance zu ihrer Reduzierung sein können. Entschei- 
dend sind hier neben geeigneten politischen Rah- 
mensetzungen die sozioökonomischen und agrar- 
ökologischen Bedingungen vor Ort. Die Entwick- 
lung der Weltmarktpreise für Nahrungsmittel geht 
auf ein ganzes Bündel von Ursachen zurück und ist 
nur begrenzt auf die weltweite Steigerung des Ener- 
giepflanzenanbaus zurückzuführen. 

Die „großen Hebel“ zur Entschärfung der dis- 
kutierten Nutzungskonkurrenz mit Energiepflan- 
zen sind global gesehen der bevorzugte Anbau von 
Energiepflanzen auf degradierten und marginalen 
Flächen (wenn die Flächen dem Lebensunterhalt 


lokaler Bevölkerungsgruppen dienen, müssen deren 
Interessen berücksichtigt werden), die Entwicklung 
integrierter Bioenergie- und Ernährungssicherungs- 
strategien auf Länderebene, die Steigerung der Flä- 
chenproduktivität, unterstützt durch eine Reform der 
internationalen Agrar- und Handelspolitik, sowie die 
Förderung fleischarmer Ernährungsweisen. In eini- 
gen armen Entwicklungsländern sind auch Maßnah- 
men zur Eindämmung des Bevölkerungswachstums 
sowie die Vermeidung von Nachernte Verlusten rele- 
vant (Kap. 10.4). Die Empfehlungen in Kap. 12 tra- 
gen diesen Steuerungsmöglichkeiten Rechnung. 


5.3 

Stoffliche Nutzung von Biomasse 

Biomasse aus Pflanzen und Tieren wird nicht nur für 
Nahrungs- und Futtermittel (Kap. 5.2) und zur Pro- 
duktion von Bioenergie verwendet, sondern auch für 
die stoffliche Nutzung in Produkten. Dabei ist die 
stoffliche Nutzung von pflanzlicher Biomasse in Pro- 
dukten außerordentlich vielfältig (Abb. 5.3-1) und 
regional sehr unterschiedlich. Aber auch Rohstoffe 
tierischer Herkunft werden stofflich genutzt, z.B. 
Häute bzw. Leder, Wolle oder Fette. 

Mit Blick auf die Literatur zur stofflichen Nutzung 
von Biomasse fällt auf, dass meist nicht zwischen 
der Verwendung von „halmartiger“ und „holzarti- 
ger“ Biomasse unterschieden wird bzw. unterschie- 
den werden kann. Im deutschsprachigen Raum wer- 
den pflanzliche Agrarrohstoffe und Rohhölzer in der 
stofflichen Nutzung unter dem Begriff Nachwach- 
sende Rohstoffe (NaWaRo) zusammengefasst: Das 
sind alle Stoffe, die aus lebender Materie stammen 
und vom Menschen zielgerichtet für Zwecke außer- 
halb des Nahrungs- und Futterbereiches verwendet 
werden (FNR, 2006c). 

Produkte, die aus Biomasse hergestellt werden 
(wie z.B. Biokunststoffe oder Seifen), sind - über 
die gesamte Produktlinie betrachtet - nicht immer 
mit weniger COj-Emissionen verbunden als erdölba- 
sierte Produkte. Durch direkte oder indirekte Land- 
nutzungsänderungen beim Anbau oder durch eine 
energetisch aufwendige Verarbeitung können im 
Einzelfall mehr Treibhausgase freigesetzt werden als 
bei erdölbasierten Produkten. 

Der Anteil der Biomasse in der stofflichen Nut- 
zung und die dafür eingesetzten Flächen sind bis- 
her nicht global erfasst. Selbst vorhandene Daten 
zur Produktion oder zum Verbrauch einzelner stoff- 
licher Nutzungen sind vielfach unklar oder wider- 
sprüchlich. Dies hegt daran, dass oft nicht eindeu- 
tig zwischen stofflicher und energetischer Nutzung 
oder der Nutzung fossiler und biogener Quellen 
unterschieden wird und viele Produkte gleichzeitig 
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Pflanzliche Rohstoffe 


Getreide, Zuckerpflanzen, 

Faserpflanzen Ölpflanzen 


Organische Abfälle 


Holz- und holzartige 
Pflanzen 


Ernterückstände 



Abbildung 5.3-1 

Nutzungsketten zur stofflichen Biomassenutzung. 

Quelle: SRU, 2007, ergänzt 

Rohstoffe aus mineralischen, biogenen und fossilen 
Quellen enthalten (z.B. Waschmittel). Weiter wird 
oft nicht klar zwischen primären und sekundären 
(Recycling-)Rohstoffen unterschieden, und weiter- 
verarbeitete Holzprodukte werden nicht immer ein- 
bezogen. Darüber hinaus gibt es einen regen Handel 
mit Rohstoffen, halbfertigen Produkten und Produk- 
ten, wodurch die Abgrenzung der Daten zusätzlich 
erschwert wird. So ist beispielsweise Deutschland 
für bestimmte verarbeitete Baumwollhalbwaren ein 
Nettoexporteur. 


5.3.1 

Stoffliche Nutzung von pflanzlichen Rohstoffen 
(außer Holz) in Deutschland 

Für die Ermittlung von Flächenpotenzialen für die 
energetische Biomassenutzung ist es wichtig, zumin- 
dest die Größenordnung der stofflichen Nutzung 
von Biomasse zu kennen. Nachfolgend wird eine 
solche Abschätzung vorgenommen, wobei zwischen 
Holz- und Zellstoffprodukten aus Waldflächen sowie 
pflanzlichen und tierischen Produkten aus Acker- 
und Grasland unterschieden wird. Da keine Stu- 
dien zur globalen Flächeninanspruchnahme der 
stofflichen Nutzung von Biomasse vorliegen, wird 
der Umfang der Nutzung zuerst am Beispiel eines 
Industrielands (Deutschlands) erhoben und dann 


unter vereinfachenden Annahmen auf den globalen 
Bedarf skaliert. Rohstoffe tierischer Herkunft (z.B. 
tierische Fette, Leder, Wolle) werden dabei nicht ein- 
berechnet. 

Die Abschätzung des Flächenbedarfs wird an 
Hand der mengenmäßig wichtigsten Rohstoffe 
durchgeführt, das sind Holz bzw. Zellulose, Naturfa- 
sern, Öle und Fette, Stärke und Zucker (TAB, 2007). 
Weitere Rohstoffe werden mit einem Pauschalbe- 
trag erfasst. Auch die Zahlen zum Pro-Kopf-Ver- 
brauch der wichtigsten Rohstoffe sind nicht einfach 
abzuleiten, da bei Import und Export von Halbwa- 
ren der Anteil der biogenen Rohstoffe selten ange- 
geben wird. 

So werden in Deutschland nach Angaben des 
Büros für Technikfolgenabschätzung beim Deut- 
schen Bundestag jährlich etwa 120.000 t Naturfa- 
sern industriell verarbeitet, das sind etwa 1,45 kg 
pro Kopf (TAB, 2007). Der jährliche Pro-Kopf-Ver- 
brauch dürfte allein bei Baumwolle bei etwa 10 kg 
pro Kopf und der Gesamtverbrauch in Deutschland 
damit insgesamt bei 825.000 t liegen. Zum stofflichen 
Pro-Kopf-Verbrauch von (verarbeiteten) Ölen, Fet- 
ten, Stärke und Zucker in Produkten gibt es keine 
statistischen Erhebungen, so dass zur Abschätzung 
des Verbrauchs vereinfacht davon ausgegangen wird, 
dass dieser so hoch ist wie die in Deutschland jeweils 
jährlich verarbeitete Menge: 805.000 1 pflanzliche 
Öle, 345.000 t tierische Fette, 492.000 t Chemiestärke 
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Tabelle 5.3-1 

Produktion und Welthandel mit Forstprodukten. Handelsdaten sind jeweils der Mittelwert von Import und Export aus 
offiziellen Statistiken. 

Quelle: FAO, 2007a 



Globale Produktion (2005) 
[Mio. m^] 

Handel (2005) 

[Mio. mfl 

Anteil Handel an der 
Produktion [%] 

Brennholz 

1.766,9 

3.6 

0,2 

Rund- und Industrieholz 

1.644,3 

120,8 

7,3 

Schnittholz 

421,8 

132,2 

31,3 

Holzwerkstoffe 

220,1 

79,1 

36,0 


[Mio. t] 

[Mio. t] 

t%] 

Zellstoff 

189,7 

41,0 

21,9 

Papier und Karton 

353,4 

111,8 

31,6 


und 240.000 t Zucker (TAB, 2007). Sonstige pflanzli- 
che Rohstoffe wie etwa Heilmittel sind im Vergleich 
dazu mengenmäßig zu vernachlässigen (der Flä- 
chenbedarf könnte allerdings vergleichsweise höher 
sein). 

Die Anbaufläche für nachwachsende Rohstoffe 
für die stoffliche und energetische Nutzung lag in 
Deutschland 2005 bei 1,4 Mio. ha. Nach Angaben 
des TAB (2007) wurden auf nur 0,28 Mio. ha nach- 
wachsende Rohstoffe für die stoffliche Nutzung 
produziert (0,23 % der gesamten Ackerfläche). Die 
gesamte landwirtschaftliche Nutzfläche in Deutsch- 
land beträgt 17 Mio. ha, davon sind 12 Mio. ha Acker- 
fläche und 5 Mio. ha. Grünland. Die für die stoffli- 
che Nutzung der in Deutschland verbrauchten Pro- 
dukte tatsächlich genutzte Fläche dürfte um ein Viel- 
faches höher sein, wenn man die Flächennutzung im 
Ausland einbezieht (z.B. bei Baumwolle und tropi- 
schen Ölen) und noch höher, wenn man zusätzlich 
alle jährlich verbrauchten Kunststoffe, Bitumen und 
Schmierstoffe aus Biomasse hersteilen würde. Bei 
einem jährlichen deutschen Pro-Kopf-Verbrauch 
von rund 10 kg Baumwolle ergibt sich beispielsweise 
bereits eine Ackeranbaufläche von fast 1,2 Mio. ha 
(10% der deutschen Ackerfläche). Weltweit hegt 
der Anteil des Baumwollanbaus bei rund 2,5 % der 
Ackerfläche. 

Kunststoffe werden bislang fast ausschließlich aus 
Öl und Gas produziert, der Anteil von Biokunststof- 
fen an der Gesamtproduktion hegt unter 1 % . Wenn 
man in ferner Zukunft alle Kunststoffe sowie Bitu- 
men und Schmierstoffe (zusammen etwa 8% des 
Rohölverbrauchs) aus biogenen Rohstoffen herstei- 
len würde, ergäbe sich ein sehr hoher Flächenver- 
brauch. Bei einem halb so hohen Pro-Kopf-Verbrauch 
wie derzeit in Deutschland und einer Weltbevölke- 
rung von 9 Mrd. Menschen würde der Flächenbedarf 
für Produkte aus traditionell landwirtschaftlicher 
Erzeugung (Textilien, chemische Produkte aus Ölen, 


Zucker und Stärke) und für die biogene Erzeugung 
von Kunststoffen, Bitumen und Schmierstoffen nach 
Berechnung des WBGU zusammen bei rund 10% 
der Weltagrarfläche hegen. 


5.3.2 

Stoffliche Nutzung von Forstprodukten 

Die globale Waldfläche betrug 2005 weniger als 
4 Mrd. ha. Diese Fläche ist rückläufig, auch wenn sich 
regional unterschiedliche Entwicklungen darstellen. 
Während für Teile Europas und Asien aufgrund von 
Aufforstungen Nettozuwächse an Waldfläche berich- 
tet werden, nehmen die Flächen in anderen Regio- 
nen, vor allem in Afrika oder Lateinamerika weiter 
ab (FAO, 2005). 

Waldökosysteme stellen verschiedene Dienstleis- 
tungen gebündelt bereit und werden daher häufig in 
multiplen Verwendungen genutzt, d.h. eine Waldflä- 
che kann für unterschiedliche Zwecke gleichzeitig 
genutzt werden. In 34 % der Wälder ist die Produk- 
tion von Holzprodukten und nichtholzartigen Forst- 
produkten die primäre Nutzungsform. Insgesamt 
werden über 50 % der Wälder produktiv in Verbin- 
dung mit anderen Ökosystemleistungen, wie Boden- 
schutz und Wasserschutz, Naturschutz oder Erholung 
genutzt (FAO, 2005). Strukturell gewinnen Holzplan- 
tagen an Bedeutung. 

Für 2005 wurde die weltweite Entnahme von Holz 
auf rund 4 Mrd. m^ taxiert (Tab. 5.3-1). Die weltweit 
produzierte Holzmenge ist damit deutlich höher als 
die Gesamtmenge der Werkstoffe Stahl, Aluminium 
und Beton. Nach Angaben der FAO werden 44 % des 
eingeschlagenen Holzes als Brennholz verwendet 
(FAO, 2005). 56 % werden für Rund- und Industrie- 
holz (u.a. für Zellstoffprodukte), Schnittholz sowie 
Fertigwaren (z.B. Möbel), also zunächst für stoffli- 
che Zwecke, eingesetzt. Bei der Verarbeitung werden 
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Abbildung 5.3-2 

Handel mit Forstprodukten - Regionale Trends seit 1990. 
Quelle: FAQ, 2007a 

allerdings oft in der Produktion anfallende Holzab- 
fälle energetisch genutzt, so dass der tatsächlich stoff- 
lich genutzte Anteil etwas niedriger als 56 % hegen 
dürfte. 

Brennholz wird bislang kaum international gehan- 
delt und in großem Ausmaß traditionell zum Heizen 
und Kochen eingesetzt. Hohe Transportkosten rela- 
tiv zum Warenwert verhindern die Wirtschaftlichkeit 
von Exporten (Thrän et ak, 2005). Für Holzpellets 
findet allerdings schon heute ein Handel statt, der 
in Zukunft noch stark zunehmen könnte. Zwischen 
der energetischen und stofflichen Nutzung von Holz 
gibt es dann eine Konkurrenz, wenn das Holz sofort 
energetisch genutzt wird. Bei der stofflichen Nut- 
zung können die Holzprodukte bis auf wenige Aus- 
nahmen (wie etwa Toilettenpapier) nach Ende ihrer 
Nutzungsphase energetisch verwertet werden (Kas- 
kadennutzung, Kap. 5.3.3). 

Der Handel mit Industrie- und Rundhölzern ist 
schwer abzugrenzen, da ein Teil verarbeitet und dann 
als Zellstoff oder Papier exportiert wird. Hauptex- 
porteure von Hölzern sind die Russische Förderation, 
Kanada und die USA (Thrän et ak, 2005). Europa 
und Asien sind die Hauptabnehmer der russischen 
Hölzer (FAO, 2007a; Abb. 5.3-2). Der interne Han- 
del in Europa und Nordamerika macht den Groß- 
teil des weltweiten Handelsvolumens aus (Thrän et 
ak, 2005). 

Bei zum Heizen und Kochen eingesetztem Brenn- 
holz besteht vor allem in Entwicklungsländern ein 
hohes Einsparpotenzial, weil dort oft noch auf offe- 
nem Feuer gekocht wird (Kap. 8.2). Andererseits 
könnte durch Zunahme der Bevölkerung und stei- 
gende Energiepreise für alternative Brennstoffe 
die Nachfrage steigen. Bei stofflich genutztem Holz 
(Zellstoffprodukte wie z.B. Papier; Bauholz; Möbel- 
holz) muss mit einer deutlichen Steigerung der Nach- 
frage gerechnet werden. Im European Forest Sector 
Outlook der UN wird beispielsweise für Europa (das 
bereits einen sehr hohen Verbrauch hat) von 2000 
bis 2020 eine weitere jährliche Zunahme des Holz- 
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Verbrauchs prognostiziert: um 1,8% bei Schnitt- 
holz, 2,6 % für Panels und 2,9 % für Papierprodukte 
(UNECE, 2005). 

Etwa ein Fünftel der Holzproduktion wird für die 
Papierproduktion eingesetzt (Worldwatch Institute, 
1999). Der Pro-Kopf-Verbrauch der stofflich genutz- 
ten Holzprodukte ist in den Industrieländern erheb- 
lich höher als in Schwellen- und Entwicklungslän- 
dern, bei Papierprodukten etwa zwölfmal so hoch. 
15% der Weltbevölkerung haben einen jährlichen 
Pro-Kopf-Verbrauch von 240 kg Papier, 85 % einen 
Pro-Kopf-Verbrauch von 19 kg (Edelbrock, 2005). 
Der Weltdurchschnitt hegt bei 57 kg pro Kopf und 
Jahr. Bei einer Verdopplung des Weltdurchschnitts 
auf 114 kg pro Kopf und Jahr, einer Recyclingquote 
von 50% und einer Weltbevölkerung von 9 Mrd. 
würde sich allein durch den gestiegenen Papierver- 
brauch ein zusätzlicher Rohholzbedarf von rund 1 
Mrd. m^ ergeben (rund 25 % der derzeitigen stoff- 
lichen und energetischen Nutzung), bei einer Stei- 
gerung auf den Pro-Kopf-Verbrauch Deutschlands 
wären das rund 2,7 Mrd. m^ Rohholz (rund 70 % der 
derzeitigen stofflichen und energetischen Nutzung). 

Vor allem durch die hohen Zellstoffimporte haben 
selbst waldreiche Industrieländer wie etwa Deutsch- 
land einen hohen Importanteil an Holzprodukten 
und an globaler Inanspruchnahme von Waldflächen. 
So wird die globale Flächeninanspruchnahme für 
Holzprodukte durch die Verwendung von Holzpro- 
dukten in Deutschland auf 23,3 Mio. ha geschätzt. 
Die nationale Waldfläche von 10,1 Mio. ha hat daran 
nur einen Anteil von 43 % (Wuppertal-Institut und 
RWI, 2008). 


5.3.3 

Kaskadennutzung 

Für die Produktion von Biomasse für stoffliche Zwe- 
cke (Fasern, Kunststoffe, technische Öle u.a.) dürfte 
der Anteil an der Weltagrarfläche bei rund 10 % he- 
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gen (Kap. 5.3.1). Dieser durchaus relevante Flächen- 
bedarf würde sich dadurch relativieren, dass die auf 
Biomasse basierenden Produkte nach ihrer Nutzung 
einer energetischen Verwertung zugeführt werden 
können (Kaskadennutzung). Dabei ist allerdings zu 
berücksichtigen, dass es bei der Produktion, bei der 
Nutzung in offenen oder halboffenen Anwendungen 
(z.B. Waschmittel) sowie bei Sammeln und Recycling 
zu Energieverlusten kommt. 


5.3.4 

Perspektiven der stofflichen Produktion ohne Öi, 
Gas und Kohie 

Bereits heute werden Rohstoffe wie Fasern, tech- 
nische Öle u.a. ausschließlich oder teilweise durch 
Anbau von Pflanzen gewonnen. Allerdings werden 
die mengenmäßig wichtigen Produkte (wie z.B. die 
Kunststoffe) überwiegend aus Erdöl hergestellt. Bei 
einem kompletten Ausstieg aus fossilen Energie- 
trägern müssten auch diese Produkte aus Biomasse 
hergestellt werden. Langfristig wird sich die stoffli- 
che Produktion damit komplett anders als heute dar- 
stellen: 

• Ein gezielter Anbau von Pflanzen sollte dazu füh- 
ren, dass soweit wie möglich Rohstoffe produziert 
werden können, die bereits einen hohen natürli- 
chen Veredelungsgrad aufweisen, wie z.B. die so 
genannten Naturstoffe (Arzneimittel, Duftstoffe, 
Seifenrohstoffe usw.). 

• Der Großteil der Rohstoffe sollte in Bio- 
„Raffinerien“ (z.B. in Lignozellulose-Bioraffine- 
rien) erzeugt werden, wobei ähnlich wie heute in 
der Petrochemie einige typische Grundstoffe syn- 
thetisiert werden könnten, aus denen sich „Stamm- 
bäume“ von weiter verarbeiteten Rohstoffen bzw. 
Chemikalien biogenen Ursprungs ergeben wür- 
den (TAB, 2007; IFEU, 2007). Wesentliche Grund- 
stoffe würden sich von Kohlehydraten bzw. Lig- 
nozellulose ableiten. Die Produktion könnte, aber 
müsste nicht, mit der von Biokraftstoffen gekop- 
pelt sein. 

• Wie im Energiebereich müsste auch im stoffli- 
chen Bereich auf Effizienz geachtet werden. Pro- 
duktdesign und Abfallwirtschaft müssen stark 
umgestellt werden, so dass sich ohne hohen Auf- 
wand zur Sammlung und Aufbereitung der Pro- 
dukte hohe stoffliche und energetische Verwer- 
tungsquoten ergeben. 


5.4 

Nutzungskonkurrenz zur biologischen Vieifait 

Die biologische Vielfalt der Erde ist in der Krise: die 
heutige Aussterberate der Tier- und Pflanzenarten ist 
100-1 .OOOmal größer als im Mittel der Erdgeschichte 
und wird sich weiter erhöhen (MA, 2005a). Durch 
den Verlust der biologischen Vielfalt sind wichtige 
Ökosystemleistungen gefährdet (z.B. Küstenschutz, 
Wasserhaushalt, Bestäubung, usw.; MA, 2005e). 
Außerdem gehen mit dem Aussterben von Tier- 
und Pflanzenarten ihre genetischen und physiologi- 
schen Baupläne irreversibel verloren, die für künf- 
tige Entwicklungsoptionen von großem Wert sein 
können, z.B. die Weiterentwicklung der Nutzpflan- 
zen oder die Medizinforschung (WBGU, 2000; Chi- 
vian und Bernstein, 2008). Biodiversität ist aus die- 
sen Gründen als ein Schlüsselelement für nachhal- 
tige Entwicklung anerkannt (WEHAB-Framework 
des WSSD; WEHAB Working Group, 2002). Die 
Weltgemeinschaft hat sich im Rahmen der Biodiver- 
sitätskonvention (CBD, 2002b) und auf dem Weltgip- 
fel für Nachhaltige Entwicklung (WSSD, 2002) dar- 
auf geeinigt, bis 2010 einen signifikanten Rückgang 
der Verlustrate der biologischen Vielfalt zu erreichen 
(Kap. 3 und 10.5). Allerdings deutet vieles darauf hin, 
dass dieses Ziel verfehlt wird (MA, 2005a): Von den 
15 Indikatoren, die von der Biodiversitätskonvention 
verwendet werden, um die Erreichung des 2010-Ziels 
zu beurteilen, zeigen 12 Indikatoren einen ungebro- 
chenen Abwärtstrend. Nur ein Indikator zeigt nach 
oben, nämlich die Fläche der ausgewiesenen Schutz- 
gebiete (CBD, 2006a; Kasten 5.4-1). 

Der wichtigste Grund für die aktuelle globale 
Krise der biologischen Vielfalt ist der Habitatverlust 
durch die land- und forstwirtschaftlich motivierte 
Konversion natürlicher und naturnaher Ökosysteme 
(Kap. 4.2.3) sowie durch die intensive Nutzung dieser 
Produktionssysteme. Mit dem Anbau von Energie- 
pflanzen kommt ein zusätzlicher Landnutzungstyp 
hinzu, wodurch sich die Konkurrenz um nutzbares 
Land verschärfen kann. Die zunehmende Konkur- 
renz um Land, und damit die Gefahr, biologische 
Vielfalt zusätzlich erheblich zu reduzieren (UNEP, 
2007a), hat vor allem zwei Dimensionen: Die Kon- 
version natürlicher Ökosysteme sowie die Intensivie- 
rung der Land- und Forstwirtschaft auf bestehenden 
Flächen. Konversion natürlicher Ökosysteme kann 
auch indirekt stattfinden, wenn der Anbau von Ener- 
giepflanzen die dort bislang stattgefundene Landnut- 
zung verdrängt. Diese muss auf andere Flächen aus- 
weichen, was dazu führen kann, das hierfür natürliche 
Ökosysteme konvertiert werden (Searchinger et al., 
2008). Diese indirekten Verdrängungseffekte haben 
häufig eine internationale Dimension: Eine Auswei- 
tung des Anbaus von Energiepflanzen auf Ackerflä- 
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Kasten 5.4-1 

Schutzgebiete: Status Quo und Trends 

Die Weltnaturschutzunion lUCN definiert Schutzgebiete 
folgendermaßen: „Ein eindeutig definierter geografischer 
Raum, der durch rechtliche oder andere effektive Instru- 
mente anerkannt, ausgewiesen und betrieben wird, um 
dauerhaften Naturschutz mit den damit verbundenen öko- 
systemaren Leistungen und kulturellen Werten zu errei- 
chen.“ (Dudley, 2008). Schutzgebiete haben in den letzten 
Jahrzehnten sowohl an Anzahl als auch an Fläche deutlich 
zugenommen (Abb. 5.4-1). Es gibt heute etwa 115.000 
Schutzgebiete weltweit (WDPA, 2008), mit einer Fläche 
von über 20 Mio. km^, was mehr als 12 % der terrestrischen 
Fläche entspricht (Chape et al., 2005). Dabei werden auch 
Gebiete mitgerechnet, deren primärer Zweck die nachhal- 
tige Nutzung und nicht die Erhaltung biologischer Vielfalt 
ist (lUCN-Kategorien V und VI; UNEP-WCMC, 2008). 

Allerdings können Anzahl und Fläche der Schutzgebiete 
nur mit Abstrichen als Indikatoren für effektiven Natur- 
schutz dienen (Pressey, 1997), da viele der Schutzgebiete 
nur auf dem Papier existieren (lUCN, 2003), und es bei 
vielen Gebieten an effektivem Management und Durchset- 
zung des Schutzstatus mangelt (UNEP, 2007a; Dudley et al., 
2004). Zudem erfolgte die Auswahl der Gebiete meist nicht 
nach wissenschaftlichen Erwägungen, wie der größtmög- 
liche Beitrag zum globalen Schutzgebietssystem erreicht 
werden kann, sondern es wurden häufig ökonomisch weni- 
ger interessante Flächen bevorzugt unter Schutz gestellt. 

Wirksamkeit und Gefährdung 

Vor allem in den Tropen sind Schutzgebiete bedroht, primär 
durch Übernutzung (Jagd,Sammeln) undBesiedlungsdruck, 
durch Landkonversion und -fragmentierung innerhalb 
der Gebiete sowie durch die zunehmende Isolierung der 
Schutzgebiete als Folge der Landkonversion der umliegen- 
den Flächen (Carey et al., 2000; lUCN, 2003). Hinzu kom- 
men die Bedrohungen durch invasive Arten (Kasten 5.4-3) 
und den Klimawandel (Kap. 5.4.4). Eine Untersuchung in 
zehn tropischen Ländern zeigte, dass nur 1 % der dortigen 
Waldschutzgebiete als gesichert gelten konnten und viele 
unter Degradation und Flächenverlust litten (Dudley und 
Stolton, 1999b). Im Gegensatz dazu konnte in der Mehr- 
zahl der von Bruner et al. (2001) untersuchten tropischen 
Schutzgebiete weitere Landrodung verhindert und andere 



Abbildung 5.4-1 

Zunahme der Schutzgebietsfläche weltweit (1970-2000). 
Der geschützte Anteil an der terrestrischen Fläche hat in 
den letzten Jahrzehnten deutlich zugenommen und liegt 
heute bei mehr als 12 % . 

Quelle: UNEP, 2007a 
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Abbildung 5.4-2 

Repräsentativität von Ökoregionen im bestehenden 
Schutzgebietssystem. Häufigkeitsverteilung der 825 
terrestrischen Ökoregionen nach Anteil der Schutzfläche, 
ln weniger als der Hälfte der Ökoregionen stehen mehr 
als 10 % der Fläche unter Schutz und in 140 Ökoregionen 
sind weniger als 1 % der Fläche geschützt. 

Öuelle: UNEP, 2007a 

schädliche Aktivitäten zumindest begrenzt werden. Je bes- 
ser die Gebiete finanziell und mit Managementkapazität 
ausgestattet waren und geführt wurden, desto effektiver 
konnte in ihnen die biologische Vielfalt geschützt werden 
(lUCN, 2003). Insbesondere Schutzgebiete in Ländern mit 
schwachen Governance-Strukturen und geringen Kapazi- 
täten zum Management bestehender Schutzgebiete sind 
gefährdet (Brandon et al., 1998). Angesichts des zuneh- 
menden Landnutzungsdrucks können viele bestehende 
Schutzgebiete eine Erosion der biologischen Vielfalt ohne 
zusätzliche Investitionen voraussichtlich nicht aufhalten. 

Repräsentativität 

In welchem Ausmaß biologische Vielfalt im bestehenden 
globalen Schutzgebietssystem geschützt wird, ist nicht 
genau bekannt. Bei Vögeln läßt sich aber feststellen, dass 
20 % der Arten in keinem Schutzgebiet Vorkommen (Rod- 
rigues et al., 2004). Wenn man die vom WWF entwickelten 
825 Ökoregionen (Olson et al., 2001) mit den bestehenden 
Schutzgebieten abgleicht (Abb. 5.4-2), so stehen weniger 
als die Hälfte der Ökoregionen zu mehr als 10 % der Fläche 
unter Schutz, und in 140 Ökoregionen sind weniger als 1 % 
der Fläche geschützt (CBD, 2006a). Die für die menschli- 
che Ernährungssicherung besonders wichtige genetische 
Vielfalt der Kulturpflanzen und ihre Diversitätszentren 
sind in den bestehenden Schutzgebieten deutlich unterre- 
präsentiert (Stolton et al., 2006). Die Repräsentativität des 
Schutzsystems ist also weder für Ökosystemtypen noch für 
Arten oder genetische Vielfalt ausreichend. 

Klimawandel 

Der Klimawandel muss künftig bei der Planung und Füh- 
rung von Schutzgebieten berücksichtigt werden, denn etwa 
die Hälfte der Schutzgebiete kann von Verschiebungen 
der Klimazonen betroffen sein (Halpin, 1997). Ein an den 
Klimawandel angepasstes Schutzgebietssystem muss daher 
flexibler, größer, besser vernetzt und besser in die umlie- 
gende Kulturlandschaft integriert sein (UNEP, 2007a; Han- 
nah et al., 2007). 

Insgesamt ist also das bestehende Schutzgebietssystem 
ein notwendiges, aber nicht hinreichendes Instrument, um 
den weiteren Verlust der biologischen Vielfalt zu verhin- 
dern (MA, 2005c; McNeely, 2008). Es gibt international 
einen breiten Konsens darüber, dass das bestehende glo- 
bale Schutzgebietsnetzwerk ausgeweitet und besser finan- 





Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-81- 


Drucksache 17/2272 


ziert werden muss, wenn es seinen Zweck erfüllen soll (Kap. 
10.5). Die bestehenden Schutzgebietssysteme sind weder 
ausreichend groß, noch gut genug geplant, oder gut genug 
geführt (CBD, 2004b). Zur notwendigen Ausweitung gehö- 
ren u. a Korridore zur Vernetzung der Schutzgebiete, zusätz- 
liche Schutzgebiete in Ökosystemtypen oder Ökoregionen, 
in denen der Schutz noch unterrepräsentiert ist, Flächen, die 
für den Schutz gefährdeter Arten oder genetischer Vielfalt 


chen in Deutschland kann dazu führen, dass über in- 
ternationale Grenzen hinweg beispielsweise in tro- 
pischen Ländern verstärkt Regenwald gerodet oder 
Savanne umgebrochen wird. 

Die grundlegende Analyse dieser Landnutzungs- 
konkurrenz wird dadurch erschwert, dass die wis- 
senschaftliche Untersuchung der Zusammenhänge 
zwischen einer stark ausgeweiteten Bioenergienut- 
zung und den ökosystemaren Wirkungen erst seit 
kurzem an Dynamik gewinnt (Pritsche et al., 2006). 
So erwähnt z.B. der umfassende Bericht des Millen- 
nium Ecosystem Assessment das Problem Bioener- 
gie nur am Rande (MA, 2005a, b, c, d). Nur drei Jahre 
später wurden in einer Umfrage unter britischen 
Naturschutzexperten die Gefahren des zunehmen- 
den Bedarfs nach Bioenergie als ein hohes Risiko für 
den weiteren Verlust naturnaher Habitate und biolo- 
gischer Vielfalt eingestuft (Sutherland et al., 2008). 


5.4.1 

Konkurrenz des Energiepflanzenanbaus mit 
bestehenden Schutzgebieten 

Der Anbau von Energiepflanzen kann direkt mit der 
Erhaltung biologischer Vielfalt in Konkurrenz ste- 
hen, wenn hierfür die Konversion von Flächen beste- 
hender Schutzgebiete vorgesehen wird. Da Schutzge- 
biete eines der wichtigsten Instrumente für die Erhal- 
tung der biologischen Vielfalt und für die Sicherung 
von Ökosystemleistungen sind (Kasten 5.4-1; CBD, 
2004b; MA, 2005c), sollte der Schutzstatus andere, 
meist schädigende Nutzungen weitgehend ausschlie- 
ßen. 

Dies ist jedoch nicht immer der Fall. Schon die tra- 
ditionellen Formen der Bioenergienutzung (Feuer- 
holz, Holzkohle) können in Konkurrenz mit Schutz- 
gebieten stehen, wenn die Interessen der lokalen 
Bevölkerung am Zugang zu diesen biologischen 
Ressourcen mit dem Naturschutzzweck kollidie- 
ren. Diese Konflikte mit traditioneller Nutzung sind 
durch geeignete Planung und Partizipation aber in 
der Regel lösbar (MA, 2005c). 

Konfliktträchtiger sind großskalige, moderne Bio- 
energieprojekte. In Äthiopien wurden z.B. große 
Landflächen für die Produktion von Rizinus für 


wichtig sind, sowie Pufferzonen zu den intensiv bewirtschaf- 
teten Flächen. Diese Komplettierung des terrestrischen 
Schutzgebietsnetzwerks soll laut Biodiversitätskonvention 
bis 2010 abgeschlossen sein - nicht zuletzt angesichts des zu 
erwarteten zunehmenden Drucks auf die Landnutzung ist 
dies ein sehr ambitioniertes Ziel, das stärkerer politischer 
Unterstützung und institutioneller Verbesserungen bedarf 
(CBD, 2004b; Kap. 10.5). 


Biodiesel gerodet, die sich direkt am Babile-Reser- 
vat befanden, einem Schutzgebiet für Elefanten. 
Aber auch für die direkte Konkurrenz durch Aus- 
dehnung von Anbauflächen für Energiepflanzen in 
Schutzgebiete hinein gibt es Beispiele. So wurden 
in Uganda Pläne, über 7.000 ha eines Schutzgebiets 
mit tropischem Regenwald (Mabira Forest) für die 
Entwicklung von Zuckerrohrplantagen umzuwid- 
men, erst nach vehementen Protesten der Bevölke- 
rung gestoppt (ABN, 2007). Ein weiteres Beispiel ist 
die indonesische Provinz Riau, die in den letzten 25 
Jahren 65 % der natürlichen Waldfläche verloren hat 
und die immer noch sehr hohe Raten an Rodung und 
Degradation aufweist (2005-2006: 11 % Verlust). Als 
Folgenutzung werden häufig Ölpalmen oder Aka- 
zienplantagen angelegt. Aber auch innerhalb der 
Schutzgebiete konnte die Entwaldung nicht verhin- 
dert werden, selbst wenn die Raten deutlich niedri- 
ger waren als in den Flächen außerhalb. Die in Riau 
lokal verwalteten Schutzgebiete (etwa 22 % der Flä- 
che) erwiesen sich dabei als deutlich weniger effektiv 
(Rückgang der Primärwaldfläche von 81 % auf 47 %) 
als die nationalen Gebiete (6 % der Fläche, Rück- 
gang von 90 % auf 70 %; Uryu et al., 2008). 

Neben der direkten Konkurrenz zu Bioener- 
gieplantagen müssen auch die indirekten Effekte 
berücksichtigt werden, da die vom Energiepflanzen- 
anbau verdrängte Landnutzung den Druck auf beste- 
hende Schutzgebiete erhöhen kann. Dies ist beson- 
ders für die Schutzgebiete in den Tropen relevant, die 
schon heute sehr gefährdet sind (Carey et al., 2000; 
lUCN, 2003; Kasten 5.4-1). 

Es gibt aber auch Potenziale für nachhaltige Nut- 
zung innerhalb von Schutzgebietssystemen zum 
Zweck des Energiepflanzenanbaus. Die Weltnatur- 
schutzunion lUCN unterteilt die Schutzgebiete nach 
Kategorien, je nach Schutzziel und Nutzungsinten- 
sität (lUCN, 1994). Darunter sind auch Kategorien, 
in denen eine nachhaltige Nutzung mit dem Schutz- 
zweck vereinbar sein kann. Zum Beispiel kann in seit 
langem genutzten Kulturlandschaften die Erhaltung 
biologischer Vielfalt häufig nur gewährleistet wer- 
den, wenn die historischen Landnutzungen weiter 
bestehen oder ihre Effekte simuliert werden. Dies 
gilt z.B. in Mitteleuropa für viele marginale Flächen, 
auf denen extensive Weide- oder Niederwaldwirt- 
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Schaft betrieben wurde und die heute eine hohe bio- 
logische Vielfalt aufweisen. Dort können bestimmte 
Bioenergienutzungen (Holzschnitzel, Gras- und 
Strauchschnitt) mit landschaftspflegerischen Maß- 
nahmen im Sinn des Konzepts „Schutz durch Nut- 
zung“ kombiniert werden (WBGU, 2000; Wieg- 
mann et al., 2007). Auch in Rand- und Pufferzonen 
zwischen Schutzgebieten und umliegender intensiv 
genutzter Landschaft kann die Nutzung für Bioener- 
gie bei Auswahl geeigneter Anbausysteme (Kap. 7.1) 
mit dem Schutzzweck vereinbar sein. 


5.4.2 

Konkurrenz des Energiepflanzenanbaus mit 
natürlichen Ökosystemen außerhalb von 
Schutzgebieten 

Der größte Teil der terrestrischen biologischen Viel- 
falt findet sich außerhalb von Schutzgebieten, vor 
allem in den natürlichen oder naturnahen Ökosys- 
temen, die derzeit vom Menschen nicht intensiv 
genutzt werden. Deren Konversion zugunsten land- 
wirtschaftlicher Nutzung ist gegenwärtig der größte 
direkte Treiber für den Verlust biologischer Viel- 
falt (Baillie et al., 2004). Dieser Druck wird weiter 
steigen, denn laut FAO (2003b) werden bis 2030 in 
Entwicklungsländern 120 Mio. ha zusätzliches Land 
in Nutzung genommen. Eine massive Ausweitung 
der Bioenergienutzung würde diesen Trend erheb- 
lich verstärken. Eine Substitution von nur 10 % des 
Benzin- und Dieselverbrauchs in den USA und Eu- 
ropa würde dort 43 % bzw. 38 % der Ackerfläche in 
Beschlag nehmen oder eine entsprechende Agrar- 
produktion in andere Länder verlagern (lEA, 2004). 

Der Anbau von Energiepflanzen ist besonders in 
den Tropen attraktiv, da hier Land günstig zur Ver- 
fügung steht und bei guten Bedingungen die Hek- 
tarerträge hoch sind (Doornbosch und Steenblik, 
2007). Gleichzeitig konzentrieren sich hier aber auch 
die Gebiete mit großer biologischer Vielfalt, die für 
den Anbau konvertiert werden (Fallstudien in Bird- 
Life International, 2008). So ist die vermehrte Nach- 
frage nach Biokraftstoffen ein Treiber für die Aus- 
weitung von Ölpalmenplantagen (Kasten 5.4-2). In 
Südostasien ist der Zusammenhang von Ölpalmen- 
plantagen und der Rodung natürlicher Waldflächen 
zu beobachten (Malaysia, Indonesien; Reinhardt et 
al, 2007; UNEP, 2008; Koh und Wilcove, 2008). Die 
Konversion für Ölpalmenplantagen ist sehr profita- 
bel und die Governance in einigen Provinzen dieser 
Länder ungenügend, so dass die bestehenden gesetz- 
lichen Regelungen zum Schutz der Wälder nicht 
immer greifen (Glastra et al., 2002). Dies bringt nicht 
nur die Emission großer Mengen an Treibhausga- 
sen mit sich (Hooijer et al., 2006), sondern auch eine 


erhebliche Gefährdung der biologischen Vielfalt, 
darunter auch bedrohte Megafauna wie Sumatra- 
Tiger, Asiatischer Elefant, Sumatra-Rhinozeros und 
Orang Utan. In Kasten 5.4-2 wird auf den Palmöl- 
boom in Indonesien vertieft eingegangen. 

Zudem kann eine Umwidmung von Ackerflächen 
von der Nahrungsproduktion zur Bioenergiepro- 
duktion Verschiebungseffekten auslösen, was indi- 
rekt zur Konversion natürlicher Ökosysteme füh- 
ren kann (Wissenschaftlicher Beirat Agrarpolitik 
beim BMELV, 2007; Searchinger et al., 2008). Damit 
haben diese Effekte das Potenzial, den Verlust biolo- 
gischer Vielfalt erheblich zu beschleunigen. Ein ein- 
drückliches Beispiel hierfür ist die Ausweitung der 
Flächen für den Zuckerrohranbau zur Produktion 
von Bioethanol in Brasilien, was andere Nutzungen 
(Soja, Weidewirtschaft) in natürliche Ökosysteme 
mit reicher biologischer Vielfalt verdrängt, etwa im 
Amazonas (tropischer Regenwald) oder im Cer- 
rado (Klink und Machado, 2005; Sawyer, 2008). Als 
Cerrado bezeichnet man die brasilianischen Savan- 
nen, die als Hotspots eine große biologische Vielfalt 
aufweisen: Dort leben 50 % aller endemischen bra- 
silianischen Arten und 25 % der gefährdeten brasi- 
lianischen Arten. Während etwa 45 % des Cerrado 
noch die natürliche Vegetation aufweisen, sind der- 
zeit weniger als 2 % unter Schutz gestellt. Die Kon- 
versionsrate ist derzeit im Cerrado mindestens dop- 
pelt so hoch wie im Amazonasgebiet (Sawyer, 2008). 
Die Flächen werden zunehmend durch großflächige 
Monokulturen (Zuckerrohr, Soja) ersetzt, so dass 
biologische Vielfalt und Ökosystemleistungen verlo- 
ren gehen (Kaltner et al., 2005; Kap. 5.4.3). 

Auf dem amerikanischen Kontinent lassen sich 
diese Verdrängungseffekte sogar im internationalen 
Maßstab beobachten (Searchinger et al., 2008): Die 
staatliche Ethanolförderung in den USA führt zu 
vergrößerten US-Maisanbauflächen und zu vermin- 
derten Maisexporten, da ein größerer Teil der Ernte 
im Land verbleibt, um zu Biokraftstoff verarbeitet 
zu werden. Auf Kosten des Maisanbaus schrumpfen 
zudem die US-Sojaanbauflächen und somit das Welt- 
marktangebot für Soja. Die Folge sind globale Preis- 
erhöhungen bei Soja, was wiederum mit beschleunig- 
ter Rodung brasilianischer Regenwälder korreliert, 
um dort neue Anbauflächen zu gewinnen (Morton 
et al.,2006). 

Dieser Konversion drohen auch Gebiete zum 
Opfer zu fallen, die wegen ihres hohen Naturschutz- 
werts als Kandidaten für ein erweitertes Schutzge- 
bietssystem geeignet und vielleicht sogar unverzicht- 
bar wären (Kap. 5.4.1). Insbesondere in Regionen mit 
hoher Konzentration biologischer Vielfalt (Hotspots: 
Mittermeier et al., 1999; Myers et al., 2000) oder noch 
zu geringer ökologischer Repräsentativität im beste- 
henden Gebietsnetzwerk (MA, 2005a) ist der andau- 
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Kasten 5.4-2 

Länderstudie Indonesien - Nutzungskonkurrenz 
mit Naturschutz 

Neben Malaysia ist Indonesien mit 42,6 % der Weltproduk- 
tion der wichtigste Produzent von Palmöl. Derzeit werden 
auf 41.200 km^ oder 2,3 % der Landesfläche Ölpalmen 
angebaut - mit stark steigender Tendenz (Abb. 5.4-3). Die 
Anbaugebiete befinden sich überwiegend in den feuchttro- 
pischen Regionen Kalimantans, Sumatras und Sulawesis. 
Drei Viertel des produzierten Palmöls werden exportiert 
und bisher vorwiegend in der Nahrungsmittel- und Kosme- 
tikindustrie eingesetzt (FAOSTAT, 2008b). 

Indonesien deckt heute 28,5 % seines Primärenergie- 
bedarfs mit der Verbrennung von Biomasse und Abfällen 
(lEA, 2008c). Durch eine gezielte Biomassestrategie der 
indonesischen Regierung soll die energetische Nutzung der 
Biomasse ausgeweitet werden, um den nationalen Energie- 
bedarf decken zu helfen, die Exportwirtschaft im Bioener- 
giesektor auszubauen und um im ländlichen Raum Arbeits- 
plätze zu schaffen. Im Inland gilt vor allem die Steigerung 
der Biokraftstoffnutzung auf mindestens 10 % des Ölver- 
brauchs bis 2010 als wesentlicher Zielindikator (Setyog- 
roho, 2007). Bei Benzin beträgt die Beimischquote derzeit 
3-5 % , wobei das beigemischte Bioethanol vorwiegend aus 
Zuckerrohr und Cassava hergestellt wird. Die Beimischung 
bei Diesel, vorwiegend Biodiesel aus Palmöl, beträgt 2,5 % . 
Es soll zunehmend durch Jatropha ergänzt werden (Sety- 
ogroho, 2007; Butler, 2008). Zudem gibt es auf nationaler 
Ebene weitere quantitative Ziele. So sollen bis 2010 5,25 
Mio. ha „ungenutzten Landes“ mit Ölpalmen, Jatropha, 
Zuckerrohr und Cassava bepflanzt werden (Butler, 2008). 

Steigende Energie- und Palmölpreise machen die 
Exportorientierung der indonesischen Palmölindustrie 
rentabel. Nirgendwo kann Palmöl in großen Mengen zu 
so günstigen Preisen produziert werden wie in Indonesien 
(FAÖSTAT, 2008b). Zwar liegen die Herstellungskosten in 
Thailand und China unter denen in Indonesien, aber weder 
Thailand noch China verfügen über ausreichend große, für 
Ölpalmen geeignete Anbauflächen. Mit seinen dünn besie- 
delten, feuchttropischen Regionen in Kalimantan, Sumatra 
und Sulawesi sowie der Verfügbarkeit einer großen Zahl 
billiger Arbeitskräfte hat Indonesien somit wesentliche 
Vorteile. Da die Wirtschaft Indonesiens außerhalb der Zen- 
tren im Wesentlichen auf Landwirtschaft, Fischerei, lokalen 
Handel sowie in einigen Regionen auf Bergbau beschränkt 
ist, erhofft man sich eine deutliche Stärkung der ländli- 
chen Regionen. So rechnet Djaja (2006) allein im Anbau 
von Energiepflanzen bis 2010 mit 7,4 Mio. zum großen Teil 
zusätzlichen Arbeitsplätzen. 

Die Waldbedeckung Indonesiens ging im Zeitraum 
1990-2005 von 64 % auf 49 % zurück. Im Durchschnitt wur- 
den jährlich 18.715 km^ gerodet - in etwa die Fläche Sach- 
sens (FAÖ, 2006c). Die Ursachen der Entwaldung liegen in 
der legalen und illegalen Holzentnahme sowie den episodi- 



Abbildung 5.4-3 

Entwicklung der Anbaufläche für Ölpalmen in Indonesien 
(1961-2006). 

Ouelle: FAÖSTAT, 2008b 

sehen Waldbränden, für die sich insbesondere nicht intakte 
Waldökosysteme anfällig zeigen. Es gibt einen Zusammen- 
hang zwischen der Ausweitung der Ölpalmenplantagen und 
der Rodung von Primär- und Sekundarwald in Indonesien 
(Glastra et al., 2002; Reinhardt et al., 2007; UNEP, 2008). 
Koh und Wilcove (2008) kommen durch Auswertung von 
FAÖ-Daten zu dem Schluss, dass im Zeitraum 1990-2005 
mehr als die Hälfte der Ausweitung des Ölpalmenanbaus 
in Indonesien und Malaysia auf Kosten von Primär- und 
Sekundärwäldern ging. Da diese Wälder zu den globalen 
Hotspots biologischer Vielfalt zählen, geht ihre Zerstörung 
mit unwiederbringlichen Verlusten biologischer Vielfalt 
und von Ökosystemleistungen (Kap. 4.2.3) einher. 

Dabei ist die Entwaldung für den Anbau von Ölpalmen 
nicht nur aus Gesichtspunkten des Biotop- und Artenschut- 
zes relevant, sondern zudem aus der Perspektive des Kli- 
maschutzes: Die jährlichen Treibhausgasemissionen durch 
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft belaufen 
sich auf 2.565 Mio. t CÖjCq, was in etwa 84 % der gesamten 
indonesischen Emissionen entspricht (WRI, 2008). Damit 
ist Indonesien nach den USA, China und der EU der viert- 
größte Emittent von Treibhausgasen. Als besonders prob- 
lematisch erweist sich dabei der Anbau von Ölpalmen auf 
Torfböden, da hierbei riesige Mengen im Boden gespei- 
cherten Kohlenstoffs als CÖj in die Atmosphäre entwei- 
chen (Hooijer et al., 2006). 

Die indonesische Zentralregierung hat derzeit nur einen 
sehr begrenzten Einfluss auf die Entwaldung, so dass der 
Anteil des illegal getätigten Holzeinschlags auf 70-80% 
geschätzt wird (World Bank, 2006c). Bezüglich der Umset- 
zung von Forstgesetzen gibt es ungeklärte Zuständigkeiten 
sowie personelle Engpässe. Probleme bereitet zudem die 
Tatsache, dass oft Eliten in Armee, Verwaltung, Politik und 
Wirtschaft in die Geschäfte um illegale Holzeinschläge 
involviert sind, so dass entsprechende Regulierungsmaß- 
nahmen bereits auf hoher Ebene blockiert werden (World 
Bank, 2006c). 


ernde Verlust ökologisch wertvoller Flächen bedenk- 
lich. Nur ein Bruchteil der Gebiete mit hohem Natur- 
schutzwert (Fligh Conservation Value Areas, FICVA) 
steht heute bereits unter Naturschutz. Insbesondere 
im Zuge der Landschaftsplanung für eine nachhaltige 
Land- und Forstwirtschaft kann das HCVA-Konzept 
ein wichtiges Instrument für die Erhaltung biologi- 
scher Vielfalt sein. Es wurde zuerst durch den Forest 


Stewardship Council (FSC) eingeführt: Die Identifi- 
zierung und Erhaltung des Naturschutzwerts in die- 
sen Gebieten ist eine Voraussetzung für die FSC- 
Zertifizierung (FSC, 1996). Folgende Gebiete bedür- 
fen dabei eines besonderen Schutzes (WWF, 2007): 

- Gebiete mit global, regional oder national bedeut- 
samer Konzentration von Biodiversität (Hotspots; 
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z.B. Endemismus, gefährdete Arten, genetische 
Vielfalt); 

- Großflächige natürliche Ökosysteme, in denen 
Populationen der meisten wildlebenden Arten 
noch in ihren natürlichen Verbreitungsmustern zu 
finden sind; 

- Gebiete mit seltenen oder gefährdeten Ökosyste- 
men; 

- Gebiete, die wichtige Ökosystemleistungen erbrin- 
gen (z.B. Schutz vor Hangrutschungen, Überflu- 
tungen, Erosion); 

- Gebiete, die wichtige Ökosystemprodukte für 
die lokale Bevölkerung (z.B. für Subsistenz oder 
Gesundheit) erbringen oder für deren traditio- 
nelle kulturelle Identität von Bedeutung sind (z.B. 
Gebiete mit religiöser oder spiritueller Bedeu- 
tung). 


5.4.3 

Konkurrenz des Energiepflanzenanbaus 
mit der Erhaltung biologischer Vielfalt in 
Kulturlandschaften 

Intensivierung der Anbausysteme 
Mehr als drei Viertel der eisfreien Landfläche der 
Erde sind stark vom Menschen beeinflusste Biome, 
in denen anthropogene Ökosysteme, z.B. der Land- 
und Forstwirtschaft, mit natürlichen oder naturna- 
hen Ökosystemen zu einem Mosaik verwoben sind, 
in denen ein großer Teil der biologischen Vielfalt zu 
finden ist (Ellis und Ramankutty, 2008; Kap. 4.2). Die 
gesteigerte Nachfrage nach Agrarprodukten wird 
neben der Ausweitung der Nutzflächen vor allem 
durch die Intensivierung auf den bestehenden Flä- 
chen befriedigt werden (Tilman et al., 2002). 

Die verstärkte Nutzung von Energiepflanzen wird 
diesen Trend zur Intensivierung verschärfen. Zum 
einen sind viele der heute verwendeten Bioenergie- 
anbausysteme intensive Monokulturen, mit denen 
unter großem Einsatz an Agrartechnologie, Agro- 
chemikalien (Düngemitteln, Pestiziden), Energie und 
zunehmend auch Bewässerung hohe Ernten erzielt 
werden sollen (Kap. 7.1). Zum anderen kann durch 
die zusätzliche Nachfrage nach Kulturland für Bio- 
energieanbau durch Verschiebungseffekte auf ande- 
ren Flächen die Intensivierung verschärft werden, 
ähnlich wie auch die Ausweitung der Landnutzung 
indirekt durch Energiepflanzenanbau verursacht 
werden kann (Kap. 5.4.2). Intensivierung bedeu- 
tet häufig, dass kleinräumige, diverse, eher extensiv 
ausgerichtete Kulturlandschaft mit vergleichsweise 
hoher biologischer Vielfalt in großflächige, biolo- 
gisch verarmte Monokulturen umgestaltet wird. Bei 
diesem Prozess ist der Verlust biologischer Vielfalt, 
genetischer Sortenvielfalt und kultureller Tradition 


häufig eng miteinander verwoben (FAO, 1996). Ein 
auch noch so gut funktionierendes, wohl ausgebautes 
Schutzgebietssystem kann diesen Verlust der biologi- 
schen Vielfalt nicht stoppen, wenn die Landnutzung 
in der umgebenden Kulturlandschaft nicht nachhal- 
tig ist (MA, 2005a). 

Die vielfältigen Risiken der Intensivierung für 
biologische Vielfalt können direkt und indirekt 
durch vermehrten Anbau von Energiepflanzen aus- 
gelöst werden: 

• Zerstörung und Fragmentierung natürlicher Öko- 
systeme in der Landschaft: Bei der Umwandlung 
in Agrarlandschaften mit großflächigen Monokul- 
turen werden häufig die z.T. kleinskaligen Gebiete 
mit hohem Naturschutz wert zerstört (z.B. Saum- 
und Strukturelemente in der Kulturlandschaft, 
Pufferzonen zu Schutzgebieten und natürlichen 
Ökosystemen) und damit biologische Vielfalt 
zusätzlich gefährdet (MA, 2005a). 

• Risiken durch Verlust von Agrobiodiversität: Die 
Umwandlung kleinskaliger, biodiverser Anbau- 
systeme in großflächige Monokulturen kann 
den Verlust an Agrobiodiversität bedeuten, die 
wesentliche Ökosystemleistungen für eine nach- 
haltige Landwirtschaft erbringt (Bestäubung, 
Nährstoffrecycling, Erosionsschutz usw.). Diese 
Form der Intensivierung ist mit einer genetischen 
Erosion der Sortenvielfalt verbunden (Phillips 
und Stolton, 2008). 

• Risiken durch Überdüngung und Eutrophierung: 
Verstärkte Bodenbarbeitung, Erosion und Sedi- 
mentaustrag führen zu Gefährdungen natürli- 
cher Ökosysteme, die z.T. weit entfernt sein kön- 
nen. Zum Beispiel ist das von US-amerikanischem 
Ackerland abfließende Wasser stark mit Nähr- 
stoffen belastet, die über den Mississippi in den 
Golf von Mexiko transportiert werden und dort 
zu großen anoxischen „toten“ Zonen am Meeres- 
boden führen (Donner und Kucharik, 2008; Diaz 
und Rosenberg, 2008). 

• Risiken durch Pestizidbelastung: Ohne die Einhal- 
tung von Grenzwerten für Pestizidnutzung und 
eine nachhaltige Bewirtschaftung gemäß inte- 
griertem Pflanzenschutz (SRU, 2007) kann der 
Eintrag und die Akkumulation von Schadstoffen 
zu erheblicher Gefährdung biologischer Vielfalt 
führen. 

• Risiken durch Übernutzung von Wasserressour- 
cen: Vor allem Bewässerungskulturen einjähriger 
Energiepflanzen haben einem großen Wasserbe- 
darf (Kap. 5.6). Eine Übernutzung lokaler Wasser- 
ressourcen für die Landwirtschaft geht häufig mit 
Verlust von Feuchtgebieten einher. Feuchtgebiete 
beherbergen eine überdurchschnittliche Diversi- 
tät und sind gleichzeitig überdurchschnittlich von 
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Kasten 5.4-3 

Invasive, gebietsfremde Arten 

Invasive, gebietsfremde Arten (invasive alien species) sind 
ein wichtiger Grund für den Verlust biologischer Vielfalt 
(MA, 2005a). Die Wahrscheinlichkeit, dass eine neu einge- 
führte Pflanzenart invasiv wird und dadurch Schäden ver- 
ursacht, ist zwar klein, aber das Schadensausmaß kann sehr 
groß werden, zumal Invasionen in der Regel irreversibel 
sind (Mack et al., 2000). Auch im Zusammenhang mit dem 
Anbau von Energiepflanzen entstehen neue Risiken. Bei 
künftigen Bioenergieanbausystemen bei denen die ganze 
oberirdische Biomasse genutzt wird (u. a. Gräser, Holz) 
kommt es meist auf andere Eigenschaften an als bei Nah- 
rungsmitteln oder stofflicher Nutzung, so dass auch andere 
Arten oder Sorten für den Anbau in Frage kommen, die 
bislang agronomisch kaum genutzt sind und deren Risiken 
für invasives Potenzial noch nicht ausreichend bekannt 
oder geprüft sind. 

Dabei weist die Liste der gewünschten ökologischen 
Eigenschaften für Energiepflanzen (Heaton et al., 2004) 
viele Gemeinsamkeiten auf mit den Eigenschaften, die 
häufig bei invasiven Pflanzenarten gefunden werden (Tab. 
5.4-1). Die Wahrscheinlichkeit, dass eine eingeführte Art 
invasiv wird, steigt mit der Häufigkeit, mit der sie ange- 
pflanzt wird (Mack et al., 2000). Auch Arten, die über Jahr- 
zehnte unauffällig waren, können durch großskalige Nut- 
zung ihr invasives Potenzial offenbaren. 

Raghu et al., (2008) warnen, dass auch Grasarten wie 
Chinaschilf (Miscanthus) und Rutenhirse (Panicum), die 
derzeit als Energiepflanzen in der Diskussion sind (Kap. 
7.1), Eigenschaften aufweisen, die auf ein erhöhtes invasives 
Risiko hinweisen. Das Problem muss sehr Ernst genom- 
men werden, da Invasion in den meisten Fällen irreversibel 
ist, andauernde Kosten für die Land- und Forstwirtschaft 
und erhebliche Schäden für die biologische Vielfalt mit 
sich bringt (MA, 2005a). Es sind nur wenige erfolgreiche 
Beispiele bekannt, bei denen eine invasive Pflanze wie- 
der unter Kontrolle gebracht oder gar ausgerottet werden 
konnte. Die Anwendung biologischer Bekämpfungsmaß- 
nahmen durch Einführung eines natürlichen Schädlings der 
invasiven Art ist besonders bei Gräsern mit zusätzlichen 
Risiken behaftet. Viele unverzichtbare Agrarpflanzen sind 
ebenfalls Grasarten (Reis, Weizen und andere Getreidear- 
ten; Futtergräser für die Tierproduktion usw.), so dass der 


Konversion und Degradation bedroht (IWMI, 
2007). 

• Risiken invasiver, gebietsfremder Arten: Auf die 
Risiken durch die Ausbreitung invasiver gebiets- 
fremder Arten wird in Kasten 5.4-3 eingegangen. 

• Risiken durch Ausbreitung gentechnisch veränder- 
ten Materials: Die Verwendung gentechnisch ver- 
änderter Organismen geht mit dem Risiko ein- 
her, dass sich gentechnisch verändertes Material 
in Wildpopulationen ausbreitet (Kasten 7.1-3). 

Diese Effekte der Intensivierung gelten ähnlich für 
die Anbausysteme der Energiepflanzen wie auch für 
andere intensive Anbaukulturen. Dabei gibt es aller- 
dings einen Unterschied zwischen den heute ver- 
wendeten Bioenergieanbausystemen, die in Bezug 


Tabelle 5.4-1 

Gewünschte ökologische Eigenschaften für 
Energiepflanzen und ihre Relevanz für das Risiko 
invasiver Pflanzenarten. 

Quelle: Raghu et al., 2008 und dort zitierte Literatur 


Merkmale bei 

Energiepflanzen 

erwünscht 

Merkmale bei invasiven 
Arten (1) vorhanden; 

(2) tragen zum Erfolg bei 

C4-Photosynthese 

(l)d2) 

Lange Bodenbedeckung 

(l)d2) 

Mehrjährig 

(1) 

Keine bekannten Schädlinge 
oder Krankheiten 

(l)d2) 

Schnelles Wachstum im 
Frühjahr 

(l)d2) 

Sterile Samen 

(1) 

Umverteilung von Nähr- 
stoffen in unterirdische 
Pflanzenteile im Herbst 

(l)d2) 

Hohe Effizienz der 
Wassernutzung 

(l)d2) 


eingeführte Schädling auf diese Nutzarten übergreifen 
und dort zu neuen Schäden führen könnte (Goeden und 
Andres, 1999). 

Low und Booth (2007) führen 18 Arten auf, die als Ener- 
giepflanzen in der Planung oder bereits in der Anwendung 
sind, aber gleichzeitig invasives Potenzial besitzen oder 
bereits invasiv geworden sind. Jatropha curcas z.B. wurde 
in Westaustralien und im Northern Territory nicht als Ener- 
giepflanze zugelassen, nachdem eine Untersuchung gezeigt 
hatte, dass die Pflanze in 14 Ländern als invasiv gilt (Ran- 
dall, 2004). Der Import von Jatropha nach Australien ist aus 
diesem Grund verboten. Auch Ricinus communis, die u. a. 
in Äthiopien als Bioenergiepflanze verwendet wird, gilt in 
Australien als invasiv. 

Diese ökologischen Risiken müssen vor der Einführung 
entsprechender Arten für die Bioenergienutzung sorgfältig 
geprüft werden (z.B. Mack et al., 2000; CBD, 2002c). 


auf ihre ökologischen Wirkungen der intensiven 
Produktion von Nahrungsmitteln (z.B. Getreide), 
Futtermitteln (z.B. Soja) oder stofflicher Nutzung 
(z.B. Baumwolle) sehr ähnlich sind (SCBD, 2008), 
und den in Zukunft verstärkt erwarteten Anbau- 
systemen für Energiepflanzen, bei denen die ganze 
Pflanze genutzt werden kann (Doyle et al., 2007). 
ln Bezug auf einige dieser ökologischen Wirkungen 
sind letztere positiver einzuschätzen, wenn mehrjäh- 
rige, biodiverse Anbausysteme verwendet werden, 
bei denen nur oberirdische Biomasse geerntet wird 
und wenig Bodenbearbeitung stattfindet (zur Nach- 
haltigkeit von Bioenergieanbausystemen siehe Kap. 
7.1). Gute Versorgung mit Nährstoffen und Wasser 
durch Düngung und Bewässerung würden auch bei 
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diesen Anbausystemen die Ernteerträge verbessern; 
viel wird davon abhängen, ob sich dieser zusätzliche 
Aufwand betriebswirtschaftlich lohnt und ob der Ein- 
satz dieser Produktionsmittel auf nachhaltige Weise 
erfolgt. Diese Abwägungen sind allerdings noch the- 
oretischer Natur. Da die neuen Anbausysteme noch 
nicht im großen Maßstab angewandt werden, hegen 
nur wenig konkrete Erfahrungen über die möglichen 
positiven oder negativen Wirkungen auf biologische 
Vielfalt vor (SCBD, 2008). 

Marginales Land 

Je nach Schätzung und Definition werden 1-3 Mrd. 
ha oder 7-20 % der terrestrischen Fläche als margi- 
nales Land bezeichnet, das für eine landwirtschaft- 
liche Produktion aufgrund seiner geringen Boden- 
fruchtbarkeit nur sehr begrenzt oder nicht mehr 
geeignet ist (Kasten 4.2-1; Worldwatch Institute, 
2007). Die Gründe dafür sind vielfältig: Manche Fel- 
der sind flachgründig, oder hegen an steilen, erosi- 
onsgefährdeten Hängen, andere sind versauert oder 
zu salzhaltig. Fehlende Drainage und Staunässe oder 
umgekehrt Wassermangel sind weitere Faktoren, die 
die Produktivität marginaler Böden begrenzen kön- 
nen. In vielen Fällen wurde dieser Zustand durch 
Degradation anthropogen verursacht, d.h. es wurde 
produktives Land durch nicht nachhaltige Landnut- 
zung, etwa falsche Bewässerung oder Übernutzung, 
in marginales Land verwandelt (degradiertes Land; 
Smeets et al., 2004). 

Es wird häufig vorgeschlagen, Bioenergieanbau 
nur als Intensivierung der Landnutzung auf margi- 
nalem, „ungenutztem“ Land zu erlauben, um eine 
Verdrängung bestehender Landnutzung und somit 
eine Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduktion zu 
vermeiden (Kasten 6.7-2; Kap. 5.2). Häufig werden 
diese Flächen allerdings durch die lokale Bevölke- 
rung, z.B. durch extensive Beweidung, doch zur Nah- 
rungsmitelproduktion genutzt. Zudem kann eine 
Konkurrenz mit biologischer Vielfalt bestehen (Frit- 
sche et al., 2008), denn eine Restaurierung dieser 
Flächen bedeutet in der Regel eine Konversion mit 
nachfolgender Intensivierung. Intensivere, produk- 
tivere Flächen haben jedoch meist eine niedrigere 
biologische Vielfalt als marginale Flächen, vor allem 
wenn diese längere Zeit der Sukzession überlassen 
waren (Worldwatch Institute, 2007; Beispiel China: 
Hepeng, 2008). 

Der Anbau geeigneter Energiepflanzen kann 
aber auch Chancen für die Restaurierung degradier- 
ter Flächen bieten, die artenarm und kaum nutzbar 
sind (z.B. /mperato-Grasland in Südostasien). Nach- 
haltige Anbauverfahren könnten auf bereits degra- 
dierten Landflächen positive Wirkungen für biologi- 
sche Vielfalt erzeugen. Dies gilt vor allem dann, wenn 
mehrjährige, bodendeckende Energiepflanzen ver- 


wendet werden und diese möglichst in Anbausyste- 
men mit mehreren Arten erfolgen (Gräser, Gehölze: 
Kap. 7.1; The Royal Society, 2008). Eine geeignete 
Landschaftsplanung vorausgesetzt, können derartige 
Pflanzungen gleichzeitig andere Ökosystemleistun- 
gen erbringen, etwa die Anreicherung von Boden- 
kohlenstoff und damit eine Erhöhung der Boden- 
fruchtbarkeit, Schutzfunktionen gegen Windero- 
sion oder eine Pufferwirkung für Feuchtgebiete oder 
Naturschutzgebiete (Worldwatch Institute, 2007; 
Berndes, 2008). Diese Potenziale sind stark abhängig 
vom vorliegenden Landschaftstyp und der Art des 
geplanten Bioenergieanbausystems. 


5.4.4 

Querschnittsproblem Klimawandel 

Der Klimawandel verursacht heute schon sicht- 
bare Verschiebungen von Populationen (Parmesan 
und Yohe, 2003; Moritz et al., 2008) und wird sich in 
Zukunft zu einer erheblichen zusätzlichen Bedro- 
hung für die biologische Vielfalt entwickeln (Tho- 
mas et al., 2004). Etwa 20-30 % der bislang unter- 
suchten Tier- und Pflanzenarten werden zunehmend 
einem hohen Aussterberisiko ausgesetzt sein, wenn 
die globale Mitteltemperatur 2-3°C des vorindustri- 
ellen Niveaus übersteigt (IPCC, 2007b). Dabei schei- 
nen die Tropenregionen besonders gefährdet zu sein, 
die die höchste biologische Vielfalt aufweisen, aber 
in denen auch die höchsten Verlustraten zu erwarten 
sind (Colwell et al., 2008; Deutsch et al., 2008). 

Aus diesem Grund sind Vermeidungsstrategien 
notwendig, die dem Anstieg von Treibhausgasen in 
der Atmosphäre entgegenwirken. Da auch die ver- 
mehrte Nutzung von Bioenergie zum Klimaschutz 
beitragen kann (Kap. 2, 5.5 und 7), kann dies indi- 
rekt auch den Verlust biologischer Vielfalt brem- 
sen. Es ergibt sich also ein Abwägungsproblem: je 
klimafreundlicher Energiepflanzen angebaut und 
genutzt werden können, desto eher rechtfertigt dies, 
damit verbundene Verluste biologischer Vielfalt hin- 
zunehmen. Allerdings ist die Treibhausgasbilanz für 
viele der heutigen Bioenergieanbausysteme unbe- 
friedigend oder sogar klimaschädlich, insbesondere 
wenn sie mit direkten oder indirekten Landnut- 
zungsänderungen einhergeht (Kap. 9). Die Konver- 
sion von Regenwald, Mooren, Savannen oder Gras- 
land in Bioenergieplantagen führt in der Regel zu 
erheblichen Treibhausgasemissionen, die auch durch 
langjährige Bioenergienutzung kaum kompensier- 
bar sind (Kap. 5.5, 7 und 9; Fargione et al., 2008). 

Es ergeben sich also Synergien: Die Bewahrung 
dieser Ökosysteme mit großen natürlichen Koh- 
lenstoffvorräten in der Vegetation oder im Boden 
ist sowohl aus Sicht des Klimaschutzes als auch 
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des Naturschutzes sinnvoll. Insgesamt fördert die 
Berücksichtigung der Treibhausgasbilanzen Bioener- 
gieanbausysteme, die aus Sicht der biologischen Viel- 
falt ebenfalls Vorteile aufweisen (Nutzung mehrjäh- 
riger und biodiverser Anbausysteme, lange Rotati- 
onszeiten, Akkumulation von Kohlenstoff im Boden 
usw.; Kap. 7.1). Zu beachten ist, dass sich mit dem 
Klimawandel die Rentabilität des Anbaus von Ener- 
giepflanzen als Folge veränderter Produktivität auch 
verschlechtern kann. 


5.4.5 

Folgerungen 

Der Anbau von Energiepflanzen kann direkte wie 
indirekte negative Auswirkungen auf biologische 
Vielfalt haben. Es sind aber auch Synergien denk- 
bar, z.B. durch die Reststoffnutzung aus der Land- 
schaftspflege. Daraus leitet der WBGU die folgen- 
den Schlüsse ab: 

• Ausbau und Management des Schutzgebietssys- 
tems: Das bestehende globale Schutzgebietssys- 
tem sollte gesichert und ausgeweitet werden (Kap. 
10.5). Eine Umwandlung von Schutzgebietsflä- 
chen für den Anbau von Energiepflanzen ist abzu- 
lehnen. Die Lücken bezüglich der Repräsentati- 
vität (Ökosystemtypen, Arten) sollten auf wissen- 
schaftlicher Basis identifiziert und Kandidaten für 
neue Schutzgebiete ausgewiesen werden. Dabei 
ist auf die Vernetzung der Gebiete untereinander 
und auf die Integration in die umliegende Land- 
schaft zu achten (Pufferzonen, Gebiete mit unter- 
schiedlichem Verhältnis von Schutz und nachhal- 
tiger Nutzung). Eine besondere Herausforderung 
besteht darin, ein verbessertes Management der 
bestehenden und neuen Schutzgebiete zu sichern. 
Dabei kann eine nachhaltige Nutzung von Bio- 
masse aus der Landschaftspflege für Bioenergie- 
zwecke in bestimmten Gebieten mit dem Schutz- 
zweck vereinbar sein. Die Umsetzung der inter- 
national vereinbarten Ziele zu Schutzgebieten 
sowie Finanzierungsfragen werden in Kapitel 10.5 
behandelt. 

• Konversion naturnaher und natürlicher Ökosys- 
teme für Bioenergie so weit wie möglich einschrän- 
ken: Sowohl für die Erhaltung biologischer Viel- 
falt als auch für den Klimaschutz ist es von großer 
Bedeutung, die Konversion natürlicher Ökosys- 
teme auch außerhalb eines umfassenden Schutz- 
gebietssystems als direkte oder indirekte Folge 
des Anbaus von Energiepflanzen so weit wie mög- 
lich einzuschränken. Insbesondere Primärwälder, 
Feuchtgebiete und Savannen, unberührte hochdi- 
verse Grasländer sowie andere natürliche Öko- 
systeme mit großem Naturschutzwert sollten kei- 


nesfalls konvertiert werden. Vor einer großflächi- 
gen Nutzung von marginalem Land sollte eine 
Prüfung des Naturschutzwerts erfolgen. 

• Erhaltung biologischer Vielfalt beim Anbau von 
Energiepflanzen berücksichtigen: Für den Anbau 
von Energiepflanzen sollten international aner- 
kannte Umweltstandards entwickelt werden, 
die auch die Erhaltung biologischer Vielfalt als 
Dimension enthalten (Kap. 10.5). Um die nega- 
tiven Wirkungen von Intensivierung zu mindern, 
sollten auch über den Anbau von Energiepflan- 
zen hinaus internationale Leitlinien oder Stan- 
dards für die nachhaltige Landnutzung erarbeitet 
werden. 


5.5 

Landnutzungsoptionen für den Klimaschutz 

Der Anbau von Energiepflanzen ist nur eine von 
mehreren Optionen wie Land genutzt werden kann, 
um zum Klimaschutz beizutragen. Anbau und Nut- 
zung von Bioenergie sind, wie die bisherigen Ausfüh- 
rungen zeigen, umstritten und nur unter bestimmten 
Bedingungen eine geeignete Strategie zur Minderung 
von Treibhausgasemissionen. Außerdem steht der 
Energiepflanzenanbau teilweise in Konkurrenz zu 
anderen Formen der Landnutzung, die ebenfalls zum 
Klimaschutz beitragen und hierfür unter Umständen 
besser geeignet sein können. Dies umfasst Maßnah- 
men im Wald- und im Agrarsektor einschließlich der 
stofflichen Nutzung forst- und landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse. Im Folgenden wird das Klimaschutzpo- 
tenzial dieser Landnutzungsoptionen erörtert, Flä- 
chennutzungskonkurrenzen bzw. -Synergien aufge- 
zeigt sowie ihre Effektivität und Effizienz gegenüber 
der Nutzung von Bioenergie beleuchtet. Kasten 5.5-1 
vergleicht darüber hinaus den Flächenbedarf bei der 
Nutzung von Bioenergie aus Energiepflanzen mit 
dem Flächenbedarf bei der Nutzung von Solarener- 
gie. 


5.5.1 

Wälder und Klimaschutz 


5.5.1 .1 

Vermeidung von Entwaidung und Degradation von 
Wäidern 

Eine gegenwärtig stark diskutierte Form des Klima- 
schutzes ist die Reduzierung tropischer Entwaldung. 
Im Jahr 2004 stammten ca. 17 % der globalen Emis- 
sionen langlebiger Treibhausgase aus der Entwal- 
dung und dem Zerfall von Biomasse (Rogner et al.. 
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Kasten 5.5-1 

Flächenbedarf von Solarenergie und 
Photosynthese im Vergleich 

Seit etwa 3 Mrd. Jahren verfügen bestimmte Lebewesen auf 
der Erde über die Fähigkeit, die Energie der Sonne für den 
Aufbau organischer Stoffe zu nutzen. Dieser Prozess der 
Photosynthese ist die Grundlage für die Umwandlung von 
Sonnenenergie in pflanzliche Biomasse und damit letztlich 
auch für die Gewinnung von Bioenergie. Dennoch ist die 
Photosynthese bezogen auf ihren Flächenbedarf nicht die 
effizienteste Methode, Sonnenenergie zu nutzen. So kön- 
nen selbst die produktivsten Pflanzengemeinschaften im 
Durchschnitt über die Vegetationsperiode und bezogen auf 
den gesamten Pflanzenbestand nicht mehr als 2 % der ein- 
gestrahlten Sonnenenergie nutzen (Kaltschmitt und Flart- 
mann, 2003). Dies liegt einerseits daran, dass ein erhebli- 
cher Teil der Sonnenstrahlung außerhalb des für Photosyn- 
these nutzbaren Wellenlängenbereichs liegt, andererseits 
an unvermeidlichen Energieverlusten durch Reflexion, 
Absorption, Atmung der Pflanzen sowie bei der Umwand- 
lung von Licht in chemische Energie. 

Ein Vergleich des Flächenbedarfs für Bioenergieer- 
zeugung mit dem einer direkten technischen Nutzung der 
Solarenergie illustriert die unterschiedlichen Effizienzen. 
Dabei soll für den Vergleich der aktuelle jährliche Welt- 
primärenergiebedarf von etwa 500 El pro Jahr zu Grunde 
gelegt werden (Kap. 6). 

Nimmt man für den Anbau von Energiepflanzen typi- 
sche Erträge von etwa 10 t Trockenmasse pro ha und Jahr 
(Doornbosch und Steenblik, 2007) sowie einen Energiege- 
halt der Biomasse von etwa 19 kJ pro gTrockenmasse (Kap. 


2007). Diese Emissionen stammen überwiegend aus 
den Tropen. Bioenergienutzung, die den Anbau von 
Energiepflanzen voraussetzt, kann über verschie- 
dene Mechanismen die Erfolgschancen von Strate- 
gien zur Vermeidung tropischer Entwaldung beein- 
trächtigen. 

Ganz offensichtlich kann der Anbau von Energie- 
pflanzen direkt zu Entwaldung führen, wenn dafür 
Waldfläche umgenutzt wird. Darüber hinaus kann 
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Abbildung 5.5-1 

Globale Emissionen aus Entwaldung im Jahr 2000, 
aufgeschlüsselt nach Staaten. Die Gesamtsumme der hier 
abgebildeten Emissionen beträgt 2 Gt C. 

Quelle: nach Houghton, 2003 zitiert in Schulze et al., 2007 


6.3) an, so wäre für die vollständige Deckung des derzeiti- 
gen globalen Bedarfs an Primärenergie durch Bioenergie 
eine Fläche von 2.500 Mio. ha nötig. Zum Vergleich: Die 
in Kapitel 6 ermittelte Fläche, die global für einen nach- 
haltigen Anbau von Energiepflanzen zur Verfügung steht, 
beträgt rund 400 Mio. ha. 

Die Flächenbilanz der technischen Nutzung der Sonn- 
energie ergibt sich wie folgt: Die mittlere Strahlungsleis- 
tung der Sonne beträgt am Rande der Erdatmosphäre 
1.367 W pro (Bishop und Rossow, 1991). Davon erreicht 
allerdings aufgrund des Tagesganges der Sonne, der Jah- 
reszeiten und von Reflexions- und Absorptionsvorgän- 
gen in der Atmosphäre nur ein Teil den Boden. Die mitt- 
lere jährliche Sonneneinstrahlung hängt zudem noch von 
der geographischen Breite und dem lokalen Klima ab. In 
Wüstenregionen kann aber von einem Mittelwert von ca. 
250 W pro m^ ausgegangen werden (Bishop und Rossow, 
1991). Nimmt man weiterhin einen Wirkungsgrad von 15 % 
für die Umwandlung der eingestrahlten Sonnenenergie 
in nutzbare Endenergie an (dies entspricht in etwa einer 
modernen Photovoltaikanlage), so könnte der derzeitige 
globale Primärenergiebedarf durch die technische Nutzung 
der Solarenergie auf einer Fläche von nur 40 Mha erzeugt 
werden. Dies entspricht einem Quadrat mit einer Kanten- 
länge von etwas mehr als 600 km und ist um einen Faktor 60 
kleiner als die für die gleiche Menge Bioenergie benötigte 
Fläche. 

Langfristig ist daher die direkte technische Nutzung 
der Solarenergie der Bioenergie aufgrund des geringeren 
Flächenbedarfs deutlich überlegen. Zudem kann sie auch 
auf Flächen erfolgen, die nicht in Nutzungskonkurrenz zur 
Nahrungsmittelproduktion oder zum Naturschutz stehen 
(z.B. Wüsten oder Siedlungsflächen). 


aber die Entwaldung auch durch indirekte Effekte 
begünstigt werden. 

Abbildung 5.5-1 zeigt die Emissionen aus Entwal- 
dung für das Jahr 2000 nach Houghton (2003). Nach 
dieser Quelle waren allein Brasilien und Indonesien 
für mehr als 50 % der Emissionen aus Entwaldung 
verantwortlich. Die vorhandenen Datensätze zu 
Emissionen aus Entwaldung weichen sowohl bezüg- 
lich der regionalen Verteilung als auch der Gesamt- 
summe voneinander ab und sind nicht konsistent. 
Dennoch lässt sich festhalten, dass Indonesien, Bra- 
silien, Malaysia, Kongo, Myanmar und Venezu- 
ela besonders hohe Emissionen aus der Entwal- 
dung aufweisen (Schulze et al., 2007). Gleichzeitig 
ist in einigen dieser Länder, z. B. Brasilien, Indone- 
sien und Malaysia, mit einer Ausweitung der Bioen- 
ergieproduktion zu rechnen (UNCTAD, 2006b). Es 
liegt daher nahe, dass es erheblicher Anstrengungen 
bedarf, um in diesen Ländern die Entwaldungsraten 
zu senken, wenn gleichzeitig durch den zunehmen- 
den Anbau von Energiepflanzen der Druck auf die 
Landflächen erhöht wird. 

Geist und Lambin (2002) untersuchten die Gründe 
für Entwaldung anhand von 152 Fallstudien und 
unterschieden dabei nach unmittelbaren Ursachen 
und zugrunde liegenden Einflüssen. Die Ergebnisse 




Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-89- 


Drucksache 17/2272 


zeigen, dass Entwaldung in der Regel auf mehrere 
unmittelbare Ursachen zurückzuführen ist, die Aus- 
weitung von Agrarland dabei aber in fast allen Fäl- 
len eine Rolle spielte. Auch die zugrunde liegenden 
Einflüsse wirkten selten allein. In einem Drittel der 
untersuchten Fälle hatten steigende Produktpreise 
für cash crops einen Einfluss. Bei steigender Nach- 
frage nach Bioenergie ist damit zu rechnen, dass es 
zu Preisanstiegen bei Agrargütern kommt (Kap. 5.2). 
Neuere Untersuchungen von Morton et al. (2006) 
zeigen exemplarisch für die Amazonasregion Mato 
Grosso, dass Entwaldung zugunsten von Acker- 
land gegenüber Entwaldung zugunsten von Weide- 
land zugenommen hat, wobei das Ausmaß der Ent- 
waldung mit dem Sojapreis korreliert. Searchinger et 
al. (2008) zeigen in ihren Berechnungen, dass durch 
Bioenergienutzung ausgelöste Preiserhöhungen die 
Konversion von Wald und Grasland in Ackerland 
fördern, und zwar unabhängig davon, ob noch unge- 
nutzte Ackerflächen vorhanden sind. Typische COj- 
Mengen, die dabei freigesetzt werden, sind etwa 604- 
1.146 1 CO 2 pro ha Wald, der in Agrarland umgewan- 
delt wird, und 75-305 t CO 2 pro ha bei der Umwand- 
lung von Grasland oder Savanne (Searchinger et al., 
2008). Es ist plausibel, dass eine globale Ausweitung 
der Bioenergieproduktion die Bemühungen zur Ein- 
dämmung tropischer Entwaldung erheblich erschwe- 
ren wird, selbst wenn die direkte Umwandlung tropi- 
scher Wälder in Anbauflächen für Energiepflanzen 
verhindert werden kann. 

Die Kosten der Vermeidung von Entwaldung vari- 
ieren regional und in Abhängigkeit der entgange- 
nen Alternativnutzungen. Die wachsende Bioener- 
gienachfrage übt hier einen Einfluss über steigende 
Agrarpreise aus. Geht es allein um die Kompensa- 
tion für Opportunitätskosten, d.h. für entgangene 
Erträge aus der Landnutzung, die zur Entwaldung 
führen würde, dann lassen sich nach einer Schätzung 
von Grieg-Gran (2006) Emissionen durch Entwal- 
dung für 5 Mrd. US-$ pro Jahr vermeiden, und zwar 
in einzelnen wichtigen Schwellen- und Entwick- 
lungsländern, die zusammen für die Flälfte dieser 
globalen Emissionen verantwortlich sind. Das ent- 
spricht 483-1.050 US-$ pro ha. Hinzu kommen admi- 
nistrative Kosten von 4 bis 15 US-$ pro ha. Pro ver- 
miedener Tonne CO 2 ergeben sich Durchschnittskos- 
ten von 1-2 US-$. Die Kosten fallen höher aus, wenn 
volkswirtschaftliche (Wachstums-)Effekte, die bei 
einer Entwaldung und intensiven Landnutzung ent- 
stünden, als Opportunitätskosten sowie die direkten 
Kosten infolge von Abweichungen von einer ideal- 
typischen Schutzpolitik in der Praxis berücksichtigt 
werden (Nabuurs et al., 2007). Entsprechend haben 
verschiedene andere Studien deutlich höhere Kos- 
ten ermittelt. Danach liegen die Kosten einer Hal- 
bierung der Entwaldung zwischen 20 und 33 Mrd. 


US-$ (Stern, 2008; Strassburg et al., 2008; UNFCCC, 
2007b). Um den Prozess der Entwaldung weltweit zu 
stoppen, würden Kosten von 185 Mrd. US-$ entste- 
hen (UNFCCC, 2007b). 

Ob der Erhalt tropischer Primärwälder mit einer 
relevanten Nutzung für Bioenergie oder für stoffliche 
Verwendung kombiniert werden kann, scheint zwei- 
felhaft, da das Ökosystem sehr empfindlich auf Stö- 
rungen reagiert und außerdem bereits flächenmäßig 
kleine Eingriffe, z.B. der Bau einer Strasse, innerhalb 
weniger Jahre zur Entwaldung führen (Kap. 7. 1.5.1). 

Damit stehen Politiken zur Reduzierung der Emis- 
sionen aus Entwaldung und Politiken zur Ausweitung 
der Nutzung von Bioenergie in Konkurrenz zueinan- 
der. Schon aus Klimaschutzgründen ist jedoch offen- 
sichtlich, dass Entwaldung zugunsten einer Auswei- 
tung der Anbaufläche von Energiepflanzen nicht 
zielführend ist. Darüber hinaus hat der Erhalt tro- 
pischer Primärwälder zahlreiche weitere positive 
Effekte, etwa auf den Erhalt der Biodiversität (Kap. 
5.4). Aus Sicht des WBGU sollte dem Erhalt tropi- 
scher Wälder daher in jedem Fall Vorrang vor einem 
Ausbau der Bioenergienutzung eingeräumt werden. 
Es gilt entsprechend zu verhindern, dass der Anbau 
von Energiepflanzen direkt oder indirekt zu tropi- 
scher Entwaldung beiträgt (Kap. 9). 


5.5.1 .2 
Aufforstung 

Bisher war Klimaschutz nur selten der wichtigste 
Treiber für Aufforstung. Dies kann sich jedoch mit 
fortschreitenden globalen Klimaschutzbemühungen 
ändern, und die Aufforstungsraten könnten stark 
ansteigen (Nabuurs et al., 2007). Die Senkenwir- 
kung von Aufforstung kann sehr unterschiedlich sein, 
und hängt u. a. stark von den verwendeten Baumar- 
ten und dem Standort ab. Die Kohlenstoffspeiche- 
rung durch Akkumulation von Biomasse nach der 
Aufforstung variiert dabei zwischen 1 und 35 t CO 2 
pro Jahr und ha (Richards und Stokes, 2004, zitiert in 
Nabuurs et al., 2007). Aufforstungsmaßnahmen füh- 
ren allerdings nicht immer zu einer nennenswerten 
Kohlenstoffsenke. Vielmehr hängt es wesentlich vom 
Kohlenstoffgehalt des Bodens ab, ob zunächst Koh- 
lenstoff aufgenommen oder abgegeben wird (Kap. 
4.2.3). Aufforstung von Kulturland mit niedrigem 
Bodenkohlenstoffgehalt führt in der Regel zu einer 
Zunahme des Bodenkohlenstoffs. Dagegen führt 
Aufforstung von Land mit hohem Bodenkohlen- 
stoffgehalt (etwa Graslandökosysteme, vor allem auf 
organischen Böden) zunächst zu einem Rückgang 
des Bodenkohlenstoffs (Nabuurs et al., 2007). Die 
Kohlenstoffaufnahmekapazität der terrestrischen 
Biosphäre ist außerdem begrenzt. Nach Schätzun- 



Drucksache 17/2272 


-90- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


gen von House et al. (2002) könnte selbst im Extrem- 
szenario (globale Aufforstung, d.h. sämtliche bis zum 
Jahr 2000 erfolgten historischen Landnutzungsände- 
rungen würden wieder rückgängig gemacht) ledig- 
lich eine Reduktion um 40-70 ppm COj in der Atmo- 
sphäre erreicht werden. Zum Vergleich; Die Konzen- 
tration hegt heute bereits ca. 100 ppm über dem vor- 
industriellen Niveau. 

Die Klimaschutzwirkung von Aufforstung im Ver- 
gleich zur Nutzung von Land für Energiepflanzen 
muss demnach sowohl nach Standort und Baumart 
als auch nach Nutzungspfad der Bioenergie diffe- 
renziert betrachtet werden. Righelato und Sprack- 
len (2007) vergleichen die Treibhausgaseinsparung 
durch Anbau und Nutzung typischer Biokraftstoffe 
der 1. Generation im Verkehr mit der Speicherungs- 
wirkung von Aufforstung auf derselben Fläche. Die 
Beispiele umfassen die Nutzung von Zuckerrohr, 
Weizen, Zuckerrüben und Mais für Ethanol sowie 
Raps und holzartige Biomasse für Diesel. Dabei he- 
gen die von Righelato verwendeten Werte für ver- 
miedene Emissionen zwischen 0,8 und 7,2 t CO 2 für 
Ethanol und bis zu 8,1 t CO 2 bei Diesel aus holz- 
artiger Biomasse, jeweils pro ha und Jahr. Für Auf- 
forstung (ohne jährliche Ernte) werden die natürli- 
che Konversion von verlassenem tropischen Acker- 
land (C02-Speicherung: 15-29 1 CO 2 pro ha und Jahr) 
und die Aufforstung von temperatem Ackerland mit 
Kiefern (11,7 t CO 2 pro ha und Jahr) betrachtet. Bei 
diesen Beispielen könnte über einen 30-Jahres-Zeit- 
raum durch die Aufforstung zwei bis neunmal so viel 
CO 2 gespeichert werden wie durch die Biokraftstoff- 
nutzung vermieden würde. Die Berechnungen bezie- 
hen allerdings mögliche Emissionen aus Landnut- 
zungsänderungen für den Anbau von Energiepflan- 
zen nicht mit ein, diese würden die Bilanz der Bio- 
energie im Vergleich zu Aufforstung in der Regel 
eher noch verschlechtern (Righelato und Spracklen, 
2007). Es ist zu diskutieren, ob eine Betrachtung über 
längere Zeiträume die Relationen der TFIG-Vermei- 
dung zugunsten der Biokraftstoffnutzung verschie- 
ben würde. Neue Studien (Luyssaert et al., 2008) 
zeigen allerdings, dass selbst sehr alte Wälder (200- 
800 Jahre) - entgegen der Lehrbuchmeinung - noch 
erhebliche Mengen CO 2 pro Jahr speichern können 
(2,4 ± 0,8 t C pro ha und Jahr, d.h., 8,8 ± 2,9 t CO 2 
pro ha und Jahr). Daher ist auch bei längeren Zeit- 
räumen (größer als 30 Jahre) keine Verschiebung der 
Relationen zu erwarten. 

Aufforstung ist nicht gleichzusetzen mit der 
Anpflanzung von Kurzumtriebsplantagen (KUP). 
Dabei werden zwar schnellwachsende Baumarten 
mit hohem Speicherpotenzial genutzt, aber durch 
die regelmäßigen Ernten können erhebliche Men- 
gen an Bodenkohlenstoff verloren gehen und zusätz- 
lich Emissionen durch Düngemitteleinsatz entstehen 


(Kap. 4.2). Je höher die bestehenden Kohlenstoffvor- 
räte im Boden sind, umso höher ist auch die Gefahr, 
diese durch häufige Ernten und daher Bodenbear- 
beitung oder -Störung freizusetzen, vor allem in den 
ersten Jahren bis Dekaden der KUP-Nutzung. Für 
den Erhalt des Bodenkohlenstoffs ist damit eine Auf- 
forstung für die dauerhafte Waldnutzung einer KUP- 
Nutzung klar vorzuziehen. Ob allerdings die Klima- 
schutzwirkung von KUP insgesamt niedriger oder 
höher ist als die der Aufforstung hängt auch von der 
Nutzung der KUP im Energiesystem und den dadurch 
substituierten fossilen Energieträgern ab (Kap. 7.3). 
Generell ist bei der Abwägung der Klimaschutzwir- 
kung zwischen verschiedenen Optionen (z.B. einjäh- 
rige Energiepflanzen, KUP, Aufforstung) die Zeitdy- 
namik bei einzelnen Maßnahmen in Betracht zu zie- 
hen (Kap. 5.5.4). 

Die geschätzten Kosten der Aufforstung bzw. Wie- 
deraufforstung schwanken deutlich in Abhängigkeit 
der Region und der bestehenden Landnutzung. Ver- 
schiedene Studien haben Vermeidungskosten von 22 
US-$ pro t CO 2 und weniger identifiziert (Nabuurs 
et al., 2007; Benitez et al., 2005 zitiert in Stern, 2006). 
Wie van Kooten et al. (2004) zeigen, können die Kos- 
ten deutlich darüber hegen, wenn weitere Schutzakti- 
vitäten des Waldmanagements durchgeführt werden. 
Abschätzungen des globalen ökonomischen Potenzi- 
als für Aufforstung bis 2100 auf der Basis verschiede- 
ner C02-Preise ergeben eine Spannbreite zwischen 
0,57 und 4,03 Gt CO 2 pro Jahr, wofür bis zu 231 Mio. 
ha Fläche benötigt würden (Canadell und Raupach, 
2008). 

Großskalige Aufforstung kann negative ökologi- 
sche und sozioökonomische Auswirkungen haben, 
etwa eine Reduktion der Ernährungssicherheit, 
Reduktion des Wasserabflusses, den Verlust von 
Biodiversität oder Einkommensverluste (Canadell 
und Raupach, 2008). Waldpflanzungen haben z.B. 
in der Regel einen höheren Wasserbedarf als Gras- 
oder Ackerland und können so den lokalen Wasser- 
haushalt erheblich beeinträchtigen. Je nach Standort 
und Art der Bepflanzung können aber auch positive 
Effekte erreicht werden (Jackson et al., 2005). Auf- 
forstungsmaßnahmen sind daher über die Treibhaus- 
gasbilanz hinaus in Bezug auf ihre Nachhaltigkeit 
ebenso differenziert zu betrachten wie der Anbau 
von Energiepflanzen. 


5.5.1.3 

Forstmanagement und nachhaltige Forstwirtschaft 

Eine weitere Möglichkeit Klimaschutzes im Wald- 
bereich ist die Erhöhung der Kohlenstoffspeicher 
in bestehenden Wäldern durch veränderte Manage- 
menttechniken, etwa eine Verlängerung von Ernte- 
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Zyklen oder eine Verringerung von Störungen, z.B. 
durch besseren Schutz vor Waldbränden (vor allem 
in subtropischen Breiten) oder durch Verminde- 
rung von Bodenverdichtung durch schwere Maschi- 
nen (vor allem in temperaten und borealen Brei- 
ten). Dies muss aber nicht notwendigerweise in Kon- 
kurrenz zur Nutzung von Forstprodukten für ener- 
getische oder andere Zwecke stehen, sondern kann 
diese umfassen. So kommt der IPCC bei der Betrach- 
tung der verschiedenen Klimaschutzmöglichkeiten 
im Forstbereich zu dem Schluss: „Auf lange Sicht 
wird eine Strategie des nachhaltigen Forstmanage- 
ments mit der Zielrichtung, die Kohlenstoffvorräte 
zu erhalten oder zu erhöhen und gleichzeitig einen 
jährlichen Ertrag an Holzprodukten und Energie aus 
den Wäldern zu erhalten, den höchsten anhaltenden 
Nutzen für den Klimaschutz erzielen.“ (Nabuurs et 
al, 2007; IPCC, 2007c). 

Insbesondere in den Tropen steht die Umsetzung 
eines solchen Ansatzes jedoch vor großen Proble- 
men. Gegenwärtig stammen z.B. nur 7 % des gehan- 
delten Tropenholzes aus nachhaltiger Forstwirtschaft 
(Canadell und Raupach, 2008). Gemäß der Interna- 
tional Tropical Timber Organization (ITTO) ist eines 
der größten Hindernisse, dass sich mit anderen For- 
men der Landnutzung in der Regel höhere Gewinne 
erzielen lassen als mit nachhaltigem Forstmanage- 
ment (ITTO, 2006). Eine nachhaltige Extraktion von 
Biomasse aus tropischen Primärwäldern erscheint 
generell schwierig (Kap. 7. 1.5.1). 

In temperaten Wäldern dagegen ist eine nachhal- 
tige Bewirtschaftung, die auch die Extraktion von 
Biomasse umfasst, möglich (Kap. 7. 1.5. 2). Insbeson- 
dere die Verjüngung von Wäldern kann aber auch 
zu einer Netto-Freisetzung von Kohlenstoff führen, 
die erst nach Jahrhunderten wieder kompensiert 
wird (Harmon et al., 1990; Luyssaert et al., 2008). Die 
nachhaltige Nutzung borealer Wälder ist theoretisch 
möglich, entspricht aber gegenwärtig nicht der gän- 
gigen Praxis. 


5.5.2 

Landwirtschaft und Klimaschutz 

Die Landwirtschaft trägt direkt mit 10-12 % zu den 
globalen Treibhausgasemissionen bei (IPCC, 2007c). 
Nur ein sehr kleiner Teil davon sind COj-Emissio- 
nen: Aus landwirtschaftlichen Flächen gelangen zwar 
sehr große C02-Ströme in die Atmosphäre, gleichzei- 
tig findet aber eine COj-Rückbindung mittels Pho- 
tosynthese statt. Die Netto-Emissionen in die Atmo- 
sphäre werden auf unter 1 % der globalen anthropo- 
genen C02-Emissionen geschätzt (IPCC, 2007c). Die 
Nicht-C02-Emissionen aus der Landwirtschaft ver- 
teilen sich auf folgende Bereiche: 


- 38 % N 2 O aus den Böden (vor allem nach Dün- 
gung), 

- 32 % CH 4 aus der Verdauung von Wiederkäuern 

(z.B. Rinder, Schafe usw.), 

- 12 % aus der Verbrennung von Biomasse, 

- 11 % aus Nassreisanbau, 

- 7 % aus Dung. 

In den meisten Regionen ist NjO aus den Böden 
die Hauptquelle der Treibhausgasemissionen. Dies 
ist vor allem auf den Einsatz von Stickstoffdünger 
in der Produktion pflanzlicher Lebens- und Futter- 
mittel zurückzuführen. Nur in den Staaten der frü- 
heren Sowjetunion, den pazifischen OECD-Län- 
dern, Lateinamerika und der Karibik ist Methan aus 
der Verdauung der Wiederkäuer die Hauptquelle, 
was vor allem auf die relativ große Zahl an Tieren 
in diesen Regionen zurückzuführen ist (Smith et al., 
2007b). 

Die direkten landwirtschaftlichen Emissionen 
sind zwischen 1990 und 2005 um 14 % gestiegen, 
wobei die N 20 -Emissionen aus den Böden überpro- 
portional um 21 % zugenommen haben (Smith et al., 
2007b). Für die Zukunft wird ein weiterer Anstieg 
der N 2 O aufgrund von steigendem Düngemitte- 
leinsatz und Dungproduktion durch Tiere erwartet. 
Schätzungen über die Zunahme der landwirtschaft- 
lichen N 20 -Emissionen hegen zwischen 35 % und 
60 % bis 2020 bzw. 2030. Für die mit der Tierproduk- 
tion verbundenen CH 4 -Emissionen werden für die- 
sen Zeitraum Anstiege zwischen 20 % und 60 % pro- 
gnostiziert, für die CH 4 -Emissionen aus Nassreisan- 
bau wird hingegen nur eine geringe Steigerung von 
wenigen Prozent oder sogar eine Reduktion erwar- 
tet (IPCC, 2007c). 

Die Landwirtschaft kann zum Klimaschutz beitra- 
gen durch eine Reduktion der CO 2 , N 2 O und CH 4 - 
Emissionen, durch eine Erhöhung der Kohlenstoff- 
speicherung im Boden bzw. der Biomasse, sowie 
durch die Nutzung landwirtschaftlicher Produkte 
und Reststoffe für die Herstellung von Bioenergie 
(IPCC, 2007c). 

Viele Faktoren werden es in Zukunft weiterhin 
notwendig machen, die Flächenproduktivität auf 
den bestehenden Agrarflächen zu erhöhen (Kap. 
5.2). Dies wird einen erhöhten Einsatz von Dünge- 
mitteln und eine Ausweitung bewässerter Flächen 
erfordern, und damit einen erhöhten Energieeinsatz 
nach sich ziehen. Darüber hinaus können diese Maß- 
nahmen zu erhöhten Treibhausgasemissonen führen 
(Smith et al., 2007b). Wird der Anbau von Energie- 
pflanzen ereblich ausgeweitet, ist es wahrscheinlich, 
dass durch die erhöhte Flächenkonkurrenz auch die 
Anforderungen an die Erhöhung der Produktivität 
auf den bestehenden Agrarflächen steigen (Kap. 5.2). 
In welchem Ausmaß dies zu einer weiteren Erhöhung 
der THG-Emissionen auf den Agrarflächen beiträgt, 
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kann nicht pauschal beantwortet werden. Es ist aber 
offensichtlich, dass eine große Zahl von Einzelent- 
scheidungen über Managementoptionen (wie z.B. 
Effizienzverbesserungen beim Düngemitteleinsatz) 
das Ausmaß dieser auch durch den Energiepflanzen- 
anbau induzierten Emissionssteigerungen bestim- 
men wird. Die Nutzung von Flächen zum Anbau von 
Energiepflanzen wirkt damit tendenziell Bestrebun- 
gen entgegen, die Emissionen aus den bestehenden 
Agrarflächen zu senken. 

Eine der effektivsten Methoden zur Minderung 
der Emissionen in der Landwirtschaft ist nach Aus- 
sage des IPCC die Umwandlung von Ackerland 
in Land mit naturnaher Vegetation (Smith et al., 
2007a). Diese sollte aber unter dem Gesichtspunkt 
der Ernährungssicherheit ebenso kritisch gesehen 
werden wie die Nutzung von Ackerflächen für den 
Anbau von Energiepflanzen (Kap. 5.2). Der Mecha- 
nismus zum Klimaschutz besteht hier also nicht in der 
Vermeidung von Emissionen, sondern in der Erhö- 
hung der Kohlenstoffspeicherung im Boden bzw. der 
Biomasse. Auch diese Möglichkeit steht einerseits in 
Konkurrenz zu der Option, Ackerland für die Pro- 
duktion von Energiepflanzen zu nutzen. Es ist ande- 
rerseits aber möglich, die Produktion von Biomasse 
für die energetische Nutzung mit einer erhöhten 
Kohlenstoffspeicherung im Boden zu kombinieren, 


wenn geeignete Anbausysteme Anwendung finden 
(Kap. 7.1 und 4.2). Ähnliches gilt für die Sanierung 
von drainierten und degradierten Böden: Steigt der 
Druck auf die Landflächen durch einen verstärkten 
Biomasseanbau, kann dies dazu führen, dass margi- 
nale Flächen wieder in Nutzung genommen werden. 
Einerseits kann dies das Risiko von Erosion und wei- 
terer Degradation erhöhen, wobei die Konsequenzen 
in Form möglicher COj-Emissionen sehr unsicher 
sind (Smith et al., 2007b), andererseits kann etwa die 
Nutzung marginaler Flächen für die Bioenergiepro- 
duktion bei geeigneten Anbausystemen und geeig- 
netem Management gerade auch zu deren Sanierung 
und damit zum Klimaschutz beitragen (Kap. 4.2 und 
5.6). 


5.5.3 

Klimaschutz durch Nutzung langlebiger 
Biomasseprodukte 

Biomasse ist ein Kohlenstoffspeicher, wobei der 
Kohlenstoff beim Aufwuchs der Pflanzen durch Pho- 
tosynthese aus dem CO 2 der Atmosphäre gewonnen 
wird. Beispielsweise entspricht der in einem Kubik- 
meter FIolz gebundene Kohlenstoff etwa 0,92 t CO 2 
(Nabuurs et al., 2007). Je nach Region fixiert die ter- 



Nettoprimärproduktion [gC/m^ und Jahr] 
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Abbildung 5.5-2 

Gegenwärtige flächenbezogene Nettoprimärproduktion. 100 gC pro und Jahr entspricht 1 1 C pro ha und Jahr oder 3,7 t COj 
pro ha und Jahr. 

Quelle: nach Haberl et al., 2007 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-93- 


Drucksache 17/2272 


restrische Biosphäre durch Photosynthese jährlich 
pro ha 0-55 t CO 2 (0-15 t C), die so genannte Net- 
toprimärproduktion (Abb. 5.5-2). Jährlich werden so 
weltweit durch Photosynthese insgesamt etwa 217 Gt 
CO 2 (entsprechend 59 Gt C) in der Biomasse fixiert, 
wovon der Mensch durch Ernte etwa 14% (30 Gt 
CO 2 bzw. 8 Gt C) wieder entnimmt (Haberl et al., 
2007). Dieser Kohlenstofffixierung durch die Photo- 
synthese steht allerdings eine fast ebenso hohe CO 2 - 
Emission aus dem Abbau von Biomasse gegenüber, 
womit die Netto C02-Speicherung der terrestrischen 
Biosphäre nur etwa 3,7 Gt CO 2 beträgt (entspre- 
chend 1 Gt C), allerdings mit großen zwischenjähr- 
lichen Schwankungen (WBGU, 2003b). Die Emis- 
sionen aus der Nutzung fossiler Energieträger und 
der Zementindustrie lagen im Jahr 2006 bei 8,4 Gt C 
(Canadell et al., 2007). Der Vergleich dieser Zahlen 
macht deutlich, dass eine veränderte durchschnittli- 
che Lebensdauer der Ernteprodukte durchaus einen 
Einfluss auf den Kohlenstoffkreislauf und damit die 
C02-Konzentration der Atmosphäre haben kann. 
Bei Biomasse, die zur Energieerzeugung genutzt 
wird, wird der gespeicherte Kohlenstoff in der Regel 
relativ zügig und unmittelbar wieder an die Atmo- 
sphäre abgegeben - hier besteht der erhoffte Klima- 
schutz also in der Substitution emissionsintensive- 
rer Energieträger (Kap. 7). Dagegen bleibt bei der 
stofflichen Nutzung von Biomasse der Kohlenstoff 
zunächst fixiert. Insbesondere Holzprodukte und 
langlebige Bio-Kunststoffe sind hier zu erwähnen. 
Ein Spezialfall der langfristigen Fixierung von Koh- 
lenstoff in Biomasse ist die „Black Carbon Sequest- 
ration“ (Kasten 5.5-2). 

Nach Berechnungen von Pingoud (Pingoud, 2003, 
zitiert in UNFCCC, 2003) nahm der global in Holz- 


Kasten 5.5-2 

Black Carbon Sequestration als 
Klimaschutzoption 

Seit einiger Zeit wird die Sequestrierung von Holzkohle 
(„Black Carbon Sequestration“) als möglicher Beitrag 
zum Klimaschutz diskutiert (z.B. Marris, 2006; Lehmann, 
2007). Ausgangspunkt ist die Leistung der Photosynthese, 
der Atmosphäre COj zu entziehen und als Kohlenstoff 
in der Biomasse zu speichern. Für die Biosequestrierung 
wird zunächst Biomasse unter Ausschluss von Sauerstoff 
erhitzt („Niedrigtemperaturpyrolyse“), wobei sowohl 
Holzkohle als auch flüchtige organische Substanzen produ- 
ziert werden. Die flüchtigen Substanzen können aufberei- 
tet als Synthesegas zur Energiegewinnung genutzt werden, 
während die Holzkohle zur Kohlenstoffsequestrierung in 
Agrarböden eingebracht werden kann. Dort hat sie eine 
relative hohe Lebensdauer, wie hoch genau, ist allerdings 
Gegenstand der Forschung - Schätzungen rangieren zwi- 
schen Jahrhunderten und Jahrtausenden (Lehmann, 2007). 
Neben der langfristigen Speicherung des von den Pflanzen 


Produkten gespeicherte Kohlenstoff zwischen 1960 
und 2000 im Durchschnitt um 0,04 Gt C (entspre- 
chend 0,15 Gt CO 2 ) pro Jahr zu, und stieg in diesem 
Zeitraum von 1,5 Gt C (5,5 Gt CO 2 ) auf mehr als 
3 Gt C (11 Gt CO 2 ). Allerdings entspricht dies weni- 
ger als 1 % der kumulativen anthropogenen CO 2 - 
Emissionen von ca. 264 GtC in diesem Zeitraum 
(WRl, 2008). 

Neben der direkten temporären Speicherung 
von Kohlenstoff können Biomasseprodukte zusätz- 
lich emissionsintensive Materialien wie Beton, Stahl, 
Aluminium und Kunststoffe ersetzen. Nach Nabuurs 
et al. (2007) kann etwa ein besonders hoher Klima- 
schutzeffekt durch Holz erreicht werden, indem es 
zunächst stofflich genutzt wird und dabei die Nut- 
zung von Beton substituiert, und nach Beendigung 
dieser Nutzung energetisch verwandt wird. Eine Stu- 
die von Reinhardt et al. (2007) untersucht die Aus- 
wirkungen der Biomassenutzung in der chemischen 
Industrie und kommt zu dem Schluss, dass die Substi- 
tution fossiler Grundstoffe durch Biomasse bezogen 
auf die Anbaufläche ähnlich viel Treibhausgasemissi- 
onen vermeiden kann wie die energetische Nutzung 
im Verkehr. 

Die Diskussion macht deutlich, dass auch bei der 
stofflichen Nutzung von Biomasse ernstzunehmende 
Klimaschutzoptionen bestehen, die aber nicht immer 
in Konkurrenz zur energetischen Nutzung stehen, 
sondern teilweise im Sinne einer Kaskadennutzung 
auch mit ihr kombiniert werden können. 


aus der Atmosphäre aufgenommenen Kohlenstoffs im 
Boden verbessert zudem die Holzkohle die Struktur und 
die Fruchtbarkeit der Böden. Dieser Effekt ist von den 
sehr fruchtbaren Terra-preta-Böden aus dem Amazonas- 
becken bekannt (Denevan und Woods, 2004; Fowles, 2007). 
Bei unterirdischer Deponierung der Holzkohle ließen sich 
sogar noch längere Speicherzeiten erreichen, allerdings 
ohne den positiven Einfluss auf die Bodenfruchtbarkeit. 

Würde man die entstehende Holzkohle selbst energe- 
tisch verwenden, könnten dadurch direkt fossile Energie- 
träger ersetzt werden. Nach Berechnungen von Lehmann 
(2007) führt jedoch die Einbringung der Holzkohle in den 
Boden zu einer 12-84 % höheren Emissionsreduktion als 
die energetische Nutzung. Der Autor schätzt weiterhin, 
dass die Sequestrierung der Holzkohle in Kombination mit 
der energetischen Nutzung der bei der Pyrolyse entstehen- 
den Abgase ab einem COj-Preis von 37 LfS-$ pro t rentabel 
sein könnte. Bei der Bewertung dieser Klimaschutzoption 
müssen allerdings mögliche Zielkonflikte berücksichtigt 
werden, die sich aus dem steigenden Bedarf nach Energie 
und organischen Rohstoffen ergeben. 
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5.5.4 

Folgerungen 

Die energetische Nutzung von Biomasse als Klima- 
schutzoption steht vielfach direkt oder indirekt in 
Konkurrenz zu anderen Klimaschutzoptionen. Die 
direkte Konkurrenz betrifft erstens die Landflä- 
che: Entweder kann sie zur Produktion von Ener- 
giepflanzen genutzt werden, die fossile Energieträ- 
ger ersetzen, oder es kann angestrebt werden, den 
auf der Fläche gespeicherten Kohlenstoff zu erhö- 
hen bzw. (durch Verzicht auf Entwaldung oder Gras- 
landumbruch zugunsten von Energiepflanzenanbau) 
zu erhalten. Zweitens gibt es eine direkte Konkur- 
renz um die zu nutzende Biomasse: Entweder kann 
ihre Eigenschaft als Kohlenstoffreservoir genutzt 
werden indem die Biomasse als Rohstoff verwen- 
det oder anderweitig vor Oxidation und Abbau 
geschützt wird (Kasten 5.5-2), oder sie kann ener- 
getisch genutzt werden, wobei der in der Biomasse 
gespeicherte Kohlenstoff wieder freigesetzt wird, 
dafür aber andere emissionsintensive Energiefor- 
men substituiert werden können. 

Über die direkten Konkurrenzen hinaus gibt es 
zusätzlich aber auch noch die indirekten Effekte, die 
über die Agrarpreise wirksam werden: Je mehr der 
Druck auf die Agrarflächen durch eine Ausweitung 
des Energiepflanzenanbaus steigt, desto anspruchs- 
voller und schwieriger können andere Klimaschutz- 
maßnahmen durchgesetzt werden, z.B. im Landnut- 
zungsbereich, etwa durch die Reduktion der Ent- 
waldung oder eine Minderung der NjO-Emissionen 
durch einen verbesserten Düngemitteleinsatz. 

Soll mit der Bioenergienutzung das Ziel verfolgt 
werden, zum Klimaschutz beizutragen, muss also 
zwischen diesen verschiedenen Klimaschutzoptio- 
nen abgewogen werden (Abb. 5.5-3). 

Umfassende Treibhausgasbilanzen verschiedener 
Maßnahmen können hier eine Orientierung geben 
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Landnutzungssektor 


Forstsektor 


Bereitsteiiung von 
Energie und Produkten 
für die Gesellschaft 


Abbildung 5.5-3 

Klimaschutz durch geeignete Landnutzung: Abwägung der 
Optionen am Beispiel des Forstsektors. 

Quelle: Nabuurs et al., 2007 


(Kap. 7). Für den Vergleich der verschiedenen Kli- 
maschutzoptionen untereinander und eine Abwä- 
gung, wie sie möglichst gut dazu beitragen können, 
dass die Klimaschutzleitplanke eingehalten wird, 
genügt allerdings der Blick auf die unmittelbaren 
Emissionen und Emissionsminderungen nicht, son- 
dern es muss auch die jeweilige Zeitdynamik ein- 
bezogen werden. Tabelle 5.5-1 gibt einen Überblick 
über die Zeitdynamiken der verschiedenen Kli- 
maschutzoptionen bei der Landnutzung. Um einen 
gefährlichen Klimawandel zu vermeiden, d.h. aus 
Sicht des WBGU eine globale Temperaturerhöhung 
von 2°C über dem vorindustriellen Niveau nicht zu 
überschreiten, muss einerseits möglichst rasch eine 
Trendumkehr der globalen Emissionen erreicht wer- 
den, andererseits jedoch auch die Grundlage zu lang- 
fristigen, stetigen und substanziellen weiteren Emis- 
sionsminderungen bis über die Mitte des Jahrhun- 
derts hinaus gelegt werden. 

Neben den Klimaschutzoptionen im Landnut- 
zungsbereich ist vor allem die Minderung der Emis- 
sionen fossiler Energieträger ausschlaggebend. Bio- 
energie betrifft beide Bereiche gleichermaßen. Im 
Vergleich mit Emissionen aus fossilen Energieträ- 
gern ist bedeutsam, dass COj-Emissionen aus Land- 
nutzung und Landnutzungsänderungen überwie- 
gend in dem Sinne reversibel sind, dass eine entspre- 
chende Menge COj theoretisch (bei entsprechendem 
Management) in einem überschaubaren Zeitraum 
(einige Jahre bis Jahrzehnte) wieder vollständig von 
der Biosphäre aufgenommen werden kann. Gleich- 
zeitig ist eine COj-Speicherung auf der Fläche durch 
Ökosysteme in der Regel zeitlich durch die Bewirt- 
schaftung begrenzt und die jährliche Zunahme der 
Speicherung wird mit der Zeit geringer (Smith et al., 
2007a), auch wenn selbst sehr alte Ökosysteme noch 
erhebliche Mengen CO 2 festlegen können (Luyssaert 
et al., 2008). Darüber hinaus können in vielen Fällen 
durch eine Änderung des Managements große Men- 
gen des in Biomasse und Boden festgelegten Kohlen- 
stoffs wieder freigesetzt werden, z.B. wenn das Öko- 
system degradiert wird oder veränderte Bewirtschaf- 
tungstechniken eingesetzt werden. 

Bei C02-Emissionen aus der Verbrennung fossi- 
ler Energieträger verbleibt hingegen ein erheblicher 
Anteil von 20% über Jahrtausende in der Atmo- 
sphäre (IPCC, 2007a). Montenegro et al. (2007) gehen 
davon aus, dass sogar ein Anteil von 25 % über mehr 
als 5.000 Jahre in der Atmosphäre verbleibt. Abbil- 
dung 5.5-4 stellt schematisch die Kohlenstoffreser- 
voire und Kohlenstoffflüsse dar, die die C02-Kon- 
zentration der Atmosphäre bestimmen, und macht 
die Unterschiede deutlich. 

House et al. (2002) folgern aus ihren Berechnun- 
gen, dass im Verlauf des 21. Jahrhunderts selbst der 
Einsatz extremer und unwahrscheinlicher Land- 
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Tabelle S.5-1 

Zeitdynamiken der Klimaschutzoptionen in der Landnutzung. 
Quelle: verändert nach Nabuurs et al., 2007 


Yermeidungsmechanismus 


Auswirkung 


A Ausweitung der Kohlenstoffspeicher auf der Fläche: 
Aufforstung, Management usw. 

B Erhalt von Kohlenstoffspeichern auf der Fläche: 
Vermeidung von Entwaldung, Degradation usw. 

C Ausweitung von Kohlenstoffspeichern in 

Biomasseprodukten 

D Energetische Nutzung von Biomasse und 

Substitution (wenn B gegeben ist) 


t 

i 

t 

i 


Zeitlicher Veriauf Zeitlicher Verlauf 

der Auswirkuug der Kosten 





Auswirkung 

\ Ausweitung von Senken 
\ Reduktion von Quellen 


Zeitlicher Verlauf der Auswirkung 

verzögert 

unmittelbar 

r fortlaufend oder 

wiederholt 


Zeitlicher Verlauf der Kosten 

verzögert 
anfänglich 
— kontinuierlich 


nutzungsänderungen als Instrument zur Reduktion 
der atmosphärischen COj-Anreicherung nur einen 
kleinen Effekt im Vergleich zu den Auswirkungen 
verschiedener Emissionsverläufe bei der Nutzung 
fossiler Energieträger hätten. 

Es ist daher offensichtlich, dass die Bemühungen, 
die Emissionen aus der Nutzung fossiler Energie- 
träger zu senken, das Herzstück einer ambitionier- 
ten Klimaschutzpolitik darstehen müssen. Die Sen- 
kung der Emissionen aus fossilen Energieträgern 
ist aus Sicht des Klimaschutzes nur unzureichend 
durch Maßnahmen in der Landnutzung substituier- 
bar. Dennoch müssen auch diese Maßnahmen mit 
hoher Priorität verfolgt werden, insbesondere dort, 
wo Synergien mit anderen Nachhaltigkeitszielen wie 
dem Erhalt der biologischen Vielfalt bestehen. Diese 
Überlegungen machen deutlich, dass selbst eine 
Lebenszyklusanalyse der Treibhausgasbilanz zur 
Nutzung von Bioenergie nur begrenzt aussagefähig 
ist, vor allem hinsichtlich des Beitrags der Bioener- 
gie zur Einhaltung der 2°C-Leitplanke des WBGU: 
Die Lebenszyklusanalyse stellt gewissermaßen eine 
Momentaufnahme dar, bei der aber die unterschied- 
lichen Charakteristika der Emissionen bzw. Emissi- 
onsminderungen bei der Landnutzung und aus ande- 
ren Sektoren - etwa in Bezug auf ihre längerfristige 
zeitliche Dynamik, ihre Reversibilität usw. - nicht 
abgebildet werden. Sie kann daher nur ein Baustein 
in der Beurteilung und Abwägung verschiedener Kli- 
maschutzmaßnahmen in Bezug auf eine umfassende 
Klimaschutzstrategie sein. 


1 


Atmosphäre 

2 


CO2- 

Austausch 
nicht direkt 
beeinflussbar 


C02-Ai*tausch 

beeinflussbar 


CO2- 

Austausch 
nur zum Teii 
beeinfiussbar 


Ozean 


Terrestrische Biosphäre 
und Biomasseprodukte 




Abbildung 5.5-4 

Schema des globalen Kohlenstoffkreislaufs. Die 
atmosphärische COj-Konzentration wird im Wesentlichen 
bestimmt durch 

1: COj-Flüsse zwischen dem Ozean und der Atmosphäre: 
Dabei handelt es sich um große natürliche Flüsse, die nach 
heutigem Technikstand nicht direkt durch den Menschen 
kontrollierbar sind. Der Mensch beeinflusst sie aber indirekt 
über die atmosphärische COj-Konzentration. Wirkt als Puffer. 
2: COj-Emissionen aus der Nutzung fossiler Energieträger: 
Diese Flüsse sind ausschließlich anthropogen und damit 
vollständig kontrollierbar. Nach heutigem Stand (technische 
COj-Sequestrierung noch nicht großmaßstäblich einsetzbar) 
sind sie weitgehend irreversibel. Es gibt eine hohe 
Messgenauigkeit bei der Quantifizierung dieser Flüsse. 

3: COj-Flüsse zwischen der terrestrischen Biosphäre (inkl. 
Biomasseprodukten) und der Atmosphäre: Dies sind große, 
überwiegend natürliche Flüsse, die nur zu einem kleinen Teil 
(vor allem durch Landnutzungsänderungen) vom Menschen 
beeinflussbar sind. Durch die Ausgestaltung der Landnutzung 
lässt sich die Aufteilung des Kohlenstoffs zwischen 
Atmosphäre und terrestrischer Biosphäre in Grenzen 
verschieben. Diese Maßnahmen sind überwiegend reversibel 
und die Messgenauigkeit der Flüsse ist vergleichsweise gering. 
Quelle: WBGU 
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5.6 

Nutzungskonkurrenz um Boden und Wasser 


5.6.1 

Bodendegradation und Desertifikation 

Der verstärkte Anbau von Energiepflanzen kann 
die Gefahr der Bodendegradation erhöhen, er kann 
aber auch zur Restaurierung von degradierten Flä- 
chen beitragen. Es hängt letztlich vom Anbausys- 
tem (Kap. 7.1) und den regionalen agrarökologi- 
schen Bedingungen ab, ob die Kultivierung von 
Energiepflanzen aus Sicht des Bodenschutzes för- 
derungswürdig, akzeptabel oder abzulehnen ist. Bei 
nicht angepassten Anbausystemen (z.B. ungeeignete 
Bodenbearbeitung oder Bewässerung) insbeson- 
dere auf marginalen Böden können die Risiken für 
weitere Bodendegradation erheblich sein. Welche 
Anbausysteme zur Verringerung der Risiken geeig- 
net sind und welches Potenzial zur Restaurierung 
von Böden besteht, sollte durch Forschungsvorha- 
ben geklärt werden (Kap. 11.4). 

Landflächen sind weltweit von Bodendegradation 
betroffen. Besonders gefährdet sind die Trockenge- 
biete der Erde, die 40 % der Landfläche ausmachen. 
Über 250 Mio. Menschen sind hier direkt betroffen, 
eine weitere Milliarde Menschen lebt in gefährde- 
ten Gebieten. Die meisten Entwicklungsländer lie- 
gen in den Trockenzonen der Erde, die 50 ärmsten 
Länder sind daher auch am stärksten betroffen von 
Desertifikation, d.h. Bodendegradation in Trocken- 
gebieten (UNCCD, 2008). ln Afrika gelten 65 % des 
Ackerlandes, 31 % der Weiden und 19 % der Wäl- 
der als geschädigt. Aber auch Lateinamerika (45 % 
der Ackerflächen, 14 % der Weiden, 13 % der Wäl- 
der) und Asien (38% der Ackerflächen, 20% der 
Weiden, 27 %, der Wälder) sind betroffen, insbeson- 
dere China (FAO, 1990, zitiert in WBGU, 1994; MA 
2005e). Bei der Bodendegradation werden vier Stu- 
fen der Intensität der Degradation unterschieden 
(Oldeman et al., 1991): „Leicht“ bedeutet, dass der 
Boden für die Landwirtschaft nicht mehr vollstän- 
dig nutzbar, aber eine Restauration auf volle Pro- 
duktivität möglich ist. Bei „mittlerer“ Schädigung 
ist die landwirtschaftliche Produktivität stark redu- 
ziert, und es sind große Anstrengungen notwendig, 
um die Böden wieder vollständig und produktiv nut- 
zen zu können. „Stark“ degradierte Böden haben 
ihre Produktionskapazität verloren und sind nicht 
mehr für die Landwirtschaft nutzbar. Größte Inves- 
titionen und ein hoher Energieaufwand wären lang- 
fristig zur Sanierung erforderlich. „Extrem“ geschä- 
digte Böden sind nicht kultivierbar und nicht mehr 
zu restaurieren. 


In der Potenzialabschätzung des WBGU für den 
Anbau von Energiepflanzen (Kap. 6) wurden die 
beiden höchsten Stufen „stark“ und „extrem“ degra- 
dierter Böden nicht berücksichtigt. Es bleiben aber 
84 % der von „leichter“ bis „mittlerer“ Degradation 
betroffenen Böden, deren Produktivitätskapazität 
für die Nahrungsproduktion stark reduziert sind und 
daher nicht in direkter Nutzungskonkurrenz mit der 
Nahrungsproduktion stehen. Bei richtiger Auswahl 
und geeignetem Management kann der Anbau von 
Energiepflanzen auf diesen Flächen sogar Chancen 
bieten, wenn durch die Pflanzung weitere Degrada- 
tion verhindert wird. Langfristig können dadurch der 
organische Bodenkohlenstoff und damit die Boden- 
qualität dieser marginalen Flächen sogar wieder ver- 
bessert werden. Dabei ist zu beachten, dass margi- 
nale bzw. degradierte Böden (Kasten 4.2-1) in der 
Regel anfälliger sind für (weitere) Bodendegrada- 
tion als hoch produktive Böden. Daher sollte nach 
Ansicht des WBGU eine Kultivierung von Energie- 
pflanzen auf marginalen Böden nur erfolgen, wenn 
zuvor eine Bodenschutzstrategie erarbeitet wurde, in 
der die lokalen Gegebenheiten mit den verfügbaren 
Anbau- und Managementsystemen abgestimmt wer- 
den. Mehrjährigen Pflanzen, die möglichst in Misch- 
kultur angebaut werden, nur wenig Bodenbearbei- 
tung benötigen und bei denen die Wurzelbiomasse 
im Boden verbleibt, ist dabei Vorrang einzuräumen 
(Kap. 7.1). 

Langfristig bietet der nachhaltige Anbau geeigne- 
ter Energiepflanzen auf marginalen Flächen durch 
die Eröffnung der folgenden strategischen Option 
einen weiteren Vorteil. Da der WBGU davon aus- 
geht, dass der Energiepflanzenanbau nur für eine 
Übergangszeit eine wichtige Rolle im globalen Ener- 
giemix spielen wird (Kap. 9.2.3), bietet sich die Mög- 
lichkeit, dass ein Teil der Flächen durch den Anbau 
von Energiepflanzen soweit restauriert werden kann, 
dass sie später für die Nahrungsproduktion oder die 
stoffliche Nutzung zur Verfügung stehen könnten. 
Damit würde der zunehmende Druck auf die Land- 
nutzung ein wenig gedämpft. 


5.6.2 

Übernutzung von Süßwasserressourcen 

Der Anbau von Energiepflanzen kann jedoch nicht 
nur die Nutzungskonkurrenz um Land, sondern auch 
um verfügbare Süßwasserressourcen intensivieren. 
Besonders gefährdet sind Regionen, die bereits heute 
unter Wasserknappheit leiden wie etwa Zentralasien, 
Teile Südasiens und Nordafrika oder Afrika südlich 
der Sahara, wo Bevölkerungswachstum und eine 
Vernachlässigung des Wassersektors zur Verknap- 
pung führen. Gleichzeitig kann der Anbau von Ener- 
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giepflanzen die Konkurrenz um Süßwasser erheblich 
verschärfen, er kann aber auch zur Verbesserung der 
Wassernutzungseffizienz beitragen (Berndes, 2008; 
Lundqvist et ak, 2008). Der Mensch nutzt oder regu- 
liert bereits über 40 % der erneuerbaren, zugängli- 
chen Süßwasserressourcen (MA, 2005d). Der Druck 
auf die globalen Süßwasserressourcen steigt mit ca. 
10 % pro Jahrzehnt weiter an (Gesamtnutzung des 
Süß Wassers), vor allem durch wachsenden Wohlstand 
(steigender Pro-Kopf- Wasserverbrauch) und Bevöl- 
kerungswachstum (u. a. steigender Wasserbedarf der 
Bewässerungslandwirtschaft). Bereits heute leben 
1,2 Mrd. Menschen in Regionen, die von Wasser- 
knappheit betroffen sind. Allein um den steigenden 
Nahrungsbedarf zu decken, wird sich die Wasserent- 
nahme bis zum Jahr 2050 um etwa 20 % erhöhen (de 
Fraiture et al., 2007). Der Anbau von Energiepflan- 
zen erhöht den Nutzungsdruck auf das regional ver- 
fügbare Süßwasser weiter (McCornick et al., 2008) 
und kann zur Übernutzung in einer Region beitra- 
gen, also dazu, dass die Wasserentnahme die natür- 
liche Erneuerungsrate überschreitet (Abb. 5.6-1). 
Nach einer Schätzung des IWMI (2007) könnte sich 
bei sehr starkem Ausbau der Bioenergie im Jahr 2050 
die Wassernutzung (gemessen als landwirtschaft- 
liche Evapotranspiration) durch Energiepflanzen 


nahezu verdoppeln. Auch Lundquist geht insgesamt 
von einer Verdopplung aus, aber nicht alleine durch 
Energiepflanzen. Die sind in seiner Studie nur für 
rund 20-40% für den erhöhten Wasserbedarf ver- 
antwortlich (Lundqvist et al., 2008). 

Der Einfluss von Energiepflanzen auf den 
hydrologischen Kreislauf hängt u.a. ab von (Bern- 
des, 2008): 

• dem Ort bzw. dem Wassereinzugsgebiet, in dem 
die Energiepflanze angebaut wird, und dessen 
agrarökologischer Ausstattung, insbesondere dem 
Süßwasserdargebot, 

• der angebauten Energiepflanze, deren Wasserbe - 
darf aufgrund ihrer Wassernutzungseffizienz stark 
variieren kann, 

• dem durch den Energiepflanzenanbau ersetz - 
ten Vegetationstyp. Die Nettoänderung in Bezug 
auf die Wasserverfügbarkeit kann dabei posi- 
tiv oder negativ sein. Auf Landflächen mit spärli- 
cher Vegetation kann durch den Energiepflanzen- 
anbau die Wasserverfügbarkeit verbessert wer- 
den (z.B. durch verminderten Oberflächenabfluss 
und besserer Infiltration), während die Rodung 
eines dichten Waldes für den Anbau von Soja 
oder Mais die Wasserverfügbarkeit verschlechtert 



Abbildung 5.6-1 

Entwicklung der Pro-Kopf Wasserentnahme und -Verfügbarkeit in einem Modell zum Einfluss des Energiepflanzenanbaus in 
ausgewählten Ländern bis 2075. Die gefüllten Kreise bezeichnen die Ausgangssituation im Jahr 1995. Die Pfeile bezeichnen 
den Übergang zu zwei Szenarien, die den Klimawandel und die angestiegene Nahrungsmittelproduktion beinhalten. Es wurde 
zudem die Wirkung des Anbaus von Energiepflanzen berücksichtigt, einerseits ausschließlich im Regenfeldbau (offene Kreise) 
andererseits mit partieller Bewässerung (Quadrate). Wassermangel ist definiert auf Grundlage des „water stressj indicator“ 
nach Raskin et al. (1995), nach dem ein Verhältnis zwischen Verbrauch und Dargebot von weniger als 25% als Schwelle 
für Wasserstress gilt (rote Fläche). In Ländern mit knappen Wasserressourcen führen beide Szenarien des Anbaus von 
Energiepflanzen zu einer verschärften Wassersituation. 

Quelle: Berndes, 2008 
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Tabelle 5.6-1 

Wassernutzung für Energiepflanzen zur Ethanolproduktion in ausgewählten Ländern. 
Quelle: verändert nach de Fraiture et al., 2008 



BIo- 

ethanol 

[Mio.l] 

Haupt- 
sächlich 
verwende- 
te Energie- 
pilanze 

Genutz- 
tes Roh- 
material 
[Mio.t] 

Anbau- 
fläche 
für Bio- 
energie 
[Mio. 
ha] 

Anteil der 
Anban- 
fläche für 
Bioenergie 
[%] 

Ge- 

samte 

Evapo- 

transpi- 

ration 

[km^] 

Anteil der 
Evapo- 
transpira- 
tion durch 
Bioenergie 
[%] 

Wasserent- 
nahme für 
Bioenergie 
[km^] 

Anteil der 
Wasserent- 
nahme znr 
Bewässe- 
rnng für 
Bioenergie 
[%] 

Brasilien 

15.098 

Zucker- 

rohr 

167,8 

2,4 

5,0 

46,02 

10,7 

1,31 

3,5 

USA 

12.907 

Mais 

33,1 

3,8 

3,5 

22,39 

4,0 

5,44 

2,7 

Kanada 

231 

Weizen 

0,6 

0,3 

1,1 

1,07 

1,1 

0,08 

1,4 

Deutsch- 

land 

269 

Weizen 

0,7 

0,1 

1,1 

0,36 

1,2 

- 

0,0 

Frankreich 

829 

Rüben 

11,1 

0,2 

1,2 

0,90 

1,8 

- 

0,0 

Italien 

151 

Weizen 

0,4 

0,1 

1,7 

0,60 

1,7 

- 

0,0 

Spanien 

299 

Weizen 

0,8 

0,3 

2,2 

1,31 

2,3 

- 

0,0 

Schweden 

98 

Weizen 

0,3 

0,0 

1,3 

0,34 

1,6 

- 

0,0 

UK 

401 

Rüben 

5,3 

0,1 

2,4 

0,44 

2,5 

- 

0,0 

China 

3.649 

Mais 

9,4 

1,9 

1,1 

14,35 

1,5 

9,43 

2,2 

Indien 

1.749 

Zucker- 

rohr 

19,4 

0,3 

0,2 

5,33 

0,5 

6,48 

1,2 

Thailand 

280 

Zucker- 

rohr 

3,1 

0,0 

0,3 

1,39 

0,8 

1,55 

1,9 

Indonesien 

167 

Zucker- 

rohr 

1.9 

0,0 

0,1 

0,64 

0,3 

0,91 

1,2 

Südafrika 

416 

Zucker- 

rohr 

4,6 

0,1 

1.1 

0,94 

2.8 

1,08 

9,8 

Welt 

36.800 



10,0 

0,8 

98,0 


30,6 

2,0 


(z.B. durch kürzere Bodenbedeckungszeiten und 
dadurch erhöhten Oberflächenabfluss). 

Bereits heute evapotranspirieren Anbaukulturen 
global jährlich rund 7.000 km^ Süßwasser (inkl. Ver- 
dunstung), das bei Bewässerungskulturen aus Flüs- 
sen, Seen oder Aquiferen stammt („blaues Wasser“). 
Energiepflanzen nutzen derzeit zusätzlich etwa 100 
km^ (oder etwa 1%; de Fraiture et al., 2007). Um 
einen Liter Biokraftstoff aus Energiepflanzen zu 
erzeugen, werden durchschnittlich etwa 820 1 Bewäs- 
serungswasser eingesetzt. Im Durchschnitt wer- 
den 2.500 1 Wasser evapotranspiriert. Diese globa- 
len Durchschnittswerte sind allerdings schwierig zu 
interpretieren, weil es erhebliche regionale Unter- 
schiede gibt (Tab. 5.6-1). In Europa, wo überwie- 
gend Raps und Mais im Regenfeldbau angebaut 
werden, ist der Anteil der Bewässerung sehr gering, 
ln den USA, wo Mais meist im Regenfeldbau ange- 
baut wird, beläuft sich der Anteil des Bewässerungs- 
wassers für den Energiepflanzenanbau auf 3 %, das 
entspricht 400 1 Bewässerungswasser pro Liter Bio- 


ethanol. In Brasilien ist Zuckerrohr die wichtigste 
Energiepflanze, die überwiegend im Regenfeld- 
bau kultiviert wird, so dass nur sehr wenig Bewässe- 
rungswasser für den Energiepflanzenanbau verwen- 
det wird. Dagegen werden in China durchschnitt- 
lich 2.400 1 Bewässerungswasser zur Herstellung von 
einem Liter Ethanol aus Mais verwendet. Insgesamt 
werden rund 2 % des Bewässerungswassers in China 
derzeit für den Energiepflanzenanbau eingesetzt. 
In Indien erfolgt der Anbau von Zuckerrohr über- 
wiegend in Bewässerungskultur, so dass hier knapp 
3.500 1 Wasser zur Herstellung von einem Liter Etha- 
nol verwendet werden (de Fraiture et al., 2007). Die 
Nutzung von Bewässerungswasser für Energiepflan- 
zen ist also ein wesentlicher Faktor für die regionale 
Beurteilung der Wasserkonkurrenz. Daher muss der 
Wasserbedarf von Energiepflanzen bei der Entschei- 
dung für oder gegen den Anbau eine wesentliche 
Rolle spielen. 

Berndes (2002) hat den Einfluss des Energie- 
pflanzenanbaus in ausgewählten Ländern bis zum 
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Jahr 2075 modelliert und dabei in zwei Szenarien 
zwischen Regenfeldbau und Bewässerungsfeldbau 
unterschieden (Abb. 5.6-1). Dabei zeigt sich, dass bei 
den getroffenen Modellannahmen durch den Ausbau 
von Energiepflanzen in Kanada, Brasilien, Russland 
und Indonesien sowie einigen Ländern in Afrika süd- 
lich der Sahara keine kritischen Entwicklungen im 
Wassersektor zu erwarten sind. In einer Reihe von 
Ländern, die bereits heute von Wasserknappheit 
betroffen sind, ist jedoch eine Verschärfung der Lage 
absehbar, selbst wenn die Kultivierung von Ener- 
giepflanzen nur im Regenfeldbau erfolgt (z.B. Süd- 
afrika, Polen, Türkei, China und Indien). Schließ- 
lich gibt es eine Gruppe von Ländern, die durch den 
Energiepflanzenanbau die kritische Schwelle einer 
Wasserentnahme von mehr als 25 % des verfügbaren 
Wassers überschreitet (USA, Argentinien). 

Die Integration von Energiepflanzen in Landnut- 
zungsstrategien ist eine Herausforderung, bei der 
es vor allem um die Berücksichtigung der lokalen 
Effekte und Zielkonflikte geht: so kann eine Plantage 
mit schnell wachsenden Bäumen (KUP) aufgrund 
der hohen Evapotranspiration nicht nur die Wasser- 
knappheit in einer Region vergrößern, sondern auch 
die Wasserversorgung von Anrainern verschlechtern 
und benachbarte Ökosysteme beeinträchtigen (Cal- 
der, 1999; Perrot-Maitre und Davis, 2001; Berndes, 
2008). Umgekehrt ist die verstärkte Nutzung margi- 
naler Flächen (z.B. Weideland) für den nachhaltigen 
Anbau von Energiepflanzen eine Option zur Ver- 
meidung von Nutzungskonkurrenzen um Wasser und 
bietet die Möglichkeit einer effizienteren Nutzung 
von Wasser, das den Pflanzen als Bodenfeuchte zur 
Verfügung steht („grünes Wasser“). Wenn mehrjäh- 
rige Energiepflanzen auf marginalen Flächen kulti- 
viert werden, dann könnte die wachsende Nachfrage 
nach Bioenergie auch ein Motor zur Verbreitung von 
Landnutzungssystemen mit einer verbesserten Was- 
sernutzungseffizienz sein (Berndes, 2008). Da eine 
Reihe von Energiepflanzen dürreresistent und rela- 
tiv wassereffizient sind, eröffnet dies Optionen zur 
Minderung der Nutzungskonkurrenz um Wasser zwi- 
schen Nahrungs- und Energiepflanzen. Pflanzen, die 
das ganze Jahr eine Fläche bedecken, nutzen nicht 
nur jeden Niederschlag, sie schützen auch die Böden 
vor Erosion und sorgen für Beschattung. So können 
beispielsweise agroforstwirtschaftliche Systeme die 
Wasserproduktivität erhöhen, weil der Anteil unpro- 
duktiver Niederschlagsverluste gesenkt wird, der 
sonst durch Abfluss oder durch Verdunstung verlo- 
ren ginge (Ong et al., 2006). Um den Einfluss von 
Landnutzungspraktiken auf die Wasserverfügbar- 
keit in seiner Gesamtheit zu erfassen, sollte daher 
vor einem großflächigen Anbau von Energiepflan- 
zen eine integrierte Analyse des Wassereinzugsge- 


bietes durchgeführt werden, was jedoch bisher kaum 
geschieht (Rockström et al., 2007). 


5.6.3 

Folgerungen: Energiepflanzenanbau in 
nachhaltiges Boden- und Wassermanagement 
integrieren 

Eine ambitionierte Ausweitung des Energiepflan- 
zenanbaus und nicht angepasste Anbausysteme 
(Kap. 7.1) können den Nutzungsdruck auf die verfüg- 
baren Ressourcen stark erhöhen. Dabei kann es zu 
Konkurrenzen zwischen dem Anbau von Nahrungs- 
und Energiepflanzen kommen, nicht nur um das ver- 
fügbare Land, sondern auch um das verfügbare Was- 
ser. Derzeit stellt sich dies zwar noch nicht als großes 
Problem dar, aber bei einer anhaltenden Förderung 
nicht angepasster Anbausysteme kann sich dies in 
kritischen Regionen in kurzer Zeit zu einem erhebli- 
chen Problem entwickeln. Der Anbau von Energie- 
pflanzen sollte nicht dazu führen, dass eine Region 
unter Wasserstress gerät oder dass die Bodende- 
gradation die Bodenschutzleitplanke überschreitet 
(Kap. 3). Dann wäre der zu erwartende gesellschaftli- 
che Nutzen aus Energiepflanzen kleiner als der Scha- 
den durch erhöhte Bodendegradation und zu geringe 
Wasserfügbarkeit. 

Das Comprehensive Assessment ofWater Manage- 
ment in Agriculture (IWMI, 2007), die SlWI-Studie 
(Lundqvist et al., 2008) und die GLASOD-Studie 
(Oldeman et al., 1991; Oldeman, 1992) machen deut- 
lich: Die aktuellen Trends der globalen Wasser- und 
Bodennutzung zeigen in die falsche Richtung. Ohne 
Politikwandel wird der Weg in vielen Regionen in 
eine verschärfte Wasserkrise und zu erhöhter Boden- 
degradation führen, ln bereits von Wasserstress oder 
Bodendegradation stark betroffenen Regionen darf 
der Anbau von Energiepflanzen diese negativen 
Umweltwirkungen nicht verstärken. Allerdings kann 
bei richtiger Technik der Anbau angepasster Ener- 
giepflanzen sogar zu einer Verbesserung der Lage 
führen. Langfristig bietet der Anbau von Energie- 
pflanzen auf marginalen und degradierten Flächen 
eine strategische Option, weil restaurierte Flächen 
künftig für die Nahrungsproduktion zur Verfügung 
stehen. Die Auswahl des Anbausystems ist dabei von 
entscheidender Bedeutung, weil sie sich die Anbau- 
systeme im Wasserbedarf und ihren Ansprüchen an 
die Bodenqualität teilweise erheblich unterschei- 
den (Kap. 7.1). Energiepflanzen ebenso wie Auffors- 
tungen zur COj-Speicherung sind neue Triebkräfte 
im Landnutzungssektor, die möglicherweise große, 
derzeit aber kaum untersuchte Auswirkungen auf 
die Wassernutzung haben können (Berndes, 2002; 
Jackson et al., 2005). Bislang ist die Diskussion um 
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den Ausbau der Bioenergie kaum mit der Wasser- 
problematik verknüpft. Es muss erstens der Anbau 
von Energiepflanzen in eine regionale Strategie zur 
nachhaltigen Boden- und Wassermanagement inte- 
griert werden. Da es hierfür keine Pauschalrezepte 
gibt, sollten diese Strategien immer vor Ort und 
unter Berücksichtigung der lokalen Bedingungen 
entwickelt werden. Zweitens gibt es zum Zusammen- 
hang von Energiepflanzenanbau und lokalen bzw. 
regionalen Wasserressourcen noch erhebliche Wis- 
senslücken, die durch gezielte Forschungsvorhaben 
geschlossen werden sollten. 
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Modellierung des globalen Potenzials 6 
von Energiepflanzen 


ln den letzten 10.000 Jahren hat die wachsende Welt- 
bevölkerung durch die Nutzung von Land für ihre 
Bedürfnisse weite Teile der festen Erdoberfläche 
grundlegend verändert. Zu den wichtigsten mensch- 
lichen Landnutzungsaktivitäten zählen die Rodung 
oder wirtschaftliche Nutzung von Wäldern, die Land- 
wirtschaft sowie die Expansion von Siedlungsräu- 
men (Foley et ak, 2005). Allein die landwirtschaftlich 
genutzten Flächen, bestehend aus Acker- und Wei- 
deland, nehmen inzwischen etwa 40 % der Landflä- 
che ein (Foley et ak, 2005). Bereits heute wird knapp 
ein Viertel der potenziell zur Verfügung stehenden 
Nettoprimärproduktion der Erde von der Mensch- 
heit durch Ernte, Produktivitätsänderungen infolge 
von Landnutzung sowie Brände beeinflusst (Haberl 
et ak, 2007). 

Die menschliche Nutzung von Land steht damit 
in direkter Konkurrenz zur natürlichen Landbede- 
ckung, die für die Erhaltung der biologische Vielfalt, 
aber auch als Kohlenstoffspeicher im Klimasystem 
eine wichtige Rolle spielt. Die zunehmende Nutzung 
von Biomasse zur Energieerzeugung vergrößert den 
Druck auf bislang ungenutzte Flächen und steht auf 
bestehenden Ackerflächen in Konkurrenz zur Pro- 
duktion von Nahrungsmitteln für die wachsende 
Weltbevölkerung (Kap. 5). 

Vor diesem Hintergrund will der WBGU mit der 
von ihm in Auftrag gegebenen und in diesem Kapitel 
beschriebenen Modellierung (Beringer und Lucht, 
2008) die Frage beantworten, wie groß das nachhal- 
tige globale Potenzial für Energie aus Energiepflan- 
zen bis Mitte des Jahrhunderts ist. Dazu soll die für 
Bioenergie zur Verfügung stehende pflanzliche Pri- 
märproduktion unter Berücksichtigung von Leitplan- 
ken für Ernährung, Umweltschutz sowie Klima- und 
Bodenschutz (Kap. 3) geographisch explizit ermittelt 
werden. Dabei werden die Leitplanken aus Kapitel 3 
mit Hilfe einfacher Szenarien in Ausschlussflächen 
übersetzt, auf denen der Anbau von Energiepflan- 
zen im Sinne des WBGU nicht nachhaltig wäre. 

Inwieweit dieses globale nachhaltige Potenzial 
für die Nutzung von Bioenergie aus dem Anbau von 
Energiepflanzen verwirklicht werden kann, hängt 
maßgeblich von den wirtschaftlichen und gesellschaft- 


lichen Voraussetzungen der Regionen ab, in denen 
den WBGU-Kriterien entsprechende Anbauflächen 
zur Verfügung stehen. Daher stellt der WBGU seiner 
Einschätzung des globalen Potenzials am Ende des 
Kapitels eine detaillierte sozioökonomische Analyse 
der entsprechenden Länder voran. 

Bevor das Modell für die vom WBGU in Auftrag 
gegebene Expertise und ihre Ergebnisse im Detail 
beschrieben werden, soll ein Überblick über ähnli- 
che Abschätzungen des globalen Bioenergiepotenzi- 
als aus der jüngeren Literatur gegeben werden. 


6.1 

Bisherige Abschätzungen zum Potenziai der 
Bioenergie 


6 . 1.1 

Bioenergiepotenziale in der neueren Literatur 

Bei der Berechnung des globalen Potenzials der Bio- 
energie wird in der Literatur wie bei anderen Ener- 
gieträgern auch zwischen theoretischem, techni- 
schem, ökonomischem und nachhaltigem Potenzial 
unterschieden (Kasten 6.1-1). 

ln seinem Energiegutachten schätzt der WBGU 
das globale nachhaltige Potenzial der Bioenergie auf 
etwa 104 EJ pro Jahr (WBGU, 2003a), also etwa 20 % 
des derzeitigen globalen Primärenergiebedarfs von 
etwa 510 EJ pro Jahr (Kap. 4.1.1). Für das Jahr 2050 
ergibt sich für den exemplarischen Energiepfad des 
WBGU (2003a) nach der Wirkungsgradmethode ein 
Beitrag der Bioenergie zum globalen Primärenergie- 
bedarf von etwa 10 %; für die Substitutionsmethode 
aufgrund des hohen Anteils von Wind- und Solar- 
energie ein etwas geringerer Beitrag von 7 % (Kas- 
ten 4.1-1). Die heutige Produktion von Bioenergie 
beläuft sich im Jahr 2006 auf etwa 51 EJ, größtenteils 
in Form von traditioneller Bioenergienutzung (Kap. 
4.1.1). Die Abschätzung des WBGU berücksichtigt 
für die einzelnen Kontinente die für Biomassenut- 
zung zur Verfügung stehenden Flächen, wobei Nutz- 
flächen zur Nahrungsmittelproduktion sowie Schutz- 
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Kasten 6.1-1 
Potenzialdefinitionen 

Zur Diskussion der Potenziale verschiedener Energieträ- 
ger werden meist folgende Begriffe zugrunde gelegt: theo- 
retisches Potenzial, technisches Potenzial, wirtschaftliches 
und nachhaltiges Potenzial (WBGU, 2003a). Im Rahmen 
dieses Gutachtens werden dabei folgende Definitionen 
unterschieden: 

Theoretisches Potenzial 

Das theoretische Potenzial bezeichnet die physikalische 
Obergrenze der aus einer bestimmten Quelle zur Verfü- 
gung stehenden Energie. Im Fall der Sonnenenergie wäre 
dies die gesamte, auf die jeweils betrachtete Fläche ein- 
fallende solare Strahlung. Dieses Potenzial berücksichtigt 
also weder Flächennutzungseinschränkungen noch die Wir- 
kungsgrade der Konversionstechnologien. 

Technisches Potenzial 

Das technische Potenzial ist technologiespezifisch definiert 
und leitet sich über den Jahreswirkungsgrad der jeweiligen 
Umwandlungstechnologie aus dem theoretischen Potenzial 
ab. Zusätzlich werden Einschränkungen bezüglich der für 
die Energiegewinnung realistischerweise zur Verfügung 
stehenden Flächen berücksichtigt. Die bei der Flächenaus- 
wahl zugrunde gelegten Kriterien werden in der Literatur 
nicht einheitlich gehandhabt. Technische, strukturelle und 
ökologische Restriktionen sowie gesetzliche Vorgaben 
werden hierbei zum Teil berücksichtigt. Die Höhe des tech- 
nischen Potenzials der verschiedenen Energiequellen ist 


flächen zur Bewahrung der biologischen Vielfalt und 
der Ökosystemfunktionen ausgeschlossen wurden. 

Frühere Studien zum globalen Potenzial von Bio- 
energie kommen zu einer weiten Spanne von Ergeb- 
nissen. So zeigt ein Vergleich von Studien zum Bei- 
trag der Bioenergie in künftigen Energiesystemen, 
dass Schätzungen für das Jahr 2050 von 47 EJ pro 
Jahr bis 450 EJ pro Jahr reichen (Berndes et al., 
2003). Der vergleichsweise niedrige Wert des WBGU 
ist auf die angesprochene Berücksichtigung von kon- 
kurrierenden Landnutzungsansprüchen sowie auf 
die Annahme zum Teil unrealistisch hoher Erträge 
anderer Abschätzungen zurückzuführen (WBGU, 
2003a). Im Folgenden soll eine Auswahl neuerer Stu- 
dien zum globalen Bioenergiepotenzial diskutiert 
werden. Bei allen Potenzialzahlen handelt es sich um 
den Bruttoenergiebetrag, d.h. eventuelle Umwand- 
lungsverluste bei der Konversion zur Endenergie 
sind nicht berücksichtigt. 

Hoogwijk et al. (2003) werten bestehende Studien 
aus und untersuchen den Einfluss verschiedener Fak- 
toren auf den Anteil der Bioenergie aus unterschied- 
lichen Quellen an der globalen Energieerzeugung 
im Jahr 2050. Die zugrunde liegenden Studien vari- 
ieren für ihre Abschätzung den zukünftigen Nah- 
rungsbedarf der Menschheit (beeinflusst von Bevöl- 
kerungsentwicklung sowie Ernährungsgewohnhei- 


demnach kein scharf definierter Wert, sondern von zahlrei- 
chen Randbedingungen und Annahmen abhängig. 

Wirtschaftliches Potenzial 

Dieses Potenzial bezeichnet den unter den ökonomischen 
Rahmenbedingungen (zu einem bestimmten Zeitpunkt) 
wirtschaftlich nutzbaren Anteil des technischen Potenzials. 
Für Biomasse werden hierunter beispielsweise jene Men- 
gen verstanden, die in Konkurrenz mit anderen Produkten 
und Landnutzungen wirtschaftlich erschließbar sind. Die 
ökonomischen Rahmenbedingungen sind insbesondere 
durch politische Maßnahmen deutlich beeinflussbar. 

Nachhaltiges Potenzial 

Dieses Potenzial einer Energiequelle berücksichtigt alle 
Dimensionen der Nachhaltigkeit. Hierzu müssen in der 
Regel verschiedene ökologische und sozioökonomische 
Aspekte bewertet werden. Die Abgrenzung des nachhal- 
tigen Potenzials ist unscharf, da je nach Autor auch beim 
technischen oder wirtschaftlichen Potenzial bereits ökolo- 
gische Aspekte berücksichtigt werden. 

Es sei darauf hingewiesen, dass die hier beschriebenen 
Potenzialdefinitionen aufgrund sehr unterschiedlicher 
Definitionen verschiedener Autoren nicht notwendiger- 
weise eine schrittweise Verschärfung in der obigen Rei- 
henfolge implizieren. So bestimmt die in diesem Kapitel 
beschriebene, vom WBGU in Auftrag gegebene Modellie- 
rung beispielsweise ein „technisches nachhaltiges Poten- 
zial“, da eine gleichzeitige Bewertung der Wirtschaftlich- 
keit aufgrund fehlender integrierter Modelle leider nicht 
erfolgen kann. 


ten), unterschiedliche Anbausysteme für Nahrungs- 
und Futtermittel (intensiver und extensiver Anbau) 
sowie unterschiedliche Annahmen über Produktivi- 
tät, Landverfügbarkeit sowie Bedarf für stoffliche 
Biomassenutzung. Nur bereits bestehende Natur- 
schutzflächen werden von der Bioenergieproduk- 
tion ausgenommen. Die resultierenden Abschätzun- 
gen für das Jahr 2050 spannen einen weiten Bereich 
von möglichen Werten von 33-1.135 EJ pro Jahr auf. 
Aufschlussreich ist die Verteilung dieses Bioener- 
giepotenzials auf die verschiedenen Quellen: Schät- 
zungen für Bioenergieproduktion auf bestehenden 
landwirtschaftlichen Flächen (nach Deckung des 
Nahrungsmittelbedarfs der wachsenden Weltbevöl- 
kerung) reichen von 0-988 EJ pro Jahr (der Wert 0 
kommt unter der Annahme zustande, dass alle beste- 
henden Agrarflächen für die Nahrungsmittelpro- 
duktion benötigt werden), auf degradierten Böden 
von 8-110 EJ pro Jahr sowie aus biogenen Abfäl- 
len und Reststoffen (land- und forstwirtschaftliche 
Reststoffe, Dung, organische Abfälle) von 62-108 EJ 
pro Jahr. Werte für die stoffliche Nutzung von Bio- 
masse reichen von 83-116 EJ pro Jahr (Hoogwijk et 
al., 2003). Diese Zahlen machen die Bedeutung von 
Annahmen über den zukünftigen Flächenbedarf zur 
Sicherung der Ernährung der Menschheit deutlich. 
Sehr hohe Potenziale (etwa im Bereich von 1.000 EJ 
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pro Jahr) für den Beitrag der Bioenergie zur Welt- 
energieversorgung sind nur dann möglich, wenn man 
davon ausgeht, dass bislang für die Nahrungsmittel- 
produktion genutzten Flächen durch Effizienzsteige- 
rungen oder wenig flächenintensive Ernährungsge- 
wohnheiten frei werden. 

Dies zeigt auch die Studie von Wolf et al. (2003), 
die auf den für Nahrungs- sowie Futtermittel und 
Biomasse verfügbaren Landflächen basiert und den 
Einfluss von landwirtschaftlicher Produktionstech- 
nik und Ernährungsgewohnheiten untersucht. Dabei 
wird allerdings nicht nach verschiedenen Energie- 
pflanzen und deren Erträgen auf unterschiedlichen 
Böden differenziert. Bei einer Beschränkung auf 
das derzeit landwirtschaftlich genutzte Land wer- 
den für ein mittleres Bevölkerungswachstum und 
eine moderate Ernährungsweise globale technische 
Bioenergiepotenziale von 59 EJ pro Jahr (extensive 
Bewirtschaftung für Nahrungs-, Futtermittel und 
Biomasse) bis 417 EJ pro Jahr (intensive Bewirt- 
schaftung für Nahrungs-, Futtermittel und Biomasse) 
erreicht. Wird nicht nur das bestehende Agrarland, 
sondern die gesamte potenziell verfügbare Agrar- 
fläche beansprucht, steigen diese Werte auf 257 bzw. 
790 EJ pro Jahr (Wolf et al., 2003). Interessant ist der 
Einfluss der Ernährungsgewohnheiten: Bei extensi- 
ver Bewirtschaftung für Nahrungs-, Futtermittel und 
Biomasse auf den bestehenden Flächen sinkt das 
Potenzial bei einer Ernährung, die von viel Fleisch 
und Milchprodukten geprägt ist und damit sehr flä- 
chenintensiv ist, von 59 EJ pro Jahr auf 0 EJ pro Jahr 
und steigt bei weniger flächenintensiver Ernährung 
auf 194 EJ pro Jahr. 

Field et al. (2008) argumentieren, dass ein nach- 
haltiger Anbau von Energiepflanzen nur auf stillge- 
legten, ehemals für Ackerbau oder Weidewirtschaft 
genutzten Brachflächen möglich ist, soweit diese 
nicht inzwischen besiedelt oder aufgeforstet wurden. 
Damit schließen die Autoren implizit Anbauflächen 
für Nahrungs- und Futtermittel, bestehende Schutz- 
gebiete sowie Wildnisgebiete aus, die sie für die Siche- 
rung der Ernährung der Menschheit sowie für den 
Naturschutz für unabdingbar halten. Basierend auf 
dieser Flächenabschätzung und unter Berücksichti- 
gung der räumlich aufgelösten klimatologischen Net- 
toprimärproduktion auf diesen Flächen gelangen sie 
zu einem nach diesen Kriterien nachhaltigen globa- 
len Potenzial für den zusätzlichen Anbau von Ener- 
giepflanzen von 27 EJ pro Jahr (Field et al., 2008). 

Nach einer weiteren Studie könnte die nachhal- 
tige Erzeugung von Bioenergie aus der extensiven 
Nutzung von Grasland mit hoher Biodiversität auf 
brachliegenden und degradierten Flächen mit etwa 
45 EJ pro Jahr zur globalen Energieerzeugung bei- 
tragen. Eine derartige Nutzung hätte weiterhin einen 
geringen Einsatzes von Chemikalien zur Düngung 


und zum Pflanzenschutz, eine gute Kohlenstoffspei- 
cherung im Boden und eine höhere biologische Viel- 
falt zur Folge (Tilman et al., 2006). Ohne Beschrän- 
kung auf den Typ der angebauten Energiepflanzen 
kommt eine neue Studie zu einem ähnlichen Poten- 
zial von 32-41 EJ pro Jahr auf brachliegenden und 
degradierten Flächen (Campbell et al., 2008). 

Smeets et al. (2007) untersuchen das globale Bio- 
energiepotenzial im Jahr 2050 für drei Arten von 
Biomasse (Energiepflanzenanbau, biogene Abfälle 
und Reststoffe aus Land- und Forstwirtschaft sowie 
zusätzliche Erträge aus der Forstwirtschaft) ohne 
Berücksichtigung des Klimawandels. Der Schutz bio- 
logischer Vielfalt umfasst in dieser Studie den Aus- 
schluss von bestehenden Schutzgebieten, Wäldern 
sowie Ödland (barren land), Buschland und Savan- 
nen. Unter verschiedenen Annahmen für Ertrags- 
steigerungen in der Nahrungsmittelproduktion 
ermitteln die Autoren technische Potenziale von 
215-1.272 EJ pro Jahr für den Energiepflanzenanbau 
auf überschüssigen Agrarflächen, wobei die Annah- 
men für den niedrigsten Wert bereits recht optimis- 
tisch erscheinen (Faaij, 2008). Bei den höheren Wer- 
ten werden große technologische Fortschritte bei der 
N ahrungsmittelproduktion sowie Bewässerungsland- 
wirtschaft angenommen. Für die Energiebeiträge im 
Jahr 2050 aus der Verwertung von biogenen Abfällen 
und Reststoffen sowie aus zusätzlichen Erträgen der 
Forstwirtschaft werden Werte von 76-96 EJ pro Jahr 
bzw. 74 EJ pro Jahr berechnet (Smeets et al., 2007). 

Hoogwijk et al. (2005) untersuchen das Energie- 
potenzial von Kurzumtriebsplantagen holziger Bio- 
masse im Zeitraum 2050 bis 2100 für die vier IPCC- 
Szenarien Al, A2, Bl und B2. Die unter Natur- 
schutz gestellten Flächen, die nicht für den Biomas- 
seanbau genutzt werden, werden für die A-Szenarien 
mit 10 %, für die B-Szenarien mit 20 % der globalen 
Landfläche angenommen. Annahmen über Weltbe- 
völkerung, Ernährungsgewohnheiten und technolo- 
gischer Entwicklung beruhen auf den Storylines der 
IPCC-Szenarien. Das technische Potenzial für Bio- 
energieerzeugung aus der Bewirtschaftung aufgege- 
bener Landwirtschaftsflächen wird für 2050 mit 130- 
410 EJ pro Jahr, für 2100 mit 240-850 EJ pro Jahr 
angegeben. Für Flächen, die bislang nicht landwirt- 
schaftlich genutzt werden, werden nach Abzug von 
Grasländern, Waldgebieten, städtischen Flächen 
sowie bereits heute bestehenden Naturschutzflächen 
Potenziale von 35-245 EJ pro Jahr und 35-265 EJ pro 
Jahr für 2050 bzw. 2100 berechnet (Hoogwijk et al., 
2005; Smeets et al., 2007). 

ln ihrem World Energy Outlook 2007 gibt die In- 
ternational Energy Agency (lEA) die jährliche glo- 
bale Primärenergienutzung aus Biomasse und Rest- 
stoffen im Jahr 2030 für ihre vier Szenarien mit 68 
EJ (Reference Scenario), 73 EJ (Alternative Policy 
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Scenario), 69 EJ (High Growth Scenario) bzw. 82 EJ 
an (450 ppm Stabilisation Case; lEA, 2007a). Dieses 
wirtschaftliche Potenzial wurde mit Hilfe eines öko- 
nomischen Energiesystemsmodells unter Berück- 
sichtigung verschiedener Politikszenarien berechnet. 

Eine vom Verband der Chemischen Industrie in 
Auftrag gegebene Studie des Instituts für Energie 
und Umweltforschung Heidelberg (IFEU) bezif- 
fert das globale Bioenergiepotenzial im Jahr 2050 
auf 240-620 EJ pro Jahr. Davon entfallen 215-420 
EJ pro Jahr auf den Anbau von Energiepflanzen auf 
überschüssigen Anbauflächen, wobei der zukünftige 
Bedarf für stoffliche Nutzung von Biomasse berück- 
sichtigt wurde, und extreme Szenarien für Ertragsstei- 
gerungen in der Landwirtschaft ausgeschlossen wur- 
den. Daneben tragen noch Holzzuwächse mit 0-45 
EJ pro Jahr sowie alle Arten von biogenen Abfällen 
und Reststoffen mit 25-155 EJ pro Jahr zum globa- 
len Potenzial bei (IFEU, 2007). 

Der Round Fable on Sustainable Development 
der OECD schätzt das nachhaltige globale Poten- 
zial der Bioenergie im Jahr 2050 auf insgesamt 245 
EJ pro Jahr ab (Doornbosch und Steenblik, 2007). 
Von diesem Potenzial entfallen 109 EJ pro Jahr auf 
den Anbau von Energiepflanzen sowie 136 EJ pro 
Jahr auf die energetische Nutzung von Reststoffen 
aus Land- und Forstwirtschaft sowie Dung und orga- 
nischen Abfällen. Die für den Anbau von Energie- 
pflanzen zur Verfügung stehenden Flächen schätzen 
die Autoren auf 440 Mio. ha. Dabei nehmen sie bis- 
lang für die Nahrungsmittelproduktion verwendete 
Flächen, zusätzliche 200 Mio. ha für die Sicherung 
der Ernährung der Weltbevölkerung sowie Waldflä- 
chen vom Anbau aus, reservieren aber keine Flächen 
für den Naturschutz. 

Für ein „alternatives Szenario“ einer klimafreund- 
lichen künftigen Energieerzeugung gibt eine von 
Greenpeace und dem European Renewable Energy 
Council (EREC) in Auftrag gegebene Studie den 
nachhaltigen Beitrag der Bioenergie zur globalen 
Energieerzeugung im Jahr 2050 mit etwa 105 EJ pro 
Jahr an (Greenpeace und EREC, 2007). 


6.1.2 

Zusammenfassung und Bewertung 

Die Potenzialabschätzungen für den Beitrag der Bio- 
energie zur globalen Energienutzung sind in Tabelle 
6.1-1 zusammengefasst. Obwohl sich die angegebe- 
nen Potenziale mit einer Spanne von etwa 30-1.200 
EJ pro Jahr zum Teil sehr stark unterscheiden, lassen 
sich aus diesem Literaturvergleich dennoch einige 
Trends identifizieren, die sich im Rahmen der zum 
Teil großen Unsicherheiten zu einem einigermaßen 
konsistenten Bild fügen. 


Die größte Unsicherheit resultiert aus dem unge- 
wissen Flächenbedarf für die künftige Ernährung 
der Weltbevölkerung, der nicht nur vom Bevölke- 
rungswachstum, sondern auch von der Entwicklung 
der Ernährungsgewohnheiten und dem technologi- 
schen Fortschritt sowie dem Grad der Intensivierung 
der Agrarproduktion abhängt (Kap. 5.2). Sehr hohe 
Bioenergiepotenziale in der Größenordnung von 
1.000 EJ pro Jahr sind nur dann technisch realisier- 
bar, wenn bislang für die Nahrungsmittelproduktion 
genutzte Flächen durch Effizienzsteigerungen oder 
weniger flächenintensive Ernährungsgewohnheiten 
für den Anbau von Energiepflanzen nutzbar werden. 
Hier stellt sich die Frage, ob für die Sicherung der 
Ernährung einer wachsenden Weltbevölkerung nicht 
eher noch zusätzliche Anbauflächen nötig sein wer- 
den, wie dies beispielsweise die FAO prognostiziert 
(FAO, 2003a). 

Schließt man daher die Verwendung von bislang 
für die Nahrungsmittelproduktion verwendeten Flä- 
chen aus, dann verbleiben für den Anbau von Ener- 
giepflanzen nur marginale Flächen (Kasten 4.2-1), 
mit einem sehr unsicheren Energiepotenzial von 
etwa 30-200 EJ pro Jahr für eine nicht bewässerte 
und nicht stark intensivierte Anbauweise. 

Zu diesem Potenzial aus dem Anbau von Ener- 
giepflanzen kommen nach den hier vorgestellten 
Studien noch zusätzliche Erträge aus der Forstwirt- 
schaft mit ca. 80 EJ pro Jahr sowie biogene Abfälle 
und Reststoffe (hierzu zählen Pflanzenreste aus der 
Land- und Forstwirtschaft, Dung und organische 
Abfälle) mit ca. 80 EJ pro Jahr. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die meisten die- 
ser Abschätzungen das technische Potenzial betref- 
fen, das wirtschaftliche oder gar nachhaltige Poten- 
zial wird voraussichtlich noch darunter liegen. Auch 
sind Nutzungskonkurrenzen zum Teil nicht berück- 
sichtigt. So schätzt der WBGU das Bioenergiepoten- 
zial aus Zuwächsen in der Forstwirtschaft aufgrund 
der steigenden Nachfrage nach Holzprodukten als 
gering ein (Kap. 5.3.2). Die Kaskadennutzung die- 
ser stofflichen Produkte entschärft dieses Problem 
aufgrund der unvermeidlichen Verluste nur teilweise 
(Kap. 5.3.3). Daher nimmt der WBGU ein nachhal- 
tiges Potenzial von 0 EJ pro Jahr aus Waldzuwäch- 
sen an, weist aber darauf hin, dass in diesem Bereich 
noch Forschungsbedarf besteht. 

Zum nachhaltigen Bioenergiepotenzial aus der 
Verwertung von biogenen Abfällen und Reststoffen 
gibt es kaum Studien. In seinem Energiegutachten 
(WBGU, 2003a) schätzt der WBGU dieses nachhal- 
tige Potenzial auf insgesamt 67 EJ pro Jahr. Auf der 
Basis neuerer Studien erachtet der WBGU für das 
globale technische Potenzial aus biologischen Abfall- 
und Reststoffen aus der Land- und Forstwirtschaft 
sowie Dung einen Wert von 80 EJ pro Jahr für rea- 
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Tabelle 6.1-1 

Technisches (TP), wirtschaftliches (WP) und nachhaltiges Potenzial (NP) der Bioenergie in EJ pro Jahr aus verschiedenen 
Studien. 

Zusammenstellung: WBGU 


Quellen Potenzial, Wald- Energiepflanzenanbau Reststoffe Summe 

Jahr Zuwachs 

Acker Brachland Degra- Landwirt- Forstwirt- Sonstige 

dierte Schaft Schaft 

Flächen 


Studien, die alle Beiträge zum Bioenergiepotenzial betrachten 


WBGU 

(2003a) 

NP 

0 

37 

17 

42 

8 

104 

Hoog- 
wijk et al. 
(2003) 

TP, 2050 

0 

0-988 


8-110 

10-32 

42^82 

10-28 

33-1135 

Smeets et 
al. (2007) 

TP, 2050 

74 

215-1272 


76-96 

365-1442 

lEA 

(2007a) 

WP, 2030 





68-82^ 

IFEU 

(2007) 

WP, 2050 

0^5 

200-390 

15- 

-30 

15-70 

5-30 

5-55 

240-620 

Doorn- 
bosch und 
Steenblik 
(2007) 

NP, 2050 


109 


35 

91 

10 

245 

Faiij 

(2008) 

NP, 2050 

60-100 

1200 

700 

40-170 

430-6000 


Studien zum Potenzial aus dem Anbau von Fnergiepflanzen 


Wolf et al. 
(2003) 

TP, 2050 


0-7901 


Hoog- 
wijk et al. 
(2005) 

TP, 2050 



130^10 

35-245 


TP, 2100 



240-850 

35-265 


Tilman et 
al. (2006) 

NP 



453 


Campbell 
et al. 

(2008) 

NP 



32^1 


Field et al. 
(2008) 

NP 



27 


WBGU 

(2008) 

NP, 2050 



34-1201 



1 je nach Ernährungsgewohnheiten und Intensivierungsgrad der Agrarproduktion 

2 inklusive 32 EJ pro Jahr aus der Kaskadennutzung von Biomaterialien 
5 extensiv genutztes Grasland hoher Biodiversität 

* für die vier lEA-Szenarien (Reference Scenario, Alternative Policy Scenario, High Growth Scenario, 450 ppm Stabilisation Gase) 

5 Alternatives Szenario 

^ zusätzliche 140 EJ pro Jahr im Energiepflanzenanbau werden durch technologische Fortschritte in der Landwirtschaft angenommen 
’ Klimamodell HadCM3, Emissionsszenario AIB, je nach Leitplankenszenario und Bewässerung 


listisch. Davon ist allerdings nur ein Teil einsetzbar, 
da Wirtschaftlichkeitsüberlegungen und die Prüfung 
der Nachhaltigkeit bei diesen Potenzialschätzun- 
gen zum Teil noch nicht berücksichtigt sind. So darf 
beispielsweise aus Gründen des Bodenschutzes die 
Entnahme von Reststoffen aus land- oder forstwirt- 


schaftlichen Ökosystemen nur eingeschränkt erfol- 
gen, da sonst dem Boden zu viel organische Subs- 
tanz entzogen würde (Münch, 2008). Eine grobe Ein- 
schätzung lässt es realistisch erscheinen, das techni- 
sche nachhaltige Potenzial mit etwa 50 EJ pro Jahr 
anzusetzen, von dem etwa die Hälfte wirtschaftlich 
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realisierbar sein dürften. Der WBGU weist darauf 
hin, dass dieser Wert aufgrund offener Forschungs- 
fragen zur nachhaltigen und wirtschaftlichen Nut- 
zung von biogenen Abfällen und Reststoffen als sehr 
unsicher anzusehen ist. 


6.2 

Globale Landnutzungsmodelle: Stand der 
Wissenschaft 


6 . 2.1 

Auswirkungen und Einflussfaktoren menschlicher 
Landnutzung 

Änderungen der Landbedeckung der Erde durch 
den Menschen beeinflussen das Klima über die 
Änderung der Reflektivität (Albedo) der Erdober- 
fläche sowie über ihre Wirkung auf den Kohlenstoff- 
kreislauf (Lambin et al., 2003). So zeigen Schätzun- 
gen, dass etwa 35 % der anthropogenen Kohlendioxi- 
demissionen seit 1850 durch Landnutzung verursacht 
wurden (Foley et al.,2005). Darüber hinaus beeinflus- 
sen menschliche Landnutzung und Landnutzungsän- 
derungen den Wasserkreislauf, den Nährstoffkreis- 
lauf, die biologische Vielfalt sowie die Bodenqualität 
(Lambin et al., 2003). 

Umgekehrt wirken sich naturräumliche Variablen 
wie Klima, Wasserverfügbarkeit und Bodenqualität 
und ihre Veränderung nicht nur auf die natürliche 
Vegetation aus, sondern bilden zusammen mit poli- 
tischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Fakto- 
ren die wesentlichen Ursachen für Landnutzungsän- 
derungen (Fleistermann et al., 2006). 

Modelle für Landnutzung und Landnutzungsän- 
derungen versuchen, dieses komplexe Gefüge mit 
Hilfe numerischer Methoden zu studieren. Im Fol- 
genden soll ein Überblick über verschiedene Typen 
von Landnutzungsmodellen sowie ihre charakteristi- 
schen Stärken und Schwächen gegeben werden. 


6.2.2 

Typen von globalen Modellen von Landnutzung 
und Landnutzungsänderung 

Grundsätzlich muss zwischen der Beschreibung der 
aktuellen Landnutzung sowie von Landnutzungs- 
änderungen unterschieden werden. Die Modellie- 
rung der aktuellen oder zukünftigen Landnutzung 
zielt beispielsweise darauf ab, die Auswirkungen 
von Verschiebungen und Flächenexpansionen der 
landwirtschaftlichen Flächen auf Kohlenstoff- und 
Wasserkreislauf zu quantifizieren bzw. die Effekte 
des Klimawandels auf die pflanzliche Produktivi- 


tät abzuschätzen. Die zugrunde hegenden Landnut- 
zungsänderungen werden in diesem Fall mit Hilfe 
externer Daten vorgegeben. 

Modelle der Landnutzungsänderung hingegen, 
versuchen diejenigen - meist sozioökonomischen 
Prozesse - zu berücksichtigen, welche die zukünftige 
Nutzung der Biosphäre durch den Menschen wahr- 
scheinlich bestimmen werden. 

Obwohl Modelle für die globale Landnutzung und 
ihre Veränderung nach verschiedenen Kriterien klas- 
sifiziert werden können (Verbürg et al., 2004), bie- 
tet sich eine Einteilung nach ihrer grundlegenden 
Methodik an (Heistermann et al., 2006): 

• Geographische Modelle versuchen, die räumli- 
che Verteilung von Landnutzungstypen und ihre 
Wechselwirkung unter Berücksichtigung natur- 
räumlicher Variablen wie Bodenart und -quali- 
tät, Klima und Wasserverfügbarkeit sowie der für 
die Vegetation wichtigen Stoffflüsse (insbeson- 
dere Kohlenstoff) darzustellen. Dadurch sind sie 
insbesondere in der Lage, fundamentale natur- 
räumliche Beschränkungen des Angebots land- 
wirtschaftlicher Produkte wiederzugeben, kön- 
nen aber Landnutzungsänderungen aufgrund von 
sozioökonomischen Einflüssen (z.B. Änderung 
der Nachfrage nach bestimmten Produkten) oft 
nur unzureichend modellieren. 

• Ökonomische Modelle hingegen konzentrieren 
sich auf die sozioökonomischen Antriebsfakto- 
ren von Landnutzung und Landnutzungsänderun- 
gen und damit auf die Nachfrageseite der Welt- 
wirtschaft. Hier spielen beispielsweise demogra- 
phische und kulturelle Faktoren, Änderungen 
der Ernährungsgewohnheiten, politische Förde- 
rung bestimmter landwirtschaftlicher Produkte 
oder die Struktur des Weltmarktes eine wich- 
tige Rolle. Ökonomische Modelle weisen jedoch 
bei der Beschreibung wichtiger naturräumlicher 
Beschränkungen der Agrarproduktion (z.B. durch 
den Klimawandel oder die Böden) zum Teil Defi- 
zite auf. 

• Integrierte Modelle schließlich versuchen, die Stär- 
ken beider Ansätze zu verbinden und damit zu 
einer realistischeren Darstellung von Verände- 
rungen menschlicher Nutzung von Landflächen 
zu gelangen, die ja sowohl von naturräumlichen 
als auch von sozioökonomischen Faktoren beein- 
flusst werden. 


6.3 

Beschreibung des verwendeten Modells 

Für die Modellierung in diesem Gutachten wird das 
Modell LPJmL (LPJ managed Land) verwendet 
(Bondeau et al., 2007), das auf dem dynamischen glo- 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 107- 


Drucksache 17/2272 


balen Vegetationsmodell LPJ (Lund-Potsdam-Jena; 
Sitch et al., 2003) basiert. Es handelt sich um ein geo- 
graphisches Modell der terrestrischen Landnutzung 
in Kombination mit Szenarien der potenziell verfüg- 
baren Flächen für den Biomasseanbau. Das Modell 
hat eine räumliche Auflösung von 0,5°, die durch die 
verwendeten Klimamodelle vorgegeben wird. Die 
ökonomischen Triebkräfte der zukünftigen Land- 
nutzung werden mit Hilfe der Szenarien nur impli- 
zit berücksichtigt. 

Auf der Basis von prozessorientierten Darstel- 
lungen der wichtigsten biogeochemischen, biophy- 
sikalischen und biogeographischen Mechanismen ist 
LPJmL in der Lage die großräumige Verteilung der 
verschiedenen Vegetationstypen zu simulieren. Dar- 
aus ergeben sich eine Reihe von Parametern, wie 
die pflanzliche Produktivität und die Verteilung und 
Dynamik von Kohlenstoff- und Wasserspeichern in 
Vegetation und Böden. In einem solchen dynami- 
schen Modell reagiert die räumliche Verteilung der 
Pflanzen auf Veränderungen der vorherrschenden 
Witterungsverhältnisse und lässt so Rückschlüsse auf 
mögliche großskalige Vegetationsverschiebungen zu, 
die in Folge eines weiter fortschreitenden Klimawan- 
dels eintreten können. 


6.3.1 

Methoden 


6.3.1.1 

Modellierung der pflanzlichen Produktivität 

LPJmL wurde für die Analyse der Wechselwirkun- 
gen von Klima und Biosphäre im globalen Maß- 
stab entwickelt, was bestimmte Vereinfachungen 
und Generalisierungen bei der Modellkonstruktion 
notwendig macht. So wird die Vielfalt pflanzlicher 
Lebens- und Wuchsformen in LPJ in Form von neun 
pflanzenfunktionalen Typen (PFTs) zusammenge- 
fasst, welche durch Photosynthesestoffwechsel (C3 
oder C4), Phänologie (laub werfend oder immer- 
grün), Wuchsform (holzig oder krautig) und Lebens- 
dauer (ein- oder mehrjährig) charakterisiert sind. 
Klimatische Standortbedingungen sowie der Wettbe- 
werb um Licht und Wasser bestimmen die Dynamik 
der Vegetation in Zeit und Raum. Die Berechnun- 
gen von Bruttoprimärproduktion (GPP) und pflanz- 
licher Respiration folgen einem modifizierten Far- 
quhar-Collatz-Ansatz (Farquhar et al., 1980; Collatz 
et al., 1992) und sind über die stomatäre Leitfähigkeit 
direkt an den Wasserhaushalt der Pflanzen gekop- 
pelt (Gerten et al., 2004). Dadurch wird die Auswir- 
kung von Trockenheit auf Photosyntheseleistung und 
Transpiration realistisch abgebildet. Verschiedene 


allometrische und funktionale Regeln bestimmen 
die Allokation des assimilierten Kohlenstoffs in den 
vier pflanzlichen Speicherorganen Blätter, Kernholz, 
Splintholz und Feinwurzeln (Shinozaki et al., 1964). 
Feuerereignisse verändern den Kohlenstoffhaushalt 
eines Ökosystems sehr stark und sind in bestimm- 
ten Biomen charakteristische Elemente der Vege- 
tationsentwicklung. In LPJmL wird ihr Auftreten in 
Abhängigkeit von verfügbarem Brennmaterial und 
vorherrschender Bodenfeuchte abgeschätzt (Tho- 
nicke et al., 2001). Abgestorbene Biomasse gelangt 
in den Boden, wo der Abbau organischer Substanz 
mit Hilfe einer modifizierten Arrhenius-Gleichung 
(Foley, 1995) unter Berücksichtigung von Bodentem- 
peratur (Lloyd und Taylor, 1994) und Feuchtigkeit 
bestimmt wird. Für den COj-Düngungseffekt wurde 
ein Wert von 20-30 % angenommen. Dies ist in guter 
Übereinstimmung mit gemessenen Produktivitiäts- 
steigerungen, wie sie in FACE-Experimenten (Free- 
Air Carbon Dioxide Enrichment) für schnellwach- 
sende Baumarten in Kurzumtriebsplantagen ermit- 
telt wurden (Calfapietra et al., 2003; Liberloo et al., 
2006; Hickler et al., 2008). 


6.3.1 .2 

Landwirtschaft im verwendeten Modell 

Zusätzlich zur Simulation von Verteilung und Dyna- 
mik der potenziell natürlichen Vegetation ist LPJmL 
auch in der Lage, landwirtschaftlich genutzte Flächen 
darzustellen (Bondeau et al., 2007). Neben biophysi- 
kalischen und biogeochemischen Prozessen berech- 
net das Modell die Produktivität und Erträge der 
wichtigsten Feldfrüchte, deren Darstellung ebenfalls 
dem Ansatz der generischen Pflanzentypen folgt. 
Unterschieden werden 13 so genannte „crop functio- 
nal types“ (CFT), 11 Ackerfrüchte und zwei Grasar- 
ten. Für alle CFT kann im Modell der Anbau sowohl 
auf bewässerten als auch auf unbewässerten Flächen 
erfolgen. 


6.3.1 .3 

Modellierung des Anbaus von Energiepflanzen 

Für die Darstellung von Biomassepflanzungen im 
Modell wurden drei zusätzliche Pflanzentypen defi- 
niert und parametrisiert: zwei schnell wachsende 
Bäume und ein hochproduktives Gras. Die Bäume 
unterscheiden sich hinsichtlich ihrer potenziellen 
Anbaugebiete in einen tropischen und einen außer- 
tropischen Typ. Die Parametrisierung der außer- 
tropischen Baumart folgte der Wuchsdynamik und 
Ertragsleistung von Pappel- und Weidenarten, die 
aufgrund ihrer Wuchseigenschaften als Energiepflan- 
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zen geeignet sind. Für entsprechende Anpflanzun- 
gen wird eine Bestandesdichte von etwa 15.000 Indi- 
viduen pro ha angenommen. Der tropische Baumtyp 
charakterisiert kommerziell angebaute Eukalyptus- 
arten und wächst im Modell in Beständen von 2.000 
Individuen pro ha. Beide Baumarten werden im 
Kurzumtrieb bewirtschaftet und alle acht Jahre abge- 
erntet. Dabei werden 90% der oberirdischen Bio- 
masse entfernt, die unterirdische Wurzelmasse bleibt 
komplett erhalten, was einen realistischen Stockaus- 
schlag im nächsten Jahr ermöglicht. 

Neben holziger Biomasse wird auch der Anbau 
von äußerst produktiven C4-Gräsern wie Chinaschilf 
(Miscanthus) oder Rutenhirse (Panicum) in großem 
Umfang modelliert. Besonders interessant ist dabei, 
dass bestimmte Arten dieser Pflanzen auch bei nied- 
rigen Temperaturen eine hohe Photosyntheseaktivi- 
tät aufrechterhalten können. Die Ernte findet jähr- 
lich nach dem Ende der Wachstumsperiode statt und 
erfasst ebenfalls 90 % der oberirdischen Biomasse. 


6.3.1 .4 

Vergleich mit gemessenen Daten 

Das wichtigste Qualitätskriterium für globale Vege- 
tationsmodelle sind Vergleiche mit realen Mess- 
werten. LPJmL wurde unter Verwendung verschie- 
dener, unabhängiger Beobachtungsdaten umfang- 
reich überprüft. So konnte gezeigt werden, dass das 
Modell in der Lage ist, die großräumige Verteilung 
und Dynamik der terrestrischen Vegetation korrekt 
abzubilden (Lucht et al., 2002; Sitch et al., 2003; Flick- 
1er et al., 2004; Erbrecht und Lucht, 2006). Auch die 
Simulation von Bodenfeuchte, Abfluss und Transpi- 
ration sowie deren saisonale Variabilität stimmt weit- 
gehend mit gemessene Werten überein (Wagner et 
al., 2003; Gerten et al., 2004). Der Vergleich von land- 
wirtschaftlichen Erträgen mit FAO Statistiken zeigt, 
dass LPJmL in der Lage ist, die geographische Diffe- 
renzierung der Ertragsniveaus korrekt wiederzuge- 
ben (Bondeau et al., 2007). 

Eine Validierung der simulierten Biomassean- 
pflanzungen ist schwierig, da der Anbau von Zellulo- 
sepflanzen bisher weitgehend auf spezielle Versuchs- 
flächen unter zumeist optimalen Wuchsbedingungen 
begrenzt ist. Vergleiche zeigen, dass der modellierte 
Biomasseertrag von Rutenhirse {Panicum) sowie 
von Kurzumtriebsplantagen mit schnell wachsenden 
Baumarten in einem Bereich hegt, der bereits heute 
unter fortschrittlicher Bewirtschaftung zu erreichen 
ist. 


6.3.1.5 

Berechnung des globalen Bioenergiepotenzials 

Aus der Kombination der verschiedenen Ausschluss- 
kriterien aufgrund der Leitplanken für Nahrungs- 
mittelproduktion, Natur-, Boden- sowie Klimaschutz 
(Kap. 3) kann für jede Gitterzelle im Modell die für 
den Anbau von Energiepflanzen zur Verfügung ste- 
hende Fläche bestimmt werden. Im Modell wird 
angenommen, dass jeweils auf der Hälfte dieser Flä- 
che hochproduktive Gräser und schnell wachsende 
Baumarten angebaut werden. Falls auf der zur Verfü- 
gung stehenden Fläche nur einer dieser beiden Pflan- 
zentypen wächst (z.B. gedeihen in vielen Regionen 
im unbewässerten Anbau nur Gräser), so wird die 
gesamte Fläche mit diesem Pflanzentyp bepflanzt. 
Aus Fläche und Ertragspotenzialen beider Pflanzen- 
typen ergibt sich die jährlich produzierbare Menge 
an primärer Bioenergie, d.h. der in der Biomasse ent- 
haltenen chemischen Energie. Dabei wird ein Ener- 
giegehalt der Trockenmasse von 19,0 kJ pro g ange- 
nommen (Wirsenius, 2000). 


6.3.2 

Datensätze 


6.3.2.1 

Klimawandel und -daten 

Monatliche Daten von Temperatur, Niederschlag 
und Bewölkung sowie jährliche Daten zur atmosphä- 
rischen Kohlendioxidkonzentration werden verwen- 
det, um LPJmL anzutreiben. Die zukünftige Ent- 
wicklung des Klimas wurde durch Verwendung ver- 
schiedener Klimamodelle berücksichtigt. Allerdings 
weisen die absoluten Werte der Daten aus den Kli- 
mamodellen teilweise signifikante Abweichungen 
von den gemessenen Werten auf, was die Qualität 
der Vegetationsmodellierung stark beeinträchtigen 
kann. Aus diesem Grund wurden für die Szenarien- 
rechnungen mit LPJmL die Anomalien von Tempe- 
ratur und Niederschlag auf die langjährigen Mittel 
(1961-1990) der beobachteten Daten der Climatic 
Research Unit (CRU; New et al., 2000) aufgeprägt 
(Schaphoff et al., 2006). 


6.3.2.2 

Landnutzungsdaten 

Neben den klimatologischen Daten in den einzel- 
nen Gitterzellen benötigt das Modell auch Informa- 
tionen über Bodeneigenschaften, aktuelle Landnut- 
zung sowie die Verteilung von unbewässerten und 
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I I Kategorie 3 □ Kategorie 4 

Abbildung 6.4-1 

Für den Anbau von Bioenergie ausgeschlossene höchst degradierte (Kategorie 4, Gesamtfläche 680 Mio. ha) sowie stark 
degradierte Böden (Kategorie 3, 2.400 Mio. ha). Für die Kategorie 4 werden 0%, für die Kategorie 3 30 % der Erträge im 
Vergleich zu nicht degradiertem Land angenommen. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008, basierend auf Oldeman et al., 1991 


bewässerten landwirtschaftlichen Flächen (Klein 
Goldewijk et al., 2007; Portmann et al., 2008; Raman- 
kutty et al., 2008). Stark geneigte Hangflächen wer- 
den aufgrund der relativ niedrigen räumlichen Auf- 
lösung des Modells nicht explizit ausgeschlossen, 
die im Modell verwendeten Klimadaten verhindern 
aber eine unrealistische Biomasseproduktion auf 
diesen Flächen. Der Ausschluss marginaler Böden 
erfolgt nach dem Datensatz des Global Assessment 
of Human Induced Soil Degradation (GLASOD; 
Oldeman et al., 1991), wie in Abbildung 6.4-1 darge- 
stellt. Höchst degradierte Flächen (Kategorie 4) kön- 
nen im Modell nicht in Anbauflächen für Energie- 
pflanzen umgewandelt werden. Auf stark degradier- 
ten Flächen (Kategorie 3) verringern sich potenzielle 
Erträge auf 30 % . Siedlungsflächen werden bei der 
Modellierung nicht explizit ausgeschlossen; sie tra- 
gen allerdings nur mit etwa 2 % zur globalen Land- 
nutzung bei (Lambin et al., 2001) und können daher 
vernachlässigt werden. 


6.4 

Modellannahmen und Szenarien 


6.4.1 

Klimamodelle und Emissionsszenarien 

Für die in diesem Gutachten verwendeten Szena- 
rien wurde LPJmL mit Daten verschiedener aktu- 
eller Klimamodelle angetrieben, die alle für den 4. 
Sachstandsbericht des IPCC (IPCC, 2007d) berech- 
net wurden. Auswahlkriterium für die Klimamodelle 
war dabei eine möglichst gute Übereinstimmung von 
simulierten und beobachteten Werten für Tempera- 
tur und Niederschlag im Zeitraum von 1961-1990. 
Ausgewählt wurden ECHAM5 (Roeckner et al., 
2003),HadCM3 (Pope et al.,2000), CM2.1 (Delworth 
et al., 2006), ECHO-G (Legutke und Voss, 1999) und 
CCSM3.0 (Collins et al., 2006). Alle Klimamodelle 
wurden mit drei IPCC-Emissionsszenarien (AIB, A2 
und Bl) angetrieben (IPCC, 2000). 


6.4.2 

Bewässerungsszenarien 

Für die Modellierung des globalen Bioenergiepo- 
tenzials wird zwischen unbewässertem und bewäs- 
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sertem Anbau unterschieden, wobei für den letzte- 
ren ein Anteil von 10 % bewässerter Anbauflächen 
angenommen wird. Zur Erläuterung: Der Anteil der- 
zeit bewässerter Flächen an den gesamten Agrarflä- 
chen (Äcker und Weiden) ist regional sehr unter- 
schiedlich. Die Wert reichen von 0,5 % in Afrika süd- 
lich der Sahara über 2,6 % in der ehemaligen Sowje- 
tunion, 4,7 % in Nordamerika, 6,1 % in Europa bis 
zu 25,8 % in Südostasien und Indien, mit einem glo- 
balen Mittelwert von 5,4 % (Portmann et al., 2008). 
Der bewässerte Anteil der Ackerflächen ist höher; 
er lag 1998 bei etwa 16,9%, bis 2030 geht die FAO 
von einer Steigerung auf etwa 18,0 % aus (Faures et 
al., 2000). Da aber in der Modellierung der Anbau 
von Energiepflanzen nicht auf bereits erschlossenen 
Ackerflächen erfolgen soll, und die zur Verfügung 
stehenden Flächen zudem zu einem erheblichen Teil 
in Entwicklungsländern liegen, hält der WBGU - 
auch angesichts des in vielen Regionen nicht ausrei- 
chen zur Verfügung stehenden Wassers - einen Flä- 
chenanteil von maximal 10% für den bewässerten 
Anbau für realistisch. 


6.4.3 

Szenarien zur Berechnung der Biomassepotenziale 

Das globale Potenzial für Bioenergie ergibt sich aus 
den modellierten potenziellen Erträgen sowie der zur 
Verfügung stehenden Fläche für den Anbau der Bio- 
masse. Dem Leitplankenansatz des WBGU (Kap. 3) 
folgend wurde ein szenarienbasierter Ansatz für die 
Analyse der Möglichkeiten einer nachhaltigen Bio- 
energieproduktion gewählt. Dabei lassen sich drei 
Hauptfaktoren unterscheiden, die entscheidend sein 
sollten für Größe und Verteilung von Anbauflächen 
für Energiepflanzen in den kommenden Jahrzehn- 
ten: der Flächenbedarf der Nahrungsmittelproduk- 
tion, benötigte Flächen für den Naturschutz sowie 
die Treibhausgasbilanz des notwendigen Landnut- 
zungswandels. 


6.4.3.1 

Szenarien zur Sicherung der 
Nahrungsmittelproduktion 

Die Abschätzung von zusätzlichem Flächenbedarf 
für die landwirtschaftliche Nahrungsmittelproduk- 
tion ist problematisch, da dieser maßgeblich von der 
Bevölkerungsentwicklung, den Ernährungsgewohn- 
heiten sowie vom technologischen Fortschritt der 
Agrarproduktion abhängt. Die künftige Entwick- 
lung dieser Parameter ist nur unzulänglich bekannt. 
Es wird jedoch als unwahrscheinlich erachtet, dass 
bislang für die Nahrungsmittelproduktion genutzte 


Flächen für den Anbau von Energiepflanzen genutzt 
werden können (Kap. 5.2). 

In den vorliegenden Modellrechnungen werden 
daher zwei Szenarien für den Flächenbedarf der 
N ahrungsmittelproduktion unterschieden: 

Szenario A (hoher Agrarflächenbedarf): Dieses 
Szenario folgt einer Prognose der Food and Agricul- 
ture Organization (FAO) der Vereinten Nationen, die 
bis zum Jahr 2030 die Notwendigkeit einer Auswei- 
tung der für die weltweite Nahrungsmittelproduk- 
tion verwendeten Flächen um 120 Mio. ha vorher- 
sagt (FAO, 2003a). In diesem Szenario werden also 
die bestehenden, für die Nahrungsmittelproduktion 
verwendeten Flächen sowie zusätzliche 120 Mio. ha 
der produktivsten Flächen für den Anbau von Ener- 
giepflanzen ausgeschlossen. 

Szenario B (geringer Agrar flächenbedarf): Das 
weniger restriktive Szenario B geht davon aus, dass 
die bestehenden Flächen für die Nahrungsmittelpro- 
duktion auch in Zukunft zur Ernährung der Weltbe- 
völkerung ausreichen und nicht für den Anbau von 
Energiepflanzen verwendet werden. 

Die ausgeschlossenen Flächen für beide Szena- 
rien sind in Abbildung 6.4-2 dargestellt. 


6.4.3.2 

Szenarien zum Naturschutz 

Der Ausschluss von Gebieten mit hohem Natur- 
schutzwert folgt verschiedenen Szenarien zur Berück- 
sichtigung von Gebieten hoher biologischer Viel- 
falt bzw. von Wildnisgebieten. Grundsätzlich ausge- 
schlossen von jeglicher Nutzung sind zunächst ein- 
mal bestehende Schutzgebiete laut World Database 
on Protected Areas (WDPA, 2008), wie sie in Abbil- 
dung 6.4-3 dargesteht sind. 

Zum zusätzlichen Ausschluss von Gebieten hoher 
Biodiversität, die bislang nicht unter Schutz stehen, 
werden vier verschiedene Indikatoren verwendet: 

• Biodiversity Hotspots (Mittermeier et al., 2004) 
sind Gebiete, in denen eine außergewöhnlich 
hohe Konzentration endemischer Arten über- 
durchschnittlich hohe Lebensraumverluste erlei- 
det, 

• Endemie Bird Areas (Stattersfield et al., 1998) 
zeichnen sich durch eine große Konzentration von 
Vogelarten mit geringer geographischer Verbrei- 
tung aus, 

• Centers of Plant Diversity (WWF und lUCN, 1994) 
weisen entweder eine hohe Diversität von Pflan- 
zenarten oder eine große Zahl endemischer Arten 
auf (oder beides), 

• Global 200 (Olson et al., 2001) schließlich ist eine 
Liste von mehr als 200 Land-, Süßwasser- oder 
Meeresökosystemen, die sich durch eine außer- 
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Landwirtschaftliche Flächen 
(Szenario B: geringer Agrarflächenbedarf) 



0 25 50 75 100 Anteil in Gitterzelle [%] 



Zusätzliche landwirtschaftliche Flächen von 120 Mio. ha 

in Szenario A (hoher Agrarflächenbedarf) Aktuelle landwirtschaftliche Flächen 



0 25 50 75 100 Anteil in Gitterzelle [%] 


Abbildung 6.4-2 

Ausgeschlossene Flächen zur Sicherung der Nahrungsmittelproduktion, (a) Anteil der aktuellen landwirtschaftlichen Flächen in 
den Gitterzellen des Modells. Diese Flächen werden in Szenario B (geringer Agrarflächenbedarf) von der Bioenergieerzeugung 
ausgeschlossen, (b) Zusätzlich in Szenario A (hoher Agrarflächenbedarf) ausgeschlossene Flächen, um eine Ausweitung der 
landwirtschaftlichen Flächen für die Ernährung zu ermöglichen. Diese sind die produktivsten 120 Mio. ha der Flächen, die in 
Szenario B für den Bioenergieanbau zur Verfügung stehen. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 
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I I Naturschutzgebiete 


Abbildung 6.4-3 

Räumliche Verteilung der aktuell unter Naturschutz stehenden Gebiete mit einer Gesamtfläche von 1.330 Mio. ha. Diese 
Gebiete werden im Modell für den Anbau von Energiepflanzen ausgeschlossen. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008, basierend auf WDPA, 2008 


gewöhnlich hohe Biodiversität auszeichnen und 
repräsentativ für ihre jeweiligen Ökosysteme 
sind. 

Eine weitere Kategorie schützenswerter Flächen 
stellen so genannte Wildnisgebiete dar. Hierbei han- 
delt es sich um große zusammenhängende Flächen 
(z.B. tropische Regenwälder, boreale Wälder, Gras- 
land, Halbwüsten usw.), die durch ihre Entfernung 
von der Zivilisation oder andere Gründe noch im 
naturbelassenen Zustand sind. Sie beinhalten nicht 
immer hohe Konzentrationen biologischer Vielfalt, 
erbringen aber häufig sehr wertvolle Ökosystemleis- 
tungen. Für diese Gebiete unberührter Wildnis wer- 
den folgende drei Datensätze herangezogen: High- 
Biodiversity Wilderness Areas (Mittermeier et al., 
2003), Frontier Forests (Bryant et al., 1997) und Last 
of the Wild (Sanderson et al., 2002). 

Um diese Datensätze für schützenswerte Biodi- 
versitäts- und Wildnisgebiete miteinander zu ver- 


schneiden und damit zu tatsächlichen Ausschlussflä- 
chen zu gelangen, werden die Flächen nach der Zahl 
der Indikatordatensätze kategorisiert, in denen sie 
auftauchen: Je größer die Übereinstimmung der ver- 
schiedenen Indikatoren, desto höher der Anteil der 
Fläche, die unter Schutz gestellt wird. Auch hier wer- 
den zwei Szenarien unterschieden: 

Szenario A (hoher Naturschutz)' In diesem Sze- 
nario werden Wildnisgebiete immer zu 100 % unter 
Schutz gestellt, auch wenn nur einer der Wildnisindi- 
katoren erfüllt ist. Für den Schutz der Schwerpunkte 
biologischer Vielfalt wird ein abgestuftes System 
verwendet, dass generell 10% aller Flächen unter 
Schutz stellt, bei Auftreten eines Indikators 20% 
und bei Übereinstimmung von zwei, drei oder vier 
Indikatoren jeweils 30 %, 50 % bzw. 80 % der Fläche 
unter Schutz stellt. 

Szenario B (geringer Naturschutz). In diesem 
weniger restriktiven Szenario werden Wildnisgebiete 


Tabelle 6.4-1 

Anteil von Naturschutzflächen zur Erhaltung von Wildnisgebieten und biologischer Vielfalt für die beiden Szenarien. 
Quelle: Beringer und Lucht, 2008 


Übereinstimmungen 


Szenario 

Wildnisgebiete 


Biodiversitätsschwerpunkte 




1 

2 

3 

0 

1 

2 

3 

4 

A: Hoher Naturschutz 

100% 

100% 

100% 

10% 

20% 

30% 

50% 

80% 

B: Geringer Natur- 
schutz 

0% 

100% 

100 % 

0% 

0% 

0% 

50% 

100 % 
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Ausschlusskriterium Naturschutz 
für Szenario A (hoher Naturschutz) 


0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 Anteil Ausschluss in den Gitterzellen [%] 




0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 Anteil Ausschluss in den Gitterzellen [%] 


Abbildung 6.4-4 

Für den Anbau von Energiepflanzen ausgeschlossene Naturschutzflächen zur Erhaltung von Wildnisgebieten und biologischer 
Vielfalt für die beiden im Text beschriebenen Szenarien, (a) Szenario A: hoher Naturschutz; (b) Szenario B: geringer 
Naturschutz (Tab. 6.4-1). 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 
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Abbildung 6.4-5 

Von der Biomassenutzung ausgeschlossene Feuchtgebiete mit einer Gesamtfläche von 1.150 Mio. ha. 
Quelle: Beringer und Lucht, 2008, basierend auf Lehner und Doll, 2004 


nur dann zu 100 % unter Schutz gestellt, wenn min- 
destens zwei der Indikatoren übereinstimmen, Bio- 
diversitätsgebiete werden nur bei Übereinstimmung 
von drei oder vier Indikatoren zu 50% bzw. 80% 
geschützt. 

Die Indikatoren für die Szenarien sind in Tabelle 
6.4-1 zusammengefasst, und die resultierenden Aus- 
schlussgebiete in Abbildung 6.4-4 dargestellt. 

6.4.3.3 

Szenarien zu Treibhausgasemissionen aus 
Landnutzungsänderungen 

Die Freisetzung von COj aus Vegetation und Böden 
durch Rodung von Wäldern oder dem Trockenlegen 
von Feuchtgebieten führt zu wesentlich größeren 
Treibhausgasemissionen als durch die Substitution 
fossiler Energieträger bei der nachfolgenden Bio- 
massenutzung eingespart werden kann (Kap. 4.2. 3.1 
und 4. 2. 3.2). Solche Standorte sind zum größten Teil 
bereits in den Flächen hoher Biodiversität und gerin- 
ger menschlicher Einflussnahme enthalten (Natur- 
wälder, Feuchtgebiete) und werden deshalb ohnehin 
nicht für den Energiepflanzenanbau berücksichtigt. 

Zusätzlich werden auch Feuchtgebiete aus der 
Global Lakes and Wetlands Database (Lehner und 
Doll, 2004) von menschlicher Nutzung ausgenom- 
men, die im Modell eine starke Kohlenstoffsenke dar- 


stellen und bei der Reservierung von Naturschutzflä- 
chen noch nicht berücksichtigt wurden (Abb. 6.4-5). 

Schließlich muss im Sinne der Klimaschutzleit- 
planke (Kap. 3.1.1) der Anbau von Energiepflanzen 
auf Landflächen ausgeschlossen werden, bei denen 
die Treibhausgasemissionen aus der Umwandlung 
der Fläche erst nach sehr langer Zeit durch den 
aus der Atmosphäre aufgenommenen Kohlenstoff 
kompensiert werden. Idealerweise müssten bei die- 
ser Rechnung auch die durch den landwirtschaftli- 
chen Anbau und die Verarbeitung von Energiepflan- 
zen (Agrarmaschinen, Dünger) verursachten Emis- 
sionen sowie die bei der energetischen Nutzung der 
Biomasse eingesparten Emissionen fossiler Ener- 
gieträger berücksichtigt werden. Da diese Daten im 
Rahmen des Modells nicht zur Verfügung stehen, 
wird hier nur die Kompensation der Emissionen aus 
der Landnutzungsänderung durch den anschließend 
durch den Boden sowie durch die aufwachsende Bio- 
masse aus der Atmosphäre aufgenommenen Kohlen- 
stoff betrachtet. Dies kann als Indikator dafür heran- 
gezogen werden, welche minimale Kompensations- 
zeit in der Gesamtbilanz erreicht werden kann. 

Für die Treibhausgasbilanz ist zu berücksichtigen, 
dass der durch den Boden aufgenommene Kohlen- 
stoff im Idealfall dort verbleibt, während der in der in 
der aufwachsenden Biomasse gespeicherte Kohlen- 
stoff nach dem Ernten wieder freigesetzt wird, dafür 
aber fossile COj-Emissionen ersetzt. Es ist daher zu 
klären, inwieweit der in der Biomasse gespeicherte 
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Kompensation der C02-Freisetzung durch Landnutzungsänderung 
Innerhalb von 5 Jahren nicht möglich 



Kompensation der C02-Freisetzung durch Landnutzungsänderung 



Innerhalb von 10 Jahren nicht möglich 


Abbildung 6.4-6 

Regionen, in denen der Anbau von Biomasse den Verlust von Kohlenstoff durch die Landnutzungsänderung nicht innerhalb 
von (a) fünf Jahren (Szenario A: Gesamtfläche 3.713 Mio. ha) bzw. (b) 10 Jahren (Szenario B: Gesamtfläche 2.891 Mio. ha) 
ausgleichen kann. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 


Kohlenstoff ein guter Indikator für die Menge an 
fossilen COj-Emissionen ist, die bei der Substitution 
fossiler Energieträger durch die energetische Nut- 
zung dieser Biomasse vermieden werden. 


Betrachtet man den in verschiedenen Energie- 
trägern enthaltenen Kohlenstoff pro gespeicherte 
Energieeinheit (Kaltschmitt und Hartmann, 2003), 
so entsprechen die potenziellen COj-Emissionen bei 
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Waldbedeckung 


Immergrün 


I I Laubwechselnd 


Abbildung 6.4-7 

Globale Verbreitung von Waldgebieten. 
Quelle: FAQ, 2006c 


der Energienutzung von Biomasse etwa derjenigen 
von Steinkohle und liegen ca. 20 % unter denen von 
Braunkohle. Wenn direkt Braunkohle ersetzt wird, 
kann man also theoretisch mit der Biomassenutzung 
knapp 20 % mehr fossiles COj einsparen als in der 
Biomasse gespeichert ist, beim Ersatz von Steinkohle 
etwa so viel, wie gespeichert ist. Andere fossile Ener- 
gieträger (Öl, Gas) haben geringere Kohlenstoffge- 
halte, dort kann also entsprechend weniger einge- 
spart werden. Dabei werden Umwandlungsverluste 
bei der technischen Konversion nicht berücksichtigt. 

Daraus lässt sich erkennen, dass der in der Bio- 
masse gespeicherte Kohlenstoff ein guter Richtwert 
dafür ist, wie viel COj-Emissionen maximal einge- 
spart werden können, denn zusätzlich zu den Emissi- 
onen aus den Landnutzungsänderung fallen zusätz- 
lich noch die Emissionen aus dem Anbau und mögli- 
che Umwandlungsverluste an. 

Offensichtlich können also durch die Substitution 
von fossilen Energieträgern durch Biomasse in der 
Regel insgesamt weniger Treibhausgasemissionen 
eingespart werden als dem in der Biomasse gespei- 
cherten Kohlenstoff entspricht. Es werden nur Nut- 
zungspfade von Biomasse für sinnvoll gehalten, bei 
denen die Kompensationszeit, d.h. der Zeitraum 
nach einer Landnutzungskonversion, ab dem eine 
reale Emissionsminderung beginnt, mit zehn Jah- 
ren relativ kurz ist. Damit dies erreicht werden kann. 


muss der freigesetzte Kohlenstoff also nach maximal 
zehn Jahren durch den Boden und die aufwachsende 
Biomasse wieder aufgenommen werden. Daher wer- 
den zwei Szenarien verwendet, die sich durch den 
Kompensationszeitraum unterscheiden: 

Fünf Jahre: ln diesem Szenario wird ein maxima- 
ler Kompensationszeitraum von fünf Jahren für die 
Emissionen aus der Landnutzungsänderung festge- 
setzt. 

Zehn Jahre: ln diesem weniger restriktiven Sze- 
nario beträgt der maximale Kompensationszeitraum 
zehn Jahre. 

Die räumliche Verteilung dieser Ausschlussge- 
biete ist in Abbildung 6.4-6 dargestellt. Ein Vergleich 
mit der geographischen Verteilung von Waldgebie- 
ten (FAO, 2006c) zeigt, dass es sich bei den ausge- 
schlossenen Gebieten größtenteils um Wälder han- 
delt (Abb. 6.4-7). Damit sind diese Gebiete zwar von 
der Umnutzung in Flächen zum Anbau von Energie- 
pflanzen ausgeschlossen, können aber z.T. gegebe- 
nenfalls Beiträge zum Bioenergiepotenzial aus Wald- 
reststoffen leisten (Kap. 5.5). 
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6.5 

Ergebnisse der Modellierung des globalen 
Potenzials von Energiepflanzen 


6.5.1 

Einfluss der Klimamodelle und Emissionsszenarien 

Der Einfluss der verschiedenen Klimamodelle sowie 
der beiden Emissionsszenarien auf die modellierten 
Bioenergiepotenziale ist im Vergleich zur Bedeutung 
der Ausschlusskriterien für das verfügbare Land nur 
sehr gering. So beträgt beispielsweise das Potenzial 
im HadCM3-Modell für unbewässerten Anbau, das 
AIB-Szenario sowie ein bestimmtes Landnutzungs- 
szenario 34,5 EJ pro Jahr und für ECHAM5 34,1 EJ 
pro Jahr. Die entsprechenden Werte für die Szena- 
rien A2 und Bl betragen für HadCM3 34 bzw. 33 EJ 
pro Jahr. Die Unterschiede liegen also deutlich unter 
10 %. 


Der Grund hierfür dürfte darin liegen, dass sich 
die prognostizierten Änderungen der klimatischen 
Standortbedingungen in den Regionen mit poten- 
ziellen Anbauflächen für Energiepflanzen nur wenig 
unterscheiden. Als Beispiel sei das Amazonasgebiet 
genannt, wo sich die Vorhersagen verschiedene Kli- 
mamodelle deutlich unterscheiden, dessen Fläche 
aber für die vorliegende Modellierung aus Natur- 
und Klimaschutzgründen von der Biomassenutzung 
ausgenommen wurde. 

Die Ergebnisse der Modellierung sind also weit- 
gehend unabhängig vom verwendeten Klimamodeh 
und Emissionsszenario. Die folgenden Ergebnisse 
beziehen sich daher nur auf Berechnungen mit dem 
HadCM3-Modell unter Verwendung des AIB-Sze- 
narios. 


Tabelle 6.5-1 

Definition der vier verwendeten Landnutzungsszenarien. 
Quelle: Beringer und Lucht, 2008 


Szenario 

Beschreibung 

Ernährung 


Naturschutz 



1 

Hoher Agrarflächenbedarf / 
hoher Naturschutz 

A 


A 




2 

Hoher Agrarflächenbedarf / 
geringer Naturschutz 

A 


B 




3 

Geringer Agrarflächenbedarf / 
hoher Naturschutz 

B 


A 




4 

Geringer Agrarflächenbedarf / 
geringer Naturschutz 

B 


B 




Tabelle 6.5-2 

Potenzielle Anbauflächen sowie Bioenergiepotenziale für die Jahre 2000 sowie 2050 und die vier Landnutzungsszenarien. 
Quelle: Beringer und Lucht, 2008 

Szenario 



Anbaufläche 

[Mha] 

Bioenergiepotenzial 
im Jahr 2000 
[EJ pro Jahr] 

Bioenergiepotenzial 
im Jahr 2050 
[EJ pro Jahr] 





Unbe- 

wässert 

Bewäs- 

sert 

Unbe- 

wässert 

Bewäs- 

sert 

1 

Hoher Agrarflächenbedarf / 
hoher Naturschutz 


240 

35 

42 

34 

42 

2 

Hoher Agrarflächenbedarf / 
geringer Naturschutz 


380 

63 

74 

61 

71 

3 

Geringer Agrarflächenbedarf / 
hoher Naturschutz 


360 

75 

83 

74 

83 

4 

Geringer Agrarflächenbedarf / 
geringer Naturschutz 


500 

HO 

120 

100 

120 
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Bioenergiepotenzial [GJ/ha und Jahr] 
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Bioenergiepotenzial [GJ/ha und Jahr] 
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Abbildung 6.5-1 

Räumliche Verteilung möglicher Anbauflächen von Energiepflanzen für Szenario 1 (hoher Agrarflächenbedarf, hoher 
Biodiversitätsschutz). Die Bioenergiepotenziale sind jeweils für das Jahr 2050 für (a) unbewässerten Anbau (insgesamt 34 EJ 
pro Jahr) und (b) bewässerten Anbau (insgesamt 42 EJ pro Jahr) ausgewiesen. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 
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Bioenergiepotenzial [GJ/ha und Jahr] 



0 250 500 750 1.000 1.250 1.500 



Bioenergiepotenzial [GJ/ha und Jahr] 


0 250 500 750 1.000 1.250 1.500 


Abbildung 6.5-2 

Räumliche Verteilung möglicher Anbauflächen von Energiepflanzen für Szenario 2 (hoher Agrarflächenbedarf, geringer 
Biodiversitätsschutz). Die Bioenergiepotenziale sind jeweils für das Jahr 2050 für (a) unbewässerten Anbau (insgesamt 61 El 
pro Jahr) und (b) bewässerten Anbau (insgesamt 71 EJ pro Jahr) ausgewiesen. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 
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Bioenergiepotenzial [GJ/ha und Jahr] 
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Bioenergiepotenzial [GJ/ha und Jahr] 
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Abbildung 6.5-3 

Räumliche Verteilung möglicher Anbauflächen von Energiepflanzen für Szenario 3 (geringer Agrarflächenbedarf, hoher 
Biodiversitätsschutz). Die Bioenergiepotenziale sind jeweils für das Jahr 2050 für (a) unbewässerten Anbau (insgesamt 74 EJ 
pro Jahr) und (b) bewässerten Anbau (insgesamt 83 EJ pro Jahr) ausgewiesen. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 
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Bioenergiepotenzial [GJ/ha und Jahr] 
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Bioenergiepotenzial [GJ/ha und Jahr] 
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500 


750 


1.000 1.250 1.500 


Abbildung 6.5-4 

Räumliche Verteilung möglicher Anbauflächen von Energiepflanzen für Szenario 4 (geringer Agrarflächenbedarf, geringer 
Biodiversitätsschutz). Die Bioenergiepotenziale sind jeweils für das Jahr 2050 für (a) unbewässerten Anbau (insgesamt 100 El 
pro Jahr) und (b) bewässerten Anbau (insgesamt 120 EJ pro Jahr) ausgewiesen. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 
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6.5.2 

Einfluss des Kompensationszeitraums 

Es zeigt sich, dass die Wahl des Kompensationszeit- 
raumes von fünf bzw. zehn Jahren für die Aufnahme 
des bei der Landnutzungsänderung zur Biomassean- 
baufläche freigesetzten Kohlenstoffs nur einen gerin- 
gen Einfluss auf die simulierten Bioenergiepotenzi- 
ale hat. Die maximale Variation beträgt 10 % . Im Fol- 
genden werden daher nur Ergebnisse für einen Kom- 
pensationszeitraum von zehn Jahren gezeigt. 


6.5.3 

Bioenergiepotenziale für vier Szenarien 

Da die verschiedenen Klimamodelle und Emissions- 
szenarien sowie die beiden betrachteten Kompen- 
sationszeiträume nur einen vergleichsweise gerin- 
gen Einfluss auf die Berechnung des globalen nach- 
haltigen Bioenergiepotenzials im Jahr 2050 haben, 


beschränkt sich die folgende Darstellung auf die 
Abhängigkeit des Potenzials von den beiden verblei- 
benden Einflussfaktoren, den Szenarien für die Nah- 
rungsmittelproduktion und den Naturschutz. 

Im Folgenden betrachten wir daher vier Szena- 
rien, die sich aus der Kombination der beiden Szena- 
rien für den Flächenbedarf zur Sicherung der Ernäh- 
rung (Kap. 6.4.3. 1) sowie zur Erhaltung von Biodi- 
versität und Wildnisgebieten (Kap. 6.4.3.2) ergeben. 
Dabei wird die in Tabelle 6.5-1 angegebene Nomen- 
klatur verwendet. 

Für diese vier Szenarien ergeben sich folgende 
Ergebnisse für das globale Bioenergiepotenzial 
aus dem Anbau von Energiepflanzen in 2050 (Tab. 
6.5-2): Die unter Berücksichtigung aller Leitplanken 
für den Anbau von Energiepflanzen zur Verfügung 
stehenden Flächen betragen je nach Szenario zwi- 
schen 240 und 500 Mha. Auf diesen Flächen lassen 
sich im Jahr 2050 in unbewässertem Anbau Erträge 
mit einem Energiepotenzial von 34-100 EJ pro Jahr, 
in bewässertem Anbau von 42-120 EJ pro Jahr erzie- 


Tabelle 6.5-3 

Bioenergiepotenziale für die Jahre 2000 und 2050 in einzelnen Weltregionen (Abb. 6.5-5) für vier Landnutzungsszenarien. 
Quelle: Beringer und Lucht, 2008 


Bioenergiepotenziale unbewässert für 2000 [EJ/Jahr] 

Szenario 

AFR 

CPA 

EUR 

GUS 

LAM 

MEA 

NAM 

PAO 

PAS 

SAS 

1 

6,0 

3,6 

3,4 

1.3 

10 

0,8 

5,2 

1,6 

0,6 

2,5 

2 

8,3 

8,4 

5.3 

2,2 

19 

1.3 

9,7 

4,9 

1,0 

3,0 

3 

7,9 

10 

11 

7,0 

15 

0.9 

11 

3,0 

6,6 

2,6 

4 

11 

13 

13 

7,4 

27 

1,4 

13,4 

6,5 

10 

3,1 

Bioenergiepotenziale bewässert für 2000 [EJ/Jahr] 

Szenario 

AFR 

CPA 

EUR 

GUS 

LAM 

MEA 

NAM 

PAO 

PAS 

SAS 

1 

8,4 

3,8 

3,7 

1.4 

12 

1,0 

5,5 

2,3 

0,7 

3,6 

2 

11 

8,7 

5,9 

2,3 

21 

1.6 

10 

7,4 

1,0 

4,2 

3 

10 

11 

12 

7,2 

17 

1.0 

11 

3,8 

6,7 

3,7 

4 

14 

14 

14 

7,7 

30 

1,7 

14 

9.1 

10 

4,3 

Bioenergiepotenziale unbewässert für 2050 [EJ/Jahr] 

Szenario 

AFR 

CPA 

EUR 

GUS 

LAM 

MEA 

NAM 

PAO 

PAS 

SAS 

1 

5,1 

4,1 

4,9 

2.4 

8.0 

0,5 

5,0 

1,8 

0,7 

2.0 

2 

6,9 

9,9 

7,4 

3,6 

14 

0.8 

10 

4,4 

1,0 

2,6 

3 

8,2 

10 

12 

8.1 

13 

0.5 

11 

2,4 

6,8 

2,2 

4 

11 

14 

14 

8,9 

23 

0,8 

14 

5,1 

10 

2,8 

Bioenergiepotenziale bewässert für 2050 [EJ/Jahr] 

Szenario 

AFR 

CPA 

EUR 

GUS 

LAM 

MEA 

NAM 

PAO 

PAS 

SAS 

1 

7,6 

4,3 

5,4 

2.6 

9.5 

0,7 

5,3 

2,3 

0,8 

3,2 

2 

10 

10,3 

8.1 

3,8 

16 

1.0 

11 

6,3 

1,0 

3,8 

3 

11 

11 

13 

8,5 

14 

0,7 

12 

3,0 

7,0 

3,4 

4 

14 

15 

15 

9,4 

25 

1,0 

15 

7.1 

11 

4,0 
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I I AFR: Afrika südlich der Sahara 
I I CPA: China und angrenzende Länder 
EUR: Europa 

I I GUS: Gemeinschaft unabhängiger Staaten 
I I LAM: Lateinamerika und Karibik 


I I MEA: Naher Osten und Nordatrika 

I; I NAM: Nordamerika 

I I PAO: Pazifische OECD-Staaten 

PAS: Pazifisches Asien 
I I SAS: Südasien 


Abbildung 6.5-5 

Die zehn Weltregionen, die in diesem Kapitel verwendet werden. 
Quelle: Beringer und Lucht, 2008 


len. Dabei entfallen jeweils etwa 75 % der modellier- 
ten Bioenergiepotenziale auf Gräser und 25 % auf 
Bäume. Die Vergleichswerte für die Potenziale im 
Jahr 2000 unterscheiden sich global kaum von den 
Potenzialen für 2050, es ergibt sich allerdings eine 
andere regionale Verteilung (Tab. 6.5-3). 


6.5.4 

Räumliche Verteilung möglicher Anbauflächen für 
Energiepflanzen 

Die geographische Verteilung potenzieller Anbau- 
flächen für Energiepflanzen im Jahr 2050 ist in den 
Abbildungen 6.5-1 bis 6.5-4 gezeigt. Deutlich wird 
der große Einfluss der expandierenden landwirt- 
schaftlichen Flächen für die Nahrungsmittelproduk- 
tion in den Szenarien 1 und 2. Dies führt dazu, dass 
die produktiven Regionen in den mittleren Breiten 
Osteuropas und Nordamerikas nicht für den Anbau 
von Biomasse zur Verfügung stehen. Die Produktion 
des Rohstoffs Biomasse in größeren, zusammenhän- 
genden Flächen bleibt dadurch beschränkt auf den 
Übergangsbereich von Sahelzone und Savannen in 


Afrika, Flächen im südlichen Afrika, den indischen 
Subkontinent und Teile des nördlichen Australiens. 
Die Fläche für die dargestehten Anbaugebiete ent- 
spricht dabei 20 bis 30 % der heutigen Anbauflächen 
für Feldfrüchte. 

Die Bioenergiepotenziale für zehn Weltregionen 
sind in Tabelle 6.5-3 aufgeschlüsselt. Hierbei werden 
folgende Regionen verwendet (Abb. 6.5-5): Afrika 
südlich der Sahara (AFR), China und angrenzende 
Länder (CPA), Europa (EUR), die Gemeinschaft 
unabhängiger Staaten (Staaten der ehemaligen Sow- 
jetunion, GUS), Lateinamerika und Karibik (LAM), 
Naher Osten und Nordafrika (MEA), Nordame- 
rika (NAM), die pazifischen OECD-Staaten (mit 
Japan, Australien und Neuseeland, PAO), das pazi- 
fische Asien (Südostasien, PAS) sowie Südasien (mit 
Indien, Pakistan und Bangladesch, SAS). 


6.5.5 

Biomasseerträge für Bäume und Gräser 

Potenzielle Biomasseerträge für die im Modell simu- 
lierten hochproduktiven Gräser und schnell wach- 
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Abbildung 6.5-6 

Simulierte Biomasseerträge im Jahr 2050 für Gräser im (a) unbewässerten und (b) bewässerten Anbau. Ausschlussflächen 
basieren auf Szenario 1. Auf den verbleibenden Flächen wird zur Berechnung des Bioenergiepotenzials ein Anbau von 
hochproduktiven Gräsern und schnell wachsenden Baumarten auf jeweils der Hälfte der Fläche angenommen. Aus dem 
Vergleich mit Abbildung 6.5-7 kann der relative Beitrag von Biomasse aus dem Anbau von hochproduktiven Gräsern und 
schnell wachsenden Baumarten zum Bioenergiepotenzial abgeschätzt werden. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 
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Abbildung 6.5-7 

Simulierte Biomasseerträge im Jahr 2050 für Bäume im (a) unbewässerten und (b) bewässerten Anbau. Ausschlussflächen 
basieren auf Szenario 1. Auf den verbleibenden Flächen wird zur Berechnung des Bioenergiepotenzials ein Anbau von hoch- 
produktiven Gräsern und schnell wachsenden Baumarten auf jeweils der Hälfte der Fläche angenommen. Aus dem Vergleich 
mit Abbildung 6.5-6 kann der relative Beitrag von Biomasse aus dem Anbau von hochproduktiven Gräsern und schnell wach- 
senden Baumarten zum Bioenergiepotenzial abgeschätzt werden. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 
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Abbildung 6.5-8 

Simulierte Biomasseerträge im Jahr 2050 für Gräser im (a) unbewässerten und (b) bewässerten Anbau. Ausschlussflächen 
basieren auf Szenario 4. Auf den verbleibenden Flächen wird zur Berechnung des Bioenergiepotenzials ein Anbau von 
hochproduktiven Gräsern und schnell wachsenden Baumarten auf jeweils der Hälfte der Fläche angenommen. Aus dem 
Vergleich mit Abbildung 6.5-9 kann der relative Beitrag von Biomasse aus dem Anbau von hochproduktiven Gräsern und 
schnell wachsenden Baumarten zum Bioenergiepotenzial abgeschätzt werden. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 
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Simulierte Biomasseerträge [t TM/ha und Jahr] 



Abbildung 6.5-9 

Simulierte Biomasseerträge im Jahr 2050 für Bäume im (a) unbewässerten und (b) bewässerten Anbau. Ausschlussflächen 
basieren auf Szenario 4. Auf den verbleibenden Flächen wird zur Berechnung des Bioenergiepotenzials ein Anbau von 
hochproduktiven Gräsern und schnell wachsenden Baumarten auf jeweils der Hälfte der Fläche angenommen. Aus dem 
Vergleich mit Abbildung 6.5-8 kann der relative Beitrag von Biomasse aus dem Anbau von hochproduktiven Gräsern und 
schnell wachsenden Baumarten zum Bioenergiepotenzial abgeschätzt werden. 

Quelle: Beringer und Lucht, 2008 
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senden Bäume in Kurzumtriebsplantagen, jeweils 
für unbewässerten und bewässerten Anbau sowie für 
die beiden Szenarien mit der geringsten bzw. größ- 
ten Ausschlussfläche, sind in den Abbildungen 6.5-6 
bis 6.5-9 gezeigt. Die modellierten Erträge der Grä- 
ser und Bäume bilden die Grundlage für die in den 
Abbildungen 6.5-1 bis 6.5-4 gezeigten Biomassepo- 
tenziale. Auf den nach Berücksichtigung der Aus- 
schlussflächen zur Verfügung stehenden Anbauflä- 
chen für Energiepflanzen werden im Modell zu je 
50% hochproduktive Gräser und schnell wachsende 
Baumarten angebaut. Falls in einer Gitterzelle nur 
ein Pflanzentyp gedeiht (z.B. nur Gräser im unbe- 
wässerten Anbau), so wird die gesamte Fläche die- 
sem Pflanzentyp zugewiesen. Die resultierenden Tro- 
ckenmasseerträge werden dann in Energieeinheiten 
umgerechnet, wobei ein Konversionsfaktor von 19,0 
kJ pro g angenommen wird (Kap. 6. 3. 1.5). Aus dem 
Vergleich der gezeigten Karten für ein Szenario kann 
der relative Beitrag von Biomasse aus dem Anbau 
von hochproduktiven Gräsern und schnell wach- 
senden Baumarten zum Bioenergiepotenzial abge- 
schätzt werden. 


6.6 

Wichtigste Unsicherheiten der Modellierung 


6 . 6.1 

Qualität der Klimadaten 

Die verschiedenen Klimamodelle unterscheiden sich 
besonders hinsichtlich der simulierten Änderungen 
der Niederschläge, da die entsprechenden Prozesse 
teilweise nicht vollständig verstanden oder schwie- 
rig zu simulieren sind. Gerade die Menge an Wasser, 
die für Pflanzen verfügbar ist, ist aber die wichtigste 
Determinante für die simulierten Ertragspotenzi- 
ale der Biomassepflanzungen. Der geringe Einfluss 
der unterschiedlichen Klimadaten auf die Biomasse- 
erträge aus LPJmL weist allerdings darauf hin, dass 
der Effekt von veränderten Temperatur- und Nieder- 
schlagsbedingungen in den für Biomassepflanzungen 
geeigneten Gebieten eher gering ist. 


6.6.2 

Reaktion von Pflanzen und Ökosystemen auf den 
Klimawandel 

Die Effekte von veränderten Temperatur- und Nie- 
derschlagsverhältnissen, sowie der zunehmenden 
Kohlendioxidkonzentration in der Atmosphäre auf 
die einzelne Pflanze oder ganze Ökosysteme sind 
immer noch nicht umfassend verstanden. Ein Bei- 


spiel ist die so genannte C 02 -Düngung, die zu einer 
erhöhten Wassernutzungseffizienz bei C3-Pflanzen 
führt. In trockenen Gebieten wirkt die C02-Dün- 
gung am stärksten und führt im Modell zu einer Pro- 
duktivitätszunahme von etwa 10-20 %. 

Dieser Effekt ist im Modell hauptverantwortlich 
für die Zunahme der pflanzlichen Produktivität im 
Verlauf des 21. Jahrhundert. Die simulierten Effekte 
der erhöhten C02-Konzentration stimmen mit Beob- 
achtungen (z.B. junger Wälder) überein. Allerdings 
ist unklar, ob der Anstieg der Nettoprimärproduk- 
tion auch dauerhaft ist. 


6.6.3 

Verfügbarkeit von Wasser und Nährstoffen 

Die regionale Hydrologie wird - mit Ausnahme der 
Niederschläge - im Modell nicht berücksichtigt. 
Damit können eventuell bestehende Nutzungskon- 
kurrenzen um knappe Süßwasserressourcen (Kap. 
5.6.2) bei der Betrachtung der Bioenergiepotenziale 
aus dem Anbau von Energiepflanzen nicht berück- 
sichtigt werden. Dies ist insbesondere für den Fall 
des bewässerten Anbaus problematisch, bei dem 
nicht klar ist, ob die für die Bewässerung angenom- 
mene Wassermenge überhaupt zur Verfügung steht. 

Ein ähnliches Problem ergibt sich bei Nährstoffen, 
die für das Pflanzenwachstum unerlässlich sind. Im 
Hinblick auf ihre negative Klimawirkung sind hier 
vor allem Treibhausgasemissionen durch die Dün- 
gung mit Stickstoff zur berücksichtigen. 

Das Ausbringen von organischen und minerali- 
schen Stickstoffdüngern auf landwirtschaftliche Flä- 
chen führt zu erheblichen Stickstoffverlusten, denn 
die Pflanzen nehmen im Mittel weniger als die Hälfte 
des ausgebrachten Stickstoffs (N) auf (MA, 2005b). 
Der Rest entweicht als flüchtige Stickstoff- Verbin- 
dungen in die Luft (Lachgas N 2 O, Stickoxide NOx, 
Ammoniak NHj) oder wird als Nitrat (NOj) ins 
Grundwasser ausgewaschen. Lachgas gehört zu den 
vier größten klimawirksamen Treibhausgasen (Den- 
man et ak, 2007). Fast 60 % der anthropogenen N 2 O- 
Emissionen werden durch die Landwirtschaft verur- 
sacht (Smith et ak, 2007a). 

Der Stickstoffverbrauch in der Landwirtschaft 
beträgt heute weltweit 127 Mio. t und wird bis 
2011/2012 jährlich um geschätzte 1,4% ansteigen 
(FAO, 2008b). Die durch die Landwirtschaft verur- 
sachten Stickstoffverluste sind bei der Modellierung 
von Agrarproduktionspotenzialen nicht vernachläs- 
sigbar. 

Um Stickstoff- Verluste zu vermeiden, müssen der 
Stickstoffgehalt im Boden und der Nährstoffbedarf 
der Ackerfrucht genau bekannt sein und bei künstli- 
cher Bewässerung sollte ein kontrolliertes Bewässe- 
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Nutztierdichte pro km^ 

□ o □ 0-0,1 □ 0,1 -0,5 0 0,5-1 H 1-2,5 ■ > 2,5 

Abbildung 6.6-1 

Geographische Verteilung der Nutztierdichte weltweit. Es sind Schweine, Geflügel, Vieh und kleine Wiederkäuer erfasst. 

Die Nutztierdichte ist in Großvieheinheiten (GV) pro km^ angegeben. Kleinere Tiere werden dabei entsprechend ihres 
Nahrungsbedarfs geringer gewichtet; so entspricht ein Schaf oder eine Ziege beispielsweise (zum Teil regional unterschiedlich) 
0,10-0,15 GV, ein Schwein entspricht 0,20-0,25 GV. 

Quellen: FAQ, 2003b; Steinfeld et al., 2006 


rungsregime eingesetzt werden, um die Auswaschung 
von Nitraten zu vermeiden (Fang et al., 2006). 


6.6.4 

Entwicklung der Erträge von Energiepflanzen 

Die Simulation der Biomasseanbauflächen berück- 
sichtigt keine zeitliche Erhöhung des Ertragsni- 
veaus aufgrund der Möglichkeiten von Züchtung 
oder genetischer Modifikation (Kasten 7.1-11). Es 
ist durchaus vorstellbar, dass in Folge zunehmender 
Forschungsarbeiten die Ertragspotenziale von Ener- 
giepflanzen deutlich ansteigen. Allerdings hegen die 
simulierten Erträge bereits auf dem Niveau heute 
existierender und optimal bewirtschafteter Ver- 
suchsstandorte. Teilweise entsprechen sie aber auch 
schon den für 2025 erwarteten Potenzialen, z.B. für 
den Anbau von Rutenhirse in Nordamerika (Pani- 
ciim\ Kasten 7.1-8). 


6.6.5 

Landnutzungsdaten 

Einen großen Einfluss auf die modellierten Energie- 
potenziale hat die Verfügbarkeit von Flächen auf- 
grund der derzeitigen Landnutzung. Gerade hier 
weisen allerdings die zugrunde hegenden Daten- 
sätze hohe Unsicherheiten auf (Kap. 4.2.2). Daten 
zu ungenutzten Landflächen in Entwicklungs- und 
Schwellenländern basieren in der Regel auf Satelli- 
tendurchmusterungen. Untersuchungen vor Ort zei- 
gen häufig, dass die lokale Bevölkerung auf diesen 
scheinbar ungenutzte Flächen Vieh weiden lässt oder 
Brennholz sammelt. Diese Flächen sind daher für 
die Sicherung des Lebensunterhaltes der Bevölke- 
rung notwendig und können nicht vollständig für den 
Anbau von Energiepflanzen genutzt werden. Einen 
Anhaltspunkt für die Flächennutzung für Beweidung 
gibt die globale Verteilung der Nutztierdichte, die in 
Abbildung 6.6-1 gezeigt ist. 

Ein Beispiel ist das hohe Potenzial für die Produk- 
tion von Biomasse in Indien. Es ist sehr wahrschein- 
lich, dass dort besonders die Informationen über die 
Verteilung von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
fehlerhaft sind, und somit der Anteil ungenutzter, 
verfügbarer Flächen überschätzt wird. Das tatsäch- 
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liehe Potenzial liegt in diesen Regionen somit wahr- 
scheinlich niedriger, als von den Simulationen ange- 
zeigt (Kasten 6.7-2). 

Ähnlich problematisch ist die Datenlage zu margi- 
nalen Böden (Kasten 4.2-1). Hier ergibt sich darüber 
hinaus noch die Schwierigkeit, potenzielle Erträge 
von Energiepflanzen auf stark degradierten Böden 
abzuschätzen. 


6.6.6 

Zukünftige Möglichkeiten der Bewässerung 

Der Ertrag bewässerter Biomasseanbauflächen hegt 
deutlich über dem von unbewässerten Anbausyste- 
men. Die angegebenen Energiepotenziale für den 
bewässerten Anbau beruhen auf der Annahme, dass 
alle Biomasseanbauflächen zu 10 % bewässert wer- 
den, während heute im globalen Durchschnitt nur 
etwa 5 % der Flächen bewässert werden (Portmann et 
al., 2008). Dabei erfolgt die Regulierung des Boden- 
wassergehaltes im Modell hoch effizient, wie es etwa 
mit der Tröpfchenbewässerung möglich ist. Die prä- 
sentierten Ergebnisse setzen also voraus, dass fort- 
schrittliche Agrartechnologien weltweit verfügbar 
sind und flächendeckend eingesetzt werden. Daher 
ist davon auszugehen, dass das tatsächliche und nach- 
haltige Biomassepotenzial im Bereich der unbewäs- 
serten Szenarien hegen dürfte und nur geringe Stei- 
gerungen durch teilweise Bewässerung möglich sind. 
So können die hohen Erntepotenziale mit Bewässe- 
rung im Übergangsbereich zwischen semi-ariden und 
humido-ariden Gebieten Afrikas wohl kaum inner- 
halb weniger Jahrzehnte weiträumig realisiert wer- 
den. 


6.7 

Regionale Betrachtung 

Die in Kapitel 6.5.4 gezeigte räumliche Verteilung 
möglicher Anbauflächen von Energiepflanzen weist 
auf der Grundlage der gegebenen naturräumlichen 
Bedingungen einige Regionen aus, die grundsätzlich 
für den nachhaltigen Anbau von Energiepflanzen 
geeignet zu sein scheinen. Eine seriöse Einschätzung 
der tatsächlich realisierbaren Potenziale muss aber 
neben den naturräumlichen Gegebenheiten auch 
die sozioökonomischen und politischen Rahmenbe- 
dingungen in den einzelnen Regionen berücksichti- 
gen. Die für den Anbau von Energiepflanzen güns- 
tig gelegenen Regionen hegen überwiegend in tro- 
pischen und subtropischen Breiten. Einige dieser 
Länder sind durch einen niedrigen Entwicklungs- 
stand sowie schwache und fragile staatliche Struk- 
turen geprägt oder von andauernden Gewaltkon- 


flikten betroffen. Vor diesem Hintergrund sind allzu 
optimistische Erwartungen bezüglich der Mobilisie- 
rung der Bioenergiepotenziale in manchen Regionen 
zu korrigieren. Gleichwohl kann das Bemühen, die 
Bioenergiepotenziale gerade in wenig entwickelten 
Regionen zu realisieren, mittel- und langfristig auch 
zu agrarwirtschaftlich angetriebener Entwicklungs- 
dynamik führen und somit zu einer Verbesserung der 
soziökonomischen Rahmenbedingungen beitragen. 

ln dieser Hinsicht sind nach Einschätzung des 
WBGU drei Faktoren von besonderer Bedeu- 
tung. Erstens erfordert eine Realisierung der theo- 
retischen Bioenergiepotenziale ein Mindestmaß an 
Investitionstätigkeit, die wiederum ohne ein Min- 
destmaß an Sicherheit und Stabilität nicht zu erwar- 
ten ist. Wo Sicherheit und Stabilität nicht gegeben 
sind und auch absehbar nicht gewährleistet werden 
können, besteht keine geeignete Grundlage für den 
Aufbau einer dynamischen Bioenergiewirtschaft. 
Zweitens erfordert eine rasche Inwertsetzung der 
Bioenergiepotenziale gewisse infrastrukturelle und 
logistische Kapazitäten, die in vielen Entwicklungs- 
ländern nur schwach entwickelt sind. Auf Grund der 
spezifischen Standortnachteile bleiben manche Ent- 
wicklungsländer deshalb trotz positiver Handlungs- 
ansätze interner und externer Akteure weitgehend 
abgekoppelt von der weltwirtschaftlichen Dynamik 
(Collier, 2007). Drittens ist bei der tatsächlichen Rea- 
lisierbarkeit von Bioenergiepotenzialen im Sinne des 
WBGU auch die Fähigkeit zur Einhaltung der Nach- 
haltigkeitsleitplanken zu berücksichtigen (Kap. 3). 
Dies wiederum setzt nicht nur Sicherheit und Stabi- 
lität sowie eine leistungsfähige Infrastruktur voraus, 
sondern erfordert darüber hinaus ein Mindestmaß an 
staatlicher Regulierungskompetenz, um einen ange- 
messenen ordnungsrechtlichen Rahmen definieren 
und seine Einhaltung überwachen und durchsetzen 
zu können. In waldreichen Ländern, die schon heute 
hohe Entwaldungsraten aufweisen, ist das Fehlen 
durchsetzungsfähiger Regulierungskompetenz ein 
besonders kritischer Faktor. Zusätzliche ökonomi- 
sche oder politische Anreize zum Anbau von Ener- 
giepflanzen könnten dort ohne wirksame Kontrolle 
verheerende Auswirkungen für den Schutz biologi- 
scher Vielfalt und des Klimas haben und somit einer 
nachhaltigen Realisierung von Bioenergiepotenzia- 
len zuwider laufen (Kap. 5. 5.1.1). 

Zur qualitativen Bewertung der Frage, inwie- 
weit die gegebenen politischen, institutioneilen und 
sozioökonomischen Gegebenheiten in einem Land 
die Realisierbarkeit der theoretisch möglichen Bio- 
energiepotenziale einschränken, orientiert sich der 
WBGU konkret am „Failed State Index“ des Fund 
for Peace und der Zeitschrift Foreign Policy, am 
„Global Competitiveness Index“ des World Econo- 
mic Forum (Kasten 6.7-1) sowie an den Erwartun- 
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Kasten 6.7-1 

Soziökonomische und politische Indikatoren 

Index gescheiterter Staaten - Failed State Index 
Der Failed State Index (FSI) wird seit 2005 durch den Fund 
for Peace, eine unabhängige Forschungseinrichtung mit Sitz 
in Washington DC, und die Fachzeitschrift Foreign Policy 
ermittelt, um die empirischen Phänomene von Staatszer- 
fall und Staatsversagen zu erfassen und so „ein Profil der 
Weltunordnung des 21. Jahrhunderts“ zu gewinnen (Debiel 
und Werthes, 2006; WBGU, 2007). Der Failed State Index 
setzt sich aus insgesamt zwölf sozialen, ökonomischen und 
politischen Indikatoren zusammen, die jeweils mit 0-10 
Punkten bewertet werden: ungünstige demographische 
Entwicklung, humanitäre Notfälle durch Flüchtlinge und 
Binnenvertriebene, Gewaltpotenzial von nach Vergeltung 
suchenden Gruppen sowie Gruppenparanoia, anhaltende 
Emigration, ungleiche Reichtumsverteilung entlang von 
Gruppenidentitäten, wirtschaftlicher Niedergang, Ver- 
lust der staatlichen Legitimation, fortschreitender Ausfall 
staatlicher Dienstleistungen, Verlust von Rechtstaatlichkeit 
sowie Menschenrechtsverletzungen, Sicherheitskräfte als 
" Staat im Staat " , Aufkommen von vom Staat abgespalteten 
Eliten, ausländische Interventionen. Im theoretischen Falle 
eines völligen Staatsversagens entlang aller Indikatoren 
würde somit ein maximaler FSI-Wert von 120 erreicht. Im 
Failed State Index 2008 sind 177 Staaten erfasst. Foreign 
Policy kategorisiert die vierzig Staaten mit den höchsten 
FSI-Werten als „kritisch“ bzw. „gefährdet“. Im aktuellen 
Ranking erzielt Somalia mit 114,2 Punkten den schlech- 
testen Wert, im Grenzbereich zwischen akut gefährdeten 
und „grenzwertigen“ Staaten liegen demnach gegenwärtig 
Ägypten und Laos (jeweils 88,7) sowie Äquatorialguinea 
und Ruanda (jeweils 88,0; Foreign Policy, 2008). 

Der WBGU orientiert sich in seiner Bewertung der 
Staaten an diesen qualitativen Kategorien und betrachtet 


die Möglichkeit, theoretisch gegebene Bioenergiepotenzi- 
ale zu realisieren, in Staaten mit einem FSI-Wert von 90 und 
mehr als stark eingeschränkt (Abb. 6.7-1). 

Globaler Geschäftsklimaindex - Global 

COMPETITIVENESS INDEX 

Die jährlich erscheinenden Global Competitiveness 
Reports des World Economic Forum enthalten seit 2006 
eine Rangliste zur wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit 
der Nationen, die auf Grundlage des Global Competitive- 
ness Index (GCI) erstellt wird (Löpez-Claros et al., 2006; 
Porter et al., 2007). Dieser Index bewertet das Investitions- 
klima und die Wettbewerbsfähigkeit einzelner Volkswirt- 
schaften, wobei die Steigerung der Produktivität als zent- 
raler Faktor für nachhaltiges Wirtschaftswachstum angese- 
hen wird. In den Index, dessen Wert zwischen minimal 1 
und maximal 7 liegen kann, fließen aggregierte Daten zu 
neun relevanten Themenbereichen ein: Institutionen, Infra- 
struktur, Makroökonomie, Gesundheit und Primärbildung, 
Hochschulbildung und Ausbildung, Markteffizienz, tech- 
nologische Möglichkeiten, Geschäftserfahrung und Inno- 
vation. Die 131 erfassten Länder werden ihrem GCI-Wert 
entsprechend aufgelistet, und zusätzlich wird angegeben, 
ob der Trend im Vergleich zum Vorjahr auf-, absteigend 
oder gleich bleibend ist. Auf Grund seines komplexen Indi- 
katoren- und Bewertungssystems, das sowohl qualitative als 
auch quantitative Datensätze berücksichtigt, gilt der GCI 
gegenwärtig im Vergleich zu anderen Geschäftsindizes als 
besonders aussagekräftig (von Drachenfels, 2007). 

Der WBGU legt bei der qualitativen Bewertung des 
allgemeinen Geschäftsklimas im Kontext der Bioener- 
gieproduktion folgenden Maßstab an: ab GCI 5,50 = sehr 
gutes Geschäftsklima; 4,50-5,49 = gutes Geschäftsklima; 
3,50-4,49 = schwieriges Geschäftsklima; unter 3,50 unge- 
eignetes Geschäftsklima. Der aktuelle Höchstwert der 
erfassten Länder liegt bei 5,67 (USA), der Tiefstwert bei 
2,78 (Tschad). 


gen, die sich aus den in Kapitel 3 formulierten Nach- 
haltigkeitsleitplanken für die jeweiligen Länder und 
Regionen ergeben. 

Nachfolgend werden die Regionen, die mit Blick 
auf ihre theoretisch zu erschließenden nachhaltigen 
Bioenergiepotenziale von besonderem Interesse sind, 
entsprechend bewertet. Wenngleich die dazu heran- 
gezogenen Indikatoren nur die Gegenwart abbilden 
können und bestenfalls Trendaussagen für die nahe 
Zukunft zulassen, so erlauben sie doch eine über 
die rein naturräumliche Betrachtung hinausgehende 
Einschätzung der regionalen Produktionsbedingun- 
gen für Bioenergie. Da wesentliche strukturelle Ver- 
änderungen kurzfristig kaum zu erwarten sind, ist 
in Ländern, die in diesen Indizes schlecht abschnei- 
den, auch mittelfristig nur von einer eingeschränkten 
oder sogar stark eingeschränkten Realisierbarkeit 
der Bioenergiepotenziale auszugehen (Abb. 6.7-1). 
Dies ist bei der nachfolgenden Interpretation der 
Modellierung und Annahmen über die tatsächlichen 
Potenziale der Bioenergie in einem nachhaltigen glo- 
balen Energiesystem zu berücksichtigen. 


Bei der qualitativen regionalen Bewertung der 
nachhaltigen Bioenergiepotenziale auf Grundlage 
der beiden genannten Indizes beschränkt sich der 
WBGU auf sechs der zehn für die vorangegangene 
Modellierung identifizierten Regionen: Lateiname- 
rika und Karibik (LAM), Afrika südlich der Sahara 
(AFR), China und angrenzende Länder (CPA), 
Gemeinschaft unabhängiger Staaten (GUS), Pazi- 
fisches Asien (PAS) und Südasien (SAS). Die übri- 
gen Regionen werden hier nicht berücksichtigt, da 
entweder die theoretischen Bioenergiepotenziale 
eher niedrig sind (z.B. Naher Osten und Nordafrika, 
MEA) oder die volkswirtschaftliche und staatliche 
Leistungsfähigkeit absehbar als gegeben betrachtet 
werden kann, wie z.B. Nordamerika (NAM) mit the- 
oretisch möglichen Potenzialen von 5-15 EJ pro Jahr 
und Europa (EUR) mit ebenfalls 5-15 EJ pro Jahr. 
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n 


Kurz- und mittelfristig kaum 
Chancen auf Realisierung des Potenzials 


Bioenergiepotenzial [GJ/ha und Jahr] 



Abbildung 6.7-1 

Potenzialregionen für Bioenergie mit Ländern, die von fragiler Staatlichkeit oder Staatszerfall betroffen sind. Die Karte zeigt 
die räumliche Verteilung möglicher Anbauflächen von Energiepflanzen im Jahr 2050 für ein WBGU-Szenario mit geringem 
Agrarflächenbedarf und hohem Biodiversitätsschutz im unbewässerten Anbau (Szenario 3). Ein Pixel entspricht 0,5“ x 0,5°. 
Zur Einschätzung der Realisierbarkeit der identifizierten nachhaltigen Bioenergiepotenziale wurde die Governance-Qualität 
einzelner Länder auf Grundlage des Failed State Index (ESI) herangezogen. Die hellrot gefärbten Länder haben einen 
ESI > 90, so dass dort kurz- bis mittelfristig kaum Chancen für eine Realisierung der Potenziale gesehen werden. 

Quelle: WBGU unter Verwendung von Daten aus Beringer und Lucht, 2008 sowie Foreign Policy, 2008 


6 . 7.1 

Lateinamerika und Karibik 

Die größten Hoffnungen bezüglich einer großskali- 
gen Bioenergieproduktion ruhen auf der lateiname- 
rikanischen Großregion, in der in weiten Teilen ide- 
ale naturräumliche Bedingungen gegeben sind. Die 
theoretische Größenordnung der nachhaltigen Bio- 
energiepotenziale Mittel- und Südamerikas reichen 
von 8 EJ jährlich im ungünstigsten Fall (Szenario 1 
unbewässert) bis zu 25 EJ jährlich (Szenario 4 bewäs- 
sert). Dies entspricht 22-24 % des modellierten glo- 
balen Potenzials. Von politisch instabilen Ausnahmen 
wie Kolumbien, Bolivien und Haiti abgesehen, sind 
hier auch die politischen, institutioneilen und sozio- 
ökonomischen Rahmenbedingungen vergleichsweise 
gut (Faust und Croissant, 2007). Brasilien und Argen- 
tinien, die zusammen über die Hälfte sowohl der Flä- 
che als auch der Bevölkerung Südamerikas reprä- 
sentieren, werden im Failed State Index mit 67,6 
bzw. 41,4 bewertet. Mit Blick auf die Wettbewerbs- 
fähigkeit weisen die meisten Länder der Region, die 
zudem den weitaus größten Teil des Territoriums und 
der Bevölkerung auf sich vereinen, GCT Werte von 


etwa 4 auf, wobei der Durchschnittswert der im GCI 
erfassten mittel- und südamerikanischen Länder bei 
3,87 hegt. Während Chile mit einem GCI- Wert von 
4,77 in der Bewertung des World Economic Forum 
vor Industrienationen wie Spanien (4,66), Italien 
(4,36) und Griechenland (4,08) hegt, und die regio- 
nalen Vormächte Mexiko (4,26) und Brasilien (3,99) 
klar über dem Schnitt hegen, bleiben von den grö- 
ßeren lateinamerikanischen Staaten lediglich Vene- 
zuela (3,63) und Bolivien (3,55) deutlich darunter. 
In Bolivien ist zudem die weitere politische Ent- 
wicklung schwer abzuschätzen. Gemessen am Failed 
State Index (84,2) befand sich das Land schon vor 
den gewaltsamen Unruhen vom Herbst 2008 an der 
Grenze zur Instabilität. 

Im direkten Vergleich der Entwicklungsländer- 
regionen sind die sozioökonomischen und politi- 
schen Bedingungen zur Realisierung der theoreti- 
schen Bioenergiepotenziale in Süd- und Mittelame- 
rika relativ günstig. Brasiliens rasanter Aufstieg zum 
Weltmarktführer der Bioethanolproduktion unter- 
streicht dies (Kasten 8.2-4). Gleichwohl sind auch 
in Mittel- und Südamerika zwei Herausforderun- 
gen zu berücksichtigen, um das Bioenergiepotenzial 
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in nachhaltige Bahnen zu lenken. Erstens müssen 
bedeutsame Nutzungskonflikte mit der Erhaltung 
der Regenwälder berücksichtigt werden. Allein Bra- 
silien verursacht rund ein Fünftel der globalen Treib- 
hausgasemissionen aus Entwaldung und weist damit 
weltweit den zweithöchsten Wert aut Ferner gehören 
mit Peru (8.) und Venezuela (10.) zwei weitere süd- 
amerikanische Staaten zu den Ländern mit den welt- 
weit höchsten Entwaldungsraten (Kap. 5.5.1.1; Abb. 
5.5-1). Es müssen also Strategien entwickelt wer- 
den, um die Entwaldungsraten in diesen Ländern 
zu senken und zu vermeiden, dass der zunehmende 
Anbau von Energiepflanzen den Nutzungsdruck auf 
die vorhandenen Waldflächen weiter erhöht. Zwei- 
tens sollten in dieser Region, insbesondere in Zen- 
tralamerika, Bioenergiestrategien grundsätzlich 
durch Politiken zur Ernährungssicherheit und zur 
Vermeidung der Verdrängung der Nahrungsmittel- 
produktion durch Energiepflanzen flankiert werden. 
Hinzu kommt, dass ein großflächiger agrarindustriel- 
ler Ausbau von Bioenergieplantagen zukünftig durch 
vermehrte und intensivere Sturm- und Flutereignisse 
in Folge des Klimawandels behindert werden könnte 
(WBGU,2007). 


6.7.2 

China und angrenzende Länder 

Die theoretische Größenordnung der nachhaltigen 
Bioenergiepotenziale Chinas einschließlich Hong- 
kongs und der angrenzenden asiatischen Ökonomien 
reichen von 4 EJ jährlich im ungünstigsten Fall (Sze- 
nario 1 unbewässert) bis zu 15 EJ jährlich (Szenario 4 
bewässert), entsprechend etwa 12-13 % des globalen 
Potenzials oder 5-20 % des chinesischen Primärener- 
giebedarfs von 72,9 EJ im Jahr 2005 (lEA, 2007d). 
Maßgeblich ist dabei China, für das die Modellie- 
rung Potenziale von 4 bzw. 13 EJ pro Jahr ergibt, 
also jeweils knapp 90 % der Potenziale der gesam- 
ten Region. 

Die sozioökonomischen und institutioneilen 
Bedingungen für eine nachhaltige Mobilisierung 
des Bioenergiepotenzials in China sind dann güns- 
tig, wenn Anstrengungen unternommen würden, 
die vom WBGU vorgeschlagenen Leitplanken und 
Nachhaltigkeitsstandards einzuführen und umzuset- 
zen, wobei insbesondere die Konkurrenz zur Nah- 
rungs- und Futtermittelproduktion zu berücksich- 
tigen wäre (Kasten 5.2-2). Der Failed State Index 
notiert China gegenwärtig mit einem Wert von 80,3 
und verweist damit auf die Gefahr politischer Insta- 
bilität. Allerdings erweist sich die chinesische Regie- 
rung in der Wirtschaftspolitik als handlungsfähig und 
in der Umweltpolitik als zunehmend sensibel. Der 
Global Competitiveness Index reflektiert die wirt- 


schaftliche Dynamik der vergangenen drei Dekaden 
mit einem Wert von 4,57, so dass die Volksrepublik 
in dieser Bewertung auf Augenhöhe mit Ländern wie 
Tunesien (4,59), Tschechien (4,58) und Saudi Arabien 
(4,55) hegt. Sollten sich die chinesische Regierung 
und nationale sowie internationale Unternehmen zu 
einer konsequenten Nutzung der bioenergetischen 
Potenziale entschließen, spricht grundsätzlich nichts 
dagegen, dass die dazu nötigen Investitionen getätigt 
und entsprechende Kapazitäten aufgebaut werden. 
Angesichts des hohen Wachstums der Energienach- 
frage in China wäre die Bioenergie ein Element einer 
klimaverträglicheren Wachstumsstrategie, insbeson- 
dere wenn durch deren Ausbau die Nutzung der fos- 
silen Energieproduktion (vor allem durch die Ver- 
brennung von Kohle) begrenzt werden könnte. 


6.7.3 

Pazifisches Asien 

Die theoretische Größenordnung der nachhaltigen 
Bioenergiepotenziale im pazifischen Südostasien 
reicht von 1 EJ jährlich im ungünstigsten Fall (Sze- 
nario 1 unbewässert) bis zu 11 EJ jährlich (Szena- 
rio 4 bewässert) und entspricht damit etwa 2-9% 
des modellierten globalen Potenzials für den Ener- 
giepflanzenanbau. Die Spanne zwischen den Szena- 
rien ist hier im Vergleich zu den meisten modellier- 
ten Regionen besonders groß, was am hohen Anteil 
von Flächen hegt, die in den restriktiveren Szenarien 
für den Naturschutz reserviert werden. 

Einige südostasiatische Schwehenländer betrei- 
ben schon heute einen umfangreichen Bioenergiean- 
bau. Insbesondere Malaysia und Indonesien (Kasten 
5.4-2) haben sich in den vergangenen Jahren zu den 
beiden weltweit führenden Produzenten von Palmöl 
entwickelt, wobei Plantagen überwiegend auf Kos- 
ten des tropischen Regenwaldes angelegt werden 
und kaum als nachhaltig bewertet werden können 
(FWA, 2007). Ein signifikanter zukünftiger Ausbau 
nachhaltiger Bioenergiepotenziale in der pazifisch- 
asiatischen Region auf 11 EJ pro Jahr ist nach Ein- 
schätzung des WBGU überhaupt nur möglich, wenn 
der Agrarflächenbedarf gering ist und ein geringer 
Naturschutz toleriert wird (Szenario 4). Für die res- 
triktiveren Szenarien ergibt die Modellierung nach- 
haltige Potenziale von nur 1 EJ bis maximal 7 EJ 
(Szenario 3) pro Jahr. 

Die gegenwärtigen politischen, institutionei- 
len und sozioökonomischen Rahmenbedingungen 
in der Region ergeben ein gemischtes Bild (Faust 
und Croissant, 2008). So werden in der südostasia- 
tischen Region auch Transformationsstaaten, deren 
politische Stabilität als fraglich gelten kann, ver- 
gleichsweise gute Investitions- und Geschäftsbedin- 
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gungen zugeschrieben. Dies gilt etwa für die Insel- 
reiche Indonesien (FSI-Wert 83,3; GCI-Wert 4,24) 
und die Philippinen (83,4; 3,99) oder auch für Thai- 
land (75,6; 4,70). Über die besten Rahmenbedin- 
gungen für einen weiteren Bioenergieausbau in der 
Region verfügt indes Malaysia (FSTWert 67,2), des- 
sen autoritäre Wahlmonarchie stabil und handlungs- 
fähig ist und dessen globale Wettbewerbsfähigkeit 
mit einem GCI-Wert von 5,10 annähernd so stark 
eingeschätzt wird, wie die Australiens (5,17). Schon 
heute treibt die malaysische Regierung den Ausbau 
der Palmölindustrie aktiv voran, um die Weltmarkt- 
führerschaft auszubauen und den Wertschöpfungs- 
grad in der Weiterverarbeitung zu verbessern (FWA, 
2007). Negative Effekte hinsichtlich des Klimaschut- 
zes, der Artenvielfalt oder der Preisentwicklung des 
Grundnahrungsmittels Palmfett spielen dabei prak- 
tisch keine Rolle. Eine nachhaltige Realisierung der 
Bioenergiepotenziale in Malaysia, aber auch in Indo- 
nesien (Kasten 5.4-2) und anderen südostasiatischen 
Ländern, würde erhebliche politische Korrekturen 
erfordern, die gegenwärtig nicht absehbar sind. 


6.7.4 

Südasien 

Die theoretische Größenordnung der nachhaltigen 
Bioenergiepotenziale Südasiens reicht von 2 EJ jähr- 
lich im ungünstigsten Fall (Szenario 1 unbewässert) 
bis zu 4 EJ jährlich (Szenario 4 bewässert) und ent- 
spricht damit etwa 3-6 % des modellierten globalen 
Potenzials. Dabei entfällt jeweils der weitaus größte 
Anteil mit 2 EJ pro Jahr (Szenario 1 unbewässert) 
bzw. 3 EJ pro Jahr (Szenario 4 bewässert) auf Indien, 
was 9-18 % des indischen Primärenergiebedarfs von 
22,5 EJ im Jahr 2008 entspricht (lEA, 2007d). 

Allein Indien mit seiner Gesamtfläche von rund 
3,3 Mio. km^ bietet große, zum Teil marginale Flä- 
chen, die grundsätzlich zur nachhaltigen Bioener- 
gieproduktion geeignet sind (Kasten 6.7-2). Politisch 
und wirtschaftlich gibt es zum Teil erhebliche Unter- 
schiede zwischen den indischen Bundesstaaten, die 
in manchen Landesteilen zu Einschränkungen bei 
der Realisierbarkeit dieser Potenziale führen und 
in anderen Landesteilen rasche Fortschritte ermög- 
lichen könnten. Dies gilt insbesondere dort, wo die 
Produktion von Energiepflanzen schon heute gezielt 
auf Ebene der Bundesstaaten gefördert wird (Kas- 
ten 10.8-1). 

Insgesamt wird die Republik Indien mit einem 
FSTWert von 72,9 bewertet. Im globalen Vergleich 
der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit hegt 
sie mit einem GCI-Wert von 4,33 in etwa gleichauf 
mit anderen Schwellenländern wie Südafrika (4,42) 
und Mexiko (4,26). Indien verfügt damit grundsätz- 


lich über relativ günstige Ausgangsbedingungen zur 
Mobilisierung seines Bioenergiepotenzials, auch 
wenn dieses bescheidener ausfallen dürfte, als die 
Ergebnisse der Modellierung des technischen Bio- 
energiepotenzials oder die Planungen der indischen 
Regierung (Kasten 6.7-2). Ob eine nachhaltige Bio- 
energiestrategie gelingt, ist vor allem von dem politi- 
schen Willen abhängig, Nachhaltigkeitsstandards zu 
berücksichtigen und parallel zur Entwicklung einer 
Bioenergiestrategie Anstrengungen zur Ernäh- 
rungssicherung weiterzuverfolgen. Zudem gilt es, die 
Rechte armer Bevölkerungsgruppen zu berücksich- 
tigen, die auf vielen marginalen Flächen leben, um 
Landkonflikte zu vermeiden. 


6.7.5 

Afrika südlich der Sahara 

Die theoretische Größenordnung der nachhaltigen 
Bioenergiepotenziale Afrikas südlich der Sahara 
reicht von 5 EJ jährlich im ungünstigsten Fall (Sze- 
nario 1 unbewässert) bis zu 14 EJ jährlich (Szenario 
4 bewässert) und beträgt damit 12-15 % des globalen 
Potenzials. Die naturräumlichen Unterschiede inner- 
halb dieser Makroregion sind erheblich, wie ein Ver- 
gleich z.B. des tropisch feuchten Kongobeckens mit 
den ariden und semi-ariden Territorien der südafri- 
kanischen Staaten veranschaulicht. Zudem nimmt 
die Republik Südafrika als regionale Vormacht und 
größte Volkswirtschaft des Kontinents eine Sonder- 
stellung ein. Die größten Potenziale für die Bioener- 
gieproduktion werden im Sahelgürtel, insbesondere 
in Nigeria, Mali und im Sudan, sowie in Teilen Ost- 
und Südostafrikas gesehen. 

Stellt man diesen Potenzialberechnungen die 
gegenwärtigen politischen, institutioneilen und 
sozioökonomischen Rahmenbedingungen in der 
Region gegenüber, so ist kaum zu erwarten, dass die 
theoretischen Potenziale mittelfristig auch nur annä- 
hernd realisierbar sind. Elf der zwanzig von Foreign 
Policy als besonders kritisch eingestuften Staaten he- 
gen in Afrika südlich der Sahara, darunter mit dem 
Sudan (FSI-Wert 113,0), dem Tschad (110,9) und der 
Demokratischen Republik Kongo (106,7) auch die 
drei größten Flächenstaaten der Region mit zusam- 
men mehr als 6 Mio. km^. Die Stabilität weiterer fünf- 
zehn Staaten südlich der Sahara gilt als akut gefähr- 
det, darunter landwirtschaftlich bedeutsame Staaten 
wie Kenia (93,4) und Kamerun (91,2). Die Perspek- 
tiven für eine politische und wirtschaftliche Konso- 
lidierung der Region sind insgesamt eher skeptisch 
einzuschätzen beziehungsweise verharren auf niedri- 
gem Niveau (Grimm und Klingebiel, 2007). Für Sub- 
regionen wie den Sahelraum, das Horn von Afrika 
und das südliche Afrika kommt hinzu, dass diese 
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Kasten 6.7-2 

Länderstudie Indien - Die Nutzung marginaler 
Flächen für die Biokraftstoffproduktion 

Indiens Biokraftstoffstrategie im Bereich Biodiesel basiert 
auf ölhaltigen, nicht essbaren Pflanzen bzw. Früchten. Im 
Unterschied zu Ländern wie Malaysia, Indonesien oder 
Brasilien, wo Biokraftstoffe auf fruchtbaren Böden oder 
gerodeten Waldflächen angebaut werden, setzt Indien auf 
die Nutzung marginaler Flächen („wasteland“; Kasten 
4.2-1). Obgleich einheitliche Definitionen sich als schwie- 
rig erweisen, wird darunter landwirtschaftlich schlecht 
genutztes bzw. minderwertiges und degradiertes Land 
verstanden. Im indischen Wasteland Atlas werden von der 
gesamten Landfläche 17 % (55,2 Mio. ha) als marginal ein- 
gestuft, wobei je nach Beschaffenheit der Böden 13 Kate- 
gorien unterschieden werden. Davon gelten 32 Mio. ha als 
grundsätzlich kultivierbar (Ministry of Rural Development, 
2003). Im Vergleich dazu: Durch die WBGU-Szenarien 
werden für Indien zwischen 28 und 32 Mio. ha ausgewiesen. 
17,4 Mio. ha hält die indische Regierung für den Jatropha- 
Anbau geeignet (Flanning Commission, 2003). Um das 
diskutierte nationale Ziel einer 20%igen Biodieselbeimi- 
schung bis 2030 zu erreichen, müssten laut Berechnungen 
des indischen Forschungsinstituts TERI und der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) sogar 
38 Mio. ha unter Anbau gebracht werden (antizipierte Bio- 
dieselnachfrage 2030 ca. 203 Mio. t gegenüber 66 Mio. t in 
2010). Zudem müssten die derzeitigen Erträge bis um das 
Fünffache von 1-2 t pro ha auf 5 t pro ha gesteigert werden 
(TERI und GTZ, 2005). 

Gegenwärtig werden 62% der gesamten Landfläche 
Indiens landwirtschaftlich genutzt. Die bewaldeten Flächen 
nehmen 22 % ein (Stand 2000; Ministry of Agriculture, 2008) 
und sollen bis 2012 auf ein Drittel erhöht werden (MoEF, 
2006). Gleichzeitig nimmt die Verfügbarkeit landwirtschaft- 
licher Flächen aufgrund von Besiedlung, industrieller Nut- 
zung und Degradation ab. Brennholznutzung, ein großer 
Viehbestand und klimatische Veränderungen verschärfen 
diese Bodendegradation zusätzlich. Um die Nahrungsmit- 
telnachfrage aus eigenen Kräften bedienen zu können, 
müsste die Produktivität der indischen Nahrungsmittelpro- 
duktion in den kommenden beiden Dekaden um über 50 % 
gesteigert werden (TERI und GTZ, 2005). Im September 
2008 hat die indische Regierung nach langen internen Dis- 
kussionen eine neue Biokraftstoffpolitik beschlossen. Die 
Beimischungsquote von 20 % für Biodiesel wurde bestätigt. 


durch die Folgen des Klimawandels und anhaltend 
hohe Nahrungsmittelpreise absehbar zusätzlich unter 
Druck geraten und in ihrer Steuerungsfähigkeit ein- 
geschränkt werden (Bauer, 2007; WBGU, 2007). 

Vor dem Hintergrund der prekären politisch-ins- 
titutionellen Verhältnisse sind auch Geschäftsbedin- 
gungen und Wettbewerbsfähigkeit der Region kri- 
tisch zu betrachten (Altenburg und von Drachen- 
fels, 2007). So finden sich auf den untersten zehn 
Rängen des Global Competitive Index acht Staaten 
aus Afrika südlich der Sahara mit GCI-Werten zwi- 
schen 3,29 (Sambia) und 2,78 (Tschad). Allein Südaf- 
rika erreicht mit einem GCI-Wert von 4,42 das obere 
Drittel der GCI-Rangliste. 


Sie soll bis 2017 erreicht werden (Economist, 2008b). Es 
erscheint fraglich, wie solche ambitionierten Biokraftstoff- 
ziele in einem der am dichtesten besiedelten Länder der 
Welt, angesichts der bestehenden Nutzungsdichte und ohne 
weiteren Druck auf die Nutzflächen zu erzeugen, erreicht 
werden können. 

Welcher Anteil der indischen marginalen Flächen tat- 
sächlich zum Anbau von Jatropha und ähnlichen Ölpflan- 
zen genutzt werden kann, hängt außerdem nicht nur von 
biophysikalischen Größen ab, sondern auch von den Land- 
und Nutzungsrechten. Indien weist weltweit die größte 
Zahl an ländlichen Armen und Landlosen aus. Der man- 
gelhafte Zugang großer Teile der ländlichen Bevölkerung 
zu nutzbarem Boden sowie die Missachtung bestehender 
Land- und Nutzungsrechte stellen bereits heute ein Ent- 
wicklungshemmnis und einen kritischen politischen Faktor 
in der indischen Demokratie dar (Hanstad et al., 2008). Die 
für den Jatropha- Anhau vorgesehenen marginalen Flächen 
sind häufig staatliches bzw. Gemeindeland, das von den 
Landlosen zum Sammeln von Brennholz und als Weideland 
genutzt wird. Eine großflächige Verpachtung solcher Län- 
dereien an Agrarunternehmen würde ohne Mitsprache- 
rechte der ländlichen Armen und Landlosen wahrscheinlich 
zur Verdrängung führen. Zudem sind Landnutzungsrechte 
oft nicht geklärt, denn offizielle Landtitel unterscheiden 
sich stark von der realen, gewohnheitsrechtlichen Nutzung. 
Auch mangelt es an genauen Zahlen, wie viele Menschen in 
diesen Gebieten leben. 

Tatsächlich zeichnen sich in einzelnen indischen Bundes- 
staaten bereits heute Konflikte um die Landfrage und die 
großzügige staatliche Unterstützung von privaten Unter- 
nehmen im Zusammenhang mit dem Jatropha-Anbau ab 
(Grain, 2008; Peoples Coalition, 2008; Shiva, 2008). Lokale 
partizipative Verfahren funktionieren nur unzureichend, 
wodurch die Gefahr der Vertreibung steigt. Auf lokaler 
Ebene begünstigt Korruption eine faktische Privatisierung 
von Gemeindeland; vereinzelt werden Landflächen, die 
von der Regierung speziell für den Anbau von Jatropha zur 
Verfügung gestellt wurden, in der Praxis für andere Zwe- 
cke genutzt (Altenburg et al., 2008). Um die Potenziale der 
marginalen Flächen für den Energiepflanzenanbau zu nut- 
zen und soziale Verwerfungen zu verhindern, müssen des- 
halb diese sozialen und politischen Aspekte im Bereich der 
Landnutzung besonders beachtet werden (TERI und GTZ, 
2005; Cotula et al., 2008). Die Modellierungsergebnisse 
erscheinen deshalb vor dem Hintergrund der tatsächlich 
zur Verfügung stehenden Anbauflächen für Energiepflan- 
zen und der sozialen Risken als zu optimistisch. 


Die Demokratische Republik Kongo, Sambia 
und Nigeria sind zudem die Länder mit der welt- 
weit fünft-, sechst- und siebthöchsten Entwaldungs- 
rate (Kap. 5. 5. 1.1; Abb. 5.5-1), so dass dort auch mit 
Blick auf die Nachhaltigkeitsleitsplanken zum Kli- 
maschutz und zur biologischen Vielfalt die Voraus- 
setzungen für einen Ausbau einer nachhaltigen Bio- 
energieproduktion kaum gegeben sind. Eine ernst- 
zunehmende Kontrolle des Holzeinschlags kann in 
diesen Staaten wie auch in den anderen waldreichen 
Ländern West- und Zentralafrikas absehbar nicht 
erwartet werden. Dennoch sollten in Ländern der 
Subsahara-Region, die durch vergleichsweise güns- 
tige institutioneile Strukturen geprägt sind, wie z.B. 
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Mali, oder die große Hoffnungen in den Anbau von 
Energiepflanzen setzen, wie z.B. Mosambik (Nambu- 
rete, 2006), die spezifischen Möglichkeiten zur Mobi- 
lisierung nachhaltiger Bioenergieproduktion ausge- 
leuchtet werden. 


6.7.6 

Gemeinschaft unabhängiger Staaten 

Die theoretische Größenordnung der nachhaltigen 
Bioenergiepotenziale auf dem Territorium der frühe- 
ren Sowjetunion reicht von 2 EJ jährlich im ungüns- 
tigsten Fall (Szenario 1 unbewässert) bis zu 9 EJ jähr- 
lich (Szenario 4 bewässert). Dies entspricht 7-8% 
des globalen Potenzials. 

Auch in dieser Großregion ergibt die Frage nach 
den sozioökonomischen Rahmenbedingungen und 
der politischen Stabilität ein gemischtes Bild. Russ- 
land (FSl-Wert 79,7; GCl-Wert 4,19), Kasachstan 
(72,4; 4,14) und insbesondere die Ukraine (70,8; 
3,98) verfügen durchaus über die sozioökonomi- 
schen Bedingungen zur Mobilisierung der Bioener- 
giepotenziale. Die Ukraine ist traditionell ein wich- 
tiger Agrarproduzent und scheint auch angesichts 
ihres mit Brasilien vergleichbaren GCI- Werts durch- 
aus geeignet, optimistische Erwartungen bezüg- 
lich der Bioenergieproduktion umsetzen zu können. 
Fraglich ist in allen genannten Ländern, ob der poli- 
tische Wille besteht, eine solche Option mit Nachhal- 
tigkeitskriterien zu verbinden. Zudem ist die Region 
anfällig für politische Krisen und Konflikte sowie ins- 
gesamt relativ instabil (Grävingholt, 2007). 


6.8 

Interpretation und Folgerungen 

Die vom WBGU in Auftrag gegebene globale Model- 
lierung des technischen nachhaltigen Bioenergiepo- 
tenzials aus dem Anbau von Energiepflanzen unter 
Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsleitplanken 
ergibt je nach Szenario rechnerisch ein jährliches 
Potenzial von 34-120 EJ (Kap. 6.5) im Jahr 2050. 
Angesichts der in Kapitel 6.6 beschriebenen Unsi- 
cherheiten und der großen Unterschiede im Poten- 
zial zwischen den Szenarien wird diese Spanne im 
Folgenden mit 30-120 EJ angegeben. Hierbei han- 
delt es sich um den Bruttoenergiebetrag, d.h. ohne 
Berücksichtigung von Umwandlungsverlusten bei 
der Konversion zur Endenergie. Zu diesem Potenzial 
aus dem Anbau von Energiepflanzen kommt noch 
ein Beitrag aus der Verwertung von Reststoffen der 
Land- und Forstwirtschaft hinzu, der etwa 50 EJ pro 
Jahr betragen dürfte (Kap. 6.1). Insgesamt beträgt 
das weltweite nachhaltige Potenzial für die Nutzung 


von Bioenergie also 80-170 EJ pro Jahr, was weniger 
als 10 % des für 2050 zu erwartenden Primärenergie- 
bedarfs entspricht. 

Bei der Bewertung dieser Potenzialabschätzung 
ist zu berücksichtigen, dass es sich hierbei um ein 
technisches nachhaltiges Potenzial handelt: Das tat- 
sächlich realisierbare Potenzial fällt deutlich gerin- 
ger aus. Insofern sind die Werte als eine Obergrenze 
zu interpretieren. Bei der Ermittlung des realisier- 
baren wirtschaftlichen Potenzials wäre insbeson- 
dere die geographische, politische und sozioökono- 
mische Situation der einzelnen Regionen (Kap. 6.7) 
zu berücksichtigen, was für das Jahr 2050 schwierig 
ist. Als erste grobe Schätzung geht der WBGU davon 
aus, dass das wirtschaftliche Potenzial etwa bei der 
Hälfte des technischen nachhaltigen Potenzials he- 
gen könnte, weist aber darauf hin, dass hier noch 
erheblicher Forschungsbedarf besteht. 

Bei den hier ermittelten Bioenergiepotenzialen 
gibt es zudem wahrscheinlich eine schwer quantifi- 
zierbare Schnittmenge mit der traditionellen Nutzung 
von Biomasse, die heute etwa 44 EJ pro Jahr beträgt 
(Kap. 4.1.1). In diesem Sinn stellen die beschriebe- 
nen Zahlen nicht unbedingt zusätzliche Potenziale 
der Bioenergienutzung, sondern eher ein Gesamt- 
potenzial dar. Der WBGU geht aber davon aus, dass 
aufgrund von Effizienzsteigerungen bei der traditi- 
onellen Bioenergienutzung und teilweisem Umstieg 
auf andere Energieformen der Anteil der traditionel- 
len Bioenergienutzung bis zum Jahr 2050 zurückge- 
hen wird. 

Ein weiterer Faktor, der die energetische Nutz- 
barkeit von Biomasse verringern könnte, ist der 
Bedarf für die stoffliche Nutzung, der bei Abnahme 
der Ölressourcen zunehmen wird (Kap. 5.3). Schät- 
zungen für die im Jahr 2050 für die stoffliche Nut- 
zung benötigte Menge Biomasse belaufen sich auf 
etwa 100 EJ pro Jahr (Kap. 6.1). Der heutige Bedarf 
von etwa 25 EJ pro Jahr (Hoogwijk et ak, 2003) wird 
allerdings auf Flächen erzeugt, die in der Potenzial- 
abschätzung in diesem Kapitel nicht berücksichtigt 
werden (z.B. bestehende Anbauflächen für Baum- 
wolle und forstwirtschaftlich genutzte Waldflächen), 
für den zusätzlichen Bedarf von etwa 75 EJ pro Jahr 
würde die stoffliche Nutzung aber wohl in direkter 
Konkurrenz zum hier betrachteten Bioenergiepo- 
tenzial stehen. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass 
zumindest ein Teil der zunächst stofflich genutzten 
Biomasse im Rahmen einer Kaskadennutzung spä- 
ter energetisch genutzt werden kann. 

In Kapitel 7.3 wird erläutert, dass der Einsatz von 
Bioenergie aus Pflanzenanbau sowie aus der Nutzung 
von Abfall- und Reststoffen ohne indirekte Land- 
nutzungsänderungen und mit den besten Energie- 
konversionsverfahren durch die Substitution fossiler 
Energieträger bei Einhaltung der Förderstandards 
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Treibhausgasemissionen von 60 t C02eq pro TJ ein- 
gesetzter Rohbiomasse einsparen kann. In besonders 
günstigen Fällen kann dieser Wert auch 100 t COjCq 
pro TJ erreichen. Dies gilt unter der Voraussetzung, 
dass Energieträger mit hohen spezifischen Emissio- 
nen ersetzt werden. Geht man von einem maximalen 
Bioenergiepotenzial von 80-170 EJ pro Jahr aus, von 
dem etwa die Hälfte realisierbar sein wird, so ent- 
spricht dies etwa 2-9 Gt COjCq oder etwa 1-2 GtC 
pro Jahr. Dies lässt sich mit den jährlichen anthro- 
pogenen Kohlendioxidemissionen aus der Nutzung 
von fossilen Energieträgern und der Zementproduk- 
tion von 32 Gt C02eq (8,5 GtC) bzw. aus Landnut- 
zungsänderungen von 6 Gt C02eq (1,6 GtC) im Jahr 
2007 vergleichen (GCP, 2008). Die jährlichen globa- 
len Emissionen aller Treibhausgase betrugen im Jahr 
2004 etwa 49 Gt C02eq oder etwa 13 GtC (IPCC, 
2007c). Projektionen für das Jahr 2050 gehen für die 
verschiedenen IPCC-Szenarien von jährlichen Treib- 
hausgasemissionen von 50-100 Gt C02eq (13-26 
GtC; IPCC, 2000) aus. 

Angesichts der hier für das globale Potenzial der 
Bioenergie ermittelten Zahlen sollte die Bedeutung 
der Bioenergie daher einerseits nicht überschätzt 
werden, andererseits ist aber die erwartete Größen- 
ordnung signifikant und sollte bei der künftigen Ent- 
wicklung der Energiesysteme keinesfalls vernachläs- 
sigt werden. 

Zudem könnte die Fähigkeit der Pflanzen, der 
Atmosphäre über die Photosynthese Kohlendioxid 
zu entziehen eine interessante Klimaschutzoption 
eröffnen. Kombiniert man die energetische Nutzung 
von Bioenergie mit der Abscheidung und Einlage- 
rung von CO 2 , so könnte dieses Verfahren zur einer 
Verlangsamung des Anstiegs der COj-Konzentration 
in der Atmosphäre führen oder nach dem Auslaufen 
der Nutzung fossiler Energieträger zu einer Reduk- 
tion der atmosphärischen C02-Konzentration beitra- 
gen. Allerdings kann die atmosphärische C02-Kon- 
zentration auf diesem Weg realistisch nur um etwa 0,2 
ppm CO 2 pro Jahr gemindert werden (Kasten 6.8-1), 
wohingegen der mittlere Anstieg der C02-Konzent- 
ration in den letzten Jahren rund 2 ppm jährlich ent- 
spricht (GCP, 2008). Zum Vergleich: Diese technisch 
realisierbare Sequestrierungsrate liegt deutlich unter 
den Raten, mit denen die Ozeane (2,3 GtC oder 1,1 
ppm CO 2 pro Jahr) und die Landvegetation (3,0 GtC 
oder 1,4 ppm CO 2 pro Jahr) infolge der gestiegenen 
C02-Konzentration derzeit der Atmosphäre netto 
Kohlendioxid entziehen (GCP, 2008). 

Angesichts der großen Herausforderung, eine 
Erwärmung von mehr als 2°C über dem vorindustri- 
ellen Niveau zu vermeiden (Kap. 3.1.1), stellt sich die 
Frage, ob und mit welchen Mitteln ein größeres nach- 
haltiges Bioenergiepotenzial realisierbar ist. Aus der 
Diskussion in Kapitel 6.1 ist deutlich geworden, dass 


andere Studien vor allem dann zu deutlich höhe- 
ren Bioenergiepotenzialen gelangen, wenn sie hohe 
Ertragssteigerungen auf bestehenden Ackerflächen 
annehmen und dadurch einen Teil dieser Flächen 
für den Energiepflanzenanbau verwendbar machen. 
Zudem definieren die meisten anderen Studien 
weniger strenge Kriterien für den Naturschutz als 
der WBGU (Kap. 3.1.2). Ein signifikant höheres Bio- 
energiepotenzial ist also nur dann nachhaltig reali- 
sierbar, wenn bislang für die Nahrungsmittelproduk- 
tion genutzte Flächen durch Effizienzsteigerungen 
oder weniger flächenintensive Ernährungsgewohn- 
heiten für den Anbau von Energiepflanzen nutzbar 
werden. Dies müsste allerdings in einer Weise erfol- 
gen, die die Ernährungssicherheit der wachsenden 
Weltbevölkerung nicht gefährdet und die Leitplan- 
ken für Boden- und Biosphärenschutz nicht verletzt. 

Der Flächenbedarf für die künftige Ernährung 
der Menschheit ist sehr unsicher. Er hängt nicht 
nur vom Bevölkerungswachstum ab sondern auch 
von der Entwicklung der Ernährungsgewohnheiten, 
vom technologischen Fortschritt sowie vom Grad 
der Intensivierung der Agrarproduktion (Kap. 5.2). 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine Intensivie- 
rung der landwirtschaftlichen Produktion mit erhöh- 
ten Treibhausgasemissionen (beispielsweise aus der 
Stickstoffdüngung und aus dem Einsatz von Land- 
maschinen) einhergeht und sich damit klimaschäd- 
lich auswirken wird. Zudem erscheint es plausibel, 
dass für die Sicherung der Ernährung einer wachsen- 
den Weltbevölkerung eher noch zusätzliche Anbau- 
flächen nötig werden könnten, wie dies beispiels- 
weise die FAO prognostiziert (FAO, 2003a). 

Eine signifikante Erhöhung des globalen nachhal- 
tigen Bioenergiepotenzials wäre also beispielsweise 
durch deutliche Effizienzsteigerungen bei der Pro- 
duktion von Nahrungs- und Futtermitteln (die nach- 
haltig und umweltverträglich sein müsste), vor allem 
aber durch einen Umstieg auf eine Ernährung mit 
weniger Fleisch- und Milchprodukten möglich. So 
sind 69 % der landwirtschaftlich genutzten Flächen 
Weideland. Berücksichtigt man zudem den Anbau 
von Futtermitteln, so werden insgesamt rund 80% 
der Landwirtschaftsflächen für die Viehhaltung ver- 
wendet (Kap. 5.2). Eine weniger flächenintensive 
Ernährungsweise könnte daher im Rahmen der hier 
vorgestellten Modellierung nicht berücksichtigte 
Ackerflächen frei machen, die für einen nachhaltigen 
Anbau von Energiepflanzen genutzt werden könn- 
ten. Derzeitige Ernährungstrends laufen allerdings 
in die entgegengesetzte Richtung (Kap. 5.2.3). 

Insgesamt können die hier vorgestellten Potenzi- 
ale für die energetische Nutzung von Biomasse also 
keinen großen, aber doch einen signifikanten Teil 
der zukünftigen Energieversorgung der Mensch- 
heit decken. Bioenergie ist zudem eine interessante 
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Kasten 6.8-1 

Potenzial der Minderung der atmosphärischen 
C02-Konzentration durch Bioenergienutzung 
mit COj-Sequestrierung 

Die Kombination von Bioenergienutzung mit der Abschei- 
dung und Einlagerung von CO2 wird zunehmend als Option 
gesehen, der Atmosphäre in Zukunft wieder CO2 zu ent- 
ziehen. Im Folgenden wird daher eine Abschätzung vorge- 
nommen, um wie viel die atmosphärische C02-Konzentra- 
tion durch solche Maßnahmen gesenkt werden kann. 

Die Modellierung ergibt ein nachhaltiges Bioenergiepo- 
tenzial aus Energiepflanzen von etwa 30-120 EJ pro Jahr. 
Dies entspricht einer jährlichen Kohlenstofffixierung von 
1-3 GtC in der Biomasse, die für die Energieerzeugung 
genutzt werden kann. Dabei handelt es sich zunächst um 
ein theoretisches Potenzial (Kasten 6.1-1): Der WBGU geht 
davon aus, dass aufgrund sozioökonomischer und politi- 
scher Rahmenbedingungen nur die Hälfte dieses Potenzials 
tatsächlich realisiert werden kann (Kap. 6.8). Addiert man 
zu diesem Potenzial noch ein angenommenes technisches 
nachhaltiges Reststoffpotenzial von etwa 50 EJ pro Jahr, 
wobei auch hier angenommen wird, dass die Hälfte reali- 
sierbar ist (d.h. zusätzlich 0,6 GtC), stünde jährlich insge- 
samt Biomasse mit einer gespeicherten Kohlenstoffmenge 
von 1-2 GtC zur Verfügung. 

Wie viel von diesem Kohlenstoff letztlich sequestriert 
werden kann, hängt vom Nutzungspfad ab. Wird die Bio- 
masse über den Pfad der Vergasung oder der Vergärung in 
Biomethan gewandelt, müssen ca. 40 % des Kohlenstoffs in 
Form von COj ohnehin abgetrennt werden und stehen so 
direkt für eine Speicherung zur Verfügung. Höhere Anteile 
können abgetrennt werden, wenn die Biomasse in Wasser- 
stoff umgewandelt oder zur Erzeugung von Elektrizität 
eingesetzt wird. Rhodes und Keith (2005) beschreiben ein 
Modellsystem zur Energieerzeugung aus Biomasse bei dem 
bis zu 55 % des Kohlenstoffs sequestriert werden können. 
Der WBGU geht davon aus, dass bei einer Ausrichtung der 
Bioenergienutzung auf eine möglichst hohe Sequestrie- 
rungsquote eine flächendeckende Abtrennung von bis zu 
50 % des gespeicherten Kohlenstoffs möglich sein könnte. 
Damit stünden jährlich ca. 0,5-l,0 GtC für die Sequestrie- 
rung zur Verfügung. 

Wie würde sich eine solche Sequestrierungsrate auf die 
Atmosphäre auswirken? 


strategische Option in einem klimafreundlichen 
Energiesystem, vor allem wegen ihrer Speicherbar- 
keit und Nutzbarkeit als Regelenergie. In Kombi- 
nation mit COj-Speicherung können mit Bioener- 
gie sogar negative C02-Emissionen, also eine Netto- 
sequestrierung, erreicht werden. Dabei muss der 
Anbau aber alle Nachhaltigkeitskriterien bezüglich 
Klima-, Boden und Naturschutz sowie Ernährungs- 
sicherung erfüllen (Kap. 3). Aufgrund der Vielzahl 
von Flächen- und Nutzungskonkurrenzen (Kap. 5) 
sollte die energetische Nutzung von Biomasse außer- 
dem nur mit möglichst effizienten technischen Ver- 
fahren erfolgen, um aus der begrenzten Anbaufläche 
bzw. der begrenzten Menge an energetisch nutzbarer 
Biomasse die größtmögliche Klimaschutzwirkung zu 


In der Atmosphäre entspricht 1 ppm CO2 einem Wert 
von 2,123 GtC. Entzieht man der Atmosphäre 2 GtC, bedeu- 
tet dies allerdings nicht, dass die atmosphärische C02-Kon- 
zentration auch um 1 ppm sinkt. Die Atmosphäre steht in 
ständigem Austausch mit den Ozeanen und der Biosphäre. 
Der Effekt, der sich daraus ergibt, lässt sich in einer Über- 
schlagsrechnung abschätzen: Gegenwärtig wird die Hälfte 
der C02-Emissionen aus fossilen Energieträgern relativ 
rasch zu zwei Dritteln von den Ozeanen und zu einem 
Drittel von der terrestrischen Biosphäre aufgenommen, so 
dass nur ca. 50 % des emittierten CO2 in der Atmosphäre 
verbleiben. Beide Senkenprozesse sind durch den CO2- 
Anstieg selbst angetrieben. Die Senkenfunktion der Oze- 
ane ist eine Reaktion auf den anthropogenen Anstieg der 
atmosphärischen C02-Konzentration, da die Ozeane nur so 
lange CO2 aufnehmen, bis die Partialdrücke zwischen den 
Ozeanen und der Atmosphäre ausgeglichen sind (WBGU, 
2006). Die Senkenfunktion der terrestrischen Biosphäre 
ist zumindest teilweise über den C02-Düngeeffekt durch 
den C02-Anstieg in der Atmosphäre verursacht (House 
et al., 2002). Geht man dementsprechend in erster Nähe- 
rung davon aus, dass diese Rückkopplungseffekte auch 
rückwärts existieren und vernachlässigt Nichtlinearitäten, 
müsste man der Atmosphäre ca. 4 GtC entziehen um die 
C02-Menge in der Atmosphäre um 2 GtC bzw. die Konzen- 
tration um 1 ppm zu senken. 

Ähnliche Ergebnisse ergeben sich auch bei Verwendung 
einer Modellfunktion, die die atmosphärische Reaktion auf 
einen Emissionspuls unter Berücksichtigung verschiedener 
Rückkopplungseffekte beschreibt (Joos, 2002). Bei einer 
konstanten Sequestrierungsrate über einen Zeitraum von 
100 Jahren würden der Atmosphäre nach diesem Modell 
etwa 40 % der sequestrierten C02-Menge effektiv entzo- 
gen. Bei einer Sequestrierung von 0,5-1, 0 GtC pro Jahr 
über einen 100-Jahres-Zeitraum läge die atmosphärische 
C02-Konzentration dadurch am Ende 9 ppm bis 18 ppm 
unter der Konzentration ohne diese Sequestrierung. Bei 
dieser Abschätzung sind allerdings nichtlineare Effekte wie 
etwa eine Sättigung der Ozean- oder Biosphärensenke nicht 
berücksichtigt. Diese könnten möglicherweise dazu führen, 
dass sich die Sequestrierung etwas stärker auswirkt, und die 
Reduktion der C02-Konzentration 14-28 ppm über einen 
Zeitraum von 100 Jahren betragen könnte. Zum Vergleich: 
Der aktuelle jährliche Anstieg der Kohlendioxidkonzen- 
tration der Erdatmosphäre beträgt etwa 2 ppm pro Jahr, ist 
also um etwa einen Faktor zehn größer (IPCC, 2007a). 


erreichen. Eine detaillierte Betrachtung und Bewer- 
tung verschiedener Anbausysteme und technischer 
Konversionspfade folgt in Kapitel 7. 
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Anbau und energetische Nutzung von 7 
Biomasse 


7.1 

Anbausysteme zur Produktion von Biomasse für 
Energiezwecke 

Die Anbau- und Bewirtschaftungsmethoden von 
Energiepflanzenkulturen beeinflussen nicht nur die 
Produktionsmenge, sondern wirken sich grundsätz- 
lich auch auf die ökologischen Ressourcen und die 
Atmosphäre aus. Die landwirtschaftlich verursach- 
ten Emissionen von Lachgas (NjO) und Methan 
(CH4) nahmen zwischen 1990 und 2005 vorwiegend 
durch Verbrennung von Biomasse, Viehhaltung und 
Emissionen aus dem Boden um 17 % zu (Smith et al., 
2007a). Die jährlichen Emissionen von Treibhausga- 
sen (THG) ohne Kohlendioxid (CO 2 ) aus der Land- 
wirtschaft werden auf 5, 1-6,1 Gt COjCq geschätzt, 
was ungefähr 10-12% aller anthropogenen THG- 
Emissionen entspricht (Smith et al., 2007a). Bis im 
Jahr 2035 muss allein durch den vermehrten Stick- 
stoff- und Hofdüngereinsatz mit einer weiteren 
Zunahme der N 20 -Emissionen um 35-60 % gerech- 
net werden (FAO, 2003a). 

ln diesem Kapitel stehen die Auswirkungen der 
großskaligen Bioenergieproduktion auf wichtige 
Ökosystemleistungen im Vordergrund (Abb. 7.1-1). 
Vor- und Nachteile unterschiedlicher Anbausysteme 
werden erläutert und durch Beispiele heute gängiger 
Energiepflanzen ergänzt. 

Es gibt wesentlich mehr Pflanzen, die Biomasse 
für Energiezwecke liefern (z.B. Sudangras, Pfahl- 
rohr, Rohrglanzgras, Topinambur, Pongamia, Aka- 
zien u.a.), als im Umfang dieses Gutachtens porträ- 
tiert werden können, ln Kasten 7.1-9 wird auf Algen 
als Lieferanten von Bioenergie eingegangen. Die 
Auswahl beschränkt sich hier vor allem auf viel ver- 
sprechende Energiepflanzen, von denen qualitativ 
und quantitativ genügend Produktionsdaten verfüg- 
bar sind, um eine Energie- und THG-Bilanzanalyse 
vorzunehmen (Kap. 7.3). Auf die Flächenkonkurrenz 
des Energiepflanzenanbaus mit anderen Landnut- 
zungen wurde bereits in Kapitel 5 eingegangen. 


7.1.1 

Anbau von Energiepflanzen in Monokultur 

Viele Energiepflanzen wie z. B. Zuckerrohr, Mais und 
Soja werden weltweit in großen Monokulturen ange- 
baut. Dies ermöglichst zwar eine effiziente Bewirt- 
schaftung und kurzfristig hohe Erträge, es entstehen 
dadurch aber auch hohe Treibhausgasemissionen 
(vor allem N 2 O, CH 4 und CO 2 ) durch Bodenbearbei- 
tung und Düngung. Längerfristig wirken sich Mono- 
kulturen negativ auf die Bodenfruchtbarkeit und die 
Biodiversität aus (Matson et al., 1997; Tab.7. 1-1). 

Um diese negativen Auswirkungen zu verringern 
oder von vornherein zu verhindern, gibt es im Acker- 
bau geeignete Bewirtschaftungspraktiken. So ist in 
Europa der Rotationsfeldbau oder die Felderwirt- 
schaft weit verbreitet und wird auch für den Ener- 
giepflanzenanbau verwendet. Bei diesem Anbau- 
system werden in einer Fruchtfolge nacheinander 
unterschiedliche Kulturen angebaut. Dadurch ist 
die Nährstoffversorgung in der Regel ausgewoge- 
ner, der Schädlings- und Krankheitsdruck geringer 
und das Bodengefüge und der Humusgehalt bleiben 
stabiler als beim Monokulturanbau. Seit der Euro- 
päischen Agrarreform von 2005 sind in Deutschland 
dreijährige Fruchtfolgen zur Erhaltung der organi- 
schen Substanz und der Bodenstruktur vorgeschrie- 
ben (BMELV, 2006). 

Je nach Anbauzeitpunkt und Ansprüchen der 
Pflanzen an Temperatur und Wachstumszeit können 
dem Boden organisches Material und Nährstoffe 
durch die Saat und das spätere Unterpflügen von 
Zwischenfrüchten (z.B. Leguminosen, Gras-Klee- 
Mischungen, Bienenweide) bzw. durch Mulchen oder 
eine Unterfrucht (z.B. Klee im Weizenfeld) zugeführt 
werden. Dies ist besonders beim Anbau von Energie- 
pflanzen angebracht, deren oberirdische Biomasse 
vollständig abgeerntet wird, z.B. bei Ganzpflanzen- 
nutzung für die 2. Generation von Biotreibstoffen 
oder die Erzeugung von Biomethan durch Verga- 
sung. Mit geeigneten Saatmischungen für Buntbra- 
chen wird zugleich ein wichtiger Beitrag zur Erhal- 
tung der Biodiversität in Agrarökosystemen geleis- 
tet. Allerdings erweist sich in semiariden Gebieten 
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Abbildung 7.1-1 

Konzeptionelle Darstellung verschiedener Landnutzungsarten und ihre Auswirkungen auf Ökosystemleistungen. Die 
Bereitstellung verschiedenster Ökosystemleistungen bei unterschiedlichen Landnutzungen kann mittels einfacher „Blumen“- 
Diagramme dargestellt werden, wobei der Zustand jeder Ökosystemleistung entlang der entsprechenden Achse angezeigt 
wird. In dieser qualitativen Darstellung wurden die Achsen nicht mit Einheiten versehen. Zur Illustration werden drei 
hypothetische Landschaften miteinander verglichen: ein natürliches Ökosystem (links), eine intensiv genutztes Ackerland 
(Mitte) und ein nachhaltig genutztes Ackerland (rechts). Bei den natürlichen Ökosystemen sind viele Ökosystemleistungen 
außer der Nahrungsmittelproduktion auf sehr hohem Niveau vorhanden. Das intensiv genutzte Ackerland hingegen kann 
Nahrungsmittel (wenigstens kurzfristig) im Überfluss produzieren, allerdings auf Kosten anderer Ökosystemleistungen. Ein 
Mittelweg - d. h. eine Bewirtschaftungsweise, die andere Ökosystemleistungen unterstützt - fördert ein breiteres Portfolio an 
Ökosystemleistungen. 

Ouelle: Foley et al., 2005 


der permanente Anbau gegenüber dem Rotations- 
feldbau mit Brachen als günstiger für die Qualität 
und den Kohlenstoffgehalt im Boden (Antle et al, 
2003; Manley et al., 2005). Je nach Region muss der 
Energiepflanzenanbau also wie der übliche Kultur- 
pflanzenbau angepasst und optimiert werden. 

Bei einjährigen Ackerkulturen führt das jährli- 
che Umpflügen zur Reduktion von Kohlenstoff (C) 
im Boden. Um den Verlust von organischer Sub- 
stanz im Boden zu minimieren und die Bodenober- 
fläche vor Erosion und damit Degradation zu schüt- 
zen, sind statt des konventionellen Pflügens alterna- 
tive Anbautechniken wie reduziertes Pflügen (Con- 
servation tillage) oder Nichtpflügen (no tillage) und 
Stehenlassen oder oberflächliches Unterpflügen der 
Ernterückstände populär geworden, u.a. weil dies 
eine Möglichkeit zur C-Sequestrierung in Acker- 
böden darstellt (Batjes, 1998; Paustian et al., 2000). 
Würde weltweit auf das konventionelle Pflügen ver- 
zichtet, könnten bis Mitte dieses Jahrhunderts schät- 
zungsweise 12-25 Gt C-Emissionen vermieden wer- 
den (Pacala und Socolow, 2004). Das gemessene 


Sequestrierungspotenzial der Ackerbewirtschaftung 
mit Nichtpflügen liegt bei durchschnittlich 160 kg 
C pro ha und Jahr (Freibauer et al., 2004). Smith et 
al. (2000) schätzen das jährliche Emissionsminde- 
rungsspotenzial Europas für das Nichtpflügen (inkl. 
Treibstoffeinsparungen und Zuwachs an organischem 
Kohlenstoff im Boden) auf insgesamt über 40 Mio. t 
C. Diese Anbautechniken - besonders Nichtpflügen 
- eignen sich allerdings nicht für alle Ackerfrüchte 
und sind zur C-Sequestrierung regional unterschied- 
lich rentabel, da mit der Reduktion des Bodenum- 
bruchs unter Umständen ein Rückgang der Produk- 
tion einhergeht (Manley et al., 2005) und durch grö- 
ßere N20-Emissionen der Sequestrierungseffekt auf- 
gehoben werden kann (Six et al., 2002). 

Beim Abbau von mineralischem Stickstoffdünger 
kann es zur Freisetzung von NjO kommen. Ein spe- 
ziell auf den Nährstoffbedarf und das jeweilige Ent- 
wicklungsstadium der Pflanzen angepasstes Dünge- 
regime hilft, Stickstoffverluste zu vermeiden (Crews 
und Peoples, 2005). Gerade die Stickstoffnutzungs- 
effizienz kann global wie auch in Europa stark ver- 
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Tabelle 7.1-1 

Vor- und Nachteile des Energiepflanzenanbaus in Monokulturen. 
Quelle: WBGU 


Vorteile 

Wirtschaftlichkeit 

Bodenqualität 

THG-Bilanz 

Ökosystemleistungen 

Spezialisierter, einfacher 
Maschinenpark 

Bei mehrjährigen Kulturen 
auf marginalem Land 
sind Erosionsschutz und 
Bodenverbesserung möglich 
(abhängig von Bewirtschaf- 
tungsintensität) 

Durch Maschinenring kön- 
nen Emissionen reduziert 
werden 

Produktion von Nahrung 
bzw. Rohstoffe für stoffl. und 
energetische Nutzung 

Wegen großer Mengen 
günstigere Einkaufspreise für 
Saatgut, Dünger, Pflanzen- 
schutzmittel 



Nährstoffrecycling, Luftrein- 
haltung, Wasserkreislauf 

Einfache Planung und 
Kalkulation 




Bessere Vermarktungsmög- 
lichkeiten wegen großer 
Produktionsmengen 




Nachteile 

Wirtschaftlichkeit 

Bodenqualität 

THG-Bilanz 

Ökosystemleistungen 

Große Abhängigkeit von 
der Rohstoffnachfrage und 
politischen Einflüssen (Zölle, 
Steuern, Subventionen) 

Einseitige Nährstoffauszeh- 
rung 

Hohe C- Verluste durch 
intensive Bodenbearbeitung; 
zudem COj-Emissionen 
durch Landmaschinen 

Begünstigung von Pflanzen- 
krankheiten und spezialisier- 
ten Schädlingen 

Großer Pflanzenschutzmit- 
telverbrauch durch hohes 
Pflanzenkrankheitsrisiko bis 
hin zum Totalausfall 

Mechanische Belastung 
durch schwere Maschinen 
führt zur Boden Verdichtung 
und starkem Oberflächenab- 
fluss von Wasser 

Bei hohen N-Gaben: NjO- 
Verluste durch niedrige 

N-N utzungseffizienz 

Biodiversitätsverlust (ober- 
und unterirdisch) durch 
große, monotone Pflanzen- 
bestände und in der Regel 
hoher Einsatz von Pflanzen- 
schutzmitteln 


Hoher Bedarf an künst- 
lichem Dünger bedroht 
Bodenfauna 


Geringer Schutz gegenüber 
abiotischen Lfmweltfaktoren 
(Wind, Starkregen, Hagel) 


Große Erosionsgefahr 


Belastung des Gebietswas- 
serhaushaltes (bei großen 
Plantagen Beeinträchtigung 
der Trinkwasserversorgung 
und des Biotopschutzes) 
Landnutzungskonkurrenz zu 

N ahrungsmittelanbau 


bessert werden: Im Durchschnitt werden nur unge- 
fähr 50 % des Stickstoffs aus dem Dünger von den 
Pflanzen aufgenommen und der Rest tritt gasförmig 
aus dem Boden aus oder versickert unerreichbar für 
Wurzeln im tieferen Boden (FAO, 2001b). Bei inten- 
siven Bioenergieanbausystemen muss daher unbe- 
dingt ein besonderes Augenmerk auf ein angepasstes 
Düngeregime gelegt werden (z.B. mittels Stickstoff- 
bilanzen, Präzisionslandwirtschaft usw.). 


7.1 .1.1 

Mehrjährige Kulturen in den Tropen 

Zuckerrohr 

Eine sehr weit verbreitete tropische Nutzpflanze, die 
immer häufiger zur Gewinnung von Ethanol kulti- 
viert wird, ist Zuckerrohr (Kasten 7.1-1). Sie kann 
ein- oder mehrjährig genutzt werden. Heute wird in 
ca. 120 tropischen Ländern fast 1,6 Mrd. t Zuckerrohr 
angebaut. Brasilien war 2007 mit 514 Mio. t der mit 
Abstand größte Produzent, gefolgt von Indien (356 
Mio. t) und China (106 Mio. t). Der durchschnittli- 
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Kasten 7.1-1 

Zuckerrohr (Saccharum officinarum L.) 

Zuckerrohr gehört zu den Süßgräsern, ist mehrjährig und 
wächst bis zu 7 m hoch. Es stammt ursprünglich aus dem 
tropischen Südostasien und gelangte mit den europäi- 
schen Siedlern nach Amerika. Als Tropenpflanze erträgt 
Zuckerrohr keinen Frost und braucht für das Wachstum 
eine Jahresmitteltemperatur von mindestens 18“C und für 
Regenfeldbau ohne Bewässerung mehr als 1.000 mm Jah- 
resniederschlag. Der 2-5 cm dicke Halm der Pflanze enthält 
ein weiches, Zucker speicherndes Mark. Die Pflanzen sind 
je nach Anbaugebiet nach 10-24 Monaten erntereif. Wenn 
die Stoppeln nach der Ernte nicht untergepflügt werden, 
können die wieder ausgetriebenen Pflanzen mit entspre- 
chender Düngung insgesamt 4-8mal abgeerntet werden. 
Die Ernteerträge liegen bei 10-120 t Biomasse pro ha. 

Bei der Ernte werden die Halme geschnitten und von 
den Blättern befreit. Nach Zerkleinerung werden die 
Halmstücke zur Zuckergewinnung mehrfach gequetscht 
und ausgepresst. Der Zuckerrohsaft wird geklärt und durch 
Aufkochen kristallisiert. Der auskristallisierte Rohzucker 
wird bis zu einer Reinheit von 99,8 % Saccharose raffiniert. 
Der zurückbleibende Zuckersirup (Melasse) dient der 


che globale Biomasseertrag lag 2007 bei 70,9 1 pro ha 
(FAOSTAT, 2007). 

Mit dem Zuckerrohranbau sind verschiedene 
negative Auswirkungen auf die Umwelt verbun- 
den. Kaum eine andere Ackerfrucht führte durch 
die Umwandlung der Primärvegetation in Acker- 
flächen zu ähnlich großem Biodiversitätsverlust. Im 
brasilianischen Bundesstaat Alagoas stehen heute 
nur noch 3 % des Primärwaldes, der Rest wurde zum 
Anbau von Zuckerrohr abgeholzt (WWF, 2005a). 
Aber auch Feuchtgebiete gehen und gingen durch 
die Zuckerrohrproduktion verloren, meist indem 
ihre nährstoffreichen Böden entwässert wurden. In 
Australien (Queensland) fielen bereits 60-80 % der 
Süßwasserfeuchtgebiete an der Küste der Zucker- 
produktion zum Opfer (WWF, 2005b). Durch die 
schweren Erntemaschinen wird der Boden verdich- 
tet. Die Kultivierung an Steilhängen und die künstli- 
che Bewässerung führen zu Wassererosion und Ver- 
salzung des Bodens. In vielen Ländern werden die 
Zuckerrohrfelder abgebrannt, um die Ernte zu ver- 
einfachen. Diese Praxis führt nicht nur zur Emission 
von Treibhausgasen und zur Bodendegradation und 
damit zu zukünftigen Produktionseinbußen, son- 
dern beeinträchtigt auch die Gesundheit der Bevöl- 
kerung (Ribeiro, 2008). Bei der Weiterverarbeitung 
der abgeernteten Biomasse zu Ethanol fällt kalium- 
reiche, saure Vinasse (fermentierte Melasse) an, die 
z.T. in Gewässer geleitet wird und diese aquatischen 
Ökosysteme gefährdet (Rosebala et al., 2007). 

Die Produktion von Zuckerrohr kann mit ver- 
schiedenen Maßnahmen optimiert werden. Der Ein- 
satz von effizienten Bewässerungssystemen (Trop- 



Alkoholgewinnung durch Vergärung, als Futtermittel oder 
zur Hefezucht. Die fermentierte Melasse (Vinasse) wird oft 
zur Düngung zurück auf die Felder gebracht (Lieberei et 
al.,2007). 

Foto: Hannes Grobe, AWI 


fenbewässerung) und Mulch hilft, Wasser zu sparen. 
Um Wassererosion zu vermeiden, sollte die Steigung 
im Gelände für die Zuckerrohrproduktion 3 % nicht 
übersteigen (WWF, 2005a). Wenn die Blätter vor der 
Ernte abgeschnitten statt abgebrannt und als Mulch 
verwendet werden, wird der Gehalt an organischer 
Substanz im Boden erhöht, die Verdunstungsrate 
gesenkt und die Bodenerosion eingedämmt (WWF, 
2005b). 

Ölpalme 

Die Ölpalme gehört zu den traditionellen Öl- und 
Energiepflanzen (Kasten 7.1-2), wobei das Produkt 
Palmöl gegenwärtig vor allem in der Nahrungsmit- 
tel- und Kosmetikindustrie eingesetzt wird. Haupt- 
produzenten und -exporteure für Palmöl sind Malay- 
sia und Indonesien (Produktion 2007 global: 39,3 
Mio. t; FAQSTAT, 2007). Beide Länder streben an, 
40 % der Palmölexporte als Treibstoffe auszuführen. 
Die globale Fläche, auf der Ölpalmen angebaut wer- 
den, beträgt lediglich 10% der Sojaanbauflächen, 
die globale Produktion ist aber für beide Feldfrüchte 
vergleichbar. Die FAÖ rechnet mit einer Verdopp- 
lung der Palmölproduktion gegenüber 1999/2001 bis 
2030 (FAÖ, 2006c). 

Mit den Ölpalmenkulturen entstehen - vor allem 
in Indonesien - große ökologische Schäden. Wäh- 
rend in Malaysia neue Ölpalmenplantagen nur auf 
bereits bestehenden Acker- oder Brachflächen 
errichtet werden dürfen, fallen in Indonesien dem 
Plantagenanbau oft auf Moorböden stehende Pri- 
märwälder zum öpfer (Stone, 2007; Kasten 5.4-2). 
Über ein Viertel der indonesischen Konzessionen für 
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Kasten 7.1-2 

Ölpalme [Elaeis guineensis Jacq.) 

Die Ölpalme stammt ursprünglich aus Afrika und wird 
heute im tropischen Amerika und Südostasien kulti- 
viert. Als feuchttropisches Gewächs ist die Ölpalme auf 
100 mm Niederschlag monatlich und eine durchschnitt- 
liche Temperatur von 24-28°C angewiesen (Minimal- 
temperatur 15°C, Trockenzeit höchstens drei Monate). 
Die mehrjährige Pflanze wird bis zu 30 m hoch und 
trägt Fruchtstände von bis zu 50 kg mit mehreren tau- 
send Früchten. Geerntet werden kann ab dem fünften 
Jahr, volle Ernten werden ab dem 12.-15. Jahr erreicht. 
Die Pflanzen können ein Alter von 80 Jahren errei- 
chen. Nach der Ernte werden die schnellverderblichen 
Früchte sofort mit Wasserdampf behandelt, um ein Fett 
spaltendes Enzym zu zerstören. Aus dem orangefarbi- 
gen Fruchtfleisch wird das Palmöl gewonnen, aus den 
Kernen das Palmkernöl. Der Ertrag an Palmöl aus dem 
Fruchtfleisch liegt bei 2,5-5 t pro ha und Jahr (Lieberei 
et al.,2007). 

Foto: Frank Krämer, GTZ 



Ölpalmplantagen wurden für Gebiete mit Moorbö- 
den erteilt. Die Produktion von 1 1 Palmöl verursacht 
damit 10-30 t C02-Emissionen, die durch die Oxida- 
tion der organischen Böden bei der Trockenlegung 
entstehen (Feuer nicht mit eingerechnet; Hooijer et 
ah, 2006). 

Durch die Zerstörung der Urwälder geht zudem 
der Lebensraum für zahlreiche Pflanzen- und Tierar- 
ten verloren (Kap. 5.4). In Sumatra sind drei Viertel 
der heimischen Fledermausarten verschwunden und 
weniger als 10 % aller Vögel und Säugetiere der Pri- 
märwälder finden in den Plantagen neuen Lebens- 
raum (Stone, 2007). Weiter entstehen bei der Verar- 
beitung der Ölpalmenfrüchte in Ölmühlen Abwäs- 
ser, die bei der traditionellen Aufbereitung eben- 
falls die Umwelt belasten. Die sehr nährstoffreichen 
Abwässer werden in große Teiche geleitet, wo der 
Abbau der organischen Verbindungen unter anaero- 
ben Bedingungen zu hohen Methanemissionen führt, 
wenn das Methan nicht z. B. in Biogasanlagen genutzt 


werden. Für die Produktion von 1 1 Palmöl entstehen 
so zusätzliche THG-Emissionen von 756 kg C02eq 
(Schuchardt, 2007). 

Um diese enormen C02-Emissionen zu verhindern 
und biologische Vielfalt zu erhalten, ist es notwendig, 
dass keine weiteren Sumpfwälder auf Moorböden 
zerstört werden (Hooijer et al., 2006). Wo möglich, 
sollten die Moorböden renaturiert werden. Im Hin- 
blick auf die C 02 -Einsparung ist die Ölpalmenpro- 
duktion auf marginalem Land am effektivsten (Kap. 
7.3). Durch nachhaltige Bewirtschaftung der Plan- 
tagen (z.B. mit einem verbesserten Wassermanage- 
ment) und eine verbesserte Aufbereitung des Palm- 
öls können ebenfalls erhebliche Mengen an Energie 
und THG-Emissionen gespart werden (WWF, 2007). 
Das bei der Verarbeitung der Ölpalmfrüchte anfal- 
lende, nährstoffreiche Abwasser kann zusammen 
mit den leeren und zerkleinerten Fruchtständen in 
Biogasanlagen genutzt werden (Schuchardt, 2007). 
Dadurch gehen die Nährstoffe nicht verloren, und es 
werden kaum Methan und Lachgas freigesetzt. 

Jatropha 

Das ölhaltige Wolfsmilchgewächs Jatropha curcas 
(auch: Purgiernuss) wird vielfach als neue „Wunder- 
pflanze“ für die Produktion von Biodiesel genannt. 
Diese tropische Pflanze ist relativ anspruchslos, 
wächst in semiariden und ariden Gebieten, aber auch 
in Gegenden mit höheren Niederschlägen (200- 
1.500 mm pro Jahr) und kommt auch auf nährstoff- 
armen Böden vor (Kasten 7.1-3). Der hohe Ölge- 
halt der Purgiernüsse und der durch die tiefen Wur- 
zeln bedingte Erosionsschutz macht die Pflanze für 
die Biodieselproduktion auf marginalen Flächen in 
tropischen Gebieten interessant (Openshaw, 2000; 
Augustus et ah, 2002; Wiesenhütter, 2003; Sirisom- 
boon et al., 2007). 

Obwohl die Pflanze schon lange sehr vielsei- 
tig z. B. als Umzäunung, zur Bodenstabilisierung, in 
der traditionellen Human- und Tiermedizin, zur Sei- 
fenherstellung und als Dünger genutzt wird, steht 
ihre Erforschung noch ziemlich am Anfang. Jatro- 
pha wurde nicht wie andere Ackerpflanzen domes- 
tiziert. Die heute verwendete Pflanze ist eine Wild- 
form, die erst seit wenigen Jahren züchterisch opti- 
miert wird (Rosegrant und Cavalieri, 2008). Für eine 
rentable Produktion müssen zuerst neue Zuchtsor- 
ten entwickelt werden, da die Ernteerträge der Wild- 
form stark variieren und schlecht abschätzbar sind 
(Fairless,2007)./flfrop/za gilt als relativ wenig anfällig 
für Krankheiten und Schädlingsbefall und wird ihres 
giftigen Milchsaftes wegen vom Vieh (inkl. Ziegen) 
nicht verbissen (Augustus et al., 2002; Wiesenhütter, 
2003). Die bei der Gewinnung von Öl anfallenden 
Pressrückstände der Pflanze sind ebenfalls als Fut- 
ter ungeeignet und werden als Dünger und zur biolo- 
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Kasten 7.1-3 

Jatropha {iatropha curcas L.) 

Das sukkulente Wolfsmilchgewächs Jatropha curcas, 
auch Purgiernuss genannt, stammt ursprünglich aus 
Südamerika und ist heute in allen tropischen Gebieten 
verbreitet. Es gedeiht auf verschiedenen, auch nähr- 
stoffarmen Böden und in unterschiedlichen Klimaver- 
hältnissen. Die Pflanze erreicht innerhalb von drei Jah- 
ren eine Höhe von 3-5 m und kann 50 Jahre alt werden. 
Die Ernteerträge liegen je nach Standort und Wasser- 
verfügbarkeit bei 0,5-12 t pro ha und Jahr. Die Samen 
haben einen Ölgehalt von ca. 30 % (Openshaw, 2000). 
Der Presskuchen der Samen enthält ca. 6 % Stickstoff. 
Der Stickstoffbedarf der Pflanze ist noch nicht abklä- 
rend untersucht. Openshaw (2000) empfiehlt, Jatropha 
zusammen mit stickstofffixierenden Bäumen anzu- 
pflanzen. 

Foto: Meinhard Schulz-Baldes, WBGU 



gischen Schädlingsbekämpfung verwendet. Falls sich 
ihre Entgiftung einst rentabel gestaltet, könnten sie 
als Tierfutter Verwendung finden. 

In Indien laufen zurzeit Auspflanzungversuche 
an, um die Standortansprüche und die Produktivität 
von verschiedenen Landrassen zu untersuchen. Erste 
Intercropping- Versuche von ICRISAT zeigen, dass es 
außerdem möglich ist, zwischen den Jatropha-'Püan- 
zen noch weitere Feldfrüchte anzubauen. Für eine 
ökologische und ökonomische Einschätzung solcher 
Anbausysteme ist es allerdings noch zu früh. Zwar 
wächst die Pflanze auch auf marginalen Standorten, 
um jedoch gute Flektarerträge zu erzielen, ist sie auf 
gute Böden und genügend Wasser angewiesen (laut 
ICRISAT bis zu 750 mm Wasser pro Jahr) und kon- 
kurriert an solchen Standorten daher mit der Nah- 
rungsmittelproduktion. Dennoch wird die Pflanze 
als Floffnungsträgerin für die Produktion von Bio- 
diesel bereits großflächig angebaut (Kästen 6.7-2 und 
10.8-1). In Indien soll es bereits zwischen 500.000 und 
600.000 ha /afrop/za-Plantagen geben, in China sogar 
2 Mio. ha (Fairless, 2007). Noch kann Biodiesel aus 


Jatropha jedoch nicht rentabel, d.h. ohne Subventi- 
onen, produziert werden (Openshaw, 2000; Wiesen- 
hütter, 2003). 


7.1.1.2 

Kulturen in Rotation in den gemäßigten Breiten 

Mais 

Während Mais in Europa und Nordamerika vor 
allem als Tierfutter angebaut wird (Silomais), zählt 
er in vielen Entwicklungs- und Schwellenländern 
zu den wichtigsten Grundnahrungsmitteln (Körner- 
mais; Kasten 7.1-4). Die globale Körnermaisproduk- 
tion lag 2007 bei 785 Mio. t. Die mit Abstand größten 
Produzenten waren die USA (332 Mio. t oder 42 % 
der Weltproduktion) und China (knapp 152 Mio. t 
oder 19%; FAOSTAT, 2007). Deutschland lieferte 


Kasten 7.1-4 
Mais (Zea mays L.) 

Das Süßgras Mais ist ursprünglich in Mexiko beheima- 
tet, wo es bereits zwischen 5000 und 3400 v. Chr. ange- 
baut wurde. Die Pflanze wird bis zu 2,5 m hoch und 
besitzt einen markgefüllten, bis 5 cm dicken Stängel. 
Nach der Bestäubung durch den Wind wachsen aus den 
Blattachseln die Kolben, deren Körner je nach Sorte 
eine goldgelbe, weiße, rote oder schwarzviolette Farbe 
aufweisen können. Maiskörner bestehen zu ca. 70 % aus 
Stärke, aus der Ethanol produziert werden kann. Um 
1 m^ Ethanol herzustellen, werden ungefähr 2,5 t Mais 
benötigt. 

Mais ist als tropische bis subtropische Pflanze nicht 
frostresistent. Die optimale Wachstumstemperatur liegt 
bei 30°C, wobei einige Sorten auch in den gemäßig- 
ten Breiten wachsen. Die Pflanze ist relativ trocken- 
heitstolerant und wächst auch auf kargeren Böden 
(Farack, 2007). Der Stickstoffgehalt von Körnermais 
(Korn und Stroh, 86 % Trockensubstanz) liegt bei 2,41 
kg N pro t Frischmasse, der mittlere Kornertrag liegt in 
Deutschland bei 90 t pro ha (LfL Bayern, 2008). 

Foto: ©gabriele.moser 
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im Jahr 2006 mit knapp 3,4 Mio. t lediglich 0,5 % der 
Weltproduktion von Körnermais, produzierte hinge- 
gen aber knapp 47 Mio. t Futtermais (DESTATIS, 
2006). 

Die Produktionsfläche mit gentechnisch veränder- 
ten Maissorten (GV-Mais) lag im Jahr 2007 bei 35,2 
Mio. ha, was 24 % der weltweiten Produktionsfläche 
von Mais entspricht, ln den USA stammen mittler- 
weile 80 % der Maisproduktion von GV-Maissorten 
(ISAAA, 2008; Kasten 7.1-11). 

Die heutigen Maismonokulturen haben verschie- 
dene negative Umweltwirkungen. Das Grundwas- 
ser wird durch Nitratauswaschung beim Einsatz 
von N-Düngern und mit Herbiziden belastet. Der 
Boden wird durch lange Brachzeiten gefährdet und 
durch schwere Landwirtschaftsmaschinen verdichtet 
und erodiert. Zudem erfordert der Maisanbau nach 
konventioneller Praxis einen hohen Energieeinsatz 
(ITADA, 2006). Hinzu kommt, dass Maismonokul- 
turen ein biodiversitätsarmes Agrarökosystem dar- 
stellen. Berücksichtigt man die Landnutzungsände- 
rungen zur Produktion von Ethanol aus Mais in der 
THG-Bilanz, verdoppeln sich nach Searchinger et al. 
(2008) die THG-Emissionen während 30 Jahren im 
Vergleich zur fossilen Kraftstoffnutzung. 

Verschiedene Maßnahmen können zur Verbesse- 
rung der ökologischen Auswirkungen eingesetzt wer- 
den. Durch eine Erweiterung der Fruchtfolgen und 
geeignete Zwischenfrüchte wird der Agrarlebens- 
raum aufgewertet. Mulchsaatverfahren, eine bessere 


Bodenbedeckung und eine reduzierte Bodenbear- 
beitung dienen dazu, den Boden vor Erosion und 
Verdichtung zu schützen. Ein angepasstes Düngere- 
gime und eine reduzierte Bodenbearbeitung helfen, 
den Energieaufwand zu reduzieren (ITADA, 2006). 

Raps 

Im Jahr 2007 betrug die weltweite Rapsproduktion 
49 Mio. t (FAOSTAT, 2007; Kasten 7.1-5). Deutsch- 
land lag nach China, Kanada und Indien mit 5,3 Mio. t 
(knapp 11 %) an vierter Stelle der Weltproduktion. 
Auf 20 % oder 5,5 Mio. ha der weltweiten Rapsan- 
bauflächen stehen gentechnisch veränderte Sorten 
(ISAAA, 2008; Kasten 7.1-11). 

Die Produktionsmenge nahm in den letzten Jah- 
ren infolge des Absatzes auf dem Biokraftstoffmarkt 
stark zu. So wurden 2006 auf 12 % der zur Verfügung 
stehenden Ackerfläche in Deutschland Raps produ- 
ziert (inkl. Rübsen; DESTATIS, 2006), allerdings mit 
großen regionalen Unterschieden, ln Mecklenburg- 
Vorpommern wurde die Ölsaat im Jahr 2007 auf fast 
23 % der gesamten Ackerfläche angebaut (Grunert, 
2007). Der Grenzwert für eine noch zu tolerierende 
Anbaufläche wird von Grunert auf 25 % geschätzt, 
was einer Rotationsfolge mit dreijähriger Anbau- 
pause entspricht. 

Problematisch wirken sich die immer kürze- 
ren Anbaupausen und die zunehmende Nachbar- 
schaft von Rapsfeldern auf den Infektionsdruck 
durch Pflanzenkrankheiten und Schädlinge aus, was 


Kasten 7.1-5 

Raps (Brassica napus ssp. oleifera L.) 

Raps stammt ursprünglich aus dem südosteuropäischen 
Mittelmeerraum und wird wie die nahe Verwandte Rübse 
(Brassica rapa L.) vor allem zur Gewinnung von hochwer- 
tigem Öl angebaut. Die Pflanze wächst je nach Sorte bis zu 
160 cm hoch und bildet leuchtend gelbe Blütentrauben. Die 
kleinen, runden Samen in den Schoten haben einen Ölge- 
halt von 40-50 % . Das Rapsöl war ursprünglich reich an der 
für einen herb-bitteren Geschmack des Öls verantwortli- 
chen Erucasäure. Durch Züchtungen in den 1980er Jahren 
konnte der Gehalt an Erucasäure praktisch ganz durch die 
für den Örganismus verträglichere Ölsäure ersetzt werden 
(sog. Canola = Canadian oil, low acid). 

Winterraps wird bereits im Spätsommer ausgesät, der 
einjährige Sommerraps im Frühjahr. Raps gedeiht über- 
all gut, wo auch Weizen wachsen kann. Winterraps erträgt 
ohne schützende Schneedecke Frosttemperaturen unter 
-15°C über mehrere Tage hinweg schlecht. Auch sollte das 
Klima im Herbst die Etablierung der Jungpflanzen und die 
Ausbildung der Blattrosette ermöglichen. Staunässe und 
stark austrocknende Böden sind für den Rapsanbau weni- 
ger geeignet. 

Zur Gewinnung des Rapsöls werden die Samen gewalzt 
und gepresst. Der Pressrückstand oder so genannte Press- 
kuchen ist ein eiweißreiches Tierfutter. Das Rapsöl ist ein 



wertvolles Speiseöl und dient u.a. zur Herstellung von 
Margarinen, wird aber auch als Schmieröl in der Industrie 
eingesetzt. Der Hauptverwendungsbereich von Raps liegt 
heute bei der Produktion von Biodiesel (RME = Rapsöl- 
methylester; Lieberei et al., 2007). Der Stickstoffgehalt von 
Raps (Korn und Stroh, 91 % Trockensubstanz) liegt bei 
4,54 kg N pro t Frischmasse, der mittlere Kornertrag liegt 
in Deutschland bei 30 t pro ha (LfL Bayern, 2008). 

Foto: Meinhard Schulz-Baldes, WBGU 
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einen vermehrten Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
erfordert und die Resistenzbildung begünstigt (Gru- 
nert, 2007). Raps benötigt zudem sehr viel Stickstoff- 
dünger, der große Umweltbelastungen (hoher Ener- 
gieaufwand bei der Herstellung und Nitratbelastung 
des Grundwassers bei nicht sachgemäßem Ausbrin- 
gen) verursacht. Dafür profitiert die Folgefrucht von 
einer guten Bodenstruktur und einer hohen Nähr- 
stoffmenge im Boden (Grunert, 2007). Die Nähr- 
stoffauswaschung muss jedoch durch die Wahl einer 
geeigneten Folgefrucht vermieden werden. Konser- 
vierende Bodenbearbeitungsverfahren wie Mulch- 
saat und das Belassen des Strohs auf dem Feld wir- 
ken zwar bodenschonend, allerdings begünstigen sie 
das Überdauern von Krankheitserregern und Schäd- 
lingen (Alpmann, 2005). 

Getreide 

Die Getreide Weizen, Hafer, Gerste und Roggen wur- 
den in den letzten Jahren für die Bioenergieproduk- 
tion wegen der steigenden Rohölpreise zunehmend 
wirtschaftlich interessant (Tuck et al., 2006). Aus den 
stärkehaltigen Getreidekörnern lässt sich Ethanol 
produzieren und das Stroh eignet sich als Festbrenn- 
stoff. Auch der Weizen-Roggen-Hybrid Triticale 
(Kasten 7.1-6), der bisher vorwiegend als Tierfutter 
genutzt wurde, geriet in den letzten Jahren wegen sei- 
ner hohen Biomasseerträge und guten Brenneigen- 
schaften in den Fokus der Bioenergieproduzenten 
(Jorgensen et al., 2007). Weltweit wurden 2007 in 36 
Ländern insgesamt 12,6 Mio. t Triticale angebaut. Die 
drei größten Produzenten waren Polen (4,2 Mio. t), 
Deutschland (knapp 2,2 Mio. t) und Frankreich (1,5 
Mio. t; FAOSTAT, 2007). 


Kasten 7.1-6 

Triticale {Triticum aestivum 
L. X Seca/e cereale L.) 

Seit den 1930er Jahren wird Triticale gezielt gezüchtet. Das 
hybride Getreide Triticale ist eine Kreuzung aus Weizen 
und Roggen und verbindet die Eigenschaften von bei- 
den Getreidearten. Roggen ist anspruchsloser als Weizen, 
was die Standortbedingungen betrifft, und wächst auch in 
rauerem Klima und auf kargeren Böden. Weizen liefert 
dagegen höhere Erträge und ein Mehl mit guten Back- 
eigenschaften. Triticale wird zunehmend zur Produktion 
von Biomasse für Energiezwecke angebaut. Das Getreide 
eignet sich dazu besonders, da es festsitzende Körner hat, 
die auch bei einer späten Ernte, wenn die Pflanze nur noch 
geringe Feuchtigkeit enthält, nicht abfallen (Lewandow- 
ski und Schmidt, 2006). Triticale liefert wie Roggen auch 
bei niedrigerer Stickstoffdüngung mehr Trockenmasse als 
Weizen und eignet sich deshalb besser für die Produktion 
von Biomasse für Energiezwecke (Jorgensen et al., 2007). 
Der Stickstoffgehalt von Triticale (Korn und Stroh, 86 % 
Trockensubstanz) liegt bei 2,1 kg N pro t Frischmasse, der 


Der Getreideanbau für Energiezwecke ist seit 
2001 in der EU allerdings lediglich auf Stilllegungs- 
flächen erlaubt, und dort auch nur, wenn die daraus 
produzierte Energie auf demselben landwirtschaft- 
lichen Betrieb genutzt wird (EU- Verordnung Nr. 
587/2001). 

Die Umweltbelastungen von intensivem Getrei- 
deanbau gleichen denjenigen der Mais- und Raps- 
produktion (Nitrat- und Herbizidbelastung des 
Bodens und des Grundwassers, hoher Energieauf- 
wand). Auch die Verwertung von Restbiomasse wie 
Getreidestroh zur Produktion von Bioenergie ist 
nicht unumstritten, da dem Boden dadurch zusätz- 
lich Kohlenstoff entzogen wird (Reijnders, 2008; Saf- 
fih-Hdadi und Mary, 2008). 


7.1.1.3 

Mehrjährige Kulturen in den gemäßigten Breiten 

Chinaschilf 

Das ausdauernde Süßgras Chinaschilf, ursprünglich 
in Südostasien beheimatet, ist eine potente Pflanze 
zur Produktion von Biomasse und Fasern (Kasten 
7.1-7). Eine Gefahr beim Anbau von Chinaschilf ist 
die Auswilderung, z.B. durch nicht vollständiges Aus- 
graben der Wurzeln bei der Entfernung der Pflanze 
(Kasten 5.4-3). Im Osten der USA steht die Pflanze 
auf der Liste der invasiven Neophyten, die einheimi- 
sche Pflanzenarten zu verdrängen droht (Swearingen 
et al.,2002). 

Das Sequestrationspotenzial von Chinaschilf- 
Plantagen hegt bei 5,2-7,2 C pro ha und Jahr (Clif- 
ton-Brown et al., 2007). In einer Vergleichsstudie 



mittlere Kornertrag liegt in Deutschland bei 6,0 t pro ha 
(LfL Bayern, 2008). 

Foto: Klaus Münchhoff, Gut Drerenburg 
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Kasten 7.1-7 

Chinaschilf (Miscanthus sinensis Anderss.) 

Chinaschilf erreicht bereits nach drei Jahren eine Wuchs- 
höhe von über 4 m. Das schnelle Wachstum verdankt 
das Gras - wie z.B. auch Mais und Zuckerrohr - dem 
C4-Photosynthesemechanismus, der eine schnellere 
Photosynthese bei mehr Wärme und Licht ermöglicht 
und Wasser und CO 2 effizienter nutzt als der C3-Mecha- 
nismus. Zur Biomassegewinnung wird der Artbastard 
Miscanthus x giganteus angebaut. Chinaschilf ist eine 
Wärme liebende Pflanze, die unter optimalen Bedin- 
gungen bis über 20 Jahre lang Biomasse produzieren 
kann. Allerdings ist die Pflanze in der Wachstumsphase 
sehr kälteempfindlich, Spätfröste können zum Totalaus- 
fall der Ernte führen. In Mitteleuropa bildet die Pflanze 
keine keimfähigen Samen, sondern vermehrt sich durch 
Rhizome (Stolzenburg, 2007). Der Stickstoffgehalt von 
Miscanthus (Ganzpflanze, 80 % Trockensubstanz) liegt 
bei 0,15 kg N pro t Frischmasse, der mittlere Ertrag liegt 
in Deutschland bei 22,0 t pro ha (LfL Bayern, 2008). 
Foto: © Markus Hagenlocher (Gnu Free Documenta- 
tion License) 



zur Stickstoff-, Energie- und Landnutzungseffizienz 
der drei Energiepflanzen Triticale (x Triticosecale), 
Rohrglanzgras {Phalaris arundinacea L.j und China- 
schilf schnitt letzteres deutlich am besten ab (Lewan- 
dowski und Schmidt, 2006). Um einen optimalen 
Umgang mit den Ressourcen zu gewährleisten, emp- 
fehlen die Autoren dieser Studie, bei der Produktion 
von Biomasse Chinaschilf anzubauen, und wo es kli- 
matisch dafür zu kühl ist, zu Kurzumtriebsplantagen 
mit Gehölzen. 

Rutenhirse 

Das Präriegras Rutenhirse gewinnt neben seiner tra- 
ditionellen Verwendung als hochwertiges Viehfut- 
ter auch in der Bioenergieproduktion zunehmend 
an Bedeutung (Kasten 7.1-8). Positive Umwelt- 
auswirkungen des Rutenhirseanbaus liegen in der 
Erosionsverminderung durch Windabschirmung, 


Kasten 7.1-8 

Rutenhirse {Panicum virgatum L.) 

Das natürliche Verbreitungsgebiet der Rutenhirse (engl, 
switchgrass) sind die nordamerikanischen Prärien. Das 
Präriegras ist eine mehrjährige, rhizombildende Pflanze 
(das Rhizom ist ein ausdauerndes, unterirdisch oder 
dicht unter der Bodenoberfläche wachsendes Spross- 
achsensystem), die eine Wuchshöhe von bis zu 3 m und 
eine ebenso tiefes Wurzelwachstum erreicht und relativ 
winterhart ist. Wie Chinaschilf zählt die Rutenhirse zu 
den Pflanzen mit C4-Photosynthesemechanismus. Die 
Nutzungsdauer der Pflanzen liegt bei 15-20 Jahren, 
wobei einmal (bei entsprechender Düngung zweimal) 
jährlich geschnitten wird. Volle Erträge werden etwa 
ab dem dritten Jahr erzielt. Der jährliche Stickstoffent- 
zug durch die Ernte bewegt sich - je nach Standort und 
Erntehäufigkeit - bei 48-276 kg N pro ha. Die maxima- 
len Ernteerträge reichen bis 36,7 t Trockenmasse pro 
ha und Jahr (Parrish und Fike, 2005). Für Deutschland 
werden maximale Erträge von 10-17 t Trockenmasse 
pro ha und Jahr angegeben (TFZ, 2008). 

Foto: Michael Kassier, Bruchsal 



eine ganzjährige Bodenbedeckung und einer guten 
Durchwurzelung des Bodens. Auch bieten Rutenhir- 
sebestände in den USA Unterschlupf und Futter für 
verschiedene Vögel und Kleintiere (USDA, 2001). 
Der SRU (2007) beurteilt in seinem Gutachten zum 
Thema Klimaschutz und Biomasse Rutenhirsemono- 
kulturen allerdings als mittleres Risiko für die Bio- 
diversität. 

In einer Lebenszyklusanalyse von Adler et al. 
(2007) zu Treibhausgasflüssen beim Anbau von Ener- 
giepflanzen lag die THG-Reduktion der Rutenhirse 
gegenüber fossilen Treibstoffen über einen Zeitraum 
von 30 Jahren bei durchschnittlich 115 %. Der Wert 
von über 100% kommt duch die Kohlenstoffseques- 
trierung im Boden zustande, wodurch netto eine 
Senke entsteht. Gegenüber einem Mais-Soja-Rotati- 
onsanbausystem weist Rutenhirse ein größeres Koh- 
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Kasten 7.1-9 

Algen als Lieferanten von Bioenergie 

Algen zur Wasserstoffproduktion 
Die einzellige Algenart Chlamydomonas reinhardtii hat 
die Eigenschaft, dass ihre Photosynthese unter Stressbe- 
dingungen als Nebenprodukt Wasserstoff erzeugt (Hydro- 
genese). Da hierdurch keine Treibhausgase freigesetzt wer- 
den, kann die Algenart zur klimafreundlichen Produktion 
von Energie verwendet werden. In Laborversuchen wurde 
ermittelt, dass die Algen vor allem bei einem vorüberge- 
henden Entzug des Spurenelements Schwefel Wasserstoff 
produzieren. Des Weiteren gelang es mit Hilfe gentechni- 
scher Veränderungen, die Wasserstoffproduktion deutlich 
zu erhöhen, so dass bei der Umwandlung von Sonnenlicht 
in Wasserstoff der Wirkungsgrad von 0,1 auf 2,5 % gestei- 
gert werden konnte. 

Trotz dieser Fortschritte sind einige hemmende Fakto- 
ren noch nicht überwunden: Die Algen müssen weiterhin 
unter Stressbedingungen gehalten werden, um Wasserstoff 
zu erzeugen. Längere Stresssituationen können allerdings 
massive Schädigungen der Organismen hervorrufen, wes- 
halb periodische Regenerationsphasen ermöglicht werden 
müssen, in denen kein Wasserstoff produziert wird. Des 
Weiteren benötigen die Algen sehr viel Sonnenlicht, so 
dass jeweils nur in einer sehr dünnen Oberflächenschicht 
einer mit Chlamydomonas durchsetzten wässrigen Lösung 
Wasserstoff produziert wird. Selbst wenn es gelänge, die 
Algen auf lichtleitenden Fasern zu kultivieren, würden für 
die industrielle Nutzung sehr große Flächen benötigt. 

Weitere Forschungsansätze zielen darauf ab, die 
Enzyme zur Hydrogenese aus der Algenart zu isolieren, 
so dass unabhängig von lebenden Zellkulturen Wasserstoff 
erzeugt werden kann. Dieser Ansatz befindet sich aber in 
der Entwicklungsphase und ist noch weit von Pilotanwen- 
dungen entfernt (Melis und Happe, 2001). 


lenstoffsequestrierungspotenzial auf (Al-Kaisi und 
Grote, 2007). 


7.1.2 

Kurzumtriebsplantagen 

Bei einer Kurzumtriebsplantage (KUP; Kasten 
7.1-10) steht die stoffliche und energetische Nutzung 
des Holzes im Vordergrund. Dazu werden schnell- 
wüchsige Arten - z.B. Pappel und Weide in den 
gemäßigten und Eukalyptus oder Pinus radiata in 
den subtropischen und tropischen Breiten - ange- 
baut. ln tropischen Böden sind der Nährstoffver- 
lust und die Belastung des lokalen Wasserhaushalts 
bereits nach wenigen Umtriebszeiten sehr groß. 
Zudem kann der Streufall einzelner Eukalyptusarten 
phytotoxisch wirken und somit einen erosionsverhin- 
dernden Unterwuchs unterdrücken (Poore und Fries, 
1985). Allgemeine Vor- und Nachteile von KUP sind 
in Tabelle 7.1-2 dargestellt. Die Baumpflanzun- 
gen erfolgen auf landwirtschaftlichen Flächen und 


Biomasse- und Dieselproduktion aus Abgasen 
Getrocknete Algenbiomasse kann grundsätzlich zu Bio- 
diesel, Bioethanol oder Biogas umgewandelt werden. Der 
Ölanteil verschiedener Algenarten erreicht bis zu 40-50 
Gewichtsprozente, was sie zu potenten Biodiesellieferan- 
ten macht (FAO, 2007c). Im kürzlich gestarteten Pilot- 
projekt „Technologien zur Erschließung der Ressource 
Mikroalgen“ (TERM) in Hamburg werden Abgase aus 
einem Blockheizkraftwerk in ein Wasserbecken mit Algen- 
kulturen geleitet. Die Algen können einen Teil des COj 
aufnehmen und in Biomasse umwandeln. Laut Angaben 
des Projektes können in solchen Algenbädern pro ha und 
Jahr bis zu 450 t COj sequestriert werden, was einer Bio- 
massemenge von etwa 150 t entspricht. Damit wäre die 
Flächenproduktivität um den Faktor 10 höher als bei der 
landwirtschaftlichen Biomasseproduktion. Im Pilotpro- 
jekt ist geplant, die Algen in Biodiesel umzuwandeln und 
energetisch zu nutzen. Somit ergäbe sich zwar kein direkter 
Senkeneffekt, im Gesamtsystem würde sich das emittierte 
COj aber auf zwei Energieprodukte verteilen, wodurch die 
Treibhausgasintensität pro Energieeinheit sinken würde. 

In Hinblick auf eine großindustrielle Anwendung 
erscheint das Konzept aber nur von begrenzter Anwend- 
barkeit: Um die COj-Emissionen eines Steinkohlekraft- 
werks mit einer Leistung von 800 MW zu sequestrieren, 
müsste in der Nachbarschaft der Anlage ein Algenbad mit 
100 km^ Fläche bereitgestellt werden. Vorteile könnte das 
System allerdings auf versiegelten und kontaminierten 
Flächen (Industriebrachen) entfalten, die kaum anderwei- 
tig genutzt werden können. Hier erscheint eine Kopplung 
mit kleineren Anlagen durchaus viel versprechend. Bis 
jetzt wurde allerdings noch kein Nachweis erbracht, dass 
eine großskalige Algenproduktion mit der dazu benötigten 
aufwändigen Infrastruktur und die anschließende Aufbe- 
reitung des Treibstoffs insgesamt eine positive COj-Bilanz 
aufweist (Ullrich, 2008). Auch die Produktion von Biodie- 
sel aus Algen gestaltet sich heute noch sehr kostenintensiv 
(Ackermann, 2007; FAO, 2007c). 


unterstehen in Europa rechtlich der landwirtschaft- 
lichen Gesetzgebung und nicht dem Waldgesetz, d.h. 
es bestehen keine gesetzlichen Einschränkungen 
bezüglich Kahlschlag und Rodungen. 

KUP eignen sich für die Bepflanzung von still- 
gelegten Flächen (Brachen, Altlastenböden). In 
Deutschland werden für die Anlage auf einer stillge- 
legten Fläche im Rahmen des Anbaus für nachwach- 
sende Rohstoffe Beihilfen geleistet. Das Holz kann 
sowohl stofflich als auch energetisch verwertet wer- 
den. 

Falls intensiv genutztes Grünland umgebro- 
chen wird, um Energiepflanzen anzubauen, sind in 
Deutschland Pappel-KUP zur Gewinnung von Hack- 
schnitzeln nachhaltiger als der Maisanbau für die 
Ethanolproduktion, wie eine Studie des Forschungs- 
zentrums Karlsruhe aufzeigt (Rösch et al., 2007). Der 
Umbruch von Grasland zur Produktion von Bio- 
masse für Energiezwecke sollte allerdings vermieden 
werden (EU-Kommission, 2005d). Der SRU fordert 
in seinem Sondergutachten zu Biomasse und Klima- 
schutz ein generelles Verbot für die Umwandlung 
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Kasten 7.1-10 
Kurzumtriebsplantagen 

Als Kurzumtriebsplantage (KUP, engl, short-rotation 
forestry oder short-rotation coppice) wird der Anbau von 
raschwüchsigen Baumarten zur Produktion von Biomasse 
auf Agrarflächen bezeichnet. KUP haben ihren Ursprung 
in der Niederwaldwirtschaft, die früher zur Bereitstellung 
von Brennholz diente. Die Umtriebszeit beschreibt die 
Wachstumszeit, bis die Bäume geschlagen werden und ist 
abhängig von der Nutzung des Holzes. Für Faserholz bzw. 
zur Hackschnitzelgewinnung werden die Bäume nach 3-5 
Jahren, für Industrieholz nach ca. 20 Jahren und für Stamm- 
holz nach bis zu 30 Jahren geschlagen. 

Geeignete Baumarten für KUP müssen neben der 
Schnellwüchsigkeit auch andere Eigenschaften aufweisen, 
z.B. das Ertragen von extremem Dichtstand, Schmalkronig- 
keit, günstiges Verhältnis zwischen Wasser- und Nährstoff- 
verbrauch sowie Holzproduktion, gute Stockausschlagfä- 
higkeit nach der Ernte und Widerstandsfähigkeit gegen 
biotische und abiotische Schädigungen. 

Häufig angepflanzte Baumarten in den gemäßigten 
Breiten sind Weiden (Salix sp.) und Pappeln (Populus sp.) 
und deren Hybride, da sie unter durchschnittlicher Nähr- 
stoffverfügbarkeit und gutem Wasserhaushalt im Boden 
einen sehr raschen Wuchs aufweisen. Zitterpappeln (Popu- 
lus tremula) sind relativ trockenheitstolerant und eignen 
sich auch auf exponierten Standorten (z.B. Kuppen), wäh- 
rend Weiden auf feuchten Standorten gedeihen. Auf sehr 


von Grünland zur Gewinnung von Biomasse (SRU, 
2007). 

Grundsätzlich ist die biologische Vielfalt in natür- 
lichen Wäldern reicher als in Baumpflanzungen (Rai- 
son, 2005). Das Pflanzen von KUP als räumliche und 
zeitliche Mischkulturen kann dennoch helfen, vielfäl- 
tigere landschaftliche Strukturen zu schaffen. Grün- 
düngung oder Mulch zwischen den Baumreihen die- 
nen nicht nur als Nährstofflieferanten und ersetzen 
Mineraldünger, sondern bieten auch Nischen für 
Kleinlebewesen. 


7.1.3 

Waldfeldbau 

Der Waldfeldbau (auch Agrarforstwirtschaft, engl, 
agroforestry) ist eine Kombination aus Land- und 
Forstwirtschaft auf einer gemeinsamen Fläche (z.B. 
Baumreihenkulturen, Ertragshecken usw.). Neben 
mehrjährigen Bäumen oder Sträuchern werden ein- 
jährige Ackerkulturen angebaut. Werden auf dersel- 
ben Fläche auch noch Tiere gehalten, spricht man 
von einem agrosilvopastoralen System. Agrarforst- 
wirtschaftliche Systeme sind vor allem bei Klein- 
bauern in den Tropen verbreitet. Sie dienen in erster 
Linie der Nahrungsmittelproduktion. Es ist deshalb 
schwer abschätzbar, wie viel Biomasse für die Ener- 



trockenen und nährstoffarmen Böden bieten sich Birken 
(Betula sp.) und auf nassen Standorten Erlen (Ainus sp.) 
zur Pflanzung an (Röhricht und Ruscher, 2004; LWF, 2005). 
In den Subtropen und Tropen sind Eukalyptuspflanzungen 
verbreitet. 

Die Stickstoffentzüge von KUP liegen bei einem mittle- 
ren Ertragsniveau für Pappeln bei 64 kg N pro ha bei einem 
Ertrag von 10 t Trockenmasse pro ha und Jahr und für Wei- 
den bei 32 kg N pro ha bei einem Ertrag von 7 t Trocken- 
masse pro ha und Jahr (KTBL, 2006). 

Foto: CLAAS Harsewinkel 


gienutzung in diesen tropischen Systemen insgesamt 
produziert werden könnte. Der Anbau von Energie- 
pflanzen (z.B. Ölpalmen) in Mischkultur kann eine 
sinnvolle Maßnahme einer Nachhaltigkeitsstrategie 
für kleinbäuerliche Betriebe darstellen. 

Waldfeldbau bietet gegenüber reinem Ackerfeld- 
bau einige Vorteile (Tab. 7.1-3). Die Mischkultur mit 
Bäumen bietet verschiedene ökologische Nischen 
auf kleinem Raum und fördert die Vielfalt der Kul- 
turlandschaft. Durch die ganzjährige Bodenbede- 
ckung und die dichte und tiefere Durchwurzelung 
des Bodens ist dieser außerdem besser vor Erosion 
geschützt, die Nährstoffauswaschung aus dem Boden 
wird verringert, die Nährstoffverfügbarkeit verbes- 
sert. Nachteilig können sich für die Produzenten die 
verhältnismäßig kleinen Mengen der Produkte bei 
der Vermarktung auswirken. Zudem erfordern Wald- 
feldbausysteme eine längerfristige Planung und sind 
erst nach einer gewissen Zeit rentabel. 

Das europäische SAFE Projekt (Silvoarable Fore- 
stry for Europe, 2001-2005) untersuchte den Ertrags- 
nutzen von Waldfeldbau in verschiedenen Versuchen 
und mehreren europäischen Ländern. Es konnte 
gezeigt werden, dass in Mischkulturen gegenüber 
Monokulturen die zur Verfügung stehenden Nähr- 
stoffe besser genutzt werden (Dupraz et al., 2005). 
Laut Reisner et al. (2007) könnten auf 56 % der euro- 
päischen Ackerfläche die europäischen Baumarten 
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Tabelle 7.1-2 

Vor- und Nachteile von Kurzumtriebsplantagen. 
Quelle: WBGU 


Vorteile 

Wirtschaftlichkeit 

Bodenqualität 

COj-Bilanz 

Ökosystenileistungen 

Hohe Biomasseproduktion 
auf kleiner Fläche 

Erosionsschutz durch ganz- 
jährige Vegetationsdecke 

„Klimaneutraler“ Rohstoff 
(außer Düngungsverluste, 
Emissionen bei Ernte) 

Verbesserung des Lokalkli- 
mas (Windschutz, Dämpfung 
von Temperaturextremen) 

Relativ schnelle Amorti- 
sierung des eingesetzten 
Kapitals 

Lockerung des Oberbodens 
durch dichtes Wurzelwerk 

Kohlenstoffspeicherung im 
Boden. Aber: abhängig von 
Zeitdauer 

Lebensraum für Tiere 
(Nistplätze, Futter usw.), 
Mischkultur-KUP als „Brü- 
ckenpfeiler“ in Biotopver- 
bundsystemen 

Einfache Planung und 
Kalkulation 

Ungestörte Entwicklung der 
Bodenfauna 


Hochwasserschutz durch ver- 
besserte Speicherwirkung 

Sicherstellung der 
Rohstoffversorgung 

Keine Bodenverdichtung 
durch geringes Befahren der 
Fläche 


Grünfläche als ästhetisches 
Landschaftsbild 

Gleichmäßiger 

Rohstoff anfall 

Je nach Baumart: Entgif- 
tung schwermetallbelasteter 
Böden 


Luft- und Wasserfilterung, 
Oj-Produktion 

Nachteile 

Wirtschaftlichkeit 

Bodenqualität 

CO^-Bilanz 

Ökosystenileistungen 

Düngung/Bewässerung 
erforderlich, je nach Standort 
und Baumart 

Je kürzer die Umtriebszeit, 
desto stärker fallen Boden- 
belastung, Nährstoffbedarf, 
Pestizideinsatz usw. ökolo- 
gisch negativ ins Gewicht 

THG-Emissionen abhängig 
von der Gesamtökobilanz 
(Bewirtschaftungsart, Rotati- 
onsdauer usw.) 

Landnutzungskonkurrenz zu 
Nahrungsmittelanbau 

Entwicklung des Markt- 
preises für Holzbiomasse als 
Risiko 



Belastung des Gebietswas- 
serhaushaltes (bei großen 
Plantagen Beeinträchtigung 
der Trinkwasserversorgung 
und des Biotopschutzes) 

Zusätzlich forstwirtschaft- 
licher Maschinenpark 



Bedrohung der Agraröko- 
systeme durch großflächige 
Plantagen 


Pappel, Steineiche, Pinie, Nussbaum und Kirsche 
zusammen mit den üblichen Ackerkulturen kombi- 
niert profitabel angebaut werden. Dies könnte auf 
ca. 40 % der europäischen Ackerfläche auch die Nit- 
ratauswaschung mindern, den Boden vor Erosion 
schützen und die Biodiversität der Landschaft för- 
dern (Reisner et al., 2007). 

Agrarforstsysteme sind in Deutschland heute 
noch wenig verbreitet. Im Rahmen des Agroforst- 
Forschungsverbundes hat das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung das Forschungszentrum 
Jülich beauftragt, agrarforstliche Bewirtschaftungs- 
konzepte unter ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Kriterien zu untersuchen, vor allem auch im 
Hinblick auf eine mögliche Alternative zu der kon- 
ventionellen räumlichen Trennung von Land- und 
Forstwirtschaft und zur Förderung einer nachhal- 
tigen Entwicklung. Das Projekt läuft von 2005 bis 


2008, ein Forschungschwerpunkt ist die Erzeugung 
von Holzbiomasse. 


7.1.4 

Dauergrasland und Weiden 

Durch abnehmende Tierbestände (u.a. durch Struk- 
turwandel in der Milchviehhaltung) entstehen in 
Deutschland zunehmend Graslandüberschüsse. In 
einer Studie des Forschungszentrums Karlsruhe 
wurde deshalb untersucht, wie Grasland in Baden- 
Württemberg als Alternative zur Milchviehhaltung 
oder zur reinen Grünlandpflege auch zur Gewinnung 
von Bioenergieträgern genutzt werden kann (Rösch 
et al., 2007). Gebräuchlich sind bisher die Herstellung 
von Biogas aus Grassilage (Fermentation) und die 
thermische Verwertung von Heu. Die Vergasung von 
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Tabelle 7.1-3 

Vor- und Nachteile des Waldfeldbaus. 
Quelle: WBGU 


Vorteile 

Wirtschaftlichkeit 

Bodenqualität 

COj-Bilanz 

Ökosystemleistungen 

Diversifizierung 

Ganzjährige Bodenbede- 
ckung schützt vor Erosion 

Durch Bodenbedeckung 
weniger C-Emissionen als 
bei Monokulturen 

Größere Krankheits- und 
Schädlingsresistenz dank 
Mischkultur 

Selbstversorgung, unabhän- 
gig von großen Märkten und 
Agrarindustrie 

Mischkultur beugt einseitiger 
Nährstoffzehrung vor 

Dichtes und tiefes 
Wurzelwerk der Bäume 
sequestriert C 

Vielfältigerer Lebensraum 
als Monokultur 




Schaffung von geeignetem 
Mikroklima für bestimmte 
Ackerkulturen (Schatten, 
Windschutz, Wasserspeicher) 

Nachteile 

Wirtschaftlichkeit 

Bodenqualität 

COj-Bilanz 

Ökosystemleistungen 

Langfristige Planung, erst 
nach gewisser Zeit rentabel 



Je nach Wurzeleigenschaften 
direkte Konkurrenz der Bäu- 
me mit der Lfnterfrucht um 
Nährstoffe und Wasser 

Kleine Erntemengen 
erschweren Marktzugang 




Arbeitsintensiver, da keine 
großen Landwirtschaftsma- 
schinen einsetzbar 





Grasschnitt befindet sich gegenwärtig noch im For- 
schungs- und Entwicklungsstadium (Kap. 7.2). Bei 
extensiver Graslandbewirtschaftung ist die Nutzung 
von Fleu als Brennstoff laut der Studie von Rösch 
et al. (2007) in den Kategorien Energieeinsparung, 
Klimaschutz, Einkommen und Beschäftigung nach- 
haltiger als die reine Grünlandpflege. Dafür entste- 
hen aber durch die thermische Nutzung Emissionen, 
die die Gesundheit und Umwelt belasten, auch wenn 
solche zusätzlichen Belastungen mit fortschrittlicher 
Technologie in Zukunft vermindert werden können. 
Demgegenüber fällt bei der Stromgewinnung durch 
Grassilage die Freisetzung von Methan negativ ins 
Gewicht, während die Auswirkungen auf ökologi- 
sche und sozioökonomische Indikatoren positiv sind 
(Rösch et al., 2007). 

Ein weiterer interessanter Aspekt bei der extensi- 
ven Graslandnutzung ist der Erhalt bzw. die Förde- 
rung der biologischen Vielfalt. Ergebnisse aus einem 
großenBiodiversitätsexperimentinDeutschland(The 
Jena Experiment) belegen eindrücklich, dass Gras- 
land mit höherer Biodiversität höhere Ökosystem- 
leistungen (z.B. Produktivität, Kohlenstoffspeiche- 
rung, Nährstoffnutzung usw.) leisten kann als arten- 
arme Systeme (Oelmann et al., 2007; Weigelt et al., 
2008). Selbst die Futterqualität und die Brennwerte 
stiegen mit zunehmender Biodiversität an (pers. Mit- 
teilung Dr. Michael Scherer-Lorenzen, ETFl Zürich, 


und Prof Dr. Michael Wachendorf, Universität Kas- 
sel). Ähnliche Ergebnisse liegen auch für die Prärie 
Nordamerikas vor. Nach einer Studie von Tilman et 
al. (2006) produzierte die Prärie mit hoher Biodiver- 
sität sogar mehr Bioenergie pro Fläche als ein Mais- 
anbausystem für Ethanol oder ein Sojaanbausystem 
für Biodiesel, und dies bei kleineren THG-Emissi- 
onen und einer geringeren Belastung des Bodens 
durch Agrochemikalien. Gemäß dieser Studie ste- 
hen weltweit 5x10® ha erodierte, marginale Landflä- 
che zur Verfügung, die sich für den Anbau von sol- 
chem Low-Intensity High-Diversity Grasland eignet. 
Wenn auch die Größe der global zur Verfügung ste- 
henden marginalen Flächen und deren Produktivität 
noch diskutiert wird (Russelle et al, 2007; Tilman et 
al, 2007), so bergen diese neuen Ansätze zur nachhal- 
tigen Produktion von Biomasse große Potenziale zur 
ökologischen Aufwertung degradierter Gebiete. Auf 
solchen degradierten Landflächen bietet sich außer- 
dem die Möglichkeit, dass infolge einer neuen Vege- 
tationsdecke und dem damit verbundenen organi- 
schen Eintrag in den Boden, dieser nachhaltig res- 
tauriert und somit langfristig für die Nahrungsmittel- 
produktion oder für die stoffliche Nutzung verfügbar 
gemacht werden kann. 

Eine Ökobilanzstudie der Schweizerischen Bun- 
desämter für Energie, Umwelt und Landwirtschaft 
bilanzierte die Auswirkungen des Ressourcen-, 
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Schadstoff- und Nährstoffmanagements landwirt- 
schaftlicher Biomasseproduktion auf dieTHG-Emis- 
sionen und ökologische Nachhaltigkeit (Kägi et al., 
2007). Extensive Wiesen produzieren gemäß dieser 
Studie durchschnittlich 2,7 t Trockensubstanz (TS) 
pro ha, biologisch bewirtschaftete Dauerwiesen 9,9 t 
TS pro ha und Dauerwiesen mit Bewirtschaftung 
nach integrierter Produktion 11,7 t TS pro ha. Inte- 
grierte Produktion ist eine Anbaumethode mit mög- 
lichst geringen Umweltauswirkungen, aber bei weni- 
ger strikten Anforderungen als bei der kontrollierten 
biologischen Produktion. Für die Bioenergieproduk- 
tion durch Gras ist gemäß dieser Studie die intensi- 
vere IP-Bewirtschaftung vorzuziehen, da diese nicht 
nur 10-15 % mehr Ertrag erbringt als der Bioland- 
bau, sondern auch nur geringe Unterschiede in den 
Umweltwirkungen feststellbar sind. Der Umrech- 
nungsfaktor der Ethanolausbeute für Gras (Stärke- 
äquivalentwerte) wird mit 0,24 kg pro kg TS ange- 
geben. Extensiv bewirtschaftete Wiesen haben pro 
kg TS insgesamt geringere Umweltlasten als inten- 
siv bewirtschaftete. Aber sowohl intensiv als auch 
extensiv bewirtschaftete Wiesen erbringen pro Pro- 
dukteinheit bessere Ergebnisse bezüglich Umwelt- 
last und Ertragsverlust als eine mittlere Bewirtschaf- 
tungsintensität (Kägi et al., 2007). Bei extensivem 
Anbau von Gras ergeben sich gemäß der Ökobilanz- 
studie zu Energieprodukten der EMPA (Zah et al., 
2007) weniger THG-Emissionen als bei der inten- 
siven Bewirtschaftung, dafür nimmt die Biomasse- 
produktion und Ethanolausbeute ab, so dass in der 
Studie keine eigentlich bevorzugte Anbaumethode 
empfohlen wird. 

Im so genannten DOK- Versuch, einem Lang- 
zeitexperiment des Forschungsinstituts für biolo- 
gischen Landbau (FibL) in der Schweiz, wurden 
seit den 1970er Jahren unterschiedliche Anbausys- 
teme (biologisch, biologisch-dynamisch, konventio- 
nell also entsprechend der integrierten Produktion) 
und verschiedene Düngerformen (Flofdünger, Hof- 
und Mineraldünger, Mineraldünger) und -Intensitä- 
ten miteinander verglichen (FiBL, 2001; Maeder et 
al., 2002). Die Erträge der Kunstwiesen (d.h. Wiesen 
in der Ackerrotation) waren bei der ökologischen 
Bewirtschaftung in den ersten zwei Rotationsfolgen 
(je 7 Jahre) nur um 11-13 % geringer als beim kon- 
ventionellen Anbau. Die Ertragsunterschiede ver- 
größerten sich geringfügig in der dritten Fruchtfol- 
geperiode (FiBL, 2001). Grundsätzlich ist im öko- 
logischen Landbau ohne Mineraldüngereinsatz und 
ohne chemisch-synthetischen Pflanzenschutz mit 
einer Ertragseinbuße von ca. 20 % zu rechnen (FiBL, 
2001; Maeder et al., 2002). Der Dünger- und Energie- 
einsatz reduziert sich dafür gegenüber dem konven- 
tionellen Anbau um 34 % resp. 53 % und der Pesti- 
zideinsatz um 97 % (Maeder et al. 2002). 


Die Kohlenstoffaufnahme in temperatem Gras- 
land kann durch Stickstoffdüngung beeinflusst wer- 
den (Soussana et al., 2004). Eine moderate Stick- 
stoffzugabe fördert die Kohlenstoffaufnahme des 
Bodens, während durch eine zu hohe Stickstoffdün- 
gung die Mineralisierung von organischem Kohlen- 
stoff angeregt wird (Soussana et al., 2004). Um also 
möglichst viel Kohlenstoff in Grasböden zu spei- 
chern, empfehlen die Autoren auf stark gedüngten 
Grasflächen den Nährstoffinput zu reduzieren und 
auf extensiv bewirtschafteten Grasländern moderat 
zu düngen (Soussana et al., 2004). Ausgeschlossen 
von dieser Empfehlung sind Berg- und Feuchtwie- 
sen, die schon natürlicherweise große Kohlenstoff- 
speicher aufweisen. 


7.1.5 

Wälder als Biomasselieferanten 


7.1. 5.1 

Biomassenutzung in tropischen Wäldern 

Der Anteil tropischer Wälder an der globalen Wald- 
fläche hegt nach Schätzungen der FAO bei 42 % 
(Hakkila und Parikka, 2002). Weltweit wurden im 
Jahr 2005 insgesamt ungefähr 2,8 Mrd. m^ Holz aus 
Wäldern genutzt (FAO, 2006c). Der Anteil der direk- 
ten Holzverwertung als Brennholz (vor allem durch 
Entwicklungsländer) hegt global gemittelt bei unge- 
fähr 40% (Afrika 88%, Nord- und Zentralamerika 
13%), der Rest wird industriell verarbeitet (FAO, 
2006c). Illegale Holzentnahmen und das Sammeln 
von Feuerholz durch Privatpersonen fließen nur in 
die Resultate der FAO-Waldstatistik ein, wenn dazu 
Zahlen von einzelnen Staaten gemeldet werden 
(FAO, 2006c). 

Die Ausweitung des Straßennetzes in Tropenwald- 
gebieten führt mittelfristig fast unweigerlich zur Ent- 
waldung (Asner et al., 2006; Fearnside, 2008). Regen- 
wald im brasilianischen Amazonasgebiet mit einem 
Abstand von weniger als 25 km zu einer Straße 
unterliegt einem viermal größeren Risiko abgeholzt 
zu werden als Waldflächen außerhalb dieses Radius 
(Asner et al., 2006). Unangemessene selektive Holz- 
ernten, unerlaubter Holzeinschlag und durch Men- 
schen verursachte Feuer greifen weiter negativ in 
die Kohlenstoffbilanz der tropischen Wälder ein 
und bedrängen die biologische Vielfalt (z.B. WBGU, 
1998; Cochrane, 2003; Nepstad et al., 2008; Fearn- 
side, 2008). Nach dem Holzeinschlag nimmt nicht 
nur der Artenreichtum der nachwachsenden Pflan- 
zen ab, auch invasive Arten breiten sich viel schneller 
aus als im naturbelassenen Wald (Baret et al., 2007). 
Weiter zeigte eine statistische Studie zu den Vogel- 
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Populationen in genutzten und ungenutzten boli- 
vianischen Waldflächen, dass 40% der Vogelarten, 
die in den ungenutzten Waldflächen lebten, schutz- 
bedürftig sind. In den genutzten Waldflächen hinge- 
gen gehörte die Mehrheit der Vogelpopulationen zu 
Arten, die nicht empfindlich auf menschliche Störun- 
gen reagieren (Felton et al., 2008). 

Im Gegensatz zum Kahlschlag, der vor allem zur 
Gewinnung von neuer Landwirtschafts- und Weide- 
fläche erfolgt, wird für die Gewinnung von Holz häu- 
fig selektiv gefällt. Aber auch wenn dabei „nur“ ein- 
zelne Bäume geerntet werden und ein großer Teil 
des Waldes - wenn auch in einem stark beschädig- 
ten Zustand - bestehen bleibt, verursacht die selek- 
tive Holzgewinnung dennoch in Abhängigkeit der 
Baumart eine genetische Verarmung der Population 
(Farwig et al., 2007; de Lacerda et al., 2008) und leistet 
der Abholzung Vorschub (Asner et al., 2006; Tab. 7.1- 
4). Knapp ein Drittel der Waldflächen mit selektiver 
Holzgewinnung fielen nach durchschnittlich vier Jah- 
ren dem Kahlschlag zum Opfer (Asner et al., 2006). 
Zudem führt der reduzierte Kronenschluss nach der 
selektiven Holzgewinnung zu einer Schwächung des 
Ökosystems (Alongi und de Carvalho, 2008). Pereira 
et al. (2002) maßen im brasilianischen Amazonasge- 
biet die Lücken im Kronenschluss der Bäume. Wäh- 
rend sie im ungestörten Wald bei 3,1 % lagen, waren 
sie bei der selektiven Holzgewinnung über 20 % und 


beim nachhaltigeren reduced-impact logging (RIL) 
immerhin rund 10%, was sich auf das Mikroklima 
und den Boden auswirkt (Pereira et al., 2002). Ein 
lückenhaftes Kronendach führt zu größerem Wasser- 
stress während Trockenperioden und erhöht, zusam- 
men mit zurückgelassenem, dürrem Schlagabraum 
die Waldbrandgefahr (Cochrane, 2003; Asner et al., 
2006). Regenwaldökosysteme der Feuchttropen 
reagieren dabei viel empfindlicher auf Feuer als Tro- 
ckenwaldökosysteme, da die Pflanzen nicht an Feuer- 
ereignisse angepasst sind (Cochrane, 2003; Nepstad 
et al., 2008). Die Feuerempfindlichkeit eines selektiv 
genutzten Waldes kann dabei noch über Jahrzehnte 
andauern (Cochrane, 2003). 

Bei der Holzgewinnung nach der RIL-Methode 
dienen verschiedene Maßnahmen einer möglichst 
nachhaltigen Bewirtschaftung: Dazu gehört Erhal- 
tung der Waldsubstanz (nur der Zuwachs wird abge- 
erntet), das Erstellen von Baumin ventaren, eine 
exakte Planung der Zufahrtswege, um möglichst 
wenig umhegende Vegetation zu schädigen, ein Netz- 
werk definierter no-go areas, die als biologische Kor- 
ridore dienen, und die Erhaltung erntereifer Bäume 
als Samenträger. Trotz dieser Maßnahmen kann RIL 
zu einer Veränderung des Genpools und der räumli- 
chen genetischen Struktur der Population einer Bau- 
mart führen, was die Gefahr von Inzucht fördert (de 
Lacerda et al., 2008). Nicht alle Baumarten scheinen 


Tabelle 7.1-4 

Vor- und Nachteile von reduced-impact logging im tropischen Regenwald. 
Quelle: WBGU 


Vorteile 




Wirtschaftlichkeit 

Bodenqualität 

COj-Bilanz 

Ökosystemleistungen 

Langfristige wirtschaftliche 

Wenig Bodenverdichtung 

Auf Ebene der Biomasse 

No-go areas schützen 

Nutzung möglich dank Nach- 

durch sorgfältig geplante 

neutral, da nur Waldzuwachs 

Biodiversität 

haltigkeit 

Ernteeingriffe 

abgeerntet wird 

Frühzeitiges Erkennen von 
Ökosystemveränderungen 
durch intensives Monitoring 

Nachteile 

Wirtschaftlichkeit 

Bodenqualität 

COj-Bilanz 

Ökosystemleistungen 

Hoher Managementaufwand 
(Raumplanung, Bauminven- 
tare) 

Reduzierter Kronenschluss 
beeinflusst Bodenfeuchtig- 
keit 


Trockenheitsresistenz nimmt 
ab, Waldbrandgefahr wird 
erhöht 

Risiko für Entwaldung 
nimmt durch Erschließung zu 

Anzeichen von genetischer 
Verarmung bei geernteten 
Bäumen, langfristige Aus- 
wirkungen auf Biodiversiät 
unbekannt 

Schleichende Veränderung 
des lokalen Mikroklimas 
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Kasten 7.1-11 

Potenziale und Risiken Grüner Gentechnik 

Im Rahmen der Diskussion über die Nutzung von Biomasse 
für Energiezwecke stellen sich die Fragen, welchen Beitrag 
gentechnische Methoden leisten können, um die Potenzi- 
ale der Bioenergienutzung zu vergrößern, und welche Risi- 
ken hiermit verbunden sind. Vor dem Hintergrund einer 
aus verschiedenen Gründen zunehmenden Verknappung 
ertragreicher, landwirtschaftlicher Produktionsflächen 
wurde bereits in den 1990er Jahren vielfach auf die Rele- 
vanz zukünftiger Entwicklungen in der Grünen Gentech- 
nik hingewiesen (WBGU, 1998). Unter Grüner Gentechnik 
versteht man die Anwendung gentechnischer Verfahren in 
der Pflanzenzucht. Die veränderten Pflanzen werden auch 
transgene Pflanzen genannt. Vor allem im Hinblick auf die 
Frage der Nutzung marginaler Standorte zur Bioenergie- 
produktion wird immer wieder die Option des Anbaus 
gentechnisch veränderter, stresstoleranter Nutzpflanzen 
genannt. 

Folgende mögliche Anwendungen der Grünen Gen- 
technik zur Verbesserung der Potenziale der Bioenergie- 
nutzung werden diskutiert: 

• Ertragssteigerung im engeren Sinne: gentechnisch her- 
vorgerufene Steigerung der Biomasseproduktion der 
Pflanze, 

• Ertragssteigerung im weiteren Sinne: Ertragssicherung 
durch eine Minimierung von Ernteverlusten (z. B. durch 
eine gentechnisch bedingte Resistenz gegen Schadin- 
sekten), 

• Veränderungen der Inhaltsstoffe der Pflanze im Hin- 
blick auf eine höhere Ausbeute an Biokraftstoffen (z. B. 
durch gentechnisch bedingten höheren Stärkegehalt der 
Pflanze oder durch eine gentechnisch bedingte Produk- 
tion von Enzymen in der Pflanze, die die Umwandlung 
der Stärke in Ethanol erleichtern), 

• Entwicklung von stresstoleranten Pflanzen (z.B. salz- 
oder dürretolerante Pflanzen) zum Anbau auf Extrem- 
standorten, die bislang nicht für die landwirtschaftliche 
Produktion genutzt werden können. 

In der öffentlichen Debatte wie auch in der Wissenschaft 
werden die Möglichkeiten der Ertragssteigerungen sehr 
kontrovers diskutiert. Eine realistische quantitative Ein- 
schätzung der tatsächlichen Optimierungspotenziale der 
genannten Optionen ist derzeit jedoch nicht möglich, da 
hierfür bislang die Datengrundlage nicht ausreicht. 

Die vorgestellten Möglichkeiten müssen unter ver- 
schiedenen Aspekten kritisch betrachtet werden. Trans- 
gene Pflanzen mit veränderten, agronomisch interessanten 
Eigenschaften (vor allem Herbizid- und Insektenresis- 
tenz; „1. Generation“) werden seit einem guten Jahrzehnt 
gewerblich angebaut. Der Anbau dieser transgenen Pflan- 
zen führt nicht zu Ertragssteigerungen im engeren Sinne. 
Stattdessen handelt es sich um neue Ansätze zur Schäd- 
lings- und Unkrautbekämpfung, was Ertragssteigerungen 
im weiteren Sinne durch Minimierung von Ernteverlusten 
erwarten lässt. Bislang fehlen jedoch belastbare Zahlen zu 
großflächigen und langfristigen Effekten hinsichtlich tat- 
sächlicher Einsparungen beim Pflanzenschutz (lAASTD, 
2008; Levidow und Paul, 2008). Alle anderen oben genann- 
ten transgenen Ansätze bzw. Entwicklungen, deren Anbau 
weitere Optimierungsmöglichkeiten im Rahmen der Bio- 
energienutzung bieten könnten, befinden sich derzeit noch 
im Forschungs- und Entwicklungsstadium. 

Eine Steigerung des Biomasseertrags der gesamten ober- 
irdischen Pflanzenbiomasse, die im Hinblick auf Bioener- 


giezwecke ein wesentliches Ziel darstellt, d. h. eine Ertrags- 
steigerung für Bioenergiezwecke im engeren Sinne, konnte 
bislang weder mit konventionellen noch mit biotechnologi- 
schen Methoden erzielt werden (Levidow und Paul 2008). 

Es stellt sich die Frage, ob es überhaupt möglich ist, den 
Gesamtenergiegehalt einer Pflanze ohne zusätzlichen Input 
an Nährstoffen, Wasser usw. zu steigern, oder ob generell 
nur die zur Verfügung stehende Energie umverteilt werden 
kann. Sehr häufig gehen bestimmte Züchtungserfolge, z.B. 
eine höherer Körnerertrag, mit einer Reduktion etwa der 
Halmmasse einher. Bislang unternommene Versuche, die 
Photosynthesewege von Pflanzen zu optimieren, blieben 
erfolglos (Rosegrant und Cavalieri, 2008). 

Die Nutzung von für die landwirtschaftliche Produk- 
tion ungeeigneten Standorten für den Energiepflanzen- 
anbau gilt als eine Option im Rahmen einer nachhaltigen 
Strategie zur Biomassenutzung. An solchen Standorten 
können jedoch nur stresstolerante Pflanzen gedeihen. Die 
Entwicklung stresstoleranter, transgener Sorten wird seit 
den 1990er Jahren verstärkt verfolgt (Schmitz und Schütte, 

2000). Nach wie vor ist jedoch der Kenntnisstand über die 
vergleichsweise komplexen physiologischen und biochemi- 
schen Mechanismen, die bei Pflanzen zu Toleranzen gegen- 
über abiotischen Stressfaktoren (Trockenheit, Hitze, Salz, 
Überflutung) führen, relativ gering. Entsprechende Eigen- 
schaften beruhen häufig auf einer Vielzahl von Genen und 
komplexen Regulationsmechanismen. Die meisten der bis- 
herigen gentechnischen Forschungsansätze setzen jeweils 
an einzelnen Komponenten dieser komplexen Eigenschaf- 
ten an, obwohl fast alle bisherigen Erkenntnisse auf die- 
sem Gebiet darauf hin deuten, dass nur die gleichzeitige 
Übertragung der genetischen Grundlagen für mehrere 
Stressantworten in eine Pflanze dazu führen kann, stressto- 
lerante Pflanzen herzustellen (Holmberg und Bülow, 1998). 

Als ein Schlüsselfaktor wird das Wissen um die regulativen 
Gene angesehen, die die komplexen Genantworten auf 
abiotischen Stress in den Pflanzen koordinieren (Datta, 

2002). Eine Übersicht, welche Ansätze bei der Entwick- 
lung transgener stresstoleranter Pflanzen derzeit verfolgt 
werden, findet sich bei Teufel (2005). 

Bislang publizierte Ergebnisse zu stresstoleranten trans- 
genen Pflanzen basieren in der Regel auf Versuchen, die 
unter Laborbedingungen oder im Gewächshaus durchge- 
führt wurden. Eine realistische Einschätzung, ob und wann 
gentechnisch veränderte stresstolerante Pflanzen marktreif 
zur Verfügung stehen können, ist derzeit nicht möglich. 

Eine weitere Gruppe gentechnisch veränderter Nutz- 
pflanzen, deren Anbau unter Umständen die Bioener- 
gieproduktion optimieren könnte, zeichnet sich durch 
geänderte Nutzungseigenschaften aus, den so genannten 
„output traits“. Hierbei handelt es sich um für die Bioener- 
gieproduktion optimierte bzw. veränderte Nutzpflanzen. So 
gibt es z. B. Forschungsbemühungen zur Entwicklung einer 
Maissorte mit erhöhter Stärkeausbeute für die Produktion 
von Ethanol und zur Entwicklung von Ölsaaten, die einen 
höheren Ölgehalt besitzen. Obwohl an entsprechenden 
Konzepten seit vielen Jahren intensiv gearbeitet wird, und 
auch schon vor Jahren die beiden ersten entsprechenden 
gentechnisch veränderten Pflanzen (der so genannte Lau- 
rinraps und eine Sojabohne mit erhöhtem Ölsäuregehalt) 
in den USA zugelassen, aber bislang erfolglos kommer- 
zialisiert worden sind, scheint eine Nutzung derart gen- 
technisch veränderter Organismen (GVO) in der näheren 
Zukunft nicht realisierbar zu sein (TAB, 2005). Im Rahmen 
eines Gutachtens des Büro für Technikfolgen- Abschätzung 
beim Deutschen Bundestag zu „transgenen Pflanzen der 
2. und 3. Generation“ (TAB, 2005) wird u.a. als Grund ^ 
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hierfür genannt, dass in einigen Fällen die Erwartungen 
vor allem bezüglich erreichbarer Produktausbeuten auch 
nach Jahren der Entwicklung nicht erfüllt worden sind. Im 
Zuge der Inhaltsstoffmaximierung traten (bzw. treten) in 
vielen Fällen unerwünschte Nebeneffekte auf, die dann 
zu Ertragseinbußen führen. Auch hat sich gezeigt, dass die 
gezielte Beeinflussung des Fettstoffwechsels von Pflanzen 
durch gentechnische Eingriffe weitaus komplizierter ist als 
ursprünglich angenommen, obwohl gerade der Fettstoff- 
wechsel in Pflanzen auf molekularer Ebene weitgehend 
erforscht ist (TAB, 2005). 

Ökologische und sozioökonomische Risiken der 
Nutzung von GVO für die Bioenergieproduktion 
Im Rahmen der Diskussion über die ökologischen Risiken 
der Nutzung von GVO für die Bioenergieproduktion kön- 
nen prinzipiell die gleichen Risiken genannt werden, die 
auch für den Anbau von transgenen Pflanzen der 1 . Genera- 
tion für die Lebens- und Futtermittelproduktion diskutiert 
werden. Dazu gehören vor allem die unkontrollierte und 
unerwünschte Verbreitung der GVO und ihrer Transgene 
durch Verwilderung (z.B. durch vegetative Vermehrung), 
Auskreuzung und horizontalen Gentransfer als allgemeine 
Folgeerscheinungen sowie mögliche spezifische Auswir- 
kungen der transgenen Merkmale auf Nicht-Zielorganis- 
men bzw. auf das gesamte jeweilige betroffene Ökosystem 
(TAB, 2000, 2005). Das mögliche Schadenspotenzial einer 
solchen unkontrollierten und unerwünschten Verbreitung 
hängt vor allem von der Art der Transgene bzw. der durch 
sie vermittelten Eigenschaften ab. Als Beispiel lässt sich 
hier die Auskreuzung von Herbizidresistenzgenen von 
gentechnisch veränderten Rapssorten auf nah verwandte 
Wildarten in Kanada nennen, die sich infolge dessen zu 
Problemunkräutern für die Landwirtschaft entwickelten. 

Grundsätzlich muss damit gerechnet werden, dass 
die Fitness und Konkurrenzkraft einer Pflanze durch 
eine erhöhte Stresstoleranz zunimmt. Dadurch kann das 
Potenzial für eine Verbreitung solcher Pflanzen, bzw. bei 
Auskreuzung auch das von nah verwandten Wildarten, 
zunehmen. Wenn der entsprechende Stressfaktor, gegen 
den die Pflanze tolerant ist, ein begrenzender Faktor für 
die Ausbreitung ist, besteht eine besondere Gefahr, dass 
stresstolerante Pflanzen sich großflächig etablieren und 
zu Problemunkräutern mit wirtschaftlichen Folgen für die 
Landwirtschaft entwickeln (Schmitz und Schütte, 2000). 

Als Bioenergieträger werden auch transgene Bäume 
diskutiert. Aufgrund der Langlebigkeit von Bäumen und 
dem üblicherweise späten Eintreten ihrer Fortpflanzungs- 
fähigkeit können bislang keine fundierten Aussagen über 
die Stabilität der eingeführten Eigenschaften und über 
deren Umweltauswirkungen getroffen werden. Belastbare 
Aussagen hierzu müssten auf Daten beruhen, die über 
Jahrzehnte hinweg gesammelt worden sind (Pickardt und 
de Kathen, 2002; Farnum et al., 2007; Schmidt, 2008). Im 
Rahmen der 9. Vertragsstaatenkonferenz der Biodiversi- 
tätskonvention wurde deshalb vereinbart, dass die Frei- 
setzung transgener Bäume nur auf Grundlage des Vorsor- 


jedoch genetisch gleich empfindlich auf die Nutzung 
ihrer Population zu reagieren (Borges Silva et al., 
2008). Castro- Arellano et al. (2007) maßen die Aus- 
wirkungen von RIL auf die Fledermauspopulationen 
im Amazonasgebiet. Die Veränderungen der Biodi- 
versität scheinen zwar in Kurzzeitmessungen gering, 
Langzeitstudien dazu fehlen allerdings. 


geansatzes erfolgen darf bzw. aufgrund mangelnder Daten 
zur biologischen Sicherheit eine Freisetzung verboten wer- 
den soll. Diese Vereinbarung beinhaltet auch, dass die Risi- 
ken der Freisetzung über lange Zeiträume zu prüfen sind, 
und die Aussagen über potenzielle Umweltwirkungen mit 
belastbaren experimentell ermittelten Daten abgesichert 
werden. Neben den ökologischen Umweltaus Wirkungen 
sollen auch die möglichen sozioökonomischen Wirkungen 
auf lokale und indigene Gemeinschaften geprüft werden. 
Insgesamt sollen für transgene Bäume spezifische Kriterien 
für die Risikobewertung entwickelt werden (CBD, 2008a). 

Ein weiteres Risiko stellt der Anbau gentechnisch verän- 
derter Energiepflanzen dar, wenn die Pflanzenart auch für 
die Nahrungsmittelproduktion angebaut wird. Hier besteht 
ein Kontaminationspotenzial der Nahrungsmittelkette 
mit potenziellen Risiken für die menschliche Gesundheit. 
Neben diesen Umwelt- und Gesundheitseffekten bestehen 
ökonomische Risiken, die vor allem für Entwicklungslän- 
der eine wichtige Rolle spielen. Durch Sortenschutz und 
Patente kann eine Konzentration landwirtschaftlichen 
Eigentums gefördert und der Austausch von pflanzengene- 
tischem Material erheblich behindert werden. Alternativen 
zu gentechnisch veränderten Pflanzen könnten so auf lange 
Sicht verdrängt werden (lAASTD, 2008). 

Folgerungen 

Nach dem derzeitigen Wissensstand kann nicht davon aus- 
gegangen werden, dass die Gentechnik in den nächsten 
zehn Jahren einen substanziellen Beitrag zur Erweiterung 
der Bioenergiepotenziale leisten kann. In Anbetracht der 
potenziellen ökologischen und ökonomischen Risiken 
sollte die unter Umständen zu Debatte stehende Zulas- 
sung einer gentechnisch veränderten Pflanze für die Bio- 
energieproduktion erst nach umfangreichen Umweltrisiko- 
prüfungen erfolgen, die schrittweise durchgeführt werden 
sollten. Das heißt, erst nach einer umfangreichen Prüfung 
im Labor und im Gewächshaus kann eine Entscheidung 
darüber gefällt werden, ob weitere für die Zulassung not- 
wendige Freilandexperimente verantwortbar sind. Ein ver- 
antwortungsbewusstes Abwägen des Einsatzes von GVO 
für Bioenergiezwecke kann nur anhand umfangreicher und 
sorgfältig erhobener Daten erfolgen und ist somit mit sehr 
hohem Forschungsaufwand verbunden. 

Es wird empfohlen, dass weitere Forschungsvorhaben 
zum Einsatz und der Nutzung biotechnologischer Metho- 
den vor allem in den Bereichen der markergestützten 
Züchtung und der Nutzung der so genannten Weißen 
Biotechnologie in geschlossenen Systemen, z. B. für eine 
Optimierung der Ausnutzung der vorhandenen Biomasse, 
gefördert und durchgeführt werden sollten. Diese Empfeh- 
lungen werden u. a. auch im Weltagrarbericht (lAASTD, 
2008) gegeben. Um unerwünschte Folgen von GVO beim 
Einsatz von Energiepflanzen zu vermeiden, sollten sie in 
den Nachhaltigkeitsstandards berücksichtigt werden (Kap. 
10.3). 


Grundsätzlich scheint also eine nachhaltige 
Nutzung tropischer Primärwälder nach heutigem 
Erkenntnisstand fast nicht möglich zu sein, da das 
Ökosystem einerseits sehr empfindlich auf Störun- 
gen reagiert und andererseits aufgrund sozioökono- 
mischer Determinanten bereits flächenmäßig kleine 
Eingriffe, z.B. der Bau einer Straße, innerhalb weni- 
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ger Jahre zur Entwaldung führen. Im Bereich nach- 
haltiger Forstwirtschaft existieren heute verschie- 
dene Zertifizierungssysteme (Kap. 10.3.2.1). 

7.1 .5.2 

Biomassenutzung in temperaten Wäldern 

Die temperaten Wälder liegen vorwiegend in der 
nördlichen Hemisphäre, in Europa, Ostasien und 
dem östlichen Nordamerika. Ihr Anteil an der welt- 
weiten Waldfläche liegt bei 25 % (Fischlin et al., 

2007) . In der EU ist ca. ein Drittel der Gesamtfläche 
von Wald bedeckt, wovon 12 % unter Schutz stehen. 
Etwa zwei Drittel der europäischen Wälder befin- 
den sich in Privatbesitz (EU-Kommission, 2005d). ln 
Deutschland beläuft sich die jährliche Holznutzung 
auf schätzungsweise 65 Mio. m^ (BMELV, 2008). 

Neben der stofflichen Nutzung (Bau-, Papier-, 
Zellstoffindustrie) gewinnt die Restholznutzung für 
Energiezwecke in entwickelten Ländern zunehmend 
an Bedeutung. Im Fokus steht der nach dem Fällen 
liegen gebliebene Schlagabraum, unbewirtschaftete 
Aufwüchse und für industrielle Zwecke ungeeignete 
Einzelbäume. Je nach Bewirtschaftungsart des Wal- 
des fallen unterschiedliche Mengen und Arten von 
Restholz an. Unbewirtschaftete, „überreife“ Wälder, 
die im Kahlschlagverfahren geerntet werden, ent- 
halten mehr Restholz aus toten und kranken Bäu- 
men, während Restholz aus bewirtschafteten Wäl- 
der vorwiegend aus Kronenholz und beim Ausdün- 
nen geschlagenen, zu kleinen Bäumen besteht (Hak- 
kila und Parikka, 2002). 

Kriterien für eine nachhaltige Waldbewirtschaf- 
tung umfassen neben den sozioökonomischen 
Aspekten auch die Waldgesundheit, die Produktions- 
kapazität, die Biodiversität, den Wasserhaushalt, die 
Bodenqualität sowie die Kohlenstoffbilanz (Raison, 
2005). Die Nachhaltigkeitsprinzipien des Forest Ste- 
wardship Council (ESC, 1996) fordern außerdem, 
dass einmalige und empfindliche Ökosysteme und 
Landschaften trotz Nutzung erhalten bleiben und 
die ökologischen Funktionen und die Unversehrtheit 
des Waldes gewährleistet werden (BUWAL, 1999). 

Baumpflanzungen mit Laubbäumen haben gemäß 
einer Metastudie von Guo und Gifford (2002) gegen- 
über dem temperaten Primärwald keine Einbuße des 
Kohlenstoffvorrats im Boden zur Folge. Bei Kiefern- 
plantagen hingegen nimmt der Kohlenstoffvorrat im 
Boden gegenüber dem Primärwald bei Regenmen- 
gen über 1.500 mm pro Jahr ab (Guo und Gifford, 
2002). Eine Chronosequenz-Studie eines genutzten 
Buchenwalds zeigt, dass sich die Menge an gespei- 
chertem Kohlenstoff im Boden innerhalb der Rota- 
tionszyklen nicht signifikant ändert (Hedde et al., 

2008) . Bei der Modellierung der Auswirkung einer 


Restholznutzung auf die Kohlenstoffbilanz eines 
Waldes fällt das Resultat je nach benutztem Modell 
jedoch sehr unterschiedlich aus (Palosuo et al., 
2008). 

Eine zukünftige Restholznutzung wird sich 
stark auf die Waldflora und -fauna auswirken, da 
sich mit dem Entfernen von Biomasse das Mikro- 
klima, die Bodeneigenschaften und die Nährstoff- 
verhältnisse ändern und dadurch die Interaktionen 
zwischen Arten im Ökosystem beeinflusst werden 
(EEA, 2007a). Die Ressourcennutzung in europäi- 
schen Wäldern ist heute regional sehr unterschied- 
lich. Während vor allem in Finnland, dem Baltikum 
und in Belgien die Extraktionsrate von Biomasse 
aus Wäldern sehr hoch ist, liegt sie z.B. in Frankreich 
bei 56 % und in Italien bei lediglich 47 % des Res- 
sourcenpotenzials (EEA, 2007a). Um eine nachhal- 
tige Nutzung von Restholz zu gewährleisten, legt die 
Europäische Umweltagentur aufgrund von Modell- 
daten eine Extraktionsrate von maximal 60% des 
Ressourcenpotenzials in europäischen Wäldern fest, 
wobei Parameter wie die Hangneigung, der Wasser- 
haushalt und die Bodenfruchtbarkeit zu berücksich- 
tigen sind (EEA, 2007a). 


7.1.5.3 

Biomassenutzung in borealen Wäldern 

Boreale Wälder bilden das nördlichste Biom mit 
Baumbewuchs und erstrecken sich über Eurasien 
und Nordamerika ungefähr zwischen 50° nördlicher 
Breite und dem Polarkreis. Ein Drittel der weltwei- 
ten Waldfläche hegt in der borealen Zone (Fischlin 
et al., 2007). Boreale Wälder speichern 26 % der ter- 
restrischen Kohlenstoffvorräte, was den Kohlenstoff- 
speichern von tropischen und gemäßigten Wäldern 
zusammen entspricht (UNEP, 2002). ln russischen 
Wäldern führten in den 1990er Jahren neben Kahl- 
schlägen auch Wildfeuer, Schadinsektenbefall und 
ungünstige Wetterereignisse zu großen Waldverlus- 
ten (UNEP, 2002). 

Holz aus Wäldern hat in den nordeuropäischen 
Staaten einen Anteil von 10% an der gesamten 
genutzten Biomasse (Lunnan et al., 2008). Finnland 
und Schweden verfügen über die größten Biomasse- 
vorräte (Röser et al., 2008). In Finnland werden 20 % 
des Energiebedarfs über Holzprodukte - größten- 
teils Restholz und Schlagabraum - gedeckt (Lunnan 
et al., 2008). Röser et al. (2008) schätzen das jährliche 
Potenzial der Restholznutzung für Energiezwecke in 
den baltischen und nordeuropäischen Wäldern auf 
58 Mio. m^, was ungefähr 116 TWh entspricht.Mit 
der Restholznutzung wird den Organismen, die vom 
Totholz leben, die Nahrungsgrundlage entzogen. 
Jonsell et al. (2007) fanden auf Schlagabfällen über 
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Tabelle 7.1-5 

Zusammenfassung und qualitative Bewertung der Produktivität sowie der Auswirkung auf die Biodiversität und die 
Kohlenstoffspeicherung im Boden für die vorgestellten Anbausysteme. Eine gelbe Wertung weist darauf hin, dass je 
nach Vornutzung und Anbaumethoden unterschiedliche Auswirkungen auf die genannten Faktoren möglich sind. Die 
Farbwertung der Gesamtbeurteilung entspricht der Farbwertung der Mehrzahl der untersuchten Faktoren. 

Quellen: Produktivität: s. Legende; Biodiversität und Kohlenstoffspeicherung im Boden: qualitative Einschätzung des WBGLF 


Anbausysteme 

Produktivität 
[t Trockenmasse/ 
ha und Jahr] 

Quellen 

Bewertung 

Produk- 

tivität 

Bewertung 

Bio- 

diversität 

Bewertnng 

Boden- 

kohienstoff 

Gesamt- 

bewer- 

tung 

Tropische Mouokulturen 

Einjährig 

Zuckerrohr 

10-120; 80; 70 (a) 

1,3,5 





Mehrjährig 

Zuckerrohr 

10-120; 80; 70 (a) 

1,3,5 





Ölpalme 

30; 13,8 (b) 

3,5 





Jatropha 

0,2-8; 0,5-12 (b) 

3,4 





Temperate Monokulturen 

Einjährig 

Mais 

8-14*; 9; 9 (d) 

2, 5,6 





Raps 

4,1; 3,4; 3 (c) 

1,5,6 





Triticale 

3,5-9**; 5,6; 6 (d) 

2, 5,6 





Mehrjährig 

Chinaschilf 

bis 30; 10-27,5; 11-40 (a) 

1,2,3 





Rutenhirse 

12-17; 5,2-11,1 (a) 

7,8 





KUP: Pappel/Weide 

4-16/2-14; 12-15/5-20 (a) 

2,3 





Grasland 

Tropisches Grasland, Weide 

k.A. 






Temperates Grasland, 
Grünlandsysteme 







Kunstwiesen 

7-15 (e) 

2 





Dauergrasland 

7-12 (f) 

2 





Wälder 

Waldfeldbau 

k.A. 






Restholz aus Wäldern 







tropisch 

k.A. 






temperat 

k.A. 






boreal 

k.A. 







Auswirkungen 

I I negativ 

I I nicht eindeutig 

I I positiv 


Quellen 

1: Lieberei et al., 2007 
2: KTBL, 2006 
3: El Bassam, 1998 
4: Openshaw, 2000 
5:FAOSTAT,2007 
6: LfL Bayern, 2008 
7:TFZ:2008 
8: Schmer et al., 2008 


(a) weltweit * TM-Gehalt = 70 % 

(b) Samenertrag, weltweit ** TM-Gehalt = 86 % 

(c) Samenertrag, Deutschland k.A. = keine Angaben 

(d) Kornertrag, Deutschland 

(e) in Rotation, Deutschland 

(f) Dauergrasland 


160 saprophile Käferarten, wovon 22 Arten auf der 
Roten Liste stehen. Während auf Totholz von Laub- 
bäumen wie Erlen und Eichen eine große Käferviel- 
falt gefunden wurde, war das Vorkommen auf Fich- 
tentotholz gering (Jonsell et al., 2007). Bei einer 


nachhaltigen Restholznutzung sollte die Artenzu- 
sammensetzung des Baumbestandes unbedingt mit 
berücksichtigt werden. 
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7.1.6 

Folgerungen 

Grundsätzlich sind Anbaukulturen schlechter für 
die Biodiversität und die Kohlenstoffspeicherung im 
Boden als Wald oder Grasland bzw. Weide. Mehr- 
jährige Kulturen wie Jatropha, Ölpalme und KUP 
sind bezüglich der genannten Faktoren positiver zu 
bewerten als ein- bis dreijährige Kulturen wie Raps, 
Getreide oder Mais. Zuckerrohr, das sowohl einjäh- 
rig als auch mehrjährig kultiviert werden kann, weist 
im einjährigen Anbau ebenfalls eine schlechtere 
Bilanz auf als im mehrjährigen Anbau (Tab. 7.1-5). 


7.2 

Technisch-ökonomische Analyse und Bewertung 
von Bioenergienutzungspfaden 


7.2.1 

Übersicht der energetischen 
Nutzungsmöglichkeiten 

Die Möglichkeiten, Energie aus Biomasse bereitzu- 
stellen, sind sehr vielfältig (Abb. 7.2-1; Kasten 7.2-1). 
Biomasse hat einen entscheidenden Vorteil gegen- 
über anderen erneuerbaren Energiequellen: sie liegt 
meist in Form eines Energiespeichers vor bzw. ist 
ohne zusätzlichen technischen Aufwand speicherbar. 
Ein weiterer Vorteil ist ihre universelle Verwendbar- 
keit im Strom-, Wärme- und Verkehrssektor. Große 
Teile der Wärme- und Mobilitätsversorgung können 
jedoch auch durch die Stromerzeugung von anderen 
erneuerbaren Energien übernommen werden, wes- 
halb letztendlich vor allem die Speicherbarkeit der 
Biomasse als Vorteil zu nennen ist. 

Ein Nutzungspfad bzw. eine Bereitstellungskette 
umfasst alle Prozesse, beginnend mit dem Anbau von 
Energiepflanzen bzw. der Verfügbarmachung bioge- 
ner Reststoffe oder Abfälle bis hin zur Bereitstellung 
von Endenergie (Strom, Wärme, Kraftstoffe). Diese 
Bereitstellungsketten können in verschiedene Teil- 
prozesse aufgeteilt werden. Es wird unterschieden 
zwischen: 

- Biomasseproduktion, 

- Biomassebereitstellung, 

- Biomasseumwandlungsverfahren (Konversions- 
prozesse), 

- Energetischer Nutzung, 

- Verwertung und Entsorgung der anfallenden 
Rückstände und/oder Abfälle. 

Die Teilprozesse sind voneinander abhängig, so 
dass für eine Bewertung die gesamte Prozesskette 
betrachtet werden muss. 


Jeder Teilabschnitt stellt eine Summe aus vielen 
einzelnen Prozessschritten dar (FNR, 2005). Im Fol- 
genden werden die wesentlichen technischen Pro- 
zesse kurz erläutert. 


7.2.2 

Technologien zur Energieumwandlung 


7.2.2.1 

Verbrennung und thermochemische Verfahren 

Verbrennung ist die Oxidation eines Brennstoffes in 
Gegenwart von Sauerstoff unter Energiefreisetzung. 
Chemisch gesehen wird Kohlenstoff (C) oder Was- 
serstoff (H) mit Hilfe von Sauerstoff (O 2 ) zu Kohlen- 
dioxid (CO 2 ) oder Wasser (H 2 O) oxidiert. Die Reak- 
tion ist exotherm, d.h. es wird Energie frei. Die maxi- 
mal freigesetzte Energie bei der Verbrennung von 
Kohlenstoff zu CO 2 beträgt z.B. 394 kJ pro mol, die 
als Wärme freigesetzt werden. Bei der Verbrennung 
von Wasserstoff zu Wasserdampf sind dies 242 kJ pro 
mol. 

Dem Prozess wird gewöhnlich mehr Oxidations- 
mittel (Sauerstoff) zugeführt als zur vollständigen 
Oxidation notwendig. Die Verbrennung eines festen 
Brennstoffs setzt sich zusammen aus den Teilprozes- 
sen pyrolytische Zersetzung (siehe Pyrolyse), Verga- 
sung und anschließender Oxidation der Zersetzungs- 
produkte. Läuft die Verbrennung vollständig ab, wird 
sie als stöchiometrische Verbrennung bezeichnet 
(Kaltschmitt und Hartmann, 2003). 

Die direkte Verbrennung von fester Biomasse 
in Feuerungsanlagen (großtechnische Feuerungen, 
Kaminöfen, Pelletöfen usw.) oder Kesseln ist das 
am weitesten verbreitete Energiewandlungsverfah- 
ren für biogene Festbrennstoffe wie Holz oder Stroh. 
Verbrennungsanlagen werden zur Produktion von 
Wärme eingesetzt, die als Sekundärenergie (z.B. als 
Dampf, der mechanisch Turbinen antreibt, die die 
Energie über einen Generator in elektrische Energie 
umwandeln), als Endenergie (z.B. Fernwärme) oder 
als Nutzenergie (z.B. Strahlungswärme eines Kachel- 
ofens) genutzt wird. 

Eine gemeinsame Nutzung von fester Biomasse 
mit fossilen Energieträgern, die so genannte Ko- oder 
Mitfeuerung, ist möglich und in vielen Feuerungsan- 
lagen Stand der Technik. Beispiele hierfür sind eine 
Nahwärme Versorgung im kleinen Maßstab, in der zur 
Abdeckung des Grundlastbedarfs Biomasse und zur 
Spitzenlastabdeckung leichtes Heizöl oder Erdgas 
eingesetzt wird. Große Kohlekraftwerke setzen feste 
Biomasse in Form von Pellets in der Mitverbrennung 
zur Strom- und Wärmebereitstellung ein. 
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Abbildung 7.2-1 

Vereinfachte Darstellung typischer Bereitstellungsketten zur End- bzw. Nutzenergiebereitstellung aus Biomasse. 
Quelle: WBGU, verändert nach Kaltschmitt und Hartmann, 2003 


In den Entwicklungsländern stellt die Verbren- 
nung von fester Biomasse den größten Anteil der 
Wärmeerzeugung (vor allem zum Kochen) dar (Kap. 
4.1). 

Durch eine thermochemische Umwandlung von 
Biomasse (Verkohlung, Vergasung, Pyrolyse bzw. 
Verflüssigung) werden die organischen Ausgangs- 
stoffe primär durch Wärmeeinfluss in gasförmige, 
flüssige oder feste Energieträger umgewandelt 
(Abb.7.2-1;FNR, 2005). 

Verkohlung 

U nter der Verkohlung von Biomasse wird die Verede- 
lung fester Biomasse mit dem Ziel einer hohen Aus- 
beute an Festbrennstoff (Flolzkohle) mit bestimm- 
ten Eigenschaften (geringes Gewicht, hoher Ener- 
giegehalt) verstanden. Biomasse wird hierbei unter 
Einwirkung von Wärme zersetzt. Die dafür notwen- 
dige Prozessenergie kommt häufig aus einer Teilver- 
brennung des Rohstoffs. Die entstandene Flolzkohle 
kann anschließend in den entsprechenden Anlagen 
zur Wärme- und Strombereitstellung verwendet wer- 
den. Auch eine stoffliche Nutzung (z.B. als Aktiv- 
kohle) ist möglich. Die Technik zur Flolzkohleher- 
stellung ist etabliert. In Industrieländern wird Flolz- 
kohle fast ausschließlich stofflich genutzt, u.a. in der 


chemischen Industrie (FNR, 2005). In Entwicklungs- 
und Schwellenländern wird die Verkohlung dezentral 
eingesetzt und Holzkohle oft als Brennstoff für den 
Wärmebedarf (vor allem zum Kochen) verwendet. 
Der Zwischenschritt der Verkohlung weist allerdings 
nur einen Wandlungsgrad von ca. 15-40 % von Holz 
zu Holzkohle auf und ist im Vergleich zur direkten 
Verbrennung für Energieanwendungen weder tech- 
nisch noch ökonomisch attraktiv. Daher setzt sich die 
energetische Nutzung in Industrieländern nicht durch 
(FNR, 2005). In den Entwicklungs- und Schwellen- 
ländern wird Holzkohle auf breiter Basis eingesetzt, 
da der spezifische Energiegehalt von Holzkohle 
viel höher ist als von Feuerholz und der Energieträ- 
ger dadurch leichter zu transportieren ist. Der Wir- 
kungsgrad der Holzkohlenutzung in diesen Ländern 
wird jedoch zusätzlich durch eine geringe Effizienz 
der verwendeten Holzkohleöfen verschlechtert. Eine 
bislang wenig diskutierte alternative Verwendung ist 
die Einlagerung von Holzkohle in Böden zur Ver- 
besserung der Fruchtbarkeit und zur Kohlenstoffse- 
questrierung. CO 2 kann so der Atmosphäre entzo- 
gen werden und der erhaltene Kohlenstoff (C) über 
einen langen Zeitraum gespeichert bleiben (Kap. 5.5; 
Kasten 5.5-2). 
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Kasten 7.2-1 

Bioenergie: zentraie Begriffe 

Biomasse ist vielfältig in ihrem Ursprung wie auch in ihren 
technischen Umwandlungs- und Nutzungsmöglichkeiten. 
Im Folgenden werden die Begriffe Biomasse, Bioenergie 
und deren Nutzungsmöglichkeiten definiert. 

Biomasse 

Biomasse speichert Solarenergie. Bei der Photosynthese 
werden CO 2 und Wasser mit Hilfe der solaren Strahlung 
in organische Materie umgesetzt. Ein Teil der aufgenom- 
menen Energie wird bei der Verbrennung von Biomasse 
wieder freigesetzt und kann so genutzt werden. Biomasse 
besteht im Wesentlichen aus den Elementen Kohlenstoff 
(C), Sauerstoff (O) und Wasserstoff (H) und kann mit der 
chemischen Summenformel C„H„Op beschrieben werden. 
Allgemeiner umfasst der Begriff „Biomasse“ laut Kalt- 
schmitt und Hartmann (2003) sämtliche Stoffe organischer 
Herkunft: 

- alle lebende Phyto- und Zoomasse (Pflanzen und 
Tiere), 

- die daraus anfallenden Rückstände (z.B. tierische 
Exkremente), 

- abgestorbene (noch nicht fossile) Phyto- und Zoo- 
masse, 

- im weiteren Sinne alle (Rest-)Stoffe, die durch eine tech- 
nische Umwandlung und/oder eine stoffliche Nutzung 
biogener Rohstoffe entstanden sind (z.B. Schwarzlauge, 
Papier- und Zellstoff, Reststoffe aus der Tierkörperver- 
wertung und der Abfall Wirtschaft usw.). 

Biomasse wird in Primär- und Sekundärprodukte unterteilt. 
Primärprodukte entstehen direkt mit Hilfe der Photosyn- 
these, d.h. dazu zählt die gesamte Pflanzenbiomasse (Ener- 
giepflanzen und pflanzliche Nebenprodukte aus Land- und 
Forstwirtschaft). Sekundärprodukte entstehen indirekt aus 
der Umwandlung von Primärprodukten, d.h. sie werden 
durch den Ab- oder Umbau organischer Materie in hete- 
rotrophen Organismen (z.B. Tiere, Bakterien) gebildet. 
Hierzu gehören die gesamte Zoomasse, deren Exkremente 
und Klärschlamm. 

Biomasse wird entweder gezielt durch den Anbau von 
nachwachsenden Rohstoffen erzeugt oder sie fällt als orga- 
nischer Reststoff in anderen Herstellungsprozessen an. Zu 
den nachwachsenden Rohstoffen zählen Energiepflanzen 
(z.B. Getreide, Miscanthus, Waldholz), zu den organischen 
Reststoffen Ernterückstände (z.B. Stroh, Waldrestholz) 
sowie organische Abfälle und Nebenprodukte (z.B. Gülle, 
Biomüll, Tierfette, Grünschnitt; Kaltschmitt und Hartmann, 
2003; FNR, 2005). 

Bioeneegie 

Bioenergie ist die End- bzw. Nutzenergie, die aus Biomasse 
freigesetzt und bereitgestellt werden kann. 


Vergasung 

Bei der Vergasung wird aufbereitete feste oder flüs- 
sige Biomasse unter hohen Prozesstemperaturen 
möglichst vollständig in ein hochkalorisches bioge- 
nes Gas umgewandelt (Rohgas, Schwachgas). Bei 
der Vergasung wird der Biomasse weniger Sauerstoff 
über ein Vergasungsmittel zugeführt als für eine voll- 
ständige Verbrennung erforderlich wäre (partielle 
Oxidation, unterstöchiometrisch). Eine Prozess wär- 


Biokraftstoffe 

Unter Biokraftstoffen versteht man flüssige oder gasför- 
mige Kraftstoffe biogenen Ursprungs, die hauptsächlich 
im Verkehr als Antriebsmittel aber auch zur Strom- und 
Wärmeerzeugung z.B. in Blockheizkraftwerken (BHKW) 
eingesetzt werden. Es wird zwischen 1. und 2. Generation 
von Biokraftstoffen unterschieden. Zur 1. Generation zäh- 
len Pflanzenöl, Biodiesel und Bioethanol, die aus etablier- 
ten physikalisch-chemischen (Pressung, Extraktion, Veres- 
terung) oder biochemischen (Alkoholgärung) Verfahren 
gewonnen werden. Zur 2. Generation zählen syntheti- 
sche Biokraftstoffe wie BtL (Biomass-to-Liquid, Fischer- 
Tropsch-Diesel), Biomethan bzw. Bio-SNG (Synthetic 
Natural Gas) oder Bio-Wasserstoff, die über thermochemi- 
sche Verfahren (Vergasung, Pyrolyse) hergestellt werden. 
Diese Technologien befinden sich fast ausschließlich noch 
im Labor- oder Demonstrationsstadium. Auch Biomethan 
aus Vergärung kann zur 2. Generation gezählt werden. Die 
Einteilung in 1. und 2. Generation Biokraftstoffe ist nicht 
sehr stringent und orientiert sich je nach Literatur an unter- 
schiedlichen Parametern wie der Verwendung von Pflan- 
zenteilen (1. Generation) oder der ganzen oberirdischen 
Pflanze (2. Generation), oder auch daran, ob diese bereits 
am Markt etabliert sind oder nicht. Der WBGU bezeichnet 
daher flüssige und gasförmige Kraftstoffe als 2. Generation, 
wenn es sich um Biomethan handelt oder die Kraftstoffe 
aus thermochemischen Verfahren gewonnen werden. 

Biogas 

Biogas ist ein Gasgemisch aus ca. zwei Dritteln Methan 
(CH4) und ca. einem Drittel Kohlendioxid (COj). Weiter 
befinden sich im Biogas noch geringe Mengen an Wasser- 
stoff, Schwefelwasserstoff, Ammoniak und anderen Spu- 
rengasen. Biogas entsteht bei der Vergärung (anaerobe 
Fermentation) von organischen Stoffen. Der energetisch 
nutzbare Anteil des Gases ist das Methan (FNR, 2006a). 

Biomethan 

Aus Biogas können die nicht energetisch nutzbaren Gase 
wie CO 2 und andere Schadkomponenten (z.B. Schwefel- 
wasserstoff) abgetrennt werden, wodurch es auf Erdgas- 
qualität gebracht wird. Das so genannte Biomethan kann 
in die bestehenden Erdgasnetze eingespeist werden und in 
allen Endenergiebereichen (Strom, Wärme, Kraft - elekt- 
rische, thermische und mechanische Energie) genutzt wer- 
den. Biomethan kann auch über die Vergasung fester und 
flüssiger Biomasse zu einem Rohgas hergestellt werden, 
das nach einer Reinigung (Reingas) und Konditionierung 
(Synthesegas) über eine Methansynthese in Biomethan 
(Bio-SNG; Bio-Synthetic Natural Gas) umgewandelt wird 
(IE,2007ak 


mezufuhr ist notwendig, da bei der Vergasung mehr- 
heitlich endotherme chemische Reaktionen ablau- 
fen, d.h. Reaktionen, die Energiezufuhr von außen 
benötigen. Als Vergasungsmittel werden Luft, Sau- 
erstoff, Wasserdampf oder Kohlendioxid verwendet. 
Nachteilig ist beim Einsatz von Luft der hohe Inert- 
gasanteil im Rohgas. Für die Herstellung von synthe- 
tischem Kraftstoff kommen daher meist reiner Sau- 
erstoff oder Wasserdampf zum Einsatz. 
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Der Vorgang der Vergasung lässt sich grob in 
vier verschiedene Bereiche aufteilen. Zunächst fin- 
det eine Aufheizung und Trocknung des Brennstoffs 
bei Temperaturen bis ca. 200°C statt. Anschließend 
erfolgt die pyrolytische Zersetzung. Dabei entstehen 
in Abwesenheit von Sauerstoff bei ungefähr 200- 
500°C gasförmige Kohlenwasserstoffverbindungen, 
Pyrolyseöle und Pyrolysekoks. Anschließend kommt 
es zur Oxidation. Bei Temperaturen von ca. 2.000°C 
erfolgt die Aufspaltung des Koks und eines Teils der 
höheren Kohlenwasserstoffe in kleinere gasförmige 
Moleküle (CO, H 2 , CO 2 , CH 4 und Wasserdampf). 
Durch die sich anschließende Reduktion von Koh- 
lendioxid und Wasser wird der größte Teil der brenn- 
baren Bestandteile des Rohgases gebildet. Dieses 
besteht hauptsächlich aus Kohlenstoffmonoxid und 
Wasserstoff, Kohlendioxid, Methan, höheren Koh- 
lenwasserstoffen sowie Wasserdampf und gegebe- 
nenfalls Stickstoff Die Gaszusammensetzung ist 
abhängig von der Art der Vergasung, vom Verga- 
sungsmittel (Art und Menge) und von den Reakti- 
onsbedingungen (Temperatur und Druck; Sterner, 
2007; Kaltschmitt und Hartmann, 2003). Neben die- 
sen Hauptkomponenten (CO, CO 2 , H 2 , CH 4 , C 2 -Koh- 
lenstoffverbindungen, Wasserdampf, N 2 ) enthält das 
bei der Vergasung entstehende Gas noch verschie- 
dene Schadkomponenten (Teere, Partikel, Alkalien, 
Schwefel-, Halogen- und Stickstoffverbindungen), 
die vor der weiteren Verwendung des Rohgases ent- 
fernt werden müssen. Diese zum Teil sehr aufwän- 
dige Reinigung des Gases ist das Nadelöhr für die 
Entwicklung und Markteinführung von Vergasern 
im dezentralen Bereich (Kaltschmitt und Hartmann, 
2003; Knoeff, 2005). 

Das ungereinigte Gas kann direkt in Brennern 
zur Wärmebereitstellung eingesetzt werden. Für die 
Strombereitstellung ist eine Gasreinigung notwen- 
dig, da das direkt verwendete Rohgas den Motor 
stark verunreinigen und funktionsunfähig machen 
würde. Die Möglichkeiten zur Verstromung von 
Reingas sind vielfältig: Es kann als Dieselsubstitut 
in einem Dieselmotor beigefeuert oder pur in Gas- 
motoren oder -turbinen mit gekoppelten Generato- 
ren verströmt werden. Weiter besteht die Möglich- 
keit, das Reingas über Brennstoffzellen zur Strom- 
bereitstellung zu nutzen. Hierbei sind die Entwick- 
lungen unter Verwendung von Solid-Oxid Fuel Cells 
(SOFC) am weitesten vorangeschritten (Aravind et 
al., 2006; IISc, 2006). Es gibt viele weitere Verwen- 
dungsmöglichkeiten, die an dieser Stelle nicht näher 
erläutert werden. Alternativ kann das gereinigte Gas 
nach einer weiteren Aufbereitung (insbesondere der 
Einstellung des erforderlichen H 2 /CO-Verhältnis- 
ses) einer Synthese zugeführt werden und in flüs- 
sige Energieträger (Fischer-Tropsch-Diesel, Ethanol, 
Methanol) oder verwendbare biogene Gase (Bio- 


methan, Dimethylether, Wasserstoff) umgewandelt 
werden (Vogel, 2006). 

In Indien und China werden Holzvergaser zur 
Strom- und Wärmeerzeugung bereits länger erfolg- 
reich eingesetzt (IISc, 2006). In den Industrielän- 
dern sind die Umweltauflagen (Luft- und Wasser- 
emissionen) für die Anlagen in der Regel höher ange- 
setzt, weshalb es bisher nur vereinzelt Vergasungs- 
anlagen im kommerziellen Maßstab zur Strom- und 
Wärmeerzeugung gibt (Vogel, 2007). Dabei handelt 
es sich jedoch nur um technische Probleme der Gas- 
reinigung, die lösbar und meist nur eine Frage der 
Kosten sind. Biomassevergasungsanlagen sind der 
Kernprozess in der Herstellung von synthetischen 
Biokraftstoffen, die auch Biokraftstoffe der 2. Gene- 
ration genannt werden. Vor der Vergasung des Bio- 
masserohstoffs muss dieser gegebenenfalls zerklei- 
nert und getrocknet werden. Das im Vergasungspro- 
zess gebildete Rohgas wird gereinigt und konditio- 
niert, d.h. es werden Verunreinigungen wie Teere, 
Partikel oder Schwefelverbindungen entfernt (Rein- 
gas) und die für die Kraftstoffsynthese notwendige 
Gaszusammensetzung eingestellt. Das so gewonnene 
Synthesegas wird über eine Synthese in den gewünsch- 
ten Kraftstoff gewandelt. Es gibt verschiedene Syn- 
thesen: Die Fischer- Tropsch-Synthese wandelt Syn- 
thesegas in ein Fischer- Tropsch-Rohprodukt, das 
durch anschließende Aufbereitung zu gebrauchsfer- 
tigem Fischer- Tropsch-Diesel-Kraftstoff, welcher oft 
als BtL-Diesel (Biomass-to-Liquid-Diesel) bezeich- 
net wird, weiterveredelt wird. Die Methanisierung 
(Methansynthese) wandelt Synthesegas in Methan 
und Kohlendioxid. Das CO 2 muss dabei abgetrennt 
werden und kann eingelagert werden (Kasten 7.2- 
2). Diese Prozesskette ist energieaufwändig und ver- 
lustreich: Die Produktion von Fischer-Tropsch-Die- 
sel erfordert den zweifachen Wechsel des Aggregats- 
zustandes der meist festen Biomasse in einen gasför- 
migen und schließlich flüssigen Energieträger, wobei 
nur noch ca. die Hälfte der ursprünglichen Bioener- 
gie im Endprodukt BtL-Diesel enthalten ist (Ster- 
ner, 2007). Biomethan lässt sich effizienter produzie- 
ren, da das Endprodukt gasförmig ist. Das Ausgangs- 
produkt ist in vielen Fällen holzartige Biomasse wie 
Hackschnitzel, die jedoch über die direkte Verbren- 
nung zur Strom- und Wärmebereitstellung besser 
genutzt werden können als zur Produktion von syn- 
thetischen Kraftstoffen über die Vergasung. Diese ist 
energetisch nur sinnvoll, wenn als Biomasserohstoff 
eine schwierig zu verarbeitende Biomasse verwen- 
det wird. 

Die Entwicklung von Biomassevergasungsan- 
lagen zur Produktion von synthetischen Kraftstof- 
fen befindet sich in den Vorreiterländern Deutsch- 
land, Schweden und Österreich noch im Pilot- und 
Demonstrationsstatus. Erste kommerzielle Anlagen 



Drucksache 17/2272 


-162- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


entstehen zurzeit, ein volkswirtschaftlich relevanter 
Beitrag ist frühestens ab 2020 zu erwarten. Beson- 
ders erfolgversprechend hinsichtlich der Energie- 
ausbeute sind hochintegrierte Verfahren, in denen 
eine ausgereifte Wirbelschichtvergasung zur Polyge- 
neration von Strom, Wärme und Kraftstoff (synthe- 
tischem Biomethan) eingesetzt wird (Choren, 2007; 
Chemrec, 2007; TU Vienna, 2005). 

Pyrolyse (Verflüssigung) 

Bei der Pyrolyse handelt es sich um die thermische 
Zersetzung fester Biomasse unter Sauerstoffab- 
schluss, weshalb sie auch Entgasung genannt wird. 
Ziel ist es, in dem Prozess einen maximalen Anteil 
an flüssigen Komponenten zu erhalten (Pyrolyseöl). 
Zusätzlich entstehen feste und gasförmige Nebenpro- 
dukte (Pyrolysekoks, Pyrolysegas), die teilweise pro- 
zessintern genutzt werden können. Prinzipiell kann 
gereinigtes und aufbereitetes Pyrolyseöl als Brenn- 
und Treibstoff in Feuerungsanlagen oder Verbren- 
nungsmotoren, Gasturbinen oder Blockheizkraftwer- 
ken eingesetzt werden. Technische Probleme bei der 
Herstellung und dem Einsatz von Pyrolyseöl und die 
geringe Wirtschaftlichkeit der Aufbereitung behin- 
dern aber bisher einen Durchbruch dieser Technolo- 
gie. Der wesentliche Vorteil des Verfahrens besteht in 
der hohen Energiedichte des Pyrolyseöls. Pyrolyseöl 
ist ein hervorragendes Energietransportmedium zwi- 
schen dezentral anfallenden, weniger energiedichten 
Stoffen (z.B. Stroh) und zentralen großtechnischen 
Anlagen (Vergasung zur Kraftstoffherstellung). Die- 
ses Konzept wird besonders am Forschungszentrum 
Karlsruhe untersucht (FZK, 2007). 


7.2.2.2 

Physikalisch-chemische Verfahren 

Bei physikalisch-chemischen Umwandlungsverfah- 
ren werden energetisch nutzbare Öle und Fette aus 
bestimmten Bioenergieträgern (z.B. Rapssaat oder 
Jatropha-Püanztn) gepresst bzw. extrahiert. Diese 
können direkt in Blockheizkraftwerken effizient zur 
Strom- und Wärmebereitstellung verwendet oder 
in umgebauten Motoren im Straßenverkehr einge- 
setzt werden. Durch Umesterung können pflanzli- 
che Öle auch in Biodiesel umgewandelt werden, des- 
sen Eigenschaften weitgehend dem konventionel- 
len Dieselkraftstoff entsprechen. Dadurch wird ein 
Umbau des Motors überflüssig und die Einsatzband- 
breite des biogenen Kraftstoffes erhöht (Abb. 7.2-1; 
FNR, 2005). 

Pressung und Extraktion 

Durch einfaches mechanisches Pressen ölhaltiger 
Pflanzenbestandteile (z.B. der Saat) wird das flüssige 


Öl von der festen Phase (sog. Presskuchen) getrennt. 
Der Presskuchen wird meist als Tierfutter verwen- 
det, mit Ausnahme von giftigen Pflanzenresten wie 
z.B. Jatropha. Die Presstechnik ist sowohl in klei- 
nem (z.B. in der Landwirtschaft) als auch in großem 
Maßstab (z.B. Ölpresse) verfügbar. Pflanzenöl für 
den Nahrungsmittelsektor wird mit derselben Tech- 
nik gewonnen. Nach einer Reinigung lässt sich das 
Pflanzenöl im mobilen Bereich in speziellen Pflan- 
zenölmotoren einsetzen oder im stationären Bereich 
in Blockheizkraftwerken. 

Alternativ oder zusätzlich zur Pressung kann Öl 
durch Extraktion mit Hilfe eines Lösungsmittels 
(z.B. Hexan) vom Bioenergieträger gewonnen wer- 
den. Über Destillation werden Öl und Lösemittel 
voneinander getrennt. Das Lösemittel wird wieder 
verwendet. Auch dieses Verfahren ist großtechnisch 
im Einsatz. Pflanzenöl kann aus sehr vielen ölhalti- 
gen Pflanzen gewonnen werden, Beispiele sind Jatro- 
pha oder Ölpalmen. 

Veresterung 

Um das Einsatzspektrum für biogene Kraftstoffe 
zu vergrößern und einen Motorumbau für den Ein- 
satz von Pflanzenöl zu umgehen, wird Pflanzenöl in 
Pflanzenölmethylester (PME oder engl. FAME - 
Fatty Acid Methyl Ester, allgemein Biodiesel) unter 
Verlusten von ca. 5-10 % umgewandelt (TUM, 2000). 
Das Veresterungsverfahren ist großtechnisch im Ein- 
satz. PME kann pur in angepassten und allen neueren 
Dieselmotoren sowie in bis zu 5 %iger Beimischung 
in allen herkömmlichen Dieselmotoren eingesetzt 
werden. Nicht nur im Verkehrssektor kann Biodie- 
sel eingesetzt werden, auch in Blockheizkraftwerken 
(BHKW) ist ein Einsatz technisch möglich. Dies ist 
jedoch systemtechnisch nicht sehr effizient, da Pflan- 
zenöl ohne weiteres auch direkt in BHKW verbrannt 
werden kann (FNR, 2005; 2006b). 


1.2.23 

Biochemische Umwandlung 

Die Konvertierung der Biomasse in Endenergie 
erfolgt bei den biochemischen Verfahren mit Hilfe 
von Mikroorganismen (Abb. 7.2-1; FNR, 2005). 

Anaerober Abbau - Vergärung 
Unter einem anaeroben Abbauprozess versteht man 
den Abbau organischer Stoffe unter Ausschluss von 
Sauerstoff durch die Aktivität bestimmter Bakte- 
rien. Das Endprodukt dieses Prozesses ist ein was- 
serdampfgesättigtes, brennbares Mischgas (Biogas), 
welches im Wesentlichen aus Methan (50-70%) 
und Kohlendioxid (25-40 %) besteht (BayLfU, 2004; 
FNR, 2006a). Der Entstehungsprozess des Bioga- 
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ses erfolgt in vier Teilschritten: (1) Hydrolyse, (2) 
Versäuerungsphase, (3) Essigsäurebildung und (4) 
Methanogenese. 

Bei der Hydrolyse werden die komplexen Ver- 
bindungen des Ausgangssubstrats (z.B. Kohlenhy- 
drate, Eiweiße, Fette) in einfachere Verbindungen 
(z.B. Aminosäuren, Zucker, Fettsäuren) zerlegt. Die 
daran beteiligten Bakterien setzen Enzyme ein, die 
das Material auf biochemischem Weg zersetzen, ln 
der Versäuerungsphase (Acidogenese) werden die 
bei der Hydrolyse gebildeten Zwischenprodukte 
durch säurebildende Bakterien weiter zu niederen 
Fettsäuren (Essig-, Propion- und Buttersäure), Koh- 
lendioxid und Wasserstoff abgebaut. Weitere Pro- 
dukte in geringen Mengen sind Alkohole und Milch- 
säure. In der Acetogenese, der Essigsäurebildung, 
werden diese Produkte durch Bakterien zu Vorläu- 
fersubstanzen des Biogases (Essigsäure, Wasserstoff 
und Kohlendioxid) umgesetzt. In der abschließenden 
Methanogenese wird aus den Produkten der Aceto- 
genese das Methan gebildet (FNR, 2006a). 

Diese Prozesse laufen in einem oder mehreren 
Fermentern ab. Damit der Prozess eine hohe Aus- 
beute hat, muss im Fermenter eine Temperatur 
von ca. 35-37°C gehalten werden. Die dafür benö- 
tigte Wärme kommt meist direkt aus der Abwärme 
des mit dem Biogas betriebenen Verbrennungsmo- 
tors. Die Fermenter sind das Herzstück konventio- 
neller Biogasanlagen. Vorbelastete Stoffe, beispiels- 
weise Abfälle aus der Lebensmittelindustrie, müssen 
in einer Hygienisierungsstufe vorbehandelt werden. 
Nach dem Fermenter wird der Gärrest in geschlosse- 
nen Nachfermentern mit Biogasnutzung oder offe- 
nen Gärrestbehältern aufbewahrt und in der Regel 
als Flüssigdünger auf landwirtschaftlichen Nutz- 
flächen ausgebracht (IE, 2007a). Der aufgebrachte 
Dünger ist geruchsärmer und nährstoffreicher als 
unvergorene Gülle. Methan- und Lachgasemissi- 
onen aus der Nach Vergärung wirken sich negativ 
auf die Treibhausgasbilanz der Biogasanlagen aus 
(Methanschlupf). Durch Abdecken des Nachfer- 
menters werden diese Emissionen unterbunden. In 
Deutschland ist die Abdeckung Pflicht, in anderen 
Ländern noch keine Vorschrift (Zah et al., 2007). Das 
gesammelte Biogas kann über eine direkte Verbren- 
nung als Wärme- und Lichtquelle verwendet werden 
(Einsatz vor allem in Entwicklungsländern) oder 
in BHKW über eine Verbrennung in Kolbenmoto- 
ren oder Mikrogasturbinen zur Strom- und Wärme- 
bereitstellung genutzt werden (Einsatz vor allem in 
den Industrieländern). 

Ein eleganter Prozessschritt ist die Aufbereitung 
von Biogas zu Biomethan in Erdgasqualität. Hier- 
bei wird das COj vom Gasstrom abgetrennt und das 
verbleibende Methan gereinigt. So kann es dezent- 
ral in das vorhandene Erdgasnetz eingespeist und zur 


Strom- und Wärmebereitstehung sowohl in dezent- 
ralen Klein-BHKW (Verbrennungsmotor, Brenn- 
stoffzelle usw.) als auch in großskaligen Gas- und 
Dampfkraftwerken verwendet werden (Kasten 
7.2-2). In Deutschland und anderen europäischen 
Ländern sind in den letzten Jahren sehr viele groß- 
technische Biogasanlagen entstanden, die als Sub- 
strat nicht nur tierische Exkremente, sondern auch 
nachwachsende Rohstoffe wie etwa Mais verwenden 
(IE, 2007b). 

In weiten Teilen Asiens sind kleine Biogasanla- 
gen weit verbreitet (FAO, 1992). Seit Jahrzehnten 
wird diese Technik dort erfolgreich dezentral ein- 
gesetzt. Vor allem der geringe Wartungsaufwand 
(keine mechanisch bewegten Teile, wenig Verschleiß) 
und eine unkomplizierte Handhabung führten diese 
Technik zum Erfolg. Eine zusätzliche externe Wär- 
mezufuhr für die Fermenter ist in diesen Breiten- 
graden aufgrund hoher Jahresmitteltemperaturen 
nicht notwendig. Für einen erfolgreichen Einsatz ist 
eine kombinierte Land- und Viehwirtschaft notwen- 
dig, da beim ausschließlichen Ackerbau kein Dung 
anfällt und nomadische Viehzüchter ohne Acker- 
bau den anfallenden Gärrest nicht verwenden kön- 
nen. Die Trennung zwischen Ackerbau und Vieh- 
zucht ist in weiten Teilen Afrikas südlich der Sahara 
üblich. In Asien wird meist eine kombinierte Land- 
und Viehwirtschaft betrieben, weshalb Biogas dort in 
ländlichen Regionen sehr gut integriert werden kann 
(SNV, 2008). 

Aerober Abbau 

Beim aeroben Abbau wird die Biomasse unter Sau- 
erstoffzufuhr mit Hilfe von Bakterien oxidiert. Im 
Gegensatz zum anaeroben Abbau wird in diesem 
Prozess Wärme freigesetzt, die über den Einsatz von 
Wärmepumpen als Niedertemperaturwärme genutzt 
werden kann. Aufgrund der geringen Wärmenach- 
frage bei Kompostierungsanlagen und gering verfüg- 
barer Systemtechnik kam diese Nutzung bisher nicht 
zu einem Durchbruch (FNR, 2005). 

Alkoholgärung 

Alkohol kann aus verschiedenen zucker-, stärke- oder 
zehulosehaltigen organischen Stoffen mit Hilfe von 
Hefen oder Bakterien hergestellt und durch Destil- 
lation bzw. Rektifikation rein erhalten werden. Falls 
stärke- oder zehulosehaltige Substanzen verwendet 
werden, müssen diese zunächst verzuckert werden. 
Die Prozesse sind Stand der Technik und seit lan- 
gem durch die Herstellung von Trinkalkohol groß- 
technisch etabliert. Bioethanol kann als Treibstoff 
in Motoren (Automobile, BHKW usw.) verwendet 
und somit zur Energieversorgung in allen Bereichen 
eingesetzt werden (Strom, Wärme, Verkehr). Immer 
populärer werden „Flexible-Fuel Vehicles“ mit E85- 



Drucksache 17/2272 


- 164- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Kasten 7.2-2 

Biomethan: ein viel versprechender 
Bioenergieträger 

Die Herstellung von Biomethan ist aus vielen Gründen ein 
besonders interessanter Pfad. Ausgangsstoff ist entweder 
Biogas, das aus der Vergärung feuchter Biomasse in Bio- 
gasanlagen entsteht, oder Synthesegas aus der Vergasung 
überwiegend fester Biomasse. 

Biogas setzt sich aus den Hauptbestandteilen Methan 
(CH4) und Kohlendioxid (COj) und zu sehr geringen Antei- 
len aus den Verbindungen H^O, H^S, NHj, Nj und Oj zusam- 
men. Für die Abtrennung der unerwünschten Bestandteile 
stehen verschiedene Prozesse wie die Druckwechselabsorp- 
tion und die Aminwäsche zur Verfügung. Membrantrenn- 
verfahren versprechen zwar eine Erhöhung der Effizienz, 
befinden sich jedoch im Entwicklungsstadium. In Europa 
sind heute ca. 80 Anlagen zur Aufbereitung von Biogas für 
die Einspeisung in Erdgasnetze oder für den Einsatz als 
Erdgassubstitut in Betrieb. Je nach Verfahren werden dabei 
Reinheiten im Bereich von 96-99 % Methan erreicht. 

Synthesegas setzt sich aus anderen Bestandteilen 
zusammen. Je nach verwendetem Vergasungsprozess bil- 
den dabei Kohlenmonoxid (CO) und Wasserstoff (Hj) die 
Hauptbestandteile, während CH 4 und Wasserdampf nur in 
geringen Konzentrationen Vorkommen. Dieses Gemisch 
wird in Synthesereaktoren zu CH 4 und COj konvertiert und 
das CO 2 wird abgetrennt. Der Prozess der Konversion von 
Synthesegas zu CH 4 und der Prozess der COj- Abtrennung 
wird großtechnisch beherrscht und beide Prozesse werden 

Motoren, die Ottokraftstoffmischungen mit bis zu 
85 % Ethanol verbrennen können und von immer 
mehr Automobilherstellern serienmäßig gebaut wer- 
den (FNR, 2005). Eine synthetische Ethanolherstel- 
lung aus lignozellulosehaltigen Stoffen über einen 
mikrobiologischen Fermentationsprozess ist bislang 
nicht über den Pilotmaßstab hinausgekommen (Igel- 
spacher et al., 2006). Eine Ethanolherstellung basie- 
rend auf Lignozellulose über den Weg der Vergasung 
ist theoretisch auch möglich (Abengoa, 2006; Sterner, 
2007). 


7.2.3 

Effizienz verschiedener moderner 
Konversionsverfahren 

Im Folgenden werden die beschriebenen Verfah- 
ren eingebettet in ausgewählte Bioenergienutzungs- 
pfade nach technischen und ökonomischen Parame- 
tern bewertet. Das robusteste und wichtigste techni- 
sche Kriterium in der Technologiebewertung allge- 
mein und zur Bewertung eines Nutzungspfades ist 
der Wirkungsgrad. Für das vorliegende WBGU-Gut- 
achten wurden Expertisen beim deutschen Biomas- 
seforschungszentrum Leipzig (Müller-Langer et al., 
2008) und beim Öko-Institut (Fritsche und Wieg- 
mann, 2008) in Auftrag gegeben, in denen Daten für 


seit über 20 Jahren erfolgreich eingesetzt (IPCC, 2005). Im 
Gegensatz zur direkten Nutzung des Bio- bzw. Synthesega- 
ses in dezentralen Stromerzeugungsanlagen, mit denen nur 
teilweise eine sinnvolle Abwärmenutzung möglich ist, kann 
durch die Einspeisung des Biomethans in Erdgasnetze eine 
flexiblere Nutzung erreicht werden. Dadurch lässt sich 
Biomethan den Nutzern zuführen, denen eine optimale 
Abwärmenutzung bei der Kraft-Wärme-Kopplung mög- 
lich ist. Andererseits kann das Erdgasnetz auch eine Sam- 
melfunktion ausüben und die Biomethanproduktion vieler 
Anlagen der höchsteffizienten Nutzung in großen GuD- 
Anlagen zuführen. 

Generell kann bei Verwendung von Biomethan die 
gesamte für Erdgas entwickelte Infrastruktur (Gasnetz, 
Gas- und Dampfkraftwerke, Gasmotoren, Gasturbinen, 
Erdgasfahrzeuge) verwendet werden. 

Das in jedem Fall bei der Gasaufbereitung anfallende 
COj kann zumindest bei größeren Anlagen aufgefangen 
und deponiert werden. Dadurch verbessert sich die Kli- 
maschutzwirkung der Bioenergienutzung um ca. 20 %. Die 
Technologie zur Deponierung des COj befindet sich der- 
zeit in der Entwicklung. Der WBGU hat an anderer Stelle 
zu den Anforderungen an die Nachhaltigkeit von COj- 
Sequestrierung Stellung genommen (WBGU, 2006). 

Kritisch sind die bei der Gasaufbereitung entstehen- 
den Emissionen von CH 4 zu sehen. Diese liegen zwar im 
Bereich weniger Prozentanteile, führen jedoch wegen der 
hohen Klimaschädlichkeit des CH 4 zu spürbaren Reduktio- 
nen der Klimaschutzwirkung bei der Biomethanerzeugung 
und -nutzung. Es muss das Ziel zukünftiger Entwicklung 
sein, diese Leckagen drastisch zu reduzieren. 

ausgewählte Konversionspfade zusammengestellt 
wurden. Auf Basis dieser Daten wurde der Wirkungs- 
grad nach der VDI Norm 4661 berechnet. Zunächst 
wird eine Übersicht über die untersuchten Bioener- 
gienutzungspfade gegeben. 


7.2.3.1 

Übersicht der untersuchten 
Bioenergienutzungspfade 

Bei der Auswahl der Bioenergienutzungspfade wur- 
den derzeit marktwirtschaftlich relevante Pfade ein- 
bezogen und zusätzlich solche Pfade aufgenommen, 
die der WBGU aus ökologischer und technischer 
Sicht vom Anbau bzw. von der Gewinnung bis zur 
Endenergienutzung zukünftig als besonders bedeut- 
sam erachtet. Ein wesentliches Selektionskriterium 
war die Datenverfügbarkeit. Aus über 120 Pfaden 
wurden unter diesen Kriterien insgesamt 66 ausge- 
wählt und analysiert, davon 25 im Bereich Mobili- 
tät (Biokraftstoffe und Elektromobilität), vier Wär- 
mepfade und 37 Nutzungspfade im Bereich Strom- 
und Wärmeerzeugung (überwiegend Kraft- Wärme- 
Kopplung, KWK). In allen Pfaden ist der Bezugspunkt 
die Bioenergienutzung in Deutschland, ebenso bei 
der Gewinnung der Reststoffe und dem Anbau der 
temperaten Energiepflanzen. Als Ursprungsländer 
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der tropischen Pflanzen wurden Brasilien (Zucker- 
rohr), Indonesien (Ölpalme) und Indien (Jatropha) 
gewählt (Tab. 7.2-1). 

Untersuchte Anbausysteme und Reststoffe 
Verschiedene Anbausysteme wurden als Vorkette 
für die technischen Konversionsverfahren gewählt. 
Darunter sind weit verbreitete Systeme wie der 
Anbau von Mais, Raps und Zuckerrohr, aber auch 
der Anbau von C4-Gräsern (Rutenhirse), die eine 
dauerhafte Bedeckung der Fläche gewährleisten und 
mehrjährig kultiviert werden oder Jatropha, das auch 
auf degradiertem Land angebaut werden kann. Auch 
die Nutzung von Rest- und Abfallstoffen wurde ein- 
bezogen. Für die temperaten Energiepflanzen wurde 
sowohl der Anbau auf solchen Flächen betrachtet, die 
vorher als Acker genutzt wurden als auch auf vorhe- 
rigem Grasland (Fritsche und Wiegmann, 2008). Im 
Folgenden werden aus Gründen der Übersichtlich- 
keit nur die Ergebnisse für den Anbau auf Acker dar- 
gestellt. Die Unterschiede, die sich durch die Umnut- 
zung von Grasland ergeben, werden in Kapitel 7.3 
diskutiert. Die untersuchten Anbausysteme und 
Reststoffe, die in den Kapiteln 7.2 und 7.3 analysiert 
wurden, sind in Tabelle 7.2-1 aufgeführt. 

Untersuchte technische 
Konversionsverfahren 

In der ersten Konversionsstufe (Biomasse zu Bio- 
energieträger) wurden neben konventionellen Ver- 
fahren zusätzlich Pfade ausgewählt, die die Ver- 
fahren Vergärung oder Vergasung beinhalten, da 
diese aus Sicht des WBGU eine viel versprechende 
Zukunftsoption sind (Kasten 7.2-2). 

In der anschließenden Konversionsstufe (Bioener- 
gieträger zu Energiedienstleistung, Produktwand- 
lung) wurden im Verkehr neben dem konventio- 
nellen Antriebskonzept mittels Verbrennungsmo- 
tor auch Pfade mit Elektromobilität untersucht. 
In der Stromerzeugung wurde aufgrund der höhe- 
ren Brennstoffausnutzung und Gesamteffizienz der 
Energienutzung der Schwerpunkt auf die Kraft- 
Wärme-Kopplung gelegt - zentral sowie dezentral 
mit bestehenden Technologien wie Blockheizkraft- 
werken (BHKW), großen Gas- und Dampfkraftwer- 
ken (GuD) und Festoxidbrennstoffzellen (SOFC). 
Ein Teil der untersuchten Konversionspfade reflek- 
tiert den gegenwärtigen Stand der Technik (2005), 
andere beziehen sich auf das Jahr 2030, d.h. es wird 
eine Neu- bzw. Weiterentwicklung der Technologien 
erwartet. Alle Konversionspfade sind in Tabelle 7.2-2 
auf geführt. 


Auswirkung des Skaleneffekts der 
Technologien auf Wirkungsgrade, 
Gestehungskosten, THG- Vermeidungskosten 
UND THG-Vermeidungsleistung 
Für die Analyse wurden jeweils exemplarische Anla- 
gen mit vorgegebener Leistungsgröße verwendet. 
Die Anlagengröße hat einen entscheidenden Ein- 
fluss auf die Wirkungsgrade. Je größer die Anlage, 
desto effizienter ist sie in der Regel. Dies kommt 
besonders bei den Mobilitätspfaden zum Tragen, wo 
sich die Anlagengrößen um den Faktor 300 unter- 
scheiden; Die kleinste Anlage (Biogas für Elektro- 
mobilität) ist 1,6 MW groß (ca. 0,4 t Biomasseinput 
pro Stunde), die größte (Fischer- Tropsch-Diesel) 
hat 535 MW (ca. 140 t Biomasseinput pro Stunde). 
Die Anlagengröße wirkt sich dadurch auf die Treib- 
hausgasvermeidungspotenziale und die Gestehungs- 
kosten und damit auch auf die Treibhausgasvermei- 
dungskosten aus (Kap. 7.3 und 7.4). Kleine Anlagen 
schneiden hierbei in der Regel schlechter ab, große 
besser. 


7.2.3.2 

Wirkungsgrade 

Die Nennwirkungsgrade verschiedener Bioenergie- 
nutzungspfade werden im Folgenden für die Berei- 
che Mobilität, Strom und Wärme gegenüberge- 
stellt. Wirkungsgrade setzen abgehende Zielener- 
gieströme (Strom, Wärme, Kraft) mit den in einer 
Anlage aufgewandten Energieströmen (Biomasse- 
Rohstoff, Flilfsenergien) ins Verhältnis. Zur Berech- 
nung dieses technischen Parameters verwendet der 
WBGU die Nenn Wirkungsgradmethode nach der 
VDI-Norm 4661, die in Kasten 7.2-3 näher erläutert 
wird. Ein Vorteil dieser Methode ist, dass sie etabliert 
und anerkannt ist und dadurch direkte Vergleiche 
mit anderen Studien möglich sind. Außerdem kann 
durch eine exergetische Bewertung in den Berech- 
nungen der Wärmebereitstellung zwischen Exergie 
und Energie unterschieden werden und auf Basis 
des mechanischen bzw. elektrischen Äquivalents der 
Wärmeenergie können die drei Bereiche Mobilität, 
Strom und Wärme sektorenübergreifend verglichen 
werden. In vielen Publikationen wird der Wirkungs- 
grad zur Bereitstellung von einer thermischen Ener- 
gieeinheit Wärme mit einer chemischen Energie- 
einheit Kraftstoff oder elektrischen Energieeinheit 
Strom gleichgesetzt. Alle drei Größen sind jedoch 
von unterschiedlicher energetischer Natur und kön- 
nen nur unter Berücksichtigung des zweiten Haupt- 
satzes der Thermodynamik sinnvoll miteinander ver- 
glichen und bewertet werden, wie in Kasten 7.2-3 
gezeigt wird. Werden jedoch Vergleiche innerhalb 
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Tabelle 7.2-1 

Auswahl der verschiedenen Anbausysteme, die vom WBGU untersucht wurden. 
Quelle: WBGU 


Bezeichnung im Nutzungspfad 

Vorherige Landnutzung und 

Herkunft des Rohstoffes 

Anhausystem, Rohstoff 

Tropische Monokulturen 

Zuckerrohr (degradiert) 

Degradiertes Land (Brasilien)* 

Zuckerrohr 

Zuckerrohr 

Acker (Brasilien) 


Ölpalme (Regenwald) 

Tropischer Regenwald (Indonesien)* 

Ölpalme 

Ölpalme (degradiert) 

Degradiertes Land (Indonesien)* 


Jatropha 

Acker (Indien) 

Jatropha 

Jatropha (marginal) 

Marginales Land (Indien) 


Temperate Monokulturen 

Maissilage 

Acker (Deutschland) 

Mais 

Maiskörner 

Acker (Deutschland) 

Mais 

Getreide, Weizen 

Acker (Deutschland) 

Getreide 

Raps 

Acker (Deutschland) 

Raps 

Rutenhirse 

Acker (Deutschland) 

Hirse, Rutenhirse 

Kurzumtriehsplantagen (schnellwachsende Baumarten) 

KUP 

Acker (Deutschland) 

Pappel, Weide 

Temperates Grasland 

Grassilage 

Wiese (Deutschland)* 

Gras 

Reststoffe und Ahfälle 

Ernterückstände/Gülle 

- 

Ernterückstände/Gülle 

Gülle 

- 

Gülle 

Restholz 

- 

Restholz 

Stroh 

- 

Stroh 

Altfett 

- 

Speisefett, Tierfett, Altfett 

Bioabfall 

- 

BioAbfall, Biomüll 

Mischung aus Energiepflanzen und Reststoffen 

Grassilage/Gülle 

Wiese (Deutschland)* 

Grassilage (70 %), Gülle (30 %) 

* in diesen Anbausystemen wurden keine THG-Emissionen aus indirekten Landnutzungsänderungen angesetzt, da es derzeit in Deutschland aufgrund der sich ändern- 
den Milchquoten und der zunehmenden Fütterung von Rindern mit hochwertigem Ackerfutter Grünland gibt, für das eine Nutzung gesucht wird, weshalb sich eine Nut- 
zung von Gras und Gülle als Substrat in Biogasanlagen anbietet. Dies ist allerdings ein durch die derzeitige Marktlage bedingter spezifisch deutscher bzw. europäischer 
Sonderfall und kann nicht auf andere Regionen übertragen werden, so dass Umnutzung von Grasland andernorts indirekte Landnutzungsänderungen auslösen kann. 


des Wärmesektors gezogen, ist die thermische Ener- 
gie als Nutzenergie relevant. 

Vergleich der Wirkungsgrade der Strom- 
UND Wärmeerzeugung aus Bioenergie 
Aus dem Bereich der Kraft-Wärme-Kopplung wur- 
den 37 Nutzungspfade untersucht sowie zudem ein 
Pfad zur reinen Stromerzeugung durch Mitfeuerung 
von Biomasse in einem Steinkohlekraftwerk. Ener- 
getisch betrachtet lässt sich durch die direkte Ver- 
brennung holzartiger Biomasse im Heizkraftwerk 
oder deren Vergasung und direkte Nutzung in Gas- 
turbinen im Vergleich am meisten Energie aus Bio- 
masse, insbesondere holzartiger Biomasse, gewin- 


nen. Ebenfalls energetisch effizient ist die Nutzung 
von Rapsöl in BHKW oder von Mais und Ruten- 
hirse in Biogasanlagen. Exergetisch betrachtet sind 
die Unterschiede weniger signifikant. Der exerge- 
tische Wirkungsgrades liegt im Schnitt bei ca. 30%, 
wobei die Mitverbrennung von Biomasse im Kohle- 
kraftwerk sowie die Verwendung von Brennstoffzel- 
len oder der Einsatz von Rapsöl in BHKW am effi- 
zientesten sind. Insgesamt weisen Festoxid-Brenn- 
stoffzellen sehr hohe elektrische Wirkungsgrade auf, 
was ein Vorteil dieser Technologie ist. 

Wird die Nutzung verschiedener Rohstoffe unter 
Einsatz derselben Technologie etwa am Beispiel der 
Biomethan-GuD-Pfade verglichen, zeigt sich, dass 
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Tabelle 7.2-2 

Aufstellung der vom WBGU untersuchten technischen Konversionsverfahren. 
Quelle: WBGU und Müller- Langer et al.,2008 


Bezeichnung im 

Nutzungspfad 

Konversionsschritte 

Produkt- bzw. 
Produktrvandlung 

Leistungsgröße der Anlage 

Biomasseinput in MW 
thermischer Feuerungsleistung 

Mobilität 

Ethanol-PKW 

Alkoholische Fermentati- 
on, Absolutierung 

Bioethanol (1. Gen. 
Ausnahme Stroh: 2. Gen.) 
Ottomotor / Flexible-Fuel- 
Vehicle 

Mais - 192 MW 

Zuckerrohr - 319 MW 

Getreide - 229 MW 

Stroh - 378 MW 

Biodiesel-PKW 

Extraktion, Umesterung 

Biodiesel (1. Gen.) 
Dieselmotor 

Rapskörner - 175 MW 

Ölpalme - 298 MW 

Jatropha - 291 MW 

Altfett - 61 MW 

Pflanzenöl-PKW 

Extraktion 

Pflanzenöl (1. Gen.) 
Dieselmotor (angepasst) 

Rapskörner - 2,9 MW 

Biomethan-PKW 

Anaerobe Vergärung, 
Gasaufbereitung 

Biomethan (1. Gen.) 
Gas-Ottomotor 

Mais - 3,2 MW 

Gülle/Ernterückstände - 5,0 MW 
Grassilage/Gülle - 3,8 MW 
Bioabfall - 3,9 MW 

Biomethan-PKW 

Vergasung, Methanisie- 
rung 

Biomethan (2. Gen.) 
Gas-Ottomotor 

KUP - 39 MW 

Restholz - 39 MW 

Fischer-Tropsch-Diesel-BtL 

Flugstromvergasung, 
Fischer-Tropsch-Synthese 
(Biomass-to-Liquid, BtL) 
Upgrading 

BtL-Diesel (2. Gen.) 
Dieselmotor 

KUP -518 MW 

Restholz - 518 MW 

Stroh - 536 MW 

Wasserstoff-BrennstZelle 

(PEM) 

Vergasung, 

Gasreinigung 

Biowasserstoff (2. Gen.) 
Brennstoffzelle (Hj) 
(Proton-Exchange- 
Membrane, PEM) 

Restholz - 250 MW 

Biogas-BHKW-elektroPKW 

Anaerobe Vergärung, 
Verbrennung in BHKW 
zur Strom u. Wärmeer- 

Biostrom 

Elektromotor 

Hirse - 1,6 MW 

Gülle/Ernterückstände - 2,5 MW 


zeugung 



Wärme 

Pellet-Heizung 

Pelletierung 

Pellets 

Kleinfeuerungsanlage 

(Pellet-Heizung) 

Hirse - 0,017 MW 

KUP - 0,015 MW 

Restholz - 0,016 MW 

Stroh - 0,019 MW 

Strom und Wärme - Kraft-Wärme-Kopplung (nur Strom bei (Stein)Kohlekraftwerken) 

Biogas-BHKW 

Anaerobe Vergärung 

Biogas 

Dezentrales Blockheiz- 
kraftwerk (BHKW) 
Gas-Ottomotor 

Mais - 1,6 MW 

Hirse - 1,6 MW 

Gülle/Ernterückstände - 2,5 MW 
Grassilage/Gülle - 1,9 MW 
BioAbfall - 3,9 MW 

Biomethan-BHKW 

Anaerobe Vergärung, 
Gasaufbereitung 

Biomethan 

Dezentrales BHKW 
Gas-Ottomotor 

Mais - 3,2 MW 

Hirse - 3,1 MW 

Gülle/Ernterückstände - 5,0 MW 
Grassilage/Gülle - 3,8 MW 
BioAbfall - 3,9 MW 

Biogas-BrennstZelle (SOFC) 

Anaerobe Vergärung 

Biogas 

Festoxid-Brennstoffzelle 

(SOFC) 

Mais - 1,6 MW 

Hirse - 1,6 MW 

Gülle/Ernterückstände - 2,5 MW 
Grassilage/Gülle - 1,9 MW 
BioAbfall - 3,9 MW 
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Fortsetzung Tabelle 7.2-2 

Aufstellung der vom WBGU untersuchten technischen Konversionsverfahren. 


Bezeichnung im 
Nutzungspfad 

Konversionsschritte 

Produkt- bzw. 
Produktwandlung 

Leistungsgröße der Anlage 

Biomasseinput in MW 
thermischer Feuerungsleistung 

Biomethan-GuD 

Anaerobe Vergärung, 
Gasaufbereitung 

Biomethan 

Zentrales GuD-Kraftwerk 

Mais - 3,2 MW 

Hirse - 3,1 MW 

KUP - 39 MW 

Restholz - 39 MW 
Gülle/Ernterückst. - 5,0 MW 
Grassilage/Gülle - 3,8 MW 
BioAbfall - 3,9 MW 

Pflanzenöl-BHKW 

Extraktion, (Umesterung) 

Pflanzenöl 

Dezentrales BHKW 
(Dieselmotor) 

Raps - 2,9 MW 

Ölpalme - 3,9 MW 

Jatropha - 3,7 MW 

Pellet-Kohle-KW 

Pelletierung, 

Mitverbrennung 

Pellets 

Zentrales Steinkohlekraft- 
werk 

KUP - 100 MW 

Restholz - 103 MW 

Stroh - 144 MW 

Hackschn-HeizKW- 

DampfTurb 

Verbrennung 

Hackschnitzel 

Zentrales Heizkraftwerk 
Dampfturbine 

KUP - 22 MW 

Restholz - 22 MW 

Stroh - 22 MW 

Rohgas-GasTurb 

Wirbelschichtvergasung 

Rohgas 

Gasturbine 

KUP - 90 MW 

Restholz - 90 MW 

Rohgas-BrennstZelle 

(SOFC) 

Wirbelschichtvergasung 

Rohgas 

Festoxid-Brennstoffzelle 

(SOFC) 

KUP - 18 MW 

Restholz - 18 MW 


holzartige Biomasse wie KUP und Restholz sowie 
Gräser wie Rutenhirse effizienter gewandelt werden 
können als etwa Bioabfall oder Ernterückstände. 

Vergleich der Wirkungsgrade der 
Wärmeerzeugung aus Bioenergie 
Die Verwendung verschiedener Rohstoffe für die 
Wärmeerzeugung wurde exemplarisch an einer 
Pelletheizung mit einer Leistung von 15 kW analy- 
siert. Der exergetische Wirkungsgrad liegt für die 
untersuchten Wärmepfade in einer Bandbreite von 
15-20 % und damit über den meisten der betrachte- 
ten Mobilitätspfade. Aus Abbildung 7.2-3 wird deut- 
lich, dass die Nutzung von KUP und Restholz effizi- 
enter ist als die Nutzung von Rutenhirse und Stroh. 
Der Grund dafür ist, dass bei halmartiger Biomasse 
wegen der geringeren Energiedichten der relative 
Energieaufwand zur Pelletierung größer ist als bei 
holzartiger Biomasse. Den hier betrachteten Pfaden 
zur reinen Wärmebereitstellung ist jedoch die Wär- 
mebereitstellung durch Kraft-Wärme-Kopplung in 
Bezug auf den exergetischen Wirkungsgrad überle- 
gen. 

Vergleich der Wirkungsgrade der 
Mobilitätspfade 

Für die Nutzung von Biomasse im Verkehrssektor 
sind in Abbildung 7.2-3 u.a. die Wirkungsgrade von 
25 Bioenergienutzungspfaden für Mobilität gegen- 


übergestellt, die sich in der Kraftstoffbereitstellung 
und in der verwendeten Automobiltechnik unter- 
scheiden (vgl. Kennwerte der Kraftfahrzeuge in 
Tabelle 7.3-2). Durch den Bezug auf den mechani- 
schen Antrieb des Fahrzeuges als Zielenergie kön- 
nen Biokraftstoffe der 1. und 2. Generation mit der 
Elektromobilität unter Verwendung von Biomasse 
verglichen werden. 

Bei der Verwendung von Biomasse in der Mobi- 
lität weist der Einsatz von biogenem Strom in der 
Elektromobilität besondere Vorzüge gegenüber Bio- 
kraftstoffen in konventionellen Verbrennungsmoto- 
ren auf: Der exergetische Wirkungsgrad der Pfade 
ist nahezu doppelt so hoch wie bei den konventio- 
nellen Biokraftstoffen in Verbrennungsmotoren. 
Gründe dafür sind zum einem die effiziente Strom- 
produktion und die Verwendung in modernen Elek- 
tro-Pkw sowie zum anderen die effiziente Nutzung 
des Rohstoffs Biomasse, da in der stationären Ener- 
giewandlung die Abwärme des Verbrennungsprozes- 
ses genutzt werden kann, in der mobilen Anwendung 
hingegen nicht (Kap. 8.1). Der Vergleich zeigt darü- 
ber hinaus, dass die Verwendung von Biokraftstoffen 
der 2. Generation nicht generell effizienter ist als die 
der 1. Generation. Die Herstellung und Nutzung von 
Ethanol mit einem Wirkungsgrad von maximal 11 % 
ist wenig effizient. Höhere Wirkungsgrade erzielen 
einige Biodieselpfade, die allerdings nicht die ganze 
oberirdische Pflanze nutzen, sondern beispiels- 
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weise nur Pflanzenteile wie Rapssamen oder Jatro- 
pha-Nüsse. Eine Ausnahme stellt auch Altfett als 
Rohstoff dar, das sehr effizient in Biodiesel gewan- 
delt werden kann, da Altfett ein bereits gewandeltes 
Pflanzenprodukt ist und dieser Konversionsschritt 
daher nicht mehr zu Buche schlägt. 

Bei der Herstellung von Fischer- Tropsch-Diesel 
kann zusätzlich eine geringe Menge Strom bereitge- 
stellt werden. Obwohl es sich bei den drei betrach- 
teten theoretischen BtL-Konzepten um eine sehr 
große Anlagengröße mit ca. 500 MW thermischer 
Feuerungsleistung handelt, ist der Wirkungsgrad 
der BtL-Herstellung und Nutzung mit einer Band- 
breite von 14% bis 16% vergleichbar mit anderen 
Mobilitätspfaden, denen weit kleinskaligere Anlagen 
zugrunde liegen. Im Bereich Biomethan zeigen KUP 
und Restholz die höchsten Wirkungsgrade, da in der 
Vergasung von diesen Rohstoffen Kraftstoff, Strom 
und Wärme im Polygenerationkonzept bereitgestellt 
werden kann (Fürnsinn, 2007). Die Vergasung von 
Restholz zu Wasserstoff bei einer Anlagengröße von 
250 MW thermischer Feuerungsleistung und dessen 
Einsatz in modernen Brennstoffzellenfahrzeugen 
sind kaum effizienter als konventionelle Biokraft- 
stoffe in Verbrennungsmotoren. 

Die Anlagengröße hat besonders in den unter- 
suchten Mobilitätspfaden deutliche Auswirkungen 
auf die Wirkungsgrade. Für die Stromerzeugung zur 
Nutzung bei der Elektromobilität wurde beispiels- 
weise mit 1,6 MW eine relativ kleine Leistungsklasse 
betrachtet. Wird Biomasse in größeren Kraftwer- 
ken verströmt und auch hier die Abwärme sinnvoll 
genutzt, hegt die Effizienz des Elektromobilitätspfa- 
des noch höher als dargestellt. 

Vergleichende Bewertung 
Insgesamt zeigt sich, dass sich bei der reinen Wär- 
mebereitstellung zwar die höchsten energetischen 
Wirkungsgrade erzielen lassen, die Exergie, also 
das mechanische bzw. elektrische Äquivalent dieser 
Wärme, jedoch deutlich unter den Werten der Kraft- 
Wärme-Kopplung oder auch unter den Werten der 
reinen Stromerzeugung im Kraftwerk hegt. Bei exer- 
getischer Betrachtung sind also die Stromerzeugung 
und Kraft-Wärme-Kopplung effizienter als die reine 
W ärmebereitstellung. 

Die geringste exergetische Wertigkeit wird beim 
Einsatz von Biokraftstoffen in Kraftfahrzeugver- 
brennungsmotoren erreicht, die in den meisten Fäl- 
len nur etwa dem halben Äquivalent der Verbren- 
nung für die reine Wärmeerzeugung oder gar einem 
Drittel der erreichbaren Werte beim KWK-Kraft- 
werk bzw. der reinen Stromerzeugung entspricht. 
Eine effizientere Nutzung als im Verkehr ist durch 
die Nutzung von Biokraftstoffen erreichbar, wenn 
sie in der kombinierten Strom- und Wärmeerzeu- 


gung verwendet werden wie beispielsweise Bioetha- 
nol in GuD-Kraftwerken oder Pflanzenöl in BHKW. 
Eine Ausnahme stellt die Elektromobilität dar, bei 
der nicht nur die Konversion in die Antriebsener- 
gie effizienter ist als beim Verbrennungsmotor, son- 
dern auch zusätzlich ein exergetischer Anteil aus 
der Abwärme bei der KWK entsteht. Allerdings ist 
die Elektromobilität eine Anwendung des bereit- 
gestellten Stroms und somit in der Darstellung nur 
innerhalb der Mobilitätspfade, jedoch nicht mit den 
Strompfaden zu vergleichen. 

Ein vollständiger sektorenübergreifender Ver- 
gleich ist nur mit Betrachtung der Exergie mög- 
lich. Die Verwendung von Bioenergie ist allerdings 
auch abhängig von der Nachfrage in den jeweiligen 
Sektoren und dem je nach Land unterschiedlichen 
Energiesystem. Hinsichtlich der technischen Effizi- 
enz und der exergetischen Bewertung sind die KWK 
und reine Stromerzeugung eindeutig zu bevorzugen. 
Falls jedoch beispielsweise der Strombedarf zukünf- 
tig durch andere erneuerbare Energien gedeckt ist, 
ist auch in Einzelfällen die Biomassenutzung in rei- 
nen Wärmeanwendungen wie Pelletheizungen oder 
Hackschnitzelheizwerken vorstellbar. 

Beim Vergleich von Pfaden, die ähnliche techni- 
sche Konversionsverfahren haben, sich aber durch 
die eingesetzte Biomasse unterscheiden, zeigen sich 
keine systematischen Effizienzunterschiede zwi- 
schen Reststoffen und Energiepflanzen. In der Regel 
streuen die Werte bei Reststoffen allerdings stär- 
ker, was am Vergleich der Pfade mit Restholz, Alt- 
fett, Ernterückständen/Gülle und Bioabfall deutlich 
wird. 


7.2.4 

Effizienz verschiedener traditioneller 
Konversionsverfahren 

Traditionelle Biomassenutzung findet vorwiegend in 
Entwicklungsländern statt. Für die Bereiche Mobi- 
lität und Stromerzeugung gelten sehr ähnliche Wir- 
kungsgrade wie in Industrieländern, deshalb werden 
sie hier nicht spezifisch erläutert. Der interessante 
Bereich der Bioenergienutzung in den Entwick- 
lungsländern in Bezug auf die Effizienz sind dage- 
gen die Wärmeanwendungen, besonders die Wärme- 
bereitstellung zum Kochen. 

Holzherde 

Der global größte Verbrauch von Biomasse findet 
in Entwicklungsländern zum Kochen, Heizen und 
Beleuchten statt. Traditionell wird mit gesammel- 
tem Feuerholz auf dem Drei-Steine-Herd gekocht, 
der wegen der schlechten Verbrennung und Wärme- 
nutzung nur einen Wirkungsgrad von 5-15 % besitzt 
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Kasten 7.2-3 

Methodik, Bilanzgrenzen und Berechnung der 
Nennwirkungsgradmethode 

Im Folgenden wird die Methode zur Berechnung des Nenn- 
wirkungsgrades von Bioenergiepfaden nach VDI 4661 vor- 
gestellt. Diese Methode ist aus Sicht des WBGU besonders 
geeignet, um sektorenübergreifend die Verwendung von 
Biomasse in Verkehr, Wärme und Strom zu vergleichen. 

Der Wirkungsgrad eines Systems ist definiert als Quo- 
tient aus der nutzbaren abgegebenen Leistung (Nutzen) 
und der zugeführten Leistung (Aufwand; VDI, 2000, 2003). 
Die Definition von Nutzen und Aufwand ist jeweils abhän- 
gig von der Anwendung und Versorgungsaufgabe (Stiens, 
2000). Die Zielenergie ist die gewünschte Energieform 
eines Konversionsprozesses. Als Zielenergien definiert 
der WBGU mechanische und elektrische Energie sowie 
thermische Energie in Form von Nutzwärme. Der Nutzen 
einer Energiebereitstellung aus Biomasse wird demnach 
als Strom, Wärme und Antrieb eines Fahrzeugs gesehen. 
Der Kernprozess in allen Konversionsverfahren von Bio- 
energie ist die Verbrennung des Bioenergieträgers. Alle 
Prozesse werden daher einschließlich dieses Kernprozes- 
ses bilanziert und auf Basis der Zielenergie miteinander 
verglichen. 

In manchen Konversionsprozessen wird nicht nur eine 
Zielenergie bereitgestellt, sondern zusätzlich weitere Ener- 
gieformen. In der Kraft-Wärme-Kopplung wird die Erzeu- 
gung von Kraft bzw. Strom mit der Erzeugung von Wärme 
gekoppelt. In der Polygeneration, der Kraft-Wärme-Kraft- 
stoff- Kopplung oder Kraft-Kälte-Kraftstoff-Kopplung wird 
der Rohstoff Biomasse in drei Zielenergien gewandelt: 
Strom bzw. Kraft, Kraftstoff und Wärme bzw. Kälte. Alle 
drei Zielenergien werden als Nutzen im Wirkungsgrad ein- 
gerechnet (Gleichung 7.2-1). 

Neben diesen Energieformen gibt es Nebenprodukte 
(PNebenprod 'tt Glcichung 7.2-1), die nicht in Form der Zie- 
lenergie vorliegen, aber einen energetischen Wert haben. 
Diese Nebenprodukte können andere herzustellende Pro- 
dukte substituieren bzw. den energetischen Aufwand redu- 
zieren. Sie werden daher energetisch vom Aufwand bzw. 
der eingesetzten Biomasse abgezogen. Hierzu zählen Gly- 
cerin, Naphtha (Rohbenzin), Presskuchen, Dried Distillers 
Grain with Solubles (DDGS) aus der Ethanolproduktion 
und Extraktionsschrot aus der Rapssaatpressung. Teilweise 
müssen die Nebenprodukte noch aufbereitet werden (z.B. 
durch Trocknung), bevor sie energetisch genutzt werden 
können. Deshalb werden nicht alle Reststoffe energetisch 
zu 100% gewertet. Einige Nebenprodukte werden fast 
ausschließlich stofflich genutzt (vorwiegend als Futtermit- 
tel oder Dünger) wie beispielsweise Gärreste, Extrakti- 
onsschrot, DDGS und werden daher in der verwendeten 
Methode nur mit 50 % als Reduktion des Aufwandes zur 
Bioenergiebereitstellung angerechnet. Bei anderen Neben- 
produkten wie Glycerin oder Naphtha handelt es sich um 


flüssige Energieträger, die zwar auch vorwiegend stofflich 
genutzt werden, jedoch direkt zu 100% ohne Aufbereitung 
thermisch genutzt werden können und daher zu 100 % 
angerechnet werden. Glycerin kann sehr gut als Kosubstrat 
in Biogasanlagen mit hohen Methanausbeuten vergoren 
werden. Eine Ausnahme bildet die bei der Ethanolher- 
stellung aus Zuckerrohr anfallende Bagasse. Diese wird 
für gewöhnlich zur Stromerzeugung verbrannt, muss aber 
zuvor getrocknet werden. Bagasse wird daher als Reduk- 
tion des Aufwands mit 80 % angerechnet. 

Hilfsenergie wird über die gesamte Nutzungskette vom 
Anbau bis zur Zielenergie fast immer zum Aufwand hinzu- 
gerechnet. Beispiele sind der Maschineneinsatz zur Feldbe- 
stellung, der Energieaufwand zum Transport der Biomasse 
und die in den Konversionsprozessen notwendige Energie 
in Form von Strom und Wärme. Thermische und elektri- 
sche Hilfsenergie kann in einem Energiewandlungsverfah- 
ren auch vom Nutzen abgezogen werden, allerdings nur, 
wenn es sich um die gleiche Energieform handelt (VDI, 
2000). Demnach wird der Strombedarf der Konversions- 
anlage vom produzierten Strom, d.h. dem Nutzen abge- 
zogen (Nettostromproduktion). In der Praxis wird dies in 
Deutschland aus wirtschaftlichen Gründen jedoch nicht 
immer so gehandhabt, da regenerativer Strom aufgrund 
des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes zu einem höheren 
Preis verkauft werden kann als konventioneller Strom 
bezogen wird. Die thermische Hilfsenergie kann nur dann 
von der produzierten Wärme abgezogen werden, wenn sie 
in den Energiewandlungsprozess integriert wird. In vie- 
len Fällen ist das Temperaturniveau der Ausgangswärme 
deutlich niedriger als das der benötigten Prozesswärme. In 
der thermischen Kraftwerkstechnik ist es daher üblich, die 
thermische Hilfsenergie zum Aufwand zu rechnen (Bolhär- 
Nordenkampf, 2004; Strauß, 2006). In der hier verwendeten 
Methode werden alle Formen der Hilfsenergie zum Auf- 
wand gezählt mit Ausnahme der elektrischen Hilfsenergie, 
wenn in der Anlage selbst Strom erzeugt wird. Diese wird, 
wenn sie die Stromproduktion der Anlage nicht übersteigt, 
vom Nutzen , Strom’ abgezogen. Wenn sie diese übersteigt, 
zählt sie zum Aufwand. 

Definition der Bilanzgrenzen und der 
Berechnung des Wirkungsgrades 
Die Bilanzgrenzen (Abb. 7.2-2) der ausgewählten Bioener- 
giekonversionspfade umfassen den Rohstoffanbau bzw. 
die Bereitstellung der Reststoffe, den Rohstofftransport, 
die Wandlung in verschiedenen Konversionsschritten zum 
Produkt „Kraftstoff“ (Biodiesel, Bioethanol, Biostrom), 
den Produkttransport und die Produktwandlung zur Ziel- 
bzw. Nutzenergie Wärme, Strom und Kraft (mechanische 
Energie am Rad des Fahrzeuges). Koppelprodukte und 
Hilfsenergien werden wie oben beschrieben integriert. 

Zur Bewertung der Bioenergiepfade wird der Wir- 
kungsgrad, wie in Gleichung 7.2-1 beschrieben, nach VDI 
4661 (VDI, 2003) berechnet: 

Für das vorliegende Gutachten und in Müller-Langer 
et al., 2008 wurde als Energieaufwand für den Transport 


_ Pab (Nutzen) _ Pstromjetto + PKraft Pwärme • ^1 Carnot 

Pzu (Aufwand) Pßiomasse ^ PRE.Anbau "*■ ^ PnE.Trans. "*■ PHE.therm. + PnE.elektr. “ PNebenprod. 

Gleichung 7.2-1 

Berechnung des exergetischen Wirkungsgrades T|^„. Beim exergetischen Wirkungsgrad wird die Wärme über den Carnot- 
Wirkungsgrad bewertet. Die Berechnung des energetischenWirkungsgrads erfolgt analog, wobei der Faktor 
ricarnotdittfällt. HE = Hilfsenergie. 
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Abbildung 7.2-2 

Bilanzgrenzen zur 
Wirkungsgradberechnung. 

Alle Energieflüsse, die entlang 
der Bereitstellungskette von 
Bioenergie auftreten, werden in die 
Bilanzierung miteinbezogen. Dies 
umfasst die Hauptenergieströme 
Biomasserohstoff als Input und 
elektrische, mechanische und 
thermische Energie als Output 
sowie alle Hilfsenergieströme im 
Anbau, dem Transport und der 
Wandlung der Biomasse bzw. des 
Bioenergieträgers und eventuell 
anfallende Koppelprodukte wie 
Naphtha, Presskuchen, Bagasse, 
Glycerin usw. 

Quelle: WBGU 



Neben- Wärme 
Produkte 


des Rohstoffes Biomasse eine Distanz von 50 km angesetzt 
und für die Produktverteilung (vorwiegend Biokraftstoffe) 
eine Distanz von 300 km zugrunde gelegt. Ferner wird eine 
Auslastung der Anlagen von 7.000 h pro Jahr bzw. bei Mit- 
verbrennung von Biomasse in Steinkohlekraftwerken von 
5.000 h pro Jahr angenommen. Als Datengrundlage für 
alle Wirkungsgradberechnungen wird Müller-Langer et al., 
2008 verwendet. 

Exergetische Wertung von Wärme 
Ein direkter Vergleich der Wärmeenergie mit elektrischer 
bzw. mechanischer Energie kann zu falschen Schlussfol- 
gerungen führen, da sich diese Energieformen nicht eins 
zu eins in die jeweils anderen umwandeln lassen. So lässt 
sich Wärmeenergie auch bei verlustfreier und reversibler 
Wandlung nur teilweise in mechanische bzw. elektrische 
Energie konvertieren. Dieser Anteil ist vom Temperatur- 
niveau der zur Verfügung stehenden Wärmeenergie abhän- 
gig und wird als Exergie bezeichnet. Sie lässt sich über den 
thermischen Wirkungsgrad des Carnot-Prozesses wie folgt 
nach Gleichung 7.2-2 darstellen: 


Gleichung 7.2-2 

Berechnung der Exergie von Wärme. 

Hierbei wird der exergetische Anteil der Wärme mit 
E,,„, die Wärmeenergie mit E,|„ das Temperaturniveau der 
Wärme in Kelvin mit Tjj und die Umgebungswärme mit T^ 
bezeichnet. Umgekehrt lässt sich z.B. über einen Wärme- 
pumpenprozess aus mechanischer bzw. elektrischer Ener- 
gie, die den Wert der Energie besitzt, wieder die gesamte 
Wärmeenergie bereitstellen. 

Die Exergie ist also das mechanische bzw. elektrische 
Äquivalent der Wärmeenergie und in Abbildung 7.2-3 für 
die verschiedenen Wandlungsvorgänge dargestellt. 

Für die Berechnung der Wirkungsgrade und die Wer- 
tung der Wärme wurden hierbei vereinfachend eine Umge- 
bungstemperatur T„ von 293 K (20°C) und ein Temperatur- 
niveau der ausgekoppelten Wärme T„ von 373 K (100°C) 
angenommen. Daraus abgeleitet werden die Wärmemen- 
gen in der Wirkungsgradberechnung mit dem Faktor 0,214 
bewertet, der sich aus dem Carnot- Wirkungsgrad ergibt. 
Dieser Teil ist die Exergie der Wärme. In den folgenden 
Abbildungen wird der Wirkungsgrad der Wärmebereit- 
stellung jeweils aufgeteilt nach Exergie und Anergie dar- 


gestellt. Energie besteht immer aus Exergie und Anergie 
(Baehr, 1965; Baehr und Kabelac, 2006). Diese Unterschei- 
dung ist in der Thermodynamik üblich, wohingegen außer- 
halb des technischen Diskurses diese Unterscheidung in 
vielen Fällen nicht getroffen wird und dadurch technische 
Sachverhalte fehlerhaft interpretiert werden können. 

Für die Berechnung der Mobilitätspfade im Gutachten 
wurde auf durchschnittliche Kennwerte aus der mittleren 
Fahrzeugklasse zurückgegriffen, die in Tabelle 7.2-3 zusam- 
mengestellt sind. Alle Werte sind nach dem neuen europä- 
ischen Fahrzyklus (NEFZ) ermittelt, welcher einheitlich 
festlegt, unter welchen Bedingungen und mit welchen 
Geschwindigkeitsabläufen ein Fahrzeug bei der Ermittlung 
des Energie- bzw. Kraftstoffverbrauchs und den dabei ent- 
stehenden Treibhausgasemissionen betrieben wird. 


Tabelle 7.2-3 

Kennwerte der verwendeten Fahrzeugtypen in den 
Mobilitätspfaden nach neuem europäischen Fahrzyklus. 
Die Größe MJ bezogen auf Input beschreibt den Ener- 
gieträger im Fahrzeug, d.h. ein MJ Kraftstoff bzw. ein 
MJ Strom. 

Quelle: Müller-Langer et al., 2008 


Fahrzeugtyp - 
Antriebsaggregat 

Zeit- 

horizont 

Reich- 

weite 

bezogen 

auf 

Input 

[kni/MJ] 

Wirkungs- 
grad (me- 
chanische 
Antriebs- 
energie 
bezogen 
auf Input) 

Qtto-Verbrennungs- 
motor für Benzin 

2005 

0,37 

0,26 

und Gas (Methan) 

2030 

0,48 

0,29 

Diesel- Verbren- 
nungsmotor 

2005 

0,43 

0,29 

2030 

0,53 

0,32 

Elektromotor 

2030 

1,11 

0,78 

PEM-Brennstoff- 
zellen-Pkw mit 
Elektromotor 

2030 

0,71 

0,39 


^ex ^th • ^Carnot ^th • 1 








Pfl.- Bio- Bio- Eiektr.- Bio- Bio- Roh- Hs. + Roh- 

Biodiesel öl ethanoi methan mobii. diesei Eth. methan H 2 Peiiets Pflanzenöl Biogas Biomethan gas Peiiets Biogas Biomethan gas Hs. Peiiets 
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Stroh-Pellet-KohieKW-2005 
Restholz-Pellet-KohleKW-2005' 

Stroh-Hackschn-HeizKW-DampfTurb-2005 

Restholz-Hackschn-HeizKW-DampfTurb-2005 

Restholz-Rohgas-BrennstZelie(SOFC)-2030 

Resthoiz-Rohgas-GasTurb-2030 

Resthoiz-Biomethan-GuD-KW-2030 

BioAbfall-Biomethan-GuD-KW-2005 

Ernterückstände/Güile-Biomethan-GuD-KW-2030 

BioAbfall-Biomethan-BHKW-2005' 

Ernterückstände/Güile-Biomethan-BHKW-2005 

BioAbfail-Biogas-BrennstZelie(SOFC)-2005 

Ernterückstände/Gülie-Biogas-BrennstZelie(SOFC)-2005 

BioAbfall-Biogas-BHKW-2005' 

Ernterückstände/Gülie-Biogas-BHKW-2005 

KUP-Pellet-KohleKW-2030' 

KUP-Hackschn-HeizKW-DampfTurb-2030' 

KUP-Rohgas-BrennstZelle(SOFC}-2030' 

KUP-Rohgas-GasTurb-2030 

KUP-Biomethan-GuD-KW-2030' 

Grassiiage/Güile-Btomethan-GuD-KW-2030’ 

Rutenhirse-Biomethan-GuD-KW-2030 

Maissilage-Biomethan-GuD-KW-2005 

Grassiiage/Güile-Biomethan-BHKW-2030’ 

Rutenhirse-Biomethan-BHKW-2030 

Maissilage-Biomethan-BHKW-2005 

Grassilage/Gülle-Biogas-BrennstZeile(SOFC)-2030’ 

Rutenhirse-Biogas-BrennstZelie{SOFC)-2030 

Maissilage-Biogas-BrennstZelie{SOFC)-2005 

Grassilage/Gülie-Biogas-BHKW-2030’ 

Rutenhirse-Biogas-BHKW-2030 

Maissiiage-Biogas-BHKW-2005 

Raps-Pflanzenöl-BHKW-2005' 

Jatropha(degradiert)-Pfianzenöl-BHKW-2030 

Jatropha-Pflanzenöl-BHKW-2030' 

Öipaime(degradiert)-Pfianzenöt-BHKW-2005 

Ölpalme(Regenwald)-Pflanzenöl-BHKW-2030 


Stroh-Pellet-Heizung-2005 

Resthotz-Peliet-Heizung-2005 

KUP-Pellet-Heizung-2030' 

Rutenhirse-Peliet-Heizung-2030 


Resthoiz-Wasserstoff— BrennstZeile(PEM)-PKW-2030 
BioAbfall-Biomethan-PKW-2005' 

Ernterückstände/Gülle-Biomethan-PKW-2005 

Restholz-Biomethan-PKW-2030 

Stroh-Ethanol-PKW-2030' 

Altfett-Biodiesel-PKW-2005 

Stroh-Fischer-Tropsch-Diesel-BTL-PKW-2030 

Resthoiz-Fischer-Tropsch-Dieset-BTL-PKW-2030 

Erntenjckstände/Gülle-Biogas-BHKW-eiektroPKW-2005 

Resthoiz-Hackschn-HeizKW-DampfTurb-eiektroPKW-2030 

Rutenhirse-Biogas-BHKW-eiektroPKW-2030 

Grassiiage/Güile-Btomethan-PKW-2030’ 

KUP-Biomethan-PKW-2030' 

Maissilage-Biomethan-PKW-2005 

Getreide-Ethanol-PKW-2005' 

Maiskörner-Ethanol-PKW-2005 

Zuckerrohr(degradiert)-Ethanol-PKW-2030 

Zuckerrohr-Ethanol-PKW-2005 

Raps-Pflanzenöl-PKW-2005' 

Raps-Biodiesel-PKW-2005 

KUP-Fischer-Tropsch-Diesel-BTL-PKW-2030' 

Jatropha(degradiert)-Biodiesel-PKW-2030 

Jatropha-Biodiesel-PKW-2030 

Ölpalme(degradiert)-Biodiesel-PKW-2005 

Ölpalme(Regenwaid)-Biodiesel-PKW-2030 
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Abbildung 7.2-3 

Überblick über die exergetischen und energetischen Wirkungsgrade (ohne bzw. mit hellgelben Balken) der untersuchten 
Bioenergienutzungspfade - Wirkungsgrad des Biomassekonversionspfades in %. Die Bezeichnungen der Pfade beziehen sich 
. auf die in den Tabellen 7.2-1 und 7.2-2 aufgelisteten Anbaussysteme und Konversionsverfahren. 

Quelle: WBGU 


(Mande und Kishore, 2007). Weit verbreitet ist auch 
die Holzkohleherstellung und -nutzung, die eine 
Gesamteffizienz von nur 4 % aufweist, jedoch beson- 
ders in den wachsenden urbanen Zentren aufgrund 
der hohen Energiedichte und des einfachen Trans- 
portes der Holzkohle eine hohe Verbreitung hat. 
Die geringe Effizienz ergibt sich einerseits durch den 
geringen Wirkungsgrad von ca. 18 % bei der Holz- 
kohleherstellung und andererseits einem Wirkungs- 
grad von 23 % bei der Verbrennung im Herd. Holz- 
und Holzkohleherde stellen den überwiegenden Teil 
der Wärmequellen in Entwicklungsländern. Kerosin- 
und Elektroherde werden vorwiegend von den zah- 
lenmäßig kleinen reicheren Bevölkerungsgruppen 
eingesetzt (FAO-RWEDE, 2008). 

Der Wirkungsgrad der Holzherde kann sehr ein- 
fach und kostengünstig durch eine geänderte Herd- 
bauart erheblich gesteigert werden, ln Südindien 
wurden beispielsweise einfache Lehmherde entwi- 
ckelt, die einen effizienteren Abbrand ermöglichen. 
Die Wärme wird auf zwei Herdplatten verteilt bereit- 
gestellt und die Wärme der Abluft auf dem Weg in 
den Schornstein um einen Metallkessel geführt, in 
dem Wasser erwärmt wird (IlSc, 2006). Der hierbei 
erzielte Wirkungsgrad beträgt 40%, was eine Ver- 
vierfachung der Effizienz bedeutet, d.h. bei glei- 
chem Nutzen kann der Biomasseverbrauch gegen- 
über dem Drei-Steine-Herd auf ein Viertel gesenkt 
werden. Falls keine Abwärmenutzung der Abluft 
stattfindet, liegt der Wirkungsgrad der Holzherde 
immer noch bei 25-30 % , so dass sich der Verbrauch 
von Feuerholz auf die Hälfte bis ein Drittel reduziert 
(Jagadish, 2004). Auch die Effizienz der Holzkohle- 
öfen in Lehmbauweise oder aus Metall kann durch 
ein geeignetes Design verbessert werden. Wirkungs- 
grade von bis zu 40% sind hier ebenfalls möglich, 
und auch die Herstellung von Holzkohle kann effi- 
zienter (mit Wirkungsgraden bis zu 20%) gestaltet 
werden. Diese Technologieverbesserungen können 
die Gesamteffizienz auf 8 % verdoppeln (Kumar et 
al., 1990). 

Kleinbiogasanlagen 

Der Brennstoff Holz lässt sich durch Biogas erset- 
zen. Werden tierische Exkremente mit Wasser ver- 
mischt in eine Kleinstbiogasanlage gegeben, kann bis 
zu 80 % der Energie der Reststoffe in Methan umge- 
wandelt und zum Kochen und Beleuchten benutzt 
werden. Das Methan kann in einem einfachen Bio- 
gasherd mit einem Gesamtwirkungsgrad von ca. 
40-60 % in thermische Energie gewandelt oder über 


einen Generator mit einer Gesamteffizienz von 
15-25 % verströmt werden (FAO-RWEDE, 2008). 

Vergasungsanlagen 

Die Holzvergasung zur Stromerzeugung ist seit eini- 
gen Jahren in Indien Stand der Technik. Abfälle und 
Reststoffe wie Kokosnussschalen oder Altholz kön- 
nen über den Weg der Vergasung genutzt werden. 
Diese Reststoffe werden mit einem Wirkungsgrad 
von ca. 80 % in Rohgas gewandelt. Das Rohgas kann 
im Dual-Fuel Mode, dem Betrieb eines Dieselgene- 
rators mit 80 % Rohgas und 20 % Diesel, mit einem 
Wirkungsgrad von 20-25 % in Strom gewandelt wer- 
den. Werden Gasmotoren verwendet, lässt sich der 
Wirkungsgrad auf 25-30 % steigern. Dadurch lassen 
sich Gesamtwirkungsgrade von ca. 15-25 % errei- 
chen (Dasappa et al., 2003). Vergasungsanlagen 
können auch zur reinen Wärmebereitstellung (z.B. 
Trocknung) eingesetzt werden und erzielen Gesamt- 
wirkungsgrade von 30-45 % je nach Biomasseroh- 
stoff, also etwa den drei- bis vierfachen Wert der tra- 
ditionellen Wärmebereitstellung (Mande und Kis- 
hore, 2007). Eine Herausforderung beim Einsatz die- 
ser Technik besteht in der Reinigung des Abwassers, 
das durch die Gaswäsche anfällt sowie in der Redu- 
zierung der Schadstoffe in den Luftemissionen (Das- 
appa et al., 2003; Mande und Kishore, 2007). 

Pflanzenölmotoren, Aggregate und 
Blockheizkraftwerke 

Verbrennungsmotoren kommen auch oft für ver- 
schiedene stationäre Zwecke zum Einsatz, z.B. das 
Mahlen von Lebensmitteln (Mais, Getreide) oder 
den Betrieb von Wasserpumpen. Häufig werden sie 
mit einem Generator zu einem Aggregat gekoppelt 
und zur Stromversorgung verwendet (z.B. für öffent- 
liche Gebäude wie Krankenhäuser und Schulen oder 
für Mini-Grids). Diese Aggregate können mit unraf- 
finiertem Pflanzenöl (aus Jatropha oder Ölpalmen) 
betrieben werden, weisen einen Wirkungsgrad von 
20-25 % auf und haben ein großes Potenzial in der 
ländlichen netzfernen Elektrifizierung, da sie war- 
tungsarm und relativ einfach handhabbar sind (FAO- 
RWEDP, 2008). Die Abwärme der Aggregate kann 
z.B. in der Trocknung von landwirtschaftlichen Pro- 
dukten genutzt werden. Findet eine Abwärmenut- 
zung statt, werden die Aggregate als Blockheizkraft- 
werke (BHKW) bezeichnet. 
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7.2.5 

Ökonomische Analyse und Bewertung der 
Konversionsverfahren 


7.2.5.1 

Gestehungskosten moderner 
Konversionsverfahren 

Die Gestehungskosten traditioneller Konversions- 
verfahren wie des einfachen Holzherds sind schwie- 
rig zu erfassen. Weder die Investitionskosten noch 
die Brennstoffkosten sind eindeutig zu ermitteln, was 
am Beispiel des einfachen Drei-Steine-Herds deut- 
lich wird: Die Investitionskosten für einen solchen 
Herd sind nicht relevant und die Brennstoffkosten 
lediglich durch den Arbeitseinsatz geprägt. Aufgrund 
der schwierigen Datenerfassung der Kosten traditi- 
oneller Konversionsverfahren wird in Kapitel 7.2.4 
ausschließlich auf die Kosten der modernen Nut- 
zungspfade eingegangen, die in Tabelle 7.2-2 aufge- 
führt sind. 

Die Kosten der Bereitstellung von Bioenergie- 
trägern haben einen Einfluss auf das wirtschaftli- 
che Substitutionspotenzial biogener Energieträ- 
ger für fossile Energieträger. Diese Kosten der vom 
WBGU betrachteten Pfade wurden von Müller-Lan- 
ger et al. (2008) anhand eines Kostenkalkulationsmo- 
dells mittels der Annuitätenmethode nach VDl 2067 
und VDI 6025 (VDI, 2002a, b) ermittelt. Hierbei, und 
ebenso bei den in Kapitel 7.3 vorgestellten Treibh- 
ausgasbilanzierungen, wurde die so genannte Allo- 
kationsmethode verwendet (Kasten 7.2-4). Die Kos- 
tenanalyse umfasst die Bioenergiepfade für Strom 
und Wärme einschließlich des Verbrennungsmotors 
bzw. der Heizung (BHKW) und für Mobilität „nur“ 
bis zu Biokraftstoffen bzw. Bio(fahr)strom, exklusive 
des Verbrennungsmotors bzw. Pkw. Für die Mobili- 
tät sind deshalb zusätzlich zu den Kraftstoffgeste- 
hungskosten noch die Mehrkosten hinzugerech- 
net, die ein Erdgas- oder Elektro-Pkw verursacht. 
Die Annahmen zu finanzmathematischen Rahmen- 
bedingungen, kapital- und betriebsgebundenen Kos- 
ten sowie Erlösen sind in Müller-Langer et al. (2008) 
dargestellt. Als Bezugsjahr für alle Kostenrechnun- 
gen wurde aufgrund der Datenverfügbarkeit das 
Jahr 2005 gewählt, auch für diejenigen Bioenergie- 
pfade, die technisch auf den Zeithorizont 2030 aus- 
gelegt sind. 

ln den Abbildungen 7.2-4a, b und c sind die Geste- 
hungskosten für eine Energieeinheit Strom oder 
Wärme bzw. für einen Fahrzeugkilometer in €ct dar- 
gestellt. 

In der Stromerzeugung ist vor allem die Mitver- 
brennung von Biomasse in Kohlekraftwerken mit 
Stromgestehungskosten von ca. 4-5 €ct pro kWh 


Strom günstig und ökonomisch effizient, da fast 
keine Technologiekosten anfallen. Für diese Art der 
Stromerzeugung müssen keine eigenen Bioener- 
gieanlagen gebaut, sondern es können bestehende 
Anlagen umgerüstet bzw. erweitert werden. Sehr 
hohe Gestehungskosten haben alle Technologien, 
die Brennstoffzellen verwenden. Ebenfalls teuer fal- 
len alle Pfade mit Biomassevergasung oder mit Nut- 
zung von Bioabfall aus. Relativ günstig ist hinge- 
gen die etablierte Technologie der Biogasanlagen 
zur Gewinnung von Biogas bzw. Biomethan, deren 
Gestehungskosten um ca. 10 €ct pro kWh Strom je 
nach Rohstoff schwanken. 

Die Wärmeerzeugung weist in den untersuchten 
Pfaden Gestehungskosten von ca. 15 €ct pro kWh 
Wärme auf. Dieser relativ hohe Wert ergibt sich vor- 
wiegend aus den hohen Investitionskosten für eine 
Pelletheizung, die bei einer Leistung von 15 kW mit 
ca. 14.000 € angesetzt wurden und einen Anteil an 
den Gestehungskosten von ca. 50 % ausmachen. 

Die Nutzung von Bioenergie im Verkehr ist der- 
zeit in Form von Biokraftstoffen wesentlich günsti- 
ger als der Weg über Elektromobilität. Die Mehr- 
kosten entstehen vor allem durch die hohen Inves- 
titionskosten und die noch zu geringe Lebensdauer 
für die Speicherbatterie bzw. die Brennstoffzelle. 
Die fahrleistungsspezifischen Gestehungskosten von 
Biokraftstoffen der 2. Generation sind ca. doppelt so 
hoch wie die der technisch bereits weit fortgeschrit- 
tenen 1. Generation, die auf Mais, Zuckerrohr, iafro- 
pha, Ölpalmen oder Altfett basieren. 


7.2.5.2 

Diskussion der zukünftigen Kostenentwicklung 
von Bioenergiepfaden 

Für alle Pfade gilt: Im Vergleich zum angesetzten 
Basisjahr 2005 sind die Kosten für den Rohstoff Bio- 
masse bis 2008 erheblich gestiegen. Die Rohstoff- 
kosten sind bis auf wenige Ausnahmen der dominie- 
rende Faktor in den Gestehungskosten der Bioener- 
giepfade (Müller-Langer et al., 2008). Aber auch die 
Kosten der fossilen Energiebereitstellung haben sich 
durch steigende Brennstoffpreise in diesem Zeit- 
raum deutlich erhöht. Um die zukünftige Entwick- 
lung der Gestehungskosten abzuschätzen, sind insbe- 
sondere zwei Parameter zu diskutieren, die Rohstoff- 
kosten und die Technologiekosten (Kapitalkosten). 

Bei den biogenen Rohstoffkosten ist vor allem 
durch zunehmende Flächenknappheit langfristig mit 
weiteren Anstiegen zu rechnen. Es ist abzusehen, 
dass die fossilen Brennstoffkosten von Erdöl, Erd- 
gas und Kohle ebenfalls langfristig steigen werden. 
Eine genaue Prognose zur Kostenrelation der fossi- 
len und biogenen Brennstoffkosten in 2030 ist nicht 
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Kasten 7.2-4 

Die Allokationsmethode - Anwendung zur 
Ermittlung des spezifischen Energieaufwands 

Um bei der Ermittlung des spezifischen Energieaufwands 
auch Nebenprodukte (Koppelprodukte) zu berücksich- 
tigen, wird diesen durch die so genannte Allokation ein 
Teil der aufgewendeten Energie zugeordnet. Die Alloka- 
tion erfolgt mithilfe von Allokationsfaktoren entlang der 
Bilanzgrenzen. Diese Faktoren legen fest, welche Anteile 
jeweils dem Haupt- und dem Kuppelprodukt zugeordnet 
werden. In der Kraft-Wärme-Kopplung wird Strom als 
Haupt- und Wärme als Koppelprodukt betrachtet. 

Die Allokationsfaktoren werden nach der Heizwert- 
methode ermittelt, die die Energiegehalte der Haupt- und 
Kuppelprodukte (z.B. Hauptprodukt: Rapsöl, Kuppelpro- 
dukt: Presskuchen) ins Verhältnis zur Summe beider Pro- 
dukte setzt. Unter Verwendung dieser Faktoren werden 
die Energieaufwendungen aufgeteilt. In einigen Bioener- 
giepfaden fallen Strom bzw. Wärme als Koppelprodukte 
an, die als Strom- bzw. Wärmeäquivalente berücksichtigt 
werden. Für das Stromäquivalent wird vereinfacht für die 
Erzeugung von Strom ein Mix aus jeweils 50% Erdgas- 
GuD-Kraftwerken (t),., von 60 %) und Steinkohlekraftwer- 


ken (q,,[ von44%) angenommen. Für das Wärmeäquivalent 
wird ein Erdgasbrennwertkessel (q,|, von 95 %) verwendet 
(Gleichung 7.2-3). 

Für die Allokation von Strom und Wärme aus der Kraft- 
Wärme-Kopplung (KWK) wurde jeweils ein „Heizwert“ 
für elektrische Energie von 2,5 kWh / kWh,,, (Fritsche und 
Wiegmann, 2008) zugrunde gelegt. Die Allokationsfakto- 
ren für die KWK wurden aus den Einzelwirkungsgraden 
für Strom und Wärme unter Berücksichtigung der energe- 
tischen Wertigkeit („Heizwert“) von Strom (F„|., 4 q„ = 2,5) 
und Wärme (F,^.^,^^ = 1) ins Verhältnis zur Summe beider 
Wirkungsgrade einschließlich deren Wertigkeit gesetzt 
(Gleichung 7.2-4). 


AF — ’ ‘ 'gl 

(2,5-ti„i + tiJ 

Gleichung 7.2-4 

AF Allokationsfaktor; Einzelwirkungsgrad Wärme; 
q^i Einzelwirkungsgrad Strom 


_ ’^HP • Hu HP 

™HP ’ ^u.HP + ^ (™KP,n ' J^u.KP.n) + ^el ’ ^el-Äqu "*■ ^th ’ ^th-Äqu 

Gleichung 7.2-3 

AF - Allokationsfaktor; m^p - Masse Hauptprodukt; H„ - unterer Heizwert Hauptprodukt; 

■^HPn “ Masse Koppelprodukt(e); H„,;p„ - unterer Heizwert Koppelprodukt(e); W„, - Strom als Koppelprodukt; 
Fei-Äqu " Stromäquivalent („Heizwert“); W,^ -Wärme als Kuppelprodukt; - Wärmeäquivalent („Heizwert“) 


Tabelle 7.2-4 

Wirkungsgrade und Allokationsfaktoren für die im Gutachten analysierten Bioenergiepfade mit Kraft-Wärme- 
Kopplung. 

Quelle: Müller-Langer et al, 2008 


Technologie 

Elektrischer 

Wirkungsgrad 

Thermischer 

Wirkungsgrad 

Allokationsfaktor für Strom 
als Hauptprodukt 

Blockheizkraftwerk 

(BHKW) 

38% 

44% 

0,68 

Brennstoffzelle (SOFC) 

48% 

23% 

0,84 

Dampfturbine 

23% 

60% 

0,49 

Gasturbine 

25% 

55% 

0,53 

Steinkohlekraftwerk 

45% 


1,0 

Gas- und Dampfkraftwerk 
(GuD) 

43% 

30% 

0,78 


möglich, weshalb für die folgende Diskussion als ver- 
einfachende Annahme eine konstante Kostenrela- 
tion zugrunde gelegt wird. 

Bei den Technologiekosten ist nach zwei Grup- 
pen zu unterscheiden: den relativ jungen Technolo- 
gien, deren Investitionskosten stark fallen können 
und steile Lernkurven aufweisen sowie den bereits 
am Markt etablierten oder semi-etablierten Techno- 


logien, deren Kosten ebenfalls sinken, aber in einem 
geringeren Ausmaß. Der Anteil der Kapital- bzw. 
Technologiekosten an den Gestehungskosten ist bei 
den jungen Technologien besonders hoch, was in 
Abbildung 7.2-4a, b, und c deutlich zu erkennen ist. 

Zu den jungen Technologien zählen die Lithium- 
lonen-Batterien, Brennstoffzellen und alle Biomas- 
severgasungsanlagen, die holzartige Biomasse zu 
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Gestehungskosten der Strompfade [€ct/kWhei] 


I I kapitalgebundene Kosten {Technologiekosten) Betriebs- und Wartungskosten I I Rohstoffkosten der Biomasse 

Abbildung 7.2-4a 

Gestehungskosten von Bioenergiepfaden zur Stromproduktion. Die Beiträge der Kapital- bzw. Technologiekosten, der 
Betriebskosten und der Rohstoffkosten sind jeweils einzeln kenntlich gemacht. * Für diese Pfade wurde eine Mischung aus 
70 % Gras und 30 % Gülle angenommen. Die Bezeichnungen der Pfade beziehen sich auf die in den Tabellen 7.2-1 und 7.2-2 
aufgelisteten Anbaussysteme und Konversionsverfahren. 

Quelle: WBGU und Müller-Langer- et al.,2008 
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Abbildung 7.2-4b 

Gestehungskosten von Bioenergiepfaden zur Wärmeproduktion. Die Beiträge der Kapital- bzw. Technologiekosten, der 
Betriebskosten und der Rohstoffkosten sind jeweils einzeln kenntlich gemacht. Die Bezeichnungen der Pfade beziehen sich 
auf die in den Tabellen 7.2-1 und 7.2-2 aufgelisteten Anbaussysteme und Konversionsverfahren. R. = Reststoffpfade, E. = 
Energiepflanzenpfade. 

Quelle: WBGU und Müller-Langer et al.,2008 
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Abbildung 7.2-4c 

Gestehungskosten von Bioenergiepfaden im Mobilitätsbereich. Die Beiträge der Kapital- bzw. Technologiekosten, der 
Betriebskosten und der Rohstoffkosten sind jeweils einzeln kenntlich gemacht. Zusätzlich sind die Mehrkosten der Fahrzeuge 
ausgewiesen. * Für diese Pfade wurde eine Mischung aus 70 % Gras und 30 % Gülle angenommen. Die Bezeichnungen der 
Pfade beziehen sich auf die in den Tabellen 7.2-1 und 7.2-2 aufgelisteten Anbaussysteme und Konversionsverfahren. 

Quelle: WBGU und Müller- Langer et al.,2008 


Biomethan, Rohgas oder Fischer-Tropsch-Diesel 
wandeln. Bei diesen Technologien ist ein hohes Kos- 
tensenkungspotenzial zu erwarten. Daher kann die 
Lernkurve der Technologiekosten mit 80% ange- 
setzt werden, d.h. dass sich diese Kosten bei einer 
Verdopplung der installierten Leistung auf 80 % ver- 
ringern. Dieser Wert ist an die Lernkurve von Pho- 
tovoltaikanlagen angelehnt, die in den letzten Jah- 
ren ein ähnliches Kostensenkungspotenzial aufzeig- 
ten (Staffhorst, 2006). 

Zu den (semi-)etablierten Technologien zäh- 
len am Markt befindliche Technologien wie Biogas- 
anlagen, Biokraftstoffanlagen zur Herstellung von 
Bioethanol, Biodiesel (1. Generation), Pflanzenöl- 
BHKW, Pelletheizungen, Heizkraftwerke und die 
Mitverbrennung von Biomasse in Steinkohlekraft- 
werken. Für diese Technologien ist nur ein modera- 
tes Kostenreduktionspotenzial anzusetzen mit einer 
Lernkurve von 90 % . Dieser Wert ist an die Lern- 
kurve von Windenergieanlagen angelehnt, der sich 
in derselben Größenordnung befindet (Durstewitz 
et al., 2008). 

Wird der Zeitraum von 2005 bis 2030 betrachtet 
und wird für alle Technologien ein globales Wachs- 
tum der installierten Leistung von 20% pro Jahr 


angenommen, betragen die Kosten der jungen Tech- 
nologien am Ende des Zeitraums nur noch etwa 
ein Viertel der ursprünglichen im Gutachten auf- 
geführten Kosten von 2005, die der (semi-)etabher- 
ten Technologien etwa die Hälfte. In den meisten 
Fällen werden unter diesen Voraussetzungen die 
heute noch sehr teuren Technologien voll konkur- 
renzfähig sein und so die Transformation der Ener- 
giesysteme hin zu sehr effizienten und emissionsar- 
men Technologien erlauben. Die breite Einführung 
der Elektromobilität im Straßenverkehr, der Kraft- 
Wärme-Kopplung zur Strom- und Wärmebereitstel- 
lung sowie die zunehmende Direkterzeugung von 
Strom über Wind-, Wasser- und Solarenergie werden 
auch zu einer Verschiebung der Nutzanwendungen 
für Bioenergie führen. Durch die Kostenreduktion 
wird die Herstellung von einigen Bioenergieträgern 
wie Biomethan konkurrenzfähig zu fossiler Energie- 
bereitstellung. In Ländern mit ausgebautem Erdgas- 
netz wird die Anwendung von Biomethan zur Strom- 
erzeugung über BHKW und GuD-Kraftwerken inte- 
ressant. In Ländern, die nicht über ein ausgebautes 
Erdgasnetz verfügen, können flüssige Bioenergie- 
träger wie Pflanzenöl oder Bioethanol für die sta- 
tionäre, kombinierte Strom- und Wärmebereitstei- 
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lung als Ergänzung zur Direkterzeugung von Strom 
aus Wind-, Wasser- und Solarenergie eingesetzt wer- 
den und auch dort Regel- und Ausgleichsenergie für 
schwankende Einspeiseleistungen bereitstellen. 


7.3 

Treibhausgasbilanzen 


7.3.1 

Die Methodik der Ökobiianz 

Die Methodik der Ökobilanzierung ist in der ISO- 
Norm-Reihe 14040 ff. ausführlich beschrieben und an 
vielen Fallbeispielen erprobt. Bei der Ökobilanzie- 
rung werden entlang der Produktlinie Inputs erfasst, 
etwa metallische Rohstoffe oder fossile bzw. erneu- 
erbare Energieträger, sowie Outputs, etwa Emissi- 
onen umweit- oder gesundheitsbelastender Stoffe. 
Diese werden in verschiedenen Wirkungskatego- 
rien zusammengefasst wie etwa die klimarelevanten 
Stoffe bzw. ihre Emissionen in der Wirkungskatego- 
rie Global Warming Potential (GWP). Die einzel- 
nen Gase (CO 2 , CFI4, N 2 O usw.) werden dabei gemäß 
ihrem Beitrag zum Treibhauseffekt gewichtet. 

Wie bei allen Bilanzierungsmethoden gibt es auch 
innerhalb der vorgeschriebenen Ökobilanznorm 
Interpretationsspielräume und vor allem die Mög- 
lichkeit zu unterschiedlichen Systemdefinitionen 
und Abgrenzungen, die das Ergebnis beeinflussen 
können. Dies betrifft etwa die Berücksichtigung von 
Koppelprodukten wie z.B. die gleichzeitige Gewin- 
nung von Rapsöl und Rapsschrot/Tierfutter oder 
die gleichzeitige Produktion von Strom und Wärme 
bei der Kraft-Wärme-Kopplung. Ähnliche Abgren- 
zungsprobleme gibt es auch bei betriebswirtschaftli- 
chen Bilanzierungen. Die Ergebnisse von Ökobilan- 
zen können auch je nach Region unterschiedlich aus- 
fallen: Eine Tonne Aluminium wird beispielsweise 
in Norwegen umweltfreundlicher produziert als in 
Deutschland, weil der hohe Stromverbrauch in Nor- 
wegen fast ausschließlich durch Wasserkraft gedeckt 
wird. 

ln der Regel werden bei einer Ökobilanz die ein- 
gesetzten Energieträger und die damit verbundene 
Primärenergie (KEA; kumulierter Energie-Auf- 
wand) nach fossilen und regenerativen Energieträ- 
gern und gegebenenfalls noch nach Einsatz von Kern- 
energie differenziert. Bei den Treibhausgasbilanzen 
(TITG-Bilanzen) wird biogenes CO 2 in der Regel 
nicht extra ausgewiesen, sondern mit Null-Emissi- 
onen in die Ökobilanz aufgenommen. Bei klima- 
schutzbezogenen Bilanzierungen werden oft nur die 
Energie und die THG-Emissionen bilanziert, und es 
wird auf die in der Ökobilanz ansonsten vorgeschrie- 


bene Wirkungsabschätzung und Bewertung (unter- 
schiedlicher Umweltauswirkungen) verzichtet. Bei 
produktbezogenen Bilanzierungen von THG-Emis- 
sionen wird neuerdings meist der Begriff (Product) 
Carbon Footprint verwendet, und es gibt Vorschläge 
für eine spezielle Auslegungskonvention (PAS 2050, 
second draft. British Standard), die derzeit im Rah- 
men eines deutschen Forschungsvorhaben kommen- 
tiert und weiterentwickelt wird. Ferner muss darauf 
hingewiesen werden, dass es weitere klimaschutz- 
bezogene Bilanzierungen gibt, deren Methodik und 
Systemgrenzen unterschiedlich sind: Bilanzierung 
der THG-Emissionen von Unternehmen ohne Vor- 
ketten (z.B. Carbon Disclosure Project, Greenhouse 
Gas Protocol), Bilanzierung der THG-Emissionen 
von Ländern und ausgewählten Systemen (Kioto- 
Protokoll, Emissionshandel) sowie Bilanzierung der 
THG-Emissionsminderung von Kompensationspro- 
jekten (CDM-Projekte). 

Darüber hinaus werden im Rahmen von EU- 
Richtlinien neue Bilanzierungsregeln gesetzlich fest- 
gelegt werden, z.B. mit der EU-Kraftstoffqualitäts- 
richtlinie (THG-Berichtspflichten ab 2010 und eine 
stufenweise Senkung der C02-Emissionen fossi- 
ler Kraftstoffe bis 2020) oder der EU-Erneuerbare- 
Energien-Richtlinie mit „Guarantee of Origin“ bei 
Grünem Strom und Allokationsregeln für Biokraft- 
stoffbilanzen. Hier besteht ein erheblicher Harmoni- 
sierungsbedarf, zu dem u. a. Aktivitäten der EEA in 
der EU und der GBEP GHG Task Force im globalen 
Rahmen beizutragen versuchen. 

Beim Vergleich unterschiedlicher THG-Bilanzie- 
rungen muss daher darauf geachtet werden, nach 
welcher Methodik und mit welchen Systemgren- 
zen und Abgrenzungen (z.B. bei Koppelprodukten) 
gearbeitet wurde. Bei unterschiedlichen Systemgren- 
zen können sich die Ergebnisse erheblich unterschei- 
den. Bei bioenergiebezogenen Bilanzierungen sind 
folgende sechs Festlegungen besonders wichtig: 

• Welches System und welches Produkt und für wel- 
che funktionelle Einheit wurde bilanziert? Ein 
Beispiel ist etwa Benzin, das entweder vor dem 
Einsatz im Pkw oder inklusive des Einsatzes im 
Pkw bilanziert werden kann. 

• Für welchen Zeitraum wird bilanziert? Dies ist 
z.B. bei der Betrachtung von Landnutzungsände- 
rungen wichtig. 

• Wurden nur Treibhausgase bilanziert und bewer- 
tet oder auch weitere Ressourcen und Umwelt- 
auswirkungen (z.B. Primärenergiebedarf, Was- 
serverbrauch, Düngemitteleinsatz, Flächenin- 
anspruchnahme oder Feinstaub)? Die untenste- 
henden Ergebnisse (Kap. 7.3.2) zeigen, dass die 
Analysen und Bewertungen bezogen auf verschie- 
dene Parameter (z.B. Energieaufwand oder Flä- 
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Kasten 7.3-1 

Umgang mit Koppelprodukten - Die 
Allokationsmethode 

Treibhausgasbilanzen und Ökobilanzen werden für 
bestimmte Prozesse oder Produkte erstellt. In der Land- 
wirtschaft und bei technischen Prozessen entstehen aber 
oft neben dem Hauptprodukt ein oder mehrere Neben- 
produkte (Koppelprodukte). Bei der Bilanzierung müssen 
dann die eingesetzten Ressourcen wie Energie, Fläche oder 
Wasser und die entstandenen Emissionen auf die entstan- 
denen Produkte verteilt werden. 

Die Ökobilanznorm ISÖ 14040 ff. schlägt dafür ver- 
schiedene Modelle in der nachfolgenden Priorisierung vor: 
(1) die Vermeidung von Allokation durch Systemgrenzen- 
erweiterung, (2) die Einführung von Gutschriften (für die 
jeweiligen Kuppelprodukte) oder (3) die Allokation nach 
Kriterien wie Energiegehalt, Masse oder Preis. 

Beim Vergleich vieler unterschiedlicher öptionen (wie 
im vorliegenden Fall mehrerer Dutzend Bioenergiepfade) 
sind die ansonsten zu priorisierenden Modelle System- 
grenzenerweiterung oder Gutschriften nach einheitlichem 
Modus wenig praktikabel, so dass meistens Allokationen 
durchgeführt werden. Bei der Behandlung von Bioener- 
giepfaden bietet es sich an, die Allokation auf Basis der 
Energie vorzunehmen. Entsprechend wurde in den letz- 


ten Monaten im Zuge der rechtlichen Ausgestaltung von 
Nachhaltigkeitsanforderungen für Biokraftstoffe sowie in 
Arbeiten für das Umweltbundesamt zur Allokationsfrage 
bei der Kraft-Wärme-Kopplung verfahren. Die Nachhal- 
tigkeitsverordnung zum Biokraftstoffquotengesetz und 
vergleichbare Vorschlägen der EU-Kommission legen als 
Allokationsmethode die heizwertbezogene Aufteilung der 
Umweltlasten zwischen Haupt- und Nebenprodukten fest 
(IFEU, 2007). 

Bei der Auswertung der Ergebnisse muss die vorgenom- 
mene Allokation berücksichtigt werden. Beispielsweise 
wird für den Anbau einer definierten Menge von Raps 
eine durchschnittlich erforderliche Anbaufläche festgelegt. 
Da beim Anbau und der Verarbeitung aber Co-Produkte 
entstehen, z.B. Rapsöl und Rapsschrott (das als Tierfutter 
dient), wird die real eingesetzte Anbaufläche zwischen die- 
sen Produkten aufgeteilt und beiden Produkten wird eine 
Teilfläche zugeordnet. Wenn man nun für einen bestimm- 
ten Prozess (z.B. Strom aus Rapsöl) die zugehörige Fläche 
ausweist (Abb. 7.3-3), wird - wegen der erfolgten Alloka- 
tion - nur die Teilfläche ausgewiesen. Die real genutzte 
Anbaufläche für den Rapsanbau ist aber größer. Die Allo- 
kation bzw. in diesem Fall der „Abzug“ der Teilfläche für 
den Rapsschrot ist inhaltlich auch dadurch gerechtfertigt, 
dass für die Produktion von Tierfutter sonst eine andere 
Agrarfläche benötigt würde. 


cheninanspruchnahme) unterschiedlich ausfallen 
können. 

• Wurden direkte Landnutzungsänderungen einbe- 
zogen? 

• Wurden indirekte Landnutzungsänderungen ein- 
bezogen? 

• Wie wurden die Umweltaspekte wie Flächenin - 
anspruchnahme, Energieaufwand oder Treibhaus- 
gasemissionen bei Koppelprodukten aufgeteilt 
(Kasten 7.3-1)? 

Durchschnittsdaten und Optimierungen 
Bei den in Kapitel 7.3.2 dargestellten Treibhausgas- 
bilanzen des Anbaus und der industriellen Verarbei- 
tung von Biomasse für mehrere Dutzend Bioener- 
giepfade und bei den jeweiligen Vermeidungskos- 
ten wurde von Durchschnittswerten oder typischen 
Werten ausgegangen. Je nach Eingangsparameter 
können die Werte erheblich schwanken. Die Flä- 
chenerträge können je nach Klima, Boden, Dün- 
gung, Bewässerung und Anbauform unterschiedlich 
hoch sein, ebenso gibt es bei der Verarbeitung unter- 
schiedliche Prozesse und vor allem auch unterschied- 
liche Anlagengrößen. All dies kann Einfluss auf das 
Ergebnis haben. 

Umgekehrt heißt dies, dass durch gezielte Auswahl 
von Anbauflächen und -Systemen sowie Auswahl und 
Optimierung von Prozessen die Treibhausgasemissi- 
onen gegenüber dem ermittelten Durchschnittswert 
noch deutlich reduziert werden können. 


Beispielsweise werden beim Produktionsprozess 
von biogenem Methan hohe Treibhausgasemissionen 
frei. Ursachen hierfür sind die Methan- und Lach- 
gasemissionen bei der Nachgärung des Gärrück- 
standes. In der Schweizer EMPA-Studie (Zah et al., 
2007) wird gezeigt, dass durch gezielte Maßnahmen 
wie Abdeckung des Nachgärbehälters die Emissio- 
nen zum Großteil reduziert werden können, die COj- 
Einsparung verbessert sich dadurch von ca. 35 % auf 
über 90 % . Diese Abdeckung entspricht 2007 bereits 
dem Stand der Technik. Sie ist in Deutschland gesetz- 
lich vorgeschrieben, in Entwicklungsländern dage- 
gen wenig verbreitet. 


7.3.2 

Treibhausgasbilanzen ausgewählter 
Bioenergienutzungspfade 

Zu Treibhausgasbilanzen von Bioenergienutzung 
gibt es eine Reihe von Studien, die sich zum über- 
wiegenden Teil auf Flüssigkraftstoffe beziehen. Für 
das vorliegende Gutachten wurden THG- und Ener- 
giebilanzen nicht nur für den Verkehr, sondern auch 
für andere Einsatzzwecke wie Wärme und Strom 
erstellt. Dafür wurde eine Auswahl exemplarischer 
Nutzungspfade getroffen (Kap. 7. 2. 3.1). In die Bilan- 
zierungen wurden die Emissionen aus direkten 
und indirekten Landnutzungsänderungen einbezo- 
gen. Dazu wurden vom WBGU Expertisen in Auf- 
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Kasten 7.3-2 

Quantifizierung der Emissionen aus direkten 
und indirekten Landnutzungsänderungen 

Direkte Landnutzungsänderungen (direct land-use change 
= dLUC) entstehen, wenn eine Fläche vor dem Anbau von 
Energiepflanzen durch eine andere Nutzung (z.B. Wald, 
Grasland oder Acker mit Nahrungsmittelanbau) geprägt 
oder ungenutzt war. Die mit direkten Landnutzungsän- 
derungen verbundenen Emissionen werden in Lebenszy- 
klusanalysen berücksichtigt, und es liegen Standardwerte 
(Default- Werte) für diese Emissionen vor, die für die Ana- 
lysen herangezogen werden können (Gnansounou et al., 
2008). Tabelle 7.3-1 zeigt die Standardwerte der auf einen 
20-Jahres-Zeitraum umgelegten jährlichen Emissionen für 
verschiedene Landnutzungsänderungen auf der Grundlage 
von IPCC (2006), wie sie in der Studie für den WBGU (Frit- 


Tabelle 7.3-1 

Standardwerte für flächenbezogene 
Treibhausgasemissionen durch direkte 
Landnutzungsänderungen für verschiedene als 
Energiepflanzen nutzbare Kulturen in kg COj pro 
ha und Jahr. Die flächenbezogenen Emissionen 
sind auf einen 20-Jahres-Zeitraum nach der 
Landnutzungsänderung umgelegt und beinhalten nicht 
die Emissionen aus den Lebenswegen der weiteren 
Verarbeitung im Bioenergiepfad. 

Quelle: Fritsche und Wiegmann, 2008 


Kultur 

vorherige Nutzung 

THG-Emisslonen 
[kg COj/(ha • a)] 

Weizen 

Grünland 

2.630 


Acker 

0 

Mais 

Grünland 

2.630 


Acker 

0 

Pappel 

Grünland 

1.255 

(KUP) 

Acker 

-1.375 

Zuckerrohr 

Savanne 

14.428 


degradiertes Land 

-3.722 


Acker 

-55 

Raps 

Grünland 

2.630 


Acker 

0 

Ölpalme 

tropischer 

Regenwald 

28.417 


degradiertes Land 

-13.750 

Jatropha 

Acker 

-458 


degradiertes Land 

-4.125 

Rutenhirse 

Grünland 

1.897 


Acker 

-733 


* hellrot = C-Freisetzung 

hellgrün = Kohlenstoffbindung 
weiß = COj-neutral 


sehe und Wiegmann, 2008) verwendet wurden. Auf indivi- 
duellen Flächen können diese Werte in Abhängigkeit von 
den Bewirtschaftungs- und Umbruchmethoden erheblich 
von den angegebenen Standardwerten abweichen. 

Wenn auf Flächen zum Energiepflanzenanbau vorher 
eine andere Nutzung - etwa zur Nahrungs- oder Futter- 
mittelproduktion - stattfand, die durch den Biomassean- 
bau verdrängt wird, können darüber hinaus auch indirekte 
Landnutzungsänderungen ausgelöst werden (indirect 
land-use change = iLUC; die damit verbundenen Effekte 
werden häufig auch als leakage bezeichnet): Solange wei- 
terhin Bedarf an den vorher auf dieser Fläche produzierten 
Nahrungs- oder Futtermitteln besteht, kann deren Produk- 
tion verlagert werden. Als Folge kann z. B. die Produktion 
auf bestehenden Ackerflächen intensiviert oder es können 
weitere Flächen als Acker- oder Weideflächen erschlossen 
werden. Besonders wenn zusätzliche Flächen dafür umge- 
nutzt werden, die einen hohen Kohlenstoffvorrat aufwei- 
sen, etwa Wälder, Feuchtgebiete oder Moore, können dabei 
erhebliche COj-Emissionen freigesetzt werden (Kap. 4.2.3), 
die zwar an einem anderen Ort, aber im Grunde durch den 
Energiepflanzenanbau verursacht wurden und diesem 
daher anzurechnen sind. Indirekte Landnutzungsänderun- 
gen können aber auch ausgelöst werden, wenn zwar keine 
direkte Landnutzungsänderung für den Energiepflanzen- 
anbau, aber eine Änderung in der Nutzung der Erntepro- 
dukte (etwa Mais für Biogas statt als Futtermittel) erfolgt. 

Die Treibhausgasemissionen aus indirekten Land- 
nutzungsänderungen können nicht direkt ermittelt und 
quantifiziert, sondern nur modelliert werden. Es wurden 
verschiedene Methoden vorgeschlagen bzw. befinden 
sich in der Entwicklung, um modellgestützte Aussagen zu 
erlauben. Wären die Flächen bekannt, die durch den Ver- 
drängungseffekt betroffen sind, könnten die Emissionen 
ohne großen Aufwand bestimmt werden, da sie denen der 
direkten Landnutzungsänderung entsprechen. Da die Ver- 
drängungseffekte aber über den Welthandel auch außer- 
halb einer Region oder eines Landes auftreten können, ist 
eine eindeutige Zuordnung zur Biomasseproduktion auf 
bestimmten Flächen nicht möglich. Mittelfristig könnten 
durch ein verlässliches globales Kataster zumindest auf 
aggregierter Ebene die Veränderungen in der Landnutzung 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum erfasst werden, womit 
aber immer noch eine Zuordnung zu den vielfältigen Ursa- 
chen und Allokation zu gegebenenfalls stattfindendem ver- 
stärkten Bioenergieanbau zu leisten wäre. 

Quantitative Modellergebnisse 
Searchinger et al. (2008) verwenden ein ökonometrisches 
Gleichgewichtsmodell, um den induzierten Flächenbedarf 
durch Verdrängungseffekte und die daraus resultierenden 
COj-Emissionen durch Simulation des Welthandels abzu- 
schätzen. Diese Analyse bezieht sich auf die Marktsituation 
und Dynamik in den USA und betrifft vor allem Ethanol 
aus Mais. Kritikpunkte an der Methode sind u.a., dass die 
Produktionszunahme durch Steigerung der landwirtschaft- 
lichen Erträge bzw. Vermeidung logistischer Verluste und 
Marktverzerrungen (z.B. Zölle) im Modell nicht erfasst 
werden (Fritsche und Wiegmann, 2008). 

Die hier vorgestellten Bilanzen verwenden den vom 
Öko-Institut Darmstadt entwickelten Ansatz eines „iLUC- 
Faktors“ (Fritsche und Wiegmann, 2008): Die indirekt aus- 
gelösten Landnutzungsänderungen werden hier für das 
Referenzjahr 2005 aus den global gehandelten Agrarpro- 
dukten abgeleitet, die theoretisch durch den Energiepflan- 
zenanbau verdrängt werden konnten. Hierbei handelt es 
sich vereinfacht um Mais, Weizen, Raps, Soja und Ölpal- 
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men. Aus den Handelsanteilen der in diesem Zusammen- 
hang wichtigsten Länder EU, USA, Brasilien und Indone- 
sien an diesen Produkten und den jeweiligen Erträgen wird 
eine gewichtete globale „Flächenbelegung“ ermittelt, die 
sich durch verdrängte Nahrungs- und Futtermittel ergeben 
würde. Für die theoretisch in den o. g. Ländern bzw. der 
EU erfolgenden Landnutzungsänderungen wurde ange- 
nommen, dass in der EU und den USA Grünland (Wei- 
deland, Grasland), in Brasilien Savanne und in Indonesien 
tropischer Regenwald in zusätzliche landwirtschaftliche 
Produktionsfläche für die verdrängten Flächen umgewan- 
delt würde. 

Das theoretische THG-Emissionspotenzial durch indi- 
rekte Landnutzungsänderung wird durch die Kohlenstoff- 
menge charakterisiert, die je Fläche sowohl im Boden als 
auch in der oberirdischen Vegetation gespeichert ist. Da 
diese Menge je nach Klimazone und Boden variiert, sind 
die Anteile der entsprechenden Flächen relevant. Mit den 
ober- und unterirdischen Kohlenstoffbilanzen für diese 
Regionen wurde daraus ein global gewichtetes theoreti- 
sches Emissionspotenzial von 400 t COj pro ha berechnet. 
Bei einer Umlegung auf 20 Jahre ergibt dies ein theoreti- 
sches flächenbezogenes COj-Emissionspotenzial von 20 t 
CO 2 pro ha und Jahr. 


Das modellierte theoretische iLUC-Potenzial kommt in 
der Realität zumindest derzeit und in den nächsten Jahren 
nicht vollständig zum Tragen, da verdrängte Nahrungs- 
und Futtermittelproduktion nicht allein durch zusätzliche 
Flächennachfrage, sondern auch durch Steigerung der 
Erträge auf bestehenden Anbauflächen sowie durch (Re) 
Aktivierung derzeit nicht genutzter Flächen erfolgen kann. 
Daher wurde das maximale Emissionspotenzial mit 75 % 
des theoretischen Potenzials abgeschätzt. Als mittleres 
Niveau wurden 50 % des theoretischen Werts angesetzt und 
als minimal ein Wert von 25 % . Aus diesen Angaben kann 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Flächenerträge des 
Bioenergieanbaus dann ein energiebezogener Emissions- 
faktor für indirekte Landnutzungseffekte (iLUC-Faktor) 
bestimmt werden. Bei zunehmendem Anbau von Ener- 
giepflanzen und steigender Nahrungsmittelnachfrage wird 
der iLUC-Faktor im Lauf der nächsten Jahrzehnte anstei- 
gen und muss dann entsprechend angepasst werden. Dabei 
könnte zunehmend auf reale Inventurwerte zurückgegrif- 
fen werden. 

Tabelle 7.3-2 gibt einen Überblick über die COj-Emis- 
sionen aus direkter Landnutzungsänderung sowie die mit 
Hilfe des iLUC-Faktors (50%) bestimmten Emissionen 
aus indirekter Landnutzungsänderung für verschiedene 


Tabelle 7.3-2 

Energiebezogene Treibhausgasemissionen aus direkter (dLUC) und indirekter Landnutzungsänderung 
(iLUC) bei verschiedenen Anbausystemen und verschiedenen Vornutzungen. Die Emissionen sind jeweils 
auf den Bruttoenergiegehalt des Rohstoffs Biomasse bezogen. Negative Werte bedeuten, dass durch den 
Energiepflanzenanbau eine Kohlenstoffspeicherung erfolgt. Die Angaben beinhalten nicht die Emissionen aus den 
Lebenswegen der weiteren Verarbeitung im Bioenergiepfad. 

Quelle: Fritsche und Wiegmann, 2008 


Kultur 

Vorherige 

Nutzung 

dLUC 
[t COj/TJ] 

iLUC 50% 

[t CO/TJ] 

Summe LUC 
[t CO/TJ] 

Weizen- Wiese 

Grünland 

26 

100 

126 

Weizen Acker 

Acker 

0 

100 

100 

Mais-Wiese 

Grünland 

17 

63 

80 

Mais-Acker 

Acker 

0 

63 

63 

KUP-Wiese 

Grünland 

9 

74 

83 

KUP-Acker 

Acker 

-10 

74 

64 

Zuckerrohr -Savanne 

Savanne 

21 

0 

21 

Zuckerrohr-degradiert 

degradiertes Land 

-5 

0 

-5 

Zuckerrohr- Acker 

Acker 

-0,1 

15 

15 

Raps-Wiese 

Grünland 

31 

119 

150 

Raps-Acker 

Acker 

0 

119 

119 

Ölpalme-trop. Regenwald 

trop. Regenwald 

172 

0 

172 

Ölpalme-degradiert 

degradiertes Land 

-83 

0 

-83 

Jatrop ha- Acker 

Acker 

-4 

88 

84 

Jatropha- marginal 

marginales Land 

-76 

0 

-76 

Rutenhirse-Wiese 

Grünland 

9 

50 

59 

Rutenhirse-Acker 

Acker 

-4 

50 

46 
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Umnutzungen von Landflächen. Die Werte sind jeweils auf 
den Energiegehalt der erzeugten Biomasse bezogen, daher 
wird der Einfluss der indirekten Landnutzungsänderungen 
tendenziell um so höher, je geringer der flächenspezifische 
Energieertrag der betrachteten Energiepflanze ist. Dies 
führt etwa zu den vergleichsweise hohen iLUC- Werten bei 
Raps, Weizen und Jatropha. 

Für die Nutzung von Rest- und Abfallstoffen wird vom 
WBGU jeweils ein iLUC-Faktor von Null angesetzt. Es 
ist aber bei ausgewählten Rest- und Abfallstoffen, für die 
bereits heute Verwendungen vorliegen (etwa die Verwen- 
dung von Reststoffen als Viehfutter), möglich, dass durch 
die energetische Verwendung Nutzungskonkurrenzen 
auftreten, die zu einem vermehrten Anbau pflanzlicher 
Rohstoffe und damit auch zu indirekten Landnutzungsän- 
derungen mit den entsprechenden Emissionen führen. Der 
WBGU schätzt diese Effekte aber als gering ein. 


trag gegeben (Pritsche und Wiegmann, 2008; Müller- 
Langer et al., 2008). Die Treibhausgasbilanzen gehen 
vom Status Quo aus und bilanzieren Änderungen 
durch den Anbau von Biomasse. Unabhängig davon 
gibt es durch die Art der Landnutzung kontinuier- 
liche Treibhausgasflüsse. Ackerland ist in der Regel 
eine Quelle, Grasland eine Senke von Treibhausga- 
sen. ln den Treibhausgasbilanzen der verschiedenen 
Bioenergiepfade werden die Treibhausgasflüsse von 
unveränderter Landnutzung nicht erfasst, sondern 
nur die einer geänderten Landnutzung. Die Metho- 
dik zur Ermittelung der Emissionen aus indirek- 
ten Landnutzungsänderungen wird in Kasten 7.3-2 
beschrieben. 

Abbildung 7.3-1 zeigt zunächst im Überblick für 
verschiedene Anbausysteme ausschließlich diejeni- 
gen Emissionen, die durch die direkten und indirek- 
ten Landnutzungsänderungen entstehen. Die Emis- 
sionen sind auf den Bruttoenergiegehalt der ange- 
bauten bzw. geernteten Biomasse bezogen und über 
einen 20-Jahres-Zeitraum gemittelt. Zum Vergleich 
ist das Emissionsniveau fossiler Kraftstoffe ange- 
geben. Es wird deutlich, dass einige Landnutzungs- 
änderungen und ihre indirekten Effekte bezogen 
auf den Energiegehalt der produzierten Biomasse 
bereits vergleichbare oder höhere Emissionen ver- 
ursachen bzw. verursachen können als fossile Kraft- 
stoffe, ohne dass die weiteren mit der Bioenergie- 
nutzung verbundenen Emissionen und Umwand- 
lungsverluste aus dem Anbau und der Verarbeitung 
berücksichtigt wären. 

Schon aus dieser Analyse lassen sich nach Ansicht 
des WBGU bestimmte Landnutzungsänderungen für 
den Energiepflanzenanbau als nicht tolerierbar aus- 
schließen. Die höchsten Emissionen ergeben sich bei 
der Umnutzung von tropischen Regenwäldern für 
den Anbau von Ölpalmen, wobei es sich ausschließ- 
lich um Emissionen aus der direkten Landnutzungs- 
änderung handelt. Die Umnutzung von Äckern für 


Der WBGU hält die Berücksichtigung von Emissionen 
aus indirekten Landnutzungsänderungen bei der Bewer- 
tung der Klimaschutzwirkung von Bioenergienutzung für 
unverzichtbar. Obwohl die Forschung zur quantitativen 
Bestimmung dieser Emissionen erst am Anfang steht, ist 
es notwendig, bereits jetzt diese Effekte auch quantitativ 
abzuschätzen. Der WBGU schlägt daher vor, den beschrie- 
benen iLUC-Faktor (50%) für die Standardsetzung (Kap. 
10.3) zu verwenden, ihn aber zukünftig entsprechend neuer 
wissenschaftlicher Erkenntnisse weiterzuentwickeln. Ein 
Verzicht auf die Verwendung eines iLUC-Faktors aufgrund 
zwangsläufiger Unsicherheiten bei der Modellierung würde 
bedeuten, dass man indirekte Landnutzungsänderungen 
gar nicht betrachtet, obwohl sie einen sehr großen Einfluss 
auf die Treibhausgasbilanzen von Bioenergie haben. 


Energiepflanzen führt in der Regel nicht zu Emis- 
sionen aus der direkten Landnutzungsänderung, im 
Falle von der Umnutzung für Kurzumtriebsplanta- 
gen (KUP) wird sogar Kohlenstoff im Boden gespei- 
chert - dafür ist aber mit erheblichen Emissionen 
aus indirekten Landnutzungsänderungen zu rechnen 
- da die bisherige Nutzung von der Fläche verdrängt 
wird. Die Umnutzung von Grasland führt sowohl zu 
Emissionen aus der direkten als auch aus indirek- 
ten Landnutzungsänderungen. Am besten schneidet 
der Anbau mehrjähriger Pflanzen auf degradierten 
Flächen ab, da hier eine Kohlenstoffspeicherung im 
Boden erreicht werden kann und keine indirekten 
Landnutzungsänderungen erwartet werden (ausser 
eventuell verdrängter Weidenutzung). In diesen Fäl- 
len, z. B. dem Anbau von Ölpalmen oder Jatropha auf 
degradiertem Land, kann allein schon durch diesen 
Anbau ein Klimaschutzeffekt erreicht werden, ohne 
dass die Substitution fossiler Energieträger einbezo- 
gen wird. 

Für die weitere Analyse wurden, wie in Kapitel 
7.2 beschrieben, exemplarisch verschiedene Anbau- 
und Nutzungsarten von Biomasse für die Mobilität, 
für Strom und für Wärme ausgewählt (Biomassenut- 
zungspfade), deren Treibhausgasemissionen über den 
Lebenszyklus bilanziert wurden (Pritsche und Wieg- 
mann, 2008). Für die Emissionen aus dem Anbau 
von Energiepflanzen wurden mit Ausnahme der tro- 
pischen Energiepflanzen jeweils die Bedingungen in 
Deutschland zugrunde gelegt (Tab. 7.2-1). Die folgen- 
den Analysen stehen diese Lebenszyklusemissionen 
ins Verhältnis mit Emissionen, die in einem Refe- 
renzsystem entstehen, um Aussagen über das Treibh- 
ausgasreduktionspotenzial der Bioenergienutzungs- 
pfade abzuleiten. Dabei hat die Wahl der Referenz- 
systeme einen großen Einfluss auf die Ergebnisse. 
Geht man etwa davon aus, dass durch die Bioener- 
gienutzung die Nutzung von Erdgas substituiert wird, 
ergeben sich viel geringere Treibhausgasminderun- 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-183- 


Drucksache 17/2272 



Abbildung 7.3-1 

Treibhausgasemissionen aus direkter (dLUC) und indirekter Landnutzungsänderung (iLUC) für verschiedene Energiepflanzen 
und Landflächen bezogen auf den Bruttoenergiegehalt der eingesetzten Biomasse in tCOjeq pro TJ Biomasse. Die Werte sind 
jeweils auf einen Zeitraum von 20 Jahren umgelegt (Kasten 7.3-2). Für mit * gekennzeichnete Systeme fallen keine indirekten 
Landnutzungen an, da davon ausgegangen wird, dass keine Vornutzung verdrängt wird. Eine Beschreibung der Abkürzungen 
für die Anbausysteme findet sich in Tabelle 7.2-1. 

Quelle: Pritsche und Wiegmann, 2008 


gen als bei einem Referenzsystem auf der Basis von 
Kohle. Welcher Energieträger durch die Bioenergie- 
nutzung in der Realität verdrängt wird, hängt neben 
dem bestehenden Energiemix auch von den der- 
zeitigen und künftigen politischen und wirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen ab. Der WBGU wählt 
als Referenzsystem jeweils einen Mix aus fossilen 
Energieträgern, der sich getrennt nach den Sektoren 
Strom, Wärme und Mobilität am fossilen Energie- 
mix des Jahres 2005 in Deutschland orientiert (Tab. 
7.3-3). In den Sektoren Verkehr und Wärmeversor- 
gung werden heute fast ausschließlich fossile Ener- 
gien eingesetzt, so dass hier die gewählten fossilen 
Referenzsysteme eindeutig zu definieren sind. Im 
Stromsektor lag in 2005 der durchschnittliche Emis- 
sionswert in Deutschland bei 648 g pro kWh(,i (Prit- 
sche und Wiegmann, 2008). Dieser bezieht sich auf 
den gesamten Strommix und umfasst daher auch 
erneuerbare Energien und Kernenergie. Der fossile 
Anteil, der über 60 % der Stromerzeugung darstellt, 
setzte sich 2005 aus ca. 80 % Stein- und Braunkohle 
und zu ca. 20 % aus Erdgas zusammen. Als Referenz- 
system wählt der WBGU einen Mix aus 80 % Stein- 
kohle und 20 % Erdgas. Die Emissionen des gewähl- 
ten Referenzsystems für Strom hegen mit 953 g pro 


kWhg, über dem Wert des gesamten Strommix, ein 
Referenzsystem auf der Basis von Erdgas-GuD- 
Kraftwerken läge mit 425 g pro kWh(,i darunter. 

Aus Sicht des WBGU sind die politischen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen so zu setzen, 
dass die Bioenergienutzung primär fossile Energie- 
träger und hier vor allem Kohle ersetzt. Nur in die- 
sem Fall sind Vermeidungsleistungen erreichbar, wie 
sie in den folgenden Analysen dargestellt werden. 
Dies gilt auch bei einem zukünftig sehr hohen Anteil 
erneuerbarer Energieträger. Ebenso sind diese 
Annahmen nicht generell auf andere Länder über- 
tragbar. In Norwegen, einem Land mit hohem Was- 
serkraftanteil und daher mit sehr niedrigem fossilen 
Anteil an der Stromerzeugung, hegt der verwendete 
Referenzwert weit über den Emissionen der derzeiti- 
gen Stromerzeugung. In einem Land mit sehr hohem 
Anteil fossilen Stroms wie China (vorwiegend Koh- 
lekraftwerke) hegt der verwendete Referenzwert 
unter den tatsächlichen Emissionen der Stromerzeu- 
gung. In einer zusätzlichen Analyse wird der Effekt 
unterschiedlicher Referenzsysteme im Sinne einer 
Sensitivitätsanalyse verdeutlicht (Abb. 7.3-5). 

Die Emissionen und Kosten, die den jeweili- 
gen Referenzsystemen zugerechnet werden, bezie- 




Drucksache 17/2272 


-184- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Tabelle 7.3-3 

Emissionen der fossilen Referenzsysteme, die vom WBGU zur Ableitung der Treibhausgasvermeidungspotenziale der 
einzelnen Bioenergienutzungspfade herangezogen werden. Fzg-km = Fahrzeugkilometer. 

Quelle: WBGU basierend auf Daten von Fritsche und Wiegmann, 2008 sowie Müller- Langer et al., 2008 



Fossiler 

Referenzfall 

Emissionen pro 

Brennstoffmenge 

[gCO^eq/kWhJ 

Emissionen pro 
End- bzw. Nntz- 
energie 

Anteil am Mix 
[%] 

Referenzwert 

Strom 

Steinkohle-KW 

411 

1.085 

g CQjeq / kWhj, 

80 

953 


Erdgas-GuD 

234 

425 

g CQjeq / kWhj, 

20 

g CQ^eq / kWU, 

Wärme 

Heizöl-FIeizung 

321 

376 

g CQjeq / kWhfl, 

40 

327 


Erdgas-Heizung 

252 

295 

g CQ^eq / kWh,^ 

60 

g CQjCq / kWh,|, 

Mobilität 

Benzin-PKW 

328 

250 

g CQjeq / Fzg-km 

60 

230 


Diesel-PKW 

316 

201 

g CQjeq / Fzg-km 

40 

g CQjeq / Fzg-km 


hen sich auf den technologischen Stand von 2005 in 
Deutschland (Nitsch, 2007; Fritsche und Wiegmann, 
2008; Müller-Langer et al., 2008; BMWi, 2008). Die 
untersuchten Bioenergiepfade beziehen sich entwe- 
der auf den technologischen Stand von 2005 oder auf 
den erwarteten technologischen Stand von 2030 und 
sind jeweils entsprechend gekennzeichnet. Wegen der 
Unsicherheit bezüglich der Zusammensetzung der 
zukünftigen Energiesysteme und den damit verbun- 
denen sehr schwierigen Kostenabschätzungen sowie 
aus Gründen der Vergleichbarkeit wurden für alle 
Pfade die Referenzsysteme für das Jahr 2005 (Tab. 
7.3-2) herangezogen, und zwar sowohl bezüglich der 
Kosten als auch bezüglich der Emissionswerte. Es ist 
abzusehen, dass bis 2030 die spezifischen Emissionen 
der fossilen Energiebereitstellung sinken werden, da 
diese Technologien durch ihre Weiterentwicklung 
effizienter werden. Daher werden voraussichtlich 
die Treibhausgasvermeidungsleistungen derjenigen 
Bioenergiepfade, die sich auf das Jahr 2030 beziehen, 
geringer sein als dargestellt. 

Im Folgenden werden drei Parameter vorgestellt, 
die sich jeweils auf die Klimaschutzwirkung der ver- 


schiedenen Bioenergiepfade beziehen. Anhand die- 
ser Darstellung wird jeweils ihre Eignung zum Ver- 
gleich der Klimaschutzwirkung verschiedener Bio- 
energienutzungspfade, auch im Hinblick auf die 
Erarbeitung von Standards (Kap. 10.3), diskutiert, 
um schließlich die Vorschläge des WBGU abzulei- 
ten. Auch bei der Effizienzverbesserung traditionel- 
ler Bioenergienutzung können Treibhausgasemis- 
sionsminderungen erreicht werden (Kasten 7.3-3). 
Hierzu hat der WBGU jedoch keine Berechnungen 
durchgeführt. 

Prozentuale Treibhausgasminderung 

BEZOGEN AUF DIE EndENERGIE 

Abbildung 7.3-2 zeigt einen Überblick über die rela- 
tiven prozentualen Treibhausgasreduktionspotenzi- 
ale verschiedener Bioenergienutzungspfade bezogen 
auf die End- bzw. Nutzenergie. Für diesen Parame- 
ter wird jeweils angenommen, dass eine bestimmte 
Energiedienstleistung (d.h. eine kWh Strom, eine 
kWh Wärme oder ein Fahrzeugkilometer), die vorher 
durch die Nutzung fossiler Energieträger erbracht 
wurde, nun auf der Basis von Biomasse erbracht wird. 


Abbildung 7.3-2 

Prozentuale Minderung der Treibhausgasemissionen gegenüber einem fossilen Referenzsystem durch die Substitution fossiler 
Brennstoffe bezogen auf die End- bzw. Nutzenergie für ausgewählte Bioenergienutzungspfade. Als Referenzsystem wurde 
für die Strompfade ein Mix aus 80 % Steinkohle und 20 % Erdgasnutzung herangezogen, für die Wärmepfade 60 % Erdgas 
und 40 % Erdöl und für die Mobilitätspfade 60 % Benzin und 40 % Diesel (Tab. 7.3-3). Die gelben Balken beinhalten die 
Lebenszyklusemissionen inklusive der Emissionen aus direkten Landnutzungsänderungen (dLUC). Die grünen Balken 
berücksichtigen darüber hinaus Emissionen aus indirekten Landnutzungsänderungen (iLUC 50 %; Kasten 7.3-2). Für die 
Energiepflanzenpfade wurde (wenn nicht anders gekennzeichnet) angenommen, dass der Anbau auf einem Acker erfolgt. Bei 
der Nutzung von Reststoffen wird nur ein Balken dargestellt, da keine Emissionen aus indirekten Landnutzungsänderungen 
erwartet werden. Negative Werte bezeichnen eine Emissionssteigerung bezüglich des Referenzsystems. * Bei Pfaden, 
die Grassilage/Gülle als Substrat haben, wurde angenommen, dass in Deutschland Grassilage keine Emissionen aus 
Landnutzungsänderungen verursacht, was aber nicht global übertragbar ist. Die Bezeichnungen der Pfade beziehen sich auf die 
in den Tabellen 7.2-1 und 7.2-2 aufgelisteten Anbaussysteme und Konversionsverfahren. 

Quelle: WBGU basierend auf Daten von Fritsche und Wiegmann, 2008 sowie Müller-Langer et al., 2008 ^ 
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Die Treibhausgasminderung wird dabei als prozen- 
tuale Minderung bei konstanter Energiedienstleis- 
tung angegeben. Dieser oft gewählte Parameter ist 
allerdings nur bedingt aussagekräftig. Zwar können 
damit besonders schlechte Optionen ausgeschlossen 
werden, aber der Parameter eignet sich, wie unten 
diskutiert, nicht zum Vergleich zwischen unterschied- 
lichen Anwendungsbereichen (Strom, Wärme, Mobi- 
lität) von Bioenergie. Auch kann man aus diesem 
Parameter nicht auf die jeweils eingesetzte Menge 
an Biomasse oder die eingesetzte Fläche zum Anbau 
der Biomasse schließen. 

Da bei der Nutzung von Reststoffen angenom- 
men wird, dass diese nicht zu Landnutzungsände- 
rungen und damit verbundenen Emissionen führt, 
ist ihre Klimaschutzwirkung in allen Fällen positiv. 
Die relative Klimaschutzwirkung der Nutzung von 
Energiepflanzen hängt dagegen sehr stark von den 
Emissionen aus den direkten wie indirekten Land- 
nutzungsänderungen ab. Bei denjenigen Pfaden, bei 
denen indirekte Landnutzungsänderungen zu erwar- 
ten sind, führt die Berücksichtigung der damit ver- 
bundenen Emissionen in der Regel mindestens zu 
einer Halbierung des Treibhausgasminderungspo- 
tenzials. Da die indirekten Landnutzungsänderungen 
aber auf jeden Fall mit berücksichtigt werden soll- 
ten, kann nicht generell von einer zufriedenstellen- 
den Klimaschutzwirkung von Energiepflanzen aus- 
gegangen werden. Bei ungünstigen Gegebenheiten 
können einzelne Pfade unter Einbeziehung der indi- 
rekten Landnutzungsänderungen in der Bilanz sogar 
negative Werte zeigen, d.h. höhere Emissionen als 
das Referenzsystem aufweisen. Landnutzungsände- 
rungen können die Klimabilanz sowohl positiv als 
auch negativ beeinflussen. Deutlich wird dies bei- 
spielsweise beim Anbau von Ölpalmen. Wird für den 
Anbau tropischer Regenwald umgebrochen, können 
bis zu vier Mal mehr Treibhausgase freigesetzt wer- 
den als im fossilen Referenzsystem (Hooijer et al., 
2006). Werden hingegen Ölpalmen auf marginalem, 
derzeit wenig genutztem Land angebaut, kann eine 
besonders hohe Klimaschutzwirkung erzielt wer- 


Kasten 7.3-3 

Treibhausgasreduktionen durch 
Effizienzverbesserungen bei der traditioneiien 
Biomassenutzung 

Werden traditionelle Holzherde durch effiziente Holz- 
herde ersetzt, kann nach Bhattacharya und Salam (2002) 
der Treibhausgasausstoß bei gleicher Nutzenergie um ca. 
60 % reduziert werden, beim Ersatz durch Biogas-Herde 
sogar um 95 %. Dabei geht es nicht um die COj-Emissio- 
nen: Bei der Biomassenutzung anfallende COj-Emissionen 
werden allgemein (z.B. auch in den oben gezeigten Treib- 


den. Die Emissionsreduktion gegenüber dem fos- 
silen Referenzsystem kann dann 200% und mehr 
betragen, so dass der Nutzungspfad eine reale Koh- 
lenstoffsenke darstellt. Unabhängig vom technischen 
Nutzungspfad lassen sich besonders hohe relative 
Emissionsminderungen durch den Anbau tropischer, 
mehrjähriger Pflanzen (Ölpalme, Jatropha, Zucker- 
rohr) auf marginalen Flächen erzielen. 

Emissionsminderungen um mehr als 100 % kom- 
men dadurch zustande, dass durch den Energiepflan- 
zenanbau so viel Kohlenstoff auf der Fläche (d.h. in 
der Regel im Boden) aufgenommen wird, dass die 
bei Anbau und Nutzung der Biomasse entstehenden 
Treibhausgasemissionen überkompensiert werden. 
Dies kann bei entsprechend gutem Management 
vor allem auf marginalen Flächen erreicht werden. 
Auch einige Pfade, die den Anbau von KUP betref- 
fen, zeigen Emissionsminderungen von über 100%, 
wenn die indirekten Landnutzungsänderungen nicht 
berücksichtigt werden. Dies hegt daran, dass die 
gezeigten Pfade den Anbau von KUP auf Ackerflä- 
chen voraussetzen, was zu einer Akkumulation von 
Kohlenstoff im Boden führt. Allerdings ist bei einer 
solchen Umnutzung wie dargestellt mit indirekten 
Landnutzungsänderungen zu rechnen. Wird für den 
Anbau von KUP Grasland umgenutzt, ist mit einer 
schlechteren Klimabilanz zu rechnen, da die Emissi- 
onen ca. 20 % höher sind als beim direkten Anbau 
auf Acker ohne Grünlandumbruch (Abb. 7.3-1; Prit- 
sche und Wiegmann, 2008). 

Die in Abbildung 7.3-2 gezeigte prozentuale 
THG-Minderung entspricht bei der Mobilität kon- 
zeptionell dem Parameter, der in der deutschen 
Nachhaltigkeitsverordnung für Biokraftstoffe und 
im Richtlinienentwurf der Europäischen Kommis- 
sion mit Bezug auf Biokraftstoffe in der Diskussion 
ist, wobei hier allerdings andere Referenzsysteme 
verwendet werden (BMU, 2007b). Dort wird vor- 
geschlagen, dass Biokraftstoff mindestens zu 35 % 
bzw. 50% Treibhausgasminderung gegenüber der 
vergleichbaren Menge an fossilem Kraftstoff führen 
muss, um dem Standard zu genügen (Kap. 10.3). Die 


hausgasbilanzen) nicht als Emission angesehen, da nur so 
viel COj emittiert wird, wie von der Pflanze beim Aufwuchs 
aufgenommen wurde. Dies gilt für traditionelle Biomasse- 
nutzung grundsätzlich ebenso wie für moderne. Traditio- 
nelle Holzherde emittieren aber aufgrund unvollständiger 
Verbrennungsprozesse größere Mengen an anderen Treib- 
hausgasen wie CH 4 und NjO. Diese Emissionen werden 
durch die Einführung effizienter Holzherde gesenkt. Wenn 
das Holz darüber hinaus nicht nachhaltig geerntet wurde, 
d.h. zu einem Rückgang des Kohlenstoffspeichers in der 
Biosphäre führt (z.B. Entwaldung), kann auch dies vermin- 
dert und damit netto Emissionen vermieden werden. 
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prozentualen Emissionsminderungen zeigen für fast 
alle betrachteten Pfade eine sehr hohe THG-Minde- 
rung von über 50%, solange, wie bei den Reststof- 
fen, keine indirekten Landnutzungsänderungen zu 
Buche schlagen (Abb. 7.3-2). Eine Minderung um 
50 % wird in der Regel aber nicht erreicht, wenn 
indirekte Landnutzungsänderungen zu berücksich- 
tigen sind, d.h. Acker oder Grasland für den Anbau 
der Energiepflanzen umgenutzt wird. Bei Flüssig- 
kraftstoffen im Verkehr zeigt die Analyse bei allen 
betrachteten Pfaden, bei denen Energiepflanzen ein- 
gesetzt werden, deren Anbau zu indirekten Landnut- 
zungsänderungen führt, sogar eine negative Emissi- 
onsbilanz, d.h. die Emissionen sind höher als sie bei 
der Verwendung fossiler Kraftstoffe wären. 

Der WBGU hat den dargestellten Parameter ana- 
lysiert, da er für den Biokraftstoffbereich Gegen- 
stand der derzeitigen Diskussion über Standards ist. 
Für diesen Anwendungsbereich, nämlich den Ver- 
gleich der Klimaschutzwirkung verschiedener Bio- 
kraftstoffpfade untereinander, ist dieser Parameter 
auch sinnvoll und anwendbar, da der Wirkungsgrad 
der verschiedenen Kraftstoffpfade vergleichbar ist. 
Der WBGU hält jedoch eine erweiterte Analyse für 
notwendig, bei der alle Energiepfade und nicht nur 
die Kraftstoffpfade sinnvoll verglichen werden kön- 
nen, so dass gezeigt werden kann, in welchem Anwen- 
dungsfeld die größte absolute Klimaschutzwirkung 
mit dem begrenzt vorhandenen Potenzial an nach- 
haltig verfügbarer Biomasse erzielt werden kann. Bei 
Betrachtung des Parameters „Prozentuale anwen- 
dungsspezifische Treibhausgasminderung“ ist etwa 
beim Vergleich der Reststoffpfade kein systemati- 
scher Unterschied zwischen den Strom-, Wärme und 
Kraftstoffpfaden zu erkennen. Ganz offensichtlich 
ist der Beitrag, den die Bioenergie zum Klimaschutz 
leisten kann, nicht durch die Menge an fossilem 
Kraftstoff oder fossil erzeugter Energie begrenzt, die 
potenziell ersetzt werden kann, sondern durch die 
für den nachhaltigen Anbau von Energiepflanzen 
verfügbare Fläche bzw. durch die Menge an nachhal- 
tig verfügbarer Biomasse, mit der fossile Energieträ- 
ger ersetzen werden können. Der Parameter „Pro- 
zentuale anwendungsspezifische Treibhausgasmin- 
derung “ ist daher nur bedingt aussagekräftig für die 
Fragestellung des WBGU. 

Absolute jÄHRurcHE Treibhausgasminderung 
PRO Fläche 

Um die aus Klimasicht besten Bioenergiepfade zu 
finden, werden die Bioenergiepfade nach dem Para- 
meter „Absolute flächenspezifische Treibhausgas- 
minderung“ ausgewertet. Dargestellt wird dabei also 
die jährliche Treibhausgasminderung, die durch die 
auf einer bestimmten Fläche angebauten Energie- 
pflanzen (ausgedrückt in t C02eq pro ha und Jahr) 


erreicht werden kann. Zusätzlich wird die jährliche 
Treibhausgasminderung dargestellt, die mit einer 
Einheit Rohstoff bzw. Primärenergie Biomasse 
(ausgedrückt in t C02eq pro TJ Biomasserohstoff) 
erreicht werden kann. 

Abbildung 7.3-3 zeigt in der oberen Grafik (a) die 
absolute Minderung der THG-Emissionen durch die 
Substitution fossiler Brennstoffe für verschiedene 
Bioenergienutzungspfade, bezogen auf die Anbau- 
fläche für Energiepflanzen in temperaten Klimazo- 
nen, die untere Grafik (b) zeigt dasselbe für tropi- 
sche Energiepflanzen. Pfade, die sich ausschließlich 
auf die Nutzung von Rest- und Abfallstoffen bezie- 
hen, sind nicht aufgeführt, da hier der Bezug zur 
Anbaufläche nicht möglich ist bzw. nicht sinnvoll 
erscheint. 

Zielrichtung dieser Analyse ist die Frage: Mit wel- 
chem Bioenergienutzungspfad kann angesichts der 
begrenzt verfügbaren Flächen für den nachhaltigen 
Energiepflanzenanbau die höchste Treibhausgasre- 
duktion erreicht werden? Vorab soll aber noch ein- 
mal darauf hingewiesen werden, dass das Ergebnis 
von der gewählten Allokationsmethodik beeinflusst 
wird (Kasten 7.3-1). Die Flächen entsprechen jeweils 
nicht der gesamten realen Anbaufläche für die Bio- 
masse, sondern nur den Teilflächen, die für die Kup- 
pelprodukte alloziert wurden. Aufgrund dieser Allo- 
kation kann die Analyse nicht für eine Hochrechung 
auf die global notwendigen realen Flächen zur Errei- 
chung bestimmter Minderungen genutzt werden. 

Bei allen Pfaden für temperate Energiepflanzen 
wird angenommen, dass der Anbau auf einem Acker 
erfolgt. Würde statt dessen eine Umnutzung von 
Grasland für den Anbau erfolgen, wären die durch 
die Energiepflanzenproduktion verursachten Emis- 
sionen um ca. 20 % höher und die Vermeidungsleis- 
tung geringer. Die absoluten Minderungspotenziale 
bezogen auf die zugeordnete Anbaufläche weisen 
eine sehr viel höhere Streuung auf als die in Abbil- 
dung 7.3-2 aufgeführten relativen Minderungspoten- 
ziale bezogen auf die Endenergie. Diese Streuung 
ist z.T auf die unterschiedlichen Wirkungsgrade der 
Energiewandlung zurückzuführen; die Werte sind 
aber auch sehr stark von den Flächenerträgen der 
verschiedenen Anbausysteme abhängig. Da diese 
stark von der Klimazone abhängen, werden hier tem- 
perate und tropische Anbausysteme getrennt vonein- 
ander dargestellt, ln den Tropen sind aufgrund der 
ganzjährigen Vegetationsperiode, der höheren Tem- 
peraturen sowie der höheren Sonneneinstrahlung 
im Prinzip deutlich größere Erträge möglich als in 
temperaten Gebieten, sofern die Bodenbedingungen 
günstig sind und die Wasserversorgung gewährleis- 
tet ist. 

Aber auch Anbaumethoden und Bodenqualität 
führen zu großen Unterschieden. Beispielsweise vari- 



Drucksache 17/2272 


-188- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


a 


KUP-Pellet-KohleKW-2030 
KUP-Hackschn-HeizKW-DampfTurb-2030 
KUP-Rohgas-BrennstZelle(SOFC)-2030 
KUP-Rohgas-GasT urb-2030 
KUP-Biomethan-GuD-KW-2030 
Grassilage/Gülle-Biomethan-GuD-KW-2030’ 
Rutenhirse-Biomethan-GuD-KW-2030 
Maissitage-Biomethan-GuD-KW-2005 
Grassilage/Gülle-Biomethan-BHKW-2030’ 
Rutenhirse-Biomethan-BHKW-2030 
Maissilage-Biomethan-BHKW-2005 
Grassilage/Gülle-Biogas-BrennstZelle(SOFC)-2030’ 
Rutenhirse-Biogas-BrennstZeNe(SOFC)-2030 
Maissilage-Biogas-BrennstZetle(SOFC)-2005 
Grassilage/Gülle-Biogas-BFIKW-2030’ 
Rutenhirse-Biogas-BFIKW-2030 
Maissilage-Biogas-BHKW-2005 
Raps-Pflanzenöl-BHKW-2005 
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Abbildung 7.3-3 

Absolute Minderung der THG-Emissionen durch die Substitution fossiler Brennstoffe für verschiedene Energiepflanzen in 
(a) der temperaten Klimazone und (b) der tropischen Klimazone bezogen auf die zugeordnete Anbaufläche (Kasten 7.3-1) in 
t C02eq pro ha und Jahr. Als Referenzsystem wurde für die Strompfade ein Mix aus 80 % Steinkohle und 20 % Erdgasnutzung 
herangezogen und für die Mobilitätspfade 60 % Benzin und 40 % Diesel (Tabelle 7.3-3). Die gelben Balken beinhalten die 
Lebenszyklusemissionen inklusive der Emissionen aus direkten Landnutzungsänderungen (dLUC). Die grünen Balken 
berücksichtigen darüber hinaus Emissionen aus indirekten Landnutzungsänderungen (iLUC 50 %; Kasten 7.3-2). Es wurde 
(wenn nicht anders gekennzeichnet) angenommen, dass der Anbau der Energiepflanzen auf einem Acker erfolgt. Negative 
Werte bezeichnen eine Emissionssteigerung bezüglich des Referenzsystems. * Bei Pfaden, die Grassilage/Gülle als Substrat 
haben, wurde angenommen, dass in Deutschland keine Emissionen aus Landnutzungsänderungen entstehen, was aber nicht 
global übertragbar ist. Die Bezeichnungen der Pfade beziehen sich auf die in den Tabellen 7.2-1 und 7.2-2 aufgelisteten 
Anbaussysteme und Konversionsverfahren. 

Quelle: WBGU basierend auf Daten von Pritsche und Wiegmann, 2008 sowie Müller-Langer et al., 2008 
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Tabelle 7.3-4 

Bruttoenergiehektarerträge, die zur Berechnung der THG-Emissionen in den einzelnen Bioenergienutzungspfaden 
verwendet wurden sowie die errechnete Bandbreite aus verschiedenen Hektarerträgen der Literatur. Bei Palmöl beziehen 
sich die Literaturwerte allein auf die Ölfrüchte, während der hier verwendete Wert die gesamte gerntete Biomasse umfasst. 
Dies ist durch die Methodik der Allokation (Kasten 7.3-1) erforderlich. Die Werte sind daher nicht vergleichbar. 

Quelle: Pritsche und Wiegmann, 2008 und WBGU 


Bruttoenergieertrag in GJ/(ha • a) 




In Berechnungen verwendet 
(Pritsche und Wiegmann, 2008) 

Errechnet aus der 
Literaturbandbreite 
aus Kap. 7.1 

Kultur/Produkt 

Klimazone 

2005 

2030 

2005 

Palmöl 

Tropisch 

500 

660 

220^80 

Palmöl (degradiertes 
Land) 

Tropisch 

350 

462 

110-240 

Jatropha (Acker) 

Tropisch 

- 

113 

5-310 

Jatropha (marginales 
Land) 

Tropisch 

- 

54 

5-155 

Zuckerrohr 

Tropisch 

650 

700 

160-1.960 

Maissilage 

Temperat 

211 

250 


Körnermais 

Temperat 

159 

- 

120-210 

Rapssaat 

Temperat 

84 

- 

75-105 

Triticale 

Temperat 

100 

- 

50-105 

Rutenhirse 

Temperat 

- 

200 

90-300 

Pappel (KUP) 

Temperat 

- 

135 

35-350 

Grassilage 

Temperat 

100 

- 

100-210 


iert der Ertrag von Zuckerrohr zwischen 5 und 120 t 
Trockenmasse pro ha und Jahr (Kap. 7.1). Bei den 
vorliegenden Berechnungen wurden jeweils exemp- 
larische Werte für die Flächenerträge verwendet, die 
in Tabelle 7.3-4 aufgeführt sind und der jeweiligen 
Literaturbandbreite gegenübergestellt werden. 

Es wird deutlich, dass bezogen auf die Anbauflä- 
che bei der Stromerzeugung und der gekoppelten 
Strom- und Wärmeerzeugung im Vergleich zur rei- 
nen Wärmeerzeugung und der Mobilität in der Regel 
eine höhere absolute THG-Reduktion erreicht wer- 
den kann. 

Zur Einordnung der THG-Vermeidungsleistung 
pro Fläche kann als Vergleichsmaßstab die Koh- 
lenstoffsequestrierung herangezogen werden, die 
durch Aufforstung auf dieser Fläche erreicht wer- 
den könnte. Nach Righelato und Spracklen (2007) 
können etwa durch die Aufforstung von temperatem 
Ackerland mit Kiefern über einen 30-Jahres-Zeit- 
raum im Mittel 12 t COj (entsprechend 3,2 t C) pro 
ha und Jahr gespeichert werden. Eine solche Umnut- 
zung würde allerdings mutmaßlich dieselben indi- 
rekten Landnutzungsänderungen auslösen wie der 
Energiepflanzenanbau auf der entsprechenden Flä- 
che, daher sollten hier auch Emissionen aus indirek- 
ten Landnutzungsänderungen von 10 t CO 2 pro ha 
und Jahr gegengerechnet werden (Kasten 7.3-2). Es 


zeigt sich, dass bis auf die Elektromobilität die Ver- 
meidungsleistungen der untersuchten temperaten 
Pfade im Mobilitätsbereich durchweg unter dem 
hier genannten Wert für die Aufforstung liegen, wäh- 
rend im Strom- und KWK-Bereich vergleichbare 
oder höhere Emissionsminderungen erreicht wer- 
den können. Der WBGU hält den Anbau von Ener- 
giepflanzen für den Klimaschutz nur dann für sinn- 
voll, wenn sichergestellt ist, dass die damit verbunde- 
nen Emissionsminderungen höher sind als solche, die 
durch andere Maßnahmen wie Aufforstung auf der- 
selbe Fläche unter Berücksichtung indirekter Land- 
nutzungsänderungen erreicht werden können. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die durch Auf- 
forstung erreichbare Kohlenstoffspeicherung regio- 
nal unterschiedlich sein kann. Die Kohlenstoffspei- 
cherkapazität in der Biomasse von Aufforstungen 
hängt stark vom Standort, dem Bestandesalter und 
den Baumarten ab (Nabuurs et al., 2007). Beispiele 
aus den Tropen: Eine in den 1930er Jahren gepflanzte 
tropische Aufforstung mit damals 13 Baumarten auf 
einer ehemaligen Weidefläche beherbergte knapp 
60 Jahre später 57 Baumarten und speicherte durch- 
schnittlich 5,1 t CO 2 (oder 1,4 t C) pro ha und Jahr 
(Silver et al., 2004). Auf einer ehemaligen Brachflä- 
che in Indien speicherte eine tropische Baumplan- 
tage innerhalb von fünf Jahren nach Aufforstung mit 
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Gmelina arborea netto 14,3 t CO 2 (3,9 t C) pro ha, 
d.h. durchschnittlich etwa 3 1 CO 2 (0,8 1 C) pro ha und 
Jahr (Swamy und Puri, 2005). Righelato und Salam 
(2007) geben für die natürliche Sukzession von ver- 
lassenem tropischen Ackerland eine C02-Speiche- 
rung von 15-29 t CO 2 (4-8 t C) pro Jahr und ha an. 

Absolute jährliche THG-Minderung pro 
Menge an eingesetzer Biomasse 
Der diskutierte flächenbezogene Parameter eig- 
net sich für den Vergleich von Energiepflanzenpfa- 
den untereinander, kann aber für die Bewertung der 
Nutzung von Rest- und Abfallstoffen nicht heran- 
gezogen werden. Hierfür eignet sich der Bezug der 
Emissionen auf den Primärenergiegehalt des Bio- 
masserohstoffes. Dies ermöglicht einen umfassenden 
Vergleich der Bioenergiepfade. 

Abbildung 7.3-4 zeigt die absolute Minderung 
der THG-Emissionen durch die Substitution fossiler 
Brennstoffe für verschiedene Bioenergienutzungs- 
pfade bezogen auf den Bruttoenergiegehalt der ein- 
gesetzten Biomasse. Bezugsgröße ist dabei nur der 
Anteil des Energiegehalts, der der jeweiligen End- 
nutzung zugeordnet wird. Die anderen Anteile wer- 
den Koppelprodukten zugeordnet (Kasten 7.3-1). 

Zielrichtung dieser Analyse ist die für den WBGU 
relevante Frage: Mit welchem technischen Nutzungs- 
pfad können bei einer gegebenen Menge Biomasse 
die höchsten Treibhausgasreduktionen erreicht wer- 
den? Dieser energiebezogene Parameter ist nach 
Ansicht des WBGU der geeignete Parameter zur 
übergreifenden Beurteilung der THG- Vermeidungs- 
leistung von Bioenergiepfaden und sollte somit zur 
Standardsetzung herangezogen werden. 

Der Vergleich der Abbildungen 7.3-4 und 7.3-2 
macht deutlich, dass im mobilen Bereich zwar ähn- 
liche prozentuale Emissionsreduktionen bezogen 
auf die Endenergie erreicht werden können, dass 
aber die stationären Anwendungen bei gleicher 
Menge an eingesetztem Rohstoff Biomasse deutlich 
höhere absolute Vermeidungsleistungen erreichen. 
Im Transportsektor bildet die Elektromobilität eine 


Ausnahme mit vergleichbaren Werten zur Strom- 
erzeugung und zur kombinierten Strom- und Wär- 
meerzeugung. Ebenfalls eine Ausnahme bildet die 
Nutzung von Biodiesel von Ölpalmen, die auf degra- 
dierten Flächen angebaut wurden. Diese zeigt sehr 
hohe Vermeidungsleistungen, die jedoch wiederum 
bei der Nutzung desselben Rohstoffs im stationä- 
ren Bereich übertroffen werden. Der große Einfluss 
der Landnutzungsänderungen auf die THG-Minde- 
rungsleistung ist in den Abbildungen 7.3-2 und 7.3-3 
sehr deutlich sichtbar. 

Betrachtet man allein die Reststoffe, wird deutlich, 
dass die unterschiedlichen Technologien der Strom- 
erzeugung keinen großen Einfluss auf das Minde- 
rungspotenzial haben. Die Herstellung von Bio- 
methan kann noch um ca. 20 % höhere Minderungs- 
potenziale erreichen, wenn das abzutrennende CO 2 
dauerhaft gespeichert wird (Kasten 7.2-2). Abgese- 
hen von der Elektromobilität erreichen die Pfade, 
bei denen die Reststoffe im Verkehr eingesetzt wer- 
den, nur etwa die Hälfte der Vermeidungsleistung 
der Verstromungspfade. Hohe Vermeidungsleistun- 
gen, die noch über denjenigen von Reststoffen he- 
gen, können durch Anbausysteme wie Jatropha und 
Ölpalmen auf marginalen Flächen und deren Verar- 
beitung zu Flüssigkraftstoffen erreicht werden. Auch 
bei diesen Bioenergieträgern wird aber deutlich, 
dass im Stromsektor eine höhere Vermeidung erzie- 
len werden kann als im Verkehrsektor. Die Vermei- 
dungsleistung bei Nutzung von Energiepflanzen, die 
auf dem Acker angebaut wurden, wird bei Berück- 
sichtigung indirekter Landnutzungsänderungen sehr 
stark gemindert. 

Aus dem Vergleich der Bioenergienutzungspfade 
anhand dieses Parameters wird deutlich, dass eine 
Reduktion um einen bestimmten prozentualen Wert 
in allen Anwendungsfeldern (Strom, Wärme und 
Mobilität) im Fall der Stromerzeugung mit deutlich 
höheren absoluten Emissionsminderungen verbun- 
den ist. Ein Standard, der eine prozentuale THG- 
Minderung bezogen auf die End- bzw. Nutzenergie 
etabliert, ist also nicht zielführend, sofern das Ziel 


Abbildung 7.3-4 

Absolute Minderung der THG-Emissionen durch die Substitution fossiler Brennstoffe für verschiedene 
Bioenergienutzungspfade bezogen auf den Bruttoenergiegehalt der eingesetzten Biomasse. Als Referenzsystem wurde für 
die Strompfade ein Mix aus 80 % Steinkohle und 20 % Erdgasnutzung herangezogen, für die Wärmepfade 60 % Erdgas 
und 40 % Erdöl und für die Mobilitätspfade 60 % Benzin und 40 % Diesel (Tab. 7.3-3). Die gelben Balken beinhalten die 
Lebenszyklusemissionen inklusive der Emissionen aus direkten Landnutzungsänderungen (dLUC). Die grünen Balken 
berücksichtigen darüber hinaus Emissionen aus indirekten Landnutzungsänderungen (iLUC 50 %; Kasten 7.3-2). Für die 
Energiepflanzenpfade wurde (wenn nicht anders gekennzeichnet) angenommen, dass der Anbau auf einem Acker erfolgt. Bei 
der Nutzung von Reststoffen wird nur ein Balken dargestellt, da keine Emissionen aus indirekten Landnutzungsänderungen 
erwartet werden. Negative Werte bezeichnen eine Emissionssteigerung bezüglich des Referenzsystems. * Bei Pfaden, 
die Grassilage/Gülle als Substrat haben, wurde angenommen, dass in Deutschland Grassilage keine Emissionen aus 
Landnutzungsänderungen verursacht, was aber nicht global übertragbar ist. Die Bezeichnungen der Pfade beziehen sich auf die 
in den Tabellen 7.2-1 und 7.2-2 aufgelisteten Anbaussysteme und Konversionsverfahren. Die vertikalen roten Linien markieren 
den vom WBGU vorgeschlagenen Wert für einen Mindeststandard (30 t COjCq pro TJ) sowie den Wert, der als Voraussetzung 
für eine Förderung von Bioenergiepfaden erreicht werden sollte (60 t COjCq pro TJ; Kap. 10.3). 

Quelle: WBGU basierend auf Daten von Fritsche und Wiegmann, 2008 sowie Müller-Langer et al., 2008 ^ 
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die Förderung von Bioenergiepfaden mit möglichst 
hoher Klimaschutzwirkung ist. Der WBGU schlägt 
daher die Entwicklung eines Standards vor, der sich 
am Parameter „Absolute jährliche THG-Minderung 
pro Menge an eingesetzter Biomasse“ orientiert. 
Dabei müssen die Zahlenwerte für einen solchen 
Standard auf das gewählte Referenzsystem abge- 
stimmt sein, da dies einen erheblichen Einfluss auf 
das Ergebnis hat (Abb. 7.3-5). Der Standard sollte als 
Voraussetzung für die Förderung von Bioenergie in 
Industrieländern (Kap. 10.3 und 10.7) so gewählt sein, 
dass er sich an den besten verfügbaren Systemen ori- 
entiert. Beispielsweise könnte in Bezug auf das vom 
WBGU gewählte Referenzsystem eine Mindestre- 
duktion von 60 t C02eq pro TJ eingesetzter Rohbio- 
masse vorgegeben werden. Dabei sind die Emissio- 
nen aus direkten und indirekten Landnutzungsän- 
derungen einzubeziehen. Als Mindeststandard (Kap. 
10.3) hält der WBGU eine Reduktion von 30 1 COjCq 
pro TJ für angemessen. Im Biokraftstoffbereich ent- 
spricht eine solche Vorgabe in etwa der Anforderung, 
die Emissionen gegenüber dem Referenzsystem um 
50 % bezogen auf die Endenergie zu senken. 

Eine Sensitivitätsanalyse des Pfades KUP-Bio- 
methan-GuD-2030 zeigt, wie sehr die Vermeidungs- 
leistung der Bioenergiepfade von dem gewählten 
Referenzsystem bzw. dem ersetzten fossilen Energie- 
träger abhängt (Abb. 7.3-5). Wird im Idealfall Strom 
aus Braunkohle durch Strom aus KUP-Biomethan 
ersetzt, könnten ohne Berücksichtigung indirekter 
Landnutzungsänderungen ca. 150 t C02eq pro TJ 
Biomasse eingespart werden. Wird hingegen Strom 
aus Erdgas ersetzt, sind es nur noch ca. 50 t C02eq. 
Diese Werte verschlechtern sich bzw. werden sogar 
negativ, wenn Emissionen aus indirekten Landnut- 
zungsänderungen einbezogen werden. 

Dies verdeutlicht, dass Bioenergie ihre höchste 
Klimaschutzwirkung vor allem dann entfaltet, wenn 


sie Kohle ersetzt. Die Vermeidungsleistung von Bio- 
methan ist daher nicht sonderlich hoch, wenn es 
etwa Erdgas ersetzt, was insbesondere beim Ein- 
satz in Wärmeanwendungen wahrscheinlich ist. Wird 
jedoch Biomethan explizit zur Stromerzeugung ins- 
besondere zur Verdrängung von Kohlestrom ver- 
wendet, erreicht es eine wesentlich höhere Klima- 
schutzwirkung. 

Es ist daher notwendig, entsprechende Standards 
und geeignete politische und wirtschaftliche Rah- 
menbedingungen zu schaffen, die bei der Bioenergie- 
nutzung eine Substitution von fossilen Energieträ- 
gern mit hohen Emissionen wahrscheinlich machen. 

Treibhausgasvermeidungskosten 
Werden fossile Energieträger durch Bioenergie 
ersetzt, fallen unter Umständen Mehrkosten an. 
Setzt man diese Mehrkosten, d.h. die Differenz der 
spezifischen Gestehungskosten eines Bioenergienut- 
zungspfads und des Referenzpfads ins Verhältnis mit 
den erzielten Treibhausgasemissionseinsparungen, 
lassen sich Treibhausgasvermeidungskosten berech- 
nen (Gleichung 7.3-1; Müller-Langer et ak, 2008). 

Die verwendeten Gestehungskosten der fossi- 
len Referenzsysteme sind in Tabelle 7.3-5 aufge- 
führt. Abbildung 7.3-6 zeigt die Mehrkosten, die sich 
durch den Einsatz von Bioenergie verglichen mit 
dem Referenzsystem pro vermiedener Tonne Treib- 
hausgasemission ergeben. Im Wärme- und Strom- 
sektor ist der Vergleich auf die Endenergie bezogen, 
im Verkehrsektor auf Fahrzeugkilometer. In ande- 
ren Publikationen, die den Einsatz von Biokraftstof- 
fen im Verkehr betreffen, wird vielfach nur bis zur 
Energie des Kraftstoffs bilanziert, da das verwendete 
Fahrzeug meist dieselben Charakteristika hat wie das 
Referenzfahrzeug. In der vorliegenden Studie wurde 
bis zum Fahrzeugkilometer bilanziert, um die Elekt- 
romobilität und Brennstoffzellenfahrzeuge mit ein- 



Absolute Treibhausgasminderung bezogen auf die Menge an eingesetzter Biomasse (Bruttoenergie) 

[t C02eq / TJ] 

I I Lebenszykiusemissionen ohne iLUC I I Lebenszyklusemissionen mit iLUC bzw. iLUC irreievant 

Abbildung 7.3-5 

Sensitivität der absoluten THG-Minderung bezogen auf die eingesetzte Menge an Biomasse gegenüber dem Referenzsystem 
anhand des Beispiels der Nutzung von Holz aus Kurzumtriebsplantagen in Form von Biomethan für ein GuD-Kraftwerk. 

Es ist jeweils die Vermeidungsleistung ohne (gelb) und mit (grün) Berücksichtigung der Emissionen aus indirekten 
Landnutzungsänderungen für drei verschiedene Referenzsysteme dargestellt. Die höchste Vermeidungsleistung wird erreicht, 
wenn Braunkohle ersetzt wird, die geringste Vermeidungsleistung bzw. sogar eine Emissionssteigerung ergibt sich, wenn Erdgas 
substituiert wird. 

Quelle: WBGU basierend auf Daten von Pritsche und Wiegmann, 2008 sowie Müller-Langer et al., 2008 
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Tabelle 7.3-5 

Gestehungskosten der fossilen Referenzsysteme sowie Referenzwerte für die spezifischen Emissionen, die vom WBGU zur 
Ableitung der Treibhausgasvermeidungskosten der einzelnen Bioenergienutzungspfade herangezogen werden. Fzg-km = 
Fahrzeugkilometer. 

Quelle: Müller-Langer et al., 2008 



Fossiler 

Gestehungskosten pro 

Anteil am Mix 

Referenzwert für die 


Referenzfall 

End- bzw. Nutzenergie 

[%1 

spezifischen Emissionen 

Strom 

Steinkohle-KW 

5,20 

€ct / kWU, 

80 

6,2 g COj.eq / kWh,,, 


Erdgas-GuD 

10,0 

€ct / kWU, 

20 

Wärme 

Heizöl-Heizung 

10,8 

€ct / kWh,p 

40 

11,3 gCOjeq/kWhip 


Erdgas-Heizung 

11,6 

€ct / kWh,p 

60 

Mobilität 

Benzin-PKW 

2,68 

€ct / Fzg-km 

60 

2,6 g C02.eq / Fzg-km 


Diesel-PKW 

2,58 

€ct / Fzg-km 

40 


beziehen zu können. Auf diese Weise werden sowohl 
die Mehrkosten als auch die besseren Wirkungs- 
grade der entsprechenden Elektro- und Brennstoff- 
zellenfahrzeuge in die Bilanz einbezogen, so dass ein 
vollständiger Vergleich zwischen allen untersuchten 
Mobilitätspfaden möglich ist. 

Ergibt sich für die THG-Vermeidungskosten ein 
negativer Wert, ist die Energiebereitstellung aus Bio- 
masse günstiger als der fossile Referenzfall. Für Bio- 
energienutzungspfade, bei denen keine Emissions- 
minderung gegenüber dem Referenzfall erzielt wird, 
oder sogar eine Steigerung der Emissionen erfolgt, 
lassen sich keine TFIG- Vermeidungskosten defi- 
nieren. Diese Pfade sind mit „keine Minderung“ 
gekennzeichnet. 

Zur Einordnung dieser Kosten können zunächst 
exemplarische Vermeidungskosten anderer Klima- 
schutzoption betrachtet werden. Kosten für Emissi- 
onsminderung durch Aufforstung werden heute mit 
ca. 22 US-$ pro t COj angegeben (Kap. 5.5). Andere 
erneuerbare Energien sind auch geeignete Klima- 
schutzoptionen mit teilweise deutlich geringem Ver- 
meidungskosten. Windenergie kann in Deutschland 
im Durchschnitt zu 8 €ct pro kWh, an günstigen 
Standorten zu 5 €ct po kWh, bereitgestellt werden 
und verursacht im Durchschnitt Emissionen von nur 
25 g COjCq pro kWh (Durstewitz et al., 2008; Wagner 
et al., 2008). Daraus ergeben sich im Vergleich zum 
Referenzsystem (6,16 €ct pro kWh bei 935 g COjCq 
pro kWh) Vermeidungskosten der Windenergie von 
22 € pro t C02eq im Durchschnitt und sogar ein 
Gewinn, d.h. negative Vermeidungskosten von -11 € 
pro t COjCq an sehr guten Standorten. Die Photo- 
voltaik kann in Deutschland im Mittel zu 42 €ct pro 
kWh und in südlichen sonnenreichen Ländern bei ca. 
25 €ct pro kWh bei Emissionen von 75 g COjCq pro 
kWh Strom bereitstellen (Wagner et al., 2008; EPIA, 
2008). Damit liegen die Vermeidungskosten der Pho- 
tovoltaik bei ca. 420 € pro t COjCq bzw. 220 € pro 


K 


THG,S “ 


Ks-KR,f 

^REF “ 


AK 


Ae 


THG 


mit Ae^HG > 0 


Gleichung 7.3-1 

Kthgs spezifische THG-Vermeidungskosten eines 
Nutzungspfads [€/qjjQ]; spezifische Gestehungskosten 
eines Nutzungspfads [€/GJee]; K^ep spezifische Kosten 
des Referenzpfads (jeweils unter Berücksichtigung der 
Grenzkosten für fossile Energieträger) [€/GJee]; AK 
Differenzkosten des Nutzungspfads gegenüber einem 
Referenzpfad [€/GJee]; 6s spezifische THG-Emissionen 
eines Nutzungspfads [kgTHG/GJEE]; 6 ref spezifische THG- 
Emissionen des Referenzpfads [kgTHG/GJEE]; ACp^Q 
spezifische THG-Vermeidung des Nutzungspfads gegenüber 
einem Referenzpfad [kgTHG/GJEE]- 


t COjCq. Die Wasserkraft verursacht Gestehungskos- 
ten von ca. 6 €ct pro kWh in Deutschland und glo- 
bal gesehen liegen diese Kosten für die große Was- 
serkraft bei ca. 4 €ct pro kWh (Fichtner, 2003). Die 
Emissionen der Wasserkraft liegen wie die der Wind- 
energie bei ca. 25 g COjCq pro kWh (Wagner et al., 
2007). Strom aus Wasserkraft spart also Kosten ein, 
d.h. hat sogar negative Vermeidungskosten von bis 
zu -24 € pro t COjeq. Die Treibhausgasbilanz der 
Wasserkraft ist allerdings insbesondere bei Stauseen 
aufgrund möglicher Methanemissionen mit großen 
Unsicherheiten behaftet, so dass sich in Einzelfällen 
deutlich andere Werte ergeben können. 

Für die grundsätzliche Bewertung der dargestell- 
ten Vermeidungskosten greift der WBGU auf Stu- 
dien zurück, in denen Grenzschadenskosten des Kli- 
mawandels, d.h. aggregierte volkswirtschaftliche 
Nettokosten, die durch Schäden aufgrund von Kli- 
maänderungen weltweit entstehen (social cost of car- 
bon), ermittelt werden sowie auf Studien der Grenz- 
vermeidungskosten, bei denen sich global ausrei- 
chend Emissionsminderungen realisieren lassen, 
um die COj-Konzentration in der Atmosphäre bei 
400 ppm zu stabilisieren. Auf Basis der Zahlen in Stu- 








Pfl.- Bio- Bio- Elektr.- Bio- Bio- Roh- Hs. + Roh- 

Biodiesel öl ethanol methan mobil, diesel Eth. methan H 2 Pellets Pflanzenöl Biogas Biomethan gas Pellets Blogas Biomethan gas Hs. Pellets 
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Stroh-PeIlet-KohteKW-2005 
Restholz-Pellet-KohleKW-2005 
Stroh-Hackschn-HeizKW-DampfTurb-2005 
Restholz-Hackschn-HeizKW-DampfTurb-2005 
Restholz-Rohgas-BrennstZelle(SOFC)-2030 
Restholz-Rohgas-GasT urb-2030 
Restholz-Biomethan-GuD-KW-2030 
BloAbfall-Biomethan-GuD-KW-2005 
Ernterückstände/Gülle-Biomethan-GuD-KW-2030 
BioAbfall-Biomethan-BHKW-2005 
Erntenjckstände/Gülle-Biomethan-BHKW-2005 
BioAbfall-Biogas-BrennstZelle(SOFC)-2005 
Ernterückstände/Gülle-Biogas-BrennstZelle(SOFC)-2005 
BioAbfall-Biogas-BHKW-2005 
Ernterückstände/Gülle-Biogas-BHKW-2005 
KUP-Pellet-KohleKW-2030 
KUP-Hackschn-HeizKW-DampfTurb-2030 
KUP-Rohgas-BrennstZelle(SOFC)-2030 
KUP-Rohgas-GasTurb-2030 
KUP-Biomethan-GuD-KW-2030 
Grassilage/Gülle-Biomethan-GuD-KW-2030* 
Rutenhirse-Biomethan-GuD-KW-2030 
Maissilage-Biomethan-GuD-KW-2005 
Grassilage/Gülle-Biomethan-BHKW-2030* 
Rutenhirse-Biomethan-BHKW-2030 
Maissilage-Biomethan-BHKW-2005 
Grassilage/Gülle-Biogas-BrennstZelle(SOFC)-2030* 
Rutenhirse-Biogas-BrennstZelle(SOFC)-2030 
Maissilage-Biogas-BrennstZelle(SOFC)-2005 
Grassilage/Gülle-Biogas-BHKW-2030* 
Rutenhirse-Biogas-BHKW-2030 
Maissllage-Biogas-BHKW-2005 
Raps-Pflanzenöl-BHKW-2005 
Jatropha(degradiert)-Pflanzenöl-BHKW-2030 
Jatropha-Pflanzenöl-BHKW-2030 
Ölpalme(degradiert)-Pflanzenöl-BHKW-2005 
Ölpalme(Regenwald)-Pflanzenöl-BHKW-2030 


Stroh-Pellet-Heizung-2005 

Restholz-Pellet-Heizung-2005 

KUP-Pellet-Heizung-2030 

Rutenhirse-Peltet-Heizung-2030 


Restholz-Wasserstoff— BrennstZelle(PEM)-PKW-2030 
BioAbfall-Biomethan-PKW-2005 
Ernterückstände/Gülle-Biomethan-PKW-2005 
Resthotz-Biomethan-PKW-2030 
Stroh-Ethanol-PKW-2030 
Altfett-Biodiesel-PKW-2005 
Stroh-Fischer-Tropsch-Diesel-BTL-PKW-2030 
Restholz-Fischer-Tropsch-Diesel-BTL-PKW-2030 
Ernterückstände/Gülle-Biogas-BHKW-elektroPKW-2005 
Restholz-Hackschn-HeizKW-DampfTurb-elektroPKW-2030 
Rutenhirse-Biogas-BHKW-elektroPKW-2030 
Grassilage/Gülle-Biomethan-PKW-2030* 
KUP-Biomethan-PKW-2030 
Maissilage-Biomethan-PKW-2005 
Getreide-Ethanol-PKW-2005 
Maiskörner-Ethanol-PKW-2005 
Zuckerrohr(degradiert)-Ethanol-PKW-2030 
Zuckerrohr-Ethanol-PKW-2005 
Raps-Pflanzenöl-PKW-2005 
Raps-Biodiesel-PKW-2005 
KUP-Fischer-Tropsch-Diesel-BTL-PKW-2030 
Jatropha(degradiert}-Biodiesel-PKW-2030 
Jatropha-Biodiesel-PKW-2030 
Ölpalme(degradiert)-Biodiesel-PKW-2005 
Ölpalme(Regenwald}-Biodiesel-PKW-2030 


Lebenszyklusemissionen ohne iLUC 


I 0 50 100 150 200 250 300 350 400 450 500 550 600 

Treibhausgasvermeidungskosten [€ / 1 C02eq] 

Lebenszyklusemissionen mit iLUC bzw. iLUC irrelevant * Keine Minderung 
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Abbildung 7.3-6 

Kosten der Treibhausgasvermeidung durch den Einsatz verschiedener Bioenergienutzungspfade, berechnet nach Gleichung 
7.3-1. Als Referenzsystem wurde für die Strompfade ein Mix aus 80 % Steinkohle und 20 % Erdgasnutzung herangezogen, 
für die Wärmepfade 60 % Erdgas und 40 % Erdöl und für die Mobilitätspfade 60 % Benzin und 40 % Diesel (Tab. 7.3-3). Die 
gelben Balken beinhalten die Lebenszyklusemissionen inklusive der Emissionen aus direkten Landnutzungsänderungen 
(dLUC). Die grünen Balken berücksichtigen darüber hinaus Emissionen aus indirekten Landnutzungsänderungen (iLUC 
50 %; Kasten 7.3-2). Für die Energiepflanzenpfade wurde (wenn nicht anders gekennzeichnet) angenommen, dass der 
Anbau auf einem Acker erfolgt. Bei der Nutzung von Reststoffen wird nur ein Balken dargestellt, da keine Emissionen aus 
indirekten Landnutzungsänderungen erwartet werden. Negative Werte bezeichnen eine Emissionssteigerung bezüglich des 
Referenzsystems. * Bei Pfaden, die Grassilage/Gülle als Substrat haben, wurde angenommen, dass in Deutschland Grassilage 
keine Emissionen aus Landnutzungsänderungen verursacht, was aber nicht global übertragbar ist. Die Bezeichnungen der 
Pfade beziehen sich auf die in den Tabellen 7.2-1 und 7.2-2 aufgelisteten Anbaussysteme und Konversionsverfahren. 

Quelle: WBGU basierend auf Daten von Pritsche und Wiegmann, 2008 sowie Müller-Langer et al., 2008 


dien zu Grenzschadenskosten (Clarkson und Deyes, 
2002; Pearce, 2003; UBA, 2007) und zu Grenzkosten 
verschiedener Vermeidungsoptionen (Enkvist et al., 
2007) werden im Folgenden Nutzungspfade in fol- 
gende Kategorien eingeordnet: Nutzungspfade mit 
Vermeidungskosten oberhalb von 60 € pro t COjCq 
werden als gegenwärtig ökonomisch nicht effizient, 
d.h. als heute zu teuer bewertet, Nutzungspfade mit 
Vermeidungskosten von 40-60 € pro t COjCq wer- 
den als ökonomisch akzeptabel eingeschätzt und 
Nutzungspfade mit weniger als 40 € pro t COjCq 
beschreiben nach Ansicht des WBGU den heute kos- 
teneffizienten Bereich. Angesichts von Unsicherhei- 
ten, die aus den Modellierungen resultieren, die den 
Zahlen in den genutzten Studien zugrunde liegen, 
sind die angegebenen Bereichsgrenzen zwar unter 
Vorbehalt zu betrachten; sie beschreiben dennoch 
plausible Korridore für die Bewertung. 

Legt man zunächst die heutigen Kosten zugrunde, 
ergeben sich folgende Schlussfolgerungen: Kosten- 
günstiger Klimaschutz lässt sich heute in erster Linie 
mit denjenigen Pfaden erreichen, bei denen tropi- 
sche Energiepflanzen auf marginalem bzw. degra- 
diertem Land angebaut werden. Dies gilt auch für 
den Einsatz in der Mobilität. Mit Biodiesel aus Jatro- 
pha, das auf marginalem Land angebaut wurde, las- 
sen sich durch den Klimaschutz sogar Kosten ver- 
meiden. Darüber hinaus sind diejenigen Pfade güns- 
tig, die auf vergleichsweise einfachen Technologien 
beruhen, wie z.B. die Verwendung von unraffinier- 
tem Pflanzenöl oder die einfache Mitverbrennung 
von Stroh- oder Restholzpellets in Kohlekraftwer- 
ken. Etablierte Technologien wie die Mitverbrennung 
oder auch die Vergärung von Reststoffen in Biogas- 
anlagen zu Biogas oder Biomethan sind günstig und 
im Vergleich zu anderen Technologien, deren Kern- 
prozess die Vergasung von Biomasse ist (z. B. Fischer- 
Tropsch-Diesel) oder die teure Aggregate verwen- 
den (z.B. Brennstoffzellen), zunächst zu bevorzugen. 
Erst wenn deren Kosten in Folge des technologischen 
Fortschritts gesenkt werden können, kann der groß- 
flächige Einsatz dieser Technologien für den Klima- 
schutz empfohlen werden. 


Da in die Betrachtung Emissionen aus indirekten 
Landnutzungsänderungen einbezogen werden müs- 
sen (grüne Balken), sind heute nur einige wenige 
Reststoffpfade attraktiv sowie Energiepflanzen- 
pfade, die degradiertes bzw. marginales Land als Teil 
des Anbausystems verwenden. 

Dieses Bewertungsraster ist jedoch nicht gleichzu- 
setzen mit der Empfehlung, diejenigen Technologien, 
deren Vermeidungskosten als heute zu teuer bewer- 
tet werden, nicht weiterzuverfolgen. Vielmehr muss 
hier eine differenzierte Betrachtung angeschlossen 
werden, die auf die Gründe der hohen Kosten und 
auf zu erwartende deutliche Kostenminderungen 
eingeht 

Bei der Betrachtung der Vermeidungskosten muss 
darüber hinaus berücksichtigt werden, dass sie stark 
von den Gestehungskosten des Referenzsystems 
abhängen. Diese hegen beispielsweise bei der Strom- 
erzeugung aus Kohle mit 5,2 €ct/kWh^, relativ nied- 
rig und bei der Stromerzeugung aus Erdgas fast bei 
dem doppelten Wert bei 10,0 Cct/kWh^, (Tab. 7.3-4). 
Zu beachten ist weiter, dass alle Kosten der Refe- 
renzsysteme auf das Basisjahr 2005 bezogen sind und 
in Zukunft Veränderungen zu erwarten sind. Dabei 
ist sowohl beim Bioenergiepfad als auch beim Refe- 
renzsystem zwischen Technologiekosten und Brenn- 
stoffkosten zu unterscheiden. 

Die Technologiekosten werden voraussichtlich in 
beiden Fällen sinken. Da aber die relativ alte kon- 
ventionelle fossile Technologie in ihrem Entwick- 
lungsstand weit fortgeschritten ist, werden die Kos- 
tensenkungspotenziale geringer ausfallen als bei den 
z.T. relativ neuen Technologien zur Bioenergienut- 
zung. 

Bei den Brennstoffkosten kann sich ein anderes 
Bild ergeben. Im Vergleich zum Referenzjahr 2005 
ist in Deutschland der Brennstoffpreis für impor- 
tierte Steinkohle von 65 € pro t innerhalb von drei 
Jahren bis 2008 um ca. 50 % auf 95 € pro t angestie- 
gen (Müller-Langer et al, 2008; Statis, 2008). Aller- 
dings sind in diesem Zeitraum auch die Brennstoff- 
preise für Biomasse gestiegen, u.a. da sie mit denen 
der fossilen Energieträger positiv korreliert sind 
(Kap. 5.2.5. 2). Ob die Vermeidungskosten von Bio- 
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energiepfaden tatsächlich durch ansteigende fossile 
Energiepreise sinken, hängt davon ab, wie stark sich 
die Technologie- und Brennstoffkosten ändern und 
in welchem Verhältnis beide auf die Gestehungskos- 
ten einwirken. Im Falle der Energiepflanzen können 
die Brennstoffkosten zusätzlich durch die zuneh- 
menden Landnutzungskonkurrenzen sowie durch 
gestiegene Inputkosten (Landmaschinen, Dünger, 
Wasser usw.) steigen, während die Preise für Rest- 
stoffe davon weniger nach oben getrieben werden. 
In diesem Punkt unterscheidet sich die Bioenergie 
auch von anderen erneuerbaren Energien: Während 
bei Wind- und Solarenergie über die Lernkurven 
mit einer weiteren Kostensenkung in der Zukunft 
gerechnet werden kann, ist dieses Konzept bei der 
Bioenergie nur auf die Technologie anwendbar, nicht 
aber auf die Energieerzeugung selbst, da hier zusätz- 
lich die Brennstoffkosten der Biomasse zu Buche 
schlagen, die ein bestimmender Faktor der Geste- 
hungskosten sind. 

Nach Einschätzung des WBGU sind bei der Elek- 
tromobilität sowie bei den Vergasungstechnologien 
zur Produktion von Biomethan zukünftig deutliche 
Kostensenkungen zu erwarten (Kap. 7.2), die sich 
auch in einer deutlichen Reduktion der Treibhaus- 
gasvermeidungskosten beim Einsatz dieser Techno- 
logien niederschlagen dürften. Der WBGU schätzt 
diese Technologien daher neben den heute schon 
kostengünstigen Vermeidungsoptionen als viel ver- 
sprechende Klimaschutztechnologien ein. 
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Optimale Einbindung und Nutzung der 8 
Bioenergie in Energiesystemen 


Bioenergie war die erste vom Menschen genutzte 
Energiequelle. Fossile Energie wird dagegen erst seit 
zwei bis drei Jahrhunderten genutzt. Nicht nur die 
Knappheit fossiler Energieträger macht eine Ener- 
giewende unumgänglich. Ihre Nutzung verursacht 
den größten Anteil anthropogener Treibhausgas- 
emissionen, die zu einem gefährlichen Klimawandel 
führen (IPCC, 2007d). Für den Klimaschutz und die 
Überwindung der Energiearmut hat der Umbau der 
Energiesysteme zu einer nachhaltigen Energiever- 
sorgung höchste politische Priorität (Kap. 2). 

Die Strukturen der Energieversorgung unter- 
scheiden sich deutlich zwischen Industrie- und Ent- 
wicklungsländern. In Schwellenländern wie China 
und Indien ist sowohl traditionelle Energienutzung 
auf Basis von Biomasse als auch fossile Energienut- 
zung anzutreffen. In über 75 Ländern ist Bioenergie 
die Hauptenergiequelle, in über 50 Ländern beträgt 
ihr Anteil an der Energieversorgung sogar mehr als 
90 % (lEA, 2006b). Bei diesen Ländern handelt es 
sich fast ausschließlich um Entwicklungsländer, die 
Biomasse auf traditionelle Weise nutzen. Mit rela- 
tiv geringem technischen und finanziellen Aufwand 
kann die Effizienz der Biomassenutzung stark ver- 
bessert und auch der Treibhausgasausstoß deutlich 
verringert werden (Kap. 8.2). Auch in Industrielän- 
dern kann Bioenergie zu Klimaschutz und techni- 
scher Versorgungssicherheit (Regelenergie) zukünf- 
tiger, auf erneuerbarer Energie basierender Energie- 
systeme beitragen (Kap. 8.1). 


8.1 

Bioenergie ais Teil einer nachhaitigen 
Energieversorgung in Industrieiändern 


8.1.1 

Transformation der Energiesysteme für mehr 
Energieeffizienz und Kiimaschutz 

Um die 2°C-Leitplanke (Kap. 3) einzuhalten, ist eine 
Stabilisierung der Treibhausgaskonzentration in der 
Atmosphäre unterhalb von 450 ppm COjCq notwen- 


dig. Mit 56,6 % bzw. 28 Gt hatten die COj-Emissionen 
aus der Nutzung fossiler Energieträger im Jahr 2004 
den größten Anteil an den globalen Treibhausgas- 
konzentrationen. Um eine Stabilisierung der atmo- 
sphärischen Treibhausgasemissionen zwischen 445 
und 490 ppm C02eq zu erreichen, müssen die glo- 
balen Treibhausgasemissionen bis 2050 um 50-85 % 
gegenüber 2000 reduziert werden. Studien zur Ver- 
teilung von Emissionsminderungspflichten auf die 
verschiedenen Staaten zeigen, dass eine Stabilisie- 
rung bei 450 ppm COjCq erreichbar ist, wenn bis 2020 
die Emissionsrechte der Industriestaaten 25-40% 
unter den Emissionen von 1990 hegen, und gleichzei- 
tig in den Schwellenländern die Emissionen gegen- 
über den Projektionen erheblich gesenkt werden. 
Bis zum Jahr 2050 müssen die Emissionsrechte der 
Industrieländer 80-95 % unter den Emissionen von 
1990 hegen, und in allen anderen Regionen müssen 
die Emissionen gegenüber den Projektionen erheb- 
lich gesenkt werden (IPCC, 2007c). Diese Ziele kön- 
nen in Industrieländern und industrialisierten Regi- 
onen der Schwellenländer durch Energieeinsparung 
und mit Hilfe erneuerbarer Energien wie etwa Bio- 
masse erreicht werden. Dafür ist eine gezielte Umge- 
staltung der Energiesysteme notwendig. 


8.1.1.1 

Bausteine der Transformation 

Die vom WBGU vorgeschlagene Transformation 
basiert auf dem Ausbau und dem verstärkten Ein- 
satz erneuerbarer Energien in Kombination mit 
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK), der Vermeidung 
von Abwärme im Verkehrssektor, der Nutzung der 
Umgebungswärme zur Wärmebereitstellung sowie 
Energieeinsparmaßnahmen in allen Sektoren. 

Effizienzgewinne durch verstärkte 
Direkterzeugung von Strom aus Solar-, 
Wasser- und Windenergie 

Strom wird heute zum größten Teil aus fossilen Ener- 
gieträgern gewonnen. Bei der Umwandlung entste- 
hen große Mengen an COj. Die im Brennstoff ent- 
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Regenerativer 
Strom aus 
Direkterzeugung 


Strom 


Effizienz 38% 


Effizienz 100% 


Abbildung 8.1-1 

Effizienzgewinn durch den Umstieg auf erneuerbare Energien, bei denen aus Solar-, Wasser- und Windenergie direkt Strom 
erzeugt wird. Bei der konventionellen Stromerzeugung aus fossilen Energieträgern ohne Wärmeauskopplung kann im globalen 
Durchschnitt nur gut ein Drittel der Primärenergie in Strom gewandelt werden, während knapp zwei Drittel als Abwärme 
ungenutzt bleiben. Beim Umstieg auf erneuerbare Energien aus Direkterzeugung sinken daher bei gleicher Stromerzeugung 
der Primärenergiebedarf und die energiebedingten COj-Emissionen. 

Quelle: WBGU 


haltene Energie kann in den überwiegend betrie- 
benen Großkraftwerken nur zu ca. einem Drittel 
in Strom gewandelt werden, während der Rest als 
Abwärme ungenutzt bleibt, sofern keine Wärme aus- 
gekoppelt wird (BP, 2008). Direkt erzeugter Strom 
aus Wasser-, Solar- und Windenergie hingegen ver- 
meidet die Abwärmeverluste der thermischen Ener- 
giewandlung und trägt somit entscheidend zur Stei- 
gerung der Energieeffizienz bei (Abb. 8.1-1). 

Mit zunehmender regenerativer Direkterzeugung 
reduzieren sich der fossile Primärenergiebedarf zur 
Stromproduktion und proportional dazu der damit 
verbundene Treibhausgasausstoß (Kap. 4.1; Kasten 
4.1-1). 

Effizienzgewinne durch den Ausbau der 
Kraft-Wärme-Kopplung 

Die KWK trägt dazu bei, fossile und biogene Brenn- 
stoffe besser auszunutzen und dadurch Treibhaus- 
gasemissionen zu vermeiden. Durch die Nutzung der 
Abwärme über Nah- und Fernwärmenetze als Raum- 
oder Prozesswärme werden Energieträger eingespart 
und damit der Primärenergieaufwand im Wärmesek- 
tor reduziert. Durch die Nutzung der hohen Potenzi- 
ale für industrielle KWK und durch die geschickte 
Planung und Standortfindung für neue Heizkraft- 
werke sowie einem verstärkten Ausbau von Wär- 
menetzen kann der Anteil der KWK erhöht werden 
(Abb. 8.1-2). 

Effizienzgewinne durch den Umstieg auf 
Elektromobilität 

Das gegenwärtige Mobilitätskonzept und die dazu- 
gehörige Verkehrsinfrastruktur weisen große Ineffi- 
zienzen auf: Mit einem Verbrennungsmotor können 
im Mittel nur 20 % der fossilen Energie in Antriebs- 


energie gewandelt werden (ermittelt nach dem 
neuen europäischen Fahrzyklus, NEFZ). Die restli- 
che Energie geht bis auf einen Bruchteil für die Hei- 
zung des Fahrzeugs als ungenutzte Abwärme an die 
Umgebung verloren. Viel effizienter ist der Antrieb 
mittels Elektromotor, der ca. 80% der gespeicher- 
ten Energie (Strom) als mechanische Antriebsener- 
gie nutzbar macht. 

Die Effizienz des Elektroantriebes von 80 % 
(Steckdose zu Rad) ergibt sich wie folgt: Im Elektro- 
auto wird der Strom über einen Gleichrichter mit 
einer Effizienz von bis zu 95 % in einer modernen 
Lithiumbatterie gespeichert und bei der Fahrt über 
einen Wechselrichter mit derselben Effizienz zurück 
in Wechselstrom gewandelt, der einen Elektromo- 
tor mit einem Wirkungsgrad von ca. 95 % antreibt. 
Im Vergleich zum konventionellen Antriebskon- 
zept mit Verbrennungsmotor ist der Elektroantrieb 
damit viermal so effizient. Dieser Faktor läge immer 
noch bei 3, wenn ein unter optimistischen Annahmen 
künftig erzielbarer Wirkungsgrad des Verbrennungs- 
motors von 25 % und für den Elektroantrieb von 
75 % angenommen wird. Selbst bei Einbeziehung des 
höheren Fahrzeuggewichts durch die schweren Lithi- 
umbatterien liegt der Faktor der Effizienzsteigerung 
immer noch bei ca. 2-2,5. 

Bisher wird dieser Vorteil allerdings nicht genutzt, 
weil die Herkunft des Stroms für die Gesamteffizi- 
enz entscheidend ist und etwa ein mit einem schlech- 
ten Wirkungsgrad erzeugter fossiler Strom den ener- 
getischen Vorteil des Elektroantriebs wieder ver- 
nichtet. Erst ab einem gewissen Wirkungsgrad der 
Stromwandlung ist der Einsatz der Elektromobilität 
technisch effizienter als die herkömmliche Antrieb- 
technik (Abb. 8.1-3). Deutlich wird dies in der Kom- 
bination des in Abbildung 8.1-1 dargestellten Wir- 
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Abbildung 8.1-2 

Transformation des Stromsektors. Zwei wesentliche Bausteine tragen zum Effizienzgewinn im Stromsektor bei: Der Ausbau der 
Direkterzeugung von regenerativem Strom und die verstärkte Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). Die Abwärme aus 
thermischer Stromerzeugung kann zum Großteil durch die KWK nutzbar gemacht werden. Gleichzeitig nimmt der Anteil des 
direkt erzeugten Stroms aus erneuerbaren Energien zu und ersetzt einen Teil des Stroms, der sonst durch Verbrennung fossiler 
oder biogener Energieträger bereitgestellt werden würde. 

Quelle: WBGU 


kungsgrads der konventionellen Stromerzeugung 
von 38 % mit dem Wirkungsgrad eines Elektromo- 
bils von 80 % : der Gesamtwirkungsgrad beträgt dann 
lediglich gut 30 %, was nur leicht über dem Wert der 
herkömmlichen Antriebstechnik liegt. Wird jedoch 
die Wärme durch KWK genutzt, so dass sich ein 
energetischer Wirkungsgrad in der Stromerzeugung 
von 80% ergibt, ist der Brennstoffnutzungsgrad 
in der Elektromobilität in jedem Falle höher als in 
Verbrennungskraftfahrzeugen. Letztendlich schöpft 
nur die Kombination von Elektroantrieb und direkt 
erzeugtem erneuerbarem Strom aus Solar-, Wasser- 
und Windenergie das Effizienzpotenzial der Elektro- 
mobilität voll aus (Abb. 8.1-4). 

Die Elektromobilität hat weitere Vorteile gegen- 
über dem konventionellen Antriebskonzept: Der 
thermische Wandlungsprozess findet nicht im Fahr- 
zeug, sondern stationär statt. Neben der Abwärme- 
nutzung wird dadurch perspektivisch auch eine COj- 
Sequestrierung möglich. Zudem wird die Feinstaub- 
problematik gelöst und die Lärmbelastung reduziert. 
Interessant ist die Elektromobilität auch für Ener- 
gieerzeuger und Netzbetreiber. Sie stellt einen bis 
zu 90 % des Tages verfügbaren Energiespeicher dar 
(Standzeit des Fahrzeugs), der über geeignete Infor- 
mations- und Kommunikationstechnologien ein- 
gebunden und zum Ausgleich fluktuierender Ein- 
speisung erneuerbarer Energien verwendet wer- 
den kann. Die Vermeidung der Umwandlungsver- 
luste bei Verbrennungsmotoren und der Einsatz von 
direkt erzeugtem Strom in Elektromobilen stellen so 
ein erhebliches Effizienzpotenzial im Verkehrssek- 
tor dar. Regenerative Elektromobilität, d.h. bei der 


der verwendete Strom aus erneuerbaren Energie- 
quellen stammt, ist daher ein wesentlicher Baustein 
in der Transformation des Energiesystems zur Nach- 
haltigkeit. 

Diese Aussagen beziehen sich in erster Linie auf 
den Straßenverkehr, der den größten Anteil am 
Energieaufwand im Verkehrssektor hat. Der flächen- 
deckende Einsatz von Elektrofahrzeugen kann aber 
erst in einem längeren Zeitraum realisiert werden 
(Abb. 8.1-5). Noch befindet sich der Elektroantrieb 
für Serienfahrzeuge bis auf Hybridfahrzeuge im Ent- 
wicklungsstadium. Eine Schwachstelle ist vor allem 
die Batterie, die viel Energie speichern, dabei leicht 
sein und eine lange Lebensdauer haben soll. Dennoch 
werden elektrische Fahrzeuge mit Reichweiten von 
100-200 km heute bereits produziert und viele Auto- 
mobilhersteller planen Elektro- und Hybridfahr- 
zeuge für ihre Flotte (Engel, 2007). Mittelfristig kann 
jedoch sogar mit Elektroantrieben im Schwertrans- 
port gerechnet werden. Im Flugverkehr gibt es der- 
zeit allerdings keine Alternative zu flüssigen, koh- 
lenstoffbasierten Energieträgern. Ähnlich ist es im 
Schiffsverkehr, wobei neue Antriebskonzepte wie 
lenkbare Zugdrachen den Treibstoffverbrauch eines 
Schiffes um 10-50 % reduzieren können. Prototypen 
werden bereits eingesetzt (Skysails, 2008). Der Schie- 
nenverkehr wird in vielen Ländern bereits überwie- 
gend elektrisch betrieben und aus einem eigenen 
Stromnetz gespeist (Oeding und Oswald, 2004; DB, 
2008). In Österreich betrug 2007 der Wasserkraftan- 
teil an der Bahnstromversorgung bereits 89 % (ÖBB, 
2008). Wenn es gelingt, in Zukunft durch Elektromo- 
bilität im Individualverkehr kein Erdöl mehr zu ver- 
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Abbildung 8.1-3 

Effizienzvergleich zwischen der Nutzung fossiler bzw. biogener Kraftstoffe in Kraftfahrzeugen mit Verbrennungsmotor 
und der Elektromobilität. In Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor wird ca. ein Fünftel der getankten chemischen Energie 
in mechanische Antriebsenergie gewandelt. Beim Elektroantrieb können bis zu 80 % der „getankten“ elektrischen Energie 
in den mechanischen Vortrieb umgesetzt werden. Entscheidend für den gesamten Effizienzgewinn ist jedoch die Art der 
Stromerzeugung. Ein Effizienzgewinn durch Elektromobilität stellt sich bei Kraftwerkswirkungsgraden über 25 % ein - in der 
Abbildung ist der für Kraftwerke typische Bereich von 30-60 % eingetragen. Die Elektromobilität lohnt sich in jedem Fall, 
wenn die Abwärme im Kraftwerk genutzt wird. Da dies im konventionellen Fahrzeug mit Verbrennungsmotor nicht möglich 
ist, können dort nur 20% des fossilen Brennstoffes als mechanische Antriebsenergie genutzt werden (horizontale Linie 
„Fossile Kraftstoffe“). Im Fall der Biokraftstoffe verringert sich dieser Wert auf 10 % , da bei der Konversion von Biomasse zu 
Kraftstoff im besten Fall (2. Generation Biokraftstoffe) nur die Hälfte der Bioenergie in Kraftstoff gewandelt werden kann 
(horizontale Linie „Biokraftstoffe 2. Gen.“). Das maximale Effizienzpotential erreicht die Elektromobilität, wenn sie mit direkt 
erzeugtem Strom aus Wasser-, Solar- oder Windenergie gespeist wird (rechte Säule). Hierbei werden die hohen thermischen 
Wandlungsverluste vermieden. 

Quelle: WBGU 



Verluste 


Regenerativer 
Strom aus 
Direkterzeugung 


Antriebsenergie 


Verbrennungsmotor Eiektroantrieb 

Effizienz 20% Effizienz 80% 

Abbildung 8.1-4 

Effizienzgewinn im Verkehr: Energieaufwand und Effizienz eines herkömmlichen Antriebskonzepts mit fossilen und 
biogenen Kraftstoffen im Vergleich mit einem Elektroantrieb, der regenerativen, direkt erzeugten Strom aus Wasser-, Solar- 
und Windenergie nutzt. Dieselbe mechanische Antriebsenergie kann um ein vielfaches effizienter über eine regenerative 
Elektromobilität bereitgestellt werden als über den Einsatz von Kraftstoff im konventionellen Verbrennungsmotor. 

Quelle: WBGU 
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Abbildung 8.1-5 

Transformation des 
Verkehrssektors: 

Baustein regenerative 
Elektromobilität. Durch 
die zunehmende Nutzung 
regenerativen Stroms, 
davon ein großer Anteil 
aus der Direkterzeugung 
mittels Wind-, Wasser- und 
Solarenergie, können der 
Energiebedarf und die 
Treibhausgasemissionen im 
Verkehrsektor erheblich 
reduziert werden - im 
Idealfall auf ein Viertel des 
derzeitigen Energiebedarfs. 
Quelle: WBGU 
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brauchen, kann das Öl - bis Alternativen gefunden 
sind - im Fern- bzw. Flug- und Schiffsverkehr einge- 
setzt werden. 

Effizienzgewinne durch Nutzung 
VON Elektrowärmepumpen zur 
Wärmebereitstellung 

Konventionelle Feuerungsanlagen (Öl- und Gashei- 
zungen) haben einen Wirkungsgrad von 70-110%, 
bezogen auf den unteren Heizwert (Brennwert- 
technik; BHD, 2008; DIN, 1990). Durch direkte Ver- 
brennung in Öl- und Gasheizungen kann gespei- 
cherte Energie zu 100 % in Wärme und nahezu zu 
100% in Nutzwärme (Warmwasser, Raumwärme 
usw.) gewandelt werden. Deutlich mehr Wärme 
kann Strom über eine Elektrowärmepumpe liefern, 
die verfügbare Umgebungswärme auf ein geeigne- 
tes Niveau anhebt und nutzbar macht. Der öuotient 
von nutzbarer Wärmeleistung zur auf genommenen 
Arbeitsleistung des Verdichters wird als Leistungs- 
zahl bezeichnet und nach definierten Bedingun- 
gen nach verschiedenen Normen wie beispielsweise 
EN 14511 bestimmt (DIN, 2008a, b; VDI, 2008). Bei 
einer angenommenen durchschnittlichen Leistungs- 


zahl der Elektrowärmepumpe von 3,5 können mit 
1 kWh Strom 3,5 kWh Wärme bereitgestellt werden, 
wovon 2,5 kWh aus der Umgebungswärme stammen 
(Baumann et al., 2006). Dieser Wert kann insbeson- 
dere bei mit Erdwärme gekoppelten Wärmepumpen 
erreicht werden. Unter günstigen Bedingungen kön- 
nen damit Wärmepumpen hohe Jahresarbeitszahlen 
erreichen. Wie bei der Elektromobilität ist die Her- 
kunft des Stroms bzw. der Wirkungsgrad der Strom- 
erzeugung entscheidend. Erst ab einem bestimmten 
Kraftwerkswirkungsgrad ist der Einsatz von Elektro- 
wärmepumpen sinnvoller als die direkte thermische 
Nutzung des Brennstoffes, was an folgendem Bei- 
spiel verdeutlicht wird. 

Aus 1 kWh fossiler oder biogener Energie kön- 
nen beim heutigen Kraftwerksmix mit einem Wir- 
kungsgrad von etwa 30-35 % ca. 0,30 kWh Strom 
erzeugt werden, der in der Elektrowärmepumpe mit 
der angenommenen Leistungskennzahl maximal das 
3,5fache an Wärme liefert, d.h. ca. 1 kWh Wärme. 
Hier ist der Einsatz von Elektrowärmepumpen sinn- 
los, weil die direkte Verbrennung des fossilen oder 
biogenen Brennstoffes den gleichen Nutzen bringt. 
Der Nutzwärmegrad steigt jedoch auf ca. 200% 


Abbildung 8.1-6 

Effizienzgewinn durch 
die Nutzung der 
Umgebungs wärme mit 
Wärmepumpen, die mit 
regenerativem Strom 
betrieben werden. 
Quelle: WBGU 
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Abbildung 8.1-7 

Transformation des 
Wärmesektors: durch 
den Ausbau der Kraft- 
Wärme-Kopplung und die 
verstärkte Nutzung von 
Elektrowärmepumpen kann 
in Zukunft der Prozess- 
und Heizwärmebedarf 
vollständig gedeckt werden. 
Um das Effizienzpotenzial 
von Elektrowärmepumpen 
voll auszuschöpfen, sollte 
der Strom überwiegend aus 
regenerativen Quellen der 
Direkterzeugung (Wasser-, 
Solar- oder Windenergie) 
kommen. 

Quelle: WBGU 


bei Strom aus GuD-Kraftwerken mit Wirkungsgra- 
den von ca. 60 % und sogar auf 350 % bei der Nut- 
zung von direkt erzeugtem Strom aus Solar-, Wasser- 
und Windenergie. Demnach kommt die Energieef- 
fizienz der Elektrowärmepumpen am besten durch 
den Einsatz von direkt erzeugtem Strom zum Tragen 
(Abb. 8.1-6 und 8.1-7). Über einen thermischen Wär- 
mespeicher lässt sich der Strombedarf vom Wärme- 
bedarf entkoppeln. Damit wird ein effizientes Last- 
management möglich, bei dem z.B. in Zeiten hoher 
Windenergieaufkommen der anfallende überschüs- 
sige Strom auf diese Weise gespeichert wird. Durch 
den beobachteten Trend eines zunehmend höhe- 
ren Anteils der Direkterzeugung aus erneuerbaren 
Energien an der Stromerzeugung verbessert sich die 
energetische Gesamteffizienz von elektrischen Wär- 
mepumpen in Zukunft deutlich. 

Eine breite Einführung von Wärmepumpen redu- 
ziert den Verbrauch fossiler und biogener Brenn- 
stoffe im Wärmesektor erheblich, ln Kombination 
mit Abwärme aus der Kraft-Wärme-Kopplung kann 
der fossile Primärenergiebedarf und somit der Treib- 
hausgasausstoß im Wärmesektor stark zurückgefah- 
ren und direkt zu verbrennende Energieträger im 
Idealfall ersetzt werden (Abb. 8.1-7). Raumwärme, 
Warmwasser und ein Teil der Prozesswärme können 
auf diese Weise geliefert werden. Ein weiterer Teil 
der Prozesswärme kann durch regenerativen Strom 
bereit gestellt werden. 

Effizienzgewinne durch 
Energieein SPARMASSNAHMEN 
Es gibt viele Wege, die Nutzung von Energie effizien- 
ter zu gestalten bzw. den Energieaufwand bei glei- 
chem Nutzen zu senken, ln allen Energiesektoren 
können solche Maßnahmen durchgeführt werden. 


Sehr anschaulich wird dies im Wärmebereich: Durch 
Wärmedämmung bis hin zur Passivhausbauweise 
kann der Energiebedarf zum Heizen erheblich redu- 
ziert werden. Verbesserte Heizungsanlagen, Herde 
und Warmwasserbereitung sind weitere Beispiele. 

Auch im Stromsektor sind viele Maßnahmen 
machbar. Beispielsweise wird Druckluft in indust- 
riellen Prozessen häufig sehr ineffizient eingesetzt. 
Durch verbesserte Dichtungen und den Austausch 
undichter Komponenten kann Kompressorstrom 
eingespart werden. Ein weiteres Beispiel sind Ener- 
gieeinsparungen in der Beleuchtung. Ein Industrie- 
land wie Deutschland wendet dafür zwar nur 5 % 
des Stromverbrauchs auf, allerdings gehen in kon- 
ventionellen Glühbirnen 95 % davon als Abwärme 
verloren. Würden in jedem der 39 Mio. deutschen 
Haushalte 75-Watt-Standardglühbirnen durch Ener- 
giesparlampen der gleichen Lichtstärke (15 Watt) 
ersetzt, könnten theoretisch 2,3 GW Kraftwerksleis- 
tung, also zwei große Kraftwerke, während der Zeit 
des Lichtbedarfs abgeschaltet werden. Alle Haus- 
haltsgeräte (Kühl- und Gefrierschränke, Herde 
usw.), Beleuchtung (LED-Technik) und industrielle 
Prozesse (elektrische Antriebe, Leistungselektronik, 
usw.) können noch effizienter gestaltet werden und 
den gleichen Zweck mit geringerem Stromverbrauch 
erfüllen. Das Abschalten von Stand-by-Schaltungen 
durch den Einbau schaltbarer Steckdosen oder sogar 
ihr Verbot sind weitere Maßnahmen, die der Ener- 
gieeffizienz dienen. 

Im Verkehr lässt sich der Energieaufwand aller 
Flug- und Fahrzeuge durch die Verbesserung der 
Aerodynamik und die Reduzierung des Gewichts 
oder Rollwiderstands reduzieren. Auch durch sozio- 
ökonomische und organisatorische Maßnahmen in 
Form einer besseren Ausgestaltung des ÖPNV, einer 
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besseren Auslastung von Bussen, Zügen und Flug- 
zeugen oder auch einer verbesserten Organisation 
des Verkehrsflusses kann dieses Ziel erreicht wer- 
den. Für alle quantitativen Einsparpotenziale ist der 
betrachtete Zeitraum ausschlaggebend. 


8.1.1.2 

Transformation des Energiesystems durch 
Kombination der Bausteine 

Werden alle fünf beschriebenen Maßnahmen kombi- 
niert, kann der fossile und nukleare Primärenergie- 
bedarf eines Industrielands um mehr als 80 % redu- 
ziert und der energiebedingte Treibhausgasausstoß 


entsprechend gesenkt werden. Dies entspricht den 
Reduktionsanforderungen, die sich aus einer Fort- 
schreibung des Kioto-Protokolls für Annex-I-Län- 
der wie Deutschland ergeben könnten. Mengenmä- 
ßig relevante Treibhausgasemissionen kommen im 
transformierten Energiesystem nur noch aus der fos- 
silen und biogenen Stromerzeugung in der Kraft- 
Wärme-Kopplung bzw. aus hocheffizienten GuD- 
Kraftwerken. Die sehr geringen Emissionen aus 
Wind- und Wasserkraft bzw. Sonnenenergie sind im 
Vergleich dazu vernachlässigbar. 

Die in Kapitel 8. 1.1.1 beschriebenen fünf Bau- 
steine steigern die Effizienz im Energiesystem, die 
keine entfernte Vision sein muss, sondern einen mit 



Abbildung 8.1-8 

Die Transformation des Energiesystems am Beispiel des Industrielands Deutschland: Mit fünf Bausteinen lassen sich Energie- 
und Klimaeffizienz verwirklichen. Der Primärenergiebedarf ohne den nicht energetischen Anteil wie Erdöl für die chemische 
Industrie belief sich in Deutschland in 2005 auf 13,4 EJ, wovon 34 % auf den Stromsektor, 44 % auf den Wärmesektor und 
23 % auf den Verkehr entfielen. Wird der Endenergiebereich betrachtet, ergeben sich andere Verhältnisse: der Stromanteil 
wird kleiner (18 %) und die beiden anderen Bereiche entsprechend größer (Wärme 54 %, Verkehr 28 %). Im Verkehr wird 
auch Strom eingesetzt, der derzeit jedoch nur einen Anteil von 2 % im Verkehrssektor ausmacht und daher in der Darstellung 
nicht berücksichtigt wird. Zukünftig soll die Direktverbrennung für die Wärmenutzung durch Wärme aus KWK und Elektro- 
Wärmepumpen ersetzt werden. Der Wärmeanteil, der aus Strom gewonnen wird, einschließlich der Wärme aus der KWK, ist 
im Diagramm in der Stromerzeugung enthalten. Strom soll zu über 70 % aus der Direkterzeugung durch Solar-, Wasser- und 
Windenergie gewonnen werden. Für das Lastmanagement der fluktuierenden Energiequellen sollen neben einem massiv 
ausgebauten Stromtransport- und -verteilungsnetz und der Anbindung von Speicherkraftwerken (Wasser, Druckluft) sowohl 
der Verkehrssektor (elektrisch angetriebene Fahrzeuge) als auch die Wärmenutzung über Wärmepumpen zur Verfügung 
stehen, welche über ein breit ausgebautes Informationsnetz angebunden sind (intelligente Stromversorgung - smart grid). 
Zusammen soll die Stromnutzung im Wärme- und Verkehrssektor 25 % der elektrischen Energieversorgung betragen. Bis 2050 
ist eine solche Transformation vorstellbar, die eine ökologische und wirtschaftliche Energieversorgung in Industrieländern 
möglich macht. 

Quelle: WBGU unter Verwendung von Daten aus BMWi, 2008 
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heutiger Technologie erreichbaren Weg darstellt 
(Abb. 8.1-8). 


8 . 1.2 

Die Rolle der Bioenergie in der nachhaltigen 
Energieversorgung von Industrieländern 

Das Potenzial der nachhaltig verfügbaren Bioener- 
gie ist begrenzt (Kap. 6). Es ist absehbar, dass es nicht 
ausreichen wird, um einen größeren Anteil des heuti- 
gen Weltenergiebedarfs zu decken. Daher ist es wich- 
tig, die strategischen Eigenschaften der beschränkt 
vorhandenen Biomasse optimal zu nutzen (Kap. 2). 
ln Industrieländern ist ihr Einsatz dort zu empfeh- 
len, wo ihre spezifischen Eigenschaften nicht durch 
andere Energieträger ersetzt werden können und 
ihr Nutzen in Bezug auf Energieeffizienz und Kli- 
maschutz am größten ist, ohne dass andere Nach- 
haltigkeitskriterien wie der Erhalt der Biodiversität 
und die Ernährungssicherheit gefährdet werden. Im 
Folgenden werden die drei potenziellen Hauptein- 
satzgebiete Verwendung als Treibstoff im Verkehr, 
Wärmebereitstellung und Stromerzeugung näher 
betrachtet. 


8 . 1 . 2.1 

Bioenergie im Verkehr; Biostrom versus 
Biokraftstoffe 

Herausforderung Rohstoff 
Der Rohstoff Energieträger ist in allen Energiesek- 
toren ein Problem. Der Verkehrsektor ist heute fast 
ausschließlich von fossilem Erdöl abhängig und speist 
sich beispielsweise in Europa zu ca. 98 % aus Erdöl, 
in vielen anderen Regionen ist die Abhängigkeit ähn- 
lich hoch (Boerrigter und van der Drift, 2004). Fos- 
sile Kraftstoffe werden knapper und tendenziell teu- 
rer. Ein möglicher Ausweg wird über Biokraftstoffe 
gesucht, deren relevantes Potenzial jedoch an verfüg- 
bare Flächen gebunden ist (Kap. 6 und 7). Synthe- 
tische Biokraftstoffe der 2. Generation versprechen 
zwar eine höhere Energieausbeute als Biokraftstoffe 
der 1. Generation. Ihre Ökobilanz ist jedoch nicht 
wesentlich besser als die der 1. Generation und, wie 
alle Ergebnisse der Bilanzierung für Energiepflan- 
zen, deutlich von den direkten und indirekten Land- 
nutzungsänderungen abhängig (Kap. 7.3; Jungbluth 
et al., 2008). Neben den Flächen für Energiepflanzen 
ist auch die Menge der zu verwertenden Reststoffe 
limitiert. Ab Mitte des Jahrhunderts wird zudem die 
stoffliche Nutzung von Biomasse weiter zunehmen, 
wenn Erdöl für die chemische Industrie unwirtschaft- 
lich wird und andere Kohlenwasserstoffe verwendet 
werden müssen (Kap. 5.3). Biokraftstoffe können das 


Klimaproblem nicht lösen und auch in der Versor- 
gungssicherheit nur eine Brückenfunktion erfüllen. 
Sowohl die Nahrungs- und Futtermittelproduktion 
als auch bestimmte Industriezweige (Chemie, Bau, 
Textilien usw.) benötigen Kohlenstoffverbindungen. 
Energie für Mobilität kann hingegen auch auf ande- 
ren Wegen bereitgestellt werden. 

Effizienter Einsatz von Bioenergie im 
Verkehr 

Neben der Rohstoffverfügbarkeit ist für den Verkehr 
auch der Wirkungsgrad der Konversion entschei- 
dend für den energetischen Beitrag der Biomasse. 
Die Konversion von Biomasse in Biokraftstoffe führt 
im Vergleich zur Konversion in Strom für Elektro- 
mobile zu deutlich geringeren Gesamtwirkungsgra- 
den (Kap. 7.2 und 7.3). Es ist deshalb energetisch 
sinnvoller, Biomasse in der KWK einzusetzen, als sie 
in Kraftstoff umzuwandeln, wie am Beispiel holzar- 
tiger Biomasse deutlich wird; Der Aggregatzustand 
des festen Brennstoffs wird unter Energieverlusten 
von bis zu 60 % zweimal geändert und der gewon- 
nene Kraftstoff im Verbrennungsmotor eingesetzt, 
so dass am Ende nur ca. 10 % der Energie als Nut- 
zenergie am Rad zur Verfügung stehen (Abb. 8.1-9). 
Im Vergleich dazu kann Biomasse effizient verströmt 
(stationäre Energiewandlung, Volllastbetrieb), die 
Abwärme genutzt und der Strom im Elektromobil 
sauber und leise eingesetzt werden. In Abbildung 
8.1-9 sind exemplarisch vier Nutzungspfade für den 
Fahrzeugantrieb gegenübergestellt. Ausgehend von 
100% Primärenergie (Energieinhalt der Gesamt- 
pflanze bei der Ernte) steht für den Vortrieb am 
Rad bei der Biokraftstoffnutzung deutlicher weni- 
ger Energie zur Verfügung, als dies über den Pfad 
der Elektromobilität möglich ist. Zum Vergleich ist 
die direkte sehr effiziente Stromerzeugung aus Was- 
serkraft, Windkraft und Sonnenenergie aufgetragen. 
Deutlich wird die Überlegenheit des Elektroantriebs 
auch, wenn die Reichweite eines Fahrzeugs auf eine 
Energieeinheit (kWh) Primärenergie bezogen wird 
(Abb. 8.1-10). 

Der WBGU hält es nicht für sinnvoll, die beste- 
hende ineffiziente Verkehrsinfrastruktur dadurch zu 
verstetigen, dass die Bioenergienutzung in Form von 
Biokraftstoffen an diese Struktur angepasst wird. 
Das Ziel verschiedener Akteure, Bioenergie im Ver- 
kehr als Innovationsschub für Technologie und Kli- 
maschutz einzusetzen, sollte an der richtigen Stelle 
erfolgen. Innovationen sollten daher auf die Elektro- 
mobilität gelenkt werden, die es erlaubt, die Effizienz 
des Antriebssystems von heute ca. 20 % im Verbren- 
nungsmotor unter Einsatz regenerativ erzeugten 
Stroms auf über 70 % zu steigern. Für den Übergang 
vom Verbrennungsmotor zum Elektroantrieb spielt 
die Hybridisierung (kombinierter Verbrennungs- 
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Elektromotor: 

Strom aus Direkterzeugung 
(Wasser, Wind, Solar) 


Elektromotor: 

Strom aus Biomasse 
(Hoiz, KUR Gras) 


Verbrennungsmotor: 

“ “ ■ Biokraftstoff 2. Generation 
(FT-Diesel/BtL aus KUR) 


Verbrennungsmotor: 
Biokraftstoff 1 . Generation 
(Biodiesei aus Raps) 


Abbildung 8.1-9 

Vergleich verschiedener Konversionspfade im Verkehrssektor im Bezug auf die am Rad nutzbare mechanische Energie. 

In dieser Darstellung werden nur die Hauptenergieströme betrachtet. Nebenprodukte wie die Nutzwärme aus der Kraft- 
Wärme-Kopplung oder stoffliche Produkte wie Dünger oder Tierfutter werden nicht berücksichtigt. Im besten Fall können 
ca. 75 % der Primärenergie aus Wasser-, Wind- und Solarenergie als Antriebsenergie im Elektrofahrzeug genutzt werden, im 
schlechtesten Fall nur gut 5 % der Primärenergie von Raps im Verbrennungsmotor. Bei der Herstellung von Biodiesel aus Raps 
wird die Rapssaat vom Rapsstroh getrennt, wobei ca. 50 % der chemischen Energie der Pflanze für die Kraftstoffproduktion 
verloren geht. Aus der Saat können ca. 60 % der Energie als Rapsöl extrahiert und das Öl zu 90 % in Biodiesel verestert 
werden, so dass insgesamt ca. 25 % der Energie der Pflanze als Biodiesel getankt werden, wovon im Verbrennungsmotor nur 
20% in Antriebsenergie umgesetzt werden. Letztlich werden also nur gut 5 % der ursprünglichen Energie der Pflanze als 
Antriebsenergie genutzt. Auch bei Biokraftstoffen der 2. Generation ist die Bilanz nicht wesentlich besser. Es kann zwar die 
ganze Pflanze genutzt und zu ca. 85 % in Rohgas gewandelt werden, jedoch treten in der Gasaufbereitung und der Synthese 
hohe Wandlungsverluste auf, so dass nur ca. 45 % der ursprünglich in der Pflanze enthaltenen Energie als Fischer-Tropsch- 
Diesel getankt bzw. nur ca. 10% der Pflanze als Antriebsenergie genutzt werden kann. Wird das Rohgas auf dem gleichen 
Pfad zu Biomethan gewandelt und in effizienten GuD-Kraftwerken verströmt, können gut 45 % der Energie als Strom im 
Elektromobil getankt werden, welches mit einer Effizienz von 80 % im Ganzen gut 35 % der ursprünglichen Energie der 
Pflanze als Antriebsenergie nutzen kann. 

Quelle: WBGU, unter Verwendung von Berechnungen aus Ahmann, 2000; Dreier und Tzscheutschler, 2000; Kaltschmitt und 
Hartmann, 2003; EAA, 2007; Engel, 2007; Sterner, 2007 


motor und Elektroantrieb) eine wichtige Rolle. Die 
Weiterentwicklung von Elektro- und Hybridantrie- 
ben mit stärkeren und zuverlässigeren (d.h. langlebi- 
geren) Batterien wird auch vom IPCC als Schlüssel- 
technologie zur Emissionsminderung im Verkehrsek- 
tor genannt (IPCC, 2007c). Der WBGU empfiehlt 
daher, Biomasse aus Gründen technischer Effizi- 
enz und ökologischer Vorteile in Industrieländern 
über ihre Verstromung für den Betrieb von Elektro- 
fahrzeugen auf Straße und Schiene einzusetzen, und 
nicht über Biokraftstoffe eine ineffiziente Technolo- 
gie zu verstetigen. 


8.1 .2.2 

Bioenergie für die zentrale wie dezentrale 
Wärmebereitstellung 

Häufig wird der Einsatz von Biomasse zur Wärme- 
bereitstellung empfohlen. Dabei kann die Klima- 
schutzwirkung aus der Substitution der verdrängten 
konventionellen Brennstoffe abgeleitet werden. Aus 
energetischer Sicht besitzt Wärme etwa zur Gebäu- 
deheizung einen deutlich geringeren Wert als die glei- 
che Energiemenge in Form von Strom bzw. mechani- 
scher Energie. Wenn es also gelingt, die erforderliche 
W ärme in Form von Abwärme aus der KWK oder mit 
Hilfe von Wärmepumpen bereitzustellen, lässt sich 
aus der Biomasse eine höhere exergetische Wertig- 
keit erzielen als durch reine Verbrennung (Abb. 7.2- 
3). Die Nutzung von Biomasse in niederen Tempe- 
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Reichweite eines Autos [km/kWh Primärenergie] 


Abbildung 8.1-10 

Primärenergetische Reichweite von Pkw. Durch die wesentlich höheren Wirkungsgrade von Elektromotoren im Vergleich zu 
Verbrennungsmotoren ergeben sich bei gleichem Primäerenergieeinsatz generell höhere Reichweiten in der Elektromobilität. 
In den Berechnungen wurden der Verbrauch eines Elektromobils mit 15-22 kWh^i und der Verbrauch eines konventionellen 
Fahrzeuges mit 60-80 kWh^ 3 „ 5 ,„(( (entsprechend 6-8 1 Diesel) je 100 km angesetzt. Die Konversionsgrade von Holz zu Fischer- 
Tropsch-Diesel (BtL) wurden im Bereich 40-50 % und von Raps zu Biodiesel mit 20-30 % angesetzt. Die thermochemische 
Wandlung von Biomasse zu Biomethan und Verstromung wurde für einen Wirkungsgradbereich von 30-60 % berechnet. Die 
Direkterzeugung von Strom aus Wasser-, Wind- und Solarenergie mit einem Wandlungsgrad von 96-100 % und die Nutzung 
von Wasserstoffstrom mit einer Bandbreite von 35-42 % einbezogen, die sich aus dem Wandlungsgrad der Direkterzeugung 
und den Wirkungsgraden der Elektrolyse von 70 % und einer Polymerelektrolyt-Brennstoffzelle von 50-60 % errechnet. 
Bioenergie kann folglich im Verkehr viel effizienter über den Weg der Elektromobilität als über den Weg der Biokraftstoffe im 
Verbrennungsmotor genutzt werden. Die höchsten Reichweiten werden mit direkt erzeugtem regenerativem Strom erzielt. 
Quelle: WBGU, unter Verwendung von Berechnungen aus Ahmann, 2000; Dreier und Tzscheutschler, 2000; Kaltschmitt und 
Hartmann, 2003; EAA, 2007; Engel, 2007; Sterner, 2007 


raturbereichen von unter 100°C zur Warmwasserer- 
zeugung und zum Heizen ist in Industrieländern als 
Übergang zu sehen (Holz-, Hackschnitzel- und Pel- 
letheizungen). Wärme wird am effizientesten über 
KWK und Wärmepumpen bereitgestellt (Kap. 8.1.1). 
Die dezentrale KWK mit Biomasse ist relativ proble- 
matisch. Holzartige und feuchte Biomasse kann nur 
über den Weg der Vergasung bzw. Vergärung zu Bio- 
methan für den dezentralen Einsatz nutzbar gemacht 
werden (Kap. 7.2). Der WBGU empfiehlt daher die 
Abwärme aus KWK- Anlagen zu nutzen, Biomethan 
in der dezentralen KWK zu verwenden und langfris- 
tig mit regenerativem Strom betriebene Wärmepum- 
pen einzusetzen. 


8.1 .2.3 

Bioenergie in der Stromerzeugung: Regelenergie 
und Kraft-Wärme-Kopplung 

Biomasse findet ihren sinnvollsten Platz in der Strom- 
versorgung. Einerseits kann sie wie fossile Energie- 
träger als Regelenergie eingesetzt werden, anderer- 
seits erlaubt ihre Verwendung in der kombinierten 
Strom- und Wärmeerzeugung bzw. in GuD-Kraft- 


werken den höchsten Brennstoffnutzungsgrad und 
die höchste THG-Vermeidungsleistung bezogen auf 
die Menge an eingesetzter Biomasse. Gewisse Pfade 
wie die Mitverbrennung von Pellets in Kohlekraft- 
werken oder die Nutzung von Rest- und Abfallstof- 
fen in Biogasanlagen weisen zudem sehr geringe Ver- 
meidungskosten auf (Kap. 7.2 und 7.3). In einer allein 
auf erneuerbaren Energien basierenden Stromver- 
sorgung wird Regelenergie zum Ausgleich fluktuie- 
render Stromeinspeiser wie Wind- und Solarstrom 
benötigt. Zusammen mit massiv ausgebauten elek- 
trischen Netzen mit großen Übertragungskapazitä- 
ten und Stromspeichern wie Wasser- oder Druckluft- 
speichern sowie der Elektromobilität kann Regel- 
energie aus Biomasse zum Ausgleich der zeitlich 
variierenden Einspeiseleistung anderer erneuerba- 
rer Energien und der schwankenden Stromnach- 
frage der Verbraucher dienen. Die spezielle Eigen- 
schaft von Biomasse als Energiespeicher kommt hier 
zum Tragen. Vor allem Biomethan ist als Energieträ- 
ger geeignet, weil es sowohl aus einer Vielzahl von 
Abfall- und Reststoffen als auch aus verschiedensten 
Energiepflanzen hergestellt werden kann und sich 
im Gasnetz speichern lässt. Dort entnommen kann es 
wie Erdgas in vorhandenen Gaskraftwerken, die für 
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Regelenergie konzipiert wurden, eingesetzt werden. 
Die Verluste, die bei der Konversion von Biomasse 
zu Biomethan entstehen, werden durch die vielsei- 
tige Nutzbarkeit in Verbindung mit dem Erdgasnetz 
(Speicher, dezentrale KWK usw.) wettgemacht. 

Die KWK ist aufgrund der hohen Brennstoffaus- 
nutzung energetisch gesehen die optimale Nutzung 
fossiler und biogener Brennstoffe. Für dezentrale 
Anwendungen bietet sich die Umwandlung gasför- 
miger und flüssiger Bioenergieträger in Blockheiz- 
kraftwerken (BHKW) an. Neben Biogas können 
auch Kraftstoffe wie Pflanzenöl, Biodiesel oder Bio- 
ethanol in der KWK eingesetzt werden und erzie- 
len dort wegen der Abwärmenutzung und effiziente- 
ren Wandlung eine deutlich höhere Klimaschutzwir- 
kung als im Verkehr (Kap. 7.3; Abb. 7.3-4). Feste Bio- 
energieträger spielen bei der dezentralen KWK noch 
keine dominante Rolle, weil die Technik (Vergaser, 
Stirlingmotoren) teilweise noch nicht ausgereift oder 
unwirtschaftlich ist (FNR, 2007b). Technisch bereits 
ausgereift und dezentral sinnvoll einsetzbar sind 
dagegen kleine Heizkraftwerke in Kommunen, die 
Strom erzeugen und die Abwärme für die Wärme- 
versorgung öffentlicher Gebäude wie Schwimmbä- 
der oder Schulen verwenden. Sie beziehen die Bio- 
masse lokal etwa in Form von Hackschnitzeln oder 
Holzpellets. Neben Heizkraftwerken können auch 
Biogasanlagen so in industrielle Strukturen integ- 
riert werden, dass eine Wärmenutzung möglich ist 
(z.B. Trocknungsanlagen, Gärtnereien, Fertigungs- 
anlagen; FNR, 2006d; Roy, 2008). Zukünftig können 
auch dezentrale Klein-BHKW effizient in Haushal- 
ten verwendet werden. 

Für Großkraftwerke ergeben sich für die Bioener- 
gienutzung unterschiedliche Optionen: von der Mit- 
verbrennung in konventionellen Kraftwerken, dem 
Einsatz in Heizkraftwerken oder Kraftwerken mit 
integrierter Brennstoffvergasung bis hin zur Bereit- 
stellung von Biogas (Biomethan) sowohl aus Biogas- 
anlagen (Vergärungsprozess) als auch großen Ver- 
gasern, die Holz- und Kunststoffabfälle konvertie- 
ren. Sowohl bei Anlagen mit Vergärung als auch bei 
Vergasungsanlagen fällt COj in hoher Konzentration 
an, das vor der Einspeisung in Erdgasnetze abge- 
trennt werden muss. Hier lässt sich mit bereits vor- 
handenen Technologien ein erster Schritt der Dekar- 
bonisierung durchführen, wodurch eine Halbierung 
der COj-Emissionen für diese Konversionsverfah- 
ren möglich wird, sofern das abgetrennte CO 2 ein- 
gelagert wird. Viele weitere KWK-Technologien zur 
Nutzung von Biomasse wie z.B. Organic-Rankine- 
Cycle- Anlagen sind verfügbar und technisch ausge- 
reift. Voraussetzung für eine großskalige Abwärme- 
nutzung ist die Nähe zu einem großen Wärmeabneh- 
mer oder der verstärkte Ausbau von Wärmenetzen. 


8.1 .2.4 

Gesamtbewertung von Bioenergie in 
Industrieiändern 

Als Fazit für die optimale Einbindung der energeti- 
schen Biomassenutzung in zukünftige Energieversor- 
gungssysteme ist festzustellen, dass Biomasse nicht 
als Kraftstoff für den Betrieb von Fahrzeugen und 
nur übergangsweise direkt verbrannt für die Wär- 
meerzeugung eingesetzt werden sollte, ln zukünf- 
tigen Energiesystemen eignet sich Biomasse viel- 
mehr zur Stromerzeugung entweder in KWK- Anla- 
gen wie Heizkraftwerken und kleinen BHKW, zur 
Mitfeuerung in Kohlekraftwerken oder in Gas- und 
Dampfkraftwerken mit höchster Effizienz. Die kon- 
sequente Umsetzung der vorgestellten Systeme und 
die Verwendung elektrischer Energie im Verkehrs- 
sektor führen zu einem Effizienzgewinn um mehr als 
den Faktor zwei. Abfälle aus der Bioenergienutzung 
wie Asche oder Gärreste können zudem als minera- 
lischer Dünger wieder dem Kreislauf zugeführt wer- 
den. Dies ist ein wichtiges Kriterium der Nachhaltig- 
keit der Bioenergienutzung. 

Biomasse, vor allem Reststoffe, können demnach 
optimal über den Pfad der Vergärung (Biogas) und 
der Vergasung (Rohgas) eingesetzt werden (Abb. 
8.1-11). Vergasungsprozesse, mit denen nahezu alle 
Formen von Biomasse konvertiert werden können, 
befinden sich noch im Entwicklungsstadium, ver- 
sprechen aber für die Zukunft ein breites Anwen- 
dungsspektrum. Bei den technisch schon heute eta- 
blierten ebenfalls sehr flexiblen Vergärungsprozes- 
sen ist Biomethan ohnehin das Hauptprodukt. Diese 
beiden Pfade ermöglichen die Herstellung von Bio- 
methan, welches als synthetisches Erdgas in die vor- 
handenen Erdgasnetze sowohl dezentral eingespeist 
als auch wiederum dezentral zur Strom- und Wär- 
mebereitstellung gewandelt werden kann. Zu jeder 
Zeit muss dabei der klimaschädliche Methanschlupf 
soweit wie möglich begrenzt werden. Für Regionen 
mit gut ausgebauten Erdgasnetzen eröffnet sich so 
für Biomethan eine universelle Nutzung, vor allem 
in der dezentralen KWK mit kleiner Leistung bei 
hohem Brennstoffnutzungsgrad. Im Vergleich zu 
anderen Bioenergienutzungsformen erzielt die Her- 
stellung und Nutzung von Biomethan eine deutlich 
höhere Klimaschutzwirkung (Größenordnung 20%; 
Tab. 7.3-2), wenn das beim Konversionsprozess ohne- 
hin abzutrennende CO 2 nicht in die Atmosphäre ent- 
lassen, sondern in einer gesicherten Deponie gespei- 
chert wird. Der WBGU hat an anderer Stelle zu den 
Risiken und Anforderungen einer nachhaltigen CO 2 - 
Speicherung Stellung genommen (WBGU, 2006). 
Zudem können Reststoffe wie Waldrestholz heute 
nicht in der dezentralen KWK in Haushalten ver- 
wendet werden. Viele Reststoffe können nur über 
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Abbildung 8.1-11 

Zukünftige, nachhaltige Energieversorgungsstrukturen in Industrieländern. Aufbauend auf einem verbundenen Gas- und 
Stromnetz und der Abtrennung und Speicherung von COj aus der Nutzung fossiler und biogener Brennstoffe erfolgt die 
Energieversorgung zu großen Teilen elektrisch. Die Nutzwärme wird durch Kraft-Wärme-Kopplung und den Einsatz von 
Wärmepumpen bereitgestellt. Bei der Produktion von Biomethan ist die Abtrennung von COj notwendig und dessen 
Speicherung möglich. 

Quelle: WBGU 



Abbildung 8.1-12 

Erste Stufe der nachhaltigen Bioenergienutzung in 
Industrieländern. Biomasse wird primär dort eingesetzt, wo 
sie ohne große Konversionsverluste und zu geringen Kosten 
direkt fossile Energieträger mit hohen Emissionswerten 
ersetzen kann, also vorrangig zur Verdrängung von Kohle 
durch Mitfeuerung in Kohlekraftwerken. Im Wärmebereich 
werden Erdgas und Erdöl freigesetzt, die übergangsweise 
etwa im Verkehr verwendet werden können. 

Quelle: WBGU 


Abbildung 8.1-13 

Zweite Stufe der nachhaltigen Bioenergienutzung in 
Industrieländern. In einer zukünftigen nachhaltigen und 
integrierten Energieversorgung ersetzen Direkterzeugung 
und Bioenergie die fossilen Energieträger in der 
Stromerzeugung. Unter Nutzung der Abwärme aus der Kraft- 
Wärme-Kopplung und der Umgebungswärme kann über 
regenerativen Strom die Wärmeversorgung sichergestellt 
werden. Elektromobilität setzt Erdöl frei, das stofflich genutzt 
werden kann. 

Quelle: WBGU 
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den Biomethanpfad einer effizienteren Verwendung 
mit hoher Klimaschutzwirkung zugeführt werden. 

Abbildung 8.1-11 fasst die Elemente der Ener- 
giesysteme nach der Transformation und die spezi- 
fische Rolle der Bioenergie zusammen. Besonders 
attraktiv erscheint dabei, dass die beiden klassischen 
Energieträger Erdgas und Kohle in dieses zukünftige 
System integrierbar sind. Besonders die Kohlenut- 
zung über den Pfad der Vergasung mit anschließen- 
der Konversion des Synthesegases in synthetisches 
Methan eröffnet durch die dabei ohnehin erforder- 
liche Abtrennung von CO 2 eine wesentlich klima- 
schonendere Nutzung als dies bei Verwendung von 
Kohle in herkömmlichen Kohlekraftwerken mög- 
lich ist. Die Emissionswerte der Kohlenutzung hegen 
durch die Abtrennung und Speicherung bei Werten 
der Erdgasnutzung. Die Technik zur Kohlevergasung 
ist heute noch eine Nischentechnologie, die in eini- 
gen Anlagen in den USA erfolgreich im Einsatz ist 
(IPCC, 2005). Ebenso wie die CCS-Technologie muss 
sie weiterentwickelt und verbessert werden, bevor sie 
in großem Maßstab Verwendung finden kann. 


8.1. 2.5 

Stufen der nachhaltigen Bioenergienutzung in 
Industrieländern 

Als wichtigstes Ziel der Nutzung von Bioenergie in 
Industrieländern sieht der WBGU den Klimaschutz. 
Daraus ergibt sich, dass Reststoff- und Kaskaden- 
nutzung erste Priorität haben, weil diese kaum Land- 
nutzungsänderungen und damit verbundene Emis- 
sionen verursachen. Energiepflanzen sollten aus 
WBGU-Sicht nur zum Einsatz kommen, wenn ihre 
Klimaschutzwirkung einschließlich der Emissionen 
aus Landnutzungsänderungen als besonders positiv 
nachgewiesen ist und die Nachhaltigkeitskriterien 
des Mindeststandards (Kap. 10.3) eingehalten wer- 
den. Die Verwendung oder Einfuhr von Biomasse 
aus dem Anbau von Energiepflanzen, die diesen Kri- 
terien nicht genügt, sollte nicht gestattet werden. 

Zunächst erscheinen diejenigen Anwendungsbe- 
reiche am attraktivsten, bei denen Energieträger mit 
hohen C 02 -Emissionen verdrängt werden, vor allem 
Stein- und Braunkohle, aber auch Erdöl. Dies ist z.B. 
bei der Mitverbrennung von Holz in Kohlekraftwer- 
ken oder der Nutzung von Holz zur Gebäudeheizung 
der Fall. Während die Holznutzung in Kraftwerken 
zu einer entsprechenden Verringerung des Kohlebe- 
darfs führt, setzt die Verwendung von Holz bei der 
Heizung und Prozesswärmebereitstellung entspre- 
chende Mengen an Öl und Gas frei, die sich über- 
gangsweise im Verkehrssektor einsetzen lassen. Im 
Wärmebereich lässt sich aufgrund des Wandlungs- 
grads mehr Erdöl ersetzen als in der Mobilität (Abb. 


8.1-12). Ein Beispiel ist Holz, das durch direkte Ver- 
brennung in einer Heizung Erdöl ersetzt. Wird die- 
selbe Menge Holz zu Fischer-Tropsch-Diesel (BtL) 
konvertiert, kann sie nur halb so viel Erdöl erset- 
zen, weil die andere Hälfte der Energie für den 
Konversionsprozess benötigt wird. 

Mit zunehmender Effizienz der globalen Energie- 
systeme, bei denen zusätzlich zur verbesserten Wär- 
medämmung die Gebäudeheizung und Prozesswär- 
mebereitstellung über Kraft-Wärme-Kopplung bzw. 
Wärmepumpen erfolgt und auch die Elektromobili- 
tät im Verkehrsbereich eingeführt ist, verringert sich 
der Bedarf an Direktverbrennung und Kraftstoffen. 
Gleichzeitig nimmt die Nachfrage nach elektrischer 
Energie zu. In dieser Situation, die sich in einigen 
Dekaden einstellen könnte, wird ein Großteil der 
elektrischen Energie mit Hilfe von Direkterzeugung 
aus Wasserkraft, Solar- und Windenergie bereitge- 
stellt, deren Leistung allerdings starken zeitlichen 
Schwankungen unterliegt. Die biogenen und fossi- 
len Energieträger bekommen dann zunehmend die 
Aufgabe, diese Leistungsschwankungen auszuglei- 
chen. Der Ausgleich kann entweder über dezentrale 
Kraft-Wärme-Kopplung oder über schnell regelbare 
Gas- und Dampfkraftwerke erfolgen. Beide Kraft- 
werkstypen werden heute hauptsächlich mit Erdgas 
(d.h. Methan) betrieben. Damit bietet sich die Nut- 
zung von biogenem Methan (Biomethan) an, das in 
der schon heute vorhandenen Infrastruktur der Erd- 
gasnetze verwendet werden kann. Die Biomasse- 
nutzung erfolgt demnach im Idealfall in zwei Stu- 
fen: Zunächst wird Biomasse in Kohlekraftwerken 
mit verbrannt oder in Heizungsanlagen eingesetzt 
(Abb. 8.1-12). Später wird das durch Vergärung und 
Vergasung erzeugte Biomethan zunehmend in Erd- 
gasnetze eingespeist und in der Kraft-Wärme-Kopp- 
lung zur Strom- und Wärmebereitstehung genutzt. 
Der so erzeugte Strom wird auch in der Elektromo- 
bilität und in Wärmepumpen verwendet (Kap. 8.1.1; 
Abb. 8.1-13). Durch die Elektromobilität wird wiede- 
rum Erdöl für die stoffliche Nutzung zur Herstellung 
von Kunststoffen, Pharmazeutika und anderen koh- 
lenstoffbasierten Stoffen freigesetzt. 


8.2 

Bioenergie ais Teii einer nachhaitigen 
Energieversorgung in Entwicklungsiändern 

Ähnlich wie in Industrieländern wird die Biomas- 
senutzung auch in Entwicklungsländern eine ergän- 
zende Rohe im Zusammenspiel mit anderen For- 
men erneuerbarer Energien spielen. Für die elek- 
trische Energieerzeugung in ländlichen Gebieten 
werden zunehmend Photovoltaikanlagen, kleine 
Windkraftanlagen und Kleinwasserkraftanlagen ein- 
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gesetzt, die in Verbindung mit Biokraftstoffgenera- 
toren eine gesicherte Versorgung leisten. Der Ersatz 
klassischer Dieselgeneratoren durch biogen betrie- 
bene KWK- Anlagen erlaubt die Verwendung lokal 
erzeugter Biokraftstoffe bei gleichzeitiger Bereitstel- 
lung von Nutzwärme, ln diesem Kapitel wird explizit 
auf die Rolle der Biomasse in Entwicklungsländern 
eingegangen und andere Energiequellen zur Über- 
windung der Energiearmut sind hingegen nicht im 
Fokus. Biomasse ist der Brennstoff, der zur Zeit in 
den meisten ländlichen Regionen als Hauptenergie- 
quelle genutzt wird und dessen technische Handha- 
bung und Anwendung gewährleistet ist. Im Gegen- 
satz dazu zeigt die Erfahrung, dass neue Technolo- 
gien wie Photovoltaik sich nur langsam verbreiten, 
da die Anlagen von den Nutzern selbst oft nicht 
gewartet werden können. Technologien, die auf den 
vertrauten Brennstoff Feuerholz zurückgreifen, kön- 
nen deshalb in der realen Anwendung leichter Fuß 
fassen. 


8 . 2.1 

Energierevolution in der traditioneiien 
Biomassenutzung 

Der Großteil der traditionellen Biomassenutzung 
findet in ländlichen Gebieten der Entwicklungslän- 
der statt, die von Armut und einem niedrigen tech- 
nischen Entwicklungsstand geprägt sind. Neue, effi- 
zientere Technologien zur Nutzung von Bioenergie 
müssen daher in Installation, Gebrauch und War- 
tung einfach handhabbar sein und für die Bevölke- 
rung bezahlbar bleiben. Eine moderne Bioenergie- 
nutzung bietet unter diesen Voraussetzungen die 
Chance, Beschäftigung im ländlichen Raum zu schaf- 
fen, den Grad der flächendeckenden Energieversor- 
gung zu erhöhen, die Importabhängigkeit zu mindern 
und durch effizientere Technologien die Entwaldung 
und den energetisch bedingten Treibhausgasausstoß 
zu verringern. Durch den Ersatz von traditionellen 
Herden durch effiziente Holzherde kann der Treib- 
hausgasausstoß bei gleichem Nutzen um ca. 60% 
reduziert werden und beim Ersatz durch Kleinstbio- 
gasanlagen sogar um 95 % . Diese Reduktionen gelin- 
gen durch eine effizientere Verbrennung, die weniger 
Methan und Lachgas verursacht oder durch eine ver- 
miedene Entwaldung (Kap. 7.3). Um eine Verbrei- 
tung moderner Bioenergienutzung zu fördern, müs- 
sen parallel zwei Strategien verfolgt werden: Zum 
einen müssen effiziente, kostengünstige Technolo- 
gien bereitgestellt werden und zum anderen müssen 
die teilweise erheblichen soziokulturellen Hemm- 
nisse beim Einsatz dieser Technologien überwunden 
werden. 


8.2.2 

Energieversorgung in iändiichen Gebieten mit 
Hiife moderner Biomassenutzung 

Verbesserte Holzherde 

Die direkte Verwendung von Holz in verbesser- 
ten Holzherden ist effizienter als die Verkohlung zu 
Holzkohle mit anschließender Verbrennung in Holz- 
kohleherden (Kap. 7.2). Die Konstruktion verbesser- 
ter Holzherde reicht von ganz einfachen, fast kosten- 
losen Lehmherden bis zur Metallbauweise. Sie sind 
so allen Bevölkerungsschichten prinzipiell zugäng- 
lich, sofern keine soziokulturellen Hemmnisse beste- 
hen (Kap. 10.8). Die dadurch mögliche Reduktion des 
Feuerholzverbrauchs auf die Hälfte oder ein Viertel 
-je nach Herdbauweise - ist eine einfache und kos- 
tengünstige Möglichkeit, Bioenergie effizienter und 
somit umweltfreundlicher zu nutzen (Kap. 7.2 und 
9.2.2; Kasten 8.2-1 und 8.2-2; Kumar et ak, 1990). 

Kleinbiogasanlagen 

Kleinbiogasanlagen können ebenfalls den Feuer- 
holzverbrauch reduzieren. Die zusätzlichen Vorteile 
von Biogasanlagen gegenüber verbesserten Holzher- 
den sind verbesserte Innenraumluft, eine stärkere 
Reduktion der Treibhausgasemissionen (Kap. 7.3; 
Kästen 7.3-3 und 8.2-1) und verbesserter Dünger für 
die Landwirtschaft. Studien aus Nepal zeigen, dass 
Frauen bis zu drei Stunden ihrer täglichen Arbeits- 
zeit einsparen können, wenn sie mit Biogas kochen, 
da keine Zeit für das Sammeln des Brennstof- 
fes anfällt und das Kochen selbst einfacher ist (ter 
Heegde, 2005). Die verbesserte Luftqualität senkt im 
Übrigen die Ausgaben für Medikamente und steigert 
die Lebenserwartung. Biogas kann auch zur Beleuch- 
tung verwendet werden. Diese Technologie erzielt 
zwar nicht den höchsten Wirkungsgrad, ist aber ein 
guter Kompromiss zwischen einfacher Handhabung, 
Installation und Wartung, dem energetischen Nutzen 
und den Kosten der Energiedienstleistung. In Nepal 
und Vietnam sind bereits über 200.000 Kleinbiogas- 
anlagen im Einsatz. In Indien wurden seit 1980 über 
4 Mio. Anlagen installiert, wovon noch über 70% 
in Gebrauch sind. In Nepal konnten Haushalte im 
Schnitt jährlich 5 t Treibhausgasemissionen (C02eq) 
vermeiden, indem sie Biogasanlagen einsetzten statt 
Biomasse traditionell zu nutzen (ter Heegde, 2005). 
Diese Emissionsreduktion resultiert aus den ver- 
miedenen Methanemissionen von Dung, der für die 
Anlage verwendet wird sowie durch den Ersatz von 
Dünger und nicht nachhaltig geerntetem Feuerholz. 
Kleinbiogasanlagen sind besonders für Haushalte, 
Schulen und auch öffentliche Einrichtungen geeig- 
net und reduziert die Abhängigkeit der Bevölkerung 
von Feuerholz. 
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Kasten 8.2-1 

Gesundheitliche und ökologische Auswirkungen 
der traditionellen Biomassenutzung 

Die moderne Nutzung von Bioenergie verfügt über ein 
großes Potenzial, um ineffiziente traditionelle Biomasse- 
nutzung zurückzudrängen, die mit negativen gesundheitli- 
chen und ökologischen Auswirkungen verbunden ist. Auf 
diese Weise können die Lebensbedingungen in privaten 
Haushalten und Kleinstbetrleben vor allem im ländlichen 
Raum in Entwicklungsländern erheblich verbessert wer- 
den (WBGU, 2003a). Nach wie vor wird in vielen Ent- 
wicklungsländern Biomasse überwiegend auf traditionelle, 
ineffiziente Weise zum Kochen und Heizen verwendet. Ca. 

2.5 Mrd. Menschen (52 % der Bevölkerung in den Entwick- 
lungsländern) sind auf Biomasse als primäre Energiequelle 
angewiesen und verfügen nicht über effiziente Technolo- 
gien. Es werden Feuerholz, Holzkohle, Agrarabfälle und 
Tierdung zur Wärmebereitstellung verbrannt. In vielen 
Ländern Afrikas oder Asiens werden durch diese Ener- 
gieträger bis zu 95 % der Energienachfrage der Haushalte 
gedeckt (Tab. 8.2-1; lEA, 2006b). 

Die Internationale Energieagentur (lEA) prognosti- 
ziert, dass ohne gezielte Maßnahmen die Anzahl der Men- 
schen, die auf traditionelle Biomassenutzung sowie auf 
ineffiziente Nutzungsformen angewiesen sind, bis 2015 auf 

2.6 Mrd. und bis 2030 auf 2,7 Mrd. Menschen anwachsen 
wird (lEA, 2006b). Die Brennstoffe werden dabei übli- 
cherweise höchst ineffizient auf Drei-Steine-Herden oder 
anderen einfachsten Herden unter schlechten stöchiomet- 
rischen Bedingungen verbrannt, was zu starker Innenraum- 
verschmutzung durch Rußpartikel und andere Schadstoffe 
sowie zur Bildung des giftigen Kohlenmonoxids führt. 
Die hierdurch hervorgerufenen Gesundheitsschäden sind 
beträchtlich. Jedes Jahr sterben mehr als 1,5 Mio. Men- 
schen an der Schadstoffbelastung in Innenräumen, zwei 
Drittel davon in Südostasien und Afrika südlich der Sahara 
(WHO, 2006). Davon haben mehr als 1,3 Mio. Todesfälle 
ihre Ursache in der Verwendung von Biomasse, der Rest in 

Biomassevergasung 

Biomassevergaser können Reststoffe und Abfälle wie 
Altholz, Kokosnussschalen, Kaffee- und Reisspreu in 
Rohgas verwandeln. Das Rohgas kann beispielsweise 
direkt zur Prozesswärmeerzeugung in Trocknungs- 
anlagen oder Bäckereien eingesetzt werden oder 
in Motoren verströmt werden. Solche Holzvergaser 
können Generatoren in ländlichen Gebieten antrei- 
ben und die ländliche Elektrifizierung voranbrin- 
gen. Laut TERI (2008) sind sie ökonomisch effizi- 
ent, umweltfreundlich und gut geeignet für ländliche 
Gemeinschaften, weil lokale Abfälle verwertet und 
die Technologie selbständig gewartet werden kann. 
Für Haushalte stehen auch kleine Vergaser zur Ver- 
fügung. Werden Reststoffe auf diese Weise genutzt, 
entsteht weniger Ruß und die Innenluftverschmut- 
zung wird reduziert. Besonders erfolgreiche und bei- 
spielhafte Programme werden in Indien durchge- 
führt, wo bis zu 1 Mio. Kleinst- und Kleinunterneh- 
men von dieser Technologie profitieren (Mande und 
Kishore, 2007). 


Tabelle 8.2-1 

Menschen, die auf Biomasse als primäre Energiequelle 
zum Kochen angewiesen sind. 

Quelle: verändert nach lEA, 2006b 



Land 


Stadt 



[%] 

Mio. 

[%] 

Mio. 

Südliches Afrika 

93 

413 

58 

162 

Nordafrika 

6 

4 

0,2 

0,2 

Indien 

87 

663 

25 

77 

China 

55 

428 

10 

52 

Indonesien 

95 

110 

45 

46 

Rest von Asien 

93 

455 

35 

92 

Brasilien 

53 

16 

5 

8 

Rest von 
Lateinamerika 

62 

59 

9 

25 

Summe 

83 

2.147 

23 

461 


der Kohlenutzung (lEA, 2006b). Damit fordert die traditi- 
onelle Biomassenutzung j ährlich mehr Tote als Malaria (ca. 
1,2 Mio. pro Jahr). 

Hinzu kommt, dass für die Brennstoffbeschaffung häu- 
fig lange Wege zurückgelegt werden müssen. Dies betrifft 
in der Regel Mädchen und Frauen, die dabei oft Gefahren 
ausgesetzt sind und viel Zeit aufwenden müssen, die dann 
für Bildung oder erwerbswirtschaftliche Tätigkeiten nicht 
mehr verfügbar ist. Außerdem trägt diese Art der Biomas- 
senutzung durch die zunehmende Abholzung der Wälder 
und die Zerstörung der Steppen zur Degradation natürli- 
cher Ökosysteme und zum Klimawandel bei und mindert 
langfristig die Entwicklungschancen dieser Regionen 
(WBGU, 2003a). 


Biomasseverbrennung 

In vielen Industriezweigen der Entwicklungsländer 
fallen große Mengen Reststoffe an. Rückstände und 
Abfälle wie Bagasse aus der Zuckerherstellung oder 
Altholz können direkt in der KWK zur Stromerzeu- 
gung und Trocknungswärmebereitstellung genutzt 
werden. Weitere Industriezweige mit biogenen Rest- 
stoffen sind Brennereien, Textil- und Papierfabri- 
ken oder Betriebe zur Nahrungsmittelherstellung. 
Kleine KWK- Anlagen können Abfälle wie Maiskol- 
ben, Erdnussschalen, Reis- und Kaffeespreu oder 
Sägemehl zu Strom und Wärme wandeln. In Indien 
und anderen Ländern gibt es derartige Anlagen etwa 
in Zuckerfabriken, die durch geschickte Integration 
den Eigenstrombedarf decken (MEMD, 2007). Wird 
die Effizienz dieser Anlagen gesteigert und ein klei- 
nes elektrisches Netz auf gebaut, könnten auch die 
umliegenden Haushalte mit Strom versorgt werden. 
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Kasten 8.2-2 

Länderstudie Uganda - Überwindung 
traditioneiier Bioenergienutzung durch aktive 
Bioenergiepoiitik 

Uganda ist ein kleiner, relativ dicht besiedelter Binnenstaat 
in Ostafrika, der mit einem stark von traditioneller Bio- 
massenutzung geprägten Energiesystem repräsentativ für 
Afrika südlich der Sahara ist. 93 % des Primärenergiebe- 
darfs werden durch traditionelle Biomassenutzung gedeckt. 
Feuerholz leistet dabei mit 82,4 % den größten Beitrag im 
Energiehaushalt, gefolgt von Holzkohle mit 5,8 % und bio- 
genen Reststoffen (vorwiegend Zuckerrohrbagasse) mit 
5,0%. Fast 80% der genutzten Biomasse wird im Haus- 
halt zum Kochen und zur Wassererwärmung eingesetzt. 
Biomasse ist und bleibt auf absehbare Zeit der wichtigste 
Energieträger in Uganda (Turyareeba und Drichi, 2001). 

In ländlichen Gebieten, wo fast 85 % der Bevölkerung 
leben, wird fast ausschließlich der Drei-Steine Herd einge- 
setzt. In größeren Siedlungen und Städten kommen aber 
auch Holzkohleherde aus Metall zum Einsatz, die zumin- 
dest doppelt so effizient sind wie die Drei-Steine-Herde 
(Pesambili et al., 2003). In weiten Teilen des Landes exis- 
tieren keine Energieversorgungsstrukturen wie beispiels- 
weise ein Stromnetz (World Bank, 2008f). In der Industrie 
werden geringe Mengen landwirtschaftlicher Reststoffe 
wie Bagasse und Feuerholz zur Deckung des Eigenbedarfs 
an Strom und Wärme eingesetzt. Strom wird in Uganda 
hauptsächlich aus Wasserkraft gewonnen, überschüssige 
Stromproduktion aber auch z.B. nach Westkenia expor- 
tiert. Biostrom wird hingegen fast ausschließlich national in 
KWK- Anlagen hergestellt und genutzt. 

Die Anteile erdölbasierter Kraftstoffe wie Diesel, Ben- 
zin und Kerosin am nationalen Energiehaushalt sind mit 

6.0 % und für die Stromerzeugung mit 0,8 % sehr gering. 
Fossile Kraftstoffe werden zu 100 % importiert, da es bis- 
lang keine Erdölraffinerie in Uganda gibt (MEMD, 2004). 
Die Regierung hat kürzlich das Programm Oil and Gas 
Policy verabschiedet, das die Erschließung der Erdölres- 
sourcen des Landes regelt. Ab 2009 ist eine Förderung von 

4.000 Barrel pro Tag geplant, die zu gut einem Drittel den 
nationalen Bedarf decken kann. Neben der Versorgung des 
Verkehrs sollen die gewonnenen Mineralölprodukte auch 
zur Stromproduktion eingesetzt werden (Olaki, 2008). 

Für die Regierung Ugandas ist der Zugang zu nachhal- 
tigen modernen Energiedienstleistungen Teil ihrer Armuts- 
bekämpfungsstrategie. Dazu wurden zwei Strategiepapiere 


Pflanzenöl zur lokalen Bereitstellung von 
Strom und mechanischen Antrieben 
In weiten Teilen der Entwicklungsländer kommen 
Dieselgeneratoren zum Einsatz. Diese Generato- 
ren können mit geringem technischen Aufwand für 
die Verwendung von Pflanzenöl umgerüstet wer- 
den, welches vor Ort hergestellt wird. Ölpflanzen 
wie Jatropha können dazu auf marginalen Flächen 
angebaut und die Früchte manuell gepresst werden. 
Ein solcher Nutzungspfad ist einfach anzu wenden, 
weil mechanische Pressen oder ein Motor leichter 
zu reparieren sind als eine Photovoltaikanlage oder 
ein Holzvergaser. Die umgerüsteten Pflanzenölmo- 
toren können dann mechanische Energie für Wasser- 


vorgelegt, Uganda Energy Policy (2002) und Renewable 
Energy Policy (MEMD, 2007). Das Hauptziel der Uganda 
Energy Policy ist es, den für eine soziale und ökonomi- 
sche Entwicklung notwendigen Energiebedarf auf eine 
umweltfreundliche Weise zu decken (MEMD, 2002). Eine 
Zielsetzung der Renewable Energy Policy ist es, durch Ent- 
wicklungsstrategien für erneuerbare Energien vor allem 
die sozioökonomische Situation von Frauen und Armen zu 
verbessern (MEMD, 2007). Wie in anderen Entwicklungs- 
ländern auch, wird in Uganda den Zielen Entwicklung, 
Versorgungssicherheit und Versorgungsunabhängigkeit 
grundsätzlich mehr Bedeutung beigemessen als dem Kli- 
maschutz. Biomasse wäre außer zur Versorgung ländlicher 
Haushalte vor allem für den Kraftstoffsektor interessant, 
weil Strom auch aus anderen Energieträgern erzeugt wer- 
den kann und Wärme mehr oder weniger nur zum Kochen 
gebraucht wird. Da künftig ein Drittel des Kraftstoffbedarfs 
durch eigene Erdölquellen gedeckt werden kann, steht ein 
Biokraftstoffprogramm aber nicht im Vordergrund der 
staatlichen Planungen. 

Die Regierung hat in den letzten Jahren Anstrengun- 
gen in Richtung Energieeffizienz unternommen und ein 
Programm zur Einführung verbesserter Holzherde umge- 
setzt. Das Energy Advisory Project (EAP) des ugandischen 
Ministeriums für Energie und Mineralien zielt auf die Ablö- 
sung des Drei-Steine-Herds durch verbesserte Holzherde. 
Dabei ist die Verbreitung dieser Holzherde mit der Aus- 
und Weiterbildung von Handwerkern und der Schulung 
von Anwendern verbunden. Zu Beginn des Jahrtausends 
waren ca. 125.000 Haushalte mit verbesserter Technologie 
ausgestattet, was 2,7 % aller Haushalte entsprach (Turya- 
reeba und Drichi, 2001). Dieser Anteil konnte bis heute im 
Rahmen des EAP, das von der GTZ unterstützt wird, trotz 
stetig steigenden Einwohnerzahlen auf 357.500 Haushalte 
bzw. 8% gesteigert werden (GTZ-EAP, 2007). Uganda 
hat sich 2007 das Ziel gesetzt, die Anzahl der verbesserten 
Herde bis 2017 auf 4 Mio. zu erhöhen (REN21, 2008). 

Die EU-Energieinitiative für Armutsbekämpfung und 
nachhaltige Entwicklung (EUIE) und die GTZ bewerten 
die Anstrengungen Ugandas im Bereich Bioenergie sehr 
positiv: Es wurden eine kohärente und sektorübergreifende 
Biomassestrategie entwickelt und bei der Umsetzung erheb- 
liche Fortschritte erzielt (Teplitz-Sembitzky, 2006). Ob das 
potenzielle Interesse an der Produktion von Biokraftstof- 
fen von der ugandischen Regierung auf nachhaltige Weise 
umgesetzt werden kann, bleibt aufgrund der Governance- 
probleme im Bereich Naturschutz fraglich (Biryetega, 2006; 
NFA, 2006; ABN, 2007). 


pumpen oder Getreidemühlen liefern oder an einen 
Stromgenerator angeschlossen werden. In dörflichen 
Ladestationen können so tragbare Batterien aufge- 
laden werden, mit deren Hilfe Häuser und Hütten 
beleuchtet oder Kleingeräte wie Mobiltelefone oder 
Radiogeräte dezentral betrieben werden können. 
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8.2.3 

Die Rolle der Bioenergie in einer nachhaitigen 
und integrierten Energieversorgung in 
Entwicklungsiändern 


8.2.3.1 

Bioenergie im Verkehr 

Viele Entwicklungsländer sind in hohem Maß von 
Erdölimporten abhängig. Sie hoffen nun, diese 
Abhängigkeit durch Biokraftstoffe zu verringern und 
eine zusätzliche Einkommensquelle im ländlichen 
Raum zu schaffen (Kasten 8.2-3). Biokraftstoffe der 
1. Generation wie Bioethanol oder Biodiesel kön- 
nen problemlos in Entwicklungsländern hergestellt 
werden. Anbausysteme auf Basis von Ölpalmen oder 
Zuckerrohr sind Stand der Technik und eine Option 
zur Herstellung von Kraftstoffen. Kraftfahrzeuge 
können auf den Betrieb mit Pflanzenöl umgerüstet 
werden bzw. wie in Brasilien als so genannte flexible 
fuel vehicles gebaut und sowohl mit Bioethanol als 
auch mit Mineralbenzin betrieben werden. 

Mit Hilfe von Ölpflanzen wie Jatropha und Pon- 
gamia, die auf marginalen, nicht für den Nahrungs- 
mittelanbau geeigneten Flächen angebaut wer- 
den, kann dabei das Problem der Nutzungskonkur- 
renz zwischen Energiepflanzen und Nahrungsmittel- 
produktion weitgehend vermieden werden. Die 
Nutzung von degradierten Flächen eignet sich in 
Entwicklungsländern zur Herstellung von Biokraft- 
stoffen übergangsweise so lange, bis sich die Elek- 
tromobilität etabliert hat und damit flüssige Kraft- 
stoffe nicht mehr benötigt werden. Eine erste Stufe 
in der Einführung der Elektromobilität sind elekt- 
risch betriebene Zweiräder. Einige Millionen Elek- 
trofahrräder sind bereits heute in China im Einsatz. 
Auch ein Ausbau des öffentlichen Nah- und Fern- 
verkehrs in Schwellenländern unter verstärkter Nut- 
zung elektrisch betriebener Schienenfahrzeuge, die 
mit Biostrom betrieben werden, wäre ein Schritt in 
die richtige Richtung, denn er senkt den Verbrauch 
flüssiger Kraftstoffe. 

Biokraftstoffe können allgemein effizienter im 
Stromsektor verwendet werden. So kann beispiels- 
weise Bioethanol in Gas- und Dampfkraftwerken in 
der Turbine verbrannt oder Biodiesel bzw. Pflanzenöl 
in BHKW eingesetzt werden. Die Entscheidung über 
den Einsatz von Biokraftstoffen im Verkehr oder 
im Stromsektor sollte sich nach dem Anteil fossiler 
Energien in der Stromerzeugung richten. Bei einem 
hohen Anteil von fossilem Strom im Strommix, wie 
beispielsweise in China, können Biokraftstoffe die 
größte Klimaschutzwirkung über den Weg der Ver- 
stromung erreichen (Kap. 7.3 und 9.2). ln Ländern 
wie beispielsweise Uganda, die ihren Strombedarf 


fast ausschließlich aus erneuerbaren Energiequellen 
wie Wasserkraft decken, können Biokraftstoffe im 
Verkehr durch den Ersatz von fossilem Erdöl eine 
höhere Klimaschutzwirkung entfalten als im Strom- 
sektor. 


8.2.3.2 

Bioenergie als Wärme- und Lichtquelle 

Die wichtigste Energiedienstleistung in Entwick- 
lungsländern ist die Bereitstellung von Wärme für 
die Zubereitung von Nahrung und Heizung, ln der 
Modernisierung der traditionellen Biomassenut- 
zung liegt daher ein Schlüsselelement zur nachhal- 
tigen Energieversorgung. Die Produktion und War- 
tung von verbesserten Holzherden und Kleinbio- 
gasanlagen sowie den dazu gehörigen Biogasherden 
erfordert lediglich einfache Handwerkerkenntnisse 
und ist in Südostasien seit Jahren ein Erfolg mit vie- 
len Vorteilen für alle Beteiligten (ter Heegde, 2005; 
ADB, 2008). 

Industrielle Prozesswärme kann alternativ zur bis- 
herigen Form der Wärmegewinnung, beispielsweise 
der Feuerung mit Erdgas oder Mineraldiesel, direkt 
aus Holzvergasern vorzugsweise aus Reststoffen 
bereitgestellt werden (Dasappa et al., 2003). Länger- 
fristig bietet sich für die Wärmebereitstellung auch in 
Entwicklungsländern Biomethan an, das über Gas- 
netze verteilt und genutzt werden kann (Kap. 8.1). 

Einer großen Zahl von Menschen in Entwick- 
lungsländern dienen Kerosinlampen als Lichtquelle. 
Steigende Ölpreise führen dazu, dass sich viele Men- 
schen diese Lichtquelle nicht mehr leisten können. 
Eine Abhilfe ist die lokale Herstellung und Nutzung 
von Pflanzenöl in Lampen. Diese sind zwar nicht so 
effizient wie Elektrolampen und verursachen Ruß; 
das Pflanzenöl kann aber lokal mit einfachsten Mit- 
teln hergestellt werden. Vorteilhafter mit Blick auf 
die Raumluft, aber teurer, wäre die Nutzung von 
Biostrom in Elektrolampen. 


8.2.3.3 

Bioenergie zur zentralen und dezentralen 
Stromerzeugung 

Für ländliche Regionen in Entwicklungsländern 
bieten sich kleinskalige Technologien wie Pflan- 
zenölmotoren und -generatoren zur lokalen dezen- 
tralen Stromversorgung an. Da der Wirkungsgrad 
eines Motors im stationären Betrieb höher ist als im 
mobilen, können Biokraftstoffe in der Stromerzeu- 
gung mehr fossile Kraftstoffe verdrängen und somit 
Treibhausgase vermeiden als im mobilen Einsatz im 
Verkehr. Aggregate, die einen mit Biokraftstoffen 
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Kasten 8.2-3 

Entwicklungschancen der Bioenergieproduktion 
für den überregionalen Binnenmarkt und den 
Export 

Inwieweit eine großflächige Versorgung mit biogenen 
Energieträgern im eigenen Land volkswirtschaftlich viel 
versprechend und nachhaltig sein kann, wird kontrovers 
diskutiert (Peskett et al., 2007). Für eine gesamtwirtschaft- 
lich bedeutende Umstellung auf moderne Bioenergie 
sprechen die Diversifizierung von Energiequellen und 
-technologien und eine geringere Abhängigkeit von den 
Preisschwankungen auf dem internationalen Ölmarkt. Das 
ist besonders für ölimportierende Entwicklungsländer von 
Bedeutung (Kojima und Johnson, 2005). Viele Schwellen- 
und Entwicklungsländer haben sich daher Ziele für die 
Produktion und den Einsatz von Bioenergie gesetzt oder 
planen dies. Beispiele sind China, Indien, Südafrika und 
zahlreiche Entwicklungsländer in Südostasien, West- und 
Ostafrika sowie Südamerika (Kap. 4.1.2). Brasilien ist es 
u.a. durch den Ausbau der Bioethanolproduktion gelun- 
gen, von Ölimporten weitestgehend unabhängig zu werden 
(Kasten 8.2-4; Luhnow und Samor, 2006). 

Auch durch den Export biogener Energieträger verspre- 
chen sich viele Länder Entwicklungschancen (UNCTAD, 
2006b). Häufig haben Entwicklungsländer im Vergleich zu 
Industrieländern komparative Kostenvorteile bei der Pro- 
duktion von Agrargütern und folglich auch von Energie- 
pflanzen. Der Export schafft Deviseneinnahmen, erzeugt 
Einkommen und generiert mittel- oder unmittelbare Staats- 
einnahmen. Auf diesen Wegen wird das Wirtschaftswachs- 
tum gefördert. Voraussetzung für den erfolgreichen Export 
biogener Energieträger ist, dass der Zugang zu den Märk- 
ten potenzieller Importländer gegeben ist, d.h. dass diese 
weder erhebliche Importbeschränkungen vorsehen, noch 
dass diese die komparativen Kostennachteile ihrer Produ- 
zenten durch (Agrar-)Subventionen staatlich ausgleichen 
oder gar umzukehren versuchen (Worldwatch Institute, 
2006). Würden solche Subventionen in den Industrielän- 
dern gestrichen und stiege die Nachfrage nach Biokraft- 
stoffen der 1. Generation, wäre allgemein mit steigenden 
Agrarpreisen zu rechnen. Dadurch stiegen national und 
international die Produktionsanreize für Landwirte in den 
Entwicklungsländern und ihre Einkommen (Kap. 5.2.5.2); 
beides wäre ein für Entwicklungsländer günstiger Effekt. 

Es zeigt sich jedoch bisher, dass Biokraftstoffe auch in 
Entwicklungsländern selten wettbewerbsfähig sind. Bei den 
meisten Biokraftstoffprogrammen sind hohe Subventionen 
notwendig (Kap. 4.1.2). Bislang hat sich nur in Brasilien eine 
marktreife Ethanolindustrie entwickelt, und dazu bedurfte 
es 20 Jahre staatlicher Unterstützung (Kasten 8.2-4; Kojima 
und Johnson, 2005). Es ist grundsätzlich fraglich, ob der 
Einsatz öffentlicher Mittel für die großskalige Bioenergie- 
erzeugung volkswirtschaftlich gerechtfertigt ist oder ob die 
Haushaltsmittel nicht besser für andere Zwecke wie bei- 
spielsweise Bildung, Gesundheit, Armutsbekämpfung oder 
den Ausbau von Infrastruktur zur Verfügung gestellt wer- 
den sollten. Hinzu kommt, dass bisher die Nutznießer der 
durch Steuergelder subventionierten Produktion von Bio- 
kraftstoffen meistens große landwirtschaftliche Betriebe 
sind und die Armut der ländlichen Bevölkerung dadurch 
kaum gelindert wird. Geht man allerdings davon aus, dass 
die technologische Entwicklung voranschreitet, der Ölpreis 
tendenziell steigt sowie die Beimischungsquoten aufrecht- 
erhalten und vermehrt implementiert werden, dann wird 
die Produktion von Biokraftstoffen auf Basis auch anderer 


Ausgangsstoffe als Zuckerrohr in weiteren Ländern mit 
hoher Wahrscheinlichkeit betriebswirtschaftlich rentabel 
(de La Torre Ugarte, 2006). 

Weil Landwirtschaft in Entwicklungsländern heute 
noch sehr arbeitsintensiv ist, schaffen die Produktion von 
pflanzlichen Rohstoffen, ihr Transport und die Weiterver- 
arbeitung Arbeitsplätze, wenn auch teils nur saisonal, und 
generieren Einkommen (Kojima und Johnson, 2005). Von 
der zur Produktion, Transport und Weiterverarbeitung 
erforderlichen Infrastruktur sind weitere positive Entwick- 
lungseffekte zu erwarten. Um solche positiven Auswirkun- 
gen auch für den ländlichen Raum zu realisieren, wird u.a. 
von NRÖ häufig argumentiert, dass vor allem die kleinska- 
lige bzw. kooperative Produktion gefördert werden muss, 
um die Nachteile der großskaligen Produktion von cash 
crops zu vermeiden. 

Es zeigt sich allerdings, dass der pauschale Vorwurf, dass 
die großskalige Cash-crop-Produktion unausweichlich zu 
sehr schlechten Arbeitsbedingungen und zur Ausbeutung 
von Arbeitskräften führt, nicht haltbar ist. In der brasilia- 
nischen Provinz Säo Paulo erhielten Zuckerrohrschneider 
z.B. bereits in den frühen 1990er Jahren etwa 140 US-$ 
Lohn pro Monat. Ihre Löhne lagen damit höher als die von 
86 % aller Arbeiter in der Landwirtschaft und höher als die 
von 46 % aller Industriearbeiter (UNCTAD, 2006b). 

Aufgrund der Vorteile der Massenproduktion sowohl 
beim Anbau von Agrargütern als auch gerade bei der Wei- 
terverarbeitung ist anzunehmen, dass sowohl inländische 
als auch ausländische Investitionen eher in großskalige 
Projekte fließen. Daher werden weitere Konzentrations- 
prozesse in der Agrarwirtschaft und der Landverteilung 
zugunsten einheimischer Eliten und (transnationaler) 
Großunternehmen sowie nicht nachhaltige Monokulturen 
befürchtet (ABN, 2007; Biofuelwatch et al., 2007). Diese 
Konzentration scheint besonders korruptionsanfällig und 
kann mit der Ausbeutung von Kleinbauern als Vertrags- 
produzenten, ihrer Vertreibung bei ungesicherten Land- 
rechten, Gewalt, steigenden Landpreisen und Umweltschä- 
den durch großflächige Rodungen einhergehen (Kojima 
und Johnson, 2005; Misereor, 2007). Um die Teilhabe von 
Kleinbauern und Kleinbetrieben am Bioenergieboom zu 
sichern, können beispielsweise Kooperativen und spezi- 
fische Förderprogramme geeignete Maßnahmen sein. So 
hat beispielsweise Brasilien ein Biodieselprogramm, das 
sich speziell an Kleinbauern richtet: Um ein so genanntes 
Sozialsiegel und die damit verbundenen Steuererleichte- 
rungen zu erhalten, müssen die Produzenten von Biodiesel 
einen Teil der Rohstoffe aus der familiären Landwirtschaft 
beziehen. Bislang läuft das Programm nicht ganz so erfolg- 
reich wie erhofft, da Biodiesel vor allem aus Soja hergestellt 
wird, dessen Anbau in der Hand großer Produzenten liegt. 
Befürworter sehen darin jedoch lediglich Anfangsschwie- 
rigkeiten (Fatheuer, 2007). 

Damit die großskalige Bioenergieproduktion nachhal- 
tig und für breite Bevölkerungsschichten entwicklungsför- 
dernd wirkt, sind neben der spezifischen Ausgestaltung der 
Bioenergiepolitik funktionsfähige öffentliche Institutionen 
und eine gute Regierungsführung notwendig. Dazu zählen 
vor allem effektive Verwaltungs- und Rechtstrukturen, die 
Gewährung von Rechtssicherheit und Vermeidung von 
Korruption, gerechte und gesicherte Verteilung von Ver- 
fügungs- und besonders von Landrechten, faire Partizipa- 
tionsmöglichkeiten einschließlich wirtschaftlicher Rechte 
sowie wirksame Arbeitnehmerschutzvorschriften und 
Umweltschutzvorgaben. 
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betriebenen Verbrennungsmotor und einen Gene- 
rator zur Stromerzeugung vereinen, können einer- 
seits zur Stromerzeugung (kleine Netze für öffent- 
liche Gebäude, Schulen, Krankenhäuser, Siedlun- 
gen) und andererseits bei Bedarf flexibel mechani- 
sche Energie bereitstellen für Anwendungen wie 
beispielsweise das Mahlen von Lebensmitteln (Mais, 
Getreide) oder den Antrieb von Wasserpumpen. Im 
Verbund mit anderen erneuerbaren Energietechno- 
logien wie Photovoltaik oder Kleinwasserkraft kön- 
nen solche Bioenergieaggregate als Hybridsystem 
die Stromversorgung in ländlichen Regionen sicher- 
stellen. 

ln Urbanen, industrialisierten Regionen mit hohem 
Strombedarf können für die Verwertung von Abfall- 
und Reststoffen sowie nachhaltig angebauten Ener- 
giepflanzen die gleichen Anlagen zur Stromerzeu- 
gung wie in Industrieländern eingesetzt werden (Kap. 
7.2 und 8.1). Dies umfasst sowohl Anlagen zur Ver- 
gärung und Vergasung von Biomasse zu Biomethan, 
das anschließend verströmt wird, als auch Anlagen 
zur direkten Verbrennung von Biomasse wie Heiz- 
kraftwerke oder die Mitverbrennung in fossil befeu- 
erten Kraftwerken. In zentralen KWK-Anlagen 
kann die Abwärme industriell, etwa zur Trocknung 
von Erntegut, genutzt werden. Ebenso wie in Indust- 
rieländern ist vor allem die Nutzung von Abfall- und 
Reststoffen zur Stromerzeugung sinnvoll. In stark 
landwirtschaftlich geprägten Ländern fallen erhebli- 
che Mengen an Reststoffen an (z.B. bei Aquakultur, 
Sägewerken, Tee- und Kaffeeplantagen), die energe- 
tisch genutzt werden können. Vor allem agroindust- 
rielle Biogasanlagen und Heizkraftwerke sind für die 
Verwertung der Reststoffe geeignet, die idealerweise 
die Abwärme in den Herstellungsprozess ihrer Pro- 
dukte einbinden. 


8.2.3.4 

Gesamtbewertung von Bioenergie in 
Entwicklungsländern 

Wesentliche Fortschritte in der Überwindung von 
Energiearmut durch Bioenergie werden in Entwick- 
lungsländern vor allem durch massive Effizienz- 
steigerungen bei der traditionellen Biomassenut- 
zung erzielt werden können. Durch die Ablösung 
alter ineffizienter durch moderne Holzherde können 
sehr viel Feuerholz eingespart, Treibhausgasemissi- 
onen vermieden und Entwaldung verhindert wer- 
den. In lokalen Kreisläufen ist die Nutzung von Bio- 
energie zur Überwindung von Energiearmut sinn- 
voll (Kap. 9.2.2). Der Anbau von Energiepflanzen 
auf degradiertem Land kann bei geeigneter Auswahl 
von Anbausystemen und richtigem Management die 
Bodenqualität verbessern (Kap. 7.1), und der Han- 


del mit Bioenergieträgern schafft Einkommen. Die 
Nutzung von Reststoffen aus der industriellen Pro- 
duktion von Nahrungsmitteln in Biogas- und Ver- 
gasungsanlagen oder in Heizkraftwerken stellt eine 
klimafreundliche Art der Energiegewinnung dar, 
die in Entwicklungsländern gefördert werden sollte. 
Ein großskaliger Energiepflanzenanbau in Entwick- 
lungsländern kann jedoch nur unter Beachtung sozi- 
aler Arbeitsstandards, geregelter Landnutzung und 
dem Vorrang der Ernährungssicherung nachhaltig 
sein (Kasten 8.2-3). Die Verwendung von Energie- 
pflanzen ist in KWK-Anlagen am effizientesten und 
darüber hinaus kann auf diesem Weg die höchste Kli- 
maschutzwirkung erzielt werden, wenn fossile Strom- 
produktion ersetzt bzw. vermieden wird (Kap. 9.2.1). 
Somit kann die Stromerzeugung aus Biomasse im 
Verbund mit anderen erneuerbaren Energietechno- 
logien einen wichtigen Beitrag zur ländlichen Elekt- 
rifizierung und Stromversorgung urbaner Zentren in 
Entwicklungs- und Schwellenländern leisten. 


8.2.3.5 

Technologieschritte zu einer nachhaltigen 
Bioenergienutzung in Entwicklungsländern 

Verschiedene Technologieschritte können zur Über- 
windung der Energiearmut in Entwicklungsländern 
beitragen. Einige Technologien können besonders 
günstig und einfach umgesetzt werden. Dazu zäh- 
len der Einsatz von verbesserten Holzherden, Klein- 
biogasanlagen und lokal erzeugtem und genutztem 
Pflanzenöl für Beleuchtung, Strom- und Krafter- 
zeugung und auch für Mobilität. Wichtig ist in allen 
Schritten, die kulturellen Prägungen der Bevölke- 
rung bei der Einführung der Technologie einzube- 
ziehen und zu beachten. In der Entwicklungszusam- 
menarbeit gilt es sicherzustellen, dass die Technolo- 
gien angenommen und selbst gewartet werden kön- 
nen (Kap. 9.2). Bis zu einem gewissen Maß ist auch 
der Einsatz von Biokraftstoffen für den Verkehr 
gerechtfertigt, technisch effizienter und deshalb vor- 
zuziehen ist ihre Anwendung jedoch in der gekop- 
pelten Strom- und Wärmeerzeugung in GuD-Kraft- 
werken oder BHKW. Bei der Produktion und Nut- 
zung von Biokraftstoffen sind in jedem Fall die Prio- 
rität der Nahrungsmittelproduktion und die weiteren 
Nachhaltigkeitskriterien bzw. Standards zu beachten. 
Wie in Industrieländern soll ebenfalls die Nutzung 
von Rest- und Abfallstoffen sowie eine Kaskaden- 
nutzung verstärkt und dem Anbau von Energiepflan- 
zen vorgezogen werden. Einige Entwicklungsländer 
werden in den Status von Schwellen- und Industrie- 
ländern wechseln. Dort sollten ähnliche Pfade zur 
nachhaltigen Bioenergienutzung wie in Industrielän- 
dern verfolgt werden (Kap. 8.1). 
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Kasten 8.2-4 

Länderstudie Brasilien - Schwellenland mit 
langjähriger Bioenergiepolitik 

Mit einem Anteil von 40% an der südamerikanischen 
Energienutzung ist Brasilien der größte Energiekonsument 
des Subkontinents. Die Primärenergieversorgung wird vor- 
wiegend durch Erdöl gedeckt (42,1 % im Jahr 2006). Wei- 
tere wichtige Energiequellen sind Wasserkraft (14,2%), 
Energie aus Zuckerrohr (16,6 %) und traditionelle Biomas- 
senutzung (13,5%). Erdgas und Kohle spielen mit 8,3% 
bzw. 1 % eine untergeordnete Rolle. Kernenergie macht 
1,1 % des Energiemix aus, erneuerbare Energie außer Bio- 
energie 3,2% (World Bank, 2007; MME und EPE, 2007). 
In der Stromversorgung dominiert Wasserkraft (ca. 77 % 
der Stromerzeugung im Jahr 2006), der Rest wird aus Bio- 
masse, Gas, Kohle und Kernenergie gewonnen sowie durch 
Importe gedeckt. Brasiliens Energieversorgung ist damit 
stark diversifiziert und weist einen vergleichsweise hohen 
Anteil an erneuerbaren Energien auf (ca. 45 % der Primär- 
energieversorgung in 2006; lEA, 2006a; GTZ, 2007a; MME 
und EPE, 2007). 

Günstige klimatische Bedingungen und hohe poten- 
zielle Flächenverfügbarkeit machen den Anbau von Ener- 
giepflanzen, insbesondere von Zuckerrohr, in Brasilien 
besonders attraktiv. Biomasse kann deshalb einen wesentli- 
chen Beitrag zur Deckung des weiter steigenden brasiliani- 
schen Energiebedarfs leisten. Bereits heute ist Brasilien mit 
ca. 2 EJ pro Jahr nach China, Indien und den USA der viert- 
größte Nutzer von Bioenergie (GBEP, 2008). Im Jahr 2006 
wurden ca. 4,1 % des elektrischen Stroms aus Biomasse, 
hauptsächlich aus Zuckerrohrbagasse, für die industrielle 
Eigenversorgung gewonnen. Insgesamt 320 Zucker- und 
Ethanolmühlen verarbeiteten im gleichen Jahr 430 Mio. t 
Zuckerrohr für die Zucker- und Ethanolgewinnung (MME 
und EPE, 2007; GTZ, 2007a; GBEP, 2008). Etwa 50% des 
brasilianischen Benzinbedarfs im Verkehrssektor werden 
derzeit mit dem gewonnenen Ethanol gedeckt, weitere 3,5 
Mio. 1 werden exportiert (WI, 2007; GBEP, 2008). In der 
Ethanolproduktion belegte Brasilien im Jahr 2007 mit ca. 
19 Mrd. 1 den zweiten Platz nach den USA (26,5 Mrd. 1; 
Licht zitiert in OECD, 2008). 

Das große Produktionsvolumen von Ethanol ist auf 
die langjährige gezielte Förderung durch die brasiliani- 
sche Regierung seit den 1970er Jahren zurückzuführen. 
Angesichts des Ölpreisschocks von 1973 und gefallener 
Zuckerpreise wurde die Ethanolproduktion im Rahmen 
des Programms ProAlcoöl damals staatlich subventioniert. 
Zwischenzeitlich ist die brasilianische Ethanolproduktion 
auch ohne direkte Subventionen wettbewerbsfähig (GBEP, 
2008). Ende 2004 wurde zudem von der brasilianischen 
Regierung ein breit angelegtes Programm zum Aufbau 
eines wettbewerbsfähigen Biodieselsektors gestartet. Von 
dem Programm sollen die ärmsten Regionen des Landes 
im Nordosten und im Amazonasgebiet profitieren. Mit dem 
Sozialsiegel soll garantiert werden, dass ein gewisser Anteil 
der Rohstoffe für Biodiesel von kleinen Familienbetrieben 
in armen Regionen bezogen wird (GBEP, 2008). 

In Zukunft setzt die brasilianische Regierung gemäß des 
Brazilian Agroenery Plan 2006-2011 neben den Biokraft- 
stoffen vermehrt auch auf Stromgewinnung aus Biomasse. 
Die KWK aus Zuckerrohrbagasse bietet hierfür großes 
Potenzial. Zudem sind Holz- und Papierabfälle, Reisscha- 
len, Kokos- sowie Cashewnussschalen für die energetische 
Nutzung verfügbar. Auch die moderne Nutzung von Rest- 
stoffen aus Land- und Forstwirtschaft soll ausgebaut wer- 


den (Ministry of Agriculture Livestock and Food Supply, 
2006). Zudem kommt im Rahmen des Programms Luz para 
Todos (Strom für alle) zur ländlichen Elektrifizierung der 
Biomasse eine erhebliche Rolle zu. Weiter soll mit Hilfe 
des Programms PROINFA aus dem Jahr 2002 der Anteil 
von Wind, Biomasse und kleinen Wasserkraftwerken an der 
Stromproduktion insgesamt auf 3.300 MW gesteigert wer- 
den (GTZ, 2007a; GBEP. 2008). 

Ein Schwerpunkt der brasilianischen Bioenergiestrate- 
gie liegt dennoch nach wie vor auf Biokraftstoffen. Brasilien 
will die Ethanolproduktion massiv ausbauen und auch das 
Exportvolumen weiter steigern (Ministry of Agriculture 
Livestock and Food Supply, 2006). Brasiliens Ziel ist es, die 
weltweite Marktführerschaft bei der Biokraftstoffherstel- 
lung zu erreichen. Dazu wurden auch bereits mit einigen 
lateinamerikanischen, afrikanischen und asiatischen Ent- 
wicklungsländern, die über vergleichbare klimatische Pro- 
duktionsbedingungen verfügen, Partnerschaftsabkommen 
zum Aufbau eines globalen Biokraftstoffmarktes geschlos- 
sen (Stecher, 2007; Biopact, 2007a, b). 

Von vielen dieser Länder wird Brasilien als Vorbild 
für eine erfolgreich umgesetzte Bioenergiepolitik, die mit 
positiven sozioökonomischen Entwicklungen einhergeht, 
wahrgenommen. Es wird angenommen, dass die Zucker- 
industrie ca. 1 Mio. Arbeitsplätze geschaffen hat und 
dadurch zudem 6 Mio. indirekte Arbeitsplätze entstanden 
sind (GBEP, 2008). Allerdings kämpft das Land mit mas- 
siven ökologischen und sozialen Problemen, die teilweise 
in direktem, zumindest aber in indirektem Zusammenhang 
mit der Bioenergieproduktion und -nutzung stehen. So ist 
beispielsweise eine großflächige Verdrängung des Amazo- 
naswaldes durch die agrarische Nutzung zu beobachten, 
welche vor allem durch den Ausbau der Sojaproduktion 
und der Viehwirtschaft bedingt ist. Bei weiterem Ausbau 
der Zuckerrohrproduktion kann es jedoch auch zu indirek- 
ten Verdrängungseffekten kommen (Fatheuer, 2007; Brin- 
gezu und Schütz, 2008). Der Anbau von Zucker und Soja in 
Monokulturen, der verstärkte Einsatz von Pestiziden und 
Herbiziden, die gesundheitliche Belastung durch das immer 
noch praktizierte Abbrennen von Zuckerrohrfeldern vor 
der Ernte, die teilweise problematischen Arbeitsbedin- 
gungen der Plantagenarbeiter - welche die brasilianische 
Regierung laufend zu verbessern sucht - und mit der Aus- 
weitung von Plantagen verbundene Umsiedelungen sowie 
die Nichtbeachtung traditioneller Landrechte werden von 
vielen Nichtregierungsorganisationen kritisch betrachtet 
(Fritz 2007; Stecher, 2007; GBEP. 2008). 

Diesen Problemen muss sich die brasilianische Regie- 
rung vor einem weiteren Ausbau des Bioenergiesektors 
stellen. Grundsätzlich ist die Produktion von Biokraftstof- 
fen eine effektive Strategie zur Steigerung des exportge- 
triebenen Wachstums und zur Abkopplung des Verkehrs- 
sektors von der fossilen Energienutzung. Dennoch scheint 
es im Falle Brasiliens ratsam, den Ausbau der Bioenergie- 
nutzung mehr als bisher innerhalb strikter Nachhaltigkeits- 
leitplanken zu verfolgen, wie bereits formal im Brazilian 
Agroenergy Plan 2006-2011 festgelegt. Langfristig sollte 
auch Brasilien aufgrund der höheren Energieeffizienz vor 
allem in Metropolregionen den Übergang in die Elektro- 
mobilität anstreben (Kap. 8.L). Dann könnte Zuckerrohr 
als Ethanol auch in GuD-Kraftwerken, wobei in diesem 
Fall das Ethanol in der Turbine verbrannt wird, oder in 
BHKW zur Stromerzeugung profitabel eingesetzt werden. 
Die Wandlung von Biomasse zu Biomethan und dessen 
flexible Verwendung beispielsweise in der KWK stellt aus 
energetischer Sicht ebenfalls einen effizienten Pfad dar. 
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Nachhaltige Produktion von Biomasse 9 
und Nutzung von Bioenergie: Synthese 


Eine verstärkte Nutzung von Bioenergie muss sich 
daran messen lassen, inwieweit sie eine globale Ener- 
giewende in Richtung Nachhaltigkeit vorantreibt 
(Kap. 2.2). Maßstab für die Bewertung ist der Bei- 
trag zum Klimaschutz (Kap. 9.2.1) sowie der Beitrag 
zur Überwindung der Energiearmut (Kap. 9.2.2). 
Die folgende Synthese basiert auf den Analysen der 
Kapitel 6, 7 und 8 und konkretisiert das Leitbild des 
WBGU für eine nachhaltige Bioenergienutzung. 


9.1 

Nachhaltige Produktion von Biomasse für die 
energetische Nutzung: Was ist zu beachten? 


9.1.1 

Biogene Abfall- und Reststoffe 

Bei der Produktion von Biomasse für die energe- 
tische Verwendung muss grundsätzlich zwischen 
Abfall- und Reststoffen einerseits sowie Energie- 
pflanzen andererseits unterschieden werden. Die 
Nutzung biogener Abfall- und Reststoffe für die 
Erzeugung von Energie hat den Vorteil, dass dafür 
keine zusätzlichen Landflächen benötigt werden 
und daher auch kaum Konkurrenzen mit bestehen- 
der Landnutzung entstehen. Die Treibhausgasemis- 
sionen aus Landnutzungsänderungen und Anbau 
entfallen weitestgehend, so dass sich die Klima- 
schutzwirkung im Wesentlichen aus den Emissionen 
bei der Umwandlung und Nutzung der Bioenergie- 
träger sowie den eingesparten Emissionen durch die 
Substitution fossiler Energieträger bestimmt, ln vie- 
len Fällen reduziert die energetische Nutzung bioge- 
ner Abfallstoffe darüber hinaus weitere Treibhaus- 
gasemissionen wie z.B. Methanemissionen bei Gülle 
oder bei Deponien. Die Entnahme von Reststof- 
fen aus land- oder forstwirtschaftlichen Ökosyste- 
men für die energetische Nutzung darf allerdings nur 
eingeschränkt erfolgen, da sonst dem Boden zu viel 
organische Substanz entzogen würde (Kap. 6.1.2). 
Die Sicherung des Bodenschutzes - und damit auch 
des Klimaschutzes - bei der Reststoffnutzung sowie 


die Vermeidung von Schadstoffemissionen müssen 
bei der Abfall- und Reststoffnutzung gewährleistet 
sein. Insgesamt räumt der WBGU der energetischen 
Verwertung von biogenem Abfall sowie Reststof- 
fen (einschließlich der Kaskadennutzung; Kap. 5.3.3) 
grundsätzlich eine höhere Priorität ein als der Nut- 
zung von Energiepflanzen (Tab. 9.2-1). 


9.1.2 

Landnutzungsänderungen 

Bei der Nutzung eigens angebauter Energiepflan- 
zen kommt zusätzlich die Landnutzung ins Spiel. 
Die Berücksichtigung der durch den Energiepflan- 
zenanbau ausgelösten Landnutzungsänderungen ist 
notwendig, weil diese die Treibhausgasbilanzen der 
verschiedenen Bioenergienutzungspfade entschei- 
dend beeinflussen. Direkt ausgelöste Landnutzungs- 
änderungen sind einer Bewertung zugänglich, weil 
sie unmittelbar mit dem Energiepflanzenanbau ver- 
knüpft werden können. Wenn aber Ackerflächen auf 
den Anbau von Energiepflanzen umgestellt wer- 
den, dann wird die vorherige Agrarproduktion mit 
großer Wahrscheinlichkeit ganz oder teilweise auf 
andere Flächen verdrängt. Die dadurch ausgelösten 
indirekten Landnutzungsänderungen sind - neben 
den direkten Landnutzungsänderungen - der für 
die Bewertung der Treibhausgasbilanzen über die 
gesamte Wertschöpfungskette entscheidende Fak- 
tor. Häufig geht etwa die Hälfte der Klimaschutzwir- 
kung dadurch verloren oder es können netto sogar 
Treibhausgase freigesetzt werden. Die Abschätzung 
der Treibhausgasemissionen aus indirekten Land- 
nutzungsänderungen ist allerdings mit erheblichen 
Unsicherheiten verbunden. Ihre Quantifizierung 
setzt das Verständnis komplexer Zusammenhänge 
voraus und kann bisher nur durch Modelle erfolgen. 
Eine globale Landnutzungsstrategie, die auf die Ver- 
meidung von Treibhausgasemissionen aus Landnut- 
zungsänderung im Allgemeinen bzw. den Erhalt ter- 
restrischer Kohlenstoffspeicher sowie auf die Erhal- 
tung und nachhaltige Nutzung biologischer Vielfalt 
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abzielt, sollte daher das langfristige Ziel sein (Kap. 
10.2 und 10.5). 

Der WBGU lehnt die direkte wie indirekte 
Umwandlung von Waldflächen und Feuchtgebieten 
in Agrarland für den Energiepflanzenanbau grund- 
sätzlich ab, da sie in der Regel mit nicht kompensier- 
baren Treibhausgasemissionen verbunden und für 
die biologische Vielfalt und den Kohlenstoffspeicher 
im Boden negativ zu bewerten ist (Kap. 4.2). Auch 
die Umnutzung von Grasland zu Ackerland mindert 
die Klimaschutzwirkung. 

Die Umnutzung von Flächen für den Energie- 
pflanzenanbau ist aus Sicht des WBGU nur dann 
sinnvoll, wenn die aus direkten und indirekten Land- 
nutzungsänderungen verursachten Treibhausgas- 
emissionen inklusive der entgangenen Senkenwir- 
kung auf der Fläche die C02-Menge nicht überschrei- 
tet, die auf der entsprechenden Fläche innerhalb von 
zehn Jahren durch den Energiepflanzenanbau (d.h. 
auf der Fläche und in den Ernteprodukten) wieder 
fixiert werden kann, ln diese Betrachtung sollten 
auch Emissionen, die durch den Anbau zu erwarten 
sind (etwa N20-Emissionen durch den Düngemitte- 
leinsatz), einbezogen werden, ln der Regel können 
durch die Substitution fossiler Energieträger durch 
Bioenergie maximal so viel Treibhausgasemissionen 
eingespart werden, wie dem in der Biomasse gespei- 
cherten Kohlenstoff entspricht (Kap. 6.4.3. 3). 

Aus Gründen der Ernährungssicherheit sollte 
der Energiepflanzenanbau auf solche Flächen 
beschränkt werden, deren Umnutzung für die Bio- 
energieproduktion wenig Konkurrenz mit der Nah- 
rungsproduktion erwarten lässt, um das Risiko indi- 
rekter Landnutzungsänderungen gering zu halten. 
Daher ist der Anbau von Energiepflanzen auf mar- 
ginalem Land (Flächen mit eingeschränkter Pro- 
duktions- oder Regelungsfunktion; Kasten 4.2-1) 
zu bevorzugen. Hierbei müssen die Interessen loka- 
ler Bevölkerungsgruppen berücksichtigt werden, die 
marginales Land etwa als Weideland nutzen. Außer- 
dem muss eine vorherige Bewertung des Natur- 
schutzwerts erfolgen. Als besonders vorteilhaft für 
den Klimaschutz erweisen sich marginale, insbeson- 
dere degradierte Flächen, bei denen die Umnutzung 
für den Energiepflanzenanbau zu einer Anreiche- 
rung von Bodenkohlenstoff führen kann. Beispiele 
hierfür sind der Anbau von Ölpalmen oder Jatro- 
pha auf degradierten Flächen in den Tropen, ln die- 
sen Fällen lassen sich auch besonders kostengünstige 
Treibhausgaseinsparungen erzielen. 


9.1.3 

Anbausysteme 

Der WBGU verwendet als Kriterien für die Nachhal- 
tigkeit von Anbausystemen die Wirkungen auf bio- 
logische Vielfalt und die Kohlenstoffspeicherung im 
Boden. Bioenergie ist nur dann als nachhaltige Ener- 
gieform zu bezeichnen, wenn auf den Ernteflächen 
dauerhaft so viel Biomasse nachwächst wie energe- 
tisch genutzt wird, wenn also die Bodenfruchtbar- 
keit dauerhaft gesichert werden kann. Nur unter die- 
ser Voraussetzung ist auch die Annahme berechtigt, 
dass der von den Energiepflanzen aus der Atmo- 
sphäre aufgenommene und gespeicherte Kohlen- 
stoff, der bei der energetischen Nutzung in Form von 
CO 2 wieder freigesetzt wird, nicht zu einem Anstieg 
der atmosphärischen C02-Konzentration führt und 
daher nicht als Emission betrachtet werden muss. 
Um die durch die Bioenergie ausgelösten Landnut- 
zungskonkurrenzen gering zu halten, müssen zusätz- 
lich die unterschiedlichen Flächenerträge berück- 
sichtigt werden. 

Nach diesen Maßgaben schneiden mehrjährige 
Kulturen wie Jatropha, Ölpalme, Kurzumtriebs- 
plantagen (schnellwachsende Hölzer) und Ener- 
giegräser besser ab als einjährige Anbaukulturen 
wie Raps, Getreide oder Mais. Mehrjährige Kultu- 
ren sind daher nach Ansicht des WBGU grundsätz- 
lich zu bevorzugen (Tab. 9.2-1). Wo immer möglich, 
sollten statt Monokulturen Pflanzenmischungen für 
die Biomasseproduktion verwendet werden, zumal 
es Hinweise gibt, dass Grasland mit größerer bio- 
logischer Vielfalt auch mehr Ökosystemleistungen 
bereitstellen kann (Kap. 7.1.4). Bei Auswahl geeig- 
neter Anbausysteme kann zusätzlich organischer 
Kohlenstoff in den Boden eingetragen werden, was 
sowohl die Treibhausgasbilanz als auch die Boden- 
fruchtbarkeit verbessert. Dabei muss unsachgemäße 
Stickstoffdüngung vermieden werden, da sie u.a. 
zu N20-Emissionen führt. Aufgrund der steigenden 
Nachfrage nach Holzprodukten schätzt der WBGU 
das Bioenergiepotenzial aus Zuwächsen in der Forst- 
wirtschaft als gering ein (Kap. 6.1.2). 


9.2 

Wandlung, Anwendung und Einbindung von 
Bioenergie 

Aus Sicht der beiden Ziele des WBGU für eine nach- 
haltige Bioenergienutzung (Kap. 2.2) ergeben sich 
jeweils unterschiedliche Perspektiven auf die Bio- 
energie. Auf die Klimaschutzwirkung (Kap. 9.2.1) 
haben nach der Bereitstellung der Biomasse sowohl 
die Art der Umwandlung von Biomasse in anwend- 
bare Produkte wie z.B. Gase, Pflanzenöle, Biokraft- 
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Stoffe oder Holzpellets als auch die Art der Anwen- 
dung, etwa in der Mobilität, in der Heizung oder in 
der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK), einen wich- 
tigen Einfluss. Dieser fällt allerdings in der Regel 
weniger ins Gewicht als der Beitrag, der durch 
direkte oder indirekte Landnutzungsänderungen 
als Folge der Produktion der Bioenergieträger aus- 
gelöst werden. Bei der Anwendung im Energiesys- 
tem ist entscheidend, welcher Energieträger durch 
die Biomasse ersetzt wird und wie groß die Verluste 
im Konversionspfad sind. Die geschickte Einbindung 
der Bioenergie in die bestehenden Energiesysteme 
und deren Beitrag zu einem nachhaltigen Umbau 
der Energiesysteme ist also von großer Bedeutung. 
Die Maximierung der Klimaschutzwirkung sollte 
vor allem in Industrieländern, aber auch in den sich 
rasch entwickelnden urbanen und industrialisierten 
Regionen von Schwellen- und Entwicklungsländern 
im Vordergrund stehen, eingeschränkt aber auch in 
Entwicklungsländern. Zwar haben Entwicklungs- 
und Schwellenländer noch keine internationalen 
Verpflichtungen zur quantitativen Begrenzung ihrer 
Treibhausgasemissionen. Trotzdem ist auch in diesen 
Ländern der Aufbau möglichst moderner, energieef- 
fizienter und kostengünstiger Technologien voran- 
zutreiben und damit der Klimaschutz eine wichtige 
Richtschnur. 

Für die Überwindung der Energiearmut (Kap. 
9.2.2) geht es zunächst um die Modernisierung 
der traditionellen Bioenergienutzung und um den 
Zugang zu modernen Energieformen wie Strom 
und Gas. Beides sind Herausforderungen, die vor 
allem in den ländlichen Regionen von Entwicklungs- 
ländern im Vordergrund stehen. Eine positive Kli- 
maschutzwirkung kann Bioenergie auch in diesem 
Umfeld erreichen. 


9.2.1 

Klimaschutz 


9.2.1.1 

Minderung von Treibhausgasen durch 
Bioenergienutzung: Messung und Standardsetzung 

Zur Messung des Beitrags der Bioenergie zum Kli- 
maschutz wird bislang vielfach der Parameter „pro- 
zentuale Treibhausgasminderung gegenüber einem 
Referenzsystem bezogen auf die End- bzw. Nutz- 
energie“ verwendet (z.B. in den vom Rat der Euro- 
päischen Union vorgeschlagenen Nachhaltigkeits- 
kriterien für flüssige Biokraftstoffe im Rahmen der 
geplanten EU-Richtlinie zur Förderung erneuer- 
barer Energien; Kasten 10.3-2). Dieser Parameter 
beschreibt die Klimaschutzwirkung, die durch die 


Produktion einer bestimmten Menge an Energie 
durch Biomasse erzielt werden kann, ohne zu hinter- 
fragen, welche Menge an Biomasse zur Erzeugung 
dieser Energie notwendig ist. Der begrenzende Fak- 
tor für den Klimaschutz durch Biomasse ist jedoch 
nicht die nachgefragte Energie, die potenziell durch 
Bioenergie ersetzt werden könnte, sondern die 
Menge an nachhaltig verfügbarer Biomasse. 

Der WBGU hält für den Vergleich der Klima- 
schutzwirkung verschiedener Nutzungsoptionen 
von Biomasse daher das absolute Treibhausgasmin- 
derungspotenzial bezogen auf die Anbaufläche bzw. 
bezogen auf die Menge an eingesetzter Biomasse für 
maßgeblich (Abb. 7.3-3a,b und 7.3-4). Diese beiden 
Parameter bilden auch eine gute Grundlage für die 
Standardsetzung (Kap. 7.3.2). Konkret empfiehlt der 
WBGU, dass Bioenergie nur dann genutzt werden 
sollte, wenn über den gesamten Lebenszyklus, ein- 
schließlich der Emissionen aus direkten und indirek- 
ten Landnutzungsänderungen, eine Treibhausgas- 
minderung von mindestens 30 t COjCq pro TJ ein- 
gesetzter Rohbiomasse erreichbar ist (Kap. 10.3.1.1; 
Tab. 9.2-1). Im Biokraftstoffbereich entspricht eine 
solche Vorgabe in etwa der Anforderung, die Emis- 
sionen bezogen auf die Endenergie um 50 % gegen- 
über dem fossilen Referenzsystem zu senken. Als 
Voraussetzung für eine staatliche Förderung schlägt 
der Beirat den doppelten Wert von mindestens 60 t 
COjCq pro TJ eingesetzter Rohbiomasse vor (Kap. 
10.3.1.2). Dieser Zahlenwert entspricht gut der 
Hälfte der nach heutigen Technologien erreichba- 
ren Klimaschutzwirkung (Kap. 7.3.2). Der WBGU 
betont, dass ein Standard, der eine bestimmte Klima- 
schutzwirkung von Bioenergienutzung vorschreibt, 
als eine Übergangslösung zu betrachten ist. Nicht 
zuletzt haftet solchen quantitativen Vorgaben eine 
gewisse Willkür in der Festlegung des Zahlenwerts 
an. Grundsätzlich ist daher ein globales System ver- 
pflichtender Begrenzungen von Treibhausgasemissi- 
onen anzustreben, das alle relevanten Quellen inklu- 
sive aller Emissionen aus Landnutzung und Land- 
nutzungsänderungen umfasst (Kap. 10.2). 


9.2.1 .2 

Berücksichtigung indirekter 
Landnutzungsänderungen 

Der Beirat hält die Berücksichtigung der Emissio- 
nen aus indirekten Landnutzungsänderungen bei der 
Bilanzierung der Klimaschutzwirkung von Bioener- 
gie für unverzichtbar. Die Quantifizierung dieser 
Effekte steht wissenschaftlich noch am Anfang, so 
dass es derzeit noch keine anerkannte Methode gibt, 
die auf einem wissenschaftlichen Konsens beruht. 
Dennoch ist es notwendig, die Emissionen aus indi- 



Drucksache 17/2272 


- 220 - 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


rekten Landnutzungsänderungen bereits jetzt in die 
Treibhausgasbilanzen bei der Standardsetzung ein- 
zubeziehen. 

Jede indirekte Landnutzungsänderung ist zwar 
gleichzeitig an einem anderen Ort eine direkte Land- 
nutzungsänderung und als solche ist sie im Prinzip 
erfassbar und die Emissionen sind quantifizierbar. 
Allerdings ist der kausale Zusammenhang mit dem 
Energiepflanzenanbau nicht direkt überprüfbar. 
Der Beirat schlägt vor, vorläufig als Methode für die 
Berechnung der Emissionen aus indirekten Landnut- 
zungsänderungen den vom Ökoinstitut entwickelten 
„iLUC-Faktor“ (Pritsche und Wiegmann, 2008; Kas- 
ten 7.3-2) zu verwenden, der eine erste, wenn auch 
grobe Einschätzung erlaubt. Die Weiterentwicklung 
dieses Parameters ist eine wichtige Forschungsauf- 
gabe (Kap. 11). 

Da die indirekten Effekte berücksichtigt werden 
müssen, führt die Umnutzung von Ackerland für den 
Anbau von einjährigen Energiepflanzen in tempera- 
ten Regionen zu derart hohen Emissionen, dass sie 
bei den heute üblichen Biokraftstoffpfaden im Ver- 
kehr im Verlauf von 20 Jahren noch nicht kompen- 
siert werden können (Kap. 7.3.2). Im Vergleich mit 
diesen Pfaden wäre also eine Fortführung der Nut- 
zung fossiler Kraftstoffe im Verkehr die für den Kli- 
maschutz bessere Option. Bei der Nutzung von Bio- 
masse für die Stromerzeugung bzw. im KWK-Bereich 
bleibt eine Klimaschutzwirkung auch bei Berück- 
sichtigung der indirekten Landnutzungsänderungen 
erhalten, diese ist aber nur noch etwa halb so groß 
wie ohne die Berücksichtigung indirekter Effekte 
(Abb. 7.3-4). 

Bei der Nutzung von Rest- und Abfallstoffen ent- 
stehen nur wenig Emissionen durch Landnutzungs- 
änderungen, weshalb sie in der Regel in der Bilanzie- 
rung vernachlässigt werden können. 


9.2.1 .3 

Substitution fossiler Energieträger 

Aus Sicht des Klimaschutzes erscheinen zunächst 
diejenigen Anwendungsbereiche am attraktivsten, 
bei denen fossile Energieträger mit hohen CO 2 - 
Emissionen verdrängt werden. Daher lassen sich 
durch die Verdrängung von Kohle am meisten Treib- 
hausgase einsparen, während durch Substitution von 
Erdölprodukten geringere und durch Substitution 
von Erdgas die geringsten Einsparungen im Bereich 
fossiler Energieträger zu erwarten sind. Eine Kon- 
kurrenz oder gar Verdrängung anderer erneuerbarer 
Energieträger durch Bioenergie sollte auf jeden Fall 
vermieden werden. 


9.2.1.4 

Klimaschutzwirkung unterschiedlicher technischer 
Anwendungen und Nutzungspfade 

Neben den Landnutzungsänderungen bei Energie- 
pflanzen ist für eine hohe Klimaschutzwirkung von 
Bioenergie das technische Anwendungsfeld entschei- 
dend. Im Folgenden werden die vom WBGU unter- 
suchten Anwendungen unter den Gesichtspunkten 
ihrer Klimaschutzwirkungen und der Treibhausgas- 
vermeidungskosten betrachtet (Tab. 9.2-1). 

Mitverbrennung von Biomasse in 
Kraetwerken 

Bei der Produktion von Hackschnitzeln oder Pel- 
lets auf der Grundlage von Biomasse aus Lignozellu- 
lose, d.h. z.B. Restholz oder Holz aus Kurzumtriebs- 
plantagen, treten nur geringe Umwandlungsverluste 
auf Werden diese Produkte anschließend in großen 
Kraftwerken als Brennstoff neben Kohle genutzt 
(Mitverbrennung), ergibt sich sowohl bei kombinier- 
ter Strom- und Wärmebereitstellung (Kraft-Wärme- 
Kopplung, KWK) als auch bei konventionellen Koh- 
lekraftwerken ohne Wärmeauskopplung eine sehr 
günstige Klimaschutzwirkung bei moderaten CO 2 - 
Vermeidungskosten. Besonders positiv ist hier- 
bei die Nutzung biogener Reststoffe aus der Land- 
und Forstwirtschaft, da diese kaum Emissionen aus 
Landnutzungsänderungen verursachen. Die Mitver- 
brennung von Biomasse in Kohlekraftwerken sollte 
jedoch nicht dazu führen, dass die Nutzung konven- 
tioneller Kohlekraftwerke als zukunftsfähig einge- 
schätzt und länger als notwendig fortgesetzt wird, 
denn dadurch würden wenig zukunftsfähige Lock-in- 
Effekte befördert. Daher sollte die Mitverbrennung 
nur in besonders klimafreundlichen Kraftwerken mit 
Wärmeauskopplung gefördert werden. 

Stromerzeugung und KWK-Anlagen 
Das Treibhausgasvermeidungspotenzial bezogen auf 
die Menge an eingesetzter Biomasse liegt bei der 
Verwendung von Biomasse zur Stromerzeugung bzw. 
zur kombinierten Strom- und Wärmebereitstellung 
(KWK) und in hocheffizienten Großkraftwerken 
wie etwa Gas-und-Dampfkraftwerken (GuD-Kraft- 
werke) im Vergleich mit anderen Anwendungen am 
höchsten. Der überwiegende Teil der vom WBGU 
untersuchten Pfade im Bereich der reinen Wärmeer- 
zeugung und der Nutzung als Biokraftstoff in der 
Mobilität erreicht nur etwa die Hälfte der Treibhaus- 
gaseinsparung, die im Strombereich erzielt werden 
können. Wegen ihres hohen energetischen Wirkungs- 
grads aufgrund der Abwärmenutzung ist die KWK- 
Technologie grundsätzlich der reinen Stromproduk- 
tion vorzuziehen, sofern die Wärme sinnvoll genutzt 
werden kann. Für Regionen mit hohem Kälte- bzw. 
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Kühlbedarf lässt sich die KWK z.B. mit Hilfe von 
Absorptionskälteprozessen auch zur Kälteerzeu- 
gung einsetzen. Durch die Nutzung von Holz (bevor- 
zugt aus Reststoffen) in der Direktverbrennung mit 
KWK ist bei geringen Vermeidungskosten eine sehr 
gute Klimaschutzwirkung erreichbar. 

Biogasanlagen, die Rest- und Abfallstoffe vergä- 
ren, können effizient zur Strom- und Wärmebereit- 
stellung bei hoher Klimaschutzwirkung und sehr 
geringen Vermeidungskosten eingesetzt werden. Als 
Substrat für Biogasanlagen eignen sich auch Energie- 
pflanzen, die eine hohe Produktivität aufweisen (z.B. 
Gräser), falls die Emissionen aus Landnutzungsän- 
derungen gering sind. Das auf diesem Weg gewon- 
nene Biogas kann zu Biomethan aufbereitet und 
über das Erdgasnetz transportiert und zur Stromer- 
zeugung oder in KWK- Anlagen genutzt werden. 

GuD-Kraftwerke sind die effizienteste heute eta- 
blierte Technologie zur Stromerzeugung aus Erd- 
gas bzw. Biomethan. Zukünftig ist noch eine Effizi- 
enzsteigerung durch den Einsatz von Brennstoffzel- 
len zu erwarten. Alle diese Pfade zeigen vergleich- 
bar hohe Treibhausgasvermeidungspotenziale, wobei 
sich die Vermeidungskosten aber erheblich unter- 
scheiden. Die Herstellung von Biomethan in Bio- 
massevergasungsanlagen ist zwar heute noch nicht 
konkurrenzfähig, die weitere Technologieentwick- 
lung lässt jedoch eine deutliche Kostenreduktion 
erwarten (Kap. 7.2.5.2). 

Biomasseheizungen 

Im Bereich der ausschließlichen Wärmerzeugung hat 
der WBGU Pelletheizungen auf der Basis von Rest- 
stoffen und Energiepflanzen (Kurzumtriebsplan- 
tagen) untersucht. Das Treibhausgasminderungs- 
potenzial dieser Pfade ist deutlich geringer als die 
erreichbaren Minderungen im Strombereich. Dies 
liegt u.a. daran, dass bei der Nutzung von Bioener- 
gie im Wärmesektor die Substitution von Erdöl und 
Erdgas erfolgt, die geringere energiebezogene Emis- 
sionen aufweisen als Kohle. Wenn Holz aus Kurzum- 
triebsplantagen genutzt wird, die auf Ackerflächen 
angelegt wurden, wird die Klimaschutzwirkung des 
untersuchten exemplarischen Nutzungspfades durch 
die erwarteten Emissionen aus indirekten Landnut- 
zungsänderungen sogar vollständig aufgehoben. Bei 
ausschließlicher Wärmenutzung sind im Durchschnitt 
der betrachteten Technologien bei eher hohen Ver- 
meidungskosten nur etwa die Hälfte der absoluten 
Treibhausgasminderungen erreichbar, wie bei kom- 
binierter Strom- und Wärmenutzung über KWK. Bei 
größeren Anlagen wie beispielsweise Hackschnitzel- 
heizungen oder Heizwerken sind tendenziell gerin- 
gere Wärmegestehungskosten und daher auch Ver- 
meidungskosten zu erwarten. Die Klimaschutzwir- 
kung pro Rohstoff Biomasse ist jedoch in der kom- 


binierten Strom- und Wärmeerzeugung in der Regel 
höher als in der reinen Wärmenutzung, weshalb die 
KWK-Pfade den reinen Wärmenutzungspfaden vor- 
zuziehen sind. 

Kraftstoffe für den Verkehr 
Bei Verwendung von Reststoffen (z.B. Restholz, 
Gülle, Stroh) schneidet die Verwendung von Bio- 
kraftstoffen im Verkehr ähnlich wie die Wärmeer- 
zeugung vergleichsweise ungünstig ab: Mit weni- 
gen Ausnahmen reduziert sich die Treibhausgasein- 
sparung bezogen auf die eingesetzte Menge an Bio- 
masse im Vergleich zur Anwendung im Strombereich 
auf mindestens die Hälfte. 

Die Produktion und Verwendung von Biokraft- 
stoffen in konventionellen Verbrennungsmotoren 
ist eine sehr ineffiziente Rohstoffnutzung. Nur ca. 
5-10 % der in der Pflanze bzw. der Biomasse gespei- 
cherten Energie kann als Antriebsenergie im Ver- 
kehr genutzt werden (Kap. 8.1.2. 1). Darüber hin- 
aus führt die Nutzung von Biokraftstoffen im Ver- 
kehr sogar zu höheren Emissionen als die Nutzung 
von fossilen Kraftstoffen (Abb. 7.3-4), wenn als Sub- 
strat Biomasse aus temperaten, einjährigen Ener- 
giepflanzen (z.B. Mais, Raps) verwendet wird (Kap. 
9.1.3) und deren Anbau hohe Emissionen aus indi- 
rekten Landnutzungsänderungen verursachen (Kap. 
9. 2.1.2). Die Energiebilanz der Nutzung von Bio- 
kraftstoffen der 2. Generation fällt nicht grundsätz- 
lich besser aus als die der 1. Generation. Zwar kann 
hier die ganze oberirdische Pflanze genutzt werden, 
aber bei der Umwandlung in Biokraftstoff geht etwa 
die Hälfte des ursprünglichen Energiegehalts der 
Biomasse verloren (Abb. 8.1-9). 

Für die Zukunft der Mobilität im Straßenverkehr 
hält der WBGU die Stromerzeugung aus erneuerba- 
ren Energien in Kombination mit elektrischen Fahr- 
zeugen für die sinnvollste Lösung. Ein mit Bioener- 
gie betriebenes Fahrzeug erreicht bei gleichem Bio- 
masseeinsatz die höchste Reichweite, wenn es Strom 
aus Biomasse in einem Elektroantrieb nutzt und 
nicht Biokraftstoffe im Verbrennungsmotor verwen- 
det (Abb. 8.1-10). Für diesen Pfad sind zwar heute die 
Klimaschutzkosten noch sehr hoch. Bei großskaliger 
Einführung elektrischer Fahrzeuge lassen sich die 
Kosten aber innerhalb von 15-20 Jahren vor allem 
für die heute noch sehr teure Speicherbatterie erheb- 
lich reduzieren, so dass sich auch die Treibhausgas- 
vermeidungskosten verringern dürften (Kap. 7.2). 

Der Einsatz der Elektromobilität ist allerdings 
erst mittelfristig ökologisch vorteilhaft. Erst ab einem 
gewissen Wirkungsgrad der Stromwandlung ist Elek- 
tromobilität technisch effizienter als die herkömmli- 
che Antriebstechnik. Noch befindet sich der Elektro- 
antrieb für Serienfahrzeuge bis auf Hybridfahrzeuge 
im Entwicklungsstadium. Eine Schwachstehe sind 
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vor allem die Batterien, die viel Energie speichern, 
dabei leicht sein und eine lange Lebensdauer haben 
sollen. Letztendlich schöpft nur die Kombination aus 
Elektroantrieb und direkt erzeugtem, erneuerbarem 
Strom aus Solar-, Wasser- und Windenergie das Effi- 
zienzpotenzial der Elektromobilität voll aus. 

Über die Elektromobilität erzielt die Bioenergie- 
nutzung eine deutlich höhere Klimaschutzwirkung 
als die Beimischung von Biokraftstoffen zu im Ver- 
kehr genutzten fossilen Kraftstoffen. Aus diesem 
Grund sollte den Nutzungspfaden, die aus Bioener- 
gie Strom und Wärme erzeugen, der Vorzug gegen- 
über der Nutzung von Biokraftstoffen im Mobilitäts- 
sektor gegeben werden. Der WBGU hält daher die 
Produktion von Biokraftstoffen für den Straßenver- 
kehr in Industrieländern grundsätzlich nicht für eine 
geeignete Klimaschutzoption. Der WBGU empfiehlt 
den raschen Ausstieg aus der Förderung von Bio- 
kraftstoffen für den Verkehr. Die Quoten zur Beimi- 
schung von Biokraftstoffen zu fossilen Kraftstoffen 
sollten eingefroren und innerhalb der nächsten drei 
bis vier Jahre ganz zurückgenommen werden. 

Biokraftstoffpfade mit tropischen, mehrjähri- 
gen Energiepflanzen wie Jatropha, Ölpalmen oder 
Zuckerrohr zeigen bei Anbau auf marginalem Land 
dagegen eine gute Klimaschutzwirkung bei modera- 
ten Kosten. Die zusätzliche Speicherung von Kohlen- 
stoff im Boden durch den Anbau sowie die Vermei- 
dung indirekter Landnutzungsänderungen wirken 
sich positiv auf die Klimaschutzwirkung aus. Werden 
dieselben Pflanzen allerdings auf Ackerland ange- 
baut und verursachen so indirekte Landnutzungs- 
änderung, oder wird für den Anbau direkt Wald 
gerodet, so verursacht die Nutzung meist erhebli- 
che Mehremissionen gegenüber fossilen Kraftstof- 
fen. Hier hegen also großer Nutzen und großer Scha- 
den nahe beieinander (Kap. 7.3.2). Aufgrund der teil- 
weise sehr niedrigen THG- Vermeidungskosten sind 
einige dieser Pfade auch für die Förderung durch in- 
ternationale Klimaschutzinstrumente interessant. 

Da es heute noch keine etablierten Nachhaltig- 
keitsstandards für Biokraftstoffe aus tropischer Pro- 
duktion gibt, sind Import und Nutzung dieser Bio- 
kraftstoffe problematisch. Nach Einführung ent- 
sprechender Standards und Zertifizierungsverfah- 
ren (Kap. 10.3) kann die Förderung des Import von 
Pflanzenölen und Bioethanol sinnvoll sein, wenn 
sichergestellt werden kann, dass sie die Förderkrite- 
rien erfüllen (Kap. 10.3.1.2). Um eine größtmögliche 
Klimaschutzwirkung zu erzielen, ist auch nach Vor- 
liegen des Nachweises der Nachhaltigkeit bei die- 
sen Biokraftstoffen die Verwendung in KWK- Anla- 
gen bzw. für die Stromerzeugung der Nutzung für die 
Mobilität vorzuziehen, wenn dadurch Kohle substi- 
tuiert wird. So kann z.B. in Brasilien Bioethanol aus 
nachhaltigem Zuckerrohranbau auch in effizienten 


GuD-Kraftwerken zur kombinierten Erzeugung von 
Strom und Wärme eingesetzt werden. 

Biomethan 

Biomethan kann als viel versprechende Zukunftsop- 
tion eingestuft werden (Kasten 7.2-2). Biomethan, 
das durch Vergärung feuchter Biomasse hergestellt 
wird, ist bereits heute eine sehr kostengünstige Kli- 
maschutzoption, wenn es etwa in BHKW zum Ersatz 
von Kohle eingesetzt wird. Verfahren zur Produktion 
von Biomethan aus fester Biomasse über die Verga- 
sung sind heute vergleichsweise teuer, der WBGU 
erwartet hier aber zukünftig eine deutliche Kosten- 
reduktion. Über beide Pfade der Biomethanherstel- 
lung lassen sich beim Einsatz zur Stromerzeugung 
hohe absolute Treibhausgasminderungen bezogen 
auf die eingesetzte Menge an Biomasse erzielen, die 
mit anderen Strompfaden (etwa der Mitverbrennung 
in Kohlekraftwerken oder dem Einsatz von Hack- 
schnitzeln in Heizkraftwerken) vergleichbar sind. 
Darüber hinaus ist es bei beiden Verfahren der Bio- 
methanproduktion notwendig, CO 2 aus dem Bio- bzw. 
Produktgas abzutrennen. Sollte sich die Möglichkeit 
ergeben, dieses COj zukünftig auf nachhaltige Weise 
einzulagern, mindert dies die spezifischen Emissi- 
onen der Biomethanpfade, so dass sich die Klima- 
schutzwirkung weiter erhöht. Zu den Anforderungen 
an eine nachhaltige Sequestrierung hat der WBGU 
an anderer Stelle Empfehlungen gegeben (WBGU, 
2006). Biomethan lässt sich einfach über das Erd- 
gasnetz transportieren und kann so einerseits Nut- 
zern zugeführt werden, denen eine optimale Abwär- 
menutzung bei der KWK möglich ist, oder das Bio- 
methan kann auch aus dezentralen Anlagen gesam- 
melt und der höchsteffizienten Nutzung in großen 
GuD-Anlagen zugeführt werden. 


9.2.2 

Energiearmut 

Die Überwindung der Energiearmut vor allem in 
den ländlichen Regionen der Entwicklungslän- 
der, aber auch in urbanen Räumen, ist eine ent- 
scheidende Voraussetzung für die Armutsbekämp- 
fung insgesamt. Die Überwindung von Energiear- 
mut bedeutet, dass Wahlmöglichkeiten beim Zugang 
zu erschwinglichen, zuverlässigen, qualitativ hoch- 
wertigen, sicheren, gesundheitlich unbedenklichen 
und umweltschonenden Energiedienstleitungen zur 
Befriedigung der Grundbedürfnisse geschaffen wer- 
den müssen, vor allem durch Zugang zu Elektrizität 
und Gas (WBGU, 2003a; Kap. 2.2.2). Für ländliche 
Räume bieten sich für die Wärme- und Stromgewin- 
nung vor allem klein- bis mittelskalige, netzunabhän- 
gige Technologien an. Sie bieten einen großen Hebel, 
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um in kurzer Zeit und kostengünstig die Lebensqua- 
lität vieler hundert Millionen Menschen deutlich zu 
verbessern. Die traditionelle Biomassenutzung stellt 
90 % der derzeit weltweit genutzten Bioenergie dar. 
Vor allen anderen Maßnahmen ist eine Moderni- 
sierung dieser Nutzung voranzutreiben, da hier z.B. 
durch die Effizienzsteigerung ein großer Beitrag zur 
Überwindung der Energiearmut geleistet werden 
kann, ln Städten sind die Möglichkeiten zur Bekämp- 
fung der Energiearmut vielfältiger, jedoch besteht 
beim Zugang zu Energiedienstleistungen vor allem 
ein Verteilungsproblem. 

Die größerskalige, moderne Bioenergieproduk- 
tion und -nutzung, die ebenfalls zur Bekämpfung 
der Energiearmut in Entwicklungsländern beitragen 
kann, sollte grundsätzlich unter dem Aspekt der Kli- 
maschutzwirkung betrachtet werden (Kap. 9.2.1). Bei 
günstigenTreibhausgasvermeidungskosten der jewei- 
ligen Bioenergiepfade können neue Finanzierungs- 
quellen über internationale Klimaschutzinstrumente 
erschlossen werden. Daher sollten solche Konversi- 
onspfade für die Bioenergienutzung angestrebt wer- 
den, die bei relativ hoher Vermeidungsleistung pro 
Menge eingesetzter Biomasse geringe Vermeidungs- 
kosten haben. 

Holz- und Holzkohleherde 
Der WBGU empfiehlt als internationale Zielsetzung, 
bis 2030 den vollständigen Ausstieg aus den gesund- 
heitsschädlichen Formen der traditionellen Bioener- 
gienutzung anzustreben. Dazu können einige Tech- 
nologien bereits heute schnell und kostengünstig 
umgesetzt werden. Mit dem Einsatz von verbesser- 
ten Kochherden kann der Brennstoffverbrauch bei 
gleichem Nutzen auf die Hälfte oder ein Viertel ver- 
ringert und gleichzeitig die Gesundheitsgefährdung 
drastisch reduziert werden. Besonders Frauen und 
Mädchen, zu deren Aufgaben das Feuerholzsammeln 
in Entwicklungsländern vorrangig zählt, können so 
zeitlich entlastet werden. Dadurch bleibt mehr Zeit 
für Erwerbstätigkeit oder Bildung (Kasten 8.2-1). 
Das gilt sowohl für einfache Holzherde wie auch für 
einfache Holzkohleherde, die besonders in urbanen 
Zentren weit verbreitet sind. 

Kleinbiogasanlagen 

Durch Kleinbiogasanlagen können biogene Rest- 
stoffe, wie z.B. tierische Exkremente, zu Methan 
umgewandelt und zum Kochen und Beleuchten ver- 
wendet werden. Durch diese Anlagen kann ebenfalls 
Feuerholz eingespart und die Innenraumluft verbes- 
sert werden. Zwar erzielt diese Technologie nicht den 
höchsten Wirkungsgrad, stellt jedoch einen vertret- 
baren Kompromiss zwischen einfacher Handhabung, 
Installation und Wartung, dem energetischen Nut- 
zen und der Kosten der Energiedienstleistung dar. 


Besonders geeignet ist diese Technologie für Haus- 
halte, Schulen und öffentliche Einrichtungen (Kap. 
8.2.2) 

Biomassevergasungsanlagen 
Biomassevergasungsanlagen, die Abfälle und Rest- 
stoffe wie Kokosnussschalen, Altholz, Kaffee- und 
Reisspreu verwerten, können zur Stromproduktion 
oder auch zur Wärmegewinnung eingesetzt werden. 
Diese Technologie eignet sich je nach Größe der 
Anlage sowohl für Haushalte als auch für ländliche 
Gemeinschaften. Das Rohgas kann beispielsweise 
direkt zur Prozesswärmeerzeugung in Trocknungs- 
anlagen oder Bäckereien genutzt werden. Holzver- 
gaser nutzen ein flexibles, breites Rohstoffspektrum 
und können zudem über Generatoren zur ländlichen 
Elektrifizierung beitragen(Kap. 7.2.4 und 8.2.2). 

Pflanzenölmotoren, Aggregate und 
Blockheizkraftwerke 

Aus Ölpflanzen (z.B. Jatropha, Ölpalmen) kann 
dezentral mit einfachen mechanischen Pressen unraf- 
finiertes Pflanzenöl hergestellt werden. Damit kön- 
nen mittels Verbrennungsmotoren verschiedene sta- 
tionäre Maschinen wie Getreidemühlen oder Was- 
serpumpen betrieben werden. Verbrennungsmoto- 
ren können zudem mit einem Generator zu einem 
Aggregat gekoppelt und zur Stromversorgung (z.B. 
öffentliche Gebäude, Krankenhäuser, Schulen, Mini- 
Grids) verwendet werden. Diese Technologie hat ein 
großes Potenzial in der ländlichen netzfernen Elek- 
trifizierung, da sie wartungsarm und relativ einfach 
handhabbar ist (Kap. 8.2.2). Die Abwärme der Aggre- 
gate kann z.B. in der Trocknung von landwirtschaftli- 
chen Produkten genutzt werden. Größere mit nach- 
haltig produziertem Pflanzenöl betriebene Block- 
heizkraftwerke können auch in urbanen, industriel- 
len Regionen zur Elektrifizierung eingesetzt werden 
und in großer Anzahl auch große fossile Kraftwerke 
wie etwa Kohlekraftwerke ersetzen oder deren Neu- 
bau überflüssig machen. 


9.2.3 

Bioenergie als Brückentechnologie 

Die nachhaltige Nutzung von Bioenergie aus Ener- 
giepflanzen kann aus zwei Gründen bis etwa Mitte 
des Jahrhunderts eine wichtige Brückentechnologie 
in eine erneuerbare Energiezukunft sein. 

Zum einen wird erneuerbare Energie danach vor- 
aussichtlich überwiegend direkt erzeugt werden; 
durch Wind- und Wasserkraft, ab Mitte des Jahrhun- 
derts auch im großen Stil durch Solarenergie (WBGU, 
2003a). Sind diese Energieträger zukünftig ausrei- 
chend im Energiesystem verfügbar und das elektri- 
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Tabelle 9.2-1 

Synthese der Bewertung der Bioenergiepfade, jeweils aufgeschlüsselt nach Anbausystemen, technischer Analyse und 
Treibhausgasbilanz. Grau hinterlegte Nutzungspfade sind Reststoffpfade. * Bei Pfaden, die Grassilage/Gülle als Substrat 
haben, wurde angenommen, dass in Deutschland Grassilage keine Emissionen aus Landnutzungsänderungen verursacht, was 
aber global nicht übertragbar ist. Die Bezeichnung der Pfade bezieht sich auf die in den Tabellen 7.2-1 und 7.2-2 aufgelisteten 
Anbausysteme und Konversionsverfahren. 

Quelle: WBGLF basierend auf den Daten von Pritsche und Wiegmann, 2008 sowie Müller- Langer et al., 2008 
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Stroh-Fischer-Tropsch-Diesel-BtL-PKW-2030 

Altfett-Biodiesel-PKW-2005 


16 

51 


14 

49 


25 

80 

Stroh-Ethanol-PKW-2030 


11 

32 

Restholz-Biomethan-PKW-2030 

Emterückstände/Gülle-Biomethan-PKW-2005 

BioAbfall-Biomethan-PKW-2005 


20 

63 


9 

36 


13 

34 

Restholz-Wasserstoff-Brennstoffzelle(PEM)-PKW-2030 


16 

52 


sehe Leitungsnetz ausgebaut, haben Energiepflan- 
zen als Energieträger weitgehend ihre Brückenfunk- 
tion in eine nachhaltige Energieversorgung erfüllt. 
Allerdings wird durch die erneuerbaren Energieträ- 


ger meist direkt elektrische Energie erzeugt, deren 
Leistung starken zeitlichen Schwankungen unter- 
liegt. Die biogenen Abfall- und Reststoffe sowie die 
Restnutzung fossiler Energieträger bekommen dann 
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zunehmend die Aufgabe, diese Leistungsschwankun- 
gen auszugleichen (Regelenergie). Das vom Beirat 
identifizierte nachhaltige Biomassepotenzial kann 
perspektivisch zum Bedarf an Regelenergie und 
damit zur technischen Versorgungssicherheit und 
Stabilität der elektrischen Netze in einem nachhalti- 
gen und integrierten Energieversorgungssystem mit 
hohen Anteilen an Wind- und Solarstrom signifikant 
beitragen. Durch Verwendung intelligenter Strom- 
netze kann auch die Elektromobilität einen Beitrag 
zur Regelenergie leisten (Kap. 8.1). Kombiniert man 
die Nutzung des nachhaltigen Bioenergiepotenzials 
mit der Abscheidung und sicheren Einlagerung von 
CO 2 , so können sogar „negative COj-Emissionen“ 
erzeugt werden (Kasten 6.8-1). 

Zum anderen werden die Anforderungen an die 
globale Landnutzung in den nächsten Jahrzehnten 
durch dynamische Trends massiv steigen; eine wach- 
sende Weltbevölkerung mit zunehmend flächen- 
intensiven Ernährungsmustern, verstärkte Boden- 
degradation und Wasserknappheit. Zudem werden 
auch aus Klimaschutzgründen die petrochemischen 
Produkte künftig zunehmend aus Biomasse herge- 
stellt werden. Dieser nicht substituierbare Landnut- 
zungsbedarf für die Herstellung von Textilien, chemi- 
schen Produkten, Kunststoffen usw. dürfte bei rund 
10 % der Weltagrarfläche liegen, wobei ein Teil der 
auf Biomasse basierenden Produkte nach ihrer Nut- 
zung in Form von biogenem Abfall einer energeti- 
schen Verwertung zugeführt werden kann (Kaska- 
dennutzung; Kap. 5.3.3). Die Energiebereitstellung 
ist im Gegensatz dazu nicht an Kohlenstoff gebun- 
den, sie kann auch direkt erzeugt werden. Dies alles 
vollzieht sich vor dem Hintergrund eines sich zuneh- 
mend manifestierenden anthropogenen Klimawan- 
dels, der die künftigen Ernteerträge beeinflussen 
wird. Daher wird vermutlich in der zweiten Hälfte 
des Jahrhunderts der Energiepflanzenanbau wieder 
zurückgehen müssen. Der Sockel an Bioenergienut- 
zung aus biogenen Reststoffen und Abfällen bleibt 
davon unberührt, da kaum Kopplung zur Landnut- 
zung besteht, so dass ihr Beitrag zur Bereitstellung 
von Regelenergie in der Stromversorgung auch lang- 
fristig gesichert bleibt. 
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Globale Bioenergiepolitik 


10.1 

Einleitung 

Aus Sicht des WBGU sollte sich die Bioenergiepoli- 
tik vor allem am Klimaschutz und an der Beseitigung 
der Energiearmut ausrichten (Kap. 2.2). Die Model- 
lierung in Kapitel 6 zeigt, dass es global ein signifi- 
kantes nachhaltiges Potenzial für Bioenergie gibt. 
Die gegenwärtig weltweit zu beobachtenden Bio- 
energiestrategien sind jedoch nicht spezifisch auf die 
Ausnutzung dieses nachhaltigen Potenzials ausge- 
richtet, sondern fördern häufig auch nicht nachhal- 
tige Bioenergieproduktion. Außerdem vernachläs- 
sigt der aktuelle Fokus auf Biokraftstoffe die Poten- 
ziale, die in der Effizienzsteigerung der global rele- 
vanteren traditionellen Bioenergienutzung oder der 
Reststoff- bzw. Abfallnutzung liegen. 

Ein sinnvoller Beitrag der Bioenergie zur Trans- 
formation der Energiesysteme in Richtung Nach- 
haltigkeit muss sich an entsprechenden Leitplan- 
ken ausrichten (Kap. 3). Daran gemessen sind kei- 
neswegs alle Nutzungspfade von Bioenergie geeignet 
(Kap. 5 und 7). Es ist daher Aufgabe der Politik, Rah- 
menbedingungen zu schaffen, um die Bioenergienut- 
zung in nachhaltige Bahnen zu lenken. Der WBGU 
empfiehlt Mindeststandards, die eine Voraussetzung 
für die Nutzung sämtlicher Bioenergieprodukte sein 
sollte. Da diese Mindeststandards nur eine einge- 
schränkte Gültigkeit erlangen können, sollte die nicht 
nachhaltige Bioenergienutzung langfristig durch ein 
umfassendes und effektives Reguherungssystem,z.B. 
durch ein verändertes Anreizsystem im Rahmen der 
Klimarahmenkonvention und verbesserte Schutzre- 
gime im Rahmen der Biodiversitätskonvention, welt- 
weit eingeschränkt werden. Nur solche Anwendun- 
gen, die positive ökologische und sozioökonomische 
Wirkungen aufweisen, die effizientere Nutzung tra- 
ditioneller Biomasse befördern und auf Rest- und 
Abfallnutzung basieren, sollten gefördert werden 
(Förderkriterien) . 

Es kommt also darauf an, einen Regulierungs- 
rahmen zu entwerfen, der die Bedingungen so setzt, 
dass möglichst viele der Chancen genutzt und die 
Risiken vermieden werden. Die Schwierigkeiten der 


Regulierung bestehen jedoch auf mehreren Ebenen; 
Zuallererst ist Bioenergie ein Querschnittsthema, 
das eine Vielzahl von Politikbereichen und Inter- 
essenslagen berührt. „Bioenergiepolitik“ umfasst 
nicht nur Energie- Landwirtschafts- und Klimapo- 
litik, vielmehr spielen auch Verkehrspolitik, Außen- 
wirtschaftspolitik, Umweltpolitik sowie die Entwick- 
lungs- und Sicherheitspolitik in das sich konstituie- 
rende Politikfeld hinein. Hinzu kommt die komplexe 
Dynamik von Märkten. Energie- und Agrarmärkte 
werden über Bioenergie immer enger gekoppelt und 
gerade Energiemärkte sind stark durch strategische 
Interessen von Staaten geprägt. 

Es sind also komplexe politische Gestaltungs- 
aufgaben zu bewältigen, die über die Grenzen etab- 
lierter Politikarenen hinausreichen, so dass Akteure 
Zusammenwirken müssen, die in der Vergangenheit 
nur wenig Berührungspunkte hatten. Für die über- 
wiegend sektoral organisierte Politik stellt dies große 
Anforderungen an die Steuerungs- und Integrations- 
fähigkeit. Bioenergiepolitik sprengt aber auch den 
Rahmen eines in Nationalstaaten organisierten inter- 
nationalen Systems. Da eine Beimischungsquote für 
Biokraftstoffe in Europa zur Entwaldung in anderen 
Teilen der Welt führen kann, ist Bioenergie beispiel- 
haft für ein komplexes globales Problem, bei dem 
Handlungen staatlicher und nichtstaatlicher Akteure 
auf lokaler oder nationaler Ebene ungewollte Kon- 
sequenzen überregionaler bzw. globaler Art verur- 
sachen. Bioenergiepolitik macht daher auch eine 
Mehrebenenpolitik notwendig. Erschwerend kommt 
hinzu, dass politische Entscheidungsträger unter gro- 
ßer Unsicherheit handeln müssen, weil wissenschaft- 
liche Grundlagen und Zusammenhänge noch unzu- 
reichend erforscht sind. Schließlich geht es bei Bio- 
energie auch um Aspekte globaler Verteilungsge- 
rechtigkeit, worauf mit dem Schlagwort „Teller oder 
Tank“ zwar verkürzt, aber doch prägnant hingewie- 
sen wird. 

Es handelt sich also um ein ökonomisch, tech- 
nisch-naturwissenschaftlich, ökologisch sowie sozial 
brisantes Politikfeld, das die lokale, regionale und 
globale Ebene umspannt, und in dem angesichts der 
großen Dynamik der Entwicklung schnell politische 
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Entscheidungen getroffen und verantwortet werden 
müssen. Kurz: „Biofuels, while seemingly simple, are 
incredibly hard to do right“ (Greene zitiert in Con- 
niff, 2007). 

Weil der Anbau von Energiepflanzen in schnellem 
Tempo vorangeht, kommt es jetzt darauf an, Instru- 
mente zu entwickeln und Maßnahmen zu ergreifen, 
die kurz- und langfristig nachhaltige Entwicklungen 
befördern. Derzeit gibt es weder eine internationale 
Organisation noch ein Vertragswerk, das spezifisch 
für das Thema Bioenergie zuständig wäre. Stattdes- 
sen haben sich in den letzten Jahren auf nationaler, 
regionaler und multilateraler Ebene eine Vielzahl 
an privaten Foren, UN-Aktivitäten und zwischen- 
staatlichen Prozessen entwickelt, die das Thema Bio- 
energie mit unterschiedlichen Partnern und in unter- 
schiedlicher Zielrichtung aufgreifen. Insgesamt zeigt 
sich ein fragmentiertes und von Unklarheit gepräg- 
tes institutionelles Bild, wenn auch mittlerweile ver- 
stärkte Anstrengungen unternommen werden, eine 
Kohärenz zwischen den einzelnen Initiativen und 
Prozessen herzustellen. Das Ringen um praktikable 
und verbindliche Standards, um bestmögliche För- 
derstrategien und institutioneile Neuregelungen bzw. 
geeignete Nutzung bestehender Steuerungsmöglich- 
keiten hält an. Der WBGU möchte in dieser Dis- 
kussion vor dem Flintergrund der vorangegangenen 
Analysen und bestehenden Regulierungsbemühun- 
gen einen gangbaren Weg für die Weiterentwicklung 
einer zukünftigen nachhaltigen globalen Bioenergie- 
politik aufzeigen. Der Aufbau der folgenden Kapitel 
gibt die Logik dieser neuen Politik wieder. 

Um sicherzustellen, dass der Ausbau der Bioener- 
gienutzung einen Beitrag zum Klimaschutz leistet, 
müssen die Rahmenbedingungen stimmen. Kapi- 
tel 10.2 beschäftigt sich daher mit den Anreizen und 
Verpflichtungen im Rahmen des UN-Klimaschutz- 
regimes. Da eine Anpassung der Regelungen und 
Anrechungsmodalitäten keine kurzfristige Wirkung 
entfaltet und die Einhaltung weiterer Nachhaltig- 
keitsdimensionen (z.B. Ernährungssicherung oder 
Erhaltung biologischer Vielfalt) nicht sicherstellen 
kann, müssen gleichzeitig die Prozesse zur Erarbei- 
tung von Bioenergiestandards gebündelt und vor- 
angetrieben werden. Die Frage der Standardset- 
zung und Initiativen zu weitergehenden Instrumen- 
ten für ein globales Land- und Flächenmanagement 
für alle Arten der Biomasse- bzw. Landnutzung wer- 
den daher in Kapitel 10.3 behandelt. Das Ziel einer 
nachhaltigen Bioenergienutzung und einer Vermin- 
derung der Flächennutzungskonkurrenzen ist jedoch 
auch durch entsprechende Standards allein nicht 
erreichbar. Dafür sind weitergehende flankierende 
Maßnahmen zur Sicherung der globalen Nahrungs- 
mittelproduktion und der biologischen Vielfalt sowie 
des Wasser- und Bodenschutzes erforderlich. Dazu 


können bestehende UN-Institutionen einen wichti- 
gen Beitrag leisten. Kapitel 10.4 beschreibt entspre- 
chende Initiativen und die Rolle der FAO zur Siche- 
rung der Welternährung. Kapitel 10.5 widmet sich 
den Möglichkeiten der Biodiversitätskonvention für 
eine verbesserte Erhaltung der biologischen Vielfalt, 
und in Kapitel 10.6 werden Maßnahmen zum Was- 
ser- und Bodenschutz benannt. Welche Nutzungsfor- 
men der Bioenergie explizit gefördert werden sollen 
und wie dann eine nationale und internationale För- 
derpolitik aussehen könnte, die sich konsequent an 
den Zielen Klimaschutz und Überwindung der Ener- 
giearmut ausrichtet, zeigen die Kapitel zu staatlichen 
Förderpolitiken (Kap. 10.7) und zur Entwicklungszu- 
sammenarbeit (Kap. 10.8). 


10.2 

Internationale Klimapolitik 


10.2.1 

Die Klimarahmenkonvention als Akteurin globaler 
Bioenergiepolitik 

Wie in Kapitel 2 dargelegt, ist Klimaschutz nicht der 
einzige Grund für das zunehmende Interesse an der 
Bioenergienutzung. Somit können der globale Kli- 
maschutz und entsprechend die Klimarahmenkon- 
vention (UNFCCC) sicherlich nicht als die wesent- 
lichen Treiber der zunehmenden Bioenergienut- 
zung betrachtet werden. Auch sind die bioenergie- 
politischen Steuerungsmöglichkeiten der UNFCCC 
begrenzt, da neben dem Klimaschutz andere Ziel- 
vorstellungen bei der Nutzung von Bioenergie eine 
gewichtige Rolle spielen. Ihre auf die Klimapoli- 
tik fokussierten Steuerungsmöglichkeiten sollte die 
UNFCCC gleichwohl ausschöpfen. Eine Mindest- 
anforderung an das internationale Klimaschutzre- 
gime wäre, dass von seinen Regelungen keinesfalls 
Anreize zu einer unter Klimaschutzaspekten kont- 
raproduktiven Bioenergiepolitik ausgehen sollten. 
Idealerweise jedoch sollte die internationale Klima- 
schutzpolitik derart gestaltet sein, dass die Bioener- 
gienutzung in vollem Einklang mit den Erfordernis- 
sen zur Abwehr eines gefährlichen Klimawandels 
steht (Kap. 3). Das bedeutet auch, dass Aktivitäten 
im Bereich der Bioenergie integriert betrachtet wer- 
den, vor allem ihre Implikationen für die Treibhaus- 
gasemissionen im Energie- und im Landnutzungs- 
sektor. Bioenergienutzung betrifft stets beide Berei- 
che, weswegen eine isolierte Betrachtung der Sek- 
toren nicht angebracht erscheint. Dabei geht es aus 
Sicht des WBGU vor allem um zwei zentrale Anfor- 
derungen: 
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Erstens ist die UNFCCC die wichtigste globale 
Referenzinstitution für Daten über Emissionen und 
Emissionsminderungen. Diese nach Ländern und 
Sektoren untergliederten Daten dienen außer zur 
Beurteilung der jeweiligen Beiträge zu den globa- 
len Emissionen letztlich auch zur Bewertung der Kli- 
maschutzpolitik der einzelnen Staaten. Daher ist es 
umso wichtiger, dass die im Zuge der Bioenergienut- 
zung emittierten Treibhausgase derart erfasst wer- 
den, dass sich hierin der tatsächliche Beitrag zum 
Klimaschutz unverfälscht widerspiegelt. Gleiches gilt 
für die Verfahren des Kioto-Protokolls, mittels derer 
Emissionen den Ländern mit Emissionsobergrenzen 
angerechnet werden. 

Zweitens ist zu erwarten, dass mit zunehmend 
ambitionierten Reduktionszielen die Steuerungswir- 
kung der UNFCCC bzw. des Kioto-Protokolls und 
seiner Nachfolgeregime auf die Bioenergienutzung 
zunimmt. Die direkten oder indirekten Anreize, die 
innerhalb des Regimes für die Nutzung von Bioener- 
gie gesetzt werden, sollten so abgestimmt sein, dass 
sie zu einer möglichst hohen globalen Emissionsmin- 
derung beitragen. Das gilt für die flexiblen Mecha- 
nismen im Allgemeinen und den Clean Develop- 
ment Mechanism (CDM) im Besonderen. 

Darüber hinaus sollte beachtet werden, dass die 
durch die UNFCCC entfaltete Steuerungswirkung 
für die Bioenergienutzung andere Nachhaltigkeits- 
anforderungen nicht konterkariert (Kap. 3). 

Im Folgenden werden die Wirkungen bestehender 
Regelungen auf den Bereich der Bioenergie unter- 
sucht, aktuelle Verhandlungsprozesse dargestellt und 
bewertet sowie auf dieser Grundlage erörtert, wel- 
che Weiterentwicklung der Regelungen im Rahmen 
der UNFCCC notwendig erscheint, um vollständige 
Kompatibilität zwischen Bioenergienutzung und Kli- 
maschutz herzustellen. 


10.2.2 

Bewertung, Zuordnung und Anrechnung von 
Emissionen 


10.2.2.1 

Bestehende Regeiungen und damit verbundene 
Probieme 

Die Vertragsstaaten der UNFCCC sind dazu ver- 
pflichtet, Inventare zu nationalen Treibhausgasemis- 
sionen gemäß den IPCC Guidelines for National 
Greenhouse Gas Inventories (IPCC, 2006) zu erstel- 
len, zu veröffentlichen und regelmäßig fortzuschrei- 
ben. Diese Inventare bilden die zentrale Daten- 
grundlage für die globale Erfassung anthropogener 
Emissionen. Von der Inventarisierung abzugrenzen 


ist die Anrechnung von Emissionen im Rahmen des 
Kioto-Protokolls - diese betrifft einerseits nur die 
Staaten, die sich zu Emissionsobergrenzen verpflich- 
tet haben (Annex-I-Staaten), andererseits kommt 
auch nur ein Teil der inventarisierten Emissionen zur 
Anrechnung. 

Inventare: Kohlenstoffneutralität und 
Zuordnung von Emissionen 
Nach derzeitigen Richtlinien des IPCC gilt die Nut- 
zung von Biomasse zur Energieerzeugung oder im 
Verkehr grundsätzlich als kohlenstoffneutral, d.h. in 
den Inventaren werden zwar die bei der Bioenergie- 
nutzung entstehenden Treibhausgase CH 4 und NjO 
gezählt, die entstehenden COj-Emissionen werden 
jedoch im Energiesektor mit Null angesetzt (IPCC, 
2006). Für Biomasse mit kurzer Lebensdauer (etwa 
jährliche Energiepflanzen) wird diese Handhabung 
damit begründet, dass der freigesetzte Kohlenstoff in 
naher Vergangenheit durch Photosynthese von der 
Pflanze gebunden und damit der Atmosphäre entzo- 
gen wurde. Damit werden zwei Prozesse, die räumlich 
und zeitlich auseinander hegen können, von vornhe- 
rein zu Null addiert (Tab. 10.2-1). Bei der energeti- 
schen Nutzung von Holz wird im Energiesektor die 
COj-Emission ebenfalls mit Null angesetzt. Aller- 
dings wird im Gegenzug direkt bei der Ernte von 
Holz eine COj-Emission berechnet - man betrach- 
tet also die Holzernte, als würde hierbei der im Holz 
gespeicherte Kohlenstoff unmittelbar an die Atmo- 
sphäre abgegeben (Tab. 10.2-1, Teil B). Eine mögli- 
che stoffliche Nutzung der Holzprodukte, die den 
enthaltenen Kohlenstoff unter Umständen für Jahr- 
zehnte binden würde (Kap. 5.3 und 5.5), wird somit 
nicht berücksichtigt. Während die Länder für die 
Inventare innerhalb der Klimarahmenkonvention 
auch auf alternative Berechnungsmethoden zurück- 
greifen können (Kasten 10.2-1), sind sie für die Anre- 
chung unter dem Kioto-Protokoll an diese Methode 
gebunden. 

Unvollständige Anrechnung in Annex-1- 
Staaten 

Aus der oben beschriebenen Zuordnung der Emis- 
sionen ergeben sich bestimmte Konsequenzen für 
die Anrechnung der Emissionen aus Bioenergienut- 
zung im Rahmen des Kioto-Protokolls. Während sich 
Annex-l-Staaten die den Energie-, Industrie-, Abfall- 
und Landwirtschaftssektoren zugeordneten Emissi- 
onen grundsätzlich anrechnen lassen müssen, ist dies 
im Bereich Landnutzung, Landnutzungsänderung 
und Forstwirtschaft (LULUCF) nur zum Teil der 
Fall. Nach Art. 3.3 des Kioto-Protokolls müssen nur 
die Veränderungen der Kohlenstoffvorräte infolge 
von Aufforstung, Wiederaufforstung und Entwal- 
dung seit 1990 zwingend einbezogen werden. Darü- 
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Tabelle 10.2-1 

Vereinfachte Übersicht der bisherigen Praxis der Inventare und Anrechnungen in der ersten Verpflichtungsperiode 
des Kioto-Protokolls bezogen auf die Treibhausgasbilanzkette bei der Bioenergienutzung. A: kurzlebige Biomasse 
(Energiepflanzen). B: Holz. Die Spalten stellen die unterschiedlichen Teilprozesse bei der Bioenergienutzung dar. Dabei 
können diese Schritte sowohl zeitlich als auch räumlich voneinander getrennt auftreten. Insbesondere können auch Teile 
dieser Kette in Nicht- Annex-I-Staaten durchgeführt werden, und Teile in Annex-I-Staaten. Für Schritte, die in Nicht- Annex- 
I-Staaten erfolgen, werden weder Emissionen noch COj- Aufnahmen angerechnet. Die Farben beschreiben jeweils, ob und in 
welchem Sektor die Emissionen bzw. Emissionsänderungen in Annex-I-Staaten angerechnet werden. Das Schema für Holz 
orientiert sich an der vorgeschriebenen Anrechnung im Kioto-Protokoll (Kap. 10 . 2 . 2 . 2 ). 

Quelle; WBGU 


A: Schema für 
Energiepflanzen 

Landnutzungs- 
änderung (direkte 
Konversion und 
indirekte Effekte) 

Anhau 

(Landwirtschaft) 

Verarbeitung/ 

Transport 

Nutzung/ 

(Verbrennung) 

Quellen 

COj (biogen) 

CO2 (biogen): z.B. 
Erhöhung der Emissi- 
onen durch veränderte 
Bewirtschaftung 

CO2 (biogen) 

CO2 (biogen) 



COj (fossil): 
Maschineneinsatz 

CO2 (fossil) 




NjO, CH4 


N2O und CH4 

Senken 


COj- Aufnahme der 
Pflanze 




COj- Aufnahme: z. B. 
Erhöhung des Koh- 
lenstoffspeichers im 
Boden 

COj- Aufnahme: z.B. 
Erhöhung der COj- 
Aufnahme im Boden 
durch veränderte 
Bewirtschaftung 



B: Schema für 

Holz 


Anhau und Ernte 
(Forstwirtschaft) 

Verarbeitung/ 

Transport 

Nutzung 

(Verbrennung) 

Quellen 


COj (bio): Kohlen- 
stoffspeicher nimmt 
ab (Holzernte wird als 
Emission gezählt) 

COj (biogen) 

CO2 (biogen) 



CO2 (fossil): 
Maschineneinsatz 

CO2 (fossil) 






N2O und CH4 

Senken 

CO2- Aufnahme: Erhö- 
hung des Kohlenstoff- 
speichers im Wald 



Wird in den Inventaren automatisch zu Null addiert und somit nirgendwo angerechnet 



Wird in den Inventaren mit Null angesetzt, keine Anrechnung im Energiesektor 
Energiesektor: Wird in Annex-l-Staaten angerechnet 
Landwirtschaftssektor: Wird in Annex-I-Staaten angerechnet 

LULUCF-Sektor: Wird in Annex-I-Staaten nur verpflichtend angerechnet, wenn es sich um Entwaldung oder 
Aufforstung handelt. Sonst optional (Art. 3 . 4 ) 


LULUCF-Sektor: Kann in Annex-I-Staaten angerechnet werden, wenn sich diese dafür entscheiden (Art. 3 . 4 ) 


ber hinaus sind in Art. 3.4 weitere Aktivitäten aufge- 
listet, deren Einbeziehung optional ist. Diese umfas- 
sen die Änderung von Quellen oder Senken in Folge 
von Ödlandbegrünung sowie Bewirtschaftung von 
Forsten, Äckern und Weiden. Jeder Annex-I-Staat 
muss vor Beginn der Verpflichtungsperiode festle- 
gen, ob und welche der oben genannten Aktivitäten 


in Anrechnung kommen sollen (UBA, 2003b). Da die 
COj-Emissionen aus der Landnutzung unter Art. 3.4 
fallen, müssen in der Praxis im Landwirtschaftsbe- 
reich nur die Nicht-C02-Emissionen zwingend ange- 
rechnet werden (Benndorf, persönliche Mitteilung). 
Bei der Ernte von Holz gibt es keine zentrale Rege- 
lung, wann genau es sich um Entwaldung handelt. 
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die dann unter Art. 3.3 zwingend anzurechnen wäre, 
oder wann es sich um Forstbewirtschaftung handelt, 
die nur anzurechnen ist, wenn sich ein Land für diese 
Aktivität unter Art. 3.4 entschieden hat. Jedes Land 
muss hier jedoch eine klare Regelung Vorschlägen 
(Flöhne et al., 2007). 

ln der Summe führen diese Regelungen und ihr 
Nebeneinander dazu, dass in Annex-I-Staaten nicht 
zwingend alle Emissionen, die durch Anbau und 
Ernte von Bioenergie bzw. durch mit dem Anbau ver- 
bundene direkte oder indirekte Landnutzungsände- 
rungen entstehen, angerechnet werden (Tab. 10.2-1). 
Gleichzeitig wird aber das während der energetischen 
Nutzung freigesetzte COj mit Null angesetzt, die Sub- 
stitution anderer Emissionen durch Bioenergienut- 
zung kann also als vollständig vermiedene Emission 
angerechnet werden. Es ist daher davon auszugehen, 
dass die durch den Einsatz von Bioenergie anrechen- 
bare Emissionsreduktion in der Regel größer ausfällt 
als die tatsächlich erzielte Reduktion. 

Fehlende Anreize 

Die grundsätzliche Nullanrechnung von COj-Emis- 
sionen bei der Bioenergienutzung führt weiterhin 
dazu, dass verschiedene Aktivitäten, die zu einer 
realen Emissionsreduktion beitragen würden, nicht 
angerechnet werden können. Als erstes ist hier die 
stoffliche Nutzung von Holzprodukten zu nennen 
(Kasten 10.2-1). Da der im Holz enthaltene Kohlen- 
stoff bereits bei der Ernte als emittiert gilt, wird eine 
verzögerte COj-Freisetzung durch eine langfristige 
Nutzung der Holzprodukte unter den bestehenden 
Regelungen nicht honoriert, obwohl sie aus Klima- 
schutzgründen wünschenswert wäre (Kap. 5.3 und 
5.5). Ein weiteres Beispiel ist die Abtrennung und 
Speicherung von COj bei der Erzeugung von Ener- 
gie aus Biomasse. Eine solche Technologie würde 
die Möglichkeit bieten, der Atmosphäre COj netto 
zu entziehen (Kap. 6; Kasten 6.8-1). Da das CO 2 
aber auch ohne Speicherung bei der Anrechnung so 
behandelt wird, als wäre es gar nicht emittiert wor- 
den, gehen vom gegenwärtigen Anrechnungsverfah- 
ren in der ersten Verpflichtungsperiode des Kioto- 
Protokolls keinerlei Anreize zur Sequestrierung von 
biogenem COj aus (Grönkvist et al., 2006). 

Handel mit Biomasse für die energetische 
Nutzung 

Wird Bioenergie in einem Nicht-Annex-l-Staat pro- 
duziert und anschließend in einem Annex-l-Staat 
genutzt, wird das Problem der unvollständigen 
Anrechnung verschärft, ln diesem Fall werden die 
bei der Produktion anfallenden Emissionen inner- 
halb des Kioto-Regimes überhaupt nicht angerech- 
net, so dass die anrechenbare Emissionsreduktion 
fast immer größer ausfällt als die tatsächlich erzielte 


Reduktion. Insbesondere die U mwandlung tropischer 
Wälder in Bioenergieplantagen kann zu sehr hohen 
Emissionen führen und damit zu einer deutlich nega- 
tiven THG-Bilanz der Bioenergienutzung (Kap. 7.3). 
Ohne zusätzliche Maßnahmen könnte daher selbst 
eine Nutzung von Bioenergie, die netto zu einer Stei- 
gerung der Emissionen führt, von einem Annex-I- 
Staat als Emissionsminderung verbucht werden. Das 
gegenwärtige Anrechnungssystem unterstützt damit 
den Import von Bioenergie aus Entwicklungsländern 
unabhängig davon, ob Emissionen damit vermieden 
oder gesteigert werden. 

Konflikte mit anderen Klimaschutz- 
massnahmen IM Landnutzungsbereich 
Die oben beschriebenen Zusammenhänge zeigen, 
dass die direkten und indirekten Anreize inner- 
halb der Klimarahmenkonvention die Bioenergie- 
nutzung in für den Klimaschutz ungünstige Bahnen 
lenken kann. Darüber hinaus ist mit weiteren indi- 
rekten Effekten durch eine verstärkte Bioenergie- 
nutzung zu rechnen, die andere Klimaschutzbemü- 
hungen gefährden (Kap. 5.5). Hier ist besonders die 
Entwaldung in Entwicklungsländern zu nennen, die 
gegenwärtig mehr als 20 % der globalen anthropoge- 
nen COj-Emissionen ausmacht (IPCC, 2007c), aber 
auch die Umwandlung von Grasland für den Anbau 
von Energiepflanzen (Kap. 4. 2. 3. 3). Selbst wenn hier- 
für nicht direkt Waldfläche gerodet oder Grasland 
umgebrochen wird, dürfte die mittelbare Umwand- 
lung solcher Flächen zunehmen, da die Produktion 
von Energiepflanzen andere Nutzungen von Flächen 
verdrängt, so dass nun der Anbau von anderen Nutz- 
pflanzen oder die Weidelandnutzung auf bislang rela- 
tiv unberührtes oder weniger intensiv genutztes Land 
ausweicht (Searchinger et al., 2008; Kap. 5.5). Gegen- 
wärtig bietet die Klimarahmenkonvention Entwick- 
lungsländern keine unmittelbaren Anreize, die Kon- 
version von Wald- oder Grasflächen in Ackerland zu 
reduzieren. Der sich abzeichnende Bioenergieboom 
macht es somit noch dringlicher, dass im Rahmen der 
UNFCCC bzw. der (Post-)Kioto-Mechanismen alle 
Emissionen aus dem Bereich Landnutzung, Land- 
nutzungsänderungen und Forstwirtschaft (land use, 
land-use change and forestry, LULUCF) angerech- 
net und hinreichend Anreize für Entwicklungslän- 
der implementiert werden, die terrestrischen Koh- 
lenstoffvorräte zu schützen und der Entwaldung ent- 
gegenzuwirken. 
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Kasten 10.2-1 
Harvested Wood Products 

In einem Technical Paper, das das UNFCCC-Sekretariat 
im Jahr 2003 verfasst hat, werden die Möglichkeiten der 
Anrechnung von Emissionen aus der Nutzung von Holz- 
produkten erörtert (UNFCCC, 2003). Die diskutierten 
Nutzungen schließen explizit auch die Nutzung von Holz 
als Brennstoff ein. Es werden folgende alternative Anrech- 
nungsmethoden vorgestellt: 

IPCC-Default-Methode 

Bei dieser gegenwärtig praktizierten Methode wird ange- 
nommen, dass die jeweils vorhandene Menge an Holzpro- 
dukten konstant bleibt. Es werden daher nur (positive oder 
negative) COj-Emissionen bei der Abholzung oder (Wie- 
der-) Aufforstung von Wald gezählt. Die Emissionen aus der 
Abholzung (oder Ernte) werden im Jahr der Abholzung 
dem Land zugerechnet, in dem sie erfolgt. In den Treibh- 
ausgasinventaren wird die Abholzung bzw. Ernte also als 
unmittelbare Emission behandelt, unabhängig davon, ob 
die entstehenden Produkte (Holz) zunächst noch gela- 
gert, exportiert usw. werden. Um eine doppelte Zählung 
zu vermeiden, werden deshalb COj-Emissionen, die aus 
der Verbrennung von Holzprodukten entstehen (energe- 
tische Nutzung, Abfall) grundsätzlich nicht als Emission 
gezählt. Dies hat insbesondere Auswirkungen, wenn Holz- 
produkte aus einem Land ohne Kioto-Verpflichtungen für 
die energetische Nutzung in ein Land mit Verpflichtungen 
exportiert werden. Diese Methode bietet besonders hohe 
Anreize, Holz zur Energieerzeugung zu verwenden, da das 
Holz bei der Ernte als Emission gezählt wird (wogegen es 
in einem Land ohne Verpflichtungen keinen Anreiz gibt), 
während das importierende Land so eine gemäß den Kioto- 
Regelungen (aber nicht in der realen Welt) emissionsfreie 
Energiequelle erhält. 

Stock-change- Ansatz 

Eine Alternative zur IPCC-Default-Methode ist der Stock- 
change-Ansatz: Hierbei werden sowohl Änderungen des 
Forstbestandes als auch des Bestandes an Holzprodukten 
gezählt, wobei erstere dem Land zugerechnet werden, in 
dem sich der Wald befindet (produzierendes Land), letztere 
dem Land, in dem die Holzprodukte konsumiert werden 
(konsumierendes Land). Die mit den Änderungen verbun- 
denen Emissionen werden dann jeweils dem Land zuge- 
rechnet, in dem sie erfolgen, und zwar zu dem Zeitpunkt, zu 
dem sie erfolgen. Gegenüber der IPCC-Default-Methode 


10.2.2.2 

Kriterien und Möglichkeiten für die 
Weiterentwicklung der Regelungen 

Aus den dargestellten Problemen ergibt sich die Not- 
wendigkeit, die Bioenergieproduktion und -nutzung 
dringend auf die Tagesordnung der UNFCCC-Gre- 
mien zu setzen, die Anrechnungsmodalitäten für die 
Verpflichtungen im Rahmen des Kioto-Protokolls zu 
reformieren und die Zuordnung der Emissionen in 
den Treibhausgasinventaren anzupassen. 


erscheint hier die energetische Nutzung weniger attraktiv. 
Beispielsweise kann ein Land mit Kioto-Verpflichtungen 
Holzprodukte importieren und sich dies als COj-Senke 
anrechnen lassen. Erst bei der energetischen Nutzung oder 
dem Zerfall als Abfall wird ihm das entstehende COj wie- 
der als Emission angerechnet. 

Production- Ansatz 

Hierbei werden wie beim Stock-change-Ansatz sowohl 
Änderungen des Forstbestandes als auch des Bestandes 
an Holzprodukten jeweils zum Zeitpunkt ihres Auftretens 
gezählt, jedoch beide dem produzierenden Land zugerech- 
net. Dieser Ansatz unterscheidet sich von der IPCC-Default- 
Methode nur durch den Zeitpunkt der Anrechnung der 
Emissionen aus der Nutzung von Holzprodukten. Bei die- 
ser Zählmethode ist (wie bei der IPCC-Default-Methode) 
der Anreiz für verpflichtete Länder besonders hoch, impor- 
tierte Biomasse energetisch zu nutzen, da die entstehenden 
Emissionen ihnen nicht zugerechnet werden. Das exportie- 
rende Land sollte dagegen mehr an dem Export für lang- 
lebige Produkte interessiert sein, da ihm in diesem Fall die 
Emissionen erst später zugerechnet werden. 

Atmospheric-flow- Ansatz 

Bei diesem Ansatz werden die Emissionen an dem Ort und 
zu dem Zeitpunkt gezählt, an dem das COj in die Atmo- 
sphäre gelangt. Dem produzierenden Land werden dann 
nur die direkten Emissionen zugerechnet, die bei der Ernte 
in die Atmosphäre gelangen. Die bei der Nutzung oder dem 
Zerfall von Holzprodukten entstehenden Emissionen wer- 
den dem konsumierenden Land zugerechnet. In diesem Fall 
würde importierte Biomasse zur energetischen Nutzung für 
das konsumierende Land genau wie die Nutzung fossiler 
Energieträger angerechnet und könnte daher nicht zur 
Reduktion von Emissionen verwendet werden, wodurch 
der Anreiz zur Bioenergienutzung in verpflichteten Län- 
dern entfiele. Allerdings generiert dieses Verfahren in der 
von der UNFCCC beschriebenen Form Anreize für einen 
ebenfalls klimaschutzpolitisch fragwürdigen Export von 
Bioenergieträgern in Entwicklungsländer: Ein verpflichte- 
tes Land könnte sich den Aufwuchs eines Waldes als Senke 
anrechnen lassen, das geerntete Holz in ein nicht ver- 
pflichtetes Land exportieren, das die Emissionen mangels 
Verpflichtungen nicht kompensieren muss. Der WBGU 
macht dazu einen modifizierten Vorschlag, der den Handel 
zwischen verpflichteten und nicht verpflichteten Ländern 
betrifft (Kap. 10.2.2.2). 


Cap and trade for all countries and all 

EMISSIONS 

Viele der beschriebenen Probleme ließen sich theo- 
retisch elegant beheben, indem Emissionsobergren- 
zen für alle Länder, Sektoren und Emissionen ein- 
schließlich aus dem Bereich LULUCF vereinbart 
würden. Kommt es zu einem „cap and trade for all 
countries and emissions (and sectors)“, würde der 
Anreiz zur Emissionsminderung auf einem globa- 
len Kohlenstoffmarkt über den Preis für Emissions- 
rechte erfolgen. Soweit alle Emissionen weitestge- 
hend zeitpunktgetreu angerechnet werden, wäre ein 
solcher Ansatz effektiv und zugleich volkswirtschaft- 
lich effizient, und zwar zunächst unabhängig davon. 
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welchem Akteur die Emissionen jeweils angerechnet 
würden. Allerdings ist auf absehbare Zeit nicht zu 
erwarten, dass Entwicklungs- und Schwellenländer 
eigenen Emissionsobergrenzen zustimmen werden. 
Außerdem sind erhebliche praktische Probleme bei 
der Umsetzung einer reinen Marktlösung zu erwar- 
ten, besonders für den Bereich LULUCF. Wenn- 
gleich also Emissionsobergrenzen für alle Länder 
und alle Treibhausgasemissionen ein langfristig anzu- 
strebendes Ziel der aktuellen Politik und Marktlö- 
sungen, soweit praktikabel und zielwirksam, ein Leit- 
bild für die Wahl der Instrumente sein sollten, muss 
es zunächst darum gehen, Optionen für ein Über- 
gangsregime zu finden. Dabei geht es außer um die 
Beseitigung der oben beschriebenen Schlupflöcher, 
anderer Defizite und der unzureichenden Behand- 
lung von LULUCF auch darum, Anrechnungsver- 
fahren zu finden, die es Entwicklungsländern erleich- 
tern, Verpflichtungen bis hin zu Emissionsobergren- 
zen zu übernehmen. 

„Von der Wiege bis zur Bahre“ 

Eine Möglichkeit, um Anreize zur Emissionsverla- 
gerung durch den Import von Bioenergieträgern zu 
vermeiden, wäre in Anlehnung an verschiedene Zer- 
tifizierungsinitiativen, dem Endnutzer der Bioener- 
gie die Emissionen aus der gesamten Produktions- 
kette zuzurechnen (z.B. Emissionen der Landnut- 
zungsänderung, des Anbaus, der Verarbeitung, des 
Transports und der Nutzung). Diese Methode birgt 
jedoch erhebliche Probleme; Da man dem Endpro- 
dukt, d.h. dem Bioenergieträger, seine Produkti- 
onskette nicht ansieht, muss jeweils eine lückenlose 
Buchführung vorhegen und eine Entscheidung über 
die Aufteilung von Emissionen auf Kuppelprodukte 
und die zeitliche Zuordnung von Landnutzungsemis- 
sionen getroffen werden. Um Doppelzählungen und 
doppelte Anrechnungen zu vermeiden, müssten die 
dem Endprodukt zugeordneten Emissionen in den 
Inventaren den ursprünglichen Sektoren abgezogen 
werden - d.h. etwa müssten die durch den Maschi- 
neneinsatz bei der Produktion der Biomasse ent- 
stehenden Emissionen im Energiesektor abgezo- 
gen werden. Dies würde nicht nur erheblichen Büro- 
kratie- und Kontrollaufwand verursachen, sondern 
würde letztlich eine vollständige Umstrukturierung 
der Inventare erfordern, bei denen bisher aus gutem 
Grund die Emissionen grundsätzlich dem Staat, auf 
dessen Territorium sie erfolgen und der sie damit am 
ehesten kontrollieren kann, und dem Zeitpunkt, zu 
dem sie erfolgen, zugerechnet werden. Hinzu käme, 
dass sich schwerlich begründen lässt, warum die- 
ses Prinzip dann nicht auch bei anderen Produkten 
durchbrochen werden sollte und bei Kuppelproduk- 
ten geradezu müsste. Öffnet man diese Büchse der 


Pandora, wären die Inventarisierungs- und Anrech- 
nungsverfahren schließlich nicht mehr handhabbar. 

Zuordnung der Emissionen: Der 
Atmospheric-flow- Ansatz 
Der WBGU vertritt die Auffassung, dass entste- 
hende Emissionen grundsätzlich dem Staat zuzu- 
ordnen sind auf dessen Territorium sie entstehen 
und plädiert dafür, die bestehende Ausnahmerege- 
lung für Bioenergie abzuschaffen. Auch die Anrech- 
nung von Emissionen bei der Nutzung von Holz und 
Holzprodukten sollte sich daran orientieren, wo und 
zu welchem Zeitpunkt reale Emissionen entstehen. 
Dazu erscheint der Atmospheric-flow-Ansatz (Kas- 
ten 10.2-1) weitgehend geeignet und sollte auf die 
Bioenergieproduktion im Allgemeinen ausgedehnt 
werden. Damit würden bei der Ernte jeweils nur die 
unmittelbar entstehenden C 02 -Emissionen gezählt, 
und entsprechend bei der Nutzung der Erntepro- 
dukte die jeweils dabei entstehenden COj-Emissio- 
nen. Diese Emissionen lassen sich allerdings nur zum 
Teil zuverlässig erfassen, etwa bei Bioenergie, Müll- 
verbrennung, Deponiegas, Gebäudebränden und 
dem natürlichen Verrotten von Baumaterialien aus 
Holz (UNFCCC, 2003). Daher wäre möglicherweise 
eine kombinierte Regelung sinnvoll: Ernteprodukte, 
die einen handelbaren Energieträger darstellen oder 
in einen solchen umgewandelt wurden (Holz für die 
energetische Nutzung, Biokraftstoffe), werden nach 
dem Atmospheric-flow-Ansatz behandelt, da die 
Nutzung und die damit verbundenen COj-Emissio- 
nen zu einem definierten Zeitpunkt erfolgen und gut 
messbar sind bzw. ohnehin bereits in den Inventaren 
ausgewiesen sind, ohne dass sie angerechnet werden. 
Damit können insbesondere Anreize geschaffen wer- 
den, bei der Bioenergienutzung verstärkt auf tech- 
nische Effizienz zu achten, anstatt Effizienzverbes- 
serungen und Treibstoffsubstitution als gleichwertig 
zu betrachten. Emissionen aus Holz für die stoffliche 
Nutzung würden hingegen mit Hilfe einer hypothe- 
tischen jährlichen Emissionsrate gezählt, die sich an 
einer vorab festgelegten länderspezifischen Lebens- 
dauer orientiert. Während hierfür zunächst von einer 
pauschalen und recht niedrigen Lebensdauer ausge- 
gangen werden sollte, sollten die Länder die Mög- 
lichkeit erhalten, diesen Zeitraum bei entsprechen- 
den Nachweisen zu verlängern. Für die übrigen Ern- 
teprodukte (Nahrungsmittel, Reststoffe) sollte wei- 
terhin die IPCC-Default-Methode angewendet 
werden, da hier von einer sehr kurzen Lebensdauer 
auszugehen ist. Damit die Konsistenz gewährleistet 
ist, müssen den realen Quellen auch reale Senken 
gegenüberstehen. Bei Holzprodukten ist dies bereits 
in dem Sinne gewährleistet, dass die Zunahme des 
Kohlenstoffspeichers beim Aufwuchs des Waldes 
als Senke, d.h. Kohlenstoffaufnahme, gezählt wird. 
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Um das Atmospheric-flow-Schema auf andere bio- 
gene Energieträger zu übertragen, sollte auch hier 
die Kohlenstoffaufnahme beim Aufwuchs als CO 2 - 
Senke gezählt werden. 

Vollständige Erfassung der LULUCF- 
Emissionen in Annex-I-Staaten 
Auch mit einer Zuordnung der Emissionen nach 
dem Atmospheric-flow-Ansatz ist das Problem der 
unvollständigen Anrechnung in Annex-I-Staaten 
noch nicht gelöst. Es sollten daher zusätzlich zu den 
bisher anzurechnenden Sektoren auch die bei Land- 
nutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirt- 
schaft entstehenden Emissionen in Annex-I-Staa- 
ten vollständig und zwingend auf die Emissionso- 
bergrenzen (oder gegebenenfalls Obergrenzen im 
LULUCF-Sektor) angerechnet werden. Dies erfor- 
dert eine verpflichtende Anrechnung der bisher in 
Art. 3.3 und Art. 3.4 des Kioto-Protokolls geregelten 
Aktivitäten und ihre Ausweitung auf alle anthropo- 
genen Emissionen im LULUCF-Sektor. 

Eine solche Regelung, bei der der Atmospheric- 
flow-Ansatz mit der vollständigen Erfassung der 
anthropogenen Treibhausgasflüsse im LULUCF- 
Sektor kombiniert wird, bietet für Annex-I-Staaten 
Anreize, die Nutzung fossiler Energieträger durch 
im eigenen Land angebaute Biomasse zu ersetzen, 
sofern die Gesamtbilanz zu einer Emissionsminde- 
rung führt. Sie bietet jedoch keinen unmittelbaren 
Anreiz zur Nutzung importierter Biomasse zur Ener- 
gieerzeugung, denn die energetische Nutzung impor- 
tierter Biomasse wäre damit der Nutzung fossiler 
Energieträger gleichgestellt. 

Anrechnung beim Handel zwischen 
Annex-I-Staaten und Nicht-Annex-I- 
Staaten 

Die beschriebenen Anrechnungsmodalitäten wür- 
den automatisch eine Entlastung für das beim Bio- 
masseimport auftretende Problem der Emissions- 
verlagerung in Entwicklungsländer bieten. Da beim 
Import von Biomasse für die energetische Nutzung 
bzw. von Holz für die stoffliche Nutzung das impor- 
tierende Land für die bei der Nutzung entstehen- 
den Emissionen verantwortlich ist, besteht zunächst 
kein Anreiz, aus Klimaschutzgründen Biomasse 
zu importieren. Um Möglichkeiten zu schaffen, in 
Annex-I-Staaten genutzte, aber in Nicht-Annex- 
I-Staaten produzierte Biomasse, deren anbaube- 
dingte Emissionen niedrig sind, als Klimaschutzmaß- 
nahme anzuerkennen, könnte ein spezieller Mecha- 
nismus geschaffen werden. In Anlehnung an den 
CDM könnte hier projektbasiert vorgegangen wer- 
den. In „Projekten zum Export von Bioenergieträ- 
gern/Holzprodukten in Annex-I-Staaten“ könnten 
die anbaubedingten Emissionen sowie die CO 2 - Auf- 


nahme in die zu exportierenden Produkte bilanziert 
werden, und „Kohlenstofffixierungszertifikate“ aus- 
gestellt werden. Die Ausstellung eines solchen Zer- 
tifikats wäre an die Bedingung gebunden, dass die 
produzierte Biomasse auch wirklich in einen Annex- 
I-Staat exportiert wird. Diese Zertifikate würden in 
Annex-I-Staaten als Treibhausgasreduktion aner- 
kannt und wie eine CER-Einheit (Certified Emis- 
sion Reduction) aus dem CDM (Kap. 10.2.3) gehand- 
habt werden. Dabei muss darauf geachtet werden, 
dass Doppelanrechnungen, etwa im Zusammenhang 
mit forstwirtschaftlichen Projekten, vermieden wer- 
den. Nur in Fällen, in denen die Treibhausgasbilanz 
viel versprechend erscheint, wird sich ein Projektent- 
wickler für solch ein „Kohlenstofffixierungsprojekt“ 
finden. In allen anderen Fällen sollte der Export aus 
Nicht-Annex-I-Staaten nicht durch das Klimaregime 
gefördert werden. Dieser Ansatz würde dazu beitra- 
gen, dass direkt durch exportierte Bioenergie her- 
vorgerufene Landnutzungsänderungen, z.B. Ent- 
waldung, in Nicht-Annex-I-Staaten vermieden wird. 
Allerdings bedarf es zusätzlicher Instrumente, um zu 
verhindern, dass es indirekt zu erheblichen Kohlen- 
stofffreisetzungen kommt, wenn nämlich die bishe- 
rige Landnutzung auf andere kohlenstoffreiche Flä- 
chen ausweicht. Eine Möglichkeit, die damit verbun- 
denen Emissionen quantitativ abzuschätzen, wird in 
Kapitel 7.3 diskutiert (Kasten 7.3-2). 

Konsequenterweise sollte in einem solchen Sys- 
tem der Import von Bioenergieträgern aus Annex- 
I-Staaten durch Nicht-Annex-I-Staaten damit ein- 
hergehen, dass das in den Produkten enthaltene CO 2 
sofort als Emission des Annex-I-Staates angerechnet 
wird, da die Produkte den „Anrechnungsraum“ ver- 
lassen haben. 

Landnutzungsänderungen in Nicht- 
Annex-I-Staaten BZW. vermiedene 
Entwaldung 

Das geschilderte Anrechnungssystem könnte einen 
Großteil der in Kapitel 10.2.2.1 dargestellten Pro- 
bleme entschärfen. Es löst jedoch nicht den negati- 
ven Effekt, dass eine zunehmende Bioenergiepro- 
duktion in Nicht-Annex-I-Staaten den Druck auf 
natürliche Ökosysteme und somit auch auf Wäl- 
der erhöht. Während sich die direkte Umwandlung 
von Wald in Plantagen für Energiepflanzen oder die 
„Waldernte“ durch einen auf Bioenergie konzen- 
trierten Ansatz weitgehend erfassen lassen (Kap. 
10.3), sind die indirekten Effekte, nämlich das Aus- 
weichen anderer agrarischer Produktionen auf bis- 
herige Waldflächen, letztlich nur durch einen umfas- 
senderen Ansatz regulierbar. 

Optionen zur Reduzierung der zunehmenden 
Entwaldung in Entwicklungsländern werden gegen- 
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Kasten 10.2-2 

Reducing Emissions from Deforestation and 
Degradation (REDD) in der UNFCCC 

Auf Vorschlag von Papua Neuguinea und Costa Rica 
wurde auf der 11. Vertragsstaatenkonferenz der Klima- 
rahmenkonvention 2005 in Montreal ein neues Thema auf 
die Tagesordnung gehoben: Die Einbeziehung von Emissi- 
onen aus Entwaldung in Entwicklungsländern in das Kli- 
maschutzregime. Diese Emissionen machen mehr als 20 % 
der anthropogenen COj-Emissionen aus. Während für die 
Industrieländer ein Anreiz besteht, während der ersten 
Kioto- Verpflichtungsperiode 2008-2012 auf Entwaldung zu 
verzichten, da die damit verbundenen Emissionen grund- 
sätzlich auf die erlaubten Emissionen angerechnet werden, 
bestehen für Entwicklungs- und Schwellenländer keine 
entsprechenden Anreize. Allerdings haben sich alle Unter- 
zeichnerstaaten der Klimarahmenkonvention verpflichtet, 
die Erhaltung und Verbesserung ihrer Senken, darunter 
Wälder, zu fördern (Art. 4.1d UNFCCC). 

Das Thema wurde 2007 in den Bali- Aktionsplan aufge- 
nommen, der die Aushandlung eines neuen Klimaregimes 
für die Zeit nach 2012 regelt. Das Regime soll auf der 
15. Vertragsstaatenkonferenz im Dezember 2009 in Kopen- 
hagen verabschiedet werden. Konkret sollen Politiken und 
Anreize zur Reduktion von Emissionen aus Entwaldung 
und Walddegradation in Entwicklungsländern geschaffen 
werden. Dabei soll auch die Rolle von Walderhalt (Conser- 
vation), nachhaltiger Waldbewirtschaftung und Ausweitung 


wärtig innerhalb der Klimarahmenkonvention ver- 
handelt (Kasten 10.2-2). 

Falls im Rahmen des REDD-Prozesses (Reducing 
Emissions from Deforestation and Degradation) ein 
effektives Regime zur Verminderung der Emissio- 
nen aus Entwaldung und Walddegradation geschaf- 
fen wird, sollte eine Voraussetzung für Entwicklungs- 
länder für die Teilnahme an „Kohlenstofffixierungs- 
projekten“ ihre Mitgliedschaft in diesem REDD- 
Regime sein. Ein geeignetes REDD-Regime sollte 
nach Auffassung des WBGU zumindest folgende 
Eckpunkte umfassen: 

• Es sollte wirksame Anreize setzen, rasche reale 
Emissionsminderungen durch eine Reduzie- 
rung der Entwaldung zu erreichen. Diese Emis- 
sionsminderungen sollten jeweils auf nationaler 
Ebene erreicht werden, um Verdrängungseffekte 
(leakage) zu vermeiden. 

• Über die unmittelbare Reduktion der Emissio- 
nen hinaus sollten Anreize geschaffen werden, die 
natürlichen Kohlenstoffspeicher (z.B. tropische 
Primärwälder) dauerhaft vor Entwaldung und 
Degradation zu schützen. 

• Es sollten auch Anreize zur Vermeidung von Emis 
sionen aus Graslandumbruch gesetzt werden. 

• Perverse Anreize, z. B. Anreize zur verstärkten 
Zerstörung, um dann für das Unterlassen beson- 


der Kohlenstoffvorräte in Wäldern sowie Aufforstung dis- 
kutiert werden. Noch ist offen, welche Politikinstrumente 
eingesetzt werden. Die verschiedenen Finanzierungs- 
möglichkeiten und die Art der einzubeziehenden Aktivitä- 
ten sind Gegenstand der Verhandlungen. In der Zwischen- 
zeit sind die Länder aufgerufen, laufende Anstrengungen 
zur Vermeidung dieser Emissionen zu stärken und vorbe- 
reitende Maßnahmen für ein zukünftiges Regime zu tref- 
fen - etwa die Erfassung von Daten, die Durchführung von 
Pilotprojekten usw. 

Die Kosten zur Reduzierung eines relevanten Anteils 
der Emissionen aus Entwaldung werden auf mehrere Mrd. 
US-$ jährlich geschätzt, wobei die Opportunitätskosten 
(entgangene Einnahmen aus Entwaldung) den größten Teil 
dieser Kosten darstellen (Grieg-Gran, 2006; Nabuurs et al., 
2007). Viele Entwicklungsländer vertreten die Meinung, 
diese Finanzmittel sollten durch die Industrieländer aufge- 
bracht werden, indem diese ihre Emissionsreduktionsziele 
verschärfen und dann auf dem internationalen Kohlen- 
stoffmarkt gewissermaßen REDD-Zertifikate erwerben 
(UNFCCC, 2007c). Dies wird aber etwa von Brasilien nicht 
geteilt: Brasilien ist an einer freiwilligen Vereinbarung inte- 
ressiert, bei der Industrieländer in einen Fonds zahlen, aus 
dem erreichte Emissionsminderungen in Entwicklungs- 
ländern im Nachgang vergütet werden (UNFCCC, 2007d). 
Während die Industrieländer als Messgröße nationale 
Emissions- bzw. Entwaldungsraten heranziehen möchten 
um Verdrängungseffekte zu vermeiden, sind einige Ent- 
wicklungsländer (z.B. Kolumbien, Paraguay, Peru) an pro- 
jektbasierten bzw. subnationalen Lösungen interessiert. 


ders hoch entlohnt zu werden, müssen ausge- 
schlossen werden. 

• Das Regime muss internationale Finanztransfers 
in ausreichender Höhe mobilisieren. 

Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, sollte 
das Regime aus einer Kombination von nationalen 
Zielen und projektbasierter Vorgehensweise beste- 
hen: Beispielsweise könnten sich die teilnehmenden 
Entwicklungsländer verpflichten, ihre zukünftigen 
nationalen Emissionen aus Landnutzungsänderun- 
gen zu begrenzen. Die Höhe der Emissionsbegren- 
zung könnte sich zum einen an den durchschnittli- 
chen Jahresemissionen der Vergangenheit orientie- 
ren, zum anderen könnte die Deckelung zusätzlich 
von der Höhe der Emissionen und der wirtschaftli- 
chen Leistungsfähigkeit abhängig gemacht werden. 
Ergänzend dazu sollten Finanztransfers von Seiten 
der Annex-I-Länder geleistet werden, wenn Emissio- 
nen in größerem Ausmaß als vereinbart gesenkt wer- 
den. Damit würde der Anreiz gesetzt, die bestehen- 
den hohen Emissionen aus den Landnutzungsände- 
rungen schnell zu senken und zugleich würde eine 
Mitverantwortung der Entwicklungsländer eingefor- 
dert. Zusätzlich käme in Betracht, den dauerhaften 
Schutz terrestrischer Kohlenstoffspeicher dadurch 
zu fördern, dass teilnehmende Entwicklungsländer 
finanzielle Unterstützung erhalten, wenn sie ausge- 
wiesene Gebiete unter Schutz stellen. Das REDD- 
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Kasten 10.2-3 

Internationale Zahlungen für den Schutz von 
Kohlenstoffvorräten und -senken 

Zahlungen für den Schutz von Kohlenstoffsenken und 
-Vorräten in Entwicklungs- und Schwellenländer, werden 
im Rahmen verschiedener, in der Regel projektbasierter 
Mechanismen geleistet. Dabei kann zwischen Mechanis- 
men, die eine Anrechenbarkeit auf Reduktionsverpflich- 
tungen im Rahmen des Kioto-Protokolls prinzipiell erlau- 
ben, und solchen Mechanismen unterschieden werden, die 
unter dem Kioto-Protokoll keine Anrechnung finden. Den 
Kern der ersten Gruppe bilden die Flexiblen Mechanis- 
men, d.h. der Clean Development Mechanismus (CDM; 
Kap. 10.2.3) und Joint Implementation. Zahlungen, die 
demgegenüber nicht unmittelbar durch das Kioto-Proto- 
koll induziert werden, sind u.a. freiwillige Zahlungen von 
Privatpersonen, Unternehmen oder Akteure des öffent- 
lichen Sektors, die ihr Engagement für den Klimaschutz 
demonstrieren oder die von ihnen verursachten Treibhaus- 
gasemissionen ausgleichen möchten (z.B. klimaneutrales 
Fliegen). Die Ausgabe von Krediten, die auf den Kohlen- 
stoffvorrats- oder Senkenschutz bezogen sind, ist dabei je 
nach Organisation an mehr oder weniger strenge Kriterien 
geknüpft, die eine dauerhafte Schutzwirkung gewährleis- 
ten sollen (GTZ, 2007b; Neef et al., 2007). Daneben wer- 


Regime wäre idealerweise Bestandteil einer umfas- 
senden Vereinbarung zum Erhalt der Kohlenstoff- 
vorräte terrestrischer Ökosysteme innerhalb der 
UNFCCC (Kap. 10.2.4), in deren Rahmen auch die 
Finanztransfers geregelt würden. 

Maßnahmen zum Senkenschutz in Entwicklungs- 
ländern werden derzeit durch verschiedene staatli- 
che Mechanismen bzw. Mechanismen des Privatsek- 
tors finanziert (Kasten 10.2-3). Teilweise gehen diese 
Mechanismen über den Senkenschutz im Sinne der 
UNFCCC hinaus und finanzieren auch Maßnahmen 
z.B. zum Kohlenstoffvorratsschutz, einschließlich des 
Tropenwaldschutzes. Diese Mechanismen können 
auch künftig ein Regime der UNFCCC ergänzen; sie 
können aber eine umfassende Lösung innerhalb der 
UNFCCC (Kasten 10.2-2) nicht ersetzen. 


10.2.3 

Bioenergie und der Clean Development 
Mechanism 

Die Zielsetzung des CDM beschreibt das Kioto-Pro- 
tokoll in Art. 12, Abs. 2; Entwicklungsländer sollen 
dabei unterstützt werden, eine nachhaltige Entwick- 
lung zu erreichen und zum Ziel der Klimarahmen- 
konvention beizutragen. Zugleich soll es den Indus- 
trieländern erleichtert werden, ihre Verpflichtungen 
über Emissionsbegrenzungen bzw. -reduktionen kos- 
tengünstig zu erfüllen. Der CDM bietet Anreize für 
Investoren, Maßnahmen zur Treibhausgasreduktion 


den Zahlungen durch verschiedene, von staatlicher Seite 
initiierte Umweltfonds geleistet, die Finanzmittel bündeln 
und speziell in Klimaschutzprojekte im Ausland investie- 
ren. Dies schließt meistens Projekte zu Landnutzungen, 
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft mit ein. 
Initiatoren der Fonds sind Akteure auf bundesstaatlicher 
Ebene (u.a. Oregon Climate Trust) bis hin zur multilatera- 
len Ebene (u.a. BioCarbonFund der Carbon Finance Unit 
oder Forest Carbon Partnership Facility, beide unter dem 
Dach der Weltbank; World Bank 2006a, b, 2007; Neef et al., 
2007; UNFCCC, 2007a). Internationale Kompensations- 
zahlungen für den Kohlenstoffvorrats- oder Senkenschutz 
könnten prinzipiell aus nationalen Emissionshandelssyste- 
men heraus geleistet werden: Unternehmen, die im Inland 
zum Erwerb von Emissionszertifikaten verpflichtet sind, 
könnten diese Verpflichtung durch entsprechende Investi- 
tionen im LULUCF-Sektor für anrechenbare Kohlenstoff- 
kredite (aus dem In- oder Ausland) erfüllen. U. a. auf der 
schwierigen Gewährleistung einer dauerhaften Schutzwir- 
kung ist diese Möglichkeit in nationalen Handelssystemen 
bisher kaum gegeben. Daher sind die internationalen Zah- 
lungen für derartige Landnutzungen in diesem Kontext bis- 
her kaum von Bedeutung. Auch außerhalb des CDM wird 
lediglich für die Chicago Climate Exchange von Senken- 
projekten im Ausland berichtet, die Wälder mit einschlie- 
ßen (Neef et al., 2007). 


in Entwicklungsländern zu finanzieren oder durch- 
zuführen. Die Investoren erhalten dafür Zertifikate 
über Emissionsminderungen (certified emissions 
reductions, CER), die handelbar sind. Annex-I-Staa- 
ten können sich erworbene CER anrechnen lassen, 
so als hätten sie ihre eigenen Emissionen gemindert. 


10.2.3.1 

Bestehende Regelungen zur Bioenergie und ihre 
Bewertung 

Bioenergie wird im CDM vor allem über Projekte 
zur Bioenergienutzung in Entwicklungsländern 
angesprochen. In bestimmten Fällen können auch 
Aspekte von Landnutzung und Landnutzungsände- 
rungen und ihre Behandlung im CDM relevant sein. 
Mit der Bioenergienutzung in Entwicklungsländern 
können Emissionsreduktionen durch eine Substi- 
tution fossiler durch biogene Energieträger erzielt 
werden (Kap. 7.3). Daneben können unter bestimm- 
ten Voraussetzungen auch Effizienzsteigerungen 
bei bestehenden traditionellen Bioenergienutzun- 
gen zu Emissionsreduktionen beitragen. Dies ist der 
Fall, wenn durch die Effizienzsteigerungen weni- 
ger Brennholz verbraucht und infolgedessen beste- 
hende terrestrische Kohlenstoffspeicher nicht degra- 
diert bzw. langlebige Holzprodukte nicht konvertiert 
werden. Hinzu kommen Reduktionen von Nicht- 
COj-Emissionen durch eine effizientere Endener- 
gienutzung (d.h. Verbrennung; Jürgens et al., 2006). 
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Schließlich kann der Anbau von Biomasse für eine 
energetische Nutzung so gestaltet werden, dass eine 
(temporäre) COj-Senke entsteht, d.h. durch den 
gezielten Pflanzenanbau für die energetische Nut- 
zung wird der Atmosphäre (vorübergehend) COj 
entzogen und in Biomasse gebunden (Schlamadin- 
ger et al., 2001). 

Nach gegenwärtigen Regelungen des CDM wird 
jedoch nur ein Teil der möglichen Maßnahmen zur 
Emissionsreduktion und Senkenbildung geför- 
dert. Die Gewährung von Minderungsgutschriften 
für Emissionsreduktionen und die Durchführung 
von CDM-Projekten folgt festgelegten Modalitäten 
und Verfahren. Um die Wirksamkeit eines Projek- 
tes für den Klimaschutz zu gewährleisten, muss im 
Vorfeld die erwartete Emissionsvermeidung gegen- 
über einem theoretischen Referenzfall (Baseline) 
bestimmt werden. Für die Erstellung einer Baseline 
sowie für das Monitoring müssen vom CDM-Exe- 
kutivrat genehmigte Methoden verwendet werden. 
Für neue Projektentwürfe kann auf bereits geneh- 
migte Methoden zurückgegriffen oder eine neuar- 
tige Methode zur Genehmigung eingereicht werden 
(Sterk und Arens, 2006). 

CDM-Fähigkeit von Projekten zur Nutzung 
VON Bioenergie 

In der Baseline werden prinzipiell nur solche Emis- 
sionen erfasst, die in Annex A des Kioto-Protokolls 
aufgeführt sind. Dies sind in erster Linie Emissionen 
aus fossilen Energieträgern und Nicht-COj-Emissi- 
onen (Jürgens et al., 2006). Emissionsreduktionen 
in Folge der Substitution fossiler Brennstoffe durch 
Biomasse sind somit vom Grundsatz her CDM-fähig, 
z.B. die Verwertung von biogenen Reststoffen und 
erneuerbarer organischer Biomasse. 

Weniger eindeutig ist die CDM-Fähigkeit von 
Emissionsreduktionen, die etwa in privaten Haus- 
halten oder Kleinunternehmen mit Rahmen der tra- 
ditionellen Bioenergienutzung herbeigeführt wer- 
den, indem energieeffizientere Nutzungsformen 
verwendet werden: Bei der energetischen Nutzung 
werden die bei der Verbrennung entstehenden COj- 
Emissionen nicht dem Energiesektor zugerechnet 
(Kap. 10.2.2), sondern sie sind indirekt in den Emis- 
sionen im Landnutzungssektor enthalten, für den - 
mit Ausnahme von Aufforstungs- und Wiederauf- 
forstungsmaßnahmen - keine CDM-Projekte vorge- 
sehen sind (Höhne et al., 2007). Eine Reduktion der 
COj-Emissionen aus traditioneller Bioenergienut- 
zung ist daher anders als die Reduktion von Nicht- 
COj-Emissionen oder die Substitution fossiler Ener- 
gieträger zunächst nicht im CDM anrechenbar. 

Eine CDM-Fähigkeit von Projekten zur Verbrei- 
tung effizienter Öfen, Herde usw. in Haushalten lässt 
sich allerdings durchaus begründen: Wenn eine ineffi- 


ziente traditionelle Biomassenutzung über kurz oder 
lang zu einer nachhaltigen Ressourcenschädigung 
durch Entwaldung oder Bodendegradation führen 
würde und in der Folge auf fossile Brennstoffe aus- 
gewichen werden müsste, dann substituiert eine effi- 
zientere thermische Nutzung von Biomasse in der 
Gegenwart fossile Brennstoffe, deren Einsatz sonst 
langfristig notwendig würde. Für eine Zulassung sol- 
cher CDM-Projekte zur Effizienzsteigerung spre- 
chen außerdem die gesundheitlichen und sozioöko- 
nomischen Vorteile sowie die Möglichkeit, künftig 
Projekte verstärkt in ärmeren Entwicklungsländern 
und in dortigen ländlichen Gebieten anzusiedeln, 
welche bisher im Projektportfolio des CDM deutlich 
unterrepräsentiert sind (Schneider, 2007; JIKO, 2007; 
UNFCCC, 2008b). 

Aktuelle Entwicklungen in der UNFCCC gehen in 
die Richtung, Methoden für kleinskalige CDM-Pro- 
jekte zu erlauben, die einen Übergang zu einer nach- 
haltigen, energetischen Biomassenutzung ermögli- 
chen, z.B. über Biogasöfen bzw. hocheffiziente Herde 
mit Biomasse (Schneider, 2007; Schlamadinger et al., 
2007; JIKO, 2007; UNFCCC, 2008b). 

CDM-Fähigkeit von Senken in Verbindung 
MIT DER Biomasseproduktion für Bioenergie 
Von Biomasse, die explizit für eine energetische Nut- 
zung produziert wird, geht eine zumindest tempo- 
räre COj-Senkenwirkung aus, die unter Umständen 
auch im CDM honorierbar wäre und somit Anreize 
für bestimmte Formen der Bioenergienutzung, z.B. 
Kurzumtriebsplantagen setzen könnte (Schlamadin- 
ger et al., 2001; Dutschke et al., 2006). Für Projekte, 
die eine Kohlenstoffaufnahme (Senkenfunktion) vor- 
sehen, gelten die derzeitigen Regelungen zu Land- 
nutzungsänderungen und Waldwirtschaft, die in den 
Marrakesh Accords, die das Kioto-Protokoll konkre- 
tisieren, vereinbart sind. Nach derzeitigen Verfah- 
rensregeln sind nur Methoden der Landnutzungen 
zulässig, die zur Aufforstung und Wiederaufforstung 
führen (Höhne et al., 2007; Kasten 10.2-2). Maßnah- 
men zum unmittelbaren Erhalt bestehender terrest- 
rischer Kohlenstoffvorräte oder zur Begrünung von 
degradiertem Land werden nicht mit CDM-Gut- 
schriften honoriert (Jürgens et al., 2006). 

Das bislang einzige registrierte Wiederauffors- 
tungsprojekt in China mit einer Laufzeit von 2006 
bis 2036, steht nicht mit Bioenergie in Verbindung 
(UNFCCC, 2008a). Weitere (Wieder-)Aufforstungs- 
projekte sind derzeit in der Prüfungsphase, ebenso 
wie Methoden hierzu sowie Methoden, die eine 
Kopplung von (Wieder-)Aufforstung und anschlie- 
ßender (kommerzieller) Biomassenutzung vorsehen 
(UNEP-Risoe, 2008). 
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Kasten 10.2-4 

Globale Umweltfazilität und Bioenergie 

Die energetische Nutzung von Biomasse wird im Schwer- 
punkt Klimawandel der Globalen Umweltfazilität (GEF) 
als Option zur Verringerung von Treibhausgasemissionen 
angesprochen. Die GEF soll jedoch keine Aufgaben über- 
nehmen, die bereits über die Flexiblen Mechanismen, spe- 
ziell den CDM, finanziert werden. Entsprechend ist die 
Strategie der GEF nicht die direkte Förderung bestimmter 
Technologien für erneuerbare Energien, sondern vorran- 
gig die Schaffung eines geeigneten Marktumfeldes sowie 
die Beseitigung von (Markt-)Entwicklungsbarrieren. In 
der aktuellen GEF-4 Strategie geht es im Klimaschutz- 
fenster u.a. um die Förderung einer nachhaltigen Energie 
aus Biomasse. Insgesamt soll neben der Bioenergiegewin- 


Überblick über CDM-Projekte zur 
Bioenergie 

Biogene Energieträger sind Gegenstand des CDM in 
verschiedenen Projektkategorien. Projekte zur Bio- 
energie (Biomass Energy) beziehen sich auf Fest- 
brennstoffe. Gasförmige Energieträger werden in 
Biogasprojekten sowie in Projekten zu Deponiegas 
angesprochen, sofern dabei die Nutzung zur Strom- 
erzeugung beabsichtigt ist (IGES, 2008). Bis Okto- 
ber 2008 waren insgesamt 609 Projekte zur Bioener- 
gie eingereicht (224 waren registriert) und 243 (67) 
zur energetischen Biogasnutzung. Flinzu kommen 
299 (103) Deponiegas-Projekte, wovon 101 (37) die 
Stromerzeugung vorsehen. Die erwarteten Emissi- 
onseinsparungen aller 609 Bioenergieprojekte betra- 
gen 36,6 Mt COjCq pro Jahr. Das sind 6,7 % der ins- 
gesamt durch alle 3.967 eingereichten CDM-Pro- 
jekte erwarteten jährlichen Emissionseinsparun- 
gen (546 Mt COjCq). Biogasprojekte fallen dahinter 
zurück (11,5 Mt C02eq; 2,1 %). Für Deponiegaspro- 
jekte zur Stromerzeugung wird insgesamt eine jähr- 
liche Vermeidung von 20,8 Mt C02eq (3,8 %) erwar- 
tet. Im Verhältnis zu den übrigen Marktsegmenten 
nimmt der Sektor der Bioenergienutzung damit bis- 
her einen mittleren Rang ein (UNEP-Risoe, 2008; 
IGES, 2008). 2006 wurden weltweit CER im Wert 
von 475 Mio. t gehandelt und mit einem Wert von 
mehr als 5 Mrd. US-$ taxiert (Worldwatch Institute, 
2008). 

ln den bisher registrierten Bioenergieprojek- 
ten ging es bislang fast ausschließlich um biogene 
Reststoffe, die in der Landwirtschaft (hier vor allem 
Bagasse und Reisspreu) sowie im Forstsektor und 
der holzverarbeitenden Industrie (u.a. Sägemehl, 
Schwarzlauge) anfallen (UNEP-Risoe, 2008; IGES, 
2008). 2006 wurde erstmals ein kleinskaliges Pro- 
jekt zu Waldbiomasse registriert, in dem in Brasilien 
Flüssiggas in der Verbrennung durch Holz aus Euka- 
lyptus-Wäldern ersetzt wird, die für die energetische 


nung aus Reststoffen nun vermehrt die gezielte Biomasse- 
produktion für energetische Zwecke unterstützt werden. 
Dabei sollen explizit auf effiziente Technologien geachtet 
und negative Effekte der Bioenergienutzung wie Entwal- 
dung oder Bodendegradation sowie eine Gefährdung der 
Ernährungssicherheit ausgeschlossen werden. Ebenso soll 
ein Ansatz zur Zertifizierung von nachhaltiger Biomasse 
für den Programmbereich entwickelt werden (GEF, 2007a, 
c). Im Rahmen des Small Grants Programme sind bereits 
Demonstrationsprojekte zu Biokraftstoffen finanziert 
worden (GEF und UNDP, 2006). In der laufenden GEF-4 
Periode (2006-2010) sollen Mittel für die Erforschung und 
Entwicklung einer nachhaltigen Nutzung von Biokraftstof- 
fen eingesetzt werden (GEF, 2007b). Dieser Programm- 
bereich ist Teil des Unterprogramms Mitigation im GEF- 
Klimaschutzfenster, das insgesamt mit knapp 1 Mrd. US-$ 
für vier Jahre ausgestattet ist (GEF, 2006). 


Nutzung auf degradiertem Land angelegt wurden 
(UNFCCC, 2008b). 2008 wurden erstmals Metho- 
den genehmigt, welche die Produktion von Biokraft- 
stoffen auf Basis von wiederverwendeten Fetten 
und Ölen bzw. auf Pfanzenölbasis zum Gegenstand 
haben. Weitere Methoden zu Biokraftstoffen sind in 
der Überprüfungsphase (JIKO, 2008). Auf Basis der 
beiden genehmigten Methoden wurden bisher sieben 
Projekte zur Biodieselnutzung zur Bewertung einge- 
reicht (UNEP-Risoe, 2008). In einzelnen dieser Pro- 
jekte ist die Verwendung von Energiepflanzen vor- 
gesehen, wenn auch bisher für den Eigenverbrauch 
der Kraftstoffe in der Landwirtschaft oder im öffent- 
lichen Nahverkehr (UNFCCC, 2008c, d). 

In der regionalen Verteilung der 609 eingereich- 
ten Bioenergieprojekte dominieren Indien (306) und 
Brasilien (100) gefolgt von China (52) und Malay- 
sia (33). Die meisten Biogasprojekte (242) wurden 
in Thailand (46), Mexiko (34), Indien (32) sowie den 
Philippinen (31) konzipiert. China (32) und Mexiko 
(11) beherbergen auch die meisten der Deponiegas- 
projekte zur energischen Nutzung (101). Wie auch 
in anderen CDM-Sektoren zeigt sich damit, dass 
Projekte zur Bioenergienutzung eher in Asien und 
Lateinamerika sowie in Schwellenländer bzw. Län- 
dern mit mittleren Einkommen durchgeführt wer- 
den. Internationale Zahlungen im Rahmen des CDM 
werden teilweise durch Zahlungen im GEF-Klima- 
schutzfenster flankiert (Kasten 10.2-4). 

Bewertung 

Der Großteil der globalen Bioenergieproduktion 
findet, selbst wenn man die erwartete Zunahme von 
Projekten in der Zukunft berücksichtigt, außerhalb 
des CDM statt. Der CDM kann daher allenfalls ein 
flankierendes Instrument sein, um dazu beizutra- 
gen, dass sich Bioenergieproduktion und -nutzung 
auf einem nachhaltigen Pfad bewegen. Dennoch ist 
es wichtig, dass Anreize zur Nachhaltigkeit gesetzt 
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werden und vor allem, dass durch die Bestimmungen 
zum CDM keine Anreize für eine verstärkte nicht 
nachhaltige Produktion und Nutzung von Bioener- 
gie ausgehen. 

Mit dem CDM ist es zwar einerseits gelungen, 
einen internationalen Markt für Vermeidungsakti- 
vitäten zu entwickeln. Andererseits wird hinterfragt, 
inwieweit der CDM sein Ziel, nachhaltige Entwick- 
lung in Entwicklungsländern zu fördern, erreicht hat, 
und ob tatsächlich ein ökologisch nachhaltiger Kli- 
maschutz unterstützt wird (Schneider, 2007). Diese 
grundsätzlichen Probleme des CDM lassen sich auch 
anhand der Möglichkeiten von Bioenergieprojekten 
darstellen: 

Im Bezug auf das Ziel der Förderung einer nach- 
haltigen Entwicklung fällt auf, dass für Bioener- 
gie wie auch für andere Sektoren gilt, dass ärmere 
Entwicklungsländer, in denen Formen traditionel- 
ler Bioenergie dominieren (Kap. 4.1 und 10.8), bis- 
her kaum Ziel von Projektaktivitäten waren (Jür- 
gens et al., 2006; JIKO, 2007). Gerade in diesen Regi- 
onen könnte jedoch der CDM einen Beitrag zur 
nachhaltigen Entwicklung leisten: Durch eine ange- 
passte Bioenergienutzung lassen sich lokale Luftver- 
schmutzung und Innenraumverschmutzung reduzie- 
ren, die ländliche Energieversorgung kann verbessert 
sowie die armutsbedingte Abholzung und Bodende- 
gradation gemindert werden. Entsprechend rät der 
WBGU dazu, im Zuge der Diskussion in den CDM- 
Gremien zu so genannter nicht erneuerbarer Bio- 
masse darauf hinzuwirken, dass Projekte zur Substi- 
tution ineffizienter traditioneller Bioenergienutzung 
leichter zum Zuge kommen. Dabei gilt es durchaus 
strenge, jedoch erfüllbare Maßstäbe an den Erfolg 
und vor allem die Dauerhaftigkeit der Effizienzstei- 
gerung und der modernen Biomassenutzung anzu- 
legen. Andernfalls würde eine zentrale Begründung 
für eine Integration in den CDM hinfällig, dass näm- 
lich moderne Biomassenutzung langfristig den Ein- 
satz fossiler Energieträger mindert. Im noch stärke- 
ren Maße gelten diese Anforderungen für Projekte 
zur Substitution fossiler Kraftstoffe durch Biokraft- 
stoffe. Im Übrigen bleibt das Ergebnis des REDD- 
Prozesses abzuwarten (Kasten 10.2-2). Sollte sich ein 
geeignetes Regime zur Honorierung für vermiedene 
Entwaldung und Degradation durchsetzen, könnte 
die Förderung von Projekten zur Emissionsminde- 
rung bei traditioneller Biomassenutzung gegebenen- 
falls hier ihren Raum finden. 

Allerdings bergen CDM-Projekte zur Substitution 
fossiler Energie durch Bioenergie - wie die zuneh- 
mende Bioenergienutzung insgesamt - auch Risiken 
für den Klimaschutz. Viele Bioenergieprojekte gehen 
nicht mit einem sinkenden, sondern, möglicherweise 
mit Ausnahme der Reststoffverwertung, mit einem 
steigenden Bedarf an Biomasse einher. Damit ver- 


stärkt sich direkt die Entnahme von Biomasse aus 
der Natur bzw. es steigt der Druck zur Konversion 
von Wald und Grasland für den Anbau von Ener- 
giepflanzen. Hinzu kommt die Gefahr, dass insbe- 
sondere in angrenzenden Regionen die Konversion 
von weitestgehend intaktem Wald oder Grasland 
für die übrigen agrarischen Nutzungen (z.B. Bewei- 
dung, Nahrungsmittelproduktion) zunimmt, näm- 
lich in mittelbarer Folge des verstärkten Anbaus von 
Energiepflanzen und der Verdrängung dieser übri- 
gen Nutzungsformen auf andere Flächen. Im Ergeb- 
nis werden damit außerhalb des etwaigen CDM-Pro- 
jekts Treibhausgasemissionen durch Landnutzungs- 
änderungen verursacht, die nicht oder nur unzurei- 
chend von den zertifizierten Emissionsreduktionen 
abgezogen werden. Es wird daher diskutiert, ob 
Leakage-Effekte, die durch die CDM-geförderte 
Bioenergienutzung entstehen, dadurch abgemildert 
werden können, indem CDM-Projekte zur Bioener- 
gie mit Aufforstungsmaßnahmen kombiniert werden 
(Dutschke et al., 2006; Schlamadinger et al., 2006). 


10.2.3.2 

Möglichkeiten einer Weiterentwicklung der 
Regelungen 

Die Ausgestaltung der CDM-Projekte hat derzeit 
nur sehr begrenzten Einfluss auf die Bioenergienut- 
zung in Entwicklungsländern. Solange nicht sicherge- 
stellt werden kann, dass es in Folge des Anbaus von 
Energiepflanzen als Landnutzungsform, wie z.B. der 
Bepflanzung von vorher anders genutzten Anbauflä- 
chen, zu Leakage-Effekten kommt und andernorts 
terrestrisch gespeicherter Kohlenstoff freigesetzt 
wird, muss einer Ausweitung derartiger CDM-Pro- 
jekte mit Skepsis begegnet werden. Da es praktisch 
nicht möglich ist, umfassende Treibhausgasbilan- 
zen solcher Projekte zu erstellen, die alle Neben- 
und Fernwirkungen einschließlich Leakage-Effekte 
weitestgehend präzise beziffern, könnten Hilfskri- 
terien angelegt werden. So könnte etwa jede zerti- 
fizierte und gutgeschriebene Emissionsreduktion 
durch einen durchschnittlichen oder landestypischen 
Leakage- Abzug gemindert werden. 

Der alternative Ansatz, Projekte zum verstärkten 
Einsatz von Bioenergie an (Wieder-)Aufforstungs- 
maßnahmen zu koppeln, könnte hingegen im Extrem 
Leakage-Effekte nicht mindern, sondern sogar erhö- 
hen, da es nun wiederum zur Verdrängung der Akti- 
vitäten auf der aufzuforstenden Fläche in andere 
Regionen kommen könnte. Letztlich ist hierfür weni- 
ger die Bioenergiepolitik im Speziellen, sondern die 
Behandlung von Landnutzung und Landnutzungsän- 
derungen entscheidend. So ist mit Anpassungen im 
CDM an Neuregelungen zum LULUCF-Sektor im 
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Rahmen eines Post-2012-Regime zu rechnen. Es ist 
möglich, dass die Vertragsstaaten der UNFCCC in 
diesem Rahmen die Behandlung des LULUCF-Sek- 
tors auf Basis der Erfahrungen der ersten Verpflich- 
tungsperiode grundlegend neu regeln werden. Dann 
muss bestimmt werden, welche Rolle der CDM in 
diesem Regime zur Landnutzung einnehmen soll. 
Insbesondere die Leakage- und Permanenzproble- 
matiken sprechen dafür, grundsätzlich mit den oben 
angedachten Hilfskriterien zu arbeiten und dem 
CDM insgesamt keine tragende Rolle bei der Emis- 
sionsreduktion im LULUCF-Sektor zukommen zu 
lassen. 

Der potenzielle Spielraum des CDM, durch Pro- 
jekte zur Bioenergienutzung zur Substitution fossiler 
Brennstoffe beizutragen, sollte hingegen ausgebaut 
werden. Allerdings sollte noch strenger und konsis- 
tent überprüft werden, dass die eingesetzte Bioener- 
gie in der Gesamtbilanz tatsächlich Treibhausgas- 
emissionen gegenüber der Nutzung fossiler Brenn- 
stoffe einspart (Kap. 7.3). Nur für diese Einsparun- 
gen sollten CER ausgestellt werden. In Zweifelsfällen 
sollten Projektaktivitäten eher abgelehnt als durch 
CER gefördert werden. Dafür sollte die Anwendung 
strenger Kriterien sorgen. Die bisherigen Regelun- 
gen zu Leakage-Effekten (UNFCCC, 2006) bilden 
eine gute Grundlage für strenge Kriterien bzw. sol- 
len dahingehend weiterentwickelt werden. 

Im Bereich von Bioenergieprojekten zur Minde- 
rung ineffizienter traditioneller Bioenergienutzung 
sollte der CDM genutzt werden, um zur Verbreitung 
entsprechender Technologien in ärmeren Entwick- 
lungsländern und generell in ländlichen Räumen bei- 
zutragen und somit dem vermehrten Einsatz fossi- 
ler Brennstoffe vorzubeugen. Aktuelle Entwicklun- 
gen unter der UNFCCC gehen in die Richtung, ver- 
einfachte Methoden für kleinskalige CDM-Projekte 
zu erlauben, die einen Übergang zu einer nachhal- 
tigen, energetischen Biomassenutzung ermöglichen, 
z.B. über Biogasöfen oder hocheffiziente Herde mit 
Biomasse (UNFCCC, 2008b; Kap. 8). Weitere Rege- 
lungsänderungen könnten zusätzliche Möglichkeiten 
für Projekte zur effizienteren energetischen Nutzung 
von Biomasse auf Ebene der individuellen Haus- 
halte und Kleinbetriebe eröffnen sowie für Projekt- 
entwickler eine unter Transparenzgesichtspunkten 
einfachere Handhabung erlauben. Dabei müssten 
durch den CDM klare Anreizwirkungen geschaffen 
werden. Gleichzeitig könnten hier hilfsweise pau- 
schale Abschläge auf Minderungsgutschriften zum 
Tragen kommen, um etwa zu berücksichtigen, dass 
die Emissionsreduktionen durch Effizienzverbesse- 
rungen teils dadurch kompensiert werden, dass z.B. 
häufiger gekocht oder intensiver geheizt wird. 

Eine deutlich andere Herangehensweise bei 
CDM würde sich ergeben, wenn im Kioto-Proto- 


koll die automatische Annahme der Nullemission 
beim Verbrennen von Bioenergieträgern aufgege- 
ben würde und die mit Bioenergie verbundenen 
Emissionen anders gezählt und angerechnet würden 
(Kap. 10.2.2). Wenn die CO 2 - Aufnahme der Pflanzen 
beim Aufwuchs mit den Emissionen des Anbaus und 
der Ernte vor Ort verrechnet und die Emissionen der 
Nutzung am Ort der Nutzung gezählt würden, dann 
wären Projekte zur Steigerung der Effizienz tradi- 
tioneller Biomasse unmittelbar für den CDM anre- 
chenbar. Das mengenmäßige Potenzial der Minde- 
rungsgutschriften, die durch die Substitution fossiler 
Brennstoffe durch Bioenergie erteilt werden könnte, 
würde hingegen spürbar sinken. 


10.2.4 

Ansätze einer integrierten Post-2012-Lösung 

Aus Sicht des WBGU ist es von übergeordneter 
Wichtigkeit, dass die für 2009 in Kopenhagen ter- 
minierten Beschlüsse für ein Post-2012-Regime so 
ausgestaltet sind, dass sie zu einer schnellen Trend- 
umkehr der globalen Treibhausgasemissionen füh- 
ren. Um die Klimaleitplanke des WBGU einzuhal- 
ten, ist es wichtig, dass einerseits diese Trendumkehr 
möglichst früh, d.h. innerhalb weniger Jahre nach 
Verabschiedung des Regimes, erreicht wird, und 
dass andererseits schon jetzt das Fundament für eine 
langfristige, stetige Abnahme der globalen Emissio- 
nen bis über die Mitte des Jahrhunderts hinaus gelegt 
wird (WBGU, 2008). Dafür ist es unabdingbar, dass 
geeignete Anreizsysteme zur Senkung der Emissio- 
nen in allen relevanten Sektoren vereinbart werden, 
die jeweils möglichst viele Länder umfassen. Es müs- 
sen aber nicht notwendigerweise alle Sektoren dem- 
selben Anreizsystem unterliegen. Die Aufnahme und 
Emission von CO 2 aus der terrestrischen Biosphäre 
unterscheidet sich in vielen grundlegenden Aspekten 

- etwa Messbarkeit, Reversibilität, langfristige Kon- 
trollierbarkeit, zwischenjährliche Schwankungen 

- von den Emissionen aus fossilen Energieträgern 
(Kap. 5.5). Der WBGU hat auch aus diesen Gründen 
in einem Sondergutachten (WBGU, 2003b) vorge- 
schlagen, innerhalb der UNFCCC ein separates Pro- 
tokoll zum Schutz terrestrischer Kohlenstoffspeicher 
zu vereinbaren. Im Folgenden wird dieser Vorschlag 
aufgegriffen. 

Anhang A des Kioto-Protokolls listet diejenigen 
Sektoren auf, auf die sich die Reduktionsverpflich- 
tungen der Annex-I-Staaten beziehen. Hier sind 
Emissionen aus Landnutzungsänderungen und Forst- 
wirtschaft nicht enthalten. Dennoch ist es Annex-I- 
Ländern unter den bisherigen Regelungen möglich, 
sich ausgewählte Emissionsreduktionsmaßnahmen 
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in diesen Bereichen auf ihre Reduktionsverpflich- 
tungen anrechnen zu lassen. 

Wie oben diskutiert erachtet es der WBGU 
für notwendig, dass die COj-Emissionen aus dem 
LULUCF-Bereich systematisch und vollständig in 
das Post-2012-Regime einbezogen werden, damit 
der Anreiz, den die UNFCCC zur Bioenergienut- 
zung gibt, sich an ihrem tatsächlichen Klimaschutz- 
beitrag orientieren kann. Diese Korrektur des Anrei- 
zes wird außerdem erheblich erleichtert, wenn auch 
die Zuordnung der Emissionen bei der Bioenergie- 
nutzung nach dem Ort und Zeitpunkt ihrer Entste- 
hung erfolgt (Kap. 10.2.2). 

Der WBGU rät dazu, zukünftig nicht eine natio- 
nale Obergrenze für alle Emissionen (Sektoren des 
Anhang A und LULUCF-Sektor) zu vereinbaren, 
sondern für den Bereich des LULUCF gesonderte 
Verpflichtungen vorzusehen. Dafür sprechen fol- 
gende Gründe: 

1. Es kann auf diese Weise vermieden werden, 
dass die erheblichen Messungenauigkeiten, zwi- 
schenjährlichen Schwankungen, vergleichsweise 
schlechte Planbarkeit usw. des LULUCF-Sek- 
tors die Zielgenauigkeit von Maßnahmen in den 
Annex- A-Sektoren erschweren. 

2. Es kann so vermieden werden, dass Lock-in- 
Effekte in emissionsintensive Technologien in 
den Annex- A-Sektoren (etwa Energieerzeugung, 
Verkehrsinfrastruktur usw.) entstehen, indem 
durch kurzfristige Erfolge im LULUCF-Sektor 
auf Investitionen in den anderen Sektoren ver- 
zichtet wird und Technologieentwicklungen ver- 
zögert werden (WBGU, 2007). Letztlich wird die 
fossile Energienutzung den Ausschlag geben, ob 
die 2°-Leitplanke eingehalten werden kann oder 
nicht, da die LULUCF-Maßnahmen begrenzt sind 
(Kap. 5.5). 

3. Aufgrund der sehr unterschiedlichen Charakteris- 
tika der Sektoren (auch bezüglich der Zeitdyna- 
mik) sind separate Minderungsziele im Flinblick 
auf die Einhaltung der 2°C-Leitplanke (Kap. 3) 
zielführender als ein übergreifendes Minderungs- 
ziel, bei dem der Markt anhand der Grenzvermei- 
dungskosten für kurzfristige Emissionsminderun- 
gen die Aufteilung des Ziels auf die Sektoren vor- 
nimmt. 

4. Für Emissionen aus dem LULUCF-Sektor 
erscheint eine andere Herangehensweise für die 
Verteilung von Verpflichtungen sinnvoll als in den 
Anhang- A-Sektoren. Während sich für letztere 
Verteilungsschlüssel gleich- oder ähnlich gear- 
teter Verpflichtungen anbieten (z.B. Emissions- 
rechte, die sich an einer Angleichung der abso- 
luten Pro-Kopf-Emissionen orientieren), scheint 
eine Angleichung der Pro-Kopf-Emissionen aus 
dem LULUCF-Sektor nicht unmittelbar einleuch- 


tend, zumal es vielfach um eine Vergrößerung der 
Senkenfunktion geht. 

5. Vor dem Hintergrund der Debatte zur Verminde- 
rung der Emissionen aus Entwaldung (REDD) im 
LULUCF-Sektor eröffnet sich die Möglichkeit, 
eine Vereinbarung zu treffen, bei der eine größere 
Staatengruppe als die Annex-l-Staaten mit Zielen 
zur Emissionsbegrenzung beteiligt ist. 

Der WBGU schlägt daher vor, eine umfassende Ver- 
einbarung zum Erhalt der Kohlenstoffvorräte terres- 
trischer Ökosysteme zu verhandeln. Diese sollte ers- 
tens die Debatte zu REDD einbeziehen, zweitens die 
bestehenden Regelungen zur Anrechnung von Sen- 
ken (auch durch CDM) auf die Minderungspflichten 
in den Annex- A-Sektoren ersetzen und drittens alle 
COj-Emissionen aus Landnutzung, Landnutzungs- 
änderungen und Forstwirtschaft vollständig umfas- 
sen. Die Verteilung der Verpflichtungen sollte nach 
dem Prinzip der gemeinsamen aber unterschiedli- 
chen Verantwortung erfolgen, wobei neben histori- 
schen und aktuellen Emissionen sicherlich die Aus- 
stattung mit Wäldern und anderen terrestrischen 
Kohlenstoffspeichern sowie die wirtschaftliche Leis- 
tungsfähigkeit eine Rohe spielen sollten. Zugleich 
sollten die Ziele und zwischenstaatliche Kompensati- 
onsmechanismen so gesetzt werden, dass Anreize für 
die Teilnahme auch möglichst vieler Nicht- Annex-I- 
Staaten bestehen (Kap. 10.2.2.2). 

Wenngleich die oben genannten Gründe für 
getrennte Zielvereinbarungen sprechen, hält es der 
WBGU aus der Perspektive ökonomischer Effizienz 
für angebracht, in einem zweiten Schritt eine gewisse 
Austauschbarkeit von Emissionsrechten aus den dem 
Regime zur Senkung der Emissionen in den Annex- 
A-Sektoren und dem Regime zum LULUCF-Sektor 
anzustreben. Aufgrund der Messschwierigkeiten und 
anderer Unsicherheiten von LULUCF-Emissionen 
sollte die Austauschbarkeit indes deutlich begrenzt 
sein und mit Abschlägen verbunden sein. Zur kon- 
kreten Gestaltung sieht der WGBU erheblichen For- 
schungsbedarf. 


10.2.5 

Folgerungen 

Der UNFCCC, einschließlich Kioto-Protokoll und 
Post-2012-Regime, kommt eine zentrale Rohe in der 
internationalen Bioenergiepolitik zu: zum einen bei 
der Bewertung der Klimaschutzwirkungen von Bio- 
energienutzung, zum anderen bei der Steuerung von 
Anreizen für eine zumindest unter Klimagesichts- 
punkten nachhaltige Bioenergienutzung. Die vor- 
handenen Regelungen und Anrechnungsmodalitäten 
innerhalb der Konvention und des Protokolls erfül- 
len diese Ansprüche bei Weitem nicht. Dies ist u. a. 
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der Tatsache geschuldet, dass sich Bioenergiepro- 
duktion und -nutzung auf die Emissionen der Ener- 
gie und Landwirtschaft einerseits, sowie der Land- 
nutzung und Landnutzungsänderungen andererseits 
auswirken. Diese Sektoren unterliegen unterschied- 
lichen Erfordernissen in Bezug auf die Regelungen 
von Emissionen und Emissionsminderungen. Beste- 
hende Regelungen, die zunächst der Vereinfachung 
schwer erfassbarer Emissionsdaten dienten oder 
politischen Kompromissen bei Interessenkonflikten 
geschuldet sind, erschweren derzeit die konsistente 
Behandlung der Bioenergie im Klimaregime und 
führen zu Fehlanreizen. 

Es gilt diese Defizite des Klimaregimes so zu kor- 
rigieren, dass es einschließlich des CDM die Nut- 
zung von Bioenergie auf eine Weise fördert, die auch 
tatsächlich einen größtmöglichen Beitrag zur Ver- 
meidung eines gefährlichen Klimawandels leistet. 
Es hegt jedoch auf der Hand, dass selbst ein sehr 
effektives und effizientes Klimaschutzregime, das 
zugleich alle Vorgänge im Bereich der Bioenergie 
konsistent bewertet und erfasst, die Einhaltung wei- 
terer Nachhaltigkeitsdimensionen (z.B. Biosphären- 
schutz, globale Mindestnahrungsmittelproduktion) 
nicht sicherstellen kann. Daher und weil auch nicht 
zu erwarten ist, dass sich auf absehbare Zeit alle hier 
bedeutsamen Länder zu Emissionsobergrenzen ver- 
pflichten werden, müssen andere Institutionen ein- 
gebunden und weitere Instrumente umgesetzt wer- 
den (Kap. 10.3 ff.). 


10.3 

Standards für die Produktion von 
Bioenergieträgern 

Die Definition und Einführung umfassender Nach- 
haltigkeitsstandards für Bioenergieträger ist ange- 
sichts der vom WBGU aufgezeigten Risiken der Bio- 
energieproduktion für Klima- und Biosphäre sowie 
angesichts sozialer Probleme im Zusammenhang mit 
der Bioenergieproduktion eine notwendige regu- 
lierende Maßnahme. Nur so können die internatio- 
nale Gemeinschaft bzw. einzelne Staaten Einfluss auf 
die Produktionsweise (Rohstoffanbau, Konversion) 
von Bioenergieträgern nehmen und eine nachhaltige 
Erzeugung sicherstellen. 


10.3.1 

Die Anforderungen des WBGU an einen 
Bioenergiestandard 

Einige europäische Länder - darunter Deutschland, 
Großbritannien, die Niederlande und die Schweiz - 
sind Vorreiter bei der Entwicklung von Nachhaltig- 


keitsstandards für Bioenergieträger, insbesondere 
für flüssige Biokraftstoffe. In der Schweiz und in 
Großbritannien sind bereits Gesetze in Kraft, die die 
Förderung oder den Import von Biokraftstoffen an 
die Einhaltung von entsprechenden Nachhaltigkeits- 
kriterien knüpfen. Die Europäische Kommission 
legte im Jahr 2008 in ihrem Entwurf für eine neue 
EU-Richtlinie zur Förderung erneuerbarer Ener- 
gien ebenfalls Nachhaltigkeitskriterien vor, die für 
in der EU produzierte und für importierte flüssige 
Biotreibstoffe gelten sollen, sofern sie auf eine natio- 
nale Beimischungsquote angerechnet werden bzw. 
sonstigen Fördermaßnahmen wie etwa Steuerbefrei- 
ungen unterliegen sollen. Das bedeutet, dass beim 
Ansatz der EU-Kommission sowie auch bei den uni- 
lateralen Ansätzen der Schweiz oder Großbritanni- 
ens kein generelles Import- und Nutzungsverbot für 
Bioenergieprodukte besteht, die nicht diesen Stan- 
dards entsprechen. 

Im Gegensatz dazu empfiehlt der WBGU, Min- 
deststandards als grundsätzliche Voraussetzung für 
die Nutzung sämtlicher Bioenergieprodukte einzu- 
führen. Dies kann zunächst auf nationaler Ebene 
geschehen, sollte jedoch - nicht zuletzt wegen han- 
delsrechtlicher Überlegungen - langfristig auf inter- 
nationaler Ebene erfolgen. Zudem sollte ein solcher 
Mindeststandard nicht nur Biokraftstoffe, sondern 
alle Bioenergieträger aus nachwachsenden Rohstof- 
fen und Ernterückständen betreffen. Dies umfasst 
Endprodukte wie Biomethan, Biokraftstoffe, Elektri- 
zität aus Biomasse oder auch Holzpellets sowie Vor- 
produkte von Bioenergieerzeugnissen, d.h. Energie- 
pflanzen und für die Energieerzeugung verwendete 
Holzprodukte, Pflanzenöle und Ernterückstände wie 
etwa Stroh und Waldrestholz. Eine Förderung für 
den Anbau bzw. die Bereitstellung nachwachsender 
Rohstoffe (Energiepflanzen, organische Reststoffe) 
für die energetische Nutzung sollte nur dann erfol- 
gen, wenn dies zu einer nachhaltigen Landnutzung in 
besonderem Maße beiträgt (Förderkriterien für die 
Biomasseerzeugung: Kap. 10.3.1.2). 

Grundsätzlich wäre es aus ökologischer Sicht wün- 
schenswert, wenn die Produktion aller Biomassepro- 
dukte, d.h. auch von Nahrungs- und Futtermitteln 
sowie von Biomasse für die stoffliche Nutzung, den 
gleichen Mindeststandards unterliegen würde. Einzig 
auszunehmen wären Vorgaben zum Treibhausgasre- 
duktionspotenzial, da diese für lebensnotwendige 
Güter wie etwa Nahrungsmittel nicht mit derselben 
Stringenz angesetzt werden sollten wie für Bioener- 
gieträger. Dennoch sollte auch für den Anbau von 
Nahrungs- und Futtermitteln angestrebt werden, die 
damit verbundenen Treibhausgasemissionen mög- 
lichst gering zu halten. Da sich die Einführung eines 
allgemeinen Biomassestandards jedoch als aufwän- 
dig erweist und politisch kurzfristig schwer durchzu- 
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setzen ist, kann der vom WBGU geforderte Mindest- 
standard für Bioenergieträger als ein erster Schritt 
hin zu einem globalen Landnutzungsstandard gese- 
hen werden. 

Bei der Umsetzung des Mindeststandards muss 
berücksichtigt werden, dass einzelne Bioener- 
gierohstoffe wie etwa Raps- und Palmöl, Soja oder 
Getreide sowohl für die energetische Nutzung, aber 
auch als Nahrungs- und Futtermittel verwendet wer- 
den können. Ein Mindeststandard für diese Pro- 
dukte würde also automatisch auch Nahrungs- und 
Futtermittelproduzenten betreffen, was der WBGU 
jedoch erst in längerfristiger Perspektive empfiehlt. 
Deshalb sollte die Nachweispflicht zur Einhaltung 
des Bioenergiemindeststandards auf die Vertreiber 
der Endprodukte (z.B. Biomethan, Elektrizität aus 
Biomasse, Biokraftstoffe, Holzpellets) gelegt wer- 
den. Dadurch ergäbe sich für Rohstoffe und Vorpro- 
dukte zunächst nur eine indirekte Pflicht zur Einhal- 
tung des geforderten Mindeststandards. Sie würde 
erst dann einsetzen, wenn klar ist, dass die Biomasse 
energetisch genutzt werden soll. Der Vertreiber des 
Bioenergieendprodukts müsste nachweisen können, 
dass die von ihm zugekauften Rohstoffe dem Min- 
deststandard genügen. 

Eine andere Situation ergibt sich bei der Förde- 
rung des Rohstoffanbaus. Dort muss die Prüfung der 
Voraussetzungen für eine Förderung (Kap. 10.3.1.2) 
direkt bei den betreffenden Rohstoffproduzenten 
(in der Regel Land- und Forstwirte) stattfinden. Für 
beide Fälle muss folglich geregelt werden, wie mit 
der Bewertung von Rohstoffen und halbfertigen Bio- 
energieprodukten umgegangen wird. Der WBGU 
empfiehlt für Biomassevorprodukte bezüglich der 
THG-Emissionen bestimmte Anforderung an die 
Flächennutzung zu stellen, z.B. in Form einer Ober- 
grenze für die Emissionen aus direkten und indirek- 
ten Landnutzungsänderungen sowie dem Anbau, da 
die Emissionen beim Rohstoffanbau die Lebenszyk- 
lusbilanz eines Bioenergieträgers maßgeblich prägen. 
Einzelne Rohstoffe würden sich für eine Anbauför- 
derung oder für die Weiterverarbeitung zu Bioener- 
gieendprodukten nicht qualifizieren, wenn sie diese 
Obergrenze nicht einhalten. Die Definition eines sol- 
chen Landnutzungsstandards (Kap. 10.3.1.1) würde 
eine spätere Ausweitung verpflichtender Standards 
auf alle Biomasseerzeugnisse, also auch Nahrungs- 
und Futtermittel sowie Biomasse für die stoffliche 
Nutzung, vorbereiten. Wird neben dem Rohstoffan- 
bau auch die Konversion von Biomasse gefördert, 
etwa im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit, 
sollten außerdem für verschiedene Konversionsme- 
thoden technische Standards definiert werden, wel- 
che den THG- Ausstoß bei der Konversion begren- 
zen. 


10.3.1.1 

Mindeststandard für Bioenergieträger 

Der WBGU definiert seine Empfehlung für einen 
Mindeststandard für Bioenergieträger vor dem Hin- 
tergrund der in Kapitel 3 formulierten Anforderun- 
gen an die Nachhaltigkeit von Bioenergie (ökologi- 
sche sowie sozioökonomische Leitplanken und wei- 
tere Nachhaltigkeitsanforderungen). Der Mindest- 
standard ist zunächst allgemein und unabhängig von 
der späteren Umsetzung (national/regional/interna- 
tional bzw. freiwillig/gesetzlich) formuliert. Die Mög- 
lichkeiten der Umsetzung werden in Kapitel 10.3.2 
aufgezeigt. Der Mindeststandard umfasst einerseits 
Prinzipien zum Klimaschutz, andererseits Prinzipien 
zum Biosphären- und Bodenschutz, zu nachhalti- 
ger Wasser- und Landnutzung sowie Prinzipien zur 
Sicherung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen 
bei der Produktion von Bioenergieträgern. Dabei 
beschränkt sich der WBGU auf wenige, unverzicht- 
bare Prinzipien, um die Kompatibilität mit dem inter- 
nationalen Handelsrecht und die Wahrscheinlichkeit 
einer zeitnahen Umsetzung des Mindeststandards 
zu erhöhen. Nach Einschätzung des WBGU kann 
zudem die Dimension der Ernährungssicherheit in 
einem Mindeststandard für Bioenergie auf Ebene 
einzelner Produzenten nicht adäquat erfasst wer- 
den, weshalb die Ernährungssicherheit - obgleich als 
Leitplanke und Nachhaltigkeitsdimension in Kapitel 
3 beschrieben - nicht in den nun folgenden Prinzipi- 
enkatalog integriert wurde. 

Treibhausgasemissionen durch Einsatz von 
Bioenergieträgern reduzieren 
Der WBGU hält grundsätzlich eine Regelung für 
sinnvoll, bei der unter Berücksichtigung direkter und 
indirekter Landnutzungsänderungen mindestens 
eine THG-Reduktion gegenüber dem fossilen Refe- 
renzsystem von 30 t COjCq pro TJ an eingesetzter 
Rohbiomasse erreicht werden kann. Dies entspricht 
bei Biokraftstoffen einer THG-Reduktion von etwa 
50% im Vergleich zum fossilen Referenzsystem. 
Beim Nachweis einer zusätzlichen THG-Reduktion 
durch Koppelprodukte können diese mit berücksich- 
tigt werden. Die Methodik zur Ermittlung der THG- 
Emissionen wird in Kapitel 7.3 näher erläutert. 

Bezüglich des Anbaus von Biomasserohstof- 
fen sollten die seit einem Stichtag verursachten 
Treibhausgasemissionen aus direkten und indirek- 
ten Landnutzungsänderungen inklusive der entgan- 
genen Senkenwirkung die COj-Menge nicht über- 
schreiten, die auf der entsprechenden Fläche inner- 
halb von zehn Jahren durch den Energiepflanzenan- 
bau (d.h. auf der Fläche und in den Ernteprodukten) 
wieder fixiert werden kann (Landnutzungsstandard). 
In diese Betrachtung sollten auch Emissionen, die 
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Kasten 10.3-1 

Möglichkeiten der Erfassung indirekter 
Landnutzungsänderungen in einem 
Bioenergiestandard 

Indirekte Landnutzungsänderungen (iLUC, teils auch als 
leakage bezeichnet) können mit bestehenden Methoden in 
einem Bioenergiestandard nur schwer erfasst werden. Den- 
noch gibt es einige methodische Vorschläge, wie mit diesem 
Problem in Zukunft verfahren werden könnte: Es könnte 
ein Kriterium formuliert werden, das den Anbau von 
Energiepflanzen auf marginale Flächen beschränkt, z.B. 
auf Brachflächen und Flächen mit niedriger Produktivität 
in der Vornutzung. Damit werden Nutzungskonkurrenzen 
weitgehend vermieden, aber unter Umständen das nachhal- 
tige Potenzial nicht voll ausgeschöpft. Weiterhin könnte das 
Vorhandensein von Regulierungen zur Landnutzungs- und 
Schutzgebietsplanung im Erzeugerland als Voraussetzung 
für eine Zertifizierung gefordert werden (Fehrenbach et 
ab, 2008). Ein solches Kriterium wäre sinnvoll, aber nicht 
hinreichend, weil einerseits in vielen Entwicklungs- und 
Schwellenländern Gesetzgebungen nicht effektiv umge- 
setzt werden, andererseits damit lediglich lokale und natio- 
nale, nicht aber internationale Verdrängungseffekte adres- 
siert würden. 

Alternativ kann ein zusätzlicher THG-Faktor in die 
Lebenszyklusanalyse eingeführt werden, der das Risiko 
einer möglichen indirekten Landnutzungsänderung erfasst 
und die zusätzlichen TFIG-Emissionen auf die TFIG-Bilanz 


durch den Anbau zu erwarten sind, etwa NjO-Emis- 
sionen durch den Düngemitteleinsatz, einbezogen 
werden. 

Indirekte Landnutzungsänderungen 

VERMEIDEN 

Indirekte Landnutzungsänderungen, d.h. durch den 
Anbau von Lnergiepflanzen verursachte Verdrän- 
gung von produktiven Landnutzungen (u.a. Nah- 
rungs-, Futtermittelanbau, Weidenutzung) in für Bio- 
diversität und Klimaschutz wertvolle Gebiete, sollten 
vermieden werden. Deshalb sollten die TFIG-Lmissi- 
onen aus indirekten Landnutzungsänderungen in der 
THG-Lebenszyklusanalyse eines Bioenergieträgers 
berücksichtigt werden. Der WBGU empfiehlt, dazu 
zunächst den iLUC-Faktor des Ökoinstituts (Fritsche 
und Wiegmann, 2008; Kasten 7.3-2) mit 50 % des the- 
oretischen Werts zu verwenden. Kasten I0.3-I stellt 
diese und andere Methoden zur Erfassung von indi- 
rekter Landnutzungsänderungen in einem Bioener- 
giestandard vor. 

Schutzgebiete, natürliche Ökosysteme 
UND Gebiete mit hohem Naturschutzwert 
erhalten 

Um biologische Vielfalt und Ökosystemleistungen 
zu sichern, dürfen Energiepflanzen nicht in beste- 
henden Schutzgebieten oder Elementen von Schutz- 


des Bioenergieträgers aufschlägt. Ein solcher Faktor wurde 
z.B. vom Öko-Institut vorgeschlagen und in Modellrech- 
nungen bereits verwendet (iLUC-Faktor; Fritsche und 
Wiegmann, 2008; Kap. 7.3). Der WBGU spricht sich für die 
Weiterentwicklung dieses Faktors aus. Dabei ist zu beach- 
ten, dass ein solcher Faktor neben den THG-Emissionen 
auch die Auswirkungen indirekter Landnutzungsänderun- 
gen für Biodiversität und Ernährungssicherheit berücksich- 
tigen müsste. Aus Sicht des WBGU könnte dies in einem 
separaten Bewertungsmodell geschehen, mit dem abge- 
schätzt werden kann, welche Art von Fläche in welcher 
Region mit hoher Wahrscheinlichkeit für den Ersatz der 
verdrängten Nutzung konvertiert wird, was Rückschlüsse 
auf die Folgen für Biodiversität und Ernährungssicherheit 
zulässt. Anhand des Ergebnisses könnte ein Bioenergieträ- 
ger in der Gesamtbewertung mit einem Bonus bzw. Malus 
versehen werden. Dies bedarf weiterer Forschungsanstren- 
gungen, da konkrete Kausalitätsbeziehungen nur durch 
komplexe Modelle realitätsnah abgebildet werden können 
(Kap. 7.3 und 11.1.2). 

Letztendlich kann das Problem indirekter Landnut- 
zungsänderungen beim Anbau von Energiepflanzen nur 
vollständig gelöst werden, wenn alle Länder und alle Arten 
von Biomasse unter einem einheitlichen Standard erfasst 
sind oder bindende internationale Vereinbarungen über 
Anforderungen an die nationale Landnutzungsplanung 
(einschließlich Schutzgebietsystemen) getroffen wurden, 
die nachweislich von allen relevanten Biomasseerzeuger- 
ländern umgesetzt werden (Kasten 10.3-5). 


gebietssystemen (z.B. Korridoren) angebaut werden. 
Ebenso dürfen Energiepflanzen nicht in Gebieten 
angebaut werden, die zu einem bestimmten Stichtag 
(z.B. 1.1.2008) als Gebiete mit hohem Naturschutz- 
wert gelten. Dazu gehören vor allem natürliche Öko- 
systeme, wie z.B. Primärwälder oder Feuchtgebiete, 
artenreiche Grasländer oder Savannen. Diese Aus- 
schlussflächen müssen vor dem Anbau identifiziert 
werden. 

Anbausysteme für Energiepflanzen sollten in die 
Landschaft eingebettet sein (Vernetzung mit Schutz- 
gebietssystemen, Erhaltung von Landschaftsviel- 
falt und Agrobiodiversität, Ausweisung ungenutz- 
ter Teilflächen). Beim Anbau von Energiepflanzen 
ist daher für ausreichende Pufferzonen zu Schutz- 
gebieten bzw. Flächen mit hohem Naturschutzwert 
zu sorgen. In besonderen Fällen kann die Nutzung 
von Biomasse aus Schutzgebieten oder Gebieten mit 
hohem Naturschutzwert mit dem Schutzzweck ver- 
einbar sein (Kap. 5.4.1). Vor der Nutzung potenzi- 
ell invasiver, gebietsfremder Arten müssen die öko- 
logischen Risiken geprüft werden (Kasten 5.4-2). 
Zur effektiven Überprüfung von Landnutzung und 
Landnutzungsänderungen sollte ein globales satelli- 
tengestütztes Landnutzungskataster geschaffen wer- 
den (Kap. 12.6). 
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Bodenqualität erhalten 

Es dürfen nur Bioenergieträger genutzt werden, für 
die nachweislich beim Anbau der Rohstoffe weder 
die Bodenfunktionen noch die Bodenfruchtbarkeit 
langfristig (über 300-500 Jahre) geschwächt wird 
(z.B. durch Erosion, Versalzung, Verdichtung oder 
Ausmagerung; Kap. 3.1.3). Die verwendeten nach- 
wachsenden Rohstoffe müssen die Anforderungen 
erfüllen, die sich aus den für die Land-, Forst- und 
Fischereiwirtschaft jeweils national oder regional, 
z.B. auf EU-Ebene, geltenden Vorschriften ergeben 
(z. B. bezüglich bedarfsgerechter Düngung, Beschrän- 
kung des Einsatzes von Pestiziden, Vermeidung des 
Sedimenteintrags in benachbarte Ökosysteme). Bei 
der Nutzung von landwirtschaftlichen Reststoffen 
für energetische Zwecke muss nachgewiesen wer- 
den, dass ein ausreichender Teil der Reststoffe zur 
Erhaltung der Nährstoffkreisläufe und zur Flumus- 
bildung auf den Feldern verbleibt. 

Waldreststoffe nachhaltig nutzen 
Waldreststoffe, die für energetische Zwecke einge- 
setzt werden, müssen aus einem nachhaltig bewirt- 
schafteten Wald stammen. Zudem muss nachgewie- 
sen werden, dass bei ihrer Gewinnung ausreichende 
Totholzanteile auf dem Waldboden zur Erhaltung 
der Nährstoffkreisläufe verbleiben, und die biologi- 
sche Vielfalt des Waldökosystems erhalten bleibt. 

Wasser nachhaltig managen 
Beim Anbau nachwachsender Rohstoffe ist sicherzu- 
stellen, dass Wasserqualität und Wasserhaushalt nicht 
wesentlich beeinträchtigt sowie Grundwasserres- 
sourcen nicht übernutzt werden. Es sind die Anfor- 
derungen zu erfüllen, die sich bezüglich des Gewäs- 
serschutzes aus den für die Land-, Forst- und Fische- 
reiwirtschaft jeweils national oder regional, z.B. auf 
EU-Ebene, geltenden Vorschriften ergeben. 

Unerwünschte Folgen von gentechnisch 
veränderten Organismen vermeiden 
Gentechnisch veränderte Organismen (GVO) dür- 
fen nur verwendet werden, wenn die Ausbreitung 
der veränderten Gene in wildlebenden Pflanzen ver- 
hindert werden kann, Vermischungen bzw. Einträge 
in die Lebens- und Futtermittelkette ausgeschlossen 
und Vorteile anhand statistisch abgesicherter Daten 
nachgewiesen werden können (z.B. verbesserte Pro- 
duktivität, verminderte Umweltwirkungen). Prinzi- 
piell müssen GVO nationalen und internationalen 
Biosicherheitsstandards entsprechen. Als interna- 
tional gültige rechtliche Grundlage hierfür dient das 
Cartagena-Protokoll über biologische Sicherheit im 
Rahmen der Biodiversitätskonvention. 


Grundlegende Sozialstandards beachten 
ln die Mindestanforderungen für Bioenergieträger 
sollten außerdem auch einzelne grundlegende ILO- 
Arbeitsnormen eingehen. Insbesondere sollten ein 
Verbot von Zwangs- und Kinderarbeit (im Sinne der 
ILO-Übereinkommen 29, 105, 138 und 182) sowie 
Anforderungen an einen ausreichenden Gesund- 
heitsschutz am Arbeitsplatz Berücksichtigung fin- 
den. Zusätzlich zu den in erster Linie ökologisch 
motivierten Nachhaltigkeitskriterien muss dadurch 
sichergestellt werden, dass die Produktion von Bio- 
masse nicht unter Verletzung elementarer Sozial- 
standards erfolgt. 

Da Kriterien zu den Arbeitsbedingungen häu- 
fig nur mit relativ hohem Aufwand und unter 
Umkehrung der Beweislast geprüft werden können, 
beschränkt sich der WBGU bei seinem Vorschlag für 
einen Mindeststandard aus pragmatischen Gründen 
auf wenige Kernanliegen. Weitere Anforderungen an 
die Arbeitsbedingungen, die Fairness in Geschäftsbe- 
ziehungen und bezüglich der Beachtung von Land- 
rechten sollten jedoch bei einer expliziten Förderung 
der Rohstofferzeugung aus Biomasse gestellt werden 
(Kap. 10.3.1.2). 

Wie erwähnt wird Ernährungssicherheit innerhalb 
des Mindeststandards des WBGU nicht direkt ange- 
sprochen, da Wirkungen der Bioenergieproduktion 
auf die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln nicht auf 
Ebene des einzelnen Betriebes nachvollzogen wer- 
den können. Dennoch findet die Konkurrenz zwi- 
schen Bioenergieanbau und Ernährungssicherheit 
bei der Bewertung von indirekten Landnutzungs- 
änderungen (Kasten 10.3-1) im Mindeststandard 
Berücksichtigung. Eine Beobachtungs- und Berichts- 
pflicht zur Ernährungssicherheit bei der Bewertung 
von Bioenergieprogrammen und -projekten auf Län- 
derebene ist allerdings sinnvoll. 

Es ist wichtig, dass die für den Mindeststandard 
empfohlenen Prinzipien in einem nächsten Schritt 
in möglichst klare und eindeutig überprüfbare Kri- 
terien übersetzt werden. Bei der weiteren Konkreti- 
sierung müssen gegebenenfalls rohstoff- und länder- 
spezifische Besonderheiten in den Anbausystemen 
berücksichtigt werden. Eine gewisse Flexibilität in 
der nationalen Auslegung der Kriterien würde auch 
die Kompatibilität mit WTO-Recht verbessern (Feh- 
renbach et al., 2008). 

Innerhalb Deutschlands und der Europäischen 
Union sind die Kriterien insbesondere mit den 
Anforderungen an die gute fachliche Praxis bzw. 
den Cross Compliance-Regelungen abzustimmen. 
Bei Gesetzesänderungen bezüglich der Anforderun- 
gen an die landwirtschaftliche Praxis in Deutschland 
und der EU sollten die Nachhaltigkeitsstandards 
für Bioenergieträger angepasst werden. Umgekehrt 
sollten auch die Regeln der guten fachlichen Praxis 
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und der Cross Compliance im Zuge der Diskussion 
über Nachhaltigkeitskriterien für Biokraftstoffe und 
andere Bioenergieträger auf den Prüfstand genom- 
men werden und gegebenenfalls um zusätzliche 
strengere Kriterien erweitert werden. Insbesondere 
sollten sie im Zuge der Überprüfung der gemein- 
samen Agrarpolitik der EU (GAP) in den Jahren 
2008 und 2009 um Klimaschutzaspekte ergänzt wer- 
den (Kap. 12.1). Damit würde erreicht, dass Bioener- 
gieprodukte aus Europa automatisch hohe Umwelt- 
und Klimaschutzanforderungen erfüllen. 


10.3.1.2 

Förderkriterien für die Biomasseerzeugung 

Die Einhaltung des Mindeststandards sollte eine 
Grundvoraussetzung für die Produktion von Bio- 
energieträgern sein. Unter der Voraussetzung einer 
effektiven Umsetzung werden damit die unter ökolo- 
gischen und sozialen Aspekten als besonders ungüns- 
tig eingestuften Bioenergieträger aus dem Markt aus- 
geschlossen. Nur wenn durch die Bioenergienutzung 
besonders hohe Klimaschutzwirkungen erzielt wer- 
den können, sollte diese auch aktiv gefördert werden. 
Eine Voraussetzung für die Förderung sollte sein, 
dass durch den Einsatz der Bioenergie unter Berück- 
sichtigung direkter und indirekter Landnutzungsän- 
derungen eine Reduktion der Lebenszyklustreib- 
hausgasemissionen im Vergleich zu fossilen Energie- 
trägern von mindestens 60 1 C02eq pro TJ eingesetz- 
ter Rohbiomasse erreicht werden kann (Kap. 10.7.2). 
Darüber hinaus kann die Förderung der Erzeugung 
von Biomasserohstoffen nach zusätzlich definierten 
Kriterien erwogen werden. Gefördert werden sollte 
dann, wenn durch den Anbau von Energiepflanzen 
und der Bereitstellung anderer Biomasserohstoffe 
nachweisliche Verbesserungen in Form reduzierter 
Energiearmut oder erhöhten Klima-, Biodiversitäts- 
oder Bodenschutzes erzielt werden. Letzteres ist bei 
der Bioenergienutzung insbesondere der Fall, wenn 
direkte wie indirekte Landnutzungsänderungen ver- 
mieden werden können. Daher erscheint vor allem 
die Nutzung von biogenen Abfall- und Reststof- 
fen sowie der Anbau von Energiepflanzen auf Flä- 
chen, von denen nur wenig oder keine vorherige Nut- 
zung (z.B. Nahrungs-, Futtermittelanbau) verdrängt 
wird, vor allem marginales Land, als besonders för- 
derungswürdig. 

Kriterien eür die Förderung der Nutzung 
BIOGENER Abfälle und Reststofee 
Die Nutzung von Bioenergie aus biogenen Abfällen 
(einschließlich aus Kaskadennutzung) und Reststof- 
fen sollte grundsätzlich gefördert werden. Vorausset- 
zung für die Förderungswürdigkeit von Reststoffen 


aus Land- oder Forstwirtschaft sollte die Nachhaltig- 
keit in Bezug auf die Erhaltung der Bodenfruchtbar- 
keit sein. Bei der Förderung der Abfallnutzung sollte 
eine Analyse der gegenwärtigen Nutzung sicherstel- 
len, dass keine Verdrängungseffekte entstehen, etwa 
wenn biogener Abfall bisher stofflich genutzt wurde 
und ein Umlenken des Abfalls in die energetische 
Nutzung eine unerwünschte Nachfrage nach anderen 
Rohstoffen auslösen würde. 

Kriterien für die Förderung des Anbaus von 
Energiepflanzen 

Über den Mindeststandard hinaus sollten für die 
Förderungswürdigkeit des Anbaus von Energie- 
pflanzen die folgenden Voraussetzungen gesamthaft 
erfüllt sein: 

• Die Kohlenstoffaufnahme auf der Fläche erhöht 
sich durch die Nutzung: Es sollten Anbausysteme 
mit mehrjährigen Energiepflanzen gefördert 
werden, bei denen die ganze oberirdische Bio- 
masse (Gras, Flolz) oder die Früchte mehrjähriger 
Ölpflanzen als Rohstoffe genutzt werden. Da die 
unterirdische Biomasse dieser Energiepflanzen 
nicht geerntet wird, wird in der Regel Kohlenstoff 
in den Boden eingetragen, was die Bodenfrucht- 
barkeit verbessert. 

• Die Treibhausgasemissionen beim Anbau wer- 
den gering gehalten: Auf den Umbruch und die 
regelmäßige Bodenbearbeitung sollte weitge- 
hend verzichtet werden, und es sollte auf ganzjäh- 
rige Bodendeckung geachtet werden. Der Einsatz 
von Primärenergie (und damit Treibhausgasemis- 
sionen) im Anbausystem sollte nachweislich ver- 
mindert werden. Zum Vergleich sollte die in der 
jeweiligen Region übliche Nahrungs- oder Futter- 
mittelproduktion dienen. Biogener Dünger sollte 
gegenüber synthetischem Dünger (vor allem 
N-Dünger) vorgezogen werden (z.B. Mist, Gülle, 
Mulch, aber auch Gründüngung durch Unter- und 
Zwischenkulturen oder Ascherückführung). Es 
sollte nicht zur Auswaschung von Nährstoffen von 
der Fläche kommen. 

• Es wird integrierter Pflanzenschutz angewen- 
det: Auf den Einsatz von Pestiziden sollte durch 
Anwendung integrierten Pflanzenschutzes so weit 
wie möglich verzichtet werden. Das bedeutet u.a. 
den bevorzugten Einsatz von biologischen und 
mechanischen Schutzmaßnahmen und die Wahl 
resistenter Sorten. 

• Die Wassernutzung erfolgt nachhaltigt'Wvcd Bewäs- 
serung eingesetzt, sollte dies nur auf Basis eines 
effektiven integrierten Wasserressourcenmanage- 
mentplans erfolgen. Der Plan sollte für eine Dauer 
von mindestens 15-20 Jahren umgesetzt werden. 
Versalzung und Staunässe sind zu vermeiden. 
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• Die biologische Vielfalt wird erhalten: Es sollten 
Anbausysteme mit möglichst großer Diversität 
(Sorten, Arten, Fruchtfolgen, Landschaft) geför- 
dert werden. Der Anbau potenziell invasiver 
Arten ist zu vermeiden. Vor der Nutzung von mar- 
ginalem Land sollte eine Bewertung des Natur- 
schutzwerts erfolgen. 

• Die Produktion erfolgt unter guten Arbeitsbedin- 
gungen: Es sollten nur Rohstoffe gefördert wer- 
den, für die der Produzent einen Nachweis erbrin- 
gen kann, dass in der Produktion über die Ein- 
haltung der elementarsten ILO-Kernarbeits- 
normen hinaus Maßnahmen zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen vorgenommen werden. 
Insbesondere sollten existenzsichernde Löhne 
gezahlt, faire Arbeitszeiten vereinbart sowie wei- 
tergehende Maßnahmen für die Sicherheit und 
Gesundheit am Arbeitsplatz nachgewiesen wer- 
den. 

• Rohstoffe werden unter fairen Bedingungen erwor- 
ben und Landrechte und Interessen der loka- 
len Bevölkerung werden geachtet: Erfolgt die 
Erzeugung von Biomasserohstoffen im Rahmen 
von Vertragslandwirtschaft, sollte der jeweilige 
Abnehmer außerdem nachweisen können, dass 
alle Rohstoffe gemäß den branchenüblichen Prei- 
sen erworben wurden und dass er zu den loka- 
len Rohstoffproduzenten zuverlässige und trans- 
parente Geschäftsbeziehungen pflegt. Insbeson- 
dere in Entwicklungsländern sollten die Interes- 
sen der lokalen und indigenen Bevölkerung sowie 
der Landlosen berücksichtigt werden. Es muss 
ein Nachweis erfolgen, dass die Eigentums- und 
Besitzrechte an Land geachtet werden und die 
Anbauflächen rechtmäßig erworben wurden. 

Es wird davon ausgegangen, dass diese Kriterien vor 
allem beim Anbau von Energiepflanzen auf margi- 
nalem Land eingehalten werden können, weshalb 
der WBGU dies als besonders förderungswürdig 
erachtet. 

Die Modernisierung der netzunabhängigen bzw. 
traditionellen Nutzung von Bioenergie kann beson- 
ders im ländlichen Raum von Entwicklungsländern 
einen wertvollen Beitrag zur Überwindung der Ener- 
giearmut leisten. Hier erscheint dem WBGU eine 
Förderung von bioenergiebasierten Projekten auch 
dann gerechtfertigt, wenn die Klimaschutz- und För- 
derkriterien nicht voll erfüllt werden. 


10.3.2 

Ansätze zur Implementierung von Standards für 
Bioenergieträger 

Die Umsetzung des in Kapitel 10.3.1 beschriebenen 
Mindeststandards für Bioenergieträger kann prinzi- 


piell in unterschiedlicher Weise erfolgen. Einerseits 
kann er von einem Akteur (Private, Staat, Europä- 
ische Union) unilateral eingeführt werden, ande- 
rerseits kann er zwischen mehreren Parteien auf bi- 
und multilateraler Ebene verhandelt werden. Fer- 
ner kann er mit unterschiedlicher rechtlicher Ver- 
bindlichkeit eingeführt werden: So ist auf nationaler 
wie auch internationaler Ebene sowohl eine recht- 
lich verbindliche Normierung als auch eine Statuie- 
rung im Sinne freiwilliger Leitlinien bzw. allgemei- 
ner Prinzipien denkbar. Weiter kann ein Mindest- 
standard auch bei der Finanzierung von Bioenergie- 
projekten multilateraler Entwicklungsbanken und 
internationaler Finanzierungsinstitutionen herange- 
zogen werden. 

Der WBGU empfiehlt den europäischen Staa- 
ten angesichts der hohen Unsicherheiten und Risi- 
ken bei der Produktion und Nutzung von Bioener- 
gie die verpflichtende Einführung des Mindeststan- 
dards zunächst unilateral auf Ebene der Europäi- 
schen Union, aber idealerweise auch darüber hinaus 
im Rahmen von bi- und multilateralen Abkommen 
zwischen wichtigen Konsumenten- und Produzen- 
tenländern von Bioenergie. Bestehende freiwillige 
Standards können dabei teilweise als Referenz die- 
nen und bestehende freiwillige Zertifzierungssys- 
teme bei der Verifizierung verpflichtender Mindest- 
standards herangezogen werden. Ausschließlich auf 
freiwilligen Standards basierende Regulierungen 
hält der WBGU im Falle der Bioenergieproduktion 
für nicht ausreichend, da sie die Nachhaltigkeit nicht 
großflächig und mit der gewünschten Tiefenwirkung 
sicherstellen können. 


10.3.2.1 

Standards privater, staatlicher und 
supranationaier Organisationen 

Rechtlich verbindliche Mindeststandards 
UND IHRE Umsetzung 

Die Einführung eines gesetzlichen Mindeststandards 
ist die verbindlichste Form der Standardsetzung. Ein 
Mindeststandard definiert Grenz- oder Schwellen- 
werte und Anforderungen an den Herstellungspro- 
zess, deren Nichteinhaltung zu einer Sonderbehand- 
lung des jeweiligen Produktes führt, z.B. zu einem 
Einfuhr- oder Nutzungsverbot. Eine solche generelle 
gesetzliche Pflicht zur Einhaltung von Nachhaltig- 
keitskriterien für alle Arten von Bioenergieträgern 
ist soweit ersichtlich bisher in keinem Land vorgese- 
hen. Entsprechende Pläne der Europäischen Union 
sowie einzelner europäischer Staaten beziehen sich 
in erster Linie auf die Identifizierung von flüssigen 
Biotreibstoffen, welche sich für eine Förderung qua- 
lifizieren. So möchte die Europäische Union im Rah- 
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Kasten 10.3-2 

EU-Nachhaltigkeitskriterien für flüssige 
Biokraftstoffe 

Der Rat der Europäischen Union hat im Rahmen der 
geplanten EU-Richtlinie zur Förderung erneuerbarer 
Energien (Stand: September 2008) für flüssige Biokraft- 
stoffe folgende Nachhaltigkeitskriterien vorgeschlagen: 

1. THG-Reduktion 

Die THG-Einsparung aus der Nutzung von Biokraftstoffen 
soll im Vergleich zu fossilen Kraftstoffen bei mindestens 
35% liegen, ab dem 1. Januar 2017 bei mindestens 50%. 
Biokraftstoffe aus Rohstoffen, die von restaurierten degra- 
dierten Flächen stammen, sollen einen Bonus erhalten, der 
zu höherem THG- Ausstoß berechtigt. 

2. Biodiversitätsschutz 

Biokraftstoffe sollen nicht aus Rohstoffen hergestellt wer- 
den, die in Gebieten mit hohem Wert für die Biodiversität 
gewonnen wurden, insbesondere in Gebieten, die vor dem 
1. Januar 2008 Primärwälder, Schutzgebiete oder biodiver- 
ses Grasland waren. 

3. Erhalt von Kohlenstoffspeichern 
Biokraftstoffe sollen nicht aus Rohstoffen hergestellt 
werden, die in Gebieten mit großen Kohlenstoffspeichern 
gewonnen wurden, insbesondere in Gebieten, die vor dem 
1. Januar 2008 Feuchtgebiete oder Waldflächen mit einer 
Ausdehnung von mehr als 1 ha (Baumhöhe > 5 m; Kronen- 
schluss > 30 %) waren. 

4. Kriterien für den landwirtschaftlichen Anbau 
Rohstoffe, die innerhalb der Europäischen Union produ- 
ziert werden, müssen den Anforderungen genügen, die 
für den Erhalt von Direktzahlungen im Rahmen der EU- 
Agrarpolitik eingehalten werden müssen (Cross Compli- 


men ihrer Klimaschutzstrategie einen zunehmenden 
Anteil fossiler Kraftstoffe durch Biokraftstoffe erset- 
zen und die Erfüllung verpflichtender Mindeststan- 
dards als Voraussetzung für die Förderung in den 
Mitgliedsstaaten durch Anrechnung auf nationale 
Beimischungsquoten oder durch Steuererleichterun- 
gen einfordern (Kap. 4.1.2). Die dafür geforderten 
Nachhaltigkeitskriterien wurden im Entwurf für die 
EU-Richtlinie zur Förderung erneuerbarer Energien 
formuliert (Kasten 10.3-2). 

Der im Kasten beschriebene Kriterienvorschlag 
(Rat der Europäischen Union, 2008) deckt damit 
viele Bereiche ab, die auch in den Mindestanforde- 
rungen des WBGU an einen Standard für Bioener- 
gieträger (Kap. 10.3.1) angesprochen werden. Damit 
kann der Entwurf insgesamt als Schritt in die rich- 
tige Richtung gewertet werden. Allerdings bleibt die 
geplante EU-Regelung aufgrund der Unverbind- 
lichkeit der Kriterien zu lokalen Umweltwirkungen 
und Arbeitsbedingungen hinter den vom WBGU als 
notwendig erachteten Prinzipien zurück. Um wirk- 
sam zu sein, sollte der Entwurf verbindliche Krite- 
rien bezüglich der Auswirkungen des Rohstoffan- 


ance). Zur nationalen Umsetzung der in 1.-3. genannten 
Nachhaltigkeitskriterien sowie zu den Anbaubedingungen 
für Biomasserohstoffe in Mitgliedsstaaten und Drittländern 
(u.a. Wasser- und Bodenschutz, Luftemissionen, Einsatz 
von Agrochemikalien) wird die Kommission dem Parla- 
ment und dem Rat alle zwei Jahre - erstmals im Jahr 2012 - 
einen Bericht vorlegen. Die Möglichkeiten zur Einführung 
verbindlicher Kriterien zum Schutz von Boden, Wasser und 
Luft sollen bis 2015 von der Kommission geprüft werden. 

5. Soziale Kriterien 

Die unter 4. genannte Berichtspflicht der Kommission soll 
sich ebenso auf die nationale Umetzung der ILO-Kern- 
arbeitsnormen in den Mitgliedsstaaten und Produktions- 
ländern von Biomasserohstoffen erstrecken wie auch auf 
die sozioökonomischen Folgen der Biomassenutzung im 
Allgemeinen. Insbesondere soll die Kommission in ihren 
Berichten zur Entwicklung der Nahrungsmittelpreise und 
möglichen Gefahren für die Ernährungssicherheit Stellung 
nehmen. Auch die Einhaltung von Landrechten und andere 
Entwicklungsfragen sollen thematisiert werden. 

Die oben genannten Nachhaltigkeitskriterien beziehen 
sich zunächst auf alle flüssigen Biobrennstoffe. Eine Aus- 
weitung auf andere Biomassenutzungen soll die Kommis- 
sion bis zum Jahr 2010 prüfen. Für die Etablierung umfang- 
reicherer und strengerer Nachhaltigkeitskriterien sollen 
bi- und multilaterale Abkommen mit Produzentenländern 
sowie freiwillige Standards unterstützt werden (Rat der 
Europäischen Union, 2008). 

Für die Zertifizierung möchte die EU verschiedene Zer- 
tifizierungssysteme anerkennen, sofern deren Prüfkriterien 
die Einhaltung der Anforderungen aus der Verordnung 
gewährleisten. Dieses Vorgehen, auch als Metastandardan- 
satz bezeichnet, ermöglicht den Nachweis über die Einhal- 
tung eines Standards durch Nachweise über die Einhaltung 
mehrerer Teilstandards, deren Einzelkriterien zusammen 
die Kriterien des Metastandards vollständig abdecken. 


baus auf Böden und Gewässer sowie im Hinblick 
auf einzelne ILO-Kernarbeitsnormen (insbeson- 
dere Zwangs- und Kinderarbeit) beinhalten. Zudem 
ist der Vorschlag um die vom WBGU empfohlenen 
Methoden zur Berücksichtigung indirekter Landnut- 
zungsänderungen (Kap. 7.3) zu erweitern. Auch die 
Verwendung gentechnisch veränderter Organismen 
(GVO) sollte bestimmten Kriterien unterliegen. Nur 
dann kann eine ökologische und soziale Nachhaltig- 
keit von Bioenergie glaubhaft sichergestellt werden. 
Zu begrüßen sind die von der EU geplante Bevorzu- 
gung von Biokraftstoffen aus biogenen Abfall- und 
Reststoffen sowie der geplante Bonus für die Res- 
taurierung degradierter Flächen. 

Aus Sicht des WBGU sollte die Europäische 
Union jedoch weiter gehen und alle innerhalb der 
EU energetisch genutzten Biomasseprodukte der 
Einhaltung der Mindeststandards unterwerfen. Eine 
explizite Förderung des Energiepflanzenanbaus und 
der Bereitstellung anderer Biomasserohstoffe sollte 
wiederum nur erfolgen, wenn dabei anspruchsvollere 
Förderkriterien (Kap. 10.3.1.2) erfüllt werden und 
daraus ein Beitrag zur nachhaltigen Landnutzung 
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oder zur Überwindung der Energiearmut erwächst. 
Die Europäische Kommission hat zur Frage der Aus- 
weitung des Nachhaltigkeitsstandards auf alle Arten 
von Bioenergie im Juli 2008 einen öffentlichen Kon- 
sultationsprozess gestartet, in dem auch die Einfüh- 
rung von Mindeststandards als allgemeine Voraus- 
setzung für das Inverkehrbringen von Bioenergie- 
produkten zur Diskussion gestellt wird. Diese ist die 
vom WBGU favorisierte Option. 

Werden rechtlich verbindliche Mindeststandards 
für Bioenergieträger im Sinne des WBGU vorge- 
schrieben, so muss innerhalb der EU ein entspre- 
chendes international anwendbares Zertifizierungs- 
system entwickelt werden, damit die Einhaltung der 
Standards von den Betrieben innerhalb der EU, aber 
auch im Ausland, dokumentiert werden kann. Ein 
solches Zertifizierungssystem sollte so aufgebaut 
werden, dass mittel- bis langfristig auch andere For- 
men der Biomassenutzung integriert werden können 
(Kap. 10.3.1). Dies wird etwa in dem vom BMELV 
in Auftrag gegebenen Zertifizierungssystem „Inter- 
national Sustainability and Carbon Certification“ 
(ISCC) berücksichtigt, welches vom Beratungsun- 
ternehmen MEO Consulting Team entwickelt wurde. 
Das ISCC erfasst alle Arten von Bioenergieträgern 
und ist so konzipiert, dass langfristig alle Biomassear- 
ten darunter gefasst werden können. Je nach Pflan- 
zen und Regionen wurden unterschiedliche Min- 
deststandards und THG-Bilanzen (Default- Werte) 
erarbeitet, die der Zertifizierung zugrunde gelegt 
werden sollen. Dabei wird der Metastandardansatz 
verfolgt, d.h. bestehende Zertifizierungssysteme, 
etwa für Holz und Nahrungsmittel, werden für die 
Validierung der Einhaltung der Kriterien anerkannt 
(Meö Corporate Development, 2008). Der WBGU 
unterstützt die Herangehensweise des ISCC. Wei- 
ter empfiehlt der WBGU, wie im EU-Vorschlag vor- 
gesehen, die Zertifizierung der Produkte nach dem 
Mass-balance-System. Im Gegensatz zum ebenfalls 
diskutierten Book-and-claim-System ist beim Mass- 
balance-System eine Rückverfolgbarkeit der Waren- 
flüsse möglich, was das System weniger betrugsan- 
fällig macht. 

Für die Umsetzung eines solchen Zertifizierungs- 
systems müssten unabhängige Zertifizierungsins- 
titutionen geschaffen sowie Kontrollorgane einge- 
richtet werden, die den Markt für Bioenergiezerti- 
fizierung überwachen und die Einhaltung der Stan- 
dards national und international durchsetzen sowie 
die Nichteinhaltung sanktionieren können. Während 
einem einzelnen Staat bzw. der EU die Funktion als 
standardsetzende Institution und Kontrollinstitu- 
tion zukommt, kann die Schaffung geeigneter Zer- 
tifizierungssysteme und die Durchführung der Zer- 
tifizierungen in Zusammenarbeit mit Marktakteu- 
ren geschehen. Eine möglichst weitgehende Ausla- 


gerung der Zertifizierung an private, akkreditierte 
Zertifizierungsinstitutionen würde die Kosten eines 
solchen Systems für die öffentliche Hand reduzie- 
ren. Die stichpunktartige Kontrolle der Einhaltung 
der Standards müsste dennoch durch staatliche Stel- 
len sichergestellt werden. Entwicklungs- und Schwel- 
lenländer sollten bei der Einrichtung von nationalen 
Kontrollstellen technisch und finanziell unterstützt 
werden. 

Freiwillige Standards 

Von den bereits etablierten freiwilligen Standards 
und Zertifizierungssystemen für Biomasse und Ener- 
gieprodukte könnten einige aufgrund ihrer inhaltli- 
chen Ausrichtung, ihrer weltweiten Anwendbarkeit 
und ihrer globalen Akzeptanz als Referenzsystem 
für einen Standard für Bioenergieträger dienen und 
möglicherweise auch bei der Zertifizierung als Nach- 
weis über die Einhaltung der Zertifizierungskriterien 
herangezogen werden. Grundsätzlich haben freiwil- 
lige Standards und Zertifizierungssysteme gegen- 
über einem verbindlichen Mindeststandard den Vor- 
teil, dass sie auch anspruchsvollere Anforderungen 
enthalten können, da grundsätzlich aufgrund der 
Freiwilligkeit mit einer höheren Akzeptanz bei den 
betroffenen Marktakteuren zu rechnen und zudem 
die Frage der Vereinbarkeit mit dem internatio- 
nalen Handelsrecht günstiger zu beurteilen ist (Kap. 
10.3.4). 

Freiwillige Standards sind für Produzenten dann 
attraktiv, wenn zusätzliche Aufwendungen für die 
Einhaltung der Standards sowie für die Durchfüh- 
rung der Zertifizierung durch höhere Einnahmen aus 
dem Verkauf der zertifizierten Produkte kompen- 
siert werden. Dies kann nur dann der Fall sein, wenn 
die Konsumenten Zahlungsbereitschaft für Bioener- 
gieträger aus zertifizierter Produktion zeigen, so dass 
die Produzenten eine Preisprämie verlangen können. 
Die Höhe der Zahlungsbereitschaft der Konsumen- 
ten bestimmt die Höhe der Nachfrage nach zertifi- 
zierten Produkten und somit den Marktanteil zertifi- 
zierter Bioenergieträger. Bei entsprechender Sensi- 
bilisierung der Konsumenten für mögliche negative 
Umwelt- und Sozialwirkungen bei der Herstellung 
von Bioenergieträgern könnte ein Nachfragesog für 
nachhaltig produzierte Bioenergieträger durch die 
gesamte Handelskette ausgelöst werden. 

Bei der Einschätzung der Wirksamkeit freiwilli- 
ger Zertifizierungssysteme im Bioenergiesektor hilft 
der Blick auf bestehende Zertifizierungssysteme für 
Holz, Nahrungsmittel und Energieprodukte (Tab. 
10.3-1). Es zeigt sich, dass staatliche Regulierung 
und Anreizsysteme im Markt für zertifizierte erneu- 
erbare Energien eine weit wichtigere Rolle spielen 
als etwa im Markt für öko-zertifizierte Nahrungsmit- 
tel, weshalb Erfahrungen bei der Zertifizierung von 
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Tabelle 10.3-1 

Ausgewählte Beispiele für bestehende und sich in Entwicklung befindliche Standards und Zertifizierungssysteme für 
Biomasseerzeugnisse nach Sektoren. 

Quellen: van Dam et al., 2008; Lewandowski und Faaij, 2006; Zarrilli, 2006; Pritsche et al., 2006; Fehrenbach, 2007; Paul, 2008; 
SEKAB, 2008; Nordic Ecolabel, 2008; MDA, 2008 



Freiwillige Standards und Zertiiizie- 
rungssysteme auf internationaler Ebene 

Freiwillige Standards und Zertifi- 
zierungssysteme auf nationaler und 
EU-Ebene 

Forstwirtschaft 

Forest Stewardship Council (FSC) 
Principles and Criteria, Programme for 
the Endorsement of Forest Certification 
Schemes (PEFC), Richtlinien der Inter- 
national Tropical Timber Organization 
(ITTO) 

Malaysia: Zertifizierung des Malaysian 
Timber Certification Council (MTCC); 
Indonesien: Zertifizierung des Indonesi- 
an Ecolabelling Institute (LEI) 

Landwirtschaft 

International Federation of Organic 
Agriculture Movements (IFOAM), 

Good Agricultural Practices der Euro- 
Retailer-Produce-Working Group 
(GlobalGAP, ehemals EurepGAP), 
Sustainable Agriculture Network/Ra- 
inforest Alliance (SAN/RA), Generic 
Fairtrade Standards for Small Farmer’s 
Organizations der Fairtrade Labelling 
Organizations International (FLO) 

Deutschland: VDLUFA/USL-Zertifi- 
kat; EU: GAP- Auflagenbindung (Cross 
Compliance) 

Nahrungsmittel 

Standards der Fairtrade Labelling 
Organizations International (FLO), Utz 
Certified Codes of Conduct (Kaffee), 
Max Havelaar 

Deutschland: Fair Trade-Siegel, Bio- 
land-Label; Schweiz: BioSuisse-Label, 
Max Havelaar-Label; USA: Organic- 
Label; EU: EU-Biosiegel 

Energieprodukte 


EU: Standard des European Green 
Electricity Network (EUGENE 
Standard); USA: Green-e; Nieder- 
lande: Green Gold-Label; Benelux: 
Electrabel-Label; Deutschland: OK 
Power-Label, Grüner-Strom-Label; 
Finnland: Ecoenergia-Label; Schweiz: 
Naturemade-Label 

Industrie allgemein 

SA 8000 Standard der Social Accoun- 
tability International (SAI), Ethical 
Trading Initiative (ETI) Base Code; 
Standards der International Labour 
Organization (ILO); Standards der 
Fairtrade Labelling Organizations 
International (FLO) 

EU: Europäisches Umweltzeichen; 
USA/EU: Energy Star 

Bioenergieträger 
(zum Teil in Entwicklung) 

Round Fable on Sustainable Palmoil 
(RSPO), Roundtable on Responsible 

Soy (RTRS), Better Management 
Practices der Better Sugarcane Initia- 
tive (BSI), Roundtable on Sustainable 
Biofuels der ETH Lausanne (RSB) 

Brasilien: Social Fuel-Siegel; Deutsch- 
land: International Sustainability and 
Carbon Certification (ISCC); Schwe- 
den: Verified Sustainable Ethanol 
Initiative der Firma SEKAB; Nordic 
Ecolabel (The Swan) für Biokraftstoffe; 
EU: Europäischer Normungsprozess 
CEN/TC/383 Nachhaltigkeitskriterien 
für Biomasse 


Nahrungsmitteln nicht ohne weiteres auf den Bio- 
energiesektor übertragen werden können. Im Unter- 
schied zu öko-zertifizierten Nahrungsmitteln, die 
auch das Gesundheitsbewusstsein der Verbraucher 
ansprechen, kann eine freiwillige Zertifizierung von 
Energieprodukten nur bei einem flächendeckend 
hohen Umweltbewusstsein der Verbraucher signifi- 


kante Marktanteile gewinnen. Die Realität zeigt bis- 
her, dass das vergleichbare Produkt öko-zertifizierter 
Strom in den meisten Ländern nur geringe Marktan- 
teile aufweist (Willstedt und Bürger, 2006), was einen 
Anhaltspunkt für die Zahlungsbereitschaft der Kon- 
sumenten für zertifizierte Bioenergie gibt. Zum Kon- 
sumentenverhalten bei freiwilligen Standards und 
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Zertifizierungen im Bioenergiebereich (Akzeptanz, 
Informationsbedürfnisse) sieht der WBGU For- 
schungsbedarf (Kap. 11.4.3). 

Es ist zudem nicht zu erwarten, dass bei den Ener- 
gie- und Kraftstofferzeugern eine ausreichende 
Bereitschaft vorliegt, sich freiwillig einem strengen 
Nachhaltigkeitsstandard zu unterwerfen. Im Forst- 
bereich wird beobachtet, dass mit zunehmender 
Strenge der Kriterien der Marktanteil eines freiwil- 
ligen Zertifizierungssystems tendenziell abnimmt 
(Fehrenbach et al., 2008). Weniger strenge freiwillige 
Systeme, wie etwa PEFC im Forstbereich oder Glo- 
balGAP bei Nahrungsmitteln, finden in der Indust- 
rie möglicherweise Zuspruch, können aber in einem 
stark wachsenden Markt für Bioenergie nicht die 
vom WBGU als notwendig erachtete Tiefenwirkung 
erreichen. 

Deshalb ist davon auszugehen, dass allein durch 
freiwillige Standards und Zertifizierungssysteme die 
Nachhaltigkeit der Bioenergienutzung nicht gewähr- 
leistet werden kann. Dennoch können - wie im Fol- 
genden gezeigt wird - freiwillige Systeme im Rah- 
men verpflichtender Mindeststandards teilweise als 
Referenzsysteme verwendet werden. Da der Markt 
für Bioenergieträger eng mit anderen Biomassenut- 
zungen wie z.B. Biomasse als Nahrungs- oder Fut- 
termittel sowie als Rohstoff in der Industrie verwo- 
ben ist, für die teilweise bereits freiwillige nationale 
und internationale Zeritifizierungssysteme bestehen 
(Tab. 10.3-1), sollten mögliche Synergien von Zerti- 
fizierungssystemen für Bioenergieträger mit beste- 
henden Zertifizierungen für andere Biomassenut- 
zungen ausgeschöpft werden. 

In Tabelle 10.3-1 sind ausgewählte Beispiele für 
bereits bestehende Standards und Zertifizierungs- 
systeme für verschiedene Produktkategorien sowie 
sich in Entwicklung befindende Standards für Bio- 
energieträger im Speziellen aufgelistet: 

Von den bereits etablierten Standards und Zertifi- 
zierungssystemen für Biomasse außerhalb der ener- 
getischen Nutzung könnten einige aufgrund ihrer 
inhaltlichen Ausrichtung, ihrer weltweiten Anwend- 
barkeit und ihrer globalen Akzeptanz als Referenz- 
system für einen Standard für Bioenergieträger die- 
nen und möglicherweise auch bei der Zertifizierung 
als Nachweis über die Einhaltung der Zertifizie- 
rungskriterien herangezogen werden. Im Forstbe- 
reich sollte sich ein Bioenergiestandard am Stan- 
dard des Forest Stewardship Council (FSC) mes- 
sen lassen. Dieser stellt derzeit neben dem weniger 
anspruchsvollen PEFC-Standard den wichtigsten in- 
ternationalen Standard für nachhaltiges Forstma- 
nagement dar (Kaiser, 2008). In vielen anderen Stan- 
dards wird er als Referenzstandard anerkannt (z.B. 
die Label Naturemade, ok-Power und Green Gold). 
Im Agrarbereich könnte der Sustainable Agriculture 


Standard des Sustainable Agriculture Network der 
Rainforest Alliance (SAN/RA) bei der Konkretisie- 
rung und Umsetzung des vom WBGU empfohlenen 
Mindeststandards herangezogen werden. Die spezi- 
ell für kleine landwirtschaftliche Betriebe entwickel- 
ten Generic Fairtrade Standards for Small Farmer’s 
Organizations der Fairtrade Labelling Organizations 
International (FLO) könnten bei der Zertifizierung 
von Kleinbetrieben in Entwicklungsländern als Bei- 
spiel dienen. Bei den Sozialstandards sollten die von 
der International Labour Organization (ILO) defi- 
nierten international anerkannten Kernarbeitsnor- 
men zugrunde gelegt werden, wobei zusätzliche 
Aspekte des adäquaten Arbeitsschutzes integriert 
werden sollten. Umfassendere Sozialkriterien, die 
bei einer Förderung der Erzeugung von Biomas- 
serohstoffen erfüllt sein sollten, finden sich im Stan- 
dard der Social Accountability 8000 (SA 8000). 

Für grünen Strom gibt es in einigen europäischen 
Ländern bereits Kennzeichnungen und Zertifizie- 
rungssysteme, wie z.B. das Green-Gold-Label, das 
Electrabel-Label, das Ecoenergia-Label, das Grü- 
ner-Strom-Label oder das ok-power-Label (Zarrilli, 
2006; Tab. 10.3-1). Diese regeln meistens jedoch in 
erster Linie die Flerkunft der erneuerbaren Ener- 
gie und die Zusätzlichkeit im Gesamtstromange- 
bot. In den wenigsten Fällen beziehen diese Zertifi- 
zierungssysteme ausdrücklich Nachhaltigkeitskrite- 
rien mit ein. Das deutsche ok-Power-Label und das 
niederländische Green-Gold-Label bilden eine Aus- 
nahme, indem sie für Biomasse aus Land- und Forst- 
wirtschaft eine entsprechende Nachhaltigkeitszertifi- 
zierung gemäß Bio- oder FSC-Standard bzw. Global- 
GAP-Standard fordern. 

Die Europäische Union hat in der Vergangen- 
heit Umweltstandards für verschiedene Produkt- 
kategorien etabliert, wie z.B. das EU-Biosiegel für 
Nahrungsmittel sowie das EU-Umweltzeichen für 
sonstige Industriegüter. Standards für die gute land- 
wirtschaftliche Praxis sind in der Auflagenbindung 
(Cross Compliance) der gemeinsamen EU-Agrar- 
politik (GAP) verankert und geben bereits grundle- 
gende Standards für die Landnutzung innerhalb der 
EU vor. 

Auch wichtige Exportländer von Bioenergie- 
trägern wie Indonesien und Malaysia haben Stan- 
dards und Zertifizierungssysteme zur nachhalti- 
gen Land- und Forstwirtschaft entwickelt. So verge- 
ben der Malaysian Timber Certification Council und 
das Indonesian Ecolabelling Institute Zertifikate für 
nachhaltige Forstwirtschaft auf freiwilliger Basis. 

Dabei ist zu beachten, dass die hier genannten 
Standards und Zertifizierungssysteme Kriterien für 
den Schutz natürlicher Ressourcen wie Böden, Was- 
ser und biologische Vielfalt sowie soziale Kriterien 
umfassen. Keines der bestehenden Systeme enthält 
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jedoch ein Kriterium zur THG-Emissionsreduktion. 
Diese Anforderung stellt sich nur im spezifischen Fall 
der Bioenergie und muss deshalb in einem geeigne- 
ten Standard bzw. Zertifizierungssystem neu formu- 
liert und methodisch diskutiert werden. 

Aufgrund der zunehmenden Produktion und Nut- 
zung von Bioenergie wurden zwischenzeitlich bereits 
Systeme speziell für den Bioenergiesektor entwi- 
ckelt, die auch Kriterien zu TFIG-Emissionsreduktio- 
nen enthalten. Ein erstes privates Zertifizierungssys- 
tem für Bioethanol aus Brasilien wurde kürzlich vom 
schwedischen Ethanolhersteller SEKAB vorgestellt 
(SEK AB, 2008). Gleichzeitig entwickelte das skan- 
dinavische Ökolabel The Swan Zertifizierungskri- 
terien für Biokraftstoffe, so dass künftig auch nach- 
haltig produzierte Biokraftstoffe das Siegel tragen 
können, welches bisher vor allem auf Nahrungsmit- 
tel und Haushaltsprodukte anwendbar war (Nordic 
Ecolabel, 2008). In Deutschland wurde zur Zertifizie- 
rung von Bioenergie das System International Susta- 
inability and Carbon Certification (ISCC) entwickelt 
(Kap. 10.3.2.1). Es befindet sich jedoch derzeit in der 
Testphase und ist noch nicht operativ. Brasilien hat 
mit dem Social-Fuel-Siegel im Rahmen seines Nati- 
onalen Biodieselprogramms ein Zertifizierungssys- 
tem für Biodiesel mit dem Ziel der stärkeren Einbe- 
ziehung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe in den 
Produktionsprozess von Biodiesel geschaffen, wel- 
ches sich jedoch auf diesen sozialen Aspekt der Bio- 
kraftstoffproduktion beschränkt (MDA,2008; GBEP, 
2008). Parallel zur Entwicklung von Nachhaltigkeits- 
kriterien für Biokraftstoffe im Zuge der EU-Richt- 


Kasten 10.3-3 

Roundtable on Sustainable Biofuels 

Der Runde Tisch zu nachhaltigen Biotreibstoffen (RSB) ist 
ein multilaterales Forum, das auf eine Initiative der Techni- 
schen Hochschule Lausanne zurückgeht. Das Forum bringt 
über 300 unterschiedliche Akteure zusammen, darunter in- 
ternationale Unternehmen (z.B. Shell, Bunge), NRO und 
Verbände (z.B. World Wide Fund for Nature, WWF), Ver- 
einigung der Zuckerrohranbauer in Brasilien, Organisati- 
onen von Kleinbauern), internationale Institutionen (z.B. 
International Energy Agency, Forest Stewardship Council, 
FSC), UN-Organisationen (UNEP, FAO, UNIDO). Ziel 
ist es, gemeinsam mit zivilgesellschaftlichen Gruppen und 
Experten globale Standards und ein Zertifizierungssystem 
für Biokraftstoffe zu erarbeiten. Als Referenz dienen dabei 
vor allem das FSC-Siegel, die Standards von SAN/RA, BSI, 
RSPO, ILO (Tab. 10.3-1) und aktuelle Standardsetzungs- 
prozesse für Bioenergie, u.a. der niederländischen und bri- 
tischen Regierungen (RSB, 2008a, b). Der RSB folgt dabei 
dem ISEAL Code of Good Practice for Setting Social and 
Environmental Standards. 

Seit Beginn der Initiative im Jahr 2007 arbeitet der 
RSB aktiv in vier offenen Arbeitsgruppen zu Umwelt- und 
Sozialstandards, zur Methodik der THG-Erfassung und 


linie zur Förderung erneuerbarer Energien (Kasten 
10.3-5) hat das Europäische Komitee für Normung 
(CEN) den Normungsprozess CEN/TC/383 für nach- 
haltige Biokraftstoffe gestartet. 

Wie in Tabelle 10.3-1 ersichtlich wird, sind außer- 
dem verschiedene freiwillige Nachhaltigkeitsstan- 
dards speziell für Bioenergieträger auf internationaler 
Ebene gerade in Entwicklung. So haben der Round- 
table on Sustainable Palmoil (RSPO), der Roundta- 
ble on Responsible Soy (RTRS) und die Better Sug- 
arcane Initiative (BSI) rohstoffspezifische Standards 
erarbeitet (Doornbosch und Steenblik, 2007). Diese 
Standards sind jedoch mit Ausnahme des Standards 
des RSPO noch nicht operativ, d.h. es wurden zwar 
Standards entwickelt, aber noch keine entsprechen- 
den Zertifizierungssysteme geschaffen. Die Einbin- 
dung von Rohstoffproduzenten, Banken und Inves- 
toren, Großhändlern sowie die Konsumgüterindust- 
rie in den beschlussfassenden Gremien ist einer der 
Gründe, warum die genannten Multistakeholder-Ini- 
tiativen teilweise umstritten sind (Fritz, 2007). Seit 
2007 gibt es außerdem den Roundtable on Sustai- 
nable Biofuels (RSB) der Technischen Hochschule 
Lausanne speziell zur Standardsetzung im Biokraft- 
stoffbereich. Der RSB hat sich einem besonders par- 
tizipativen und transparenten Standardsetzungspro- 
zess verschrieben, bei dem die Teilnahme grundsätz- 
lich jedem offen steht (Maier, 2008; Kasten 10.3-3). 

Schließlich haben sich angesichts der zunehmen- 
den Nachfrage nach Bioenergie auch viele interna- 
tionale Organisationen und multilaterale Initiati- 
ven mit geeigneten Standards für Bioenergieträger 


zur Implementierung von Standards. Über virtuelle Netze, 
Webseiten (BioenergyWiki), Telefonkonferenzen und 
Arbeitstagungen auf verschiedenen Kontinenten wurden 
Prinzipien erarbeitet. Die Vorschläge für Standards einer 
nachhaltigen Biokraftstoffproduktion sowie die Diskussi- 
onen dazu sind im Internet jederzeit einsehbar und kön- 
nen kommentiert werden. Eine abgestimmte Kriterienliste 
wurde im August 2008 der Öffentlichkeit zur Kommentie- 
rung unterbreitet. Eine überarbeitete Version soll im April 
2009 vorliegen (RSB, 2008b). 

Der RSB nimmt dadurch eine wichtige Stellung im Pro- 
zess der Formulierung von globalen Bioenergiestandards 
ein. Durch seine breite und offene gesellschaftliche Betei- 
ligung genießt die Arbeit des RSB eine hohe Glaubwür- 
digkeit. So hat z.B. im April 2008 die Interamerikanische 
Entwicklungsbank eine Partnerschaft mit dem RSB ange- 
kündigt, um die dort zu erarbeitenden Nachhaltigkeitskri- 
terien in ihre Vergabepraxis zu integrieren (lADB, 2008). 
Wie weiter mit den erarbeiteten Standards umgegangen 
wird, ist derzeit offen. Es könnte daraus ein freiwilliges 
Zertifizierungssystem erwachsen. Die Vorschläge des RSB 
könnten aber auch die Grundlage für einen formaleren, an 
politische Entscheidungsträger und internationale Finanz- 
institutionen angebundenen Prozess der Standardsetzung 
bilden. 
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Kasten 10.3-4 

Global Bioenergy Partnership 

Ein bedeutsames Forum auf Regierungsebene ist die Glo- 
bal Bioenergy Partnership (GBEP). GBEP wurde 2005 auf 
Vorschlag Großbritanniens auf dem G8-Gipfel in Glen- 
eagles ins Leben gerufen, um im Rahmen der Förderung 
erneuerbarer Energien die Entwicklung eines Biomasse- 
und Biotreibstoffmarkts voranzubringen. 2007 wurde die 
Partnerschaft in Fleiligendamm in einem klaren Man- 
dat bestätigt. Neben den G8 und den Outreach-Staaten 
(China, Indien, Mexiko, Brasilien, Südafrika) sind mehrere 
UN-Organisationen wie FAO, UNEP und UNDP beteiligt. 
GBEP ist institutionell bei der FAO in Rom angesiedelt. 


befasst. Zu nennen sind hier u.a. die BioFuels-lni- 
tiative der UNCTAD, die International Bioenergy 
Platform (IBEP) der FAO, Initiativen von UNEP 
zur Nachhaltigkeit von Bioenergie sowie die Glo- 
bal Bioenergy Partnership (GBEP; Kasten 10.3-4). 
Bedeutende Forschungsarbeit zur Nachhaltigkeit 
von Bioenergienutzung leisten außerdem die lEA 
Bioenergy Tasks 31 und 40 (van Dam et al., 2008). 
Gegenwärtig findet allerdings kaum eine internatio- 
nale Koordination dieser vielfältigen Ansätze statt. 
Eine stärkere Bündelung und Koordination der 
Aktivitäten ist daher anzustreben. 

Standards in der Projektfinanzierung 
Die im Rahmen der verschiedenen Initiativen ent- 
wickelten Bioenergiestandards können und soll- 
ten auch von internationalen Finanzierungsorga- 
nisationen und Entwicklungsbanken als Standards 
für die Projektfinanzierung verwendet werden. So 
beabsichtigt beispielsweise die Globale Umweltfa- 
zilität (GEF) Nachhaltigkeitsleitlinien für ihre Bio- 
energieprojekte anzu wenden und im Rahmen der 
Durchführung von Projekten einen Zertifizierungs- 
ansatz für nachhaltig produzierte Biomasse zu ent- 
wickeln (Kasten 10.2-4; GEF, 2007a, b). Die Inter- 
amerikanische Entwicklungsbank (lADB, 2008) hat 
für die Entwicklung von Standards für Bioenergie- 
projekte eine Partnerschaft mit dem RSB angekün- 
digt (Kasten 10.3-3). Die hier angesprochenen Nach- 
haltigkeitsstandards für die Produktion von Bioener- 
gieträgern gehen über die in der Projektfinanzierung 
üblicherweise angewendeten Safeguard Policies hin- 
aus. 


10.3.2.2 

Bilaterale Abkommen 

Die bisher besprochenen Ansätze zur Implementie- 
rung von Standards beruhten auf unilateralem Vorge- 


Die GBEP ist eine hochrangige zwischenstaatliche 
Diskussionsplattform, die Industrie- und Schwellenländer 
in einen Dialog einbindet. Es gehört zu den wesentlichen 
Aufgaben, die Entwicklungen und Politiken in den einzel- 
nen Ländern zusammenzufassen und Projekte mit Vorbild- 
wirkung (best practices) zu identifizieren (GBEP, 2008). 
Außerdem sollen Methoden zur globalen Kohlenstoffbi- 
lanzierung sowie zu Nachhaltigkeitsstandards erarbeitet 
werden. Eine Arbeitsgruppe zu THG-Bilanzen arbeitet seit 
2007. Mitte 2008 wurde mit der Einsetzung einer Arbeits- 
gruppe zu globalen Nachhaltigkeitsstandards begonnen 
(GBEP, 2008). Um das Momentum der weltweit geführ- 
ten Nachhaltigkeitsdiskussion zu nutzen, ist vorgesehen, 
Ergebnisse bereits 2009 zur G8-Sitzung in Italien zu prä- 
sentieren. 


hen standardsetzender Akteure. Unilaterale Ansätze 
stoßen an ihre Grenzen, wenn es um übergeordnete 
Fragen der Landnutzungsplanung, des Naturschut- 
zes und der Ernährungssicherheit geht. Diese Fragen 
bedürfen einer zentralen Koordination auf nationa- 
ler (und idealerweise auch internationaler) Ebene 
und können nur sehr beschränkt über unilaterale 
Standards und damit verbundene Zertifizierungssys- 
teme geregelt werden. 

Grundsätzlich ist deshalb die Festlegung von Bio- 
energiestandards in bi- und multilateralen Abkom- 
men dem unilateralen Vorgehen vorzuziehen. Dies 
kann aus ökonomischer Sicht auch damit begrün- 
det werden, dass dadurch größere Teile des globalen 
Marktes unter die Standards fallen und die Wahr- 
scheinlichkeit von Verdrängungseffekten reduziert 
werden kann. Dies gilt insbesondere dann, wenn - 
wie im Fall unilateraler Bioenergiestandards der EU 
- für die Exporteure große Ausweichmärkte existie- 
ren, d.h. wenn in anderen Importländern (z.B. USA, 
China, Japan) keine Nachhaltigkeitsstandards gelten. 
Außerdem wird die Akzeptanz von Bioenergiestan- 
dards bei den Handelspartnern vermutlich größer 
sein, wenn sie in den Prozess der Standardsetzung 
einbezogen wurden. Schließlich ist auch aus Sicht des 
WTO-Rechts bi- und multilaterales Vorgehen einem 
unilateralen Ansatz vorzuziehen (Kap. 10.3.4). 

Während bilaterale Abkommen lediglich die 
beteiligten Vertragspartner verpflichten, sind Dritt- 
staaten durch die Regelungen nicht direkt betrof- 
fen. Somit ist hier in Bezug auf Importgüter auch die 
Einbeziehung von Sozialkriterien eher möglich als 
auf der Ebene unilateraler gesetzlicher Mindeststan- 
dards. Um das durch Zertifizierung schwierig zu fas- 
sende Problem der indirekten Verdrängungseffekte 
anzugehen, könnten die Produzentenländer einen 
Stopp oder zumindest eine deutliche Reduktion der 
Konversion natürlicher Ökosysteme im Land Zusa- 
gen oder sicherstellen, dass der Anbau von Energie- 
pflanzen keine anderen Nutzungsformen verdrängt. 
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Im Gegenzug sollte für die Handelspartner bei Ein- 
haltung des Mindeststandards freier Marktzugang 
für Bioenergieträger gewährt werden. 

Abkommen zu bilateralen Kooperationen im Bio- 
energie- und insbesondere im Biokraftstoffsektor 
gibt es bereits. Vor allem Brasilien bemüht sich der- 
zeit um den Aufbau eines internationalen Biokraft- 
stoffmarktes und bietet deshalb lateinamerikani- 
schen, afrikanischen und asiatischen Entwicklungs- 
ländern (u. a. Venezuela, Kolumbien, Paraguay, Eku- 
ador, Senegal, Angola, Indonesien) technische Hilfe 
und Wissenstransfer zum Aufbau von Biokraftstoff- 
sektoren an. Als Finanzierungspartner der brasilia- 
nischen Kooperationsprojekte sind häufig Industrie- 
länder wie etwa Schweden, Großbritannien oder 
Italien vorgesehen. Diese „Süd-Nord-Süd-Koope- 
rationen“ haben jedoch in erster Linie den Aufbau 
von Märkten zum Ziel (Biopact, 2007a, b). Die Ein- 
führung von Nachhaltigkeitsstandards dürfte darin 
zunächst eine untergeordnete Rolle spielen. 

Doch auch in Abkommen zwischen Industrie- und 
Schwellenländern finden sich bisher nur oberfläch- 
liche Aussagen zu Nachhaltigkeitsstandards. Das im 
Mai 2008 zwischen Deutschland und Brasilien Unter- 
zeichnete Abkommen betreffend die Zusammenar- 
beit im Bereich der erneuerbaren Energien und der 
Energieeffizienz enthält keinerlei konkrete Ziele in 
Bezug auf ökologische und soziale Kriterien nachhal- 
tiger Produktion von Bioenergie. Es wurden lediglich 
Absichtserklärungen zur Aufnahme eines Dialogs zu 
Fragen der nachhaltigen Produktion abgegeben. In 
dieser Form kann es höchstens eine erste Vorstufe 
für gehaltvollere Verpflichtungen im Rahmen eines 
weiteren Vertrags bilden. Sehr ähnlich stellen sich die 
Unterzeichneten Abkommen zwischen Brasilien und 
den Niederlanden bzw. Schweden zur Kooperation 
im Bioenergiesektor dar. Auch darin wird nur kurz 
auf eine geplante Zusammenarbeit im Bereich der 
nachhaltigen Produktion und Nutzung von Biokraft- 
stoffen verwiesen. Es ist also davon auszugehen, dass 
konkrete Umwelt- und Sozialstandards für die Pro- 
duktion von Bioenergieträgern in bilaterale Abkom- 
men zwischen Staaten nur zögerlich Eingang finden 
werden. Im Falle des Abkommens zwischen Brasilien 
und Schweden ist es der Privatsektor, der die Umset- 
zung der Nachhaltigkeitsanforderungen in einem 
Zertifizierungsansatz übernommen hat (Kap. 10.3.2; 
SEKAB, 2008). 


10.3.2.3 

Multilaterale Ansätze 

Unilaterale Maßnahmen einzelner Staaten wie auch 
bilaterale Abkommen haben nur eine begrenzte 
räumliche Wirkung. Dazu kommt, dass eine Verbrei- 


tung uni- und bilateraler Standards den globalen 
Markt fragmentieren und den Handel zwischen ver- 
schiedenen Ländern mit unterschiedlichen Anfor- 
derungen an Bioenergieträger erheblich behindern 
würde. Demgegenüber wären Reichweite und Ver- 
einbarkeit von Standards für Bioenergie am größ- 
ten, wenn international ein einheitlicher multilatera- 
ler Ansatz verfolgt würde. Dadurch würden die Zer- 
tifizierungs- und Informationskosten der Produzen- 
ten reduziert. Die Festschreibung von Standards in 
einem multilateralen Vertragsregime wäre zudem 
auch hinsichtlich der Vereinbarkeit mit dem Welt- 
handelsrecht vorteilhaft (Kap. 10.3.4). 

Als entsprechende Anknüpfungspunkte könnten 
zunächst bestehende multilaterale Umweltabkom- 
men (z.B. Biodiversitätskonvention, Kap. 10.5; Kli- 
marahmenkonvention, Kap. 10.2; Desertifikations- 
konvention, Kap. 10.6) genutzt werden. Im Rahmen 
dieser Abkommen könnten - in erster Linie auf der 
Ebene von Zusatzprotokollen - spezifische thema- 
tische Beiträge für die Standardsetzung im Bereich 
der Bioenergie entwickelt werden. Im Rahmen der 
Biodiversitätskonvention wurden bereits Verhand- 
lungen zu Bioenergie beschlossen, die in diese Rich- 
tung ausgebaut werden sollten (Kap. 10.5.3). Da die 
einzelnen multilateralen Umweltabkommen jeweils 
nur begrenzte thematische Ziele haben, eignen sie 
sich nicht als Rahmen für die Entwicklung umfas- 
sender Bioenergiestandards. 

Die Verhandlung einer eigenständigen multila- 
teralen „Bioenergiekonvention“ hätte allerdings 
den Nachteil, dass sie erhebliche Zeit in Anspruch 
nähme. Zudem ist angesichts divergierender Inter- 
essen der Akteure davon auszugehen, dass in einem 
solchen multilateralen Abkommen nur relativ all- 
gemeine Mindeststandards festgeschrieben werden 
können. Im Interesse längerfristiger Verwirklichung 
der Nachhaltigkeitsziele sollte jedoch - ungeach- 
tet der soeben angesprochenen Anfangsprobleme - 
parallel dazu auch ein multilateraler Ansatz in Bezug 
auf Standards nachhaltiger Bioenergieproduktion 
verfolgt werden. 

Es gibt bereits globale Aktivitäten, die sich in die- 
sem Zusammenhang als Ausgangsbasis nutzen ließen 
(Kap. 10.3.2.1). Insbesondere die Global Bioenergy 
Partnership (GBEP; Kasten 10.3-4), welche die 
wichtigsten Produzenten- wie auch Abnehmerlän- 
der zusammenführt, wäre grundsätzlich als instituti- 
onelles Forum für einen politisch wirksamen Diskurs 
geeignet. Als relativ überschaubares zwischenstaatli- 
ches Forum könnte GBEP die vielfältigen formellen 
und informellen Prozesse zur Erarbeitung von Nach- 
haltigkeitskriterien bündeln und eine globale Stan- 
dardformulierung vorantreiben. Dazu könnten bei- 
spielsweise die Vorschläge des WBGU, in denen u.a. 
die Ergebnisse des RSB (Kasten 10.3-3) aufgegrif- 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-255- 


Drucksache 17/2272 


fen wurden, in die Arbeit der G8+5 Task Force on 
Sustainability (Kasten 10.3-4) eingebracht werden. 
Mit der politischen Unterstützung der G8 könnte 
erreicht werden, dass die Entscheidungen in politi- 
krelevante Foren, Institutionen und Prozesse einge- 
hen. Allerdings wäre dabei darauf hinzuwirken, dass 
betroffene zivilgesellschaftliche Akteure verstärkt 
am Dialog beteiligt werden, so dass der Diskurs 
unter Einbeziehung aller Interessenvertreter (Staa- 
ten, Industrie, Handel, NRO usw.) erfolgt. 

Anregungen für einen institutioneilen Ausbau 
des Gremiums und dessen Tätigkeit könnte etwa 
die World Commission on Dams (WCD) bieten. Die 
Kommission, bestehend aus Regierungsvertretern, 
Internationalen Organisationen, NRO, dem indust- 
riellen Sektor etc., wurde Ende der 1990er Jahre ein- 
gerichtet, um in dem ebenfalls hoch umstrittenen 
Bereich der Nutzung von Staudämmen globale Stan- 
dards und Kriterien zu erarbeiten. Auch hier gab es 
trotz vielfältiger politischer, ökologischer und wirt- 
schaftlicher Interessen einen Konsens darüber, dass 
eine internationale Übereinkunft in diesem Gebiet 
notwendig sei. Die Prinzipien, welche durch die Kom- 
mission erarbeitet wurden, sind zwar rechtlich nicht 
verpflichtend, haben aber als so genanntes soft law 
trotzdem eine wichtige Referenzfunktion, indem sie 
Richtlinien ökologischer und sozialer Stoßrichtung 
formulieren, die in vielen Entscheidungsprozessen 
eine wichtige Basis bilden (Thürer, 2000). Idealer- 
weise würde ein solcher Katalog an Nachhaltigkeits- 
prinzipien für die Bioenergieproduktion verpflich- 
tenden Charakter annehmen und von den beteilig- 
ten Staaten in entsprechende Vorschriften umgesetzt 
werden. Während bei der WCD die Weltbank und 
die lUCN initiierend wirkten, müsste im Hinblick 
auf einen ähnlichen Ansatz zur Bioenergie der FAO 
eine wichtige Rolle zukommen. 

Das Ziel einer nachhaltigen Bioenergienutzung ist 
jedoch letztendlich durch entsprechende Standards 
im Bioenergiesektor allein nicht erreichbar. Stan- 
dards für die energetische Nutzung von Biomasse 
können immer nur Teilmärkte der agrarischen Pro- 
duktion erfassen und lösen das Schlüsselproblem der 
Verdrängungseffekte nur unzureichend. Bioenergie 
muss in eine nachhaltige, sektorübergreifende Land- 
nutzung eingebettet sein, die sich an den vom WBGU 
entwickelten Leitplanken und Nachhaltigkeitsregeln 
orientiert (Kap. 3). Ein solches globales, sektorüber- 
greifendes Landnutzungsmanagement könnte etwa 
von einer - noch zu gründenden - globalen Kom- 
mission für nachhaltige Landnutzung getragen sein 
(Kasten 10.3-5). 


10 . 3.3 

Implikationen von Standards für den Handei mit 
Bioenergieträgern 

Sobald innerhalb der EU gesetzlich ein verpflichten- 
der Bioenergiestandard eingeführt wird, sind auch 
ausländische Produzenten gezwungen, ihre Produkte 
bezüglich der Einhaltung des Standards zertifizieren 
zu lassen, wenn sie diese in der EU in Verkehr brin- 
gen möchten. Bioenergiestandards können dann zu 
faktischen Handelsbarrieren werden, falls die gefor- 
derten Standards in den Produzentenländern nicht 
ebenfalls gelten. Im Gegenzug kann die EU jedoch 
ihren Handelspartnern bei Einhaltung der Standards 
präferenzielle Einfuhrbedingungen gewähren. 


10 . 3 . 3.1 

Standards als Handelshemmnis 

Ein einzelnes Land oder eine supranationale Organi- 
sation wie die EU kann die verpflichtende Standard- 
setzung bewusst einsetzen, um auf die Produktions- 
weise von Bioenergieträgern in den Exportländern 
Einfluss zu nehmen. Es besteht dabei die Gefahr, 
dass die Exportländer die durch Standardsetzung 
verursachte Handelsbeschränkung als protektio- 
nistische Maßnahme wahrnehmen und ein unilate- 
rales Vorgehen auf wenig Akzeptanz bei den Han- 
delspartnern stößt. Tatsache ist, dass sich die unila- 
terale Festsetzung von verpflichtenden Nachhaltig- 
keitsstandards im Ergebnis wie ein Importverbot auf 
nicht nachhaltig produzierte Bioenergieprodukte 
auswirkt und deshalb der WTO-Kompatibilitätsprü- 
fung bedarf (Kap. 10.3.4). 

Um die Akzeptanz der Mindeststandards zu erhö- 
hen, sollten spürbare Marktzugangserleichterungen 
(z.B. deutliche Zollerleichterungen) für diejenigen 
Handelspartner vorgesehen werden, die die Min- 
deststandards einhalten. Zudem sollten generell die 
Zölle und Exportsubventionen im Agrarsektor wei- 
ter abgebaut werden. 

Eine weit striktere Handelsbeschränkung wäre 
die Einführung eines generellen Importverbotes bzw. 
eines zeitlich beschränkten Importmoratoriums für 
Bioenergieträger. Alternativ könnte ebenso erwogen 
werden, nur Biomasse bzw. Bioenergie aus bestimm- 
ten Produktionsländern zum Import zuzulassen, wie 
es derzeit teilweise im Bereich der Lebensmittel- und 
Produktsicherheit praktiziert wird. Letztendlich wür- 
den solche im Vergleich zu Mindeststandards undif- 
ferenzierte Einfuhrbeschränkungen die Exportchan- 
cen für die Produzenten in den Herkunftsländern 
erheblich stärker mindern und voraussichtlich bei 
den Handelspartnern auf weitaus geringere Akzep- 
tanz stoßen. 
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Kasten 10.3-5 

Vision einer giobaien Kommission für 
nachhaitige Landnutzung 

Mittelfristig sollten alle forst- und landwirtschaftlichen 
Praktiken nachhaltig gestaltet werden und einheitlichen 
Grundsätzen unterliegen. Dieser Anspruch geht jedoch 
weit über die Formulierung von Standards hinaus. Wie die 
Analyse des WBGU zeigt, steckt in der Frage konkurrie- 
render Landnutzungsansprüche ein großes Konfliktpoten- 
zial. Bereits heute zeichnen sich krisenhafte Entwicklungen 
bei der globalen Ernährungssicherheit oder durch den Ver- 
lust von Ökosystemen ab. Dieser Druck auf die Landnut- 
zung und die gesellschaftlichen Systeme wird weiter stei- 
gen. Zukünftig müssen eine wachsende Weltbevölkerung, 
zunehmend flächenintensive Ernährungsmuster - nicht 
nur in den OECD-, sondern auch in den schnell wachsen- 
den Schwellenländern, vor allem China und Indien - und 
eine steigende Nachfrage nach stofflicher Nutzung von 
Biomasse in einer Situation verstärkter Bodendegradation, 
wachsender Wasserknappheit und klimatischem Stress mit- 
einander in Einklang gebracht werden. Dies ist eine globale 
Herausforderung, die in ihren Ausmaßen und ihrer Kom- 
plexität bisher nur wenig verstanden ist und in internatio- 
nalen Governance-Prozessen nur in Teilaspekten (z.B. im 
Rahmen der FAO und der CBD) behandelt wird. 

Der Beirat hält es angesichts dieser Herausforderung 
an das Landnutzungsmanagement für notwendig, die Frage 
der globalen Landnutzung auf internationaler Ebene 
stärker zu thematisieren und institutionell zu verankern. 
Dafür sollte eine neue globale Kommission für nachhal- 
tige Landnutzung eingerichtet werden. Die Aufgabe der 
Kommission soll darin bestehen, die wichtigen Heraus- 
forderungen im Themenkomplex der globalen Landnut- 
zung zu identifizieren und den Stand des Wissens zusam- 
menzutragen. Darauf aufbauend sollte die Kommission 
Grundlagen, Mechanismen und Leitlinien zum globalen 
Landnutzungsmanagement erarbeiten. Damit ist ein kom- 
plexes neues Feld globaler Governance angesprochen, in 
dem ernährungs-, energie-, entwicklungs- und umweltpoli- 
tische Fragen Zusammenwirken. Die Kommission wird sich 
mit komplexen und durch Interessengegensätze geprägte 
Problemlagen beschäftigen. Ausgangspunkt wird sein, die 
internationale Datenlage über den Status Quo der globa- 
len Landnutzung und Bodenbeschaffenheit zu verbessern 


10.3.3.2 

Implikationen für Handeisbeziehungen mit 
Entwickiungs- und Schweiieniändern 

Eine besondere Situation ergibt sich gegenüber den 
Entwicklungs- und Schwellenländern. Diesen Län- 
dern gewährt die Europäische Gemeinschaft seit 
1971 in ihrem Allgemeinen Präferenzsystem (APS) 
bzw. Generalised System of Preferences Vorzugs- 
bedingungen bei der Einfuhr von Waren in die EU 
und damit auch für Rohstoffe, die zur Erzeugung von 
Bioenergie verwendet werden können. Zu den APS- 
Ländern gehören u.a. wichtige Bioenergieprodukti- 
onsländer wie Brasilien, Argentinien, Indonesien und 
Malaysia. Aber auch unter den am wenigsten entwi- 


und international zu vereinheitlichen. Ein gemeinsames 
Verständnis der grundlegenden Probleme muss erarbeitet 
und die vielfältigen Interessen um die Landnutzung von 
der lokalen bis zur globalen Ebene identifiziert werden. 
Letztlich wird damit auch eine tief greifende Veränderung 
etablierter Sichtweisen und Praktiken gefordert: Es ist 
nicht mehr möglich, Landnutzung als ausschließliches Feld 
souveränen staatlichen Handelns zu begreifen. Entwick- 
lungen, die Auswirkungen auf die Landnutzung haben, sind 
angesichts der vielfältigen globalen Wechselwirkungen und 
Verflechtungen nicht mehr nur national zu fassen und zu 
bearbeiten. Das belegt das Beispiel der indirekten Land- 
nutzungsänderungen im Zusammenhang mit dem Ausbau 
der Bioenergie ebenso wie die Frage eines gerechten Pro- 
Kopf-Flächenverbrauchs. Deshalb bedarf es einer grenz- 
überschreitenden Zusammenarbeit, die diese komplexen 
Fragen der nachhaltigen und gerechten Landnutzung in 
einem offenen Prozess thematisiert, sich an die Probleme 
herantastet und langfristige Regulierungsvorschläge erar- 
beitet. 

Vorbild für solch eine Institution könnte beispielsweise 
die Financial Action Task Force on Money Laundering 
(FATF) sein. Die von der G7 einberufene FATF startete 
1989 als eine kleine, dynamische Expertengruppe, die zu 
dem auf internationaler Ebene neu zu erschließenden Poli- 
tikfeld der Bekämpfung der Geldwäsche eingesetzt wurde. 
Mittlerweile hat sich das Gremium erweitert und Leitlinien 
und Standards erarbeitet, die von vielen Staaten und Orga- 
nisationen anerkannt werden. Dazu wurde ein globales 
Peer-Review- und Monitoring- Verfahren installiert (Reini- 
cke und Reinicke, 1998; Sharman, 2008). 

Die neue globale Kommission für nachhaltige Land- 
nutzung, deren Zuständigkeit - wie oben skizziert - weit 
über Fragen der Landnutzung im engeren Sinne hinaus- 
ginge, könnte bei UNEP angegliedert werden und in enger 
Zusammenarbeit mit anderen UN-Organisationen, etwa 
der FAO, stehen. Die Ergebnisse dieses Prozesses sollten 
regelmäßig auf die internationale Agenda gesetzt werden, 
beispielsweise im Rahmen des globalen Umweltminister- 
forums des UNEP. Wichtig wäre zudem die Aufnahme und 
Diskussion der Thematik innerhalb des strategisch wichti- 
gen Forums der Staats- und Regierungschefs der G8-t5. So 
würde die Wahrscheinlichkeit bedeutend erhöht, dass die 
Erkenntnisse und Entscheidungen eine breite Öffentlich- 
keit erreichen und in relevante Politikprozesse eingespeist 
werden. 


ekelten Ländern (LDCs), die im APS unter die spe- 
ziellen Vorzugsbedingungen der Alles-außer-Waf- 
fen-Initiative fallen, sind einige Länder mit Bioener- 
gieproduktionspotenzial, so z.B. Malawi, Mosam- 
bik oder Sambia (Johnson et al., 2006). Weiterhin 
gewährt die EU den so genannten AKP-Staaten 
den zollfreien Export in die EU. In ihrer Biokraft- 
stoffstrategie betont die EU-Kommission, dass sie 
den AKP-Staaten auch weiterhin einen präferenzi- 
ellen Marktzugang im derzeitigen Umfang gewähren 
wird (EU-Kommission, 2006b). Ebenso laufen aktu- 
ell Verhandlungen mit den MERCOSUR-Staaten, 
d.h. mit Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uru- 
guay, über präferenzielle Einfuhrbedingungen in die 
EU (Dufey, 2006). 
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Es tritt somit ein Zielkonflikt zwischen der För- 
derung des Handels mit Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern und der Forderung nach Nachhaltigkeits- 
standards auf. So basiert beispielsweise das Volks- 
einkommen in zwei Dritteln der LDCs zu 30-60 % 
auf dem Agrarsektor. Auf die Europäische Union 
entfällt - bezogen auf die Exporte der LDCs nach 
Japan, den USA, Kanada und die EU - ein Anteil 
von 70 % der Agrarexporte. Damit stellt die EU-27 
einen bedeutenden Absatzmarkt für diese Länder 
dar (EU-Kommission, 2008b). Das Einsetzen von 
Nachhaltigkeitsstandards ohne entsprechende tech- 
nische und finanzielle Kooperationsangebote würde 
für diese Länder eine unverhältnismäßig hohe Bürde 
bedeuten (Grote, 2002) und der entwicklungspoliti- 
schen Grundmotivation für die Zollbefreiung dieser 
Länder zuwiderlaufen. 

Dieser Zielkonflikt könnte so gelöst werden, dass 
kleinen und mittleren Unternehmen in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern Unterstützung bei der 
Umsetzung der Standards angeboren wird. Insbe- 
sondere die LDCs, denen die EU derzeit unter der 
„Alles-außer-Waffen“-Initiative zollfreie bzw. zollre- 
duzierte Importe von Waren garantiert, müssen bei 
der Umsetzung der geforderten Standards finanziell 
und technisch unterstützt werden. Zudem können für 
Entwicklungsländer zur Senkung der Transaktions- 
kosten in einer Anfangsphase Vereinfachungen bei 
der Verifizierung der Zertifizierungskriterien vorge- 
sehen werden (z.B. Ansetzen von Default- Werten). 
Ebenso ist die Gruppenzertifizierung eine geeignete 
Möglichkeit, die Zertifizierungskosten für kleine 
landwirtschaftliche Betriebe speziell in Entwick- 
lungsländern - aber auch in Industrie- und Schwel- 
lenländern - gering zu halten. 


10.3.3.3 

Präferenzielle Behandlung von Bioenergieträgern 
durch Quaiifizierung als Environmental Goods and 
Services 

Eine präferenzielle Behandlung von Rohstoffen für 
Bioenergienutzung könnte im multilateralen Rah- 
men außerdem auch aus den Liberalisierungsbe- 
strebungen resultieren, welche durch die WTO seit 
einiger Zeit beim Handel mit so genannten Envi- 
ronmental Goods and Services (EGS) verfolgt wer- 
den (Chaytor, 2002; Iturregui und Dutschke, 2005; 
Singh, 2005; Dufey, 2006; Seil, 2006; Sugathan, 2006; 
Yu, 2007). 

Im Rahmen der seit 2001 andauernden Doha-Ver- 
handlungsrunde wurde unter verschiedenen Manda- 
ten zur Fortentwicklung des WTO-Rechts in Bezug 
auf Maßnahmen des Umweltschutzes die Liberalisie- 
rung des Handels mit EGS als Ziel formuliert (Minis- 


tererklärung von Doha, Para. 31 [iii]). Es wird ange- 
strebt, für ausgewählte, als besonders umweltfreund- 
lich erachtete Produkte oder Dienstleistungen den 
Marktzugang zu verbessern, indem Zölle und andere 
Handelshemmnisse für die als EGS deklarierten 
Waren und Dienstleistungen beseitigt werden. 

Die Frage, welche Güter als EGS zu qualifizieren 
seien, ist unter den WTO-Vertragsstaaten umstritten. 
Es ist aber davon auszugehen, dass auch Güter aus 
dem Bereich der erneuerbaren Energien und insbe- 
sondere der Bioenergie für solche Liberalisierungs- 
maßnahmen in Frage kommen (Singh, 2005). Einen 
entsprechenden Vorstoß hat Brasilien unternom- 
men, das im November 2007 im Rahmen des Com- 
mittee on Trade and Environment der WTO bean- 
tragte, Biotreibstoffe generell als Environmental 
Goods zu betrachten. 

Im Vorfeld der Klimakonferenz von Bali im 
Dezember 2007 präsentierten zudem die EU und die 
USA an die Adresse der WTO einen gemeinsamen 
Vorschlag, Technologien mit Eignung zur Bekämp- 
fung des Klimawandels als EGS besonders zu privi- 
legieren. Gemäß diesem Vorschlag sollten in einer 
ersten Stufe insgesamt 43 „besonders klimafreund- 
liche“ Technologien (z.B. Solarzellen und Windtur- 
binen) mit sofortiger Wirkung von Zöllen und ähn- 
lichen Handelsbeschränkungen befreit werden. Als 
zweiter Schritt sollte anschließend im Rahmen des 
Doha-Prozesses ein Environmental Goods and Ser- 
vices Agreement ausgehandelt werden, das weitere 
als EGS zu qualifizierende Güter und Dienstleistun- 
gen umfassen sollte. Die EU und die USA plädierten 
allerdings gegen eine Aufnahme von Biokraftstoffen 
in die Liste der primären „klimafreundlichen“ Tech- 
nologien, was insbesondere durch Brasilien kritisiert 
wurde. Die EU sprach sich im Übrigen generell dafür 
aus, lediglich Nicht- Agrarprodukte aufzulisten. 

Die Doha-Verhandlungsrunde ist in den letz- 
ten Jahren mehrfach ins Stocken geraten. Nach dem 
Abbruch des WTO-Ministertreffens vom Juli 2008 in 
Genf ist angesichts der bestehenden politischen Dif- 
ferenzen insgesamt unklar, wie und in welchem zeit- 
lichen Rahmen sich die Verhandlungen weiterent- 
wickeln werden. Wie bei vielen anderen Aspekten 
der laufenden WTO-Verhandlungsrunde ist auch in 
Bezug auf EGS offen, welche Resultate zu erreichen 
sind. Zu den strittigen wichtigen Punkten gehört 
hier die vom Committee on Trade and Environ- 
ment zu behandelnde Frage, unter welchen Voraus- 
setzungen die erforderliche Umweltfreundlichkeit 
eines Produkts oder einer Dienstleistung gegeben 
ist. Die angestrebte Liberalisierung ist aus ökologi- 
scher Sicht nur dann sinnvoll, wenn durch die Einstu- 
fung als EGS das Umweltschutzziel nicht unterlau- 
fen wird, indem die als EGS deklarierten Güter und 
Dienstleistungen pauschal und nicht gemäß ihrer 
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individuellen Lebenszyklusbilanz beurteilt werden. 
Dies erfordert allgemein, dass bei der Debatte über 
EGS im Rahmen der WTO auch Nachhaltigkeitskri- 
terien (im Sinne der vom WBGU in Kapitel 10.3.1 
formulierten) berücksichtigt werden, die zudem auch 
die Herstellungsprozesse einbeziehen. Allerdings ist 
es fraglich, ob bei der Auswahl der EGS eine Anwen- 
dung spezifischer Standards, wie sie der WBGU für 
notwendig hält, politisch durchsetzbar ist. Deutsch- 
land und die EU sollten sich deshalb im Rahmen der 
EGS- Verhandlungen für eine angemessene Berück- 
sichtigung der Umweltschutzziele einsetzen. 

Falls eine Beurteilung gemäß der individuellen 
Lebenszyklusbilanz der Güter nicht durchgesetzt 
werden kann, plädiert der WBGU gegen eine Auf- 
nahme von Biokraftstoffen in die Liste der EGS, da 
eine pauschale Beurteilung ihrer sozialen und ökolo- 
gischen Nachhaltigkeit nicht möglich ist. Es könnte 
jedoch erwogen werden, bestimmte förderungswür- 
dige, aus ausgewählten Bioenergiepfaden resultie- 
rende Bioenergieträger als EGS zu deklarieren. 


10.3.4 

WTO-Kompatibilität von Standards für 
Bioenergieträger 

Bezüglich des vom WBGU geforderten gesetzlichen 
Mindeststandards ist nach der Vereinbarkeit mit den 
relevanten Bestimmungen des WTO-Rechts zu fra- 
gen. Die vom WBGU empfohlenen Nachhaltigkeits- 
prinzipien des Mindeststandards beziehen sich auf 
die Herstellungsprozesse im Herkunftsland und sind 
somit als nicht produktbezogene Maßnahmen anzu- 
sehen (zur Unterscheidung zwischen produktbezo- 
genen und nicht produktbezogenen Maßnahmen 
Droege, 2001; Puth, 2003; Hilf und Oeter, 2005). Wäh- 
rend bei produktbezogenen umweltpolitisch moti- 
vierten Handelsbeschränkungen - die also auf die 
Eigenschaften des Produkts selbst Bezug nehmen 
- die Vereinbarkeit mit den Vorgaben des WTO- 
Rechts grundsätzlich - unter der Voraussetzung, dass 
die jeweiligen Maßnahmen tatsächlich um weltpoliti- 
schen Zielen dienen - gegeben ist (Hilf und Oeter, 
2005), bestehen hinsichtlich der WTO-Konformi- 
tät nicht produktbezogener Maßnahmen erhebliche 
Differenzen. 


10.3.4.1 

Relevanz des WTO-Rechts bei der Standardsetzung 

Bei der Beurteilung der WTO-Konformität von 
Standardsetzung, welche sich auf den Herstellungs- 
prozess bezieht, muss zunächst zwischen staatlichen 
und rein privaten Maßnahmen unterschieden wer- 


den. Sowohl bei verpflichtender Zertifizierung im 
Rahmen gesetzlicher Standardsetzung als auch bei 
freiwilliger, aber vom Staat zur Verfügung gestell- 
ter Zertifizierung, besteht die Möglichkeit einer han- 
delshemmenden Wirkung. Dagegen sind rein private 
Maßnahmen unter dem Aspekt der Bestimmungen 
des GATT, der grundsätzlich nur Staaten berech- 
tigt und verpflichtet, von vornherein unproblema- 
tisch (Droege, 2001; Blüthner, 2004; Hilf und Oeter, 
2005). 

Für die rechtliche Beurteilung sind in erster 
Linie Art. III GATT (Gebot der Inländergleichbe- 
handlung) und Art. XI GATT (Verbot mengenmä- 
ßiger Beschränkungen des Imports oder Exports) 
von Bedeutung. Dabei kommt die erstgenannte Vor- 
schrift für interne Maßnahmen, die letztgenannte 
für Beschränkungen und Verbote an der Grenze 
zur Anwendung (Puth, 2005). Sollten Handelsbe- 
schränkungen eingeführt werden, die ausschließlich 
die Produkte bestimmter Länder betreffen, so wäre 
außerdem Art. 1 GATT (Prinzip der Meistbegünsti- 
gung) zu beachten. 

Das Gebot der Inländergleichbehandlung wird 
gegenüber eingeführten Produkten gemäß Art. 
111:4 GATT dann verletzt, wenn erstens die fragli- 
che Maßnahme auf einer internen (nationalen) Vor- 
schrift beruht, zweitens die betroffenen eingeführ- 
ten und inländischen Produkte gleichartig (like pro- 
ducts) sind und drittens die betroffenen eingeführten 
Produkte im Vergleich zu gleichartigen inländischen 
Produkten einer weniger günstigen Behandlung 
unterworfen werden (Puth, 2003). 

Zu einem potenziellen Konflikt zwischen Nachhal- 
tigkeitsstandards und WTO-Recht führt dabei insbe- 
sondere das zweite Kriterium betreffend die „Gleich- 
artigkeit“ von Produkten, soweit ausländische Pro- 
dukte im Vergleich zu inländischen schlechter behan- 
delt werden, was auch dann der Fall ist, wenn eine 
faktische Ungleichbehandlung vorhegt, etwa weil ein- 
heimische Produkte eher bestimmte Standards erfül- 
len. Die Spruchpraxis der WTO-Streitbeilegungsor- 
gane geht davon aus (wie etwa das WTO-Panel im 
Fall „Japan - Taxes on Alcoholic Beverages“, 1996), 
dass identische Güter auch dann als gleichartig zu 
qualifizieren sind, wenn sie mit unterschiedlichen 
Methoden produziert worden sind. Unterschiede in 
den Produktionsmethoden dürfen daher grundsätz- 
lich nicht berücksichtigt werden, wenn das Produk- 
tionsergebnis „gleichartig“ ist (Droege, 2001). Diese 
Voraussetzung ist bei den hier in Frage kommenden 
Maßnahmen in der Regel gegeben, denn die jewei- 
ligen Standards und Zertifizierungen stellen auf die 
Art und Weise der Herstellung ab. 

Somit muss davon ausgegangen werden, dass bei 
völliger physischer Übereinstimmung von Produkten, 
die sich nur durch die verwendeten nicht produktbe- 
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zogenen Herstellungsmethoden unterscheiden, die 
Gleichartigkeit im Sinne von Art. 111:4 GATT gege- 
ben ist (Hilf und Oeter, 2005). Dies hat zur Folge, 
dass die staatlich unterstützte Setzung von Umwelt- 
und/oder Sozialstandards und deren Umsetzungs- 
kontrolle durch Zertifizierungssysteme mit dem 
Gebot der Inländergleichbehandlung in Konflikt 
gerät. Dies gilt auch für andere unilaterale Maßnah- 
men, die bestimmte Produkte wegen ihrer Produkti- 
onsart einer ungünstigeren Behandlung unterwerfen, 
wie es etwa im Rahmen einer entsprechenden För- 
derpolitik der Fall wäre. 

Wird die Einfuhr von Produkten - wie etwa Bio- 
kraftstoffen - verboten oder beschränkt, weil sie 
bestimmten Standards nicht genügen, so ergibt sich 
außerdem ein Konflikt mit Art. XI GATT. Eine 
Unvereinbarkeit mit Art. 1 GATT resultiert schließ- 
lich, wenn darüber hinaus erwogen wird, lediglich 
Bioenergie aus bestimmten Produktionsländern - 
etwa weil diese keine allgemeinen Herstellungsstan- 
dards kennen - zum Import zuzulassen. Zusammen- 
fassend droht somit bei staatlich unterstützten Maß- 
nahmen zur Gewährleistung nachhaltiger Produktion 
von Bioenergie je nach konkreter Ausgestaltung in 
dreierlei Hinsicht eine Verletzung relevanter Gebote 
des WTO-Rechts. Allerdings kommt in allen Fällen 
eine Rechtfertigung für die Setzung von Nachhaltig- 
keitsstandards in Betracht. 


10.3.4.2 

Rechtfertigung diskriminierender Maßnahmen 

Die verschiedenen Abkommen sehen Ausnahme- 
klauseln vor, die gerade im Bereich des Umwelt- 
schutzes zur Anwendung gelangen können und 
gegebenenfalls einen Verstoß gegen die Regeln des 
GATT (und gegebenenfalls auch ergänzender WTO- 
Abkommen) rechtfertigen. So stellt sich insbeson- 
dere die Frage, ob ein durch die Setzung von Nach- 
haltigkeitsstandards (und deren Durchsetzung durch 
Zertifizierungs- und Kennzeichnungssysteme) anzu- 
nehmender Verstoß gegen Art. 111:4 GATT oder ein 
Verstoß gegen Art. XI GATT gestützt auf die Klau- 
seln des Art. XX GATT gerechtfertigt sein kann. 

Ansätze zur Rechtfertigung 

UMWELTPOLITISCH MOTIVIERTER MASSNAHMEN 

In diesem Zusammenhang ist zunächst auf umwelt- 
politisch motivierte Standards einzugehen. Art. XX 
GATT sieht Ausnahmen für Maßnahmen zum Schutz 
des Lebens und der Gesundheit von Menschen, Tie- 
ren und Pflanzen (Bst. b) sowie für Maßnahmen zur 
Erhaltung erschöpflicher Naturschätze (Bst. g) vor. 
Zwar ist somit die Umwelt als solche nicht im Katalog 
der geschützten Rechtsgüter enthalten, doch bieten 


die genannten Bst. b und g durchaus Raum zu deren 
Berücksichtigung (Epiney, 2000; Epiney und Scheyli, 
2000; Hilf und Oeter, 2005). Auf dieser Grundlage ist 
heute weitgehend anerkannt, dass auch das „allge- 
meine“ Anliegen des Umweltschutzes nach diesen 
Bestimmungen Ausnahmen rechtfertigen kann. 

Auch wenn die genaue Auslegung und Anwen- 
dung des Art. XX GATT bis heute umstritten ist, 
kann gestützt auf die Spruchpraxis der WTO-Streit- 
beilegungsorgane davon ausgegangen werden, dass 
auch rein prozessbezogene Handelsmaßnahmen - 
und insofern auch die Standardsetzung und deren 
Umsetzungskontrolle durch Zertifizierungssysteme 
- grundsätzlich in den Schutzbereich von Art. XX 
GATT fallen (Hilf und Oeter, 2005; in diese Rich- 
tung auch Droege, 2001). Insbesondere stellte der 
Appellate Body im Fall „US-Shrimp“ (1998), bei 
dem es um die Gefährdung von Meeresschildkrö- 
ten durch den Fang von Garnelen ging, klar, dass die 
Produktionsmethode als Unterscheidungskriterium 
durchaus zulässig sein kann, soweit die Produktions- 
weise eine bestimmte Tierart gefährdet. Es sei näm- 
lich kein Grund ersichtlich, weshalb nicht produkt- 
bezogene Handelsmaßnahmen von vornherein als 
WTO-rechtswidrig zu betrachten seien (Althammer 
et al., 2001; Droege, 2001; Puth, 2003). Darüber hin- 
aus wurde in diesem Fall außerdem klargestellt, dass 
grundsätzlich auch solche Maßnahmen einer Recht- 
fertigung zugänglich sind, die Schutzgüter außerhalb 
des Territoriums derjenigen Staaten betreffen, die 
die umweltpolitische Maßnahme verfolgen (sog. ext- 
raterritoriale Anwendung des Art. XX GATT). 

Im Hinblick auf einen möglichen Streitfall betref- 
fend die WTO-Konformität von produktionsbezo- 
genen Umweltstandards für importierte Produkte 
liegt eine potenzielle Schwierigkeit darin, dass die 
Beweislast in Bezug auf das Vorhandensein der Aus- 
nahmekriterien auf Seiten des Staats liegt, der auf die 
Rechtfertigung eines Verstoßes gegen die Welthan- 
delsprinzipien pocht. Zur Verteidigung einer Diskri- 
minierung im Sinne von Art. III:4 GATT durch öko- 
logisch motivierte Nachhaltigkeitsstandards müsste 
der betreffende Staat somit belegen können, dass 
keine andere, weniger einschneidende Maßnahme 
möglich ist, um das umweltpolitische Ziel zu errei- 
chen (Grundsatz der Verhältnismäßigkeit). Außer- 
dem ist das Vorhandensein einer objektiven Gefähr- 
dungslage zu belegen (vergleiche zum einschlägigen 
Prüfungsprogramm zuletzt den Bericht des WTO- 
Panels „Brazil - Measures Affecting Imports of Ret- 
readed Tyres“ aus dem Jahr 2007; Qin, 2007). 

Die Rechtfertigung eines Verstoßes gegen die ein- 
schlägigen Gebote des WTO-Rechts lässt sich gestützt 
auf die Art. XX GATT am überzeugendsten begrün- 
den, wenn aus einem multilateralen Übereinkom- 
men hervorgeht, dass ein internationaler Konsens 
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bezüglich der Unverzichtbarkeit und entsprechen- 
den Schutzwürdigkeit eines bestimmten Umweltguts 
besteht. Von einem solchen Konsens ist insbesondere 
im Bezug auf den Klimaschutz und den Erhalt biolo- 
gischer Vielfalt auszugehen, für die im Rahmen der 
jeweiligen Vertragsregime (Klimarahmenkonven- 
tion und Biodiversitätskonvention mit den jeweili- 
gen Zusatzprotokollen) konkrete Schutzziele gel- 
ten. Diese Zielsetzungen werden durch die Anliegen 
des Art. XX Bst. b und g GATT erfasst; auch stehen 
sie grundsätzlich mit der sog. Chapeau-Klausel von 
Art. XX GATT im Einklang, sofern sie in einer Weise 
angewandt werden, die zu keiner willkürlichen oder 
ungerechtfertigten Diskriminierung führt. 

Insgesamt ist somit davon auszugehen, dass uni- 
laterale Maßnahmen, die über die Definition von 
produktionsbezogenen Anforderungen handelsbe- 
schränkende Wirkungen entfalten, gerechtfertigt 
werden können und sich insofern mit den Vorgaben 
des WTO-Rechts vereinbaren lassen. Allerdings ist 
die bisherige Rechtsprechung der Streitbeilegungs- 
organe der WTO noch nicht hinreichend dogmatisch 
gefestigt und weist auch einige Schwankungen auf. 
Es lässt sich daher nicht mit Sicherheit Voraussagen, 
wie die Entscheidung der zuständigen Streitbeile- 
gungsorgane der WTO ausfallen würde, sollte es zu 
einer Anfechtung entsprechender unilateraler Maß- 
nahmen durch einen Mitgliedsstaat kommen. Ange- 
sichts der vorhandenen Ungewissheit sollten somit 
umweltpolitische Maßnahmen zur Gewährleistung 
der nachhaltigen Produktion von Bioenergie nach 
Möglichkeit auf multilateraler Ebene entwickelt 
werden (Kap. 10.3.2.3) 

Ansätze zur Rechtfertigung sozialpolitisch 

MOTIVIERTER MASSNAHMEN 

Gesonderte Fragen stehen sich in Bezug auf Maß- 
nahmen, insbesondere Standards, die auf sozialpoli- 
tischen Motiven beruhen. Auch hier stehen die damit 
einhergehenden Handelsbeschränkungen in poten- 
ziellem Konflikt mit den bereits erwähnten Diskri- 
minierungsverboten des WTO-Rechts, insbeson- 
dere dem Gebot der Inländergleichbehandlung und 
dem Verbot mengenmäßiger Beschränkungen des 
Imports oder Exports. 

Unter den in Art. XX GATT genannten Ausnah- 
men sind keine ausdrücklichen sozialen oder ander- 
weitige menschenrechtliche Schutzziele aufgeführt. 
Allerdings lässt sich auch in diesem Zusammenhang 
die Ansicht vertreten, entsprechende Rechtsgüter 
seien in den generalklauselartigen, weit formulier- 
ten Bestimmungen enthalten. In Frage kommt dabei 
eine Einstufung sozialpolitisch motivierten Vorge- 
hens als Maßnahme zum Schutz der öffentlichen 
Sittlichkeit (Bst. a) sowie als Maßnahme zum Schutz 
des Lebens und der Gesundheit von Menschen (Bst. 


b). Es wird in der Literatur zudem auch die Meinung 
vertreten, die vorhin umrissene Argumentations- 
weise der WTO-Streitbeilegungsorgane zur Recht- 
fertigung umweltpolitischer Maßnahmen lasse sich - 
jedenfalls potenziell - auch auf sozialpolitische Ziele 
übertragen (Löpez-Hurtado, 2002). Die Argumenta- 
tion geht ferner dahin, dass gerade dann, wenn sozi- 
alpolitische Maßnahmen Prinzipien zur Durchset- 
zung verhelfen wollen, die in multilateralen interna- 
tionalen Abkommen besonders stark verankert und 
insofern von einem weit reichenden Konsens getra- 
gen sind, eine entsprechende Rechtfertigung möglich 
sein soll. Genannt werden dabei insbesondere die in 
den zentralen Abkommen der ILO statuierten Kern- 
arbeitsnormen (etwa betreffend das Verbot der Kin- 
derarbeit und der Zwangsarbeit). 

Über die bereits bezüglich umweltpolitischer 
Maßnahmen angeführten Ungewissheiten hinaus he- 
gen hier besondere Schwierigkeiten vor. Im Rahmen 
der WTO wurde explizit darüber diskutiert, in den 
Ausnahmekatalog von Art. XX besondere Sozial- 
standards aufzunehmen. Bislang scheiterte dies aber 
am Widerstand der Mehrzahl der Entwicklungslän- 
der, obwohl sich diese auf die allgemein anerkann- 
ten fundamentalen Sozialstandards gemäß den ILO- 
Kernbereichen beschränken sollten. Entsprechend 
ist es unsicher, ob eine Mehrheit der Vertragsstaaten 
einer Argumentation, die vorhandenen Ausnahme- 
klauseln gemäß Art. XX Bst. a und b GATT umfass- 
ten auch sozialpolitische und allgemeine menschen- 
rechtliche Aspekte, zustimmen würde. Ob in einem 
möglichen Streitfall betreffend die WTO-Konformi- 
tät von Sozialstandards für eingeführte Produkte ein 
Rekurs auf die Rechtfertigungsgründe des Art. XX 
GATT Erfolg haben würde, ist beim heutigen Stand 
der Dinge sehr fraglich. 


10.3.4.3 

Juristische Bewertung der vom WBGU 
empfohlenen Nachhaltigkeitsstandards 

Solange die WTO- Verträge - abgesehen von den 
erwähnten Ausnahmeklauseln - keine ausdrückli- 
chen Zielvorgaben ökologischer und sozialer Rich- 
tung enthalten, ist die Frage der handelsrechtlichen 
Konformität nachhaltigkeitsorientierter Maßnah- 
men letztlich von der Einschätzung der Streitbeile- 
gungsorgane der WTO abhängig. Bislang hegt ins- 
besondere zur WTO-Konformität unilateraler Nach- 
haltigkeitsstandards keine entsprechende Praxis vor. 
Sollte die EU im Rahmen ihrer Rechtsetzung - wie es 
dem Vorschlag des WBGU entspricht - unilateral die 
Nutzung von Bioenergieträgern von der Einhaltung 
von Mindeststandards abhängig machen, so hegt es 
aber durchaus im Bereich des Möglichen, dass Dritt- 
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Staaten in einem solchen Vorgehen eine rechtswid- 
rige Handelsbeschränkung sehen und vor den WTO- 
Organen eine entsprechende Verletzung der Diskri- 
minierungsverbote geltend machen. 

Unsicherheitsfaktoren in Bezug auf eine künf- 
tige Beurteilung durch die Streitbeilegungsorgane 
der WTO sind insbesondere der geforderte Beleg, 
dass ein bestimmter Nachhaltigkeitsstandard unver- 
zichtbar ist und insofern dem Verhältnismäßigkeits- 
grundsatz gerecht wird, sowie die Frage, in welchem 
Ausmaß eine extraterritoriale Zielsetzung von Stan- 
dards als zulässig erachtet wird. Auf dieser Grund- 
lage scheint es immerhin möglich, eine Einschätzung 
abzugeben, mit welcher Wahrscheinlichkeit verschie- 
dene Kategorien unilateraler Nachhaltigkeitsstan- 
dards gestützt auf Art. XX GATT die Zustimmung 
der WTO-Organe finden könnten (BTG, 2008). 

Eine solche vorläufige Einschätzung fällt insbe- 
sondere für solche Kriterien positiv aus, die darauf 
abzielen, die globale Treibhausgasbilanz zu verbes- 
sern. Zum einen ist diese klimapolitische Zielsetzung 
im Rahmen des völkerrechtlichen Klimaregimes 
(UNFCCC, Kioto-Protokoll) eindeutig anerkannt, 
und die Unverzichtbarkeit des klimapolitischen Kri- 
teriums lässt sich klar belegen. Da sich der Klima- 
wandel global auswirkt, wäre zudem selbst dann von 
der Rechtfertigung entsprechender Maßnahmen 
auszugehen, wenn die Zulässigkeit einer extraterri- 
torialen Anwendung von Art. XX GATT in Zweifel 
gezogen würde. 

Ähnlich verhält es sich bezüglich eines Kriteriums 
zum Schutz der Biodiversität. Auch hier besteht auf- 
grund der Verankerung entsprechender Zielsetzun- 
gen in der Biodiversitätskonvention (CBD) ein ein- 
deutiger Konsens. Zwar ist die globale Wirkung eines 
Verlusts der Artenvielfalt weniger einfach nachzu- 
weisen als im Falle des Klimaschutzes, dennoch aber 
nicht von der Hand zu weisen. Sollten die Streitbei- 
legungsorgane der WTO auch künftig dem Stand- 
punkt folgen, dass auch Maßnahmen gerechtfertigt 
werden können, die Schutzgüter außerhalb des Terri- 
toriums des die Regelung erlassenden Staats betref- 
fen, so wären zudem auch Kriterien zulässig, welche 
den Schutz lokaler Biodiversität bezwecken. 

Schwieriger ist demgegenüber die Beurteilung von 
Kriterien, welche rein lokale ökologische Schutzziele 
in den Produzentenländern betreffen. Hier stellt sich 
die Frage, inwiefern sich der Konsens in Bezug auf 
die Unverzichtbarkeit und entsprechend die Wah- 
rung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes belegen 
lässt. Eine positive Einschätzung im Streitfall ist aber 
- wie die Rechtsprechung insbesondere im Fall „US- 
Shrimp“ zeigt - jedenfalls nicht von vornherein aus- 
zuschließen. 

Weitgehend ungeklärt ist demgegenüber nach 
heutigem Stand die Frage, ob sozialpolitisch moti- 


vierte Standards aus WTO-rechtlicher Sicht zulässig 
sind. Angesichts des Widerstands einer großen Zahl 
von Staaten gegenüber der Einführung selbst funda- 
mentaler Sozialstandards ist davon auszugehen, dass 
solche Kriterien im Streitfall als nicht WTO-kon- 
form eingestuft würden. Dies sollte jedoch nicht als 
Hindernis bei der Forderung der Einhaltung wichti- 
ger Sozialstandards angesehen werden. Vielmehr ist 
auf eine entsprechende Anpassung des WTO-Rechts 
hinzuwirken. 


10.3.5 

Folgerungen 

Bioenergiestandards sind unerlässlich, um die Pro- 
duktion von Bioenergieprodukten in nachhaltige 
Bahnen zu lenken. Die Effektivität eines Standards 
ist am größten, je mehr Bioenergieträger durch ihn 
erfasst werden. Durch die Einbeziehung möglichst 
vieler Länder in die Entwicklung einer globalen Bio- 
energiestrategie kann eine hohe Breitenwirkung 
erzielt werden. Auch aus Sicht des WTO-Rechts ist 
grundsätzlich ein abgestimmtes multilaterales Vorge- 
hen unilateralen Maßnahmen vorzuziehen. Dabei ist 
jedoch davon auszugehen, dass zumindest kurzfristig 
aufgrund verschiedener einzelstaatlicher Interessen 
auf internationaler Ebene nur relativ schwache und 
wenig effektive Mindeststandards ausgehandelt wer- 
den könnten. 

Eine größere Tiefenwirkung hätte ein strengerer 
Standard, der wiederum nur als freiwilliger oder uni- 
lateraler verpflichtender Standard durchgesetzt wer- 
den könnte. Da freiwillige Zertifizierungssysteme 
- wie es die bisherigen Erfahrungen mit freiwilli- 
gen Systemen etwa im Forstbereich sowie bei grü- 
nem Strom zeigen - in einem Markt für Bioenergie- 
träger voraussichtlich nur ein Nischendasein führen 
können, erscheinen kurzfristig unilaterale Mindest- 
standards seitens der EU als die effektivste Option. 
Die Frage, ob solche unilaterale Standards in einem 
Streitfall durch die Organe der WTO als mit dem 
internationalen Handelsrecht vereinbar eingestuft 
würden, kann zwar nicht abschließend beantwortet 
werden. In Bezug auf die wichtigsten Nachhaltig- 
keitskriterien ist eine entsprechende Argumentation 
gestützt auf die bestehende Rechtsprechung durch- 
aus möglich (Kap. 10.3.4), womit die Konformität mit 
dem WTO-Recht nicht als grundsätzliches Hindernis 
betrachtet werden sollte. 

Neben der unilateralen Einführung eines Bio- 
energiestandards ist es wichtig, auch Länder außer- 
halb der EU, die Bioenergieträger in großem Umfang 
produzieren oder nutzen (z.B. die USA, Brasilien, 
Indien und Japan) in bi- und multilateralen Ver- 
handlungen von der Wichtigkeit einer nachhaltigen 
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Bioenergieproduktion zu überzeugen, da bei einem 
alleinigen Vorgehen der europäischen Staatenge- 
meinschaft immer noch große Teile des Weltmark- 
tes für Bioenergieträger unreguliert bleiben. Bi- und 
multilaterale Abkommen mit konkreten Kriterien 
für eine nachhaltige Produktion und Nutzung von 
Bioenergieträgern müssen also ebenfalls einen Bei- 
trag zu einer nachhaltigen globalen Biomassestrate- 
gie leisten. 

Aus Sicht des WBGU liegt aus diesen Überlegun- 
gen heraus ein viel versprechender Ansatz in einem 
gestuften Vorgehen, d.h. in der Kombination unila- 
teraler verpflichtender Mindeststandards innerhalb 
der EU mit der Integration von Nachhaltigkeitsstan- 
dards in bi- und multilaterale Abkommen zwischen 
wichtigen Produktions- und Abnehmerländern von 
Bioenergieprodukten. Auf multilateraler Ebene 
könnte die GBEP ein wichtiges Gremium sein, um 
internationale Verhandlungsprozesse abzukürzen 
und bi- und multilaterale Politikformulierung zu glo- 
balen Standards zu beschleunigen (Kap. 10.3.2.2). 
Mit der politischen Unterstützung der G8 könnte 
auch erreicht werden, dass die Entscheidungen in 
politikrelevante Foren, Institutionen und Prozesse 
eingebracht und deren Implementierung gewährleis- 
tet ist. Längerfristig sollten die vom WBGU gefor- 
derten Standards für alle Arten von Biomasse gelten 
(Kap. 10.3.1; Kasten 10.3-5). 

Solange jedoch kein weltweit einheitlicher Stan- 
dard für alle Biomassearten existiert, muss realis- 
tischerweise gesehen werden, dass ein Standard 
bzw. Zertifizierungssystem für Bioenergieträger die 
Nachhaltigkeitsprobleme der Bioenergiegewinnung 
aus Energiepflanzen zwar verringern, aber nicht 
vollständig beseitigen kann, da indirekte Effekte 
zwar berücksichtigt, aber nicht gänzlich ausgeschlos- 
sen werden können. Auch ist damit zu rechnen, dass 
selbst bei einer globalen Umsetzung von Bioenergie- 
standards in der Praxis durch Lücken im Kontrollsys- 
tem und aufgrund schwacher Institutionen in einigen 
Entwicklungs- und Schwellenländern die Nachhaltig- 
keit in der Bioenergieproduktion nicht vollumfäng- 
lich garantiert werden kann. Standardsetzung und 
Zertifizierung im Bioenergiesektor sind dennoch ein 
bedeutsames Instrument, um den Weg für die nach- 
haltige Gestaltung aller land- und forstwirtschaftli- 
chen Praktiken weltweit zu bereiten. Auch unilate- 
rale Standards können diese Funktion übernehmen, 
da sie in den Produzentenländern und in den land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben unweigerlich die 
Diskussion um die Produktionsmethoden anstoßen. 

Noch gibt es keine etablierten Nachhaltigkeits- 
standards für Biokraftstoffe bzw. Bioenergieträger 
aus nachwachsen Rohstoffen allgemein. Selbst wenn 
die bisherigen Politikprozesse zu Bioenergie auf EU- 
Ebene weiter dynamisch voranschreiten, wäre mit 


der Einführung eines EU-weiten Mindeststandards 
für Bioenergieträger wie vom WBGU gefordert ver- 
mutlich frühestens im Jahr 2012 zu rechnen. In der 
Zwischenzeit lägen 3-4 Jahre, in denen Bioenergie- 
träger und insbesondere Biokraftstoffe weitgehend 
unreguliert in die EU importiert werden könnten. 
Um die nicht nachhaltige Produktion und Nutzung 
von Bioenergie zu begrenzen, sollte für die Über- 
gangszeit jegliche Förderung von Bioenergieträgern, 
die den angestrebten Mindeststandards nicht genügt, 
unterlassen werden (Kap. 10.7). 

Ein pragmatischer erster Schritt ist es, bei der 
Einführung eines gesetzlichen Mindeststandards für 
Bioenergieträger innerhalb der EU auf bestehende 
Zertifizierungssysteme für Biomasse außerhalb der 
energetischen Nutzung sowie auf die sich entwi- 
ckelnden Zertifizierungssysteme im Bioenergiesek- 
tor (Tabelle 10.3-1) zurückzugreifen und diese im 
Sinne eines Metastandards auf die Bioenergiezertifi- 
zierung anrechenbar zu machen. Dies ist von der EU 
und in dem von Deutschland entwickelten Zertifizie- 
rungssystem vorgesehen. Die Anerkennung nationa- 
ler und freiwilliger Zertifizierungen würde auch den 
Zertifizierungsaufwand für ausländische Produzen- 
ten reduzieren und die Akzeptanz eines unilateralen 
Vorgehens erhöhen. Flankierende bi- und multilate- 
rale Abkommen bezüglich einer international abge- 
stimmten, nachhaltigen Förderung von Bioenergie 
(Kap. 10.7 und 10.8), zur Einrichtung von Schutzge- 
bieten und Schutzgebietsnetzwerken (Kap. 10.5), zur 
Gewährleistung der weltweiten Ernährungssicher- 
heit sowie Vereinbarungen zu Agrarflächen und zum 
Flächenverbrauch (Kap. 10.4) können die Effektivi- 
tät der Zertifizierung weiter erhöhen. 


10.4 

Ansätze zur Sicherung der Welternährung im 
Rahmen einer nachhaltigen Bioenergiepolitik 


10 . 4.1 

Neue Herausforderungen durch die 
Bioenergienutzung 

Die weltweitzunehmende Bedeutung der Bioenergie- 
nutzung bringt auch neue Herausforderungen für die 
Sicherung der Welternährung mit sich. Zwar haben 
Effizienzverbesserungen bei der traditionellen Bio- 
massenutzung für energetische Zwecke positive Wir- 
kungen auf die Ernährungslage, da Gesundheitsrisi- 
ken und Energiearmut reduziert werden. Allerdings 
steht der Energiepflanzenanbau zugleich in direkter 
Flächenkonkurrenz mit der Nahrungs- und Futter- 
mittelproduktion, so dass eine ungebremste Auswei- 
tung des Energiepflanzenanbaus die Nahrungspro- 
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duktion zurückdrängen bzw. die Ernährungssicher- 
heit erheblich gefährden kann. Dieses Verdrängungs- 
problem lässt sich teilweise über Standardsetzung und 
Zertifizierung, einschließlich Monitoring, regulieren 
(Kap. 10.3). Flankierend und unter Berücksichtigung 
sich ändernder Ernährungsmuster besonders in den 
wachsenden großen Schwellenländern sowie der sich 
abzeichnenden Wirkungen des Klimawandels muss 
die bisherige Politik zur Entwicklung der Landwirt- 
schaft und des Handels mit Agrargütern überprüft 
und neu gestaltet werden. Diese Politikmaßnahmen 
müssen an den FAO-Richtlinien zum Recht auf Nah- 
rung ausgerichtet werden (Eide, 2008). 

Die Preise für Nahrungsmittel werden sich nach 
allgemeiner Einschätzung langfristig auf hohem 
Niveau einpendeln (Kap. 5.2.5. 2). Für arme Bevöl- 
kerungsschichten vor allem in einkommenssschwa- 
chen Ländern, die Nahrungsmittel importieren (Low 
Income Food Deficit Countries, LIFDC), die den 
größten Teil ihres Einkommens für Nahrungsmittel 
ausgeben, ist dies eine existenzielle Bedrohung. Die 
steigende Nachfrage nach Energiepflanzen ist dabei 
eine Ursachen für den Preisanstieg. Expandiert der 
Bioenergiesektor weiterhin, werden induzierte Preis- 
effekte daher zunehmend die Ernährungssicherheit 
beeinflussen. Abbildung 10.4-1 zeigt, dass viele der 
vom WBGU identifizierten Potenzialregionen in 


LIFDC hegen, wo der Anbau von Energiepflan- 
zen aus Gründen der Ernährungssicherheit nur mit 
besonderer Vorsicht erfolgen darf. 

Angesichts der erheblichen Preisanstiege auf den 
Weltagrarmärkten im Verlauf des Jahres 2008 und der 
immer engeren Kopplung von Agrar- und Energie- 
märkten haben viele Akteure der Entwicklungszu- 
sammenarbeit sowie des UN-Systems Strategie- und 
Aktionspläne entwickelt, um die sich abzeichnenden 
Risiken für die Ernährungssicherheit zu begrenzen. 
Dabei herrscht weitgehend Konsens über zentrale 
Strategieelemente: ln betroffenen Regionen müssen 
erstens die Voraussetzungen für die Nahrungsmittel- 
produktion kurzfristig und unmittelbar verbessert 
werden (z.B. Saatgut für die nächste Ernte. Zweitens 
müssen die Rahmenbedingungen für Ernährungs- 
sicherheit und Nahrungsmittelproduktion mittel- 
und langfristig verbessert werden (z.B. Umstellung 
auf produktivere Anbausysteme. Auf diese Weise 
soll einer Verschärfung der Nutzungskonkurrenzen 
vorgebeugt werden. Drittens müssen diese Aktivi- 
täten aufeinander abgestimmt sein und sich gleich- 
zeitig konsistent in andere Politikfelder wie den Kli- 
maschutz (Kap. 10.2) und den Biodiversitätsschutz 
(Kap. 10.5) einfügen. Viertens muss die Abstimmung 
zwischen den einzelnen Politikfeldern auf Basis eines 
übergreifenden Leitbilds erfolgen, das auch beim 



Low Income Food Deficit Countries (LIFDCs) 
I I (einkommensschwache Länder, 
die Nahrungsmittei importieren) 


Bioenergiepotenzial [GJ/ha und Jahr] 



Abbildung 10.4-1 

Potenzialregionen für Bioenergie mit Ländern, die zur Gruppe der LIFDC zählen. Die Karte zeigt die räumliche Verteilung 
möglicher Anbauflächen von Energiepflanzen im Jahr 2050 für ein WBGU-Szenario mit geringem Agrarflächenbedarf und 
hohem Biodiversitätsschutz im unbewässerten Anbau (Szenario 3; Kap. 6.5). 

Quelle: WBGU unter Verwendung von Daten aus Beringet und Lucht, 2008 
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Anbau von Energiepflanzen berücksichtigt wird. 
Die Forderung nach dem Vorrang der Nahrungs- und 
Futtermittelproduktion gegenüber dem Anbau von 
Energiepflanzen ist aus Sicht des WBGU ein zentra- 
ler Bestandteil dieses Leitbilds. 


10.4.2 

Kurzfristige Maßnahmen zur Krisenbewältigung 

Um rasche Erfolge bei der Krisenbewältigung zu 
erzielen, sind Aktivitäten erforderlich, die kurzfristig 
die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln in Krisenge- 
bieten erhöhen bzw. den Zugang von Bedürftigen zu 
Nahrung verbessern. Hinzu müssen produktionsstei- 
gernde Maßnahmen kommen, die schnell und ohne 
großen Vorlauf in nationalen und internationalen 
Politiken umgesetzt werden können und eine rasche 
Wirksamkeit entfalten (z.B. Verteilung von Saatgut 
zur Sicherung der nächsten Ernte). 


10.4.2.1 

Transferprogramme und andere fiskalische 
Maßnahmen 

Soziale Transferprogramme (safety nets) sehen geld- 
nahe Transfers, etwa in Form von Essensmarken oder 
Gutscheinen, sowie direkte Einkommenstransfers 
für Bedürftige vor. Für eine effektive Anwendung 
solcher Programme muss die individuelle Bedürf- 
tigkeit festgestellt werden. Dies ist häufig mit hohen 
Kosten und organisatorischem Aufwand verbunden 
und erschwert die Anwendung in Staaten mit schwa- 
chen staatlichen Verwaltungsstrukturen. Gewisse 
Pauschalierungen bei der Festlegung des Kreises der 
Bedürftigen etwa nach Wohnort oder anderen ein- 
fach zu überprüfenden Kritierien können hier einen 
Ausweg bilden. Weitere Transfers werden über staat- 
liche Beschäftigungs- und Ausbildungsprogramme 
geleistet, bei denen Arbeit mit Essen vergütet wird 
(Food-for-Work-Programme). Ähnlich wirken auch 
Schulspeisungsprogramme. 

Transferprogramme erlauben grundsätzlich eine 
genauere Steuerung auf bedürftige Zielgruppen als 
allgemeine fiskalische Maßnahmen wie Steuersen- 
kungen und direkte Subventionen. Diese Maßnah- 
men werden von vielen betroffenen Staaten dennoch 
eingesetzt, um den Preisanstieg bei Nahrungsmitteln 
abzufedern. Nach einer Studie der Weltbank sahen 
zwischen 2007 und 2008 über 40 % von 58 untersuch- 
ten Entwicklungsländern Steuer- oder Zollsenkun- 
gen vor, über 30 % der Länder setzen Preissubven- 
tionen ein (World Bank, 2008c). Preissubventionen 
belasten die öffentlichen Haushalte der Länder und 
können nur sehr eingeschränkt an der Bedürftigkeit 


der Konsumenten ansetzen. Im schlimmsten Fall kol- 
labiert eine derartige Politik aufgrund wachsender 
Staatsausgaben in Folge steigender Agrarpreise, so 
dass gesellschaftliche Konflikte und politische Kri- 
sen drohen. Infolgedessen werden derartige fiska- 
lische Maßnahmen von den internationalen Orga- 
nisationen eher bemängelt. Die Verantwortung für 
den Einsatz und den Ausbau von Transferprogram- 
men hegt letztlich bei den betroffenen Staaten selbst. 
Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit kann 
hierbei Unterstützung durch finanzielle Hilfen und 
Beratung entlang der Prinzipen des guten Regie- 
rungshandels geleistet werden. 


10.4.2.2 

Administrative Höchstpreise 

Neben den fiskalischen Instrumenten und Ausga- 
benprogrammen setzen betroffene Länder zum Teil 
auch Höchstpreise als ordnungsrechtliche Maßnah- 
men ein. Es wird ein maximaler Preis festgelegt, zu 
dem Nahrungsmittel bzw. Getreide vom Produzen- 
ten abgegeben werden müssen. So können kurzfris- 
tig Nahrungsmittel für breite Bevölkerungsschich- 
ten erschwinglich bleiben. Höchstpreise reduzie- 
ren allerdings die einzelwirtschaftliche Rentabilität 
der Agrarproduktion. Je nach Höhe der festgesetz- 
ten Preise und der Erträge aus alternativen Agrar- 
und Landnutzungen setzen sie Fehlanreize; Statt 
Nahrungsmitteln werden dann Energie- und andere 
Nutzpflanzen angebaut, wenn sich mit diesen Agrar- 
gütern, die nicht Nahrungsmittel sind, ein höherer 
Marktpreis erzielen lässt. Im Gegensatz dazu sto- 
ßen nachfrageorientierte Maßnahmen wie Transfer- 
programme Markteffekte an, die sich im Idealfall in 
Produktionsanreize übertragen und so die Landnut- 
zungskonkurrenzen zu Gunsten der Ernährungssi- 
cherheit beeinflussen. So können Einkommenstrans- 
fers oder geldnahe Transfers mit Nachfragesteigerun- 
gen nach Nahrungsmitteln einhergehen und indirekt 
Produktionsanreize generieren. Diese Effekte soll- 
ten bei der Gestaltung nationaler Politiken berück- 
sichtigt werden. 


10.4.2.3 

Kurzfristige Hilfen für die kleinbäuerliche 
Produktion 

Die Subsistenzlandwirtschaft bzw. kleinbäuerliche 
Agrarbetriebe, die vorrangig für den Eigenbedarf 
produzieren, profitieren kaum oder gar nicht von 
den steigenden Preisen für Nahrungsmittel. Hinge- 
gen sind sie oft von den Folgen der Energiepreis- 
entwicklung negativ betroffen, da sich daran gekop- 
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Kasten 10.4-1 

Die Rolle der FAO in der globalen 
Bioenergiepolitik 

Die FAO (UN-Sonderorganisation für Ernährung und 
Landwirtschaft) befasst sich bereits seit zwanzig Jahren 
mit dem Themenfeld Bioenergie. Ihre klassischen Arbeits- 
schwerpunkte liegen dabei auf der Nutzung von Brennholz 
und Energiepflanzen, womit vor allem die Energieversor- 
gung in ländlichen und abgelegenen Gebieten von Ent- 
wicklungsländern verbessert werden soll. Sie erarbeitet 
und verbreitet zu diesem Zweck Informationen über die 
Produktion, den Handel und die Nutzung von Bioenergie. 
Darüber hinaus unterstützt die FAO ihre Mitgliedsstaaten 
auf lokaler und nationaler Ebene in technischen Fragen 
(z.B. bei der Entwicklung von Bioenergieprogrammen). 
Eine eigene Unterabteilung Environment Climate Change 
and Bioenergy Division des 2007 neu eingerichteten Natu- 
ral Resources Management and Environment Department 
nimmt ausdrücklich die Zusammenhänge von Bioenergie 
und Klimawandel in den Blick. Um die Kohärenz ihrer Bio- 
energiepolitik zu verbessern, hat die FAO zudem eine Inter- 
Departmental Working Group on Bioenergy eingesetzt. Sie 
soll das Profil der FAO zum Thema Bioenergie stärken und 
Handlungsprioritäten bestimmen. Zur Politikabstimmung 


pelt agrarische Produktionsmittel erheblich verteu- 
ern (vor allem Düngemittel). Um die kommenden 
Ernten zu sichern, müssen vor Beginn der nächsten 
Saison rasch die Grundlagen für einen verbesserten 
Zugang von kleinbäuerlichen Produzenten zu land- 
wirtschaftlichen Betriebsmitteln geschaffen werden 
(Ressortarbeitsgruppe Welternährungslage, 2008; 
UN, 2008). Dies beinhaltet schnelle Hilfen für güns- 
tige Kredite, Saatgut, Düngemittel und Technik. Ziel 
muss es sein, die Produktivität der kleinbäuerlichen 
Landwirtschaft in den besonders betroffenen Regio- 
nen bereits bei der nächsten Aussaat zu verbessern. 
Hinzu kommen Ad-hoc-Maßnahmen zur Verbesse- 
rung ländlicher und landwirtschaftlicher Infrastruk- 
turen, wie Bewässerungssysteme, Straßen und Ver- 
marktungsinfrastrukturen. Für Landlose eignen sich 
besonders Food-for-Work-Programme. Zu den kurz- 
fristig einzuleitenden Maßnahmen zählen schließ- 
lich auch die Reduktion von Ertragsverlusten durch 
verbesserte Pflanzen- und Tiergesundheit sowie die 
Vermeidung von Nachernte Verlusten durch Verbes- 
serung der Lagerhaltung (UN, 2008). Die Vergabe 
günstiger Kredite oder andere Subventionen für die 
Bereitstellung agrarischer Produktionsmittel sind 
allerdings nur dann sinnvoll, wenn funktionierende 
Verteiler- und Beratungsnetzwerke vorhanden sind. 


über die eigene Organisation hinaus hat die FAO 2006 die 
International Bioenergy Platform (IBEP) eingerichtet, 
die einer interdisziplinären und Regionen übergreifenden 
Zusammenarbeit zwischen einschlägigen Akteuren aus 
Politik, Wirtschaft und Wissenschaft in den Bereichen nach- 
haltige Energie, Landwirtschaft und Umweltschutz dienen 
soll. Arbeitsziel der Plattform ist u.a. die Erarbeitung von 
Analysen zur Unterstützung von Entscheidungsträgern 
im Sinne einer nachhaltigen Produktion und Verwendung 
von Bioenergie, wobei die Milleniumsentwicklungsziele 
als Referenzrahmen dienen. In diesem Zusammenhang 
ist auch die Global Bioenergy Partnership zu sehen, die 
2006 von der UN Commission on Sustainable Develop- 
ment initiiert wurde und deren Sekretariat seither bei der 
FAO in Rom angesiedelt ist. Zielkonflikte zwischen der 
Bioenergiepolitik und der globalen Ernährungssicherheit 
thematisiert die FAO zudem in einem 2007 eingerichteten 
Bioenergy and Food Security Project (BEFS). Das gegen- 
wärtig von Deutschland finanzierte BEFS-Projekt soll die 
Chancen und Risiken der Bioenergienutzung untersuchen 
und speziell mögliche Auswirkungen auf die Ernährungs- 
sicherheit identifizieren. Ob sich die derzeit in einer Krise 
befindende FAO in Fragen der Bioenergie als führende 
Institution etablieren kann, hängt auch wesentlich von dem 
Ergebnis des derzeit laufenden Reformprozesses innerhalb 
der UN-Sonderorganisation ab (Windfuhr, 2008). 


10.4.2.4 

Exportbeschränkungen für Agrarprodukte 

Um den Preisanstieg bei Nahrungsmitteln zu brem- 
sen und interne Versorgungskrisen zu vermeiden, 
setzen viele Länder handelspolitische Maßnahmen 
ein, die je nach Bedeutung des Landes am Welt- 
markt internationale Rückwirkungen auslösen. Zwi- 
schen 2007 und 2008 haben im Zuge der drastischen 
Nahrungsmittelpreisanstiege mindestens 20 % der in 
einer Studie der Weltbank untersuchten Schwellen- 
und Entwicklungsländer Exportbeschränkungen 
für Getreide und andere Agrarprodukte eingeführt 
(World Bank, 2008c). Zwar können solche Exportbe- 
schränkungen kurzfristig für ein höheres Inlandsan- 
gebot sorgen, es werden aber gleichzeitig einheimi- 
sche Agrarproduzenten benachteiligt, wodurch die 
Entwicklung des Agrarsektors im eigenen Land 
mittelfristig gehemmt wird. Darüber hinaus stellen 
Exportbeschränkungen keine zielgruppenorientierte 
Maßnahme dar, da von möglichen Preissenkungen im 
Inland nicht nur Einkommensschwache profitieren. 
Schließlich werden Preissteigerungen auf den Welt- 
märken verschärft, worunter besonders einkommens- 
schwache Staaten leiden, die auf Nahrungsmittelim- 
porte angewiesen sind (Rudloff, 2008; World Bank, 
2008c). Exportbeschränkungen bei Nahrungsmitteln 
und Agrargütern können zwar durchaus WTO-kon- 
form sein (Art. XX GATT; Kap. 10.3.4.4), aber bis- 
lang gibt es keine näheren Bestimmungen bezüglich 
einer Eingrenzung auf bedürftige Länder oder ihrer 
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Befristung. Um den konformen Einsatz zu kontrol- 
lieren und unverhältnismäßige Nebenwirkungen zu 
verhindern, sind Anwendungskriterien wie z.B. Aus- 
löseschwellenwerte zur Berücksichtigung der Wir- 
kungen auf die Ernährungssicherheit in anderen 
Ländern relevant (Rudloff, 2008). 


10.4.2.5 

Abbau weiterer Handelsverzerrungen auf den 
Weltagrarmärkten 

Agrarsubventionen, Mindestpreise und Importbe- 
schränkungen werden bevorzugt in Industrie- und 
Schwellenländern angewendet und zur Einkom- 
menssicherung der Landwirte eingesetzt. 2006 wur- 
den in den OECD-Staaten 268 Mrd. US-$ Finanz- 
hilfen an landwirtschaftliche Produzenten geleistet. 
Die gesamten Agrarsubventionen machen ca. 1,1 % 
des BIP der OECD-Staaten aus (OECD, 2007a). 
Ähnlich sieht es in mehreren Schwellenländern aus: 
China gab dafür im Jahr 2005 mehr als 2,4 % des BIP 
aus, Russland ca. 1%, Brasilien ca. 0,8% und Süd- 
afrika ca. 0,7 % (OECD, 2007b). Viele ärmere Ent- 
wicklungsländer hingegen haben kaum Kapazitä- 
ten zur Förderung des Agrarsektors, weil die staatli- 
chen Strukturen zu schwach und die finanziellen Mit- 
tel zu begrenzt sind. Häufig wird dieser Sektor sogar 
zu einer übermäßigen Besteuerung herangezogen 
(World Bank, 2008c). 

Die genannten handelsverzerrenden Maßnahmen 
stehen in der Kritik, weil sie einheimische Anbie- 
ter protegieren und so den Marktzugang für wettbe- 
werbsfähige Anbieter, u. a. aus Entwicklungsländern, 
verhindern. Subventionen können sich zwar anders 
als Importbeschränkungen auch positiv auf die glo- 
bale Ernährungssicherheit auswirken, da sie dämp- 
fend auf die Weltagrarpreise wirken. Zugleich resul- 
tieren für die Landwirte, die mit den subventionierten 
Agrargütern konkurrieren, und damit letztlich auch 
für die dortige Ernährungssituation negative Folgen. 
Durch einen multilateral abgestimmten Abbau sol- 
cher verzerrenden Maßnahmen würden sich Wachs- 
tums- und Exportchancen für den Agrarsektor in 
Entwicklungsländern ergeben. Damit verbundene 
Produktionszuwächse würden so auch zur Versor- 
gungssicherheit beitragen. Die Doha-Verhandlungs- 
runde der WTO bietet nach wie vor die Gelegenheit, 
um Rahmenbedingungen unter der Welthandels- 
ordnung anzupassen und weiterzuentwickeln: Kurz- 
fristig geht es darum, Verzerrungen zurückzufüh- 
ren, indem die genannten Hemmnisse abgebaut wer- 
den. Auf lange Sicht sollte durch eine weitergehende 
Liberalisierung des Weltagrarhandels die Funktions- 
fähigkeit der Agrarmärkte unterstützt werden. Hier- 
bei sind allerdings die unterschiedlichen Vorausset- 


zungen und Bedürfnisse der Entwicklungsländer zu 
berücksichtigen. 


10.4.2.6 

Finanzielle Hilfe, Nothilfe und Reform der 
Nahrungsmittelkonvention 

Finanzielle Hilfen 

Steigende Nahrungsmittelpreise sind ein erhebliches 
Problem vor allem für Entwicklungsländer, die auf 
Nahrungsimporte angewiesen sind und gleichzeitig 
über geringe finanzielle Mittel verfügen, um verteu- 
erte Importe zu finanzieren. Angesichts des rasanten 
Anstiegs der Getreidepreise in der jüngeren Vergan- 
genheit ist die Ernährungssicherheit in den Entwick- 
lungsregionen, insbesondere in den LIFDC Afri- 
kas und Asiens, gefährdet (Abb. 10.4-1). So haben 
sich nach Angaben der FAO die durchschnittlichen 
Kosten für Getreideimporte im Zeitraum 2007/2008 
um 56 % verteuert, gegenüber 37 % im Zeitraum 
2006/2007 und zuvor relativ stabilen Preisen zwischen 
2000 und 2005 (FAO, 2008a). Die Weltbank und der 
IWF haben bereits kurzfristig auf die Krise reagiert 
und den Ländern, die aufgrund der hohen Nahrungs- 
mittelpreise in Zahlungsbilanzschwierigkeiten gera- 
ten sind, Finanzhilfen zur Verfügung gestellt. Diese 
Programme sollten möglichst flexibel sein, um sich 
schnell dynamischen Entwicklungen anpassen zu 
können. 

Nothilfe 

In kritischen Situationen mit akutem Nahrungsmit- 
telmangel werden international koordinierte Not- 
hilfeaktivitäten durchgeführt (World Bank, 2008c). 
Der wichtigste internationale Akteur ist das UN- 
Welternährungsprogramm (WFP), dessen finanziel- 
ler Rahmen 2,8 Mrd. US-$ beträgt. Angesichts stei- 
gender Nahrungsmittelpreise und einer wachsenden 
Zahl von Bedürftigen wird das Programm absehbar 
zusätzliche finanzielle Ressourcen benötigen, um 
seine Aufgaben erfüllen zu können. Weltbank und 
IWF haben den kurzfristigen Bedarf auf 500 Mio. 
US-$ zusätzlich beziffert (gemeinsame Frühjahrsta- 
gung von Weltbank und IWF, 2008). Um für eine dau- 
erhafte und ausreichende Ausstattung des WFP zu 
sorgen, kann es angebracht sein, eigenständige Finan- 
zierungsquellen für das WFP zu etablieren. Im Kon- 
text global wachsender Landnutzungskonkurrenzen 
kämen etwa in Anlehnung an das Verursacherprinzip 
Abgaben auf Landnutzungen in Betracht, die weder 
der Nahrungsmittelproduktion noch dem Biodiver- 
sitätsschutz dienen, also z.B. der Anbau von Ener- 
giepflanzen. 
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Reform der Nahrungsmittelhilfekonvention 
Die Maßnahmen müssen begleitet werden durch 
eine Reform der im Jahr 1999 abgeschlossenen in- 
ternationalen Konvention über Nahrungsmittel- 
hilfe. Insbesondere sollten im Rahmen dieser Kon- 
vention die Steuerungsmöglichkeiten verbessert, 
Bedarfsanalysen eingeführt und die Nahrungsmittel- 
nothilfe in Strategien zur Ernährungssicherung inte- 
griert werden. In diesem Zusammenhang geht der 
parteiübergreifende Antrag im Deutschen Bundes- 
tag (März 2008) für eine Neuverhandlung der Nah- 
rungsmittelhilfekonvention in die richtige Richtung. 
Bislang war es das wichtigste Ziel der Konvention, 
dass jeder der 23 beteiligten Industriestaaten pro 
Jahr eine bestimmte Quote an Nahrungsmitteln u.a. 
für akut Hungernde zur Verfügung stellt. Bei der 
Neuverhandlung der Konvention sollten Vorkehrun- 
gen getroffen werden, um künftig zu verhindern, dass 
subventionierte Produktionsüberschüsse der Indust- 
rieländer zu Dumpingpreisen in Entwicklungsländer 
geliefert und dadurch die dort ansässigen Nahrungs- 
mittelproduzenten geschädigt oder verdrängt wer- 
den. Bei akuten Hungerkrisen müssen aus Sicht des 
WBGU verschiedene Instrumente zum Tragen kom- 
men. Dazu gehören beispielsweise Geldzahlungen, 
falls auf den lokalen Märkten ausreichend Lebens- 
mittel verfügbar sind. Weiterhin ist es notwendig, 
dass die Soforthilfe in langfristige Ernährungssi- 
cherung mündet. Die Nahrungsmittelhilfe sollte im 
Wesentlichen auf akute Notlagen beschränkt blei- 
ben. Bei diesen Maßnahmen sind vor allem die FAQ, 
IFAD und das WFP einzubeziehen (Ressortarbeits- 
gruppe Welternährungslage, 2008). 


10.4.3 

Mittel- und langfristig wirkende Maßnahmen 

Weil die Faktoren, die zu den Preissteigerungen bei 
Nahrungsmitteln beigetragen haben, auf Dauer wirk- 
sam sein werden (Bevölkerungswachstum, Änderung 
von Ernährungsweisen, Energiepreise, wachsende 
Nutzungskonkurrenzen usw.), muss heute auch mit 
Maßnahmen zur mittel- und langfristigen Verbesse- 
rung der globalen Ernährungslage begonnen wer- 
den. Im Vordergrund stehen dabei Instrumente zur 
Stärkung des landwirtschaftlichen Produktionspo- 
tenzials, Reformen des Weltagrarhandels und eine 
verstärkte Förderung der Agrarforschung. 


10.4.3.1 

Bioenergiestrategien und Vermeidung von 
Nutzungskonkurrenzen 

Der weltweit zunehmende Anbau von Energiepflan- 
zen kann Landnutzungskonkurrenzen insbeson- 
dere mit der Nahrungsmittelproduktion verschärfen 
(Kap. 5.2). Gleichzeitig bietet er aber vielen Ländern 
eine Möglichkeit zur Minderung der Ausgaben für 
den Import fossiler Energieträger. Eine große Zahl 
von Schwellen- und Entwicklungsländern hat aus die- 
sem Grund bereits nationale Strategien zur verstärk- 
ten Nutzung von Bioenergie, vor allem Biokraftstof- 
fen, beschlossen (Kap. 4.1.2). Darunter befinden sich 
auch Länder, die zu den LIFDC zählen (z.B. Senegal, 
Mali, Ghana, Nigeria, Burkina Faso, Kenia, Tansania, 
Malawi, Mosambik, Simbabwe). Ob negative Folgen 
für die Ernährungssicherheit eintreten, hängt letzt- 
lich von Art und Umfang der Bioenergienutzung ab 
sowie von den Möglichkeiten einer nachhaltigen Bio- 
masseproduktion. Kritisch wird dabei vor allem der 
Anbau von Energiepflanzen auf Ackerflächen gese- 
hen. Die knappen Flächenreserven und die Notwen- 
digkeit, die globale Nahrungsmittelproduktion bis 
2030 um rund 50 % zu steigern, machen es notwen- 
dig, dass der Anbau von Energiepflanzen begrenzt 
wird. Vor allem aber muss parallel eine Steigerung 
der Nahrungsmittelproduktion, insbesondere durch 
eine Erhöhung der Flächenproduktivität, stattfin- 
den. Der Anbau von Energiepflanzen setzt aus Sicht 
des WBGU eine integrierte Bioenergie- und Ernäh- 
rungssicherungsstrategie voraus, bei der die Ernäh- 
rungssicherheit Vorrang haben muss. 

Grundsätzlich kann der Anbau von Energiepflan- 
zen im Kontext der dezentralen ländlichen Ener- 
gieversorgung seinen Platz haben, wenn der Anbau 
vorwiegend auf marginalen bzw. degradierten Flä- 
chen, in Agroforstsystemen oder in einer Mischkul- 
tur erfolgt (Kap. 9). Zwar kann letztlich nur regio- 
nal- und kontextspezifisch und unter Einbeziehung 
aller beteiligten Akteure abgewogen werden, wo 
der Anbau von Energiepflanzen nachhaltig erfolgen 
kann. Der Anbau in ärmeren Entwicklungsländern, 
vor allem den LIFDC, sollte jedoch besonders kri- 
tisch geprüft werden. Grundsätzlich bedarf es ange- 
passter nationaler Bioenergiestrategien und der Ein- 
haltung entsprechender Standards für eine nachhal- 
tige Bioenergienutzung (Kap. 10.3). Dabei können 
die regionalen Entwicklungsbanken eine wichtige 
Rolle übernehmen. 

Ein kontrollierter Ausbau der Bioenergie muss 
aus Sicht des WBGU mit weltweiten Anstrengungen 
zur Stärkung der Landwirtschaft in den Entwick- 
lungsländern einhergehen. Wird dies versäumt und 
die Landwirtschaft in Entwicklungsländern weiter- 
hin vernachlässigt, so ist davon auszugehen, dass die 
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Kasten 10.4-2 

Der Weltagrarrat als neuer Akteur der globalen 
Agrarpolitik 

Das International Assessment of Agricultural Knowledge, 
Science and Technology for Development (lAASTD oder 
Weltagrarrat) ist eine Initiative von Weltbank und FAO, 
die 2004 unter Beteiligung von Weltbank, FAO, GEF, 
UNDP, UNEP, UNESCO und WHO gegründet wurde. 
Dessen Ausgestaltung und Arbeitsweise orientieren sich 
am Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) 
und dem Millennium Ecosystem Assessment (MA). Die 
Millenniumsentwicklungsziele von einschlägiger landwirt- 
schaftlicher Relevanz (Hunger- und Armutsbekämpfung, 
Verbesserung der ländlichen Lebensbedingungen und 
Gesundheit) stellen einen allgemeinen normativen Refe- 
renzrahmen. Der erste globale Bericht des lAASTD wurde 
von rund 400 Landwirtschaftsexperten erarbeitet und 2008 


Landnutzungskonkurrenzen stark zunehmen und 
die Ernährungssicherheit gefährdet wird. 


10.4.3.2 

Förderung des kleinbäuerlichen Agrarsektors in 
Entwicklungsländern 

Die Landwirtschaft in ländlichen Regionen von 
Entwicklungsländern kann einen wichtigen Bei- 
trag zur Verhinderung von Ernährungskrisen leis- 
ten (Kap. 5.2). Sie wurde aber in der internationalen 
Zusammenarbeit seit Jahren vernachlässigt, was zu 
den weltweit steigenden Nahrungsmittelpreisen bei- 
getragen hat. Im Einzelnen fehlt gerade Kleinbauern 
häufig ein sicherer Zugang zu Kapital und landwirt- 
schaftlichen Betriebsmitteln, wie z.B. Saatgut, Dün- 
ger oder Krediten. Das von Weltbank und FAO in 
Auftrag gegebene International Assessment of Agri- 
cultural Knowledge, Science and Technology for 
Development (lAASTD, 2008; Kasten 10.4-2) for- 
dert in diesem Sinne einen Wechsel in der Agrar- 
politik, um der Komplexität von Agrarsystemen in 
ihren unterschiedlichen sozialen und ökologischen 
Kontexten besser gerecht zu werden (Kiers et al., 
2008; Butler, 2008). Eine Erfolg versprechende glo- 
bale Agrarentwicklungsstrategie, so lAATSD, muss 
an den Lebensbedingungen der insgesamt rund 400 
Mio. Kleinbetriebe unter 2 ha ansetzen. Unter die- 
sen Umständen kann eine Förderpolitik durch die 
zweckgebundene Subventionierung landwirtschaftli- 
cher Betriebsmittel oder durch den Aufbau von brei- 
tenwirksamen Agrarkreditsystemen sinnvoll sein, 
sofern Nachhaltigkeitskriterien eingehalten werden 
(Sachs, 2008). Dies kann nur gelingen, wenn die Ent- 
scheidungsträger in den Entwicklungsländern der 
Entwicklung des ländlichen Raumes auch eine ent- 


veröffentlicht. 57 Länder haben den Synthesebericht und 
die Zusammenfassung befürwortet. In der Summe fordert 
der Weltagrarrat einen grundlegenden Wandel der globa- 
len Agrarproduktion, der die Bedürfnisse der armen und 
hungernden Bevölkerungsschichten berücksichtigt. Bis- 
lang scheint es dem Weltagrarrat allerdings an politischem 
Gewicht zu fehlen. So war auffällig, dass die Analysen und 
Empfehlungen des lAASTD im Rahmen der hochrangi- 
gen Konferenz zur Welternährungssicherheit im Jahr 2008 
weitgehend ignoriert wurden. Auch der lAASTD konnte 
die großen Streitfragen der Agrarentwicklungspolitik nicht 
klären, wie etwa das Verhältnis von Kleinbauerstrategie und 
der Förderung großflächiger Landwirtschaft, die Rolle grü- 
ner Gentechnik oder die Frage, ob LIFDC auch auf Eigen- 
versorgung setzen oder besser dem internationalen Handel 
vertrauen sollen. Aus Sicht des WBGU muss an diesen 
strittigen Punkten weiter gearbeitet werden, letztlich stellen 
sich hier Fragen von Gewichtung und Rollenverteilung. 


sprechende Priorität einräumen. Hier sollte die mul- 
tilaterale Entwicklungszusammenarbeit, von der die 
ländliche Entwicklung in der vergangenen Dekade 
ebenfalls vernachlässigt worden war, eine grundle- 
gende Neuorientierung unterstützen. Zur Förderung 
des kleinbäuerlichen Sektors gilt es mittel- und lang- 
fristig folgende Maßnahmen zu ergreifen (Ressortar- 
beitsgruppe Welternährungslage, 2008; UN, 2008): 

• Umsichtiger Ausbau der Bioenergie, um Nut - 
Zungskonkurrenzen zu vermeiden. Dazu sollten 
baldmöglichst verbindliche Nachhaltigkeitsstan- 
dards und Zertifizierungssysteme vereinbart und 
ein wirksames Monitoring sichergestellt werden 
(Kap. 10.3). 

• Intensivierung der Agrarforschung entlang der 
gesamten landwirtschaftlichen Produktionskette, 
einschließlich der Zulieferindustrien, um Ertrags- 
steigerungen zu erreichen (Kap. 11.4). 

• Steigerung der landwirtschaftlichen Produktivi - 
tät durch verstärkte Investitionen, insbesondere 
in ländliche Entwicklung, nachhaltige kleinbäuer- 
liche Landwirtschaft und Pflanzenzüchtung. 

• Verbesserung institutioneller und rechtlicher Rah- 
menbedingungen in Entwicklungsländern durch 
grundlegende Strukturveränderungen über den 
Agrarsektor hinaus. Dazu zählen vor allem die 
Verbesserung von Rechtssicherheit, die Schaffung 
von Instrumenten zur Markt- und Preistranspa- 
renz sowie andere an Armutsbekämpfung orien- 
tierte (sozial)politische Maßnahmen. 
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10.4.3.3 

Weitergehende, differenzierte Liberalisierung der 
Weitagrarmärkte 

Mit der ins Stocken geratenen Doha- Verhandlungs- 
runde im Rahmen der WTO sollten Agrarsubventi- 
onen in den Industrieländern und andere Handels- 
hemmnisse kurzfristig deutlich reduziert werden, da 
insbesondere Exportsubventionen für Agrargüter 
sowie Agrarbeihilfen der Industrieländer Wettbe- 
werbsverzerrungen zu Lasten der Anbieter aus den 
Entwicklungsländern verursachen und die Abhän- 
gigkeit dieser Länder von Agrarimporten erhö- 
hen. Darüber hinaus muss mittel- und langfristig 
eine weitergehende Liberalisierung des Weltagrar- 
handels erreicht werden, um die Funktionsfähigkeit 
der Agrarmärkte zu verbessern. Damit würden die 
Absatzmöglichkeiten und die Produktionsanreize für 
viele Entwicklungsländer steigen, die über kompara- 
tive Vorteile im Landwirtschaftssektor verfügen. 

Agrarsubventionen für die industrielle landwirt- 
schaftliche Produktion, wie z.B. in Europa, sind 
aus Sicht des WBGU auch deshalb problematisch, 
weil hier in vielen Fällen Nachhaltigkeitsdimensio- 
nen verletzt werden. Beispielhaft hierfür sind öko- 
logische Schäden, die häufig mit einer agroindustri- 
ellen Produktionsweise einhergehen (FOES, 2008; 
OECD, 2005). Auch bei Nahrungsmittelengpässen ist 
die Subventionierung der lokalen Agrar- und Nah- 
rungsmittelproduktion im großen Maßstab in der 
Regel wenig effizient, solange ausreichend Nahrungs- 
mittel aus umliegenden Regionen beschafft werden 
können. Außerdem kann bei einer subventionierten 
Produktion von Agrargütern nicht zwingend auf die 
Verwendung der Produkte für Nahrungs- oder Ener- 
giezwecke geschlossen werden, so dass zur Sicher- 
stellung der unmittelbaren Verwendung für die Nah- 
rungsproduktion zusätzliche Kontrollen erforder- 
lich wären. Sofern Bioenergie gefördert wird und 
dies zur Verdrängung der Nahrungsmittelproduk- 
tion beiträgt, ist es effizient, die Bioenergieförderpo- 
litik zu reduzieren anstatt einen Subventionswettlauf 
zwischen dem Anbau von Nahrungsmitteln und von 
Energiepflanzen zu initiieren. 

Besondere Voraussetzungen und 
Bedürfnisse der Entwicklungsländer 
Entwicklungsländer sind je nach ihrer agrar- und 
ernährungspolitischen Ausgangslage unterschied- 
lich von einem Abbau der Agrarsubventionen 
betroffen. Durch den Subventionsabbau werden die 
Weltmarktpreise zunächst ansteigen. Das ist unter 
dem Blickwinkel der Ernährungssicherheit auf der 
einen Seite vorteilhaft, da dadurch Produktionsan- 
reize entstehen und, wenn die Preissteigerungen die 
Landwirte erreichen, daraufhin die landwirtschaftli- 


che Produktion in den meisten Entwicklungsländern 
steigen wird. Nettoagrarexporteure unter den Ent- 
wicklungsländern profitieren somit unmittelbar von 
dem Subventionsabbau, insbesondere wenn zugleich 
weltweit die Importhürden beseitigt würden. Net- 
toimporteure von Nahrungsmitteln sind hingegen 
kurz- bis mittelfristig Verlierer des Subventionsab- 
baus. Besonders gravierend stellt sich die Lage für 
LIFDC dar. Zur Abfederung der negativen Wirkun- 
gen bedarf es kurzfristig internationaler finanzieller 
Unterstützungs- und Ausgleichsmechanismen, damit 
die LIFDC in die Lage versetzt werden, ihre Bevöl- 
kerung ausreichend zu ernähren (WBGU, 2004a). 
Entsprechende Zusagen insbesondere der Indust- 
rieländer wurden bereits beim Abschluss der Uru- 
guay-Runde des GATT in der Marrakesch-Erklä- 
rung gemacht. Bei einem grundsätzlich empfehlens- 
werten, aber für die LIFDC kurz- bis mittelfristig 
nur schwer verkraftbaren Fortschreiten des weltwei- 
ten Agrarsubventionsabbaus würde es noch dring- 
licher, dass ausreichend Ausgleichsmittel zur Verfü- 
gung gestellt werden. 

Multilaterale Importliberalisierung und Subventi- 
onsabbau können indes nicht nur in LIFDC zu stei- 
gender Ernährungsunsicherheit führen. Für mehrere 
Entwicklungsländer, die Importbeschränkungen für 
Agrargüter vorsehen und selbst Agrarsubventio- 
nen leisten, sind weitergehende Liberalisierungszu- 
sagen insoweit problematisch, als sie der Nahrungs- 
mittelerzeugung im eigenen Land erheblichen Scha- 
den zufügen könnten und gerade kleine Landwirte 
nicht in der Lage wären, mit billigen - weil nicht 
mehr beschränkten - Importen zu konkurrieren und 
zugleich auf Beihilfen zu verzichten. Als Ausweg 
können Ausnahmen von einer allgemeinen Libera- 
lisierung für einen Kreis ärmerer Entwicklungslän- 
dern vorgesehen werden. 

Solche Ausnahmeregelungen wurden zuletzt auf 
der 7. WTO-Ministerkonferenz im Juli 2008 erneut 
diskutiert. Sie beziehen sich auf die Möglichkeit der 
Entwicklungsländer „spezielle Produkte“, die für die 
Ernährungssicherheit besonders wichtig sind, vom 
Zollabbau (teilweise) auszunehmen, sowie durch den 
„speziellen Schutzmechanismus“ als Reaktion auf 
vorübergehende Importsteigerungen oder Preisver- 
fall Zusatzzölle auf Agrarimporte erheben zu kön- 
nen (Deutscher Bundestag, 2008). Beide Instrumente 
können damit der Unterstützung nationaler Stra- 
tegien zur Förderung des kleinbäuerlichen Sektors 
und einer nachhaltigen Nahrungsmittelproduktion 
dienen. Betriebsmittelsubventionen für kleinbäuer- 
liche Produzenten könnten ebenfalls vom Liberali- 
sierungsprozess vorerst ausgenommen werden. Aus- 
nahmeregelungen werden im Kontext einer „Deve- 
lopment Box“ unter dem WTO-Agrarabkommen 
diskutiert (Murphy und Suppan, 2003). Angesichts 
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des aktuellen Dissenses in der WTO-Verhandlungs- 
runde über die Ausgestaltung der Ausnahmerege- 
lungen plädiert der WBGU für einen angemessenen 
Spielraum, um Förderstrategien des kleinbäuerli- 
chen Sektors absichern zu können. Jedoch sollte 
der Kreis der anspruchsberechtigen Länder auf die 
ärmsten Entwicklungsländer begrenzt werden (Rud- 
loff, 2008). 

Internationale Vereinbarungen zur 
Nutzung von Agrarflächen für die 
Nahrungsproduktion 

Konzeptionell sind internationale Abkommen denk- 
bar, in welchen Staaten vereinbaren, für eine aus- 
reichende Nahrungsmittelproduktion Sorge zu tra- 
gen. Dabei ginge es anders als bei der Nahrungsmit- 
telhilfekonvention (Kap. 10.4.2.6) nicht um Quoten 
für Nahrungsmittelhilfen, sondern umfassender um 
Quoten für eine Mindestproduktion an Nahrungs- 
mitteln oder um Zusagen, welcher Anteil an (nati- 
onalen) Flächen für die Nahrungsmittelproduktion 
bereitgehalten wird. Eine entsprechende Koordina- 
tion könnte unter dem Dach der UN, möglicherweise 
der FAQ, angesiedelt werden. 

Als Ausgangspunkt für die Verhandlung eines 
Nahrungsmittelabkommens, das auf Produktionsflä- 
chen abstellt, bietet es sich an, dass die internatio- 
nale Staatengemeinschaft eine Mindestfläche für die 
Nahrungsproduktion festlegt. Dieser Wert sollte in 
regelmäßigen Abständen (z.B. alle 10 Jahre) je nach 
Entwicklung der Flächenproduktivität und der Welt- 
bevölkerung an die ernährungspolitischen Erforder- 
nisse angepasst werden. Wenn die für die Nahrungs- 
mittelproduktion tatsächlich bewirtschaftete Fläche 
unter diese kritische Schwelle fällt, sollten Mecha- 
nismen in Kraft treten, die bewirken, dass der für 
die Nahrungsproduktion angenommene Mindest- 
flächenbedarf so rasch wie möglich wieder erreicht 
wird. Zwar dürfte ein solcher Ansatz derzeit politisch 
schwer durchsetzbar sein, zumal er mit einem hohen 
administrativen Aufwand verbunden wäre; das Kon- 
zept könnte aber zukünftig an Bedeutung gewinnen 
und sollte deshalb in internationalen Politikforen 
frühzeitig diskutiert werden. 


10 . 4 . 3.4 

Förderung des Bewusstseins über die Feigen 
unterschiediicher Ernährungsstiie 

Die in vielen Weltregionen beobachtbare Änderung 
der Ernährungsgewohnheiten (Kap. 5.2.3) trägt zur 
Verschärfung der globalen Flächenkonkurrenzen bei. 
Der zunehmende Konsum von flächenintensiv pro- 
duzierten Fleisch- und Milchprodukten in Industrie- 
ländern sowie zunehmend auch in Schwellenländern 


ist Flaupttreiber dieser Entwicklung. Es wird ange- 
nommen, dass diese geänderten Ernährungsmuster 
bis 2030 ca. 30 % der erforderlichen Produktionsstei- 
gerungen für Nahrungsmittel absorbieren (Kap. 5.2). 
Es ist also absehbar, dass sich die Probleme der 
Ernährungssicherung in den ärmsten Ländern ver- 
schärfen, wenn sich dieser flächenintensive Ernäh- 
rungsstil verfestigt und aufgrund der wirtschaftlichen 
Entwicklung in schnell wachsenden Ökonomien wie 
China und Indien weiter verbreitet. 

Rückwirkungen ergeben sich auch für die ener- 
getische Biomassenutzung. Flächenintensive Ernäh- 
rungsstile reduzieren bei einem angestrebten Vorrang 
der Landnutzung für die Nahrungsmittelproduktion, 
die globalen, nachhaltigen Potenziale für die Bioener- 
gie. Die wirtschaftlich starken Länder würden ihren 
Nahrungsbedarf auch bei steigenden Preisen decken 
können, aber arme Länder laufen Gefahr, zuneh- 
mend unter Ernährungskrisen zu leiden. Zwar gibt 
es insbesondere in Industrieländern Initiativen, um 
Verbraucher über die Wirkungen der Ernährung auf 
die persönliche Gesundheit zu informieren. Aber die 
Zusammenhänge zwischen der Bedeutung individu- 
eller Essgewohnheiten sowie globaler Landnutzung 
und Ernährungssicherheit werden bislang kaum in 
der Öffentlichkeit kommuniziert, bzw. werden durch 
gesundheitliche Aspekte überlagert und dringen so 
auch nicht in das Bewusstsein der Verbraucher. Auf- 
grund des gewachsenen Umweltbewusstseins ist 
jedoch durchaus eine Nachfrage nach Informatio- 
nen über die Umweltfolgen der Nahrungsmittelpro- 
duktion entstanden. Diese Entwicklung wird durch 
staatliche Rahmensetzungen zur Zertifizierung von 
Produkten der ökologischen Landwirtschaft unter- 
stützt. Beide Trends könnten die Basis für Strategien 
zur Verbraucheraufklärung über die Folgewirkun- 
gen von Ernährungsstilen bilden. Gelingt auf diesem 
Weg eine Bewusstseinsbildung, die letztlich zur Ver- 
haltensänderung motiviert, dann kann so den sich 
verschärfenden Landnutzungskonkurrenzen entge- 
gen gewirkt werden. 

Aktivitäten hierzu können dezentral von priva- 
ten Akteuren, wie Einzelhandelsketten oder Nicht- 
regierungsorganisationen, und von öffentlichen Stel- 
len durchgeführt werden. Ebenso ist es möglich, 
dass Initiativen auf internationaler Ebene angesto- 
ßen werden, z.B. im Umfeld der UN-Qrganisationen. 
Aufklärungskampagnen werden indes kaum ausrei- 
chen, um weltweit nachhaltige Ernährungsmuster 
herbeizuführen. Daher werden mittel- bis langfristig 
eingriffsintensivere Instrumente auf die (internatio- 
nale) Tagesordnung kommen müssen. Dazu zählen 
neben Standards auch Internalisierungsmaßnahmen, 
etwa Abgaben auf flächenintensiv produzierte Nah- 
rungsmittel. 
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Flächeninanspruchnahme für den Pro-Kopf- 
Nahrungsmittelverbrauch 
Initiativen zur Beeinflussung der Ernährungsge- 
wohnheiten können durch internationale Vereinba- 
rungen über die Flächeninanspruchnahme für den 
Pro-Kopf-Verbrauch von Nahrungsmitteln unter- 
stützt werden, um so indirekt einen wichtigen Beitrag 
zur Entschärfung der globalen Flächenkonkurren- 
zen zu leisten. Im Rahmen einer zwischenstaatlichen 
Koordination würde sich zunächst für den einzel- 
nen Staat die Aufgabe stellen, die Flächen quantita- 
tiv zu erfassen, die im In- und Ausland für die Pro- 
duktion der im Inland konsumierten Nahrungsmit- 
tel bislang eingesetzt wurden. Für eine Operatio- 
nalisierung der Flächeninanspruchnahme kann das 
Konzept des ökologischen Fußabdrucks den Aus- 
gangspunkt bilden (Mails, 2006). Zu berücksichtigen 
sind aber die methodische Kritik an diesem Konzept 
sowie die Tatsache, dass nicht nur Flächennutzungen 
für die Nahrungsmittelproduktion, sondern andere 
Flächen- und Biomassenutzungen in die Ermittlung 
des ökologischen Fußabdrucks eingehen (IMV, 2002; 
Venetoulis und Talberth, 2008). 

Voraussetzung sind demnach eindeutige Anrech- 
nungs- und Inventarisierungsregelungen, um den mit 
internationalen Handelsströmen von Nahrungsmit- 
teln verbundenen Flächenverbrauch zuverlässig und 
dauerhaft zu erfassen. Dies erfordert ein sehr hohes 
Maß an Erfassungs- und Monitoringaufwand sowie 
auch die Bereitschaft zu Pauschalierungen. Auf Basis 
einer dann geeigneten Datenlage ließen sich Län- 
der mit einer deutlich überdurchschnittlichen Pro- 
Kopf-Inanspruchnahme identifizieren, so wie es bei 
der Erfassung von Treibhausgasemissionen unter der 
UNFCCC praktiziert wird. Handlungsdruck für die 
so identifizierten Länder ließe sich daraus ableiten, 
dass global jedem einzelnen Menschen ein Recht an 
der gleichen Menge an natürlichen Ressourcen zur 
Bedürfnisbefriedigung, d.h. zur ausreichenden Nah- 
rungsmittelversorgung (sowie zur energetischen 
Verwendung) zugestanden wird (von Koerber et al., 
2008). Die darüber hegenden Länder müssten in nati- 
onalen Strategieprogrammen darlegen, mit welchen 
Maßnahmen sie ihre Pro-Kopf-Inanspruchnahme 
senken wollen. In internationalen Foren könnte dazu 
ein Monitoring der Programmerfolge und ein Erfah- 
rungsaustausch über Programmelemente vorgese- 
hen werden. Letztlich müsste bei der Umsetzung sol- 
cher Strategien der Pro-Kopf-Verbrauch von Nah- 
rungsmitteln, die flächenintensiv produziert wer- 
den, in den identifizierten Ländern stabilisiert oder 
schrittweise zurückgeführt werden. 

Zu überlegen ist, inwieweit ein solches Regime, 
das zunächst nur für den Flächenverbrauch in der 
Nahrungsmittelproduktion ausgelegt ist, als Grund- 
lage für ein globales Landnutzungsmanagement 


für zusätzliche Biomassenutzungen, vor allem Bio- 
energie, dienen bzw. dahingehend erweitert werden 
könnte. In einem solchen globalen Regime wären 
auch Mechanismen zur Flexibilisierung der ent- 
sprechenden Umsetzungsverpflichtungen vorstell- 
bar, wobei konzeptionell die flexiblen Mechanismen 
der Klimapolitik hierfür Modell stehen könnten. So 
wäre etwa denkbar, dass die übermäßige Inanspruch- 
nahme in einem Biomassesektor bzw. in einem Land 
durch nicht beanspruchte „Nutzungsreserven“ in 
einem anderen Sektor oder in einem anderen Land 
(vorübergehend) ausgeglichen werden könnte. Kon- 
zeptionell könnten die flexiblen Mechanismen der 
Klimapolitik hierfür Modell stehen. 


10.4.3.5 

Aufbau von Frühwarn- und 
Risikomanagementsystemen 

Frühwarn- und Monitoringkapazitäten 
stärken 

Um künftig besser auf Krisenfälle vorbereitet zu sein, 
wird ein effektives Frühwarnsystem benötigt. Die vor- 
handenen Monitoringkapazitäten, z.B. bei der FAO 
und dem Welternährungsprogramm (WFP), soll- 
ten in ihrer Effizienz gestärkt und vernetzt werden 
(Ressortarbeitsgruppe Welternährungslage, 2008). 
Der WBGU sieht darüber hinaus einen wachsenden 
Bedarf zur rechtzeitigen Erkennung von Risiken für 
die Ernährungssicherheit durch Nutzungskonkur- 
renzen mit dem Anbau von Energiepflanzen. 

Massnahmen zur Senkung der Volatilität 
VON Nahrungsmittelpreisen prüfen 
Die zu beobachtende Korrelation zwischen (Bio-) 
Energie- und Nahrungsmittelpreisen dürfte die 
Volatilität der Nahrungsmittelpreise weiter erhö- 
hen. Häufige starke Preisschwankungen nach unten 
erhöhen die Investitionsunsicherheit bei landwirt- 
schaftlichen Produzenten und treffen insbesondere 
den kleinbäuerlichen Sektor, der kaum über Rückla- 
gen verfügt und gegen Preisrisiken nicht abgesichert 
ist. Starke Preisschwankungen nach oben gefähr- 
den wiederum Nettonahrungsmittelkonsumenten 
mit niedrigem Einkommen. Hier gilt es zu prüfen, 
ob ein international koordinierter Ausbau von Nah- 
rungsmittelreserven einen gangbaren Weg darstellt, 
um bei einem kurzfristig signifikanten Preisanstieg 
das Weltmarktangebot zu erhöhen bzw. bei einem 
Absturz der Preise Nachfrage zu generieren. 
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Kasten 10.4-3 

Zentrale Empfehlungen der 
Ressortarbeitsgruppe Welternährungslage 

Kurzfristige Massnahmen 

- Aufstockung der humanitären Soforthilfe, Not- und 
Übergangshilfe, insbesondere der Nahrungsmittelhilfe, 

- Sicherstellen, dass Nahrungsmittel- und Einkom- 
menstransfers die sozial Schwächsten erreichen, 

- Zugang zu landwirtschaftlichen Betriebsmitteln verbes- 
sern, 

- Ausfuhrbeschränkungen sofort aufheben, 

- Doha-Runde zum Erfolg führen (vor allem durch 
Abbau von Exportsubventionen und -förderung). 


10.4.4 

Folgerungen 

Die internationale Staatengemeinschaft hat erkannt, 
dass die weitere Entwicklung der globalen Landwirt- 
schaft und insbesondere die weltweite Nahrungsmit- 
telproduktion künftig vor enormen und bisher unter- 
schätzten Herausforderungen stehen. Der Anbau von 
Energiepflanzen und die dadurch verschärfte Flä- 
chennutzungskonkurrenz stellen eine dieser Heraus- 
forderungen dar. ln der ersten Jahreshälfte 2008 hat 
die Politik auf die weltweite Steigerung der Agrar- 
preise reagiert und das Thema auf der High Level 
Conference on World Food Security auf die inter- 
nationale Bühne gehoben. Hierbei wurde deutlich, 
dass die Staatengemeinschaft von einem globalen 
Konsens zur nachhaltigen Regelung der Bioenergie- 
nutzung noch weit entfernt ist, dass aber gleichzei- 
tig ein dringender Handlungsbedarf besteht, da die 
weltweit steigende Energienachfrage ohne Regelun- 
gen den Nutzungsdruck auf die fruchtbaren Flächen 
deutlich erhöhen wird. 

Die von UN-Generalsekretär Ban Ki-moon ein- 
gerichtete Task Force on the Global Food Crisis hat 
dazu ein Strategiepapier für die Bewältigung der 
Preiskrise bei Nahrungsmitteln entworfen. Darin 
sind auch Elemente zur Entwicklung eines interna- 
tionalen Konsenses für nachhaltige Biokraftstoffe 
aufgelistet. Empfohlen werden u. a. die Entwicklung 
von Richtlinien zur Minimierung negativer Effekte 
des Anbaus von Energiepflanzen auf die globale 
Nahrungssicherheit und den Umweltschutz, die 
Vorbereitung eines gemeinsamen Bezugsrahmens 
zur Entwicklung eines Zertifizierungsprozesses für 
nachhaltige Bioenergienutzung, die Förderung pri- 
vater Investitionen in die Agrarenergieproduktion 
in Entwicklungsländern, die Neubewertung von Sub- 
ventionen für den Anbau von Energiepflanzen sowie 
die Überprüfung der Methoden zur Bewertung und 
Beobachtung der Wirkungen des Energiepflanzen- 


- Haushalts- und Zahlungsbilanzungleichgewichte 
bekämpfen. 

Mittel- und langfristig wirksame Massnahmen 

- Verbesserung institutioneller und rechtlicher Rahmen- 
bedingungen in Entwicklungsländern, 

- Steigerung der nachhaltigen Nahrungsmittelproduk- 
tion, 

- Verstärkte Investitionen in eine nachhaltige Landwirt- 
schaft, 

- Intensivierung der Agrarforschung, 

- Vermeidung von Nutzungskonkurrenzen durch verant- 
wortungsbewussten Ausbau der Bioenergie, 

- Einführung verbindlicher Nachhaltigkeitsstandards 
und effektiver Zertifizierungssysteme, 

- Verbesserung von Frühwarnsystemen. 


anbaus (UN, 2008). In Reaktion auf aktuelle Ent- 
wicklungen hat die Weltbank zudem die Global Food 
Crisis Response Facility eingerichtet. 

Auch Deutschland hat mit der Ressortarbeits- 
gruppe Welternährungslage einen Bericht an das Bun- 
deskabinett vorgelegt (Ressortarbeitsgruppe Welter- 
nährungslage, 2008; Kasten 10.4-3). Als Antwort auf 
die kritische Entwicklung der Welternährungslage ist 
laut der Ressortarbeitsgruppe eine umfassende und 
auf Dauer angelegte koordinierte Strategie erforder- 
lich, die zwischen den Staaten und internationalen 
Institutionen abgestimmt werden muss. Die nächste 
große Aufgabe ist es, die Umsetzung dieser Maßnah- 
men politisch konsequent zu fördern. 

Über diese Maßnahmen hinaus sieht der WBGU 
vier prioritäre Handlungsfelder, die zur Sicherung 
der Welternährung vor dem Hintergrund des welt- 
weiten Bioenergiebooms von besonderer Bedeutung 
sind: 

1. Der Anbau von Energiepflanzen muss in inte- 
grierte nationale Bioenergie- und Ernährungs- 
sicherungsstrategien eingebunden werden, die 
Nutzungskonkurrenzen mit der Nahrungspro- 
duktion vermeiden. Besonders wichtig ist dies 
für die Gruppe der LIFDC. Parallel müssen mit 
dem Anbau von Energiepflanzen die Flächenpro- 
duktivität der Nahrungserzeugung und die Nah- 
rungsproduktion erhöht werden. Diese nationalen 
Anstrengungen sollten im regionalen Rahmen, 
insbesondere durch die regionalen Entwicklungs- 
banken unterstützt werden. Somit wachsen Bio- 
energie-. Agrar- und Entwicklungspolitik zusam- 
men. 

2. Der stark steigende Druck auf die Landnutzung 
durch veränderte Ernährungsweisen durch die 
flächenintensiven Ernährungsmuster in Indust- 
rieländern und deren Ausbreitung in dynamisch 
wachsende große Schwellenländer ist eine heute 
noch weitgehend unterschätzte, große Herausfor- 
derung für die Zukunft, die mehr Aufmerksam- 
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keit verdient. Gleichzeitig werden durch diese 
Ausbreitung auch die Potenziale für den nachhal- 
tigen Anbau von Energiepflanzen eingeschränkt. 
Zudem steigt der Nutzungsdruck auf Flächen, 
besonders in LIFDC, der durch die wachsende 
Energie- und Nahrungsmittelnachfrage aus ande- 
ren Ländern noch verstärkt wird. Schon heute 
kann man beobachten, dass in Afrika großflächig 
Agrarland von ausländischen Investoren aufge- 
kauft wird (Länderfallstudien; Kap. 8.2). 

3. Um künftig besser auf Krisenfälle vorbereitet zu 
sein, wird ein effektives Frühwarnsystem benötigt. 
Die vorhandenen Monitoringkapazitäten, z.B. bei 
der FAO und dem Welternährungsprogramm, soll- 
ten in ihrer Effizienz gestärkt und vernetzt wer- 
den. Der WBGU sieht darüber hinaus einen wach- 
senden Bedarf zur rechtzeitigen Erkennung von 
Risiken für die Ernährungssicherheit durch Nut- 
zungskonkurrenzen mit dem Anbau von Ener- 
giepflanzen. Auch um die Risiken, die sich aus 
dem wachsenden Druck auf die globale Land- 
nutzung ergeben, rechtzeitig zu erkennen zu kön- 
nen, sind globale Monitoring- und Frühwarnsys- 
teme wichtig. Auch aus diesen Gründen empfiehlt 
der WBGU die Einsetzung einer globalen Kom- 
mission für nachhaltige Landnutzung (Kasten 
10.3-5). Insbesondere fehlt ein globales Landka- 
taster, das Auskunft über den Zustand und Dyna- 
mik von Böden, Wasserressourcen und Landbede- 
ckung (vor allem Entwaldung) gibt. Die rasante 
Änderung der globalen Landnutzung ist aus Sicht 
des WBGU ein bisher unterschätztes Thema für 
Forschung und Politik. 

4. Die Flerausforderungen zur Sicherung der Welt- 
ernährung müssen heute vor dem Flintergrund 
des zunehmenden Drucks auf die globale Flä- 
chennutzung bewältigt werden und können nicht 
mehr allein Gegenstand nationaler Bemühungen 
sein. Angesichts wachsender Ressourcenknapp- 
heit und der immer enger werdenden Verknüp- 
fung zwischen nationalen und globalen Märkten 
einerseits sowie Nahrungsmittel- und Energie- 
märkten andererseits, müssen Wege hin zu einem 
globalen Landnutzungsmanagement konzipiert 
und beschritten werden, um eine weltweit ausrei- 
chende Nahrungsmittelproduktion sicherzustel- 
len. Ein globales Abkommen zur Sicherung einer 
Mindestfläche, die für die Nahrungsmittelproduk- 
tion zur Verfügung steht, bildet ein mögliches Ele- 
ment eines globalen Landnutzungsmanagements. 


10.5 

Internationale Biodiversitätspolitik und 
nachhaltige Bioenergie 

Für die Nutzung von Bioenergie sind die Ziele der 
Biodiversitätskonvention (Convention on Biological 
Diversity, CBD) direkt relevant, vor allem die Ziele 
der Erhaltung biologischer Vielfalt und deren nach- 
haltige Nutzung. Mit dem Ziel der Erhaltung biolo- 
gischer Vielfalt ist die CBD das wichtigste interna- 
tionale Abkommen, um die WBGU-Leitplanke für 
den Biosphärenschutz einzuhalten, mit der die Aus- 
weitung der Landnutzung in ökologisch wertvolle 
Gebiete verhindert werden soll (Kap. 3.1.2). Auch die 
Zielsetzung einer nachhaltigen Nutzung biologischer 
Vielfalt kann durch geeignete Regelungen dazu bei- 
tragen, mögliche negative Auswirkungen von Bio- 
energie auf biologische Vielfalt zu vermeiden (Kap. 
5.4). Daher konzentriert sich der WBGU im Folgen- 
den auf die Aufgaben und Möglichkeiten der CBD. 

Für die CBD ist das Thema Bioenergie erst 2007 
bei einer Sitzung des wissenschaftlichen Ausschus- 
ses auf die Tagesordnung gekommen, und es wurde 
zu einem der wichtigsten Themen der 9. Vertrags- 
staatenkonferenz (COP-9) in Bonn. Ein dynami- 
scher Ausbau der Bioenergie verstärkt den Druck 
auf die Landnutzung und damit auch auf die biolo- 
gische Vielfalt. Daher müssen die laufenden Bemü- 
hungen um die Erhaltung und nachhaltige Nutzung 
biologischer Vielfalt intensiviert werden. Außerdem 
kann die CBD auch einen Beitrag zur Regulierung 
der nachhaltigen Nutzung der Bioenergie leisten. Mit 
Blick auf Bioenergie ergeben sich für den Biosphä- 
renschutz und die CBD konkret die folgenden Her- 
ausforderungen: 

Erstens können die Ausweitung und das effektive 
Management des globalen Schutzgebietssystems dazu 
beitragen, die durch Bioenergienutzung direkt oder 
indirekt ausgelöste Konversion natürlicher Ökosys- 
teme einzuschränken (Kap. 5.4). Die Konvention hat 
hierzu einen Fundus an Erfahrungen, Instrumenten 
und Zielsetzungen zu bieten, gebündelt im Arbeits- 
programm zu Schutzgebieten (Kap. 10.5.1.1). Beson- 
dere Herausforderungen stellen sich im Zusammen- 
hang mit der Finanzierung des Schutzgebietssystems 
(Kap. 10.5.2). 

Zweitens gilt es, beim Anbau von Energiepflanzen 
oder bei der Nutzung von Wäldern zur Bioenergiege- 
winnung die Erhaltung und nachhaltige Nutzung bio- 
logischer Vielfalt zu gewährleisten. Die CBD kann 
hierzu - frühestens nach der nächsten Vertragsstaa- 
tenkonferenz 2010 - einen Beitrag leisten, indem sie 
Biodiversitätsleitlinien für eine nachhaltige Produk- 
tion und Nutzung von Bioenergie erarbeitet, die für 
entsprechende Standards genutzt werden können. 
Die von der Konvention erarbeiteten Prinzipien und 
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Arbeitsprogramme bieten hierfür eine gute Basis 
(Kap. 10.5.1). 

Die folgenden Abschnitte gehen teils über den 
speziellen Fokus Bioenergie hinaus, da die Sicherung 
der Nachhaltigkeit der Landnutzung für Bioenergie 
nicht scharf von Landnutzung generell getrennt wer- 
den kann. 


10.5.1 

Schutzgebiete und Schutzgebietssysteme 

ln Kapitel 5.4 wird deutlich, dass es durch den Aus- 
bau der Bioenergienutzung zur Konkurrenz mit dem 
Naturschutz kommen kann. Ein unverzichtbares Ins- 
trument um derartige Konflikte zu vermeiden, ist 
ein effektives Schutzgebietssystem. Dabei reicht die 
Bedeutung von Schutzgebieten weit über Fragen der 
Bioenergie hinaus. Schutzgebiete sind unverzicht- 
bare Instrumente, um biologische Vielfalt zu erhal- 
ten (MA, 2005b, c; CBD, 2004b). Die CBD und der 
Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung haben sich 
zum Ziel gesetzt, dass die Verlustrate biologischer 
Vielfalt bis 2010 signifikant verringert wird. Diesem 
Ziel dient die vom WBGU vorgeschlagene Biosphä- 
renleitplanke (Kap. 3.1.2): „10-20% der weltweiten 
Fläche terrestrischer Ökosysteme (bzw. 20-30 % der 
Fläche mariner Ökosysteme) sollten für ein globales, 
ökologisch repräsentatives und effektiv betriebenes 
Schutzgebietssystem ausgewiesen werden. Zudem 
sollten auch etwa 10-20% der Flussökosysteme 
inklusive ihrer Einzugsgebiete dem Naturschutz Vor- 
behalten sein“. 

Innerhalb des Schutzgebietssystems müssen sich 
Erhaltung und Nutzung biologischer Vielfalt, ein- 
schließlich der Bioenergienutzung, keineswegs 
immer ausschließen (WBGU, 2000). Die Weltnatur- 
schutzunion lUCN unterteilt die Schutzgebiete nach 
Kategorien, je nach Schutzziel und Nutzungsinten- 
sität (Kategorien I-VI; lUCN, 1994; Kasten 5.4-1). 
Dabei sollten nur die Gebiete der Kategorien 1-IV 
mit vorrangigem Schutzziel für die Einhaltung von 
Flächenzielen angerechnet werden (Pistorius et al., 
2008), da die Kategorien V und VI den Schwerpunkt 
auf nachhaltige Nutzung und nicht auf Erhaltung set- 
zen. Bei den UNESCO-Biosphärenreservaten wird 
dieses Prinzip abgestufter Nutzungsintensitäten in 
ein Zonierungskonzept umgesetzt, bei dem Kernzo- 
nen von Puffer- und Entwicklungszonen umgeben 
sind (UNESCO-MAB, 1995). 

Die CBD verpflichtet in Art. 8(a) alle Vertrags- 
staaten, ein Schutzgebietssystem einzurichten. Damit 
sind sie eine besondere Form der Flächennutzungs- 
vereinbarung eingegangen: Zur Erhaltung des glo- 
balen Guts biologische Vielfalt muss in bestimmten 
Gebieten auf degradierende Nutzung verzichtet wer- 


den. Darüber hinaus fordert die CBD, dass die Nut- 
zung biologischer Ressourcen auch außerhalb von 
Schutzgebieten geregelt und verwaltet wird (Art 
8(c) CBD; Glowka, 1994). Demnach kann der Natur- 
schutz nicht allein auf die Schutzgebiete „delegiert“ 
werden, sondern alle Arten der Landnutzung müs- 
sen Aspekte der Erhaltung und nachhaltigen Nut- 
zung biologischer Vielfalt integrieren. 

Das derzeitige Schutzgebietssystem ist von der 
ausgewiesenen Fläche her beeindruckend: ca. 12 % 
der globalen Landfläche stehen bereits unter Schutz. 
Dennoch kann das Ziel längst nicht als erreicht gel- 
ten, da viele der Gebiete ihren Schutzzweck nur 
unzureichend erfüllen und gleichsam nur auf dem 
Papier existieren. Kasten 5.4-1 gibt einen Überblick 
über den Status quo der Schutzgebiete und Trends. 


10.5.1.1 

CBD-Arbeitsprogramm zu Schutzgebieten 

Erst 12 Jahre nach der Unterzeichnung der Konven- 
tion wurde die Umsetzung des Artikels 8 mit einem 
gesonderten Arbeitsprogramm zu Schutzgebieten 
angegangen (CBD, 2004b), das seither den Rahmen 
für die Umsetzung durch die Vertragsstaaten bil- 
det. Das Ziel ist, bis 2010 auf dem Land und bis 2012 
im marinen Bereich ein ökologisch repräsentatives 
und gut geführtes globales Netzwerk aus nationalen 
Schutzgebietssystemen einzurichten. Das Arbeits- 
programm liest sich wie ein ambitionierter Aktions- 
plan des Naturschutzes, da es mit ergebnisorientier- 
ten Zielen konkret beschreibt, welche Maßnahmen 
bis zu welchem Zeitpunkt von den Staaten umgesetzt 
werden sollen. Eine konkrete, quantitative Verpflich- 
tung zum Flächenschutz oder das Befolgen globaler 
Prioritätensetzungen etwa zur Sicherstellung einer 
globalen Repräsentativität waren jedoch bei der Ver- 
handlung des Arbeitsprogramms nicht durchsetzbar. 
Es gibt aber einen Bezug zur globalen Strategie zum 
Schutz der Pflanzen, die ebenfalls unter dem Dach 
der CBD entwickelt wurde und u. a. vorgibt, dass 
bis 2010 10 % aller ökologischen Regionen der Welt 
geschützt sein sollen (Kap. 3.1.2). 

Die nationale Umsetzung erfolgt allerdings im 
Kontext der Prioritäten der Vertragsstaaten. Die 
Staaten haben sich verpflichtetet, bis 2010 zu jeder 
Vertragsstaatenkonferenz über die Fortschritte der 
Umsetzung zu berichten. Nur wenige Länder kom- 
men dem nach: lediglich 34 von 190 Vertragsstaaten 
haben über ihre Fortschritte berichtet (CBD, 2007). 
Viele Länder haben bereits Flächenschutzziele oder 
wollen sie festlegen: die Werte liegen im Bereich von 
5-30%. China z.B. hat sich vorgenommen, bis 2010 
17 % der Landesfläche unter Schutz zu stellen. Bei 
der schwierigen Aufgabe, die Schutzgebiete zu ver- 
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netzen und mit der übrigen Landnutzung zu integrie- 
ren, sind die bisherigen Erfolge sehr begrenzt. Ebenso 
fehlt in nahezu allen berichtenden Entwicklungslän- 
dern die Kapazität, um effektive Managementpläne 
für die bestehenden Schutzgebiete zu erarbeiten bzw. 
umzusetzen. Es ist zu vermuten, dass die Umsetzung 
in den 156 Staaten, die keinen Bericht abgegeben 
haben, noch schleppender vorankommt. Schnelle 
Fortschritte sind ohne erheblich vergrößertes Enga- 
gement in politischer wie finanzieller Hinsicht kaum 
zu erwarten. 


10.5.1.2 

Weitere Regelungen der CBD 

In anderen Sektoren der CBD konnten konkrete 
Flächenschutzziele vereinbart werden. In der glo- 
balen Strategie zur Erhaltung der Pflanzen hat sich 
die CBD zum Ziel gesetzt, bis 2010 mindestens 10 % 
aller Ökoregionen der Welt, 50% der wichtigsten 
Zentren für Pflanzenvielfalt und 60 % der gefährde- 
ten Pflanzenarten effektiv zu schützen (CBD, 2002a; 
Kap. 3.1.2). Im Rahmen der Evaluation des strate- 
gischen Plans der Konvention (CBD, 2004c) wurde 
ebenfalls die konkrete Flächenangabe vereinbart, bis 
2010 mindestens 10 % aller Ökoregionen der Welt 
effektiv zu schützen. Außerdem soll die Verlust- und 
Degradationsrate natürlicher Lebensräume vermin- 
dert werden. Im vorläufigen Zielrahmen der Kon- 
vention wird das 10% -Ziel ebenfalls aufgegriffen 
und auf die verschiedenen thematischen Arbeits- 
programme übertragen: Meeres- und Küstenöko- 
systeme, Binnengewässer, Wäldertypen, Bergöko- 
systeme, Trockengebiete und Inselökosysteme sollen 
jeweils zu mindestens 10 % und Gebiete, die beson- 
ders wichtig für die biologische Vielfalt sind, generell 
geschützt werden (CBD, 2006b). 


10.5.1.3 

Optionen für die Weiterentwicklung 

Weiterentwicklungen der Schutzgebietspolitik müs- 
sen also verstärkt Voraussetzungen schaffen, um für 
ein repräsentatives globales Schutzgebietsnetzwerk 
zu sorgen, dessen wirksames Management ausrei- 
chend finanziert wird. Zusätzliche Vereinbarungen 
über Flächenschutzziele, ihre nationale Implemen- 
tierung und internationale Finanzierungsleistungen 
bieten sich als Lösungen an. 

Die LifeWeb-Initiative 

LifeWeb ist eine von Deutschland angeregte glo- 
bale Initiative zu Schutzgebieten (BMU, 2008e). Sie 
baut auf dem Arbeitsprogramm zu Schutzgebieten 


auf und soll zur Finanzierung der Umsetzung beitra- 
gen. Dazu sollen interessierte Entwicklungsländer 
Schutzgebiete melden, deren Managementkapazitä- 
ten unterfinanziert sind sowie „Kandidaten“ für mög- 
liche neue Schutzgebiete angeben, wofür sie nicht die 
notwendigen Mittel aufbringen können. Diese Kan- 
didaten werden in der UN-Schutzgebietsliste des 
UNEP-WCMC aufgeführt (WDPA, 2008). Länder, 
Organisationen oder Private, die zu einer verbesser- 
ten Finanzierung beitragen möchten, können dann 
auf bilateraler Basis mit Ländern kooperieren, die 
Kandidaten ausgeschrieben haben. Diese Initiative, 
die ausschließlich auf freiwillige Beteiligung ausge- 
legt ist und keine zusätzlichen Verwaltungsstruktu- 
ren schafft, wurde auf der COP-9 in Bonn begrüßt. 
Dort gab es von Seiten vieler Entwicklungsländer 
konkrete Angebote für Schutzgebietskandidaten, 
die sich auf eine Fläche von ca. 460.000 km^ summie- 
ren. Die Bundesregierung gab die Zusage, bis 2012 
zusätzliche 500 Mio. € (und danach jedes Jahr die- 
selbe Summe) in die LifeWeb-Initiative einzubringen. 
Leider haben auf der Konferenz weder EU-Partner 
noch G8-Länder weitere finanzielle Angebote vorge- 
legt. Deutschland wird also bei seinen Partnern unter 
den Industrieländern verstärkt für LifeWeb werben 
müssen, um die Initiative zum Erfolg zu führen. 

Weiterentwicklung der CBD-Regelungen in 
Richtung eines Schutzgebietsprotokolls 
Auf der COP-10 wird das 2010-Ziel evaluiert. Aller 
Voraussicht nach wird es mit Ausnahme weniger 
Teilerfolge verfehlt werden. Außerdem steht eine 
grundlegende Evaluierung des Arbeitsprogramms 
zu Schutzgebieten an. Auch hier lassen die Zwischen- 
ergebnisse vermuten, dass die ambitionierten Ziele 
des Programms von den meisten Vertragsstaaten ver- 
fehlt werden. Der Sukhdev-Report zur Ökonomie 
von Ökosystemen und biologischer Vielfalt (Zwi- 
schenergebnisse: Sukhdev, 2008) soll 2010 in seiner 
Endfassung vorhegen und den ökonomischen Wert 
der Erhaltung biologischer Vielfalt konkretisieren, 
ähnlich wie es der Stern-Review für den Klimaschutz 
erreicht hat (Stern, 2006). Ein Teil dieses Werts wird 
sich in den REDD-Regelungen der Klimarahmen- 
konvention widerspiegeln, in denen voraussichtlich 
Anreize für die Erhaltung von Wäldern als Klima- 
schutzmaßnahmen geschaffen werden (Kap. 10.2). 
Wenn zudem im Jahr 2010 die Verhandlungen zu 
einem internationalen Regime über den Zugang zu 
genetischen Ressourcen und gerechten Vorteilsaus- 
gleich zur Zufriedenheit der Entwicklungsländer 
abgeschlossen werden können, so ergibt sich eine 
Konstellation von Faktoren, die einen veränderten 
politischen Rahmen schafft. Dies könnte eine Wei- 
terentwicklung der bestehenden CBD-Regelungen 
in Richtung eines verbindlichen Schutzgebietsproto- 
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kolls ermöglichen (WBGU, 2006). Ein solches Pro- 
tokoll sollte die ganze Bandbreite von Land-, Süß- 
wasser- und Meeresschutzgebieten umfassen und das 
Spektrum von strengem Schutz bis zur Verknüpfung 
mit nachhaltiger Nutzung abdecken. Die Vertrags- 
parteien eines solchen Protokolls würden sich zum 
Aufbau eines Schutzgebietssystems gemäß quan- 
titativer Vorgaben verpflichten. Zu den konkreten 
Berichtspflichten sollte die Meldung der bestehen- 
den Schutzgebiete (geografische Daten, geschützte 
Ökosystemtypen und Arten, Schutzgebietskatego- 
rien, Angaben zu Management, Finanzierung, Fort- 
schritte und Hindernisse usw.) und noch auszuwei- 
sender Kandidaten an die globale Datenbank des 
UNEP-WCMC gehören. Auf dieser Datenbasis 
könnte ein wissenschaftlicher Beirat - etwa ein in der 
internationalen Diskussion befindliches IPCC-ähnli- 
ches Gremium zur Politikberatung im Bereich Bio- 
diversität (Intergovernmental Panel on Biodiversity, 
IPBD: WBGU, 2000) - in regelmäßigen Abständen 
Statusberichte zum Schutzgebietsystem erarbeiten, 
die auch auf Repräsentativität, Effektivität sowie 
die Finanzierungs- und Umsetzungshindernisse ein- 
gehen. Damit verbundene Eingriffe in die staatliche 
Souveränität sollten möglichst gering gehalten wer- 
den. Ein Erfolg wird nur zu erreichen sein, wenn sich 
die Industrieländer im Gegenzug dazu verpflichten, 
ausreichende Finanzierungsmittel sowie Hilfen bei 
der Umsetzung bereitzustellen. 


10.5.2 

Finanzierung von Schutzgebietssystemen durch 
Kompensationszahlungen 

Besonders biodiversitätsreiche Gebiete befinden sich 
vor allem auf dem Hoheitsgebiet von Entwicklungs- 
und Schwellenländern. Ohne zusätzliche Anreize 
werden diese Länder nicht bereit sein, Schutzver- 
pflichtungen in einem Ausmaß einzugehen, das zum 
Erhalt globaler Biodiversität ausreicht. Durch der- 
artige Verpflichtungen sehen sie ihre Souveränität 
und wirtschaftlichen Entwicklungschancen einge- 
schränkt. Zudem würden sie dann einen erheblichen 
Anteil der Kosten des Erhalts biologischer Vielfalt 
tragen, von dessen Nutzen die gesamte Staatenge- 
meinschaft profitiert. Zusätzliche finanzielle Anreize, 
z.B. durch Kompensationszahlungen, sind daher not- 
wendig. Sie würden vor allem Einkommensausfälle 
ausgleichen, die infolge des Verzichts auf ertragrei- 
chere, aber nicht nachhaltige Landnutzungen ent- 
stehen (Endres, 1995; WBGU, 2001, 2002). So gese- 
hen zielen Kompensationszahlungen auf den Erhalt 
wertvoller Ökosystemleistungen ab, die durch ver- 
schärfte Landnutzungskonkurrenzen etwa infolge 


des Anbaus von Energiepflanzen bedroht sind (Kap. 
5.4). 

Der Finanzierungsbedarf für Kompensationen 
wird in erster Linie von den Nutzungsalternativen 
bestimmt. Die Opportunitätskosten des Schutzes 
in z.B. Naturparks und Landschaftsschutzgebieten 
sind dabei oft höher als in unbewohnten, abgelege- 
nen Reservaten, in denen rentable Alternativnutzun- 
gen, wie z.B. der Anbau von Energiepflanzen, bisher 
kaum möglich sind (James et al., 1999). Pearce (2007) 
berechnet auf Basis von James et al. (1999) Opportu- 
nitätskosten der Erhaltung in Entwicklungsländern 
von unter 9 US-$ pro ha und Jahr. Das wäre deut- 
lich weniger als die in einer internen Weltbankstu- 
die genannten Kosten von über 93 US-$ (zitiert in 
Pearce, 2007). Chomitz et al. (2004) gehen davon aus, 
dass die Opportunitätskosten vom landwirtschaftli- 
chen Potenzial der Fläche bestimmt werden; in Ent- 
wicklungsländern lägen diese Kosten bei Hunderten 
US-$ pro ha, wenn die Alternative extensive Weide- 
wirtschaft wäre, und Tausenden US-$ pro ha, wenn 
alternativ der Anbau hochwertiger, mehrjähriger 
Pflanzen möglich wäre. Auf nationaler Ebene gibt es 
bereits Systeme zur Regelung von Kompensations- 
zahlungen (FAO, 2007b; Wunder, 2005). Ein Beispiel 
ist das 1997 etablierte Programm Pagos por Servicios 
Ambientales (PSA) in Costa Rica (Kasten 10.5-1). 

Unternehmen leisten Kompensationen im Zusam- 
menhang mit nationalen Auflagen zur Schaffung von 
Ausgleichsflächen. In mehreren Staaten (u.a. Austra- 
lien, USA, Kanada, Brasilien) sind Unternehmen, die 
eine intensive Landentwicklung beabsichtigen, dazu 
verpflichtet, andernorts für Ausgleichsflächen zu sor- 
gen, indem sie z.B. Landbesitzer für den Verzicht auf 
alternative, profitablere Landnutzungen in biodi- 
versitätsreichen Ökosystemen kompensieren. Nach 
derzeitigen nationalen Regelungen können die Ver- 
pflichtungen nur durch Ausgleichsflächen im Inland 
erfüllt werden (ten Kate et al., 2004; Carroll et al. 
2007). Daneben gibt es Unternehmensinitiativen, die 
mit freiwilligen Zahlungen für Ausgleichsflächen im 
In- und Ausland werben (ten Kate et al., 2004; Bishop, 
2007). Kompensationszahlungen und die Einrich- 
tung von Ausgleichsflächen sind aus Sicht der Unter- 
nehmen mit signifikanten Transaktionskosten ver- 
bunden. Mit den marktbasierten Institutionen eines 
„Habitat Banking“ lassen sich diese Kosten reduzie- 
ren. Akteure sind hierbei Unternehmen, die zertifi- 
zierte Ausgleichsflächen schaffen und die Zertifikate 
anschließend an solche Unternehmen verkaufen, die 
naturnahe Landflächen erschließen wollen. Dieser 
Ansatz wurde zuerst in den USA in den 1990er bei 
Feuchtgebieten als Wetland Banking etabliert (Sulz- 
man und Ruhl, 2002) und wird mittlerweile von der 
EU-Kommission zur Umsetzung empfohlen (EU- 
Kommission, 2007a, b). Auch in Malaysia sind hierzu 
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Kasten 10.5-1 

Zahlungen für Ökosystemleistungen in Costa 
Rica 

In dem 1997 etablierten Programm Pagos por Servicios 
Ambientales in Costa Rica erhalten Landbesitzer Vergü- 
tungen für die Bereitstellung von Ökosystemleistungen aus 
Wäldern. Dabei leisten neben dem Staat auch private Nutz- 
nießer der Ökosystemleistungen, z.B. Wasserkraftwerke, 
freiwillige Zahlungen. Potenzielle Teilnehmer des Systems 
müssen zunächst einen Bewirtschaftungsplan vorlegen, 
der u. a. die Eigenschaften des betreffenden Waldstücks, 
die geplante Bewirtschaftungsmethode sowie die geplan- 


erste Ansätze entwickelt worden (Hawn, 2008). Nach 
Angaben von Carroll et al. (2007) tätigen allein die 
400 Wetland Banks in den USA Transaktionen in 
Höhe von mehr als 1 Mrd. US-$ im Jahr. Im privaten 
Sektor leisten darüber hinaus zivilgesellschaftliche 
Organisationen (NRO, Stiftungen usw.) finanzielle 
Beiträge für Schutzgebiete und der Erhaltung biolo- 
gischer Vielfalt allgemein. Nach vorsichtigen Schät- 
zungen werden Zahlungen von bis zu 1 Mrd. US-$ 
pro Jahr für den internationalen Biodiversitätsschutz 
geleistet (OECD, 2003; Gutman und Davidson, 2007). 
Hinzu kommen Marktzahlungen für bestimmte pri- 
vatisierbare Ökosystemleistungen wie Kohlenstoff- 
zertifikate (Kasten 10.2-3), Bioprospektierung oder 
Ökotourismus (WBGU, 2000; 2004a). Dieses Seg- 
ment hat derzeit eine Umfang von 1-2 Mrd. US-$ 
und wird als sehr dynamisch eingeschätzt (Gutman 
und Davidson, 2007). Es bleibt abzuwarten, ob derar- 
tige Marktzahlungen künftig weiter zunehmen und, 
vor allem, ob sie als Kompensationen im internatio- 
nalen Kontext eingesetzt werden. 

Internationale Kompensationszahlungen sind 
gerechtfertigt, weil lokal und national bereitgestellte 
biologische Vielfalt oftmals grenzüberschreitenden 
Nutzen stiftet (WBGU, 2000; MA, 2005a; Perrings 
und Gadgil, 2005). Die Verfügungsrechte der hierfür 
relevanten Ressourcen sind einzelnen Nationalstaa- 
ten zugewiesen, die so über das Angebot biologischer 
Vielfalt und daraus resultierender Ökosystemleis- 
tungen entscheiden. Drohen diese global wertvollen 
Leistungen zurückzugehen, können andere Länder 
konditionale Zahlungen anbieten, die die Nutzen- 
Kostenrelationen alternativer Landnutzungen im 
Standortland des Schutzguts zugunsten nachhaltiger 
Nutzungen verändern. Diese Zusammenhänge gel- 
ten vor allem in tropischen Schwellen- und Entwick- 
lungsländern mit ihren global bedeutenden Ausstat- 
tungen an biologischer Vielfalt. Viele dieser Länder 
erwägen, die Bioenergieproduktion erheblich auszu- 
bauen oder haben hierzu bereits Maßnahmen ergrif- 
fen (Kap. 4.1.2). Damit steigt direkt oder indirekt die 


ten Maßnahmen z.B. zur Verhinderung von Degradation 
durch Waldbrände oder illegalem Holzeinschlag enthält. 
Die Waldbesitzer erhalten zunächst über fünf Jahre regel- 
mäßige Zahlungen aus dem speziell dafür eingerichteten 
Fonds Fondo Nacional de Financiamiento Forestal (Pagi- 
ola,2002). Im Anfangsjahr 1997 wurden ca. 14 Mio. US-$ für 
den Schutz von 79.000 ha bezahlt (Pearce, 2004). In Costa 
Rica, wie auch in Mexiko und in anderen Ländern, beteili- 
gen sich internationale Geber an der Finanzierung, etwa die 
Weltbank und die Globale Umweltfazilität (GEF). In Costa 
Rica gab die Weltbank z. B. einen Kredit von 32,6 Mio. US-$ 
und die GEF einen Zuschuss von 8 Mio. US-$ (World Bank, 
2002,2008c). 


Gefahr degradierender Nutzungen von Landressour- 
cen (Kap. 5.4), wodurch wiederum Implikationen für 
einen wirksamen Einsatz internationaler Zahlungen 
entstehen. 


10.5.2.1 

Finanzierung des giobalen Schutzgebietsnetzes 
durch internationaie Zahiungen 

Schätzungen für den Finanzierungsbedarf eines glo- 
balen Schutzgebietsnetzes einschließlich Meeres- 
schutzgebiete variieren je nach Abgrenzungen und 
Annahmen über den Schutzgrad (Gutman und 
Davidson, 2007; Schmitt et al., 2007). So unterstellen 
Balmford et al. (2002) Kosten pro Jahr von 45 Mrd. 
US-$ 2 ooo- James et al. (1999) gehen von 27,5 Mrd. 
US-$i 99 j aus. Die gesamten Ausgaben für Schutzge- 
biete werden auf weltweit 6-10 Mrd. US-$ pro Jahr 
geschätzt, davon bringen Entwicklungsländer 1,3-2, 5 
Mrd. US-$ auf (James et al., 1999; Molnar et al. 2004; 
Gutman und Davidson, 2007). Dabei kommen ver- 
schiedene Finanziernngsmechanismen zur Anwen- 
dung (Gutman und Davidson, 2007). Die Zahlungen 
schließen Ansgaben für das Schutzgebietsmanage- 
ment mit ein, nur ein geringer Teil stellt also Kom- 
pensationszahlungen dar. Die Höhe der derzeitigen 
internationalen Zahlungen für den gesamten Biodi- 
versitätsschutz wird mit 4-5 Mrd. US-$ jährlich bezif- 
fert, davon 30-50 % für das Schutzgebietsnetz. Rund 
2 Mrd. US-$ werden im Rahmen der bi- und multi- 
lateralen Entwicklungszusammenarbeit der OECD- 
Staaten bereitgestellt (OECD, 2002; Gutman und 
Davidson, 2007). Hierbei dominiert die bilaterale 
Entwicklungszusammenarbeit. Von Seiten Deutsch- 
lands ist vor allem das Tropenwaldschutzprogramm 
zu nennen, für das in 2007 Ausgaben in Höhe von 
über 100 Mio. € veranschlagt wurden (BMZ, 2008a, 
b). Hinzu kommen Debt-for-Nature Swaps, bei denen 
Auslandsschulden gegen Naturschutz getauscht wer- 
den (WBGU, 2000, 2002). Zwischen 1987 und 2003 
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Kasten 10.5-2 

Etablierung eines internationalen Markts für 
zertifizierte Schutzleistungen 

Einen internationalen Markt für zertifizierte Schutzleistun- 
gen zur Finanzierung eines globalen Schutzgebietsnetzes zu 
etablieren, stellt eine konzeptionelle Weiterentwicklung der 
Life Web-Initiative der Bundesregierung dar (Kap. 10.5.1.3). 
Der folgende Vorschlag dazu basiert z.T. auf dem Konzept 
handelbarer Verpflichtungsscheine (WBGU,2002). Kernge- 
danke ist, die Finanzierung von Schutzgebieten außer durch 
Eigenleistungen der Standortländer systematisch durch 
internationale Kompensationszahlungen sicherzustellen. 
Um Kompensationszahlungen zu fördern und effizient zu 
gestalten, bietet es sich an, das Gut „geschützte Fläche“ zu 
standardisieren und hierfür einen globalen Markt zu eta- 
blieren. Vorgaben sollten regeln, welche Voraussetzungen 
Flächeneinheiten in ihrer Beschaffenheit erfüllen müssen, 
damit sie eine Zertifizierung erhalten und als Kandidat auf 
dem Markt angeboten werden dürfen. Nach Möglichkeit 
sollte ein weltweit anerkanntes Zertifikat für einen quali- 
tativ hochwertigen Biodiversitätsschutz angestrebt werden, 
analog etwa zum Gold Standard beim CDM. 

Angebot und Nachfrage 

Grundsätzlich können Staaten oder alle anderen Akteure 
auf dem Markt zertifizierte Schutzleistungen nachfragen 
oder anbieten, wobei das größte Angebot durch die bio- 
diversitätsreichen Entwicklungs- und Schwellenländer zu 
erwarten ist. Angebotsaktivitäten sollten freiwillig sein; der 
Anreiz zum Angebot sollte sich aus den Einnahmemöglich- 
keiten am Markt ergeben. Um eine Mindestnachfrage nach 
zertifizierten Schutzleistungen zu generieren, sollten die 
Vertragsstaaten Verpflichtungen zum Erwerb von Schutz- 
zertifikaten eingehen. Die Flöhe der Verpflichtungen sollte 
grundsätzlich vom Prinzip der wirtschaftlichen Leistungsfä- 
higkeit abhängen - Industrieländer tragen somit zur Finan- 
zierung globaler Biodiversität deutlich mehr bei als Ent- 
wicklungsländer. Zum anderen sollte der Verteilungsschlüs- 
sel auch die Prinzipien der Subsidiarität und ökologischen 
Leistungsfähigkeit berücksichtigen - je mehr Biodiversität 
ein Staat auf eigenem Territorium grundsätzlich schützen 
kann, umso höher ist seine Verpflichtung im Vergleich zu 
anderen Ländern auf vergleichbarem wirtschaftlichen Ent- 
wicklungsstand. Von derartigen Bestimmungen wäre die 
bestehende Verpflichtung in der CBD unberührt, wonach 
jeder Vertragsstaat ein eigenes Schutzgebietssystem im 
Inland aufbauen und pflegen muss (Art. 8 CBD). Es muss 
sichergestellt sein, dass biodiversitätsreiche Staaten nicht 
nur Schutzleistungen auf dem internationalen Markt anbie- 
ten, sondern stets auch selbst Verpflichtungen eingehen. 
Zur Erfüllung dieser Verpflichtungen können Zertifikate 
für Schutzleistungen im eigenen Land verwendet werden. 
Für die konkrete Ausgestaltung der Verpflichtungen käme 
eine bestimmte Menge an Schutzzertifikaten in Frage, die 
immer dann erworben werden muss, wenn das Angebot 
hinreichend ist. Da zumindest in der Anfangsphase schwer 
absehbar ist, welche Zertifikatspreise sich einpendeln wer- 
den, bietet sich ergänzend zur Höhe der Zertifikatsmenge 


wurden auf diesem Wege umgerechnet etwa 2,2 Mrd. 
US-$ in den Naturschutz investiert (Pearce, 2004). 
Solche Swaps werden nicht nur von öffentlichen, son- 
dern auch von privater Seite finanziert und durchge- 
führt. 


eine Ausgabengrenze an, bei deren Überschreiten ein Staat 
keine weiteren zertifizierten Schutzverpflichtungen erwer- 
ben muss. So könnte eine fiskalische Überforderung der 
Nachfragerstaaten vermieden werden. Allerdings ist dabei 
zu beachten, dass eine solche Deckelung die ökologische 
Effektivität beeinträchtigt und einige Staaten dazu ver- 
leiten könnte, z.B. aus außenpolitischen Erwägungen her- 
aus, Schutzleistungen zu bewusst überhöhten Preisen von 
bestimmten Ländern zu erwerben. 

Funktionsweise des Marktes 

In diesem Marktsystem ist eine Steuerung wünschenswert, 
die eine Repräsentativität des globalen Schutzgebietsnet- 
zes gewährleistet. Durch die Meldung der Kandidaten 
für Schutzgebiete seitens der Anbieter erfolgt durch die 
Zertifizierung eine ökologische Kategorisierung. Der Pro- 
zess der Zertifizierung könnte auf der Life Web-Initiative 
aufbauen: Anbieter melden Kandidaten, die zertifiziert 
werden. Die Flächengröße ist die quantitative Grundlage. 
Nachfragerstaaten müssen eine bestimmte Menge an zer- 
tifizierten Schutzleistungen erwerben und können sich die 
entsprechende Fläche auf ihre eingegangene Verpflichtung 
anrechnen lassen. Sie können sich aber selber aussuchen, 
welche Flächen sie einkaufen. Je nach ihren Präferenzen, 
z.B. dem favorisierten Ökosystemtyp (Regenwald, Hotspot 
oder Schutz von flagship species usw.) kaufen sie dann den 
Schutz konkreter Flächen nach dem Prinzip „first come, first 
serve“. Unter der Annahme, dass die Nachfragerstaaten an 
ökologisch wertvollen Flächen besonders interessiert sind, 
etwa weil dies im Interesse der Bevölkerung liegt und diese 
entsprechend Druck auf die staatlichen Entscheidungsträ- 
ger ausübt oder weil z.B. die Auswahl fachkundigen Ver- 
tretern überlassen wird, ergäbe sich somit ein Anreiz, die 
Mittel möglichst schnell zur Verfügung zu stellen, damit 
man sowohl kostengünstige als auch ökologisch attraktive 
Schutzleistungen erwirbt. Zugleich gäbe es einen Anreiz 
für Anbieterstaaten, nicht Gebiete mit niedrigen Oppor- 
tunitätskosten, sondern auch biodiversitätspolitisch attrak- 
tive Gebiete als Kandidaten zu nominieren. Regelmäßige 
Bewertungen eines Intergovernmental Panel on Biodiver- 
sity (IPBD; WBGU, 2000, 2001a) könnten die Entwicklung 
des Schutzgebietssystems transparent machen und unterre- 
präsentierte Ökosysteme (derzeit z.B. Feuchtgebiete oder 
marine Ökosysteme) oder Artengruppen ausweisen, die 
dann im Markt mit einem Wertungsbonus versehen würden, 
um den Erwerb von Schutzzertifikaten aus diesen Segmen- 
ten zu fördern. 

Solch ein Marktsystem für zertifizierte Schutzleistungen 
z.B. im Rahmen eines Schutzgebietsprotokolls zur CBD 
kann angesichts der derzeitigen politischen Situation nur 
ein mittel- oder gar langfristiges Projekt sein, für das jedoch 
bereits jetzt die Weichen gestellt werden sollten. Für die 
LifeWeb-Initiative sollten möglichst viele Partnerstaaten, 
NRÖ und Unternehmen gewonnen und der Zertfizierungs- 
prozess angestoßen werden. Die Frage einer möglichen 
oder sinnvollen Verknüpfung eines derartigen Protokolls 
an das derzeit entstehende REDD-Regime der UNFCCC 
(Kap. 10.2) sollte in Forschungsvorhaben ausgelotet wer- 
den (Kap. 11). 


Große Erwartungen im Hinblick auf eine künf- 
tige Finanzierungswirkung für den globalen Biodi- 
versitätsschutz werden an den globalen Kohlenstoff- 
markt sowie im Besonderen an den REDD-Pro- 
zess im Rahmen der UNFCCC geknüpft (Kap. 10.2; 
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Kasten 10.5-3 

Klimaschutz und Biodiversitätsschutz im 
Rahmen der internationalen Klimapolitik 

Ein funktionsfähiges Regime zum Thema verminderte Ent- 
waldung in Entwicklungsländern (REDD) könnte Syner- 
gien im Klima- und Biodiversitätsschutz hervorrufen. So 
können Projekte und Handlungen im Landnutzungsbe- 
reich, deren Zweck der Klimaschutz ist, oftmals unmittel- 
bar auch zum Erhalt der Biodiversität beitragen, etwa wenn 
naturnahe Ökosysteme mit hohem Kohlenstoffgehalt vor 
Umnutzung und Degradation geschützt werden. Allerdings 
kann eine unter Klimagesichtspunkten optimierte Land- 
nutzung (Kap. 5.5) durchaus den Biodiversitätsschutz auch 
erschweren. Ein Beispiel hierfür ist Klimaschutz durch Auf- 
forstung, die z.B. bei der Konversion natürlicher Flächen 
auch negative Wirkungen auf Biodiversität haben kann. 
Auch das Verhältnis zwischen Biodiversitätsschutz und 
dem klimaschutzpolitisch motivierten Anbau von Energie- 
pflanzen ist ambivalent: Die Probleme werden in Kapitel 
5.4 diskutiert. Zielkonflikte sind z.B. bei Konversion von 
Grasland oder Savannen im Zuge des Energiepflanzenan- 
baus zu erwarten. Sie führt zwar nur zu einer moderaten 
Kohlenstofffreisetzung, die durch die anschließende Bio- 
energienutzung vergleichsweise schnell wieder kompen- 
siert wird; die Konversion kann aber Biodiversitätsverluste 
nach sich ziehen. 

Abstimmung von Klima- und Biodiversitätsschutz 
BEI DER Landnutzung 

Die Marrakesh Accords zum Kioto-Protokoll halten expli- 
zit fest, dass die Aktivitäten im Landnutzungsbereich 
(LULUCF) zum Erhalt der Biodiversität und zur nach- 
haltigen Nutzung natürlicher Ressourcen beitragen sollen 
(UNFCCC, 2002). Die Möglichkeiten der UNFCCC, nega- 
tive Effekte der Klimaschutzmaßnahmen auf den Biodiver- 
sitätsschutz auch wirklich zu vermeiden, unterscheiden sich 


zwischen projektbasierten Maßnahmen und nicht projekt- 
basiertem Klimaschutz. Für projektbasierte Maßnahmen 
(z.B. CDM) bieten sich Nachhaltigkeitsstandards oder 
Umweltverträglichkeitsprüfungen an, die Biodiversitäts- 
aspekte umfassen. Insbesondere indirekte Landnutzungs- 
änderungen durch Verschiebungseffekte, die sich negativ 
auf die Biodiversität auswirken, sind jedoch schwer zu 
erfassen. Noch schwieriger ist es, die nicht projektbasierten 
Anreize zum Klimaschutz im Rahmen der UNFCCC durch 
nationale Emissionsobergrenzen der verpflichteten Länder 
so auszurichten, dass negative Effekte auf die biologische 
Vielfalt gering gehalten werden. Hier könnte sich der Spiel- 
raum vergrößern, wenn Verpflichtungen im LULUCF- 
Bereich nicht vollkommen flexibel mit den Verpflichtungen 
in den anderen Sektoren austauschbar sind: Dann ergäbe 
sich die Möglichkeit, im LULUCF-Sektor über die vermie- 
denen Treibhausgasemissionen hinaus noch weitere Krite- 
rien zu berücksichtigen, ohne die Effektivität des Regimes 
in Bezug auf die Minderung der fossilen Emissionen zu 
gefährden. 

Daher ist angesichts der dynamisch ablaufenden REDD- 
Verhandlungen der UNFCCC eine rechtzeitige Zuarbeit 
der CBD wichtiger denn je. Auf der COP-9 der CBD wurde 
dazu beschlossen, dass eine CBD-Expertengruppe fach- 
liche Beiträge für die UNFCCC- Verhandlungen leisten 
soll, um Synergien zu sichern und Risiken zu vermeiden. 
Zusätzlich ist eine bessere Vernetzung der jeweiligen wis- 
senschaftlichen Gremien beider Konventionen sinnvoll. 
Auf der Durchführungsebene sollte eine engere Koordinie- 
rung innerhalb der nationalen Ministerien und Behörden 
angestrebt werden, die für die Verhandlung und Umsetzung 
von UNFCCC und CBD verantwortlich sind (Roe, 2006). 

Insgesamt besteht internationaler Diskussions- und all- 
gemeiner Forschungsbedarf dahingehend, auf welche Weise 
Synergien zwischen Klima- und Biodiversitätsschutz insti- 
tutioneil besser verknüpft und Konflikte geregelt werden 
können (Kap. 11). 


Kasten 10.2-2; Kasten 10.5-3; Gutman und David- 
son, 2007; Huberman, 2007). Dabei müssen jedoch 
zunächst die möglichen unterschiedlichen Ausgestal- 
tungen eines REDD-Regimes im Hinblick auf ihre 
Auswirkung auf die Funktionsfähigkeit des Kohlen- 
stoffmarkts sowie ihr realisierbares Finanzierungs- 
potenzial untersucht werden (Kasten 10.5-2; Kap. 
11.5.4). 

Über die Finanzierung von Schutzgebieten hinaus 
sind Kompensationszahlungen auch generell für die 
Erhaltung biologischer Vielfalt in der umliegenden 
Kulturlandschaft anwendbar. Schutzmaßnahmen in 
Kulturlandschaften sind nach sehr groben Schätzun- 
gen von James et al. (1999) mit jährlichen Kosten im 
niedrigen dreistelligen Milliardenbereich verbunden. 
Diese Kosten des Biodiversitätsschutzes werden in 
der Regel dem Landbesitzer auferlegt bzw. zum Teil 
auf die Konsumenten von Agrargütern übertragen. 
Nach Gutman und Davidson (2007) kann zwar ein 
wesentlicher Teil dieser Kosten u.a. durch Effizienz- 
gewinne als Ergebnis einer nachhaltigeren Landnut- 
zung langfristig ausgeglichen werden, aber Kompen- 


sationszahlungen können einen wichtigen Beitrag 
leisten, um Finanzierungslücken zu schließen. 

Zusammenfassend ist das derzeitige weltweite 
Zahlungsvolumen gegenüber dem geschätzten 
Finanzierungsbedarf für Schutzgebiete deutlich zu 
gering. Bislang gibt es für diesen Zweck kein abge- 
stimmtes, institutionalisiertes System von interna- 
tionalen (Kompensations-)Zahlungen. Die Zahlun- 
gen werden vorrangig dezentral und als konditionale 
Projektfinanzierungen in der Entwicklungszusam- 
menarbeit geleistet. Anders als in anderen Feldern 
der Entwicklungszusammenarbeit geht es beim Bio- 
diversitätsschutz aber nicht um eine Anschubfinan- 
zierung, wie z.B. für industrielle Sektoren, sondern 
um die dauerhafte Erhaltung natürlicher Ressourcen 
von globalem Wert. Von daher sollten Zahlungen - 
anders als in der herkömmlichen Projektfinanzie- 
rung - periodisch und langfristig verlässlich erfolgen 
(Swanson, 1999). Nur so können wirksam Anreize 
für einen dauerhaften Verzicht auf nicht nachhaltige 
Landnutzungen gesetzt werden. Aus diesem Grund 
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sind zusätzliche Finanzierungsmechanismen erfor- 
derlich. 


10.5.2.2 

Optionen für die Weiterentwickiung: 
Anforderungen an ein internationales 
Kompensationsregime 

Kompensationszahlungen können nur dann einen 
wirksamen Anreiz setzen, wenn ausreichend finanzi- 
elle Mittel für diesen Zweck bereitgestellt werden. 
Gemäß dem Prinzip der gemeinsamen aber unter- 
schiedlichen Verantwortung ist es angezeigt, dass 
zunächst jedes Land entsprechend seiner ökonomi- 
schen Leistungsfähigkeit und seiner ökologischen 
Ausstattung mit Biodiversität eigene Anstrengun- 
gen unternimmt. Die Entscheidung über die hierfür 
geeigneten Instrumente, d.h. nationale Kompensati- 
onszahlungen oder andere Maßnahmen, liegt jeweils 
bei den souveränen Staaten. 

Im Rahmen der CBD gibt es seit längerem Bestre- 
bungen, eine Strategie zur Mobilisierung zusätzli- 
cher finanzieller Ressourcen zu entwickeln. Bislang 
hat dieser Prozess allerdings kaum zu Ergebnissen 
geführt. Konkret für die Umsetzung des Arbeitspro- 
gramms zu Schutzgebieten haben die Industrielän- 
der auf der COP-9 nur wenig Bereitschaft gezeigt, 
zusätzliche Mittel bereitzustellen. Eine Ausnahme 
bildet die deutsche Zusage von 500 Mio € für die 
Life Web-Initiative (Kap. 10.5.1.3). 

Nach Ansicht des WBGU stehen die OECD- 
Länder, aber auch wirtschaftlich aufstrebende Län- 
der wie Russland oder die ölreichen Staaten in der 
Verantwortung, bei der Finanzierung der Schutzge- 
biete weltweit erheblich mehr zu leisten als bisher. 
Auch wenn es strittig sein dürfte, wie hoch ein ange- 
messener Eigenanteil der biodiversitätsreichen Ent- 
wicklungs- und Schwellenländer ist, so wird ange- 
sichts des enormen globalen externen Nutzens der 
biologischen Vielfalt doch deutlich, dass die durch 
die internationale Gebergemeinschaft mobilisierten 
Mittel bei weitem nicht adäquat sind. Die Hochein- 
kommensländer müssten je nach Höhe des als ange- 
messen erachteten Anteils der wirtschaftlich ärme- 
ren Ressourcenländer jährlich etwa 20-30 € pro Ein- 
wohner mobilisieren, um die Finanzierungslücke zu 
schließen. Der Nutzen des damit erreichbaren Natur- 
schutzes dürfte diesen Betrag um ein Mehrfaches 
übersteigen (WBGU, 2004a). 

Die eingesetzten finanziellen Mittel sollten effizi- 
ent eingesetzt und Mitnahmeeffekte vermieden wer- 
den. Kompensationen sollten auf die Erhaltung bio- 
logischer Vielfalt ausgerichtet sein, deren Existenz 
durch sich verschärfende Landnutzungskonkurren- 
zen bedroht ist, wie es etwa infolge einer wachsenden 


Bioenergienutzung zu erwarten ist. Wenn mit zuneh- 
mender Bioenergienachfrage der Ertrag degradie- 
render Flächennutzung steigt, dann müssen auch die 
Kompensationszahlungen in ihrem Umfang steigen, 
um (weiterhin) einen adäquaten Schutz zu ermög- 
lichen. Nach einer Studie von IFPRI (2008) ist der 
zuletzt beobachtete durchschnittliche Anstieg der 
Getreidepreise zu 30 % auf die verstärkte Nachfrage 
nach Biokraftstoffen zurückzuführen. Schreitet der 
Ausbau der Biokraftstoffnutzung voran, dann könn- 
ten die Preise 2020 real um 18 % bzw. 26 % höher he- 
gen als in einer Situation, wo die Biokraftstoffpro- 
duktion auf dem derzeitigen Niveau gehalten wird 
(Kap. 5.2. 5.2). Kompensationszahlungen für einen 
effektiven Schutz müssten damit allein in Folge eines 
Biokraftstoffbooms, d.h. der Effekt einer steigenden 
Nachfrage der stofflichen Nutzung (u. a.Holz) ist noch 
nicht berücksichtigt, je nach Fläche in einem entspre- 
chend vergleichbaren Umfang ansteigen. Damit wird 
auch deutlich, wie eng die Bioenergiepolitik und der 
Biodiversitätsschutz auch in Finanzierungsfragen 
miteinander verwoben sind. Ökonomische Effizienz 
erfordert, dass die Schutzziele mit möglichst gerin- 
gem Aufwand erreicht werden. Grundsätzlich kön- 
nen effiziente Zahlungen dort vermutet werden, wo 
Suchprozesse nach einem kostengünstigsten Schutz 
über Marktinstitutionen organisiert werden. Auf 
nationaler Ebene ist dies etwa durch das Habitat 
Banking bereits erfolgt. Auf einem internationalen 
Markt könnten Standortländer den Schutz von Flä- 
chen anbieten und Nachfragerländer für den Schutz 
der Flächen Zahlungen leisten. Grundsätzlich müs- 
sen für einen funktionsfähigen Markt für Schutzleis- 
tungen aber eine Reihe von bislang auf internatio- 
naler Ebene nicht gegebenen Anforderungen erfüllt 
sein (WBGU, 2002; Kulessa und Ringel, 2003; Eco- 
Trade, 2008). Dazu zählt die Definition der handel- 
baren Leistungen, die für den Bereich des Biodiver- 
sitätsschutzes in der Umsetzung sehr komplex sein 
kann, da nicht nur der Flächengröße, sondern auch 
der ökologischen Ausstattung auf der Fläche Rech- 
nung getragen werden müsste. Eine Möglichkeit ist 
es, ökologische Kernkriterien für die Qualität der 
Flächen vorzugeben und die weitere Auswahl den 
Nachfragern zu überlassen. Um Trittbrettfahrerver- 
halten in großem Umfang zu verhindern, welches 
letztlich dazu führen würde, dass sich kaum noch zah- 
lungsbereite Akteure finden, sollten sich die Staaten 
einigen, den Biodiversitätsschutz durch Schutzge- 
biete gemeinsam zu finanzieren, indem sie sich z.B. 
verpflichten, ausreichend Kontingente an Schutzzer- 
tifikaten nachzufragen (Kasten 10.5-2). 
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10.5.3 

Beiträge der CBD für die Entwicklung von 
Bioenergiestandards 

Bei der Aufgabe der Erhaltung biologischer Vielfalt 
im Zusammenhang mit Bioenergienutzung geht es 
nicht nur um den Aufbau effektiver Schutzgebiets- 
systeme, sondern auch um die Erhaltung und nach- 
haltige Nutzung biologischer Vielfalt bei Bioener- 
gieanbausystemen in der Kulturlandschaft (Kap. 
5.4 und 7.1). Ein wichtiges Instrument hierfür sind 
Standards für die nachhaltige Bioenergieproduktion 
(Kap. 10.3). 

Aufgrund ihres begrenzten Zielrahmens ist die 
CBD nicht das geeignete Forum, um umfassende 
Nachhaltigkeitsstandards zu Bioenergie zu entwi- 
ckeln, da die CBD nicht die gesamte Bandbreite der 
notwendigen ökologischen und sozialen Dimensio- 
nen abdecken kann. Sie kann allerdings im Rahmen 
mit ihrer Kompetenz Biodiversitätsleitlinien entwi- 
ckeln und somit Bausteine für derartige Standards 
liefern. 


10.5.3.1 

Bestimmungen der CBD als Grundlagen für 
Bioenergiestandards 

Eine inhaltliche Grundlage hierfür liefern die 
Bestimmungen der CBD. Beispielsweise verpflich- 
ten sich die Vertragsstaaten dazu, biologische Res- 
sourcen innerhalb wie außerhalb von Schutzgebie- 
ten zu regeln und zu verwalten, um ihre Erhaltung 
und nachhaltige Nutzung zu gewährleisten (Art 8(c) 
CBD), Ökosysteme, Lebensräume und Arten in ihrer 
natürlichen Umgebung zu erhalten (Art 8(d) CBD), 
bei der Nutzung biologischer Ressourcen negative 
Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu ver- 
meiden oder auf ein Mindestmaß zu beschränken 
(Art 10(b) CBD). Die Verpflichtung zum Aufbau 
von nationalen Schutzgebietssystemen wird in Kapi- 
tel 10.5.1 behandelt. Im vorläufigen Zielrahmen der 
Konvention (CBD, 2004c) wird generell gefordert, 
dass Produkte, die auf biologischer Vielfalt basieren, 
aus Quellen und Gebieten kommen sollen, die nach- 
haltig und in Einklang mit der Erhaltung biologi- 
scher Vielfalt bewirtschaftet werden. Folgende The- 
men in der CBD liefern wichtige Prinzipien, die für 
die Ausgestaltung genutzt werden sollten: 

• Okosystemarer Ansatz: Als Strategie für das inte- 
grierte Management von Land, Wasser und biolo- 
gischen Ressourcen hat die CBD den ökosystema- 
ren Ansatz entwickelt, welcher als übergreifender, 
handlungsleitender Rahmen die Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung biologischer Vielfalt för- 
dern soll (CBD, 2000). Der Ansatz besteht aus 12 


Prinzipien, die sehr hoch aggregiert und allgemein 
formuliert sind und daher mit interpretierenden 
Leitlinien ergänzt wurden (CBD, 2004a). Der 
Beschluss der COP-9 bestätigt erneut den ökosys- 
temaren Ansatz und fördert seine breite Anwen- 
dung durch verbesserte Kommunikation (CBD, 
2008b). 

• Addis-Abeba-Prinzipien: Die von der Konven- 
tion 2004 verabschiedeten 14 Prinzipien und Leit- 
linien zur nachhaltigen Nutzung biologischer 
Vielfalt (CBD, 2004d) bieten einen zusätzlichen 
Flandlungsrahmen dafür, dass die Nutzung von 
Bestandteilen biologischer Vielfalt nicht langfris- 
tig zum Verlust biologischer Vielfalt beiträgt. Die 
COP-9 hat beschlossen, Prinzipien in Zusammen- 
arbeit mit der FAO weiterzuentwickeln. 

• Globale Strategie zum Schutz der Pflanzen: Mit 
dieser Strategie hat sich die CBD konkrete Ziele 
gesetzt: Bis 2010 sind mindestens 30 % des genutz- 
ten Lands (vor allem land- und forstwirtschaftli- 
che Flächen) so zu bewirtschaften, dass dies mit 
dem Schutz der Pflanzendiversität konsistent ist 
und negative Wirkungen auch in angrenzenden 
Ökosystemen vermieden werden (Target 6; CBD, 
2002a). Zudem sollen bis 2010 30 % der auf Pflan- 
zen basierten Produkte aus nachhaltig genutz- 
ten Ökosystemen stammen, wobei soziale und 
Umweltaspekte zu integrieren sind (Target 12). 
Die Verbreitung der Anwendung von Nachhal- 
tigkeitsstandards und der Anteil an zertifizierten 
Produkten sind für dieses Ziel als mögliche Indi- 
katoren vorgeschlagen. 

• Arbeitsprogramme zu Landwirtschaft und Wäl- 
dern: ln vielen Ländern findet sich der größte 
Anteil biologischer Vielfalt in der Kulturland- 
schaft außerhalb der Schutzgebiete. Zu effektiven, 
in die Landschaft integrierten Schutzgebietssyste- 
men muss also die Integration des Schutzgedan- 
kens in die Fläche hinzukommen. Die Forderung 
nach einer nachhaltigen Landnutzung auf allen 
land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen 
muss daher auch die Erhaltung biologischer Viel- 
falt enthalten, da die für die Steigerung der Flä- 
chenproduktivität weiterhin notwendige Inten- 
sivierung ansonsten mit erheblichen Risiken für 
die biologische Vielfalt verbunden ist (MA, 2005b; 
Phillips und Stolton, 2008). Dies gilt auch für die 
Anbausysteme von Energiepflanzen (Kap. 7.1). 
Die Zusammenhänge zwischen Land- und Forst- 
wirtschaft sowie biologischer Vielfalt sind in der 
Konvention Gegenstand von Arbeitsprogram- 
men, die den Vertragsstaaten Zielrichtungen und 
Instrumente an die Hand geben, um die Verein- 
barkeit von Bewirtschaftung und den Zielen der 
CBD zu verbessern. Beide Programme geben 
keine konkreten Zielvorgaben. Im Beschluss zur 
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Landwirtschaft der COP-9 finden sich zu Bioener- 
gie lediglich allgemeine Hinweise zur Förderung 
der positiven und Minderung der negativen Wir- 
kungen von Biotreibstoffen auf biologische Viel- 
falt. Im Beschluss zu Wäldern gibt es keinen Hin- 
weis auf Bioenergie. 

• Gentechnisch veränderte Organismen: Art 8(g) 
verpflichtet die Vertragsstaaten der CBD, Mittel 
zur Regulierung, Bewältigung oder Kontrolle der 
Risiken einzuführen, die mit der Nutzung oder 
Freisetzung von GVO Zusammenhängen. Im Car- 
tagena-Protokoll über biologische Sicherheit wird 
dies in Bezug auf den sicheren grenzüberschrei- 
tenden Transfer, den Umgang und die Nutzung 
von GVO ausformuliert. Das Protokoll sieht vor, 
dass dabei nach dem Vorsorgeansatz vorgegangen 
wird. Bei mangelnder Datengrundlage über mög- 
liche nachteilige Umweltauswirkungen von GVO 
kann demnach eine Zulassung verweigert werden, 
um diese negativen Wirkungen zu vermeiden. 

10.5.3.2 

Wege zur Umsetzung biodiversitätsrelevanter 
Bioenergieleitlinien oder -Standards 

Diese CBD-Regelungen sind als inhaltliches Fun- 
dament für die Entwicklung von Biodiversitätsleit- 
linien oder Standards für Bioenergieproduktion wie 
auch generell für alle Arten der Landnutzung prinzi- 
piell geeignet, müssen aber auf Basis des Vorsorgean- 
satzes konkretisiert und ausgestaltet werden (Kap. 
10.3). Dabei geht es um die folgenden Dimensionen: 

• Erhaltung biologischer Vielfalt. Bei der Produktion 
von Bioenergie bzw. Biomasse soll der Schutz bio- 
logischer Vielfalt gewährleistet sein. Insbesondere 
sollen Schutzgebiete und Elemente für Schutzge- 
bietssysteme sowie Ökosystemen mit hohem Wert 
für biologische Vielfalt von der (direkten wie indi- 
rekten) Umwandlung zugunsten von Bioenergie 
ausgeschlossen sein (Kap. 5.4 und 10.5.1). Hier- 
für ist die Umsetzung und Weiterentwicklung des 
Arbeitsprogramms für Schutzgebiete zum Auf- 
und Ausbau effektiver nationaler Schutzgebiets- 
systeme erforderlich (Kap. 10.5.1.1). Als eine Vor- 
aussetzung für das notwendige Monitoring ist der 
Ausbau der Weltdatenbank zu Schutzgebieten zu 
empfehlen (WDPA, 2008). Es geht darüber hinaus 
aber auch um den kleinskaligen Schutz von Flä- 
chen mit hohem Wert für biologische Vielfalt in 
der Kulturlandschaft (Kap. 5.4.2). Diese Gebiete 
sollten identifiziert, mit Pufferzonen umgeben und, 
wo sinnvoll, mit Blick auf einen Biotopverbund 
mit Korridoren vernetzt sein. Vor der Konversion 
ungenutzten Lands (z.B. marginales, degradiertes 


oder brachliegendes Land) für Bioenergie muss 
der ökologische Wert untersucht werden. 

• Nachhaltige Nutzung biologischer Vielfalt: Bei 
der Produktion von Bioenergie durch Energie- 
pflanzen oder durch die Nutzung von Reststoffen 
muss die Nachhaltigkeit gewährleistet sein. In den 
Agrar- und Forstökosystemen soll die Begleitflora 
und -fauna sowie die genetische Vielfalt gesichert 
sein und es sollen negativer Wirkungen auf andere 
Ökosysteme vermieden werden. Dies erfordert 
auf das Anbausystem und die lokalen Bedingun- 
gen abgestimmte Regelungen, u.a. mit Blick auf 
Einhaltung von Fruchtfolgen, Nutzung von Was- 
ser und Agrochemikalien sowie die Vermeidung 
des Anbaus potenziell invasiver Arten (Kasten 
5.4-3). Bei der Nutzung gentechnisch veränder- 
ter Organismen bieten Art. 8(g) der CBD und die 
Bestimmungen des Cartagena-Protokolls über 
biologische Sicherheit einen zu konkretisierenden 
Handlungsrahmen, um z.B. eine Ausbreitung der 
veränderten Gene in Wildpopulationen zu verhin- 
dern. 

Ob die CBD einen solchen inhaltlichen Beitrag leis- 
ten soll, wird sehr kontrovers diskutiert. Die EU 
möchte die CBD zur Entwicklung von Leitlinien 
nutzen, die helfen sollen, mögliche negative Wirkun- 
gen von Biokraftstoffen auf biologische Vielfalt zu 
minimieren. Brasilien, unterstützt von Argentinien 
und z.T. anderen Ländern, nimmt eine sehr optimis- 
tische Gegenposition hinsichtlich des Potenzials und 
der Umweltverträglichkeit von Biokraftstoffen ein. 
Demnach sei es nicht sinnvoll, das Thema Biokraft- 
stoffe und insbesondere Nachhaltigkeitsstandards in 
der CBD zu behandeln. Viele Nichtregierungsorga- 
nisationen hingegen warnen im Rahmen der CBD 
eindringlich vor negativen Wirkungen des Anbaus 
von Energiepflanzen auf die biologische Vielfalt. 

Im Vorfeld der COP-9 in Bonn schien das Thema 
blockiert. Die COP-9 brachte einen Teilerfolg für die 
EU, da ein eigenständiger Beschluss zu Biokraftstof- 
fen gefasst wurde, in dem das Prinzip Nachhaltigkeit 
bestätigt und der CBD eine Rolle bei diesem Thema 
zugesprochen wurde. Die von der EU angestrebte 
Aufgabe der CBD, konkrete Biodiversitätsleitlinien 
für die Entwicklung von Standards zu erarbeiten, 
wurde jedoch verzögert. Die CBD wird sich bis zur 
COP-10 im japanischen Nagoya (Herbst 2010) ledig- 
lich im Rahmen von regionalen Workshops damit 
befassen, wie die positiven Wirkungen von Biokraft- 
stoffen auf die Biodiversität gefördert und die nega- 
tiven gemindert werden können. Welchen Beitrag die 
CBD zur Entwicklung von Standards leisten kann, 
wird erst nach der COP-10 endgültig eingeschätzt 
werden können (Loose und Korn, 2008). 

Weitergehende Anforderungen an die CBD, lang- 
fristig entsprechende Leitlinien nicht nur für Bio- 
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energie, sondern für sämtliche Formen der Biomasse- 
produktion zu entwickeln, sind derzeit noch kein 
konkretes Thema in der Konvention, nicht zuletzt 
da einige Vertragsparteien einen Konflikt mit den 
WTO-Regelungen zum Freihandel sehen und Han- 
delsbarrieren der Industriestaaten befürchten (Kap. 
10.3.3 und 10.3.4). 


10 . 5.4 

Folgerungen 

Die COP-10 in Nagoya wird wahrscheinlich nicht um 
das Eingeständnis herum kommen, dass das 2010- 
Ziel der CBD, den Verlust biologischer Vielfalt sig- 
nifikant zu vermindern, insgesamt nicht erreicht 
werden konnte. Angesichts zunehmender Landnut- 
zungskonkurrenzen, die durch Bioenergie noch ver- 
stärkt werden, und dem dadurch ausgelösten zusätz- 
lichen Druck auf die verbliebenen natürlichen Öko- 
systeme wird es in Zukunft eher schwieriger werden, 
angemessene Biodiversitätsziele zu erreichen. Es ist 
daher umso wichtiger, den notwendigen politischen 
Willen zu mobilisieren, um künftig in wirksamer und 
verbindlicher Form für die Erhaltung biologischer 
Vielfalt einzutreten. 

Die Umsetzung des Arbeitsprogramms für Schutz- 
gebiete zum Auf- und Ausbau effektiver nationa- 
ler Schutzgebietssysteme ist eine wichtige Voraus- 
setzung, um das 2010-Ziel zu befördern. Die Bun- 
desregierung hat als Gastgeber der COP-9 in Bonn 
einen vorbildlichen Schritt getan, indem sie zusätzli- 
che finanzielle Mittel zur Finanzierung des globalen 
Schutzgebietsnetzes in beträchtlicher Höhe zugesagt 
hat. Deutschland wird bei seinen Partnern unter den 
Industrieländern verstärkt für die Life Web-Initiative 
werben müssen, um die Initiative zu einem Erfolg 
zu führen. Gleichzeitig muss die Effektivität bishe- 
riger Finanzierungsmechanismen und Mittelverwen- 
dungen erhöht werden. Ziel muss es sein, ein ver- 
lässliches und abgestimmtes internationales Finan- 
zierungsregime für Schutzgebiete und den Biodiver- 
sitätsschutz insgesamt zu installieren. Nach Ansicht 
des WBGU könnte die Life Web-Initiative ein erster 
Schritt in Richtung eines internationalen Regimes 
von Schutz- und Zahlungspflichtungen in Form eines 
Marktes für zertifizierte Schutzleistungen sein. Zu 
diesem Zweck sollte als Langfristoption die Weiter- 
entwicklung der CBD-Regelungen in Richtung auf 
ein Schutzgebietsprotokoll geprüft werden. 

Die Erarbeitung von Biodiversitätsleitlinien im 
Rahmen der CBD als Beitrag für Nachhaltigkeits- 
standards sollte gefördert und so weit als möglich 
beschleunigt werden. Als wichtiger Beitrag sollte par- 
allel dazu der Ausbau der Weltdatenbank zu Schutz- 


gebieten (WDPA, 2008) gefördert werden, um die 
notwendigen Monitoringkapazitäten aufzubauen. 


10.6 

Wasser- und Bodenschutz im Kontext einer 
nachhaltigen Bioenergiepolitik 


10.6.1 

Bodenschutz und Desertifikationsbekämpfung: 
Möglichkeiten und Grenzen der 
Desertifikationskonvention 

Bioenergie ist ein neu aufkommendes Thema im 
Hinblick auf die Umsetzung der Konvention der 
Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Desertifi- 
kation (Desertifikationskonvention, UNCCD), das 
auf mehreren Veranstaltungen der 8. Vertragsstaa- 
tenkonferenz bereits intensiv beraten wurde (USD, 
2007). Diskutiert wird vor allem das Potenzial des 
Energiepflanzenanbaus für die Einkommensgene- 
rierung und zur Diversifizierung der Einkommens- 
quellen, zur ländlichen Energieversorgung, zur 
Gewinnung von Exporterlösen sowie zur Desertifi- 
kationsbekämpfung durch Erosionsschutz und Wie- 
deraufforstung. Dabei wird deutlich, dass die stei- 
gende Bioenergieproduktion und die damit verbun- 
denen unerwünschten Effekte eine begleitende, steu- 
ernde Politik in den einzelnen Ländern erforderlich 
machen. In diesem Kontext bietet die UNCCD eine 
Plattform, um eine nachhaltige und auf Armutsbe- 
kämpfung orientierte Landnutzung in den von Dür- 
ren und Desertifikation betroffenen Ländern pro- 
grammatisch bzw. konzeptionell zu unterstützen, vor 
allem über das Instrument der Nationalen Aktions- 
programme (NAP) zur Desertifikationsbekämpfung. 
Im Rahmen von NAP könnte auch die Anwendung 
von Standards für eine nachhaltige Bodennutzung 
befördert werden, ganz konkret auch für den Anbau 
von Energiepflanzen. Darüber hinaus bietet der 2007 
verabschiedete 10-Jahres-Strategieplan der UNCCD 
zahlreiche Möglichkeiten, um Bewusstseinsbildung, 
Bewertung von Bioenergie, Standardsetzung gerade 
im Hinblick auf Desertifikationsbekämpfung sowie 
die Politikgestaltung für eine nachhaltige Bioener- 
gienutzung im Allgemeinen zu befördern (Paquin, 
2007; Pilardeaux, 2008). Dabei sind zwei Ziele beson- 
ders relevant: 

• Verbesserung der Lebensbedingungen der von 
Dürre und Desertifikation betroffenen Bevölke- 
rung: Der Anbau von Energiepflanzen kann zur 
Diversifizierung der Einkommensquellen und zur 
Verbesserung der ländlichen Energieversorgung 
beitragen. 
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Kasten 10.6-1 

Implikationen stofflicher Nutzung von Biomasse 
für die Poiitik 

Nach einem Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energieträ- 
ger bzw. Rohstoffe ergeben sich neue Anforderungen an die 
Gewinnung biogener Rohstoffe, aber auch an das Design 
der Produkte und eine Kaskadennutzung mit abschließen- 
der energetischer Nutzung (Kap. 5.3). Diese Anforderun- 
gen an Produkte ergänzen bereits bestehende sektorale 
Anforderungen, wie Energieeffizienz bei Produktion und 
Nutzung, Schadstoffentfrachtung, Ressourceneffizienz (bis- 
her vor allem auf mineralische Rohstoffe bezogen) und 
Kreislaufwirtschaft. Basierend auf den genannten Anforde- 
rungen gibt es entsprechende Gesetze und Programme, wie 
etwa in der EU die Richtlinie für Endenergieeffizienz und 
Energiedienstleistungen (EU-Parlament, 2006), den Ener- 
gieeffizienzaktionsplan, die Ökodesignrichtlinie, der Akti- 
onsplan für Nachhaltigen Konsum, die Chemikalienricht- 
linie REACH oder die Ressourcenstrategie der EU. Ver- 
gleichbare Aktivitäten gibt es in anderen OECD-Ländern 
und mit einer gewissen Verzögerung auch in den Schwellen- 
ländern. Allerdings haben sich auch unerwünschte globale 
Ausweichstrategien etabliert. So wird etwa das Altauto- 
Recycling in der EU durch hohe Exporte nach Westafrika 
und Osteuropa unterlaufen, vergleichbar die Elektronik- 
schrottentsorgung durch hohe Exporte und inadäquate 
Behandlung in China oder Indien. Ein anderes Beispiel ist 
der sehr hohe Papierverbrauch in den Industrieländern und 
die zum Teil stark umweltzerstörende und klimabelastende 
Zellstoffgewinnung (die aber - anders als Biokraftstoffe - 
nicht im Fokus der politischen Diskussion steht). 

Auch wenn es aus pragmatischen Gesichtspunkten 
durchaus sinnvoll sein kann, medienbezogene- oder sekto- 
rale Strategien und Instrumente zu konzipieren, wird 
doch immer mehr deutlich, dass eine neue integrierte 


• Verbesserung des Zustandes degradierter Öko - 
Systeme in Trockengebieten; Bioenergieproduk- 
tion kann zur Inwertsetzung marginaler und über- 
nutzter Flächen beitragen und als Erosionsschutz 
die Desertifikationsbekämpfung unterstützen. 
Unter dem Dach der Konvention könnten die Bewer- 
tung der Potenziale und die Auswirkungen verschie- 
dener Bioenergieformen in Trockengebieten durch 
das neu organisierte Committee on Science and 
Technology (CST) bearbeitet werden (Bauer und 
Stringer, 2008). Die Beobachtung und Bewertung 
der konkreten Auswirkungen lokaler und exportori- 
entierter Bioenergieproduktion auf Nahrungspreise, 
Ernährungssicherheit und ländliche Einkommens- 
strukturen wäre eine Aufgabe für das Committee 
for the Review of the Implementation of the Con- 
vention (CRIC) sowie das CST. Die Förderung von 
Standards für die Bioenergieproduktion in Trocken- 
gebieten und entsprechender Kennzeichnung könn- 
ten diese beiden Nebenorgane der Vertragsstaaten- 
konferenz (CST, CRIC) in Zusammenarbeit mit 
der Globalen Umweltfazilität (GEF) übernehmen. 
Die UNCCD bietet also eine Reihe von Möglich- 


strategie erforderlich ist. Eine solche integrierte globale 
Produktstrategie sollte so gestaltet sein, dass sie nicht bei 
Teilprozessen ansetzt, sondern die Produkte in den Fokus 
nimmt, dabei die gesamte Produktlinie einbezieht und opti- 
miert, die oben genannten multidimensionalen Anforderun- 
gen unter Beachtung von Zielkonflikten integriert bewertet 
und auch globale Aspekte berücksichtigt. Elemente einer 
solchen Strategie wären: 

• Szenarien für die Entwicklung der Stoffströme der glo- 
balen Massenprodukte, mit Ermittlung des Bedarfs an 
strategischen Ressourcen (Energieträger, auch stofflich 
zu nutzende Biomasse, ausgewählte mineralische Res- 
sourcen) sowie der mit den Produkten ingesamt ver- 
bundenen globalen und regionalen Umweltbelastung 
einschließlich der Schadstoffbelastung sowie Anfall von 
Sekundärrohstoffen und Abfällen, 

• Ermittlung der Nutzungskonkurrenzen von Biomasse 
für Ernährung sowie energetische und stoffliche Zwe- 
cke, 

• Identifizierung von Innovationspotenzialen und Regu- 
lierungsbedarf, 

• Setzung internationaler, gegebenenfalls auch regio- 
nenspezifischer Innovationsziele für Produkte sowie 
entsprechende Ausrichtung von Forschungs- und Tech- 
nologieförderung und gegebenenfalls Marktanreizpro- 
grammen, 

• Setzung von Reduktionszielen und Ermittlung geeigne- 
ter Instrumente, mit dem Fokus auf eine integrierte glo- 
bale Produktpolitik und dynamische Produktstandards 
- mit dem doppelten Ziel, Innovationen anzuregen und 
zu fördern sowie problematische Produkte zu regulie- 
ren, 

• Neuentwicklung einer abfallwirtschaftlichen Strategie, 
welche die Kaskadennutzung „stofflich genutzte Bio- 
masse mit anschließender energetischer Verwertung“ 
berücksichtigt. 


keilen, um im Kontext des weltweiten Bioenergie- 
booms eine entwicklungsorientierte landwirtschaft- 
liche Nutzung von Trockengebieten zu fördern und 
in nachhaltige Bahnen zu lenken. Um dabei instituti- 
oneile Fragmentierung und Redundanzen zu begren- 
zen und statt dessen Synergien zu fördern, sollten 
etwaige Maßnahmen, die im Kontext der UNCCD 
vereinbart werden, von vornherein mit den Instru- 
menten zur Implementierung der Biodiversitätskon- 
vention (CBD; Kap. 10.5) abgestimmt sein. Besonde- 
res Augenmerk sollte auch auf eine bessere inhaltli- 
chen Verzahnung der UNFCCC National Adaptation 
Programmes of Action (NAPA) und der NAP liegen. 
Auch bei Prozessen der Standardsetzung außerhalb 
multilateraler Institutionen sollte das in der UNCCD 
verortete Wissen integriert werden. 

Die UNCCD bietet grundsätzlich einen geeig- 
neten Rahmen, um allgemeine internationale Stra- 
tegien zur Bewältigung der Herausforderungen des 
Klimawandels mit den spezifischen Bedürfnissen in 
Trockenregionen lebender Menschen zu verknüp- 
fen. Der Konventionsprozess sieht zwar kein Mikro- 
management auf Projektebene vor, kann aber dahin- 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-285- 


Drucksache 17/2272 


gehend Unterstützung für die Politikgestaltung auf 
lokaler und nationaler Ebene leisten, Anpassung an 
den Klimawandel sinnvoll mit Desertifikationsbe- 
kämpfung zu verknüpfen - auch durch den Anbau 
von Energiepflanzen. Eine Umsetzung der Konven- 
tion in diesem Sinne setzt allerdings voraus, dass die 
Vertragsstaaten den begonnen Reformprozess unter- 
stützen und die 10-Jahres-Strategie zügig umsetzen. 
Als Institution, deren Wirkungsbereich sich weitge- 
hend auf Trockengebiete beschränkt, kann sie die 
Maßnahmen anderer internationaler Institutionen 
im Bereich der ländlichen Entwicklung, des Biodi- 
versitätsschutzes und der Anpassung an den Klima- 
wandel gezielt ergänzen. 

Die Umsetzung der NAP und die Entwicklung 
einer Bioenergiestrategie im Kontext der Desertifi- 
kationsbekämpfung sollte in die übergreifende nati- 
onale Entwicklungsstrategie eines Landes, wie etwa 
den PRSP, eingebunden werden. 


10 . 6.2 

Schutz und nachhaltige Nutzung von Süßwasser 

Durch die weltweit wachsende Bedeutung der Bio- 
energie geraten die wachsenden Nutzungsansprü- 
chen ausgesetzten Süßwasserressourcen, vor allem 
zur Nahrungsproduktion, zunehmend unter Druck. 
Die Wirkungen des Klimawandels und die Boden- 
degradation werden diesen Druck weiter erhöhen 
(IPCC, 2007b; FAO, 2008d). Die High Level Task 
Force on the Global Food Crisis der Vereinten Nati- 
onen weist in ihrem 2008 vorgelegten Strategieent- 
wurf „Elements of a Comprehensive Framework for 
Action“ auf die steigende Nutzungskonkurrenz um 
Süßwasser durch den globalen Bioenergieboom hin 
und empfiehlt u.a. die Erarbeitung von Standards, in 
denen auch die nachhaltige Nutzung von Süßwasser 
und die prioritäre Nutzung für die Nahrungsproduk- 
tion verankert werden sollen (UN, 2008). 

Die globalen Süßwasserressourcen sind ein bis- 
lang weitgehend ungeregelter Bereich der interna- 
tionalen Politik. Es gibt hierfür keine völkerrecht- 
lichen Vereinbarungen wie etwa für Klima-, Bio- 
diversität- oder Bodenschutz in Trockengebieten 
(Pilardeaux, 2004). Gleichzeitig machen die bisher 
beobachteten Trends deutlich, dass durch den wach- 
senden Nutzungsdruck dringender Regelungsbedarf 
für den Schutz und die nachhaltige Nutzung von Süß- 
wasserressourcen besteht. 

Ein bedeutsames internationales Forum, das sich 
mit Fragen der Wasserpolitik befasst, ist das im drei- 
jährigen Rhythmus tagende Weltwasserforum. Dies 
ist ein Gremium, bei dem internationale Wasserex- 
perten, Entscheidungsträger, Wissenschaftler sowie 
Vertreter internationaler Organisationen zu einem 


Stakeholderforum regelmäßig Zusammentreffen. 
Dahinter steht der 1996 gegründete Weltwasserrat. 
Er ist eine Plattform für Akteure in der internatio- 
nalen Wasserpolitik, darunter Regierungsvertreter, 
Parlamentarier, NRO, Vertreter der Privatwirtschaft, 
der Wissenschaft, der Entwicklungszusammenar- 
beit und der Vereinten Nationen. Enge Beziehun- 
gen bestehen zur UNESCO. Der Rat will zur besse- 
ren Beachtung des Themas durch die Politik beitra- 
gen, die Debatte um eine nachhaltige Wasserpolitik 
unterstützen, konkrete Handlungsoptionen erarbei- 
ten helfen und die Staaten zu verpflichtenden Ver- 
einbarungen anregen. Bisher hat sich das Weltwas- 
serforum noch nicht mit den Folgen des Anbaus von 
Energiepflanzen für die Wassernutzung befasst, es 
steht aber auf der Tagesordnung des fünften Welt- 
wasserforums im Jahr 2009 in Istanbul. 

Die Vereinten Nationen sind gleichfalls mit dem 
Thema Schutz und nachhaltige Nutzung von Süß- 
wasser im Rahmen der Kommission zur Nachhalti- 
gen Entwicklung (Commission on Sustainable Deve- 
lopment, CSD) befasst. Im zweijährlichen Rhythmus 
finden so genannte politische Treffen statt, dazwi- 
schen jeweils Review-Treffen. Das letzte Review- 
Treffen der Kommission für Nachhaltige Entwick- 
lung (CSD 16) fand im Mai 2008 in New York statt 
und behandelte die Themen Landwirtschaft, Ländli- 
che Entwicklung, Land, Dürre, Desertifikation und 
Afrika. Die Diskussion während der CSD umfasste 
sowohl Integriertes Wasserressourcenmanagement 
als auch den Zugang zu Wasser- und Sanitärversor- 
gung. Die Ergebnisse werden Grundlage der Ver- 
handlungen zu Politikempfehlungen für die CSD 17 
im Jahr 2009 sein, um die Arbeiten zur Erreichung 
der Millenniumsentwicklungszielen im Bereich Was- 
ser zu intensivieren. Eine erneute Review-Treffen 
zum Thema Wasser und sanitäre Grundversorgung 
soll bei der CSD 20 in 2012 stattfinden. Eine Rege- 
lungswirkung für den Süßwasserbereich ist von den 
CSD- Aktivitäten jedoch kaum zu erwarten, da es 
sich hier um ein Dialogforum handelt, das wegen sei- 
ner fehlenden Durchsetzungs- und Gestaltungskraft 
wiederholt in der Kritik stand (Maier, 2007). 

Der Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung in 
Johannesburg verpflichtete 2002 die internationale 
Staatengemeinschaft, den Anteil der Weltbevölke- 
rung ohne Zugang zu unbedenklichem Trinkwasser 
und zu sanitärer Grundversorgung bis 2015 zu hal- 
bieren. Infolgedessen sind die verschiedene Organi- 
sationen der Vereinten Nationen (z.B. WHO, FAO, 
UNDP) auf dem Wassersektor aktiv, um das Thema 
Schutz und nachhaltige Nutzung von Süßwasser zu 
unterstützen und den Prozess einer besseren und 
nachhaltigen sanitären Grundversorgung zu forcie- 
ren, damit die Zielsetzung von Johannesburg im Jahr 
2015 erreicht wird. 
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10.7 

Staatliche Förderung der Bioenergie: Agrar- und 
industriepolitische Maßnahmen 

Staatliche Förderpolitiken in Industrie- und Ent- 
wicklungsländern beeinflussen Art und Ausmaß der 
Bioenergienutzung maßgeblich. Entlang der gesam- 
ten Produktions- und Wertschöpfungskette kommen 
verschiedene fördernde ordnungsrechtliche und fis- 
kalische Instrumente zum Einsatz. Im Wesentlichen 
geht es darum, eine Förderung von nichtnachhaltiger 
Produktion und Nutzung von Bioenergie zu besei- 
tigen und zugleich besonders nachhaltige Anbau- 
und Nutzungspfade zu fördern. Dabei sollte das 
Augenmerk nicht allein auf die direkte Förderung 
des nachhaltigen Anbaus von Energiepflanzen, die 
Mobilisierung von organischen Abfällen und Rest- 
stoffen sowie die Erleichterung des Marktzugangs 
biogener Energieträger oder bestimmter Konversi- 
ons- und Nutzungstechnologien gerichtet sein. Viel- 
mehr gilt es auch kritisch zu beleuchten, welche indi- 
rekten Anreize oder sogar Fehlanreize von ande- 
ren Politikmaßnahmen auf den Einsatz von Bioener- 
gie ausgehen. Grundsätzlich sollte eine Vielzahl von 
z.B. umweit-, energie-, agrar- und wirtschaftspoliti- 
schen Maßnahmen und Rahmensetzungen darauf 
hin geprüft werden, welchen Einfluss sie auf die Wahl 
der (Bio-)Energieträger und Nutzungspfade aus- 
üben. Der WBGU geht dazu beispielhaft auf einige 
wesentliche Bereiche ein, nämlich Maßnahmen zur 
Internalisierung externer Klimaeffekte, speziell den 
Emissionshandel und den internationalen klimapoli- 
tischen Rahmen (Kap. 10.7.1) sowie auf Energiesub- 
ventionen (Kap. 10.7.7.3). 


10.7.1 

Förderung von Bioenergiepfaden durch den 
klimapolitischen Rahmen 

Im Hinblick auf die Klimaschutzwirkung der Bioener- 
gie (Kap. 7.3) sind die klimapolitischen Rahmenset- 
zungen auf internationaler und nationaler Ebene von 
besonderer Bedeutung. Bisher unterliegen vor allem 
energieintensive Industriesektoren in Industrie- 
ländern und zunehmend auch in Schwellenländern 
nationalen Gesetzgebungen zum Klimaschutz. Um 
global und sektorübergreifend wirksame Anreize für 
eine effiziente Vermeidung von Treibhausgasemissi- 
onen zu setzen, müssten idealerweise alle Emissionen 
in allen Ländern und aus allen Sektoren erfasst wer- 
den. Außerdem müssten alle Emissionen im Rahmen 
von Emissionshandelssystemen begrenzt bzw. durch 
Abgaben so belastet werden, dass die externen Kli- 
makosten der Emissionen vollständig internalisiert 
wären, d.h. die einzelnen Emittenten würden durch 


den Kauf von Zertifikaten oder durch Abgaben die 
gesamten Kosten ihrer Emissionen tragen. Damit 
nähme die Wettbewerbsfähigkeit von Bioenergie- 
pfaden mit hoher Klimaschutzwirkung zu. Darü- 
ber hinausgehende Fördermaßnahmen für nachhal- 
tige Bioenergienutzungspfade wären ebenso wie die 
Förderung anderer nachhaltiger erneuerbarer Ener- 
gien grundsätzlich nicht erforderlich. Eine staatliche 
Förderung ließe sich dann lediglich in gut begründe- 
ten Einzelfällen rechtfertigen, etwa bei Technologien 
mit sehr hohem Treibhausgaseinsparpotenzial und 
hohen Lernkurveneffekten, jedoch zugleich hohen 
Anfangskosten, die den Markteintritt hemmen. Alles 
in allem könnte sich der Staat aus der gezielten För- 
derung von klimaschutzwirksamen Energiepfaden 
einschließlich Bioenergiepfaden heraus halten. Die 
Auswahl der Energiepfade würde stattdessen maß- 
geblich durch die Preise auf dem (globalen) Kohlen- 
stoffmarkt bestimmt. 

Die skizzierte idealtypische Umsetzung eines sek- 
torübergreifenden internationalen Emissionshan- 
dels ist aus politischen Gründen nicht absehbar. 
Aber auch andere Barrieren stehen dem entgegen: 
Die Zuordnung aller im Bioenergiebereich anfal- 
lenden Emissionen auf einzelne Emittenten und vor 
allem die Integration solcher Emissionen in ein all- 
gemeines Handelssystem, in dem Individuen Emis- 
sionsrechte handeln, dürfte kaum praktikabel sein 
oder nur mit unverhältnismäßig hohen Kosten und 
Eingriffen. Dennoch muss es das Ziel sein, langfristig 
einen klimapolitischen Rahmen zu schaffen, in dem 
die externen Kosten der Energiepfade von der Wiege 
bis zur Bahre der Energieträger vollständig interna- 
lisiert werden. Ein erster Schritt dorthin im Zusam- 
menhang mit Bioenergie ist, dass Fehlanreize durch 
die Erfassungs- und Anrechnungsverfahren in beste- 
henden Systemen zur Emissionsregulierung beseitigt 
werden. 

Aufgrund der derzeitigen Erfassungs- und Anrech- 
nungsregelungen der UNFCCC, wonach Emissionen 
aus der Verbrennung von Energiepflanzen nicht dem 
Ort und Sektor der Emission angerechnet werden, 
ergibt sich eine indirekte Förderung von Nutzun- 
gen der Bioenergie, die klimaschädlich sind (Doorn- 
bosch und Steenblik, 2007). Um solche kontrapro- 
duktiven Förderungen von Bioenergie zurückzufüh- 
ren, müssen die UNFCCC- Verfahren zur Erfassung 
und Anrechnung biogener C02-Emissionen refor- 
miert werden (Kap. 10.2). Auf nationaler bzw. euro- 
päischer Ebene sollten derartige Anrechnungslü- 
cken zügig geschlossen werden. Solange die Anrech- 
nungsverfahren für biogene Treibhausgasemissionen 
in z.B. Emissionshandelssystemen nicht entspre- 
chend entwickelt oder angepasst sind, sollten zumin- 
dest Nachhaltigkeitsstandards für Bioenergie konzi- 
piert und umgesetzt werden, die sicherstellen, dass 
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die Nutzung von Bioenergie verhindert wird, wenn 
sie keinen erkennbaren Beitrag zur Reduktion von 
globalen Treibhausgasemissionen leistet (Kap. 10.3). 


10.7.2 

Förder- und Interventionsansätze im Rahmen einer 
nachhaltigen Bioenergiepoiitik 

Aus Sicht des WBGU sollte die Bioenergienutzung 
vor allem an ihrem Beitrag zu einer globalen Ener- 
giewende zur Nachhaltigkeit, insbesondere den Zie- 
len Klimaschutz und Beseitigung von Energiear- 
mut, bewertet werden (Kap. 2.2). Dies erfordert eine 
differenzierte Betrachtung nach Nutzungspfaden 
(Kap. 7). Angesichts der Risiken, die von der Bio- 
energienutzung ausgehen können (Kap. 5 und 7.3), 
ist eine undifferenzierte Förderung von Bioenergie 
nicht angezeigt. Bioenergieträger, die nicht bestimm- 
ten Mindeststandards zur Nachhaltigkeit genügen 
(Kap. 10.3.1), sollten weder direkt noch indirekt 
gefördert werden. Vielmehr sollte die Nutzung von 
Bioenergieträgern, die nicht dem vom WBGU vor- 
geschlagenen Mindeststandard (Kap. 10.3.1.1) genü- 
gen, langfristig durch ein umfassendes und effektives 
Regulierungssystem idealerweise weltweit unterbun- 
den werden (Kap. 10). 

Soweit die Bioenergieträger dem Mindeststan- 
dard entsprechen, sollte ihr Anbau grundsätzlich 
dem Markt überlassen werden. Einer expliziten 
staatlichen Förderung ihres Anbaus bedarf es im All- 
gemeinen nicht. Ergänzend ist jedoch durch geeig- 
nete Rahmensetzungen - etwa beim Klimaschutz 
(Kap. 10.2), der Internalisierung externer Umwelt- 
kosten, in den Bereichen Landwirtschaft und Ernäh- 
rung (Kap. 10.4), Natur- und Bodenschutz (Kap. 10.5 
und 10.6) - sicherzustellen, dass der Marktmechanis- 
mus zu Ergebnissen führt, die mit den Zielen einer 
global nachhaltigen Bioenergiepoiitik in Einklang 
stehen. Explizit förderungswürdig sind aus Sicht des 
WBGU grundsätzlich nur solche Bioenergiepfade, 
die besonders vorteilhaft auf den Klimaschutz und 
andere Nachhaltigkeitsziele wirken. 

Das bedeutet erstens, dass nicht nur der Mindest- 
standard eingehalten wird, sondern dass durch den 
Einsatz der Bioenergie unter Berücksichtigung der 
gesamten Lebenszyklusemissionen mindestens 60 t 
COjCq pro TJ eingesetzter Biomasse eingespart wer- 
den können (Kap. 9.2.1). Die Feststellung dieses Kri- 
teriums kann streng genommen erst bei der Endnut- 
zung der Bioenergie stattfinden. Solch eine Prüfung 
würde jedoch einen hohen Kontrollaufwand hervor- 
rufen. Außerdem wäre ungewiss, ob sich die Förde- 
rung am Schluss der Wertschöpfungskette tatsäch- 
lich auf den gesamten Bioenergiepfad durchschlägt. 
Zudem muss berücksichtigt werden, dass sich die 


einzelnen Stufen des Produktions- und Nutzungspro- 
zesses (Anbau-, Konversions- und Anwendungssys- 
teme) in verschiedenen Ländern befinden können. 
Daher hält es der WBGU für angebracht, Förderins- 
trumente zwar an jeder Stufe des Prozesses einzuset- 
zen, aber in der Regel mit Standardannahmen über 
die jeweils anderen Stufen zu arbeiten. 

Speziell im Hinblick auf eine Förderung des 
Anbaus von Energiepflanzen erachtet es der WBGU 
zweitens als erforderlich, dass zusätzlich ökolo- 
gische und soziale Kriterien erfüllt sein müssen 
(Kap. 10.3.1.2). Bei der Mobilisierung biogener Rest- 
stoffe sollten ebenfalls ökologische Grenzen zum 
Erhalt der Bodenfruchtbarkeit berücksichtigt wer- 
den (Kap. 10.7.4). 

Drittens sollte die Förderung von Konversions- 
und Anwendungssystemen so gestaltet werden, dass 
sie sich in das Leitbild der Energie wende zur Nach- 
haltigkeit einfügt. Ungewünschte Pfadabhängigkei- 
ten sollten vermieden und zukunftsträchtige Techno- 
logien, wie z.B. Elektromobilität, gefördert werden 
(Kap. 9). 

Nachhaltigkeit der Energiesysteme umfasst außer 
dem Klimaschutz u.a. auch die Überwindung der 
Energiearmut sowie den Ausstieg aus gesundheits- 
schädlicher Biomassenutzung (Kap. 3). Die Moder- 
nisierung der netzunabhängigen bzw. traditionellen 
Nutzung von Bioenergie kann besonders im ländli- 
chen Raum von Entwicklungsländern zur Überwin- 
dung von Energiearmut und Gesundheitsgefährdun- 
gen einen wertvollen Beitrag leisten. Hier erscheint 
dem WBGU eine Förderung von bioenergiebasier- 
ten Projekten auch dann gerechtfertigt, wenn die Kli- 
maschutz- und Förderkriterien nicht voll erfüllt wer- 
den (Kap. 10.8). 


10.7.3 

Landwirtschaftspolitik: Förderung des Anbaus von 
Biomasse für energetische Nutzungen 

Aktuelle Förderpolitiken für den Anbau von Ener- 
giepflanzen und besonders für ihre Nutzung als flüs- 
sige Biokraftstoffe im Verkehr spiegeln kaum wider, 
dass je nach Anbauverfahren, aber auch je nach Kon- 
versionsverfahren und Nutzung unterschiedliche 
Beiträge zur Vermeidung von Treibhausgasen und 
damit zum Klimaschutz geleistet werden (Kap. 7; 
SRU, 2007). Gleiches gilt für andere Nachhaltigkeits- 
aspekte (Kap. 9; Doornbosch und Steenblik, 2007). 
Der WBGU plädiert dafür, dass ein eindeutig nicht- 
nachhaltiger Anbau durch die Staaten aktiv unter- 
bunden wird. Um dies zu erreichen, müssen Mindest- 
standards weltweit implementiert werden. Da aller- 
dings kurz- bis mittelfristig nicht damit zu rechnen ist, 
dass sich die Staatengemeinschaft auf anspruchsvolle 
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Standards für den Anbau einigt bzw. diese umsetzt, 
empfiehlt der Beirat, dass zumindest in der EU ein 
verbindlicher Mindeststandard für Bioenergieträger 
zügig vereinbart wird (Kap. 10.3). Nur wenn dieser 
erfüllt ist, sollten Bioenergieträger in der EU für die 
Energieerzeugung genutzt werden dürfen. 


10.7.3.1 

Vorzug für bestimmte Anbaumethoden und 
Ökosystemleistungen 

Die EU fördert derzeit den Anbau von Energiepflan- 
zen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik mit 
einer Beihilfe in Höhe von jährlich 45 € pro ha (EU, 
2003). Bei geeigneter klimaschutzpolitischer Rah- 
mensetzung, funktionierenden Internalisierungsme- 
chanismen und weltweit implementierten Mindest- 
standards bestünde nach Auffassung des WBGU 
kein klimaschutzpolitisch begründeter Bedarf für 
eine spezielle Förderung des Anbaus von Energie- 
pflanzen. Vielmehr würden die Marktprozesse dafür 
sorgen, dass sich das wirtschaftlich und klimapoli- 
tisch nachhaltige Potenzial der Bioenergie entfal- 
tet. Förderungswürdig wären dann nur Anbaume- 
thoden, die über den Klimaschutz hinaus besonders 
nachhaltig sind, wenn sie also wesentliche Beiträge 
etwa zur Erosionsbekämpfung, (Energie-)Armutsre- 
duzierung oder der Erhaltung von Biodiversität leis- 
ten. Solchen Förderkriterien würde z.B. der sozial- 
verträgliche Anbau geeigneter mehrjähriger Ener- 
giepflanzen auf degradierten Flächen genügen. 

Eine Förderung kann mittels Agrarsubventio- 
nen, wie z.B. Anbauprämien erfolgen. Ergänzend 
oder alternativ kommt die Förderung zur Diffusion 
von Landbearbeitungstechniken oder Agrartechno- 
logien in Frage, welche die wirtschaftlichen Voraus- 
setzungen für besonders nachhaltige Anbausysteme 
verbessern. So können z. B. finanzielle und technische 
Fördermaßnahmen die Wirtschaftlichkeit des klein- 
bäuerlichen Waldfeldbaus in tropischen Regionen 
erhöhen (Kap. 7.1.3) oder die Anwendungen für eine 
nachhaltige Restholz- und Waldnutzung in tempera- 
ten und borealen Wäldern unterstützen (Kap. 7. 1.5.2 
und 7. 1.5. 3). Um den nachhaltigen Anbau zu för- 
dern, ist es grundsätzlich auch denkbar, an der Ver- 
wendung von Biomasse anzusetzen, z.B. durch Han- 
dels- oder Steuervorteile bei der energetischen Nut- 
zung entsprechender Energiepflanzen (Kap. 10.3). 


10.7.3.2 

Internationale Initiativen 

Die Umgestaltung nationaler Förderprogramme für 
den Anbau von Energiepflanzen sollte durch inter- 


nationale Koordination verstärkt und beschleunigt 
werden. Mit den bestehenden Förderungen von viel- 
fach nicht nachhaltiger Biomasseproduktion wer- 
den Anreize zur Landdegradation und Zerstörung 
von Biodiversität verstärkt (OECD, 2008). Außer- 
dem wird der Preismechanismus auf den globalen 
Energie- und Agrarmärkten verzerrt, wovon uner- 
wünschte Nebenwirkungen etwa auf die Nahrungs- 
mittelversorgung oder den Einsatz anderer erneuer- 
barer Energien ausgehen können. Schließlich spricht 
auch die Vermeidung eines ineffizienten Förder- und 
Subventionswettlaufs für eine internationale Ver- 
einbarung über Prinzipien für Anbausubventionen. 
Ohne internationale Regelung würde eine ähnliche 
Situation entstehen, wie sie vor längerer Zeit schon 
durch die bestehenden Agrarsubventionen geschaf- 
fen wurde; Ärmere Entwicklungsländer würden 
ihrer wirtschaftlichen Entwicklungschancen beraubt, 
die ihnen der Energiepflanzenanbau und der Export 
von Bioenergieträgern eröffnen könnte. 

Eine Korrektur solcher Förderungen, vor allem 
der Agrar- und Bioenergiesubventionen, muss idea- 
lerweise in einem holistischen Ansatz erfolgen. Ener- 
gie-, Agrar- und Umweltpolitik müssen nach Mög- 
lichkeit ressortübergreifend abgestimmt werden. Auf 
internationaler Ebene könnte die Abstimmung ana- 
log zu den übrigen Agrarsubventionen im Rahmen 
der WTO stattfinden, allerdings unter Einbindung 
anderer Institutionen wie etwa UNEP, FAO, GBEP, 
CBD, UNCCD und gegebenenfalls der UNFCCC. 
Eine solche Einbindung ist notwendig, damit aus- 
sagekräftige Nachhaltigkeitskriterien in die Verein- 
barungen Eingang finden, die festlegen, wann eine 
Anbauförderung weiterhin zulässig ist. Dies könn- 
ten Fördermaßnahmen zur Bekämpfung von Land- 
degradation und Desertifikation (Kap. 10.6), für den 
Natur- und Klimaschutz (Kap. 10.5 und 10.2) oder 
zur Beseitigung von Energiearmut (Kap. 10.8) sein. 


10.7.4 

Förderung der energetischen Verwertung 
biogener Abfälle und Reststoffe 

Für eine Förderung der energetischen Nutzung von 
Biomasseabfällen und Reststoffen, die neben Ener- 
giepflanzen die Rohstoffbasis für die Bioenergie- 
nutzung bilden (Kap. 4.1), müssen ihre besonde- 
ren Gütereigenschaften berücksichtigt werden. Bio- 
gene Abfälle und Reststoffe hegen in verschiedenen 
Aggregatzuständen vor, z.B. als feste oder flüssige 
Brennstoffe (Restholz, Gülle, Stroh, Bioabfall). Bio- 
gene Abfälle und Reststoffe fallen in unterschiedli- 
chen Sektoren an (Agrar- und Forstwirtschaft, ver- 
arbeitendes Gewerbe, kommunale Betriebe und pri- 
vate Haushalte) und entstehen an unterschiedlichen 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-289- 


Drucksache 17/2272 


Stufen der Wertschöpfungskette (Biomasseproduk- 
tion und -ernte, Verarbeitung, Verbrauch und Ent- 
sorgung; EEA, 2006; Sims et ab, 2007). 

Mobilisierung biogener Abfälle und 
Reststoffe für die energetische Nutzung 
Der energetischen Nutzung biogener Abfälle und 
Reststoffe sollte aufgrund ihrer vorteilhaften Klima- 
schutzwirkung (Kap. 7.3) im Vergleich zum Energie- 
pflanzenanbau eine prioritäre Rolle in der Bioener- 
gienutzung zukommen (Kap. 9.1.1). Ein Engpass- 
faktor kann dabei die Rohstoffverfügbarkeit sein. 
Handlungsbedarf besteht erstens, wenn nachhaltige 
Potenziale bisher nicht ausgeschöpft wurden, weil die 
erforderlichen Infrastrukturen vor allem zur Abfall- 
und Reststofftrennung sowie (Zwischen-)Lagerung 
fehlen. Zweitens gibt es Handlungsbedarf, wenn 
Informationsdefizite bestehen oder drittens die ener- 
getische Nutzung bisher nicht wirtschaftlich betrieben 
werden konnte, weil z.B. der Abfall- oder Reststoff- 
transport zu den Konversionsanlagen zu hohe Kos- 
ten verursacht. Zwar dürfte die absehbare Verteue- 
rung fossiler Energieträger (Öl, Gas) die Wirtschaft- 
lichkeit biogener Abfälle und Reststoffe langfristig 
verbessern und so zur Mobilisierung bisher genutz- 
ter Potenziale beitragen. Angesichts der Dringlich- 
keit des Klimaschutzes empfiehlt der WBGU jedoch 
außer durch die Internalisierung der Kosten fossiler 
Energieträger die Mobilisierung biogener Abfälle 
und Reststoffe gezielt zu fördern, damit dieser Subs- 
titutionsprozess beschleunigt wird. 

Verfügbarkeit geeigneter 
Konversionstechnologien 

Die erforderlichen Konversionstechnologien, wie 
z.B. Biogasanlagen für Ernterückstände, Grün- 
schnitt, Gülle und Lebensmittelabfälle sowie Biodie- 
selanlagen für Alt- und Tierfett sind ebenso verfüg- 
bar wie Biomasseheizkraftwerke oder Pelletheizun- 
gen für holz- oder halmartige Abfälle und Reststoffe 
einschließlich des zu ihrem Betrieb erforderlichen 
Knowhow. Somit bedürfen diese Konversionstech- 
nologien zumindest in Industrieländern keiner direk- 
ten Förderung über Subventionen, staatliche Markt- 
einführungsprogramme oder ähnliches. Eine direkte 
Förderung dieser Anlagen würde außerdem nicht 
allein die Nachfrage nach biogenen Abfall- und Rest- 
stoffen stärken, sondern käme - je nach Technologie 
- unbeabsichtigt auch anderen Energieträgern, wie 
Energiepflanzen (Kap. 10.7.3) zu Gute. Eine Len- 
kung der biogenen Abfall- und Reststoffströme in 
die Stromerzeugung und Kohlesubstitution, wodurch 
sich die höchsten Treibhausgasminderungen erzie- 
len lassen (Kap. 7.3 und 9.2.1), wird in Kapitel 10.7.5 
näher begründet. 


Förderung zur Ausschöpfung ungenutzter 

NACHHALTIGER POTENZIALE 

Für biogene Abfall- und Reststoffe existieren nur 
wenige globale Potenzialabschätzungen, die zum Teil 
mit hoher Unsicherheit behaftet sind (Kap. 6.1 .2). Vor- 
liegende Studien weisen tendenziell deutlich höhere 
Abfall- und Reststoffpotenziale im Agrar- und Forst- 
sektor aus als in den übrigen Sektoren (Tab. 6.1-1). 
Untersuchungen für EU-Mitgliedsstaaten (EU-25) 
weisen im Durchschnitt ebenfalls auf das Potenzial 
dieser Sektoren hin, wenn auch die sektorale Auftei- 
lung und vor allem die Größenordnungen zwischen 
den einzelnen Ländern deutlich divergieren (EEA, 
2006). Eine Förderung sollte dort ansetzen, wo sig- 
nifikante ungenutzte, nachhaltige Potenziale vor- 
handen sind. Dieses Erschließungspotenzial stellt 
sich je nach wirtschaftlicher Bedeutung der biomas- 
seintensiven Sektoren sowie dem Organisationsgrad 
der Abfallwirtschaft (funktionsfähige Infrastruktu- 
ren, Kapazitäten für Weiterverwertung, Recycling, 
energetische Verwertung oder Deponierung) in den 
Ländern unterschiedlich dar. Zum Beispiel werden 
in Deutschland die Potenziale in der Forst-, Holz- 
und Papierwirtschaft sowie Industrie- und Abfall- 
wirtschaft nahezu vollständig genutzt. Eine Poten- 
zialausschöpfung im Agrarbereich, z.B. bei Stroh, ist 
dadurch beschränkt, dass eine erhöhte Entnahme 
von Reststoffen die Bodenfruchtbarkeit (Humusge- 
halt) einschränken würde. In welchem Maße Stroh 
auf dem Acker verbleiben soll, hängt wesentlich von 
Standort, Fruchtfolge und Gabe sonstiger organi- 
scher Dünger ab. Erfahrungswerte für den Strohbe- 
darf auf dem Acker hegen bei 67-80 % (Fritsche et 
al., 2004; Knappe et ab, 2007; Vogt et al., 2008). Ähn- 
liche Beschränkungen gelten für die Entnahme aus 
Wäldern und sollten unbedingt berücksichtigt wer- 
den. Betrachtet man das gesamte Energiepotenzial 
von Restholz in europäischen Wäldern, dann emp- 
fiehlt EEA (2007a), dass unter Nachhaltigkeits- 
gesichtspunkten 40% dieses Nutzungspotenzials in 
den Wäldern verbleiben sollen. Wenn diese Restrik- 
tionen im Zuge des grundsätzlich gewollten Anstiegs 
der Reststoffnutzung seitens der Land- bzw. Forst- 
wirte nicht hinreichend berücksichtigt werden, sollte 
auf Auflagen zurückgegriffen werden. 

Die bislang ungenutzten, nachhaltigen Abfall- 
und Reststoffpotenziale können für die energeti- 
sche Nutzung wirtschaftlich attraktiv gemacht wer- 
den, indem ihnen durch staatliche Fördermaßnah- 
men ein (zusätzlicher) ökonomischer Wert verliehen 
wird. Im Vordergrund der Politik zur (indirekten) 
Förderung der energetischen Nutzung von biogenen 
Abfällen und Reststoffen steht in den meisten Län- 
dern die allgemeine Förderung erneuerbarer Ener- 
gien in der Stromerzeugung, teils kombiniert mit 
Fördermaßnahmen im Bereich der lokalen Wärme- 
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bereitstellung (Kraft-Wärme-Kopplung; DEFRA, 
2007). Bei Einspeisevergütungen, aber auch bei Aus- 
schreibungs- und Quotenmodellen, sollte durch Dif- 
ferenzierung die Attraktivität von Abfall- und Rest- 
stoffen im Vergleich zu Energiepflanzen verstärkt 
werden (Vogt et al., 2008; Kap. 10.7.5). Alternativ zu 
dieser Förderung kämen direkte Anreize (z.B. Sub- 
ventionierung des Sammelns oder Transports) oder 
Auflagen (z.B. Deponierungsverbot) zur Mobilisie- 
rung ungenutzter Potenziale in Betracht. Die kli- 
maschutzpolitische Effektivität solcher unmittelbar 
angebotserhöhenden Maßnahmen wäre indes gerin- 
ger als die Förderung über die Stromerzeugung, da 
derart subventionierte Reststoffe und Abfälle auch 
für Zwecke eingesetzt würden, die ein geringeres 
Treibhausgaseinsparpotenzial aufweisen. Daher soll- 
ten solche Maßnahmen, die direkt das Angebot erhö- 
hen, keinesfalls alternativ, sondern lediglich zusätz- 
lich zu Maßnahmen, die die Stromerzeugung aus 
Abfällen und Reststoffen fördern, erwogen werden 
(Kap. 10.7.5). 

Direkte und indirekte Lenkung biogener 
Stoffströme 

ln Industrieländern lässt sich die Verfügbarkeit bio- 
gener Abfall- und Reststoffe für die energetische 
Nutzung dadurch unterstützen, dass eine weitere 
Deponierung dieser Stoffe durch steigende Depo- 
niegebühren oder strenge Auflagen weniger attrak- 
tiv gemacht oder ganz ausgeschlossen wird. Strenge 
Regulierungen sind in diesem Zusammenhang sinn- 
voll, um in erster Linie das unkontrollierte Entwei- 
chen von klimawirksamem, methanhaltigem Depo- 
niegas zu reduzieren. Anreize für die kontrollierte 
Gaserfassung und energetische Nutzung von Depo- 
niegas aus vorhandenen, unbehandelten Deponieab- 
fällen werden, ebenso wie für die energetische Nut- 
zung von Klärgas, durch die Förderung der erneuer- 
baren Energien gesetzt. 

Eine verstärkte Förderung biogener Abfall- und 
Reststoffe in der energetischen Verwendung trägt 

u. U. nicht nur zur Erschließung ungenutzter Potenzi- 
ale bei, sondern auch zur Umlenkung von Stoffströ- 
men aus bestehenden Verwendungen, vor allem der 
stofflichen Weiterverwertung und Wiedergewinnung. 
Beispiele für diese Verwendungen sind die Spanplat- 
tenproduktion aus Altholz (Bensmann, 2004), die 
Bodenverbesserung aus Klärschlamm oder kompos- 
tierten Gartenabfällen und Speiseresten (Knappe et 

al. , 2007) sowie die angestrebte Rückgewinnung von 
Phosphor z.B. aus Gülle (UBA, 2004). Potenzielle 
Konkurrenzen um die Abfallressourcen lassen sich 
durch eine über Abfallgesetze gesteuerte Kaskaden- 
nutzung reduzieren oder müssen nicht notwendiger- 
weise bestehen, da qualitativ minderwertige Abfall- 
ressourcen oftmals für eine stoffliche Nutzung nicht 


in Frage kommen, wie z.B. Schwachholz im Forstsek- 
tor (Fritsche et al., 2004). Dennoch muss eine Förde- 
rung der energetischen Abfall- und Reststoffnutzung 
die Ressourcenkonkurrenzen im Blick behalten. 

Förderpolitik für Schwellen- und 
Entwicklungsländer 

Die bestehende Abfall- und Reststoffnutzung in 
Urbanen Zentren der Schwellen- und Entwicklungs- 
länder stellt besondere Anforderungen an eine spezi- 
fische Förderung für die energetische Nutzung: Eine 
mehr oder weniger kontrollierte Verbrennung unge- 
trennter Siedlungsabfälle erfolgt oft zur Abfallent- 
sorgung und weniger zur Energiegewinnung. Teil- 
weise werden Abfälle bestenfalls ungetrennt depo- 
niert. Obwohl organische Bestandteile immer noch 
den Hauptteil der Siedlungsabfälle ausmachen, hegt 
der Schwerpunkt der Abfalltrennung auf nichtorga- 
nischen Wertstoffen (Metalle, Glas, Kunststoffe) und 
deren Weiterverwendung oder Recycling. Schließ- 
lich hat der informelle Sektor (Kleinunternehmer, 
ärmere Haushalte) eine starke Rolle in der dezentra- 
len Sammlung und manuellen Trennung der Abfälle 
(Bogner et al., 2007; Brock, 2008; Weltsichten, 2008). 

Ansatzpunkt einer verstärkten Förderung durch 
nationale Programme und massive Unterstützung 
durch die Entwicklungszusammenarbeit kann die 
Verbreitung effizienter Konversionstechnologien 
einschließlich des für den Betrieb erforderlichen 
Knowhows sein. Im Mittelpunkt könnten (Gemein- 
schafts-)Anlagen für die von Energiearmut betrof- 
fenen Bevölkerungsgruppen stehen (Kap. 10.8). 
Die dafür erforderliche Mobilisierung organischer 
Abfälle könnte über verbesserte Infrastrukturen 
sowie - trotz Problemen in der Vergangenheit - 
über transparente Anreizsysteme für das Sammeln 
und Trennen derartige Abfälle verbessert werden, 
z.B. durch ein funktionsfähiges staatliches Entloh- 
nungssystem für informelle Müllsammler. Zusätzlich 
könnten nach Einkommen gestaffelte Entsorgungs- 
gebühren erhoben werden (Brock, 2008; Weltsichten, 
2008). Schließlich geht es auch um die kontrollierte 
Erfassung von Biogas aus Deponien und Kläranla- 
gen. Die Mittel für die dazu erforderlichen Investi- 
tionen lassen sich u.a. durch CDM-Projekte mobili- 
sieren, sofern die Projektaktivitäten dazu beitragen, 
zusätzliche Treibhausgasemissionen zu reduzieren 
(Bogner et al., 2007; Kap. 10.2.3). 

In ländlichen Regionen in Entwicklungsländern 
werden vor allem Abfall- und Reststoffe aus dem 
Agrar- und Forstsektor für die dezentrale Wärme- 
bereitstellung verwendet - häufig mit ineffizien- 
ten Technologien der traditionellen Biomassenut- 
zung (Kap. 8.2.1). Ziel einer nationalen Förderung 
sowie Förderung im Rahmen der Entwicklungs- 
zusammenarbeit, muss es sein, das Wissen um Nach- 
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haltigkeitsgrenzen bei der Entnahme von Reststof- 
fen aus Wäldern und von Äckern zu verbreiten bzw. 
lokale Institutionen zu fördern, die die Einhaltung von 
Nachhaltigkeitsstandards gewährleisten. Des Weite- 
ren gilt es, die Verbreitung effizienter Nutzungstech- 
nologien wie moderner Holzherde und Kleinbiogas- 
anlagen sowie den Übergang zu modernen Formen 
der Bioenergie zu fördern (Kap. 8.2). Hier kann u.a. 
der CDM (Kap. 10.2.3) weiterhin eine Rolle spielen. 
Andere Akteure der Entwicklungszusammenarbeit 
sind aber ebenso gefordert (Kap. 10.8). 


10.7.5 

Technologiepolitik zur Förderung ausgewählter 
Konversionspfade 

Konversionstechnologien, die aus klima- und ener- 
giepolitischer Sicht besonders vorteilhaft sind, leisten 
einen wichtigen Beitrag, um Bioenergie optimal in 
Energiesysteme einzubinden und zu nutzen (Kap. 7, 
8 und 9). Eine breite Anwendung dieser Technolo- 
gien wird jedoch durch verschiedene Marktunvoll- 
kommenheiten behindert. Barrieren finden sich in 
Industrieländern, aber auch in urbanen Zentren der 
Schwellen- und Entwicklungsländer, für deren Ener- 
giesysteme sich zum Teil ähnliche Herausforderun- 
gen stellen, wie für die Energiesysteme in Indus- 
trieländern. Mit Hilfe staatlicher Fördermaßnah- 
men sollten daher viel versprechende Technologien 
für ausgewählte Konversionspfade der Bioenergie 
gefördert werden. 

Vor allem innovative Technologien sind häufig 
erst nach der Realisierung von mittel- oder langfris- 
tigen Lerneffekten wettbewerbsfähig. Ihre Anwen- 
dung erscheint den Marktteilnehmern - ohne staat- 
liche Förderung - oftmals unattraktiv. Hinzu kommt, 
dass gerade private Haushalte oftmals bekannte, aber 
weniger effiziente Technologien gewohnheitsmäßig 
weiter verwenden (Beharrungstendenzen). Gezielte 
Fördermaßnahmen können einem erwünschten 
Technologiewechsel Vorschub leisten. Schließlich 
wird der Markteintritt und die Diffusion vorteilhaf- 
ter Technologien dadurch erschwert, dass in vielen 
Ländern und Sektoren die externen Kosten fossi- 
ler Energieträger noch immer nicht oder nur höchst 
unzureichend durch z.B. Steuern oder Verschmut- 
zungszertifikate internalisiert sind. Daher erscheinen 
kompensatorische Fördermaßnahmen dieser Tech- 
nologien erforderlich. 

Die Analysen in den Kapiteln 7, 8 und 9 legen aus- 
führlich dar, welche Vor- und Nachteile die verschie- 
denen Konversionspfade aufweisen. Dabei zeigt sich, 
dass sich mit der Verwendung nachhaltig produzierter 
Biomasse zur Substitution von Kohle in der Strom- 
erzeugung eine besonders hohe Klimaschutzwir- 


kung erzielen lässt. Biogas aus Vergärungsprozes- 
sen, Rohgas aus Biomassevergasungsanlagen bzw. 
Biomethan sind hierbei wichtige Sekundärenergie- 
träger (Kap. 10.7.5.1). Ebenso zeigt die direkte Ver- 
feuerung von Hackschnitzeln oder Pellets aus Best- 
und Abfallstoffen in Kohle- bzw. Heizkraftwerken 
eine überdurchschnittlich hohe Klimaschutzwirkung. 
Gas-und-Dampf-Kraftwerke und Kraft-Wärme- 
Kopplungsanlagen stellen - unabhängig von der 
energetischen Biomethan/Biomassenutzung - effizi- 
ente Anlagentechniken dar (Kap. 10.7.5.2). Ebenso 
ist es effizienter, Bioenergie im Transportsektor in 
der Elektromobilität einzusetzen statt durch die Sub- 
stitution fossiler Treibstoffe in Verbrennungsmoto- 
ren eine ineffiziente Fahrzeugtechnologie zu verste- 
tigen (Kap. 10.7.6). Auch dem Einsatz von Biomasse 
im Wärmebereich muss mehr Beachtung geschenkt 
werden (Kap 10.7.5.3). Diese Konversionspfade gilt 
es einerseits zu fördern, andererseits jedoch auf eine 
Art und Weise, die Marktentwicklungen ausreichen- 
den Spielraum lässt, damit die Entdeckungsfunktion 
des Wettbewerbs möglichst wenig eingeengt wird. 


10.7.5.1 

Energetische Nutzung von Biomethan 

Biomethan (biogenes Erdgas) kann durch Konver- 
sion von Biomasse auf zwei verschiedene Arten pro- 
duziert werden; Einerseits über die Vergärung von 
Biomassesubstraten zu Biogas (Vergärung, Biogas- 
anlagen), das anschließend zu Biomethan aufberei- 
tet wird; andererseits über die Vergasung von fester 
Biomasse zu Rohgas, das nach Reinigung als Synthe- 
segas in der Methanisierung zu Biomethan gewan- 
delt wird (Vergasung, Biomassevergasungsanlagen). 
In beiden Fällen ist die Abtrennung des COj notwen- 
dig. Biogasanlagen sind bereits heute weitläufig eta- 
bliert, mit ausgereiften Biomassevergasungsanlagen, 
die für eine breite Marktanwendung geeignet sind, 
wird hingegen frühestens ab 2015 gerechnet (Thrän 
et ab, 2007). Auch wenn es noch etliche Jahre dau- 
ern wird, bis Biomethan z.B. in Deutschland in ener- 
giepolitisch nennenswerten Mengen zur Verfügung 
steht (BMU, 2008b), gehen Prognosen davon aus, 
dass unter bestimmten Voraussetzungen einschließ- 
lich eines forcierten Ausbaus der benötigten Infra- 
struktur der gesamte heutige EU-Bedarf an fossilem 
Erdgas bis 2020 durch Biomethan gedeckt werden 
könnte (Thrän et al., 2007). 

Im Hinblick auf die Ziele einer Energiewende zur 
Nachhaltigkeit weist Biomethan mehrere Vorteile 
auf, die im Kasten 7.2-2 und in Kapitel 9.2.1 näher 
erläutert werden und eine Förderung rechtfertigen. 
Grundsätzlich bestehen verschiedene Möglichkei- 
ten, den Einsatz von Biomethan zu unterstützen: Es 
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kann entweder die Erzeugung von Biomethan oder 
die Verwendung von Biomethan gefördert werden. 
Um die Förderpolitik möglichst transparent zu hal- 
ten und um ihre Effektivität im Nachhinein besser 
abschätzen zu können, ist es sinnvoll, sich für einen 
der Hebel zu entscheiden. Aus Sicht des WBGU ist 
eine Förderung der Verwendung geeigneter, da so 
Biomethan nicht am Bedarf vorbei produziert wird 
und vor allem, weil dann die Konversionstechnolo- 
gie bevorzugt werden kann, die den höchsten Beitrag 
zum Klimaschutz verspricht. Dies ist die Verwendung 
von Biomethan bei der Stromerzeugung in Ländern, 
in denen fossile Energieträger, insbesondere Kohle, 
bei der Stromgewinnung eine wesentliche Rolle 
spielen und durch Biomethan ersetzt würden. Folg- 
lich sollte in diesen Ländern die Förderung der Nut- 
zung von Biomethan in der Stromerzeugung im Vor- 
dergrund stehen. Die Klimaschutzwirkung ließe sich 
sogar noch deutlich steigern, wenn das CO 2 , das bei 
der Methanerzeugung ohnehin abgetrennt werden 
muss, anschließend sicher eingelagert würde (Car- 
bon Capture and Storage, CCS). Somit gewinnt das 
Vorantreiben von CCS auch aus bioenergiepoliti- 
scher Sicht an Bedeutung. 

Zugang des Biomethans zum Gasnetz 
Die Verwendung von Biomethan als gasförmiger 
Energieträger ist in industriellen Energiesystemen 
auf eine ausreichende und funktionsfähige Netzin- 
frastruktur sowie auf einen ungehinderten Zugang 
der Betreiber von Biogas- bzw. Biomassevergasungs- 
anlagen zum (überregionalen) Gasnetz und den ent- 
sprechenden Anschluss der Kraftwerke angewie- 
sen. Erfahrungen mit der Aufbereitung von Biogas 
und Einspeisung in (lokale) Gasnetze wurden in der 
Schweiz, Schweden und den Niederlanden gemacht 
(FNR; 2006e; van Burgel, 2006). ln Deutschland gibt 
es etwa ein Dutzend Biogasanlagen, die aufbereitetes 
Biomethan in das Erdgasnetz einspeisen, ca. 20 wei- 
tere befinden sich in Planung. Europaweit werden 
ca. 80 Biogasaufbereitungsanlagen betrieben (Bens- 
mann, 2008; ISET, 2008). Die rechtlichen Grundlagen 
der EU ergeben sich durch die Bestimmungen für 
den Erdgasbinnenmarkt und den dort festgelegten 
Vorgaben für einen nichtdiskriminierenden Zugang 
zum Gasnetz sowie den Qualitäts- und Sicherheits- 
anforderungen in den Mitgliedsstaaten (van Bur- 
gel, 2006). In Deutschland erfolgt die Einspeiseför- 
derung durch Regelungen zu Netzzugang, Abnahme- 
verpflichtung der Gasnetzbetreiber und Zahlungen 
für vermiedene Netzkosten, d.h. Aufteilung von Kos- 
tenersparnissen, die entstehen, wenn bei der lokalen 
Einspeisung die Transportdistanzen zwischen Gas- 
produktion und -verbrauch geringer sind (Leusch- 
ner, 2008). 


Im Allgemeinen wäre der Netzausbau zu fördern. 
Zugleich wäre allen Netzbetreibern vorzuschrei- 
ben, erforderliche Investitionen für einen Netzzu- 
gang von Biomethananlagenbetreibern zu tätigen, 
z.B. in Pumpstationen. Diese Pumpstationen heben 
den Gasdruck des eingespeisten Biomethans auf das 
Druckniveau, das zur Einspeisung und Übertragung 
in Ferngasnetzen notwendig ist. 

Förderung der Einspeisung von Strom aus 
Biomethan 

Die in jüngerer Zeit deutlich gestiegenen Gaspreise 
dürften zwar dazu beitragen, die Einspeisung dezen- 
tral erzeugten Biomethans attraktiver zu gestalten 
und die noch stärker angestiegenen Kohlepreise dürf- 
ten Biomethan auch für Stromerzeuger interessan- 
ter machen. Da aber die Emissionen fossiler Ener- 
gieträger in den meisten Ländern nicht und auch in 
der EU bislang nicht hinreichend mit ihren exter- 
nen Kosten belastet werden (Kap. 10.7.1), bedarf es 
expliziter Anreize für die Stromerzeugung aus Bio- 
methan. Einspeisevergütungen haben sich zur För- 
derung erneuerbarer Energien vergleichsweise gut 
bewährt (UBA, 2006a). Gleichwohl sollten Staaten 
durch die EU und anderweitig denkbare Verpflich- 
tungen grundsätzlich nicht auf Einspeisevergütungen 
festgelegt werden, da andere Instrumente ebenfalls 
Vorteile haben (WBGU, 2003a; Ringel, 2004; UBA, 
2006b; Finon, 2007; Umsicht, 2007). Allerdings kön- 
nen speziell bei Energie aus nachwachsenden Roh- 
stoffen Quoten problematisch sein, da der Zwang, 
eine bestimmte Mindestmenge an Energiepflanzen 
oder Reststoffen zur Stromerzeugung zu nutzen, zu 
erheblichen Marktverzerrungen führen kann, die 
sich im Falle von Energiepflanzen wesentlich stär- 
ker auf Landnutzungskonkurrenzen und besonders 
Nahrungsmittelpreise auswirken können als im Falle 
anderer erneuerbarer Energien. 

In vielen Ländern wird die Stromerzeugung aus 
Biomasse gefördert: Zusätzlich zu einer generel- 
len Vergütung pro kWh für die Einspeisung von 
Elektrizität aus erneuerbaren Energiequellen (z.B. 
Wind- und Solarenergie) ins Stromnetz wird eine 
ergänzende Vergütung gewährt für Elektrizität, die 
aus Biomasse bzw. nachwachsenden Rohstoffen 
(NaWaRo) erzeugt wird. In Deutschland geschieht 
dies durch den so genannten NaWaRo-Bonus. Die- 
ser Bonus kann durch zusätzliche Boni für die Wär- 
menutzung aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 
(Kap. 10.7.5.2), für den Einsatz neuer Technologien, 
sowie die Verwendung organischer Reststoffe aufge- 
stockt werden (FNR, 2006e). In Schweden erfolgt die 
Förderung der Stromerzeugung durch handelbare 
Zertifikate für Elektrizität aus erneuerbaren Ener- 
gien (SBGF et al., 2008). Der WBGU erachtet solche 
Förderungen als sinnvoll, solange sichergestellt ist. 
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dass die Bioenergieträger wenigstens dem WBGU- 
Mindeststandard für Nachhaltigkeit genügen und 
rät darüber hinaus, besondere Anreize zu erwägen, 
wenn die oben genannten Förderkriterien für Ener- 
giepflanzen erfüllt sind (Kap. 10.3.1). Angesichts des 
hohen Klimaschutzpotenzials und der systemtechni- 
schen Vorteile von Biomethan bei der Stromerzeu- 
gung (Kasten 7.2-2), vor allem wenn dadurch letzt- 
lich Kohle substituiert wird, empfiehlt der WBGU 
außerdem zusätzliche Fördermaßnahmen für Strom 
aus Biomethan, wenn das beim Flerstellungsprozess 
ohnehin abzutrennende CO 2 aufgefangen und einer 
sicheren Deponie zugeführt wird. 

Nachhaltigkeitsanforderungen 
Damit Biomethan tatsächlich einen hohen Beitrag 
zum Klimaschutz leistet, müssen Treibhausgasemis- 
sionen im Lebenszyklus gering gehalten werden 
und das bei Biomethan ohnehin abgetrennte Koh- 
lendioxid idealerweise eingelagert werden. Entspre- 
chende Anforderungen wie z.B. bei Energiepflan- 
zen als Biogassubstrat müssen die Förderpolitiken 
flankieren. Um Methanemissionen aus nicht abge- 
dichteten Gärrestlagern oder bei der Gasverbren- 
nung in BFIKW zu reduzieren, muss die Anwendung 
von Best-Practice- Vorschriften zur Voraussetzung 
für eine Förderung gemacht werden. Gleiches gilt 
für die Anwendung von Methoden, um Ammoniak- 
Emissionen aus der Gärrestlagerung und Ausbrin- 
gung auf landwirtschaftlichen Flächen gering zu hal- 
ten. Des Weiteren müssen bei der Verwendung von 
Energiepflanzen die Nachhaltigkeitsanforderungen 
im Bezug auf den Biodiversitätsschutz berücksich- 
tigt werden (BMU, 2008d). Ungeachtet der spezifi- 
schen Förderungspolitik sollte die Stromerzeugung 
aus Biomasse also nur dann gefördert werden, wenn 
Mindeststandards der Nachhaltigkeit eingehalten 
werden. Die deutsche und europäische Förderpolitik 
ist entsprechend auszugestalten bzw. internationale 
Bioenergiekooperationen sind darauf auszurichten. 


10.7.5.2 

Effiziente Anlagentechnik in der Strom- und 
Wärmerzeugung 

Um das Potenzial der Bioenergie zur Transforma- 
tion der Energiesysteme für mehr Energieeffizienz 
und Klimaschutz realisieren zu können (Kap. 8.1.1), 
ist die Verbreitung und Anwendung effizienter 
Anlagentechniken von hoher Bedeutung. 

Kraft-Wärme-Kopplung 

Durch die gleichzeitige Erzeugung von Strom und 
Wärme in Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK) wird der verwendete Brennstoff, sei es aus 


fossilen oder erneuerbaren Quellen einschließ- 
lich biogener Energieträger, technisch besonders 
effizient genutzt (hoher Brennstoffnutzungsgrad; 
Kap. 8. 1.2.3). Dadurch eröffnet sich die Möglichkeit, 
eine große Menge fossilen Brennstoffs zu substitu- 
ieren bzw. Emissionen insgesamt einzusparen. Trotz 
ihrer hohen Effizienz sind KWK- Anlagen bisher in 
Industrieländern unzureichend etabliert, ln den EU- 
Mitgliedsländern stellt sich die Verbreitung sehr 
unterschiedlich dar. Faktoren für eine breite Anwen- 
dung sind ein verfügbares Fern- oder Nahwärme- 
netz, Zugriff auf Erdgas als der oftmals bevorzugte 
Brennstoff sowie dazugehörige Transportinfrastruk- 
turen und schließlich ein hinreichender Bedarf für 
Wärme. Auch Markteffekte, wie steigende Brenn- 
stoffpreise und z. T. sinkende Strompreise beein- 
trächtigen die Wettbewerbsfähigkeit von KWK- 
Anlagen. Förderpolitiken in den Mitgliedsstaaten 
werden durch die EU-Richtlinie zu KWK von 2004 
unterstützt und sehen u. a. Zulagen für den Anlagen- 
neubau, Energiesteuer-Abschläge für verwendete 
Energieträger, garantierte Einspeisevergütungen bei 
der Stromerzeugung sowie staatliche Infrastruktu- 
rinvestitionen vor (EEA, 2007b). Auch in Deutsch- 
land wird von diesem Instrumentarium Gebrauch 
gemacht (s. novelliertes KWK-Gesetz). Speziell für 
Biogas hat vor allem die Einspeisevergütung nach 
dem Erneuerbare-Energie-Gesetz (EEG) zu einem 
deutlichen Ausbau von Biogas betriebenen KWK- 
Anlagen geführt (lEA, 2008a). Für künftige Investi- 
tionsanreize und damit für die Wettbewerbsfähigkeit 
von effizienten KWK- Anlagen werden vor allem die 
energie- und klimapolitischen Rahmenbedingungen 
von Bedeutung sein (UBA,2008b). In diesem Zusam- 
menhang begrüßt der WBGU den Vorschlag der EU- 
Kommission, die kostenlose Zertifikatszuteilung im 
Emissionshandelssystem (ETS) zurückzuführen. Um 
die hohe Effizienz von KWK im ETS anzuerkennen, 
sollten, wie derzeit vorgesehen, Freizertifikate zuge- 
teilt bzw. Abschläge bei den Zertifikatspflichten vor- 
gesehen werden (lEA, 2008b). In Sektoren, die nicht 
dem Emissionshandel unterworfen sind, sollten par- 
tielle Steuerbefreiungen fortgesetzt werden. In Län- 
dern ohne Emissionshandel oder C02-Emissionsab- 
gaben, wie in Entwicklungsländern, können Investi- 
tionszulagen oder Output-Subventionen in Abhän- 
gigkeit eines effizienten Stands der Anlagentechnik 
geleistet werden, um KWK zu fördern. 

Gas- und Dampfkraftwerke in der 
Stromerzeugung 

Gas- und Dampfkraftwerke (GuD-Kraftwerke) 
haben die höchsten Stromwandlungswirkungsgrade. 
Sie können außerdem Systemleistungen, wie hoch- 
wertige Regelenergie und eine variable Steuerung 
der Stromerzeugung erbringen, die das Stromnetz 
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stabilisieren und die technische Versorgungssicher- 
heit erhöhen (Kap. 8. 1.2.3). GuD-Kraftwerke werden 
in der Regel großskalig gebaut. Die Vorteile dieser 
Anlagentechnik sind eine hocheffiziente und steuer- 
bare Stromerzeugung sowie ihre Wirtschaftlichkeit, 
ln Industrieländern ist das für die Kraftwerksinves- 
tition notwendig Kapital verfügbar und es herrscht 
weitestgehende Investitionssicherheit. Daher bedarf 
es nach Auffassung des WBGU keiner besonderen 
Förderung dieser Technik. Das Augenmerk sollte 
auf ein konsistentes Emissionshandels- oder -abga- 
bensystem gelenkt werden, wodurch wirksame 
Anreize für die Anwendung effizienter und emissi- 
onsarmer Anlagentechniken, wie bei GuD-Kraft- 
werken, gesetzt werden. Anders ist dies in den Ent- 
wicklungsländern, die keine wirksamen Anreizme- 
chanismen zur Emissionsvermeidung vorsehen, über 
wenig Kapital verfügen und in denen sich potenzielle 
Investoren aufgrund mangelnder Investitionssicher- 
heit zurückhalten. 


10.7.5.3 

Direkte Verbrennung fester Biomasse zur 
Wärmerzeugung in privaten Haushaiten 

Die Direktverbrennung von Biomasse in Kohle- bzw. 
Heizkraftwerken und die Nutzung von Bio- bzw. 
Rohgas bei der kombinierten Strom- und Wärmeer- 
zeugung wird in vielen Ländern bereits gefördert 
und sollte unter Beachtung von Nachhaltigkeitsstan- 
dards vor allem in Ländern mit hohem Kohleanteil 
in der Stromerzeugung fort- bzw. eingeführt werden. 
Die direkte Verbrennung von Biomasse zur Wärme- 
bereitstellung ist hingegen nur teilweise förderungs- 
würdig. Zwar kann die Verwendung fester Bioener- 
gieträger, wie z.B. pelletierte Energiepflanzen oder 
Reststoffe, im Wärmesektor zu signifikanten Treib- 
hausgasminderungen beitragen, indem sie Öl als fos- 
silen Energieträger substituieren (Kap. 7.3), aber 
es zeigt sich, dass Bioenergie und damit auch feste 
Biomasse eine größere Klimaschutzwirkung in der 
Stromerzeugung entfaltet, wenn sie Kohle ersetzt. 
Nach Ansicht des WBGU kann die für Haushalte 
erforderliche Wärme am effizientesten in Kom- 
bination mit der Stromerzeugung in Form von 
Abwärme aus der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK; 
Kap. 10.7.5.2) sowie langfristig mit aus regenerati- 
vem Strom betriebenen Wärmepumpen unter Nut- 
zung von Umgebungswärme erzeugt werden. Aller- 
dings dürfte es u.a. wegen der hohen erforderlichen 
Infrastrukturinvestitionen besonders im ländlichen 
Raum relativ lange dauern, bis KWK einen großen 
Anteil des Wärmebedarfs deckt und noch länger, bis 
regenerativ betriebene Wärmepumpen die Regel 
sind, wobei bisher besonders die Umstellung auf eine 


umfängliche regenerative Stromerzeugung ein Pro- 
blem darstellt. Somit kann die Nutzung von Holz-, 
Hackschnitzel- und Pelletheizungen eher als zweit- 
beste Lösung für den Übergang eingestuft werden, 
die vor allem dort sinnvoll ist, wo nicht mit dem Aus- 
bau von Nah- und Fernwärmenetzen zu rechnen ist 
(Kap. 8.1. 1.1 und 8.1.1.2). 

Gerade im Bereich der privaten Haushalte und 
auch in öffentlichen Einrichtungen kann eine Über- 
gangsförderung sinnvoll werden, da nicht damit 
gerechnet werden kann, dass eine zügige Substitution 
von fossilen auf biogene Brennstoffe stattfindet. Oft- 
mals setzen Haushalte nicht die effizientesten Tech- 
nologien ein, wodurch sowohl vorhandene Treib- 
hausgasminderungspotenziale als auch wirtschaft- 
liche Einsparpotenziale nicht ausgeschöpft werden. 
Gründe sind u.a. die im Wärmebereich besonders 
ausgeprägten Beharrungswiderstände auch gegen- 
über wirtschaftlich lohnenden Technologien. Hohe, 
aber langfristig wirtschaftliche Investitionen erschei- 
nen Gebäudeeigentümern oft unattraktiv. Gründe 
sind Finanzierungsprobleme sowie eine allgemeine 
Minderschätzung künftiger Ersparnisse gegenüber 
heutigen, vor allem, wenn im Mieter- Vermieter- Ver- 
hältnis die Investitionen vordergründig dem Mieter 
zugute kommen (Levine et al., 2007; Schleich und 
Gruber, 2008). In diesem Bereich kann folglich für 
eine Übergangszeit von ca. 10-15 Jahren eine Förde- 
rung in Form von Subventionen sinnvoll sein, etwa 
verbilligte Darlehen oder andere Investitionszulagen 
für Haushalte und Unternehmen bei der Umstellung 
auf das Heizen mit Biomasse (Levine et al., 2007; 
BMU, 2008c). Angesichts der Beharrungsproblema- 
tik findet darüber hinaus das Ordnungsrecht Anwen- 
dung. So sind z.B. in Deutschland Gebäudeeigentü- 
mer bei Neubauten verpflichtet, den Wärmebedarf 
anteilig aus erneuerbaren Energien zu decken. 

Bei einer derartigen Förderpolitik empfiehlt es 
sich, die Förderungen auf das Heizen mit Pellets 
zu konzentrieren. Nachteilig ist jedoch, dass bei der 
Anlagenförderung keine differenzierte Förderung 
nach Energiepflanzen oder Abfall- und Reststof- 
fen möglich ist. Soweit die Staaten noch keine stren- 
gen Emissionsauflagen erlassen und durchgesetzt 
haben, sind solche parallel zur Förderung erforder- 
lich, da die Verfeuerung andernfalls zu steigenden 
Schadstoff- und Feinstaubemissionen führt. Auch für 
Schwellen- und Entwicklungsländer sind Fördermaß- 
nahmen einschließlich Emissionsvorschriften geeig- 
net, besonders in Bezug auf wohlhabendere städti- 
sche Haushalte, wenngleich es in diesen Ländern vor 
allem um die Effizienzsteigerung traditioneller Bio- 
massenutzung im ländlichen Raum und in Bezug auf 
ärmere Haushalte gehen muss (Kap. 10.8.2). 
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10 . 7.6 

Förderung von Bioenergie in der Endnutzung 

Neben der beschriebenen Förderung von Anbau- 
systemen und Konversionstechnologien werden in 
der Praxis bestimmte Formen der Energieendnut- 
zung mehr oder weniger vorgeschrieben. Vor allem 
mit Flilfe von Quoten wird bestimmt, dass die Ener- 
gieverbraucher oder Energieanbieter einen Mindest- 
anteil ihrer Energienutzung bzw. ihres Angebots mit 
biogenen Energieträgern decken müssen. Beimi- 
schungsquoten für Kraftstoffe sind das klassische 
Beispiel, das in vielen Industrie- und Schwellenlän- 
dern zur Anwendung kommt (Kap. 4.1.2). So soll 
z.B. in Deutschland laut Gesetzentwurf über Bei- 
mischungsquoten für Diesel und Ottokraftstoffe 
erreicht werden, dass Biokraftstoffe 2009 5,25 % und 
ab 2010 6,25 % am Energiegehalt des gesamten Kraft- 
stoffverbrauchs ausmachen (BMU,2008f). Ausgangs- 
punkt hierfür ist vor allem das von der EU geplante 
Ziel, bis 2020 einen Anteil von 10% Biokraftstof- 
fen am Kraftstoffverbrauch zu erreichen (EU-Kom- 
mission 2008a), wobei aktuell diskutiert wird, eher 
Verpflichtungen in Richtung eines 10 %igen Anteils 
erneuerbarer Energien am Energieaufwand im Stra- 
ßenverkehr zu fordern. Gemäß Forderungen des 
Europäischen Parlaments sollten dann 40% aus 
anderen Energiequellen als flüssige Biokraftstoffe 
der 1. Generation kommen sollen (z.B. Nutzung von 
Wasserstoff oder Elektrizität für die Automobili- 
tät oder Biokraftstoffe der 2. Generation aus Rest- 
stoffen; EU-Parlament, 2008; Kasten 4.1-3). Demge- 
genüber gibt es „weiche“ Zielquoten im Sinne von 
Ausbauzielen, die sich nationale Regierungen set- 
zen. Solche Zielquoten sind z.B. im Bereich der Bio- 
methannutzung definiert (Kap. 10.7.5.1). So verfolgt 
die Bundesregierung mit der Förderung der Netz- 
einspeisung von Biomethan das Ziel, bis 2020 jähr- 
lich 6Mrd. m^ Biomethan und bis 2030 jährlich 10 
Mrd. m^ Biomethan in das deutsche Erdgasnetz ein- 
zuspeisen. Letztere entsprechen etwa 10 % des heu- 
tigen nationalen Erdgasverbrauchs. Derartige bio- 
energiespezifischen Ausbauziele der Politik setzen 
Signale für die Marktakteure, ohne dass diese durch 
starre Verwendungsquoten in ihren (Investitions-) 
Entscheidungen direkt eingeschränkt werden. Dar- 
über hinaus wird der Bioenergieeinsatz durch allge- 
meine Ausbauziele für erneuerbare Energien beein- 
flusst, die in vielen Ländern verabschiedet oder 
geplant sind. Zum Beispiel gibt es in der EU Pläne, 
bis 2020 20% des Endenergiebedarfs durch erneu- 
erbare Energien zu decken (EU-Kommission, 2008a; 
Kasten 4.1-3) Solche Ausbauziele sehen eine größere 
Flexibilität in der Auswahl der erneuerbaren Ener- 
gieform vor und erlauben so eher effiziente Investi- 
tionsentscheidungen als enge sektorspezifische Bio- 


energieverwendungsquoten wie bei Kraftstoffen 
(Egenhofer, 2007). 

Derartige starre Quoten führen nicht nur zu 
einer engeren Investitionslenkung, sie induzieren 
auch eine dauerhafte hohe Nachfrage nach bioge- 
nen Energieträgern durch die Marktteilnehmer, 
ohne dass die relativen Knappheiten auf den Bio- 
massemärkten sowie die Verstärkung von Landnut- 
zungskonkurrenzen hinreichend berücksichtigt wer- 
den. Zusätzliche Ineffizienzen entstehen, indem die 
Verwendung der Bioenergie - nämlich Wandlung in 
einen flüssigen Biokraftstoff und seine Verwendung 
in Kraftfahrzeugen - gesetzlich vorgeschrieben wird, 
unabhängig davon, dass andere Bioenergienutzungs- 
pfade wirtschaftlicher sein und Treibhausgasemissi- 
onen zu geringeren Kosten vermieden werden kön- 
nen (Kap. 7). Schließlich fördert eine Beimischungs- 
quote technologische Pfadabhängigkeiten im Kraft- 
fahrzeugbereich, da durch diese Förderung u.a. 
Infrastrukturen für die weniger effizienten Verbren- 
nungsmotoren verstetigt werden. Dies hat zur Konse- 
quenz, dass sich Barrieren verfestigen, die einen mit- 
telfristig angezeigten Umstieg auf die Elektromobili- 
tät verzögern. Dieses Beispiel illustriert, wie politisch 
vergleichsweise starre und eingriffsintensive Vorga- 
ben unbeabsichtigterweise zu umweit- und klimapo- 
litisch wenig effektiven Ergebnissen führen, Ineffizi- 
enzen begünstigen und unerwünschte Fernwirkun- 
gen, etwa auf die Nahrungsmittelpreise, herbeifüh- 
ren können (Kulessa, 2007). 

Aus den genannten Gründen lässt sich nach 
Ansicht des WBGU die Förderung flüssiger Bio- 
kraftstoffe für den Verkehr in Industrieländern 
unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten nicht recht- 
fertigen. Der WBGU empfiehlt deshalb den raschen 
Ausstieg aus der Förderung von Biokraftstoffen in 
Industrieländern. Insbesondere in den EU-Staaten 
sollten derzeitige Beimischungsquoten nicht weiter 
erhöht und innerhalb der nächsten drei bis vier Jahre 
ganz zurückgenommen werden. In der EU sollte 
dies jedoch nicht dazu führen, dass die Automobil- 
wirtschaft aus ihrer Pflicht zum Klimaschutz entlas- 
sen wird. Bei einem Wegfall der Beimischungsquoten 
müssen die vereinbarten spezifischen Emissionsmin- 
derungen auf anderen Wegen erreicht werden. 

Die Produktion und Nutzung von flüssigen Bio- 
kraftstoffen lässt sich in Entwicklungsländern ange- 
sichts der großen Armut der ländlichen Bevölkerung, 
der weit verbreiteten Energiearmut, deutlich schlech- 
teren Ausgangsbedingungen für den raschen Über- 
gang zur Elektromobilität und der teils chronischen 
Devisenknappheit besser begründen als in Industrie- 
ländern. In einigen Entwicklungs- und Schwellen- 
ländern lässt sich daher unter bestimmten Voraus- 
setzungen der Ausbau der Biokraftstoffproduktion 
für den regionalen Verbrauch für eine Übergangs- 



Drucksache 17/2272 


-296- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


zeit rechtfertigen, wenngleich auch hier Subventio- 
nen aus Effizienz-, Umwelt- und sozialen Aspekten 
kritisch zu sehen sind. 

Förderung von Elektromobilität anstelle 
VON Biokraftstoffquoten 

Die Elektrifizierung des motorisierten Individualver- 
kehrs ist als Baustein im Gesamtkonzept von refor- 
mierten Energiesystemen zu sehen (Kap. 8.1 und 9.2). 
Da derzeit viele Staaten jedoch auf flüssige Biokraft- 
stoffe setzen, um die Abhängigkeit von Erdöl oder 
verkehrsbedingte Treibhausgasemissionen zu min- 
dern, besteht ein mittelbarer Zusammenhang zwi- 
schen Förderung der Elektromobilität und Bioener- 
giepolitik. Würden flächendeckend Fahrzeuge mit 
Verbrennungsmotoren durch sog. Plug-in-Hybrid- 
fahrzeuge oder batteriebetriebene Elektrofahrzeuge 
ersetzt werden, dann würde die Nachfrage nach Bio- 
kraftstoffen aus Energiepflanzen sinken und das 
Bioenergiepotenzial ließe sich effizienter und fle- 
xibler nutzen. Dafür ist es entscheidend, die Vor- 
aussetzungen für die Verbreitung von Elektrofahr- 
zeugen deutlich zu verbessern: Gegenwärtig haben 
Plug-in-Hybridfahrzeuge, die beide Antriebsarten 
Verbrennungs- und Elektromotor in sich vereinen, 
sehr geringe Marktanteile und werden fast nur in 
Industriestaaten gefahren. Sowohl Plug-in-Hybrid- 
als auch reine Elektrofahrzeuge können - ans Netz 
angeschlossen - auch einen Energiespeicher dar- 
stellen, der Ausgleichsenergie für die Stabilisierung 
der elektrischen Netze zur Verfügung stellen kann. 
Beide Technologien sind bislang jedoch noch im Sta- 
dium innerstädtischer Demonstrationsprojekte. Für 
die Klimabilanz von Elektromobilität ist vor allem 
die Zusammensetzung der verwendeten elektrischen 
Energie nach Energiequellen von Bedeutung: Elek- 
tromobilität kann dann einen signifikanten Beitrag 
zum Klimaschutz leisten, wenn die verwendete elek- 
trische Energie nicht vorrangig aus fossilen Energien 
erzeugt wird, sondern aus regenerativen Energien 
(Kap. 8.1; WI-IFEU, 2007). Ebenso ist die Ökobilanz 
der Batterien relevant (BMU, 2008a). 

Eine aktive Förderung der Elektromobilität von 
Seiten des Staates kann durch bislang nicht reali- 
sierte Lerneffekte in der Entwicklung der Batte- 
rie- und Fahrzeugtechnologie begründet werden. 
In Deutschland fördert z.B. die Bundesregierung 
ein Industriekonsortium bei der Verbesserung von 
Lithium-Ionen Batterien. Zwar kann der kostenin- 
tensive Aufbau der Anschlussmöglichkeiten für die 
Plug-in-Hybrid-Technologie und reine Elektrofahr- 
zeuge an das Stromnetz die Marktentwicklung dieser 
Technologien beschränken, aber der Aufwand ist viel 
geringer einzuschätzen als bei anderen Zukunftsop- 
tionen wie etwa der Wasserstoffwirtschaft, da die 
Grundstruktur der Energieversorgung, das elektri- 


sche Netz, bereits vorhanden ist. In verschiedenen 
Industrieländern führt die Automobilindustrie, zum 
Teil in Kooperation mit Energieunternehmen, seit 
längerem Flottenversuche zur Elektromobilität in 
Ballungszentren durch (Haines und Skinner, 2005) - 
häufig unter staatlicher Mitwirkung. Auch die Bun- 
desregierung beabsichtigt derzeit, einen Flotten- 
versuch eines deutschen Industriekonsortiums zur 
Plug-in-Hybrid-Technologie finanziell zu fördern. In 
der Anschubphase können Infrastruktursubventio- 
nen die Verbreitung von Elektrofahrzeugen spürbar 
erleichtern. Die Nachfrage nach Elektro- bzw. Hyb- 
ridfahrzeugen lässt sich darüber hinaus steuerlich 
anregen, insbesondere durch unterschiedlich hohe 
Abgaben auf fossile Brennstoffe gegenüber Strom, 
aber auch Vergünstigungen bei der Kfz-Steuer oder 
Mautgebühren. Darüber hinaus schaffen nationale 
Entwicklungspläne zur Elektromobilität, wie von 
der Bundesregierung angekündigt, Transparenz und 
Planungssicherheit für Wirtschaft und Verbraucher 
(BMU, 2008b) 

Gerade in Entwicklungs- und Schwellenländern 
bedarf es angesichts der geringen Kaufkraft jedoch 
erheblicher Preissenkungen, um Elektro-Pkw zum 
Durchbruch zu verhelfen. Da in diesen Ländern die 
Mittel für ausreichende Preissubventionen fehlen, ist 
neben Pilotprojekten vor allem eine rasche Verbrei- 
tung der Technologien in Industrieländern wichtig, 
damit im Zuge von Lern- und Skaleneffekten Elek- 
tro- bzw. Hybridfahrzeuge mittel- bis langfristig in 
Entwicklungs- und Schwellenländern zu erschwing- 
lichen Preisen angeboren werden können. 


10.7.7 

Internationale Initiativen und Institutionen zur 
Förderung nachhaltiger Bioenergie 

Eine globale Energiewende erfordert den nachhal- 
tigen Ausbau erneuerbarer Energien weltweit, ein- 
schließlich der Bioenergie (Kap. 2; WBGU, 2003a). 
Zwar gibt es ein breites Spektrum internationaler 
Institutionen zur Förderung erneuerbarer Energien, 
die einzelne Förderaspekte als Teil ihrer Aufgaben 
sehen. Hierzu gehören z.B. die Renewable Energy 
and Energy Efficiency Partnership (REEEP), das 
Renewable Energy Policy Network (REN21) sowie 
UN-Organisationen wie UNEP und UNDP (Pfahl et 
al., 2005; WBGU, 2004b). Jedoch konnten die vorhan- 
denen Institutionen bislang kein koordiniertes Vor- 
gehen zur Förderung von erneuerbaren Energien 
durch Politikberatung und Technologietransfer aus 
einer Hand leisten. 
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10.7.7.1 

Internationale Agentur für Erneuerbare Energien 

Um diesen Mangel zu beheben, gab es zuletzt - 
auf maßgebliche Initiative der Bundesregierung 
hin - Bestrebungen, eine eigenständige internatio- 
nale Organisation neu zu gründen, die diese Funk- 
tionen effektiv wahrnimmt. Anfang 2009 soll die In- 
ternational Renewable Energy Agency (IRENA) 
gegründet werden. Diese spezialisierte Agentur wird 
zunächst von einer größeren Gruppe von Industrie- 
und Entwicklungsländern getragen. Weiteren Staa- 
ten steht die Mitgliedschaft offen (FES, 2007). In 
ihrer Funktion als „Kompetenzzentrum“ entfaltet 
die IRENA ihre Vorteile dadurch, dass Leistungen 
für Regierungen, wie Politikberatung, Technologie- 
transfer und Kompetenzaufbau, aufgrund der Koor- 
dination gezielter und kosteneffizienter durchge- 
führt werden können. Dadurch werden die Transpa- 
renz erhöht, Abstimmungen verbessert und Doppel- 
förderungen vermieden (Pfahl et al., 2005; IRENA, 
2008). 

Eine Bündelung und Stärkung internationa- 
ler energiepolitischer Institutionen durch eine neu 
gegründete Organisation entspricht den Vorstel- 
lungen des WBGU. Das vom WBGU (2003a) ent- 
wickelte Modell einer Internationalen Agentur für 
nachhaltige Energie betont jedoch, dass neben der 
Förderung erneuerbarer Energien die Energiesys- 
teme in ihrer Gesamtheit in den Prozess einbezogen 
werden müssen. Auch die Energienachfrage sowie 
spezielle Bedürfnisse von Entwicklungsländern müs- 
sen berücksichtigt werden. Die IRENA sollte insge- 
samt in die Lage versetzt werden, Energie-, Umwelt- 
und Entwicklungsfragen integriert zu bearbeiten. 
Idealerweise sollte sie eine Rolle in der Einberufung 
und Durchführung der vom WBGU vorgeschlagenen 
International Conference on Sustainable Bioenergy 
einnehmen (Kap. 10.7.7.2). Die Ergebnisse der Kon- 
ferenz sollten wiederum in die Beratungs- und Trans- 
ferleistungen der IRENA zur Bioenergie eingehen. 
Die beschriebenen Energie-Entwicklungspfade 
(Kap. 8) und Fördergrundsätze für eine nachhaltige 
Bioenergie (Kap. 10.7.3 bis 10.7.5) bieten eine gute 
Orientierungshilfe für bioenergiespezifische Bera- 
tungs- und Förderleistungen. 


10.7.7.2 

International Conference on Sustainable 
Bioenergy 

Die aktuellen nationalen Förderpolitiken zur ener- 
getischen Nutzung von Biomasse in den Industrie-, 
Schwellen- und Entwicklungsländern (Kap. 4.1.2) 
demonstrieren das wachsende Interesse an Bioener- 


gie. Hinzu kommen Sondierungsprozesse und Pro- 
jekte, die durch Partnerschaften wie GBEP, Netz- 
werke und internationale Organisationen, wie der 
FAO oder der lEA initiiert wurden. Diesen Politik- 
maßnahmen und Prozessen zur Förderung der Bio- 
energie liegen unterschiedliche, zum Teil offensicht- 
lich unvollständige Einschätzungen über die Chan- 
cen und Risiken der Bioenergie zugrunde. In der 
Konsequenz gibt es bisher keinen hinreichenden glo- 
balen Konsens über angemessene Normen für Pro- 
duktion und Nutzung unterschiedlicher Formen der 
Bioenergie. Angesichts zunehmender Biomassehan- 
delsströme und wachsenden Ansprüchen an die 
Landnutzung scheint es unabdingbar, die internatio- 
nale Aufmerksamkeit für die Wechselwirkungen zwi- 
schen Bioenergie und nachhaltiger Entwicklung zu 
schärfen sowie auf eine Konsensbildung unter den 
Akteuren hinzuarbeiten. 

Zu diesem Zweck könnte nach dem Vorbild der 
renewables 2004 eine International Conference on 
Sustainable Bioenergy (ICSB) initiiert werden, die 
als Forum für einen länder- und sektorübergreifen- 
den Dialog und eine mögliche Zusammenarbeit der 
beteiligten Akteure in der Agrar-, Energie- und Ent- 
wicklungspolitik dient. Sie sollte u.a. Raum für den 
Informationsaustausch über beispielgebende Anwen- 
dungen (best practices) und für die Verabschiedung 
von Empfehlungen zu Zielen der Bioenergienut- 
zung bieten. Konkret könnten z.B. Impulse für Ver- 
einbarungen zu Fördermaßnahmen (z.B. Subventi- 
onen) und Wettbewerbs- und Nachhaltigkeitsanfor- 
derungen erörtert werden. Des Weiteren könnte ein 
Aktionsprogramm, in dem Regierungen ihre freiwil- 
ligen Maßnahmen auf nationaler oder internationa- 
ler Ebene einstellen, sowie (Rahmen-)Vereinbarun- 
gen über (bilaterale) Partnerschaften zu Bioener- 
gietechnologien Teil der Konferenz sein (Kap. 10.8; 
WBGU, 2003a, 2004b; Pfahl et al., 2005). Gegebenen- 
falls könnte die Konferenz den Ausgangspunkt eines 
längerfristigen Folgeprozesses zur nachhaltigen Bio- 
energienutzung bilden. Angesichts der Dynamik der 
Bioenergienutzung und des enormen Handlungs- 
drucks sollte eine teilnehmerstarke ICSB in jedem 
Fall zeitnah einberufen werden. Ein Engagement der 
Bundesregierung in diese Richtung wäre zu begrü- 
ßen. 


10.7.7.3 

Multilaterales Energiesubventionsabkommen 

Die Subventionierung unterschiedlicher Energie- 
formen ist Teil der nationalen Energiestrategien, 
die eine adäquate und sichere Energieversorgung 
zu angemessenen Preisen anstreben und gleich- 
zeitig umweit- und klimaschädigende Effekte ver- 
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meiden sollen (lEA, 2006b). Eine genaue quantita- 
tive Ermittlung der weltweiten Energiesubventio- 
nen ist aufgrund unterschiedlicher Abgrenzungen 
und Berechnungsmethodiken schwierig. Verschie- 
dene Schätzungen gehen von Subventionen in Höhe 
von 240 bis über 300 Mrd. US-$ aus. Es dominiert 
die Subventionierung fossiler Energieträger gegen- 
über erneuerbaren Energien und der Kernenergie 
(lEA, 2006b; Morgan, 2007). Bioenergiespezifisch 
werden in den Industrieländern relativ hohe Subven- 
tionen zu Gunsten von Produzenten von Biokraft- 
stoffen geleistet. Nach Steenblik (zitiert in OECD, 
2008) betrug die staatliche Förderung hierfür im Jahr 
2006 in den USA, der EU und Australien zusammen 
llMrd.US-$ (Kap. 4.1.2). 

Angesichts der klimapolitischen Herausforderun- 
gen und der sich abzeichnenden Wirtschaftlichkeit 
verschiedener erneuerbarer Energien ist es wenig 
effektiv, wenn nach wie vor der Großteil der Ener- 
giesubventionen im Bereich fossiler Energien geleis- 
tet wird. Der WBGU hat an anderer Stelle bereits 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, Energiesub- 
ventionen weltweit umzuschichten bzw. abzubauen 
(WBGU, 2003a). In Bezug auf die Förderung nach- 
haltiger Bioenergie gilt, dass eine Förderung der fos- 
silen Energien erwünschte Bioenergienutzungspfade 
konterkarieren könnte, oder eben zusätzliche För- 
dermittel erforderlich machen könnte, um den Sub- 
ventionsvorteil fossiler Energieträger zu kompen- 
sieren. Um dies zu verhindern, sollten Subventionen 
für fossile Energien, aber auch für nicht nachhaltige 
Nutzungspfade der Bioenergie (Kap. 10.7.3) abge- 
baut werden. Um Verzerrungen durch internationale 
Subventionsunterschiede zu vermeiden, empfiehlt 
der WBGU, ein Multilaterales Energiesubventions- 
abkommen (MESA) anzustoßen, das den Abbau 
umweltschädlicher Energiesubventionen vorsieht 
und global gültige Subventionsprinzipien aufstellt. 
Es sollte den schrittweisen Abbau der Subventio- 
nen für fossile und nukleare Energien sowie die Sub- 
ventionierung erneuerbarer Energien und effizienter 
Energietechnologien regeln. Um die Realisierungs- 
chancen zu erhöhen, könnte ein solches Abkommen 
zunächst möglicherweise plurilateral ausgerichtet 
sein, indem vor allem die wichtigsten Energieerzeu- 
ger und -Verbraucher, z.B. die Ölstaaten, und Russ- 
land sowie OECD-Länder und die Schwellenländer 
eingebunden werden. Langfristig könnte ein multi- 
lateraler Rahmen und eine Ansiedlung im WTO- 
Regelwerk angestrebt werden (WBGU, 2003a). 


10 . 7.8 

Folgerungen 

Förderpolitiken im Bereich der Bioenergie - sei es 
der Anbau von Energiepflanzen oder die Erzeugung 
und Nutzung - müssen behutsam eingesetzt werden, 
damit die vorhandenen Chancen der Bioenergie für 
ein nachhaltiges Energiesystem besser genutzt, aber 
zugleich die erheblichen Gefahren eines nicht nach- 
haltigen Ausbaus vermieden werden. Dies bedeu- 
tet, dass idealerweise nur Energieträger zum Einsatz 
kommen sollten, die dem WBGU-Mindeststandard 
der Nachhaltigkeit genügen. Der erste unabdingbare 
Schritt besteht indes darin, zumindest jegliche Förde- 
rung von Bioenergie einzustellen, die dem Mindest- 
standard widerspricht. Damit sich innerhalb dieses 
Rahmens die Nutzungspfade durchsetzen, die unter 
Klima- und Umweltgesichtspunkten am vorteilhaf- 
testen sind, muss die Klima- und Umweltpolitik so 
ausgerichtet sein, dass alle Emissionen erfasst und 
zugerechnet und externe Kosten möglichst umfas- 
send internalisiert sind. Da dieser Zustand sowohl 
global als auch in einzelnen Ländern bei weitem nicht 
erreicht ist, erscheint eine zusätzliche Förderung der 
Bioenergie gerechtfertigt. Als weitere Begründun- 
gen kommen entwicklungspolitische Aspekte wie 
die Beseitigung von Energiearmut, Markteinfüh- 
rungsschwierigkeiten aufgrund von Beharrungswi- 
derständen bei der Anwendung neuer Technolo- 
gien und perspektivisch Lernkurveneffekte ebenso 
hinzu wie positive externe Effekte etwa beim Anbau 
mehrjähriger Energiepflanzen auf degradierten Flä- 
chen. Grundsätzlich sind schlanke Förderpolitiken 
zu bevorzugen, d.h. zum einen, dass an möglichst 
wenig, dafür aber großen Hebeln angesetzt wird, und 
dass zum anderen Instrumente mit möglichst gerin- 
ger Eingriffsintensität gewählt werden. Die Förde- 
rung der Einspeisung von Biomethan ohne Verwen- 
dungsauflagen ist ein Beispiel, die Abschaffung von 
verbindlichen Beimischungsquoten für Kraftstoffe 
ein anderes. Auf internationaler Ebene spricht die- 
ser Ansatz zum einen für vielfältige Technologieko- 
operationen und zum anderen für einen koordinier- 
ten Abbau von Energiesubventionen, einschließlich 
zumindest derjenigen Bioenergiesubventionen, die 
nicht nachhaltige Entwicklungen befördern. 


10.8 

Bioenergie und Entwickiungszusammenarbeit 

Viele Entwicklungsländer setzen große Hoffnun- 
gen in einen internationalen Bioenergieboom. Tat- 
sächlich bieten Produktion und Nutzung moderner 
Bioenergie Entwicklungsländern eine Reihe von 
Chancen. Daneben birgt die Bioenergie aber auch 
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gewichtige Risiken, die angesichts der hohen und 
von einer anfänglich weltweiten Bioenergieeuphorie 
geschürten Erwartungen, leicht übersehen werden. 
Diese werden vor allem in der Produktion von Bio- 
kraftstoffen für den überregionalen Bedarf und die 
Exportwirtschaft sichtbar, wo kurzsichtige Investiti- 
onen neue Abhängigkeiten schaffen können und die 
für eine nachhaltige Entwicklung notwendigen Vor- 
aussetzungen nicht oder nur unzureichend berück- 
sichtigt werden (Kap. 8; Kasten 8.2.3). Der Fokus der 
aktuellen Diskussion auf flüssige Biokraftstoffe für 
den Verkehrssektor verstellt außerdem den Blick auf 
die Gesamtpotenziale der energetischen Nutzung 
von Biomasse in Entwicklungsländern, z.B. durch 
Effizienzsteigerung der traditionellen Biomassenut- 
zung und der Nutzung von Bioenergie zur Strom- 
und Wärmeerzeugung. Aus entwicklungspolitischer 
Perspektive sind daher die Chancen und Risiken der 
Bioenergie und insbesondere der großskaligen Pro- 
duktion von Energiepflanzen vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher länderspezifischer Vorraussetzun- 
gen und energetischer Bedürfnisse von Entwick- 
lungs- und Schwellenländern sorgsam abzuwägen 
und mit geeigneten Förderstrategien in der Entwick- 
lungszusammenarbeit abzustimmen. 

Um die mit Bioenergie verknüpften Chancen rea- 
lisieren zu können und negative Auswirkungen, wie 
insbesondere eine Gefährdung der Ernährungssi- 
cherheit durch die Umwandlung von Ackerflächen 
und die steigende Abhängigkeit der Nahrungsmit- 
tel- von den Energiepreisen, zu vermeiden, ist ein 
hohes Maß an staatlicher Steuerungs- und Regu- 
lierungskompetenz erforderlich, das weit über den 
Bereich der engeren Bioenergiepolitik hinausweist 
(Kap. 10.2-10.6). Auf nationaler Ebene sind funk- 
tionsfähige staatliche Strukturen, gute Regierungs- 
führung, eine partizipative Landnutzungsplanung 
und gerechte Landverteilungsmechanismen sowie 
die Gewährleistung der Ernährungssicherheit Vor- 
aussetzungen für eine entwicklungswirksame Bio- 
energiepolitik. In vielen Entwicklungsländern sind 
diese Voraussetzungen nicht gegeben. Wo dies aber 
der Fall ist oder absehbar geeignete Voraussetzun- 
gen geschaffen werden können, bestehen durch- 
aus Potenziale zum nachhaltigen Anbau von Ener- 
giepflanzen (Kap. 6.7). In diesem Sinne sind länder- 
spezifische Bioenergiestrategien zu entwickeln, die 
sicherstehen, dass Entwicklungspotenziale so aus- 
geschöpft werden können, dass die mit der Bioener- 
gieproduktion verbundenen Risiken vermieden oder 
zumindest deutlich verringert und ihre Chancen zur 
Überwindung der Energiearmut nachhaltig genutzt 
werden. 

Für die globale Entwicklungspolitik und ihre 
multi- und bilateralen Akteure ist Bioenergie kein 
grundsätzlich neues Thema. So werden die traditio- 


nelle Nutzung von Bioenergie und Effizienzverbes- 
serungen in diesem Bereich schon seit Jahren als Ele- 
ment zur Überwindung von Energiearmut diskutiert. 
Teilweise wird dies auch in Programmen zur Förde- 
rung erneuerbarer Energien berücksichtigt, zumeist 
jedoch mit geringer Priorität. Biokraftstoffen wird 
hingegen in der aktuellen Diskussion große Bedeu- 
tung beigemessen, wobei es erkennbar noch an klar 
definierten Positionen und kohärenten operativen 
Strategien mangelt. Dies gilt nicht zuletzt für eine 
sektorübergreifende Abstimmung der internatio- 
nalen Zusammenarbeit in den Bereichen Bioenergie, 
Ernährungssicherung, ländliche Entwicklung und Kli- 
maschutz. Stattdessen wurde eine Vielzahl von Initi- 
ativen und Politikprozessen angestoßen, die ein von 
Unsicherheit geprägtes und zum Teil widersprüchli- 
ches Bild ergeben, wie der nachfolgende Überblick 
über die einschlägigen internationalen Institutionen 
und Akteure verdeutlicht (Kap. 10.8.1). 

Der WBGU stellt diesem Panorama der inter- 
nationalen Entwicklungszusammenarbeit im Bio- 
energiesektor die nach seiner Auffassung zentra- 
len Elemente nachhaltiger Bioenergiestrategien 
für Entwicklungsländer gegenüber und leitet dar- 
aus Schlussfolgerungen für eine aktive Förderpo- 
litik ab (Kap. 10.8.2 und 10.8.3). Damit blickt der 
WBGU über die auf Biokraftstoffe verengte inter- 
nationale Debatte hinaus und betont die je nach Nut- 
zungspfad unterschiedliche Eignung von Bioenergie 
zur klimafreundlichen Bekämpfung der Energiear- 
mut durch die Bereitstellung von Strom, Wärme und 
Mobilität. 


10.8.1 

Aktuelle Bioenergieaktivitäten in der 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit 

Eine kohärente und nachhaltige globale Bioenergie- 
politik bedarf einer intelligenten Verknüpfung der 
internationalen Energiepolitik mit anderen Politik- 
bereichen - insbesondere der internationalen Agrar-, 
Umwelt- und Handelspolitik - über unterschiedliche 
Handlungsebenen hinweg. Dies erfordert eine effek- 
tive und gut koordinierte institutionelle Architek- 
tur, wie sie bislang bestenfalls in Ansätzen existiert. 
Nachfolgend werden die Aktivitäten der aus ent- 
wicklungspolitischer Perspektive wichtigsten multi- 
lateralen Akteure skizziert und mit einem Blick auf 
die spezifischen Beiträge der europäischen und deut- 
schen Entwicklungszusammenarbeit ergänzt. 
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10.8.1.1 

Weltbankgruppe und Regionale 
Entwicklungsbanken 

Die Weltbankgruppe 

Die Förderung von Bioenergie ist ein Teilbereich der 
Projekte und Programme der Weltbank (IBRD und 
IDA) im Bereich erneuerbarer Energien und Ener- 
gieeffizienz. Einen weit größeren Anteil haben die 
Förderung von Solarenergie, Wind- und Wasserkraft 
sowie die Effizienzerhöhung bei der Nutzung kon- 
ventioneller Energieformen (IBRD, 2007). Konkret 
gefördert wird Bioenergie bislang nur in kleinska- 
ligen Projekten, die der Bekämpfung von Energie- 
armut in Entwicklungsländern dienen (z.B. Burkina 
Faso Energy Access Project für nachhaltiges Brenn- 
holzmanagement). Ein weiteres aktuelles Beispiel ist 
die zusätzliche Finanzierung von 35 Mio. US-$ zur 
Unterstützung des Flousehold Energy and Universal 
Access Projekts in Mali, das sowohl zum Aufbau von 
Kapazitäten, dem Ausbau der ländlichen Elektrifizie- 
rung sowie zum kommunalen Waldmanagement und 
zu Energieeffizienzinitiativen bei der Nutzung von 
Flaushaltsenergie beiträgt (World Bank, 2008a, b). 
Flier sollte geprüft werden, welchen Beitrag das Pro- 
jekt bezüglich einer Bioenergiekomponente eines 
nachhaltigen nationalen Energiesystems in Mali leis- 
ten kann. Im Geschäftsjahr 2008 hat sich die Finan- 
zierung der Weltbank für erneuerbare Energien und 
Energieeffizienz, teilweise kofinanziert durch die 
GEF, insgesamt gegenüber dem Vorjahr fast verdop- 
pelt. Es wurden insgesamt 1,4 Mrd. US-$ ausgegeben, 
davon 476 Mio. US-$ für Projekte im Bereich erneu- 
erbarer Energien (Zabarenko, 2008). 

Die Weltbankgruppe verhält sich bei den Biokraft- 
stoffen aufgrund der aktuellen Debatte im Flinblick 
auf Umweltverträglichkeit, Konkurrenz zur Nah- 
rungsmittelproduktion und die damit verbundenen 
Unsicherheiten eher zurückhaltend (World Bank, 
2008e). Die Strategiefindung der Weltbank bezüglich 
der Förderung von Bioenergie ist noch nicht abge- 
schlossen. Diese Unsicherheit spiegelt sich im Deve- 
lopment Committee (ein gemeinsamer Ministeraus- 
schuss von Weltbank und IWF) wider; Während z.B. 
Indien die Verschiebung der Agrarproduktion von 
Nahrungsmitteln hin zu Biokraftstoffen scharf kriti- 
siert („bad policy and worse economics“), betrach- 
tet Brasilien Biokraftstoffe als große Entwicklungs- 
chance. Bundesministerin Wiezoreck-Zeul forderte 
als deutsches Mitglied im Development Committee 
von Weltbank und IWF ein Moratorium auf die Bei- 
mischung von Biokraftstoffen, bis die Auswirkungen 
auf die Nahrungsmittelproduktion besser analysiert 
sind. Einigkeit besteht darin, die spezifische Rolle 
von Biokraftstoffen in Entwicklungsprozessen kri- 


tisch zu prüfen. Dazu will die Weltbank verstärkt in 
Forschung investieren (Siegel, 2008). 

Die Internationale Finanzkorporation (IFC), die 
als Teil der Weltbankgruppe besonders mit dem pri- 
vaten Sektor in Entwicklungsländern zusammenar- 
beitet, ist in zahlreiche Biokraftstoffprojekte invol- 
viert. Über Anzahl und Volumen lassen sich gegen- 
wärtig keine genauen Aussagen treffen, da die agrar- 
wirtschaftlichen Projekte bislang nur als Ganzes und 
nicht nach Systemkomponenten getrennt erfasst 
werden. Eine solche Aufschlüsselung sollte dringend 
vorgenommen werden, um die Entwicklung im Bio- 
kraftstoffsektor besser beobachten und beurteilen zu 
können. Trotz ernst zu nehmender Konkurrenz mit 
der Nahrungsmittelproduktion sieht die IFC grund- 
sätzlich positive Effekte für den Landwirtschafts- 
sektor. Insbesondere wird erwartet, dass durch den 
Anbau von Energiepflanzen lokale landwirtschaftli- 
che Praktiken verbessert werden, zusätzliche Infra- 
struktur aufgebaut wird, sich die Einkommen der 
Landwirte erhöhen und Forschung und Entwicklung 
bezüglich neuer Züchtungen und Praktiken voran- 
getrieben wird. Allerdings konstatiert auch die IFC, 
dass Zusammenhänge und das Ausmaß der Konkur- 
renz mit der Nahrungsmittelproduktion noch nicht 
hinreichend verstanden seien. Die IFC vertritt hierzu 
den Standpunkt, besser gestaltend in die Entwick- 
lung des Biokraftstoffsektors einzuwirken, als ihn 
aufgrund der bestehenden Risiken vollständig zu 
meiden und damit auf Einfluss zu verzichten. Dies 
gilt insbesondere für Ethanol aus Zuckerrohr, des- 
sen Produktion bereits global wettbewerbsfähig ist, 
und für Projekte, die Biodiesel aus Rohstoffen mit 
niedrigem Wertschöpfungsanteil (z.B. Altöl und tie- 
rische Fette) generieren. Neben den generellen IFC- 
Safeguards, die ökologische und soziale Projektstan- 
dards spezifizieren, werden für Biokraftstoffe keine 
weiteren Standards verlangt. Weiteren Forschungs- 
bedarf sieht die IFC vor allem bezüglich der Produk- 
tion von Biodiesel aus Jatropha und anderen Ener- 
giepflanzen, die nicht direkt mit der Nahrungsmittel- 
produktion konkurrieren (Hamad, persönliche Mit- 
teilung). 

Die Weltbankgruppe sollte dringend eine umfas- 
sende Strategie entwickeln, wie sie zu einem Umbau 
des Weltenergiesystems beitragen kann. Dabei sollte 
insbesondere auch auf die Rolle von Technologien, 
die Treibhausgasemissionen vermeiden, einschließ- 
lich der Bioenergienutzung eingegangen werden. 

Die Regionalen Entwicklungsbanken 
Die Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) über- 
arbeitet gegenwärtig ihre energiepolitische Strate- 
gie von 1994. Ihre Strategieentwicklung hinsichtlich 
des Bioenergiesektors steht dabei noch am Anfang. 
Es ist zu erwarten, dass Überlegungen zu nachhal- 
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tigern Energiemanagement und zum Klimaschutz in 
die Energiestrategie der AfDB einfließen und in die- 
sem Zusammenhang Minimalziele für Kredite und 
Zuschüsse festgelegt werden (AfDB, 2007). Grund- 
sätzlich werden für den Anbau von Energiepflan- 
zen in Afrika große Potenziale gesehen, die zu rea- 
lisieren allerdings angesichts des niedrigen Entwick- 
lungsstands der Region mit großen Herausforde- 
rungen verbunden ist. Fragen der Verfügbarkeit von 
geeigneten Technologien, Infrastruktur und Logis- 
tik, Marktnachfrage und Handel sind dabei ebenso 
schwierig zu beantworten, wie die nach der Nut- 
zungskonkurrenz zwischen Nahrungsmittelproduk- 
tion und Biokraftstoffproduktion oder nach den spe- 
zifischen Potenzialen für die ländliche Bevölkerung 
sowie kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU; 
Sanchez Blanco, 2008). Auf dem nächsten Partner- 
schaftstreffen zur ländlichen Entwicklung in West- 
und Zentralafrika, an dem im Oktober 2008 neben 
der AfDB auch Weltbank, FAO und IFAD betei- 
ligt sind, sollen die Konsequenzen der Biokraftstoff- 
produktion für das regionale Energie- versus Nah- 
rungsangebot eingehend erörtert werden. Die AfDB 
denkt aktuell über die Förderung kleinskaliger Bio- 
gasprojekte nach dem Vorbild asiatischer Projekte 
nach (AfDB, 2007). 

Ein Strategiepapier der Asiatischen Entwick- 
lungsbank (ADB) zum Klimawandel äußert sich in 
Bezug auf den potenziellen Beitrag von Biokraftstof- 
fen sehr vorsichtig: Biokraftstoffe könnten nur dann 
zu einer Reduktion von Treibhausgasen gegenüber 
konventionellen Kraftstoffen führen, wenn die Roh- 
stoffe und Betriebsmittel dafür sorgfältig ausgewählt 
werden und der Einsatz fossiler Kraftstoffe in der 
Produktion minimiert wird. Ebenso müssten Ernäh- 
rungssicherheit und andere Belange ärmerer Län- 
der bei der Produktion von Biokraftstoffen expli- 
zit berücksichtigt werden. Die ADB will diese Nut- 
zungskonflikte sorgfältig analysieren und nur solche 
Projekte fördern, die nicht zur Bodendegradation, 
zu Monokulturen oder zu Preisschocks für Pflanzen- 
öle führen. Laut ADB kommen demnach Jatropha, 
Zuckerhirse und Bagasse (Zuckerrohrrückstände) 
sowie Biokraftstoffe der 2. Generation (ADB, 2007a, 
b) möglicherweise für eine Förderung der Biokraft- 
stoffproduktion in Frage. Ein Schwerpunkt der ADB 
hegt in Projekten zur Bekämpfung der Energiearmut. 
Im Mekongdelta werden beispielsweise Bioenergie- 
projekte finanziert, in denen aus landwirtschaftli- 
chen Reststoffen Biogas hergestellt und für ländliche 
Haushalte als Wärmeenergie nutzbar gemacht wird 
(ADB, 2007b). Zu den als erfolgreich eingeschätz- 
ten größeren Projekten zählt auch das Efficient Uti- 
lization of Agricultural Wastes Project in China. Hier 
wurden, kofinanziert durch die Globale Umweltfa- 
zilität (GEF), 33,1 Mio. US-$ in Kleinbiogasanlagen 


investiert und damit Einkommen und Lebensstan- 
dard von 18.540 Haushalten erhöht (ADB, 2008). 

Die Interamerikanische Entwicklungsbank 
(lADB) ist Biokraftstoffen gegenüber deutlich opti- 
mistischer eingestellt als Weltbank oder Asiatische 
Entwicklungsbank. Das ist darauf zurückzuführen, 
dass 40% der globalen Bioethanolproduktion aus 
Lateinamerika stammen und auch der lateinamerika- 
nische Biodieselmarkt gegenwärtig stark expandiert. 
So ist die lADB beispielsweise Partner des „US- 
Brazil Memorandum of Understanding to advance 
Cooperation on biofuels“ und unterstützt die Erar- 
beitung entsprechender nationaler Aktionspläne in 
El Salvador, Haiti und der Dominikanischen Repu- 
blik. Ferner unterstützt die lADB die Meso-Ame- 
rican Biofuels Working Group. 2006 hat die lADB 
eine Sustainable Energy and Climate Change Initi- 
ative (SECCI) angestoßen, die auf vier Säulen auf- 
baut. Eine dieser Säulen sind Biokraftstoffe, die 
anderen drei sind „erneuerbare Energien und Ener- 
gieeffizienz“, „verbesserter Zugang zur Finanzie- 
rung durch den Kohlenstoffmarkt“ und „Anpassung 
an den Klimawandel“ (lADB, 2008). Im April 2008 
hat die SECCI eine Partnerschaft mit dem Round- 
table on Sustainable Biofuels angekündigt, um die 
dort zu erarbeitenden Nachhaltigkeitskriterien in 
ihre eigene Vergabepraxis zu integrieren und die 
Beteiligung unterschiedlicher lateinamerikanischer 
Interessensgruppen in diesem Prozess zur globalen 
Standardsetzung zu unterstützen (lADB, 2008). Ins- 
gesamt ist die lADB an etwa 50 Bioenergieprojek- 
ten sowohl im privaten als auch im öffentlichen Sek- 
tor beteiligt. Diese Projekte haben auch Energieeffi- 
zienz- und Carbon-Finance-Komponenten, ihr Bud- 
getvolumen hegt in der Summe über 1 Mrd. US-$ 
(persönliche Mitteilung, G. Meerganz von Medeazza, 
lADB). 

10.8.1.2 

Programme und Sonderorganisationen der 
Vereinten Nationen 

Die Förderung und Nutzung nachhaltiger Ener- 
gie gewann im Kontext der Vereinten Nationen vor 
allem durch die auf einen Interessensausgleich zwi- 
schen Nord und Süd bedachten Beschlüsse des Erd- 
gipfels von Rio de Janeiro (United Nations Confe- 
rence on Environment and Development, UNCED 
1992) an Bedeutung. Dies schlug sich explizit auch 
im energiepolitischen Mandat der 1992 von der UN- 
Generalversammlung etablierten Kommission für 
Nachhaltige Entwicklung (CSD) nieder. Die CSD 
ist jedoch weitgehend wirkungslos geblieben und 
insbesondere mit dem für ihre 14. und 15. Sitzung 
(2006/2007) anberaumten „Energiezyklus“ geschei- 



Drucksache 17/2272 


-302- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


tert (USD, 2007; Mittler, 2008). Die CSD-16, die 2008 
den „Landwirtschaftszyklus“ einläutete, betonte zwar 
die allgemeinen Risiken der Bioenergie, lässt aber 
ebenfalls keine konkreten politischen Beschlüsse 
erwarten (USD, 2008). 2002 wurde mit UN-Energy 
eine weitere übergreifende Institution eingerichtet, 
die innerhalb der Vereinten Nationen als Schnitt- 
stelle für energiepolitische Aktivitäten unterschied- 
licher UN-Organisationen fungieren soll und die sich 
zunehmend auch mit dem Thema Bioenergie befasste 
(UN-Energy, 2007a). So veröffentlichte UN-Energy 
2007 einen Bericht zur nachhaltigen Nutzung von 
Bioenergie „Sustainable Bioenergy: A Framework 
for Decision Makers” (UN-Energy, 2007b). Darin 
werden die generellen Zusammenhänge von Bio- 
energie und nachhaltiger Entwicklung sowie Mög- 
lichkeiten zur Förderung von Bioenergie in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern erörtert. Demnach sind 
Standardisierung und Zertifizierung von Bioener- 
gieprodukten notwendig, um deren Nachhaltigkeit 
zu gewährleisten. UN-Energy ist jedoch nicht in der 
Lage, solche Prozesse voranzutreiben oder gar aktiv 
von den betreffenden UN-Organisationen einzufor- 
dern. So bleiben die spezialisierten UN-Organisatio- 
nen und Programme, die im Bioenergiesektor aktiv 
sind, weitaus wichtiger für strategische Entscheidun- 
gen und konkrete Fördermaßnahmen. 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit stehen nach- 
folgend diejenigen UN-Institutionen im Fokus, die 
sich explizit mit der Förderung von Bioenergie befas- 
sen und die generell im Bereich der Entwicklungs- 
zusammenarbeit aktiv sind: UNDP, UNEP, UNIDO 
und UNCTAD. Weitere UN-Institutionen, die eben- 
falls beide Themenbereiche berühren, dies aber in 
einem anderen übergeordneten Kontext tun, werden 
an anderer Stelle thematisiert, so z.B. FAO im Kon- 
text Welternährung (Kap. 10.4), CBD im Kontext 
Naturschutz (Kap. 10.5). 

Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen 

Die Verbesserung der Energieversorgung ist für 
das Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio- 
nen (UNDP) ein klassisches Aufgabenfeld, das von 
den Entwicklungsländern stark nachgefragt und als 
wesentlicher Beitrag zur Armutsbekämpfung ange- 
sehen wird. Eine systematische Berücksichtigung 
klimapolitischer Erwägungen und eine strategische 
Ausrichtung auf erneuerbare Energien und Bioener- 
gie zur Bekämpfung der Energiearmut sind dabei 
bislang nicht erkennbar. 

Es bleibt abzuwarten, inwieweit aktuelle Bemü- 
hungen um eine engere und verbesserte operative 
Zusammenarbeit mit dem UN-Umweltprogramm 
(UNEP) zu entsprechenden programmatischen 
Anpassungen bei UNDP führt (Bauer, 2008). Das gilt 


insbesondere für die auf der Weltklimakonferenz von 
Nairobi 2006 vorgestellte Partnerschaft zum Klima- 
schutz (UN, 2006). ln deren Rahmen wollen UNEP 
und UNDP Entwicklungsländer u.a. gezielt in der 
Nutzung des CDM unterstützen. Unabhängig von 
der konkreten Zusammenarbeit mit UNEP betrach- 
tet es UNDP ausdrücklich auch als seine Aufgabe, 
Entwicklungsländern durch die Förderung saube- 
rer Energietechnologien Zugang zu Investitionen zu 
verschaffen, wie sie u.a. durch die Globale Umwelt- 
fazilität (GEF) und den CDM unterstützt werden. 

Umweltprogramm der Vereinten Nationen 
UNEP ist sichtlich um eine aktive Rolle in der in- 
ternationalen Bioenergiepolitik bemüht und betont 
die Zusammenhänge der Produktion und Nutzung 
von Bioenergie mit den klassischen UNEP-Themen 
Treibhausgasemissionen, Verlust der Artenvielfalt, 
Degradation von Wasserressourcen sowie Boden- 
degradation. Vor diesem Hintergrund engagiert sich 
UNEP in verschiedenen Prozessen und Partnerschaf- 
ten, wie z.B. der bereits angesprochenen gemeinsa- 
men Klimaschutz-lnitiative mit UNDP oder durch 
aktive Beteiligung an der Global Bioenergy Partner- 
ship (GBEP, Kasten 10.3-4). Absehbar könnte außer- 
dem die Relevanz von Bioenergie für die Umsetzung 
und Weiterentwicklung der Biodiversitätskonven- 
tion (CBD) an Bedeutung gewinnen, deren Sekreta- 
riat bei UNEP angesiedelt ist (Kap. 10.5). 

Bezüglich der Bereitstellung von Bioenergieexper- 
tise ist vor allem das UNEP-Risoe Centre on Energy, 
Climate and Sustainable Development erwähnens- 
wert, dessen Experten das UNEP allgemein zu Fra- 
gen bezüglich erneuerbarer Energien beraten und 
die Studien zur Weiterentwicklung erneuerbarer 
Energien in Entwicklungs- und Schwellenländern 
erstellen (z.B. Kejun et al., 2007; La Rovere et ak, 
2007). Hinzu kommen eine Reihe kleinerer Projekte 
und öffentlich-private Partnerschaften, wie etwa die 
auf Nachhaltigkeitsaspekte von Biokraftstoffen kon- 
zentrierten und federführend von UNEP betriebe- 
nen Aktivitäten des International Panel for Sustaina- 
ble Resource Management und ein geplantes GEF- 
Projekt, in dem gemeinsam mit FAO, UNIDO und 
der Internationalen Energieagentur die Kenntnisse 
über die Nachhaltigkeit von Biokraftstoffen verbes- 
sert und entsprechende Richtlinien erarbeitet wer- 
den sollen (Fritsche und Hennenberg, 2008). 

Grundsätzlich hebt das Umweltprogramm bei all 
diesen Aktivitäten die Potenziale der Bioenergie im 
Sinne des UNEP-Mottos „Environment for Deve- 
lopment“ hervor. Eine umfassende und kohärente 
Bioenergiestrategie ist dabei allerdings noch nicht 
zu erkennen. Vielmehr zeigt sich die typische Rolle 
des UNEP als Wissensmanager, der Informationen 
synthetisiert und für Entscheidungsträger aufberei- 
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tet, um politische Prozesse voranzutreiben und The- 
men zu setzen. In der Summe spiegeln die kleintei- 
ligen Aktivitäten des Umweltprogramms vor allem 
die strukturellen Schwächen wider, mit denen es sich 
im institutioneilen Dickicht der Vereinten Natio- 
nen nach wie vor konfrontiert sieht (Biermann und 
Bauer, 2004). 

Organisation der Vereinten Nationen eür 
Industrielle Entwicklung 
Energie und Umwelt ist einer von drei Themen- 
schwerpunkten der UN-Organisation für Industri- 
elle Entwicklung (UNIDO), deren Kernmandat die 
Förderung nachhaltiger industrieller Entwicklung 
in Entwicklungsländern ist. Das 1985 zur Sonderor- 
ganisation aufgewertete vormalige UN-Programm 
könnte also grundsätzlich eine wichtige Rolle bei der 
Förderung klimafreundlicher Technologien in Ent- 
wicklungsländern spielen. 

Die gegenwärtige Energiepolitik der UNIDO 
konzentriert sich auf die Steigerung industriel- 
ler Energieeffizienz und den Ausbau erneuerbarer 
Energien. Mit Blick auf erneuerbare Energien för- 
dert die UNIDO neben kleinskaligen Wasserkraft- 
projekten (Mini Hydro Power), Solarenergie und 
Windkraft auch die energetische Nutzung von Bio- 
masse. Die Bioenergieprojekte der UNIDO kon- 
zentrieren sich bislang auf die Verwertung indust- 
rieller und landwirtschaftlicher Reststoffe, wie u.a. 
Bagasse (Zuckerrohrrückstände), forstwirtschaftli- 
che Holzabfälle und Viehdung, wobei unterschiedli- 
che Nutzungsformen angewandt werden. Die Förde- 
rung solcher beispielhafter Kleinprojekte ist positiv 
zu bewerten und sollte systematisch ausgebaut wer- 
den. Parallel dazu erarbeitet die UNIDO zur Zeit in 
Kooperation mit dem oben beschriebenen GEF-Pro- 
jekt des UNEP eine eigene Biokraftstoff Strategie. 

UN Koneerenz eür Handel und 
Entwicklung 

Die UN Konferenz für Handel und Entwicklung 
(UNCTAD) hat im Juni 2005 eine Biofuels Initia- 
tive ins Leben gerufen, die Forschung, Analyse, tech- 
nische Kooperation und Konsensbildung im Bereich 
Biokraftstoffe vorantreiben soll. Dazu wurde im glei- 
chen Jahr eine internationale Expertengruppe ein- 
gesetzt, die Entwicklungsländer länderspezifisch zu 
technischen Fragen bezüglich der Produktion von 
und des internationalen Handels mit Biokraftstoffen 
beraten soll. Entwicklungsländer sollen bei der Ent- 
wicklung geeigneter Strategien unterstützt werden, 
um ihre Chancen bei Produktion, Nutzung und Han- 
del mit Biokraftstoffen, die nachhaltig produziert 
wurden, besser nutzen zu können. In diesem Zusam- 
menhang werden auch unterschiedliche Investiti- 
onsmöglichkeiten bewertet, einschließlich der mög- 


lichen Nutzung des CDM für Biokraftstoffprojekte. 
Nicht zuletzt soll die UNCTAD Biofuel Initiative für 
bereits existierende Initiativen inner- und außerhalb 
der UN vernetzen (UNCTAD, 2008a). 

Das Abschlussdokument der 12. Sitzung der 
UNCTAD, die im April 2008 in Accra (Ghana) tagte, 
äußert sich bezüglich der nachhaltigen Entwicklungs- 
potenziale von Biokraftstoffen vorsichtig zurückha- 
ltend (UNCTAD, 2008b): „Die Länder sollten ihre 
Erfahrungen und Ergebnisse austauschen, um die 
nachhaltige Nutzung der Bioenergie weiter aus- 
zuloten, so dass damit soziale, technologische und 
landwirtschaftliche Entwicklung sowie der Handel 
gefördert werden. Dies sollte auf Grundlage einer 
ausgewogenen Strategie zwischen Energieversorgung 
und Ernährungssicherheit erfolgen.“ Die Arbeit der 
UNCTAD Biofuels Initiative sei in diesem Sinne fort- 
zusetzen, um Handels- und Entwicklungsgewinne für 
Entwicklungs- und Transformationsländer zu maxi- 
mieren und gleichzeitig die potenziellen negativen 
ökologischen und sozialen Gefahren der Biokraft- 
stoffproduktion zu minimieren (UNCTAD, 2008b). 


10.8.1.3 

Entwicklungszusammenarbeit der Europäischen 
Union und der Bundesrepublik 

Initiativen der Europäischen Union 
Seit 2005 definiert die Europäische Union den Zugang 
zu Energie als zentrales Aufgabenfeld der Entwick- 
lungszusammenarbeit, um Armut in den Schwehen- 
und Entwicklungsländern zu bekämpfen (EU-Kom- 
mission, 2005e). Zusammen mit den Mitgliedsstaaten 
hat die Europäische Kommission verschiedene Pro- 
gramme aufgelegt, welche die Förderung und Ver- 
breitung erneuerbarer Energien in Entwicklungslän- 
dern, darunter energetische Biomassenutzung, zum 
Ziel haben. Das erfolgt vor allem im Rahmen der EU 
Energie-Initiative für Armutsbekämpfung und nach- 
haltige Entwicklung über das COOPENER-Pro- 
gramm (2003-2006 17 Mio. € Kofinanzierung), die 
ACP-EU Energy Facility (220 Mio. €) und der Part- 
nership Dialogue Facility. Außerdem unterstützt die 
EU den Global Energy Efficiency and Renewable 
Energy Fund (120-150 Mio. €) sowie weitere mul- 
tilaterale Initiativen, in deren Kontext energetische 
Biomassenutzung eine Rolle spielt. Energie bildet 
ferner einen wichtigen Baustein in der EU-Afrika- 
Strategie (EU-Kommission, 2005f, 2008c). 

Ziel der genannten EU-Programme ist die unmit- 
telbare Armutsbekämpfung durch den Zugang zu 
Energiedienstleistungen (z.B. EU-Kommission, 
2004). Die energetische Biomassenutzung ist dabei 
nur eine technische Option unter vielen anderen, 
die zur Verbesserung der ländlichen Energieversor- 



Drucksache 17/2272 


-304- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


gung gefördert wird. Dabei liegt ein Schwerpunkt auf 
der effizienteren Nutzung traditioneller Biomasse - 
auf Haushaltsebene oder im Bereich von Kleinge- 
werbe. Auch im Bereich der Stromerzeugung wird 
die Nutzung von Biomasse berücksichtigt (Intelli- 
gent Energy, 2007; Europe Aid, 2007). 

Die Förderung von flüssigen Biokraftstoffen spielt 
im Rahmen der genannten Energieprogramme eine 
untergeordnete Rolle. So ist z.B. das Programm Gota 
Verde in Honduras das einzige Flüssigkraftstoffpro- 
gramm im Rahmen von COOPENER. Die verein- 
zelte Förderung kleinskaliger Biokraftstoffproduk- 
tion und Nutzung erfolgt aber auch im Rahmen 
anderer thematischer Schwerpunkte, z.B. das Projekt 
zum Umwelt- bzw. Waldschutz „RE-lmpact: Rural 
Energy Production from Bio-energy Projects; Provi- 
ding regulatory and impact assessment frameworks, 
furthering sustainable biomass production poli- 
cies and reducing associated risks“. Im Zusammen- 
hang mit nachhaltiger Landnutzung ist im Rahmen 
des 6. EU-Forschungsrahmenprogramms das Pro- 
jekt „COMPETE: Competence Platform on energy 
crop and agroforestry Systems - Africa“ hervorzu- 
heben. Dabei handelt es sich um ein mit internatio- 
nalen Partnern in multidisziplinärem Rahmen durch- 
geführtes Projekt mit dem Ziel, die moderne nach- 
haltige Bioenergienutzung in ariden und semi-ari- 
den Regionen Afrikas zu fördern und entsprechende 
Kapazitäten aufzubauen (COMPETE, 2008). 

Obwohl die Förderung von Biokraftstoffen in 
Entwicklungsländern als Teil der Biokraftstoffstra- 
tegie der EU angekündigt wurde, hat sich diese 
Zielsetzung bisher nicht in spezifischen Förder- 
instrumenten der EU-Entwicklungszusammenar- 
beit niedergeschlagen. In einem Strategiepapier aus 
dem Jahr 2006 wurden Biokraftstoffe als Chance für 
Entwicklungsländer beschrieben, denn sie könnten 
zur Diversifizierung der Produktionsstrukturen, zur 
Reduzierung des Einsatzes fossiler Energieträger 
und zum Wirtschaftswachstum beitragen (EU-Kom- 
mission, 2006b). Länder wie Brasilien könnten über 
den Handel mit Roh- und Biokraftstoffen weltweit 
die Nachfrage nach Kraftstoffen bedienen. Als EU- 
Fördermaßnahmen wurden damals eine Reform der 
Zuckerpolitik (zur Entwicklung des Ethanolsektors), 
spezielle Unterstützungsprogramme („Biofuel Assis- 
tance Packages“) und die Einrichtung lokaler, natio- 
naler und regionaler Bioenergieplattformen ange- 
regt. Trotz der Ankündigungen konzentriert sich die 
direkte und indirekte Förderung von Biokraftstoffen 
auf die heimischen EU-Produzenten und deren Roh- 
stoffe. Auch die zugesagte Handelsliberalisierung 
im Bereich Zucker und Ethanol wurde bisher nicht 
umgesetzt (ODI, 2008). Zwar werden im Rahmen 
der Reform der europäischen Zuckerpolitik Länder 
mit Zuckerindustrien, wie z.B. Mauritius, Jamaika 


oder Fidschi, beim Aufbau von Produktionskapazitä- 
ten für Bioethanol unterstützt, allerdings handelt es 
sich dabei nur um minimale Beihilfen, die zudem kei- 
nen Umwelt- und Sozialstandards unterliegen. 

Die ehrgeizige europäische Strategie zum Ausbau 
von Biokraftstoffen wird deshalb nicht zuletzt auf- 
grund mangelnder Kohärenz mit anderen EU-Politi- 
ken, wie etwa in den Bereichen Entwicklung, Ernäh- 
rungssicherheit und Handel kritisiert (EU Cohe- 
rence, 2008). So lässt sich feststellen, dass insbeson- 
dere in der EU-Entwicklungszusammenarbeit eine 
integrierte und ausreichend finanzierte Strategie 
fehlt, die die Potenziale der energetischen Biomasse- 
nutzung für Armutsbekämpfung, ländliche Entwick- 
lung und Klimaschutz auslotet und dabei alle Anwen- 
dungsformen der Bioenergie - Strom, Wärme, Kraft- 
stoffe für Mobilität - berücksichtigt. Die von der EU 
beanspruchte Vorreiterrolle in der globalen Klima- 
schutzpolitik sollte aber gerade auch mit der Ent- 
wicklungszusammenarbeit korrespondieren. 

Initiativen des BMZ und der 
Durchführungsorganisationen der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit 
Zur entwicklungspolitischen Positionierung der Bun- 
desregierung in Bezug auf Bioenergie hat das Bun- 
desministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) ein Diskussionspapier spe- 
ziell zu Biokraftstoffen vorgelegt, das vor dem Hin- 
tergrund der gemeinsamen Anhörung der Bundes- 
tagsausschüsse für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz sowie für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit vom 20. Februar 2008 
sowie der Plenardebatte zur Novellierung des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes vom 21. Februar 2008 
zu sehen ist (BMZ, 2008c). Die Diskussion konzen- 
triert sich bislang stark auf die Chancen und Risiken 
von Biokraftstoffen, eine breiter angelegte Bioener- 
giestrategie wird aber bislang nicht erkennbar. 

Hinsichtlich der Relevanz von Biokraftstoffen für 
die deutsche Entwicklungszusammenarbeit warnt 
die Bundesregierung vor den erheblichen sozia- 
len und ökologischen Risiken sowie ungesicher- 
ten Erwartungen und orientiert sich entsprechend 
an einer Maxime der Risikominimierung. Entwick- 
lungschancen auf Grundlage einer exportorientier- 
ten Biokraftstoffproduktion in Entwicklungslän- 
dern werden skeptisch beurteilt. Vielmehr sollten 
dezentrale Versorgungs- und Energiesysteme zum 
direkten Nutzen der lokalen Bevölkerung gefördert 
werden (BMZ, 2008c). 

Die politische Steuerung der Entwicklungszu- 
sammenarbeit im Bioenergiebereich soll durch klare 
ökologische und soziale Nachhaltigkeitskriterien 
angepasst werden, um Risiken zu minimieren. Durch 
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Pilotversuche mit Zertifizierungssystemen und deren 
Weiterentwicklung sowie verstärkter Forschungsan- 
strengungen für verbesserte Landnutzungssysteme 
und angepasste Bioenergiequellen soll kurzfristig 
dem Umstand Rechnung getragen werden, das ein 
angemessenes internationales Regelwerk vorerst 
nicht zu erwarten ist. Eine weitere wesentliche Auf- 
gabe der bilateralen deutschen Entwicklungszusam- 
menarbeit wird darin gesehen, Partnerländer bei der 
Umsetzung nationaler Ernährungssicherungsstrate- 
gien sowie von Biomassestrategien in einer Weise 
zu beraten, „die dem jeweiligen nationalen Poten- 
zial angemessen und in ein Gesamtkonzept der länd- 
lichen Entwicklung integriert sind“ (BMZ, 2008c). 
Wie solche Strategien in den Partnerländern umge- 
setzt werden sollten, bleibt aber angesichts der offe- 
nen Fragen bezüglich einer eigenen Bioenergiestra- 
tegie unklar. 

Weniger skeptisch als das BMZ beurteilt die KfW 
Entwicklungsbank in einer eigenen Positionsbestim- 
mung die Chancen, die sich tropischen Ländern durch 
den Anbau von Energiepflanzen und die Möglichkeit 
zum Export von Biokraftstoffen bieten (KfW, 2008). 
Insgesamt entsteht so ein von Unsicherheit gepräg- 
tes Bild, wie es sich auch bei anderen mit Bioenergie 
befassten Akteuren und Institutionen auf allen Ebe- 
nen finden lässt. Entsprechend groß sind die Gestal- 
tungspotenziale mit Blick auf noch immer ergebnis- 
offene Strategieentscheidungen. Das Gutachten des 
WBGU kann hier als Entscheidungshilfe dienen und 
die entwicklungspolitischen Akteure ermutigen, im 
Sinne einer nachhaltigen Nutzung vorhandener Bio- 
energiepotenziale stärker aktiv zu werden. 

Unterhalb dieser generellen strategischen Ebene 
leisten die Durchführungsorganisationen bereits 
wichtige Beiträge zur Ausschöpfung der entwick- 
lungspolitischen Potenziale unterschiedlicher Nut- 
zungsformen von Bioenergie in den Partnerlän- 
dern der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. 
Hier sind vor allem die Aktivitäten des Kompetenz- 
zentrums Energie der KfW Entwicklungsbank sowie 
das Sektorvorhaben Bioenergie der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) 
zu nennen. Zu letzteren zählen das auf die Haus- 
haltsebene zielende HERA-Programm der GTZ 
und die damit verbundene BEST-Initiative zur För- 
derung nationaler auf Biomasse basierender Ener- 
giestrategien (Kap. 10.8.2.1). 


10.8.1.4 

Status Quo der internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit im Bereich der 
Bioenergie 

Angetrieben von der Diskussion um Biokraftstoffe, 
ist Bioenergie aktuell zu einem „heißen“ Thema der 
Entwicklungspolitik geworden, zu dem nahezu alle 
einschlägigen Akteure Stellungnahmen und Positi- 
onspapiere verfasst oder Arbeitsgruppen eingerich- 
tet haben. Dabei ist Bioenergie teilweise schon län- 
ger Bestandteil von Strategien zur Überwindung 
von Energiearmut oder auch von Programmen zur 
Förderung erneuerbarer Energien. So befassen sich 
neben den hier beschriebenen multilateralen Ent- 
wicklungsbanken und UN-Organisationen auch spe- 
zifische transnationale Partnerschaften und Netz- 
werke wie z.B. die Renewable Energy and Energy 
Efficiency Partnership (REEEP) oder Renewable 
Energy Policy Network (REN21) mit unterschiedli- 
chen Aspekten der Förderung von Bioenergie. 

An der gegenwärtigen internationalen entwick- 
lungspolitischen Bioenergiediskussion fällt aber auf, 
dass die Bekämpfung der Energiearmut in Entwick- 
lungsländern durch Effizienzverbesserungen bei der 
traditionellen Bioenergienutzung und durch moderne 
energetische Nutzungsformen von Biomasse keine 
zentrale Zielsetzung der Politik darstellt. Dieser Ein- 
druck wird durch die auf Biokraftstoffe verengte 
Diskussion noch verstärkt. Biokraftstoffe für den 
nationalen Verkehrssektor stellen jedoch nur einen 
speziellen Anwendungsbereich der energetischen 
Biomassenutzung dar. Eine integrierte Betrachtung 
der unterschiedlichen Nutzungsmöglichkeiten und 
-bedürfnisse für Elektrizität, Wärme, und Mobili- 
tät und deren Potenziale für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung dieser Länder findet in der gegenwärtigen 
Diskussion aber kaum statt. 

Auch werden die energiepolitischen Portfolios der 
internationalen Akteure der Entwicklungszusam- 
menarbeit insgesamt weiterhin von konventionellen 
Energiesystemen und Großwasserkraft dominiert. 
Ein weiteres Hemmnis, stärker im Bereich der Bio- 
energie - speziell im Energiepflanzenanbau - aktiv 
zu werden, scheint in den Unwägbarkeiten bezüg- 
lich der damit verbundenen Chancen und Risiken 
zu hegen. Zwar gewinnt das Thema Bioenergie bei 
nahezu allen Akteuren der internationalen Entwick- 
lungszusammenarbeit an Aufmerksamkeit, vor groß 
angelegten Förderprogrammen wird bislang jedoch 
zurückgeschreckt. 

Die Vereinten Nationen bieten hier ein beson- 
ders fragmentiertes Bild. Ihre Institutionen und Ini- 
tiativen, die umweit-, entwicklungs-, agrar- und ener- 
giepolitische Aktivitäten im Bereich der Bioenergie 
koordinieren sollen, entfalten keine durchschlagende 



Drucksache 17/2272 


-306- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Wirkung. Sie bleiben, wie im Fall der Kommission für 
Nachhaltige Entwicklung, teilweise sogar noch hinter 
den bescheidenen Erwartungen zurück, die man mit 
Rücksicht auf strukturelle Schwächen überhaupt nur 
an sie stellen kann. Zumindest teilweise lässt sich das 
diffuse Bild auch mit den unterschiedlichen Erwar- 
tungen und Ansprüchen der Mitgliedsstaaten gegen- 
über verschiedenen UN-Organisationen und Pro- 
grammen erklären. So erwarten viele Entwicklungs- 
länder z.B. von UNDP und UNIDO vor allem auch 
technische und finanzielle Unterstützung ihrer kon- 
ventionellen energiepolitischen Strategien und Pro- 
gramme. Flinzu kommt, dass auch die einschlägigen 
UN- Akteure von der Dynamik und Komplexität des 
Bioenergiethemas überfordert sind und vielfach erst 
begonnen haben, nach überzeugenden Lösungen für 
die mit Bioenergie verbundenen Nutzungskonflikte 
zu suchen und daher eher abwartend agieren, wie 
das Beispiel der Entwicklungsbanken zeigt. Ange- 
sichts der bisherigen Zurückhaltung bleiben wich- 
tige Gestaltungsspielräume für Strategiebildung und 
politische Steuerung bestehen. 

Die Kehrseite der Medaille ist, dass, von Ausnah- 
men wie der Inter-American Development Bank 
abgesehen, kaum eine internationale Organisa- 
tion über umfassende Bioenergiestrategien verfügt, 
während viele Entwicklungsländer bereits konkrete 
Schritte zur Förderung von Biokraftstoffen unter- 
nehmen, ausländische Investoren auf die Anbauflä- 
chen und Märkte des Südens drängen und der Ener- 
giepflanzenanbau nicht zuletzt in Ländern wie Bra- 
silien, Malaysia und Indonesien einen Boom erlebt. 
Kleinteilige Initiativen und Pilotprojekte, die sich 
auf die Nachhaltigkeit von Biokraftstoffen konzen- 
trieren, aber dieses größere Bild eines im Entstehen 
begriffenen dynamischen Weltmarkts für Bioenergie 
außer Auge lassen, bleiben unzureichend, auch wenn 
sie sinnvolle Bausteine für umfassendere Ansätze 
liefern mögen. Die maßgebliche Dynamik kommt 
dabei aus dem Privatsektor. Dennoch verfügen die 
Akteure der multilateralen Entwicklungszusammen- 
arbeit, und unter ihnen insbesondere die Finanzie- 
rungsinstitutionen, durchaus über geeignete Mittel, 
diese Entwicklung mitzugestalten. Nach Auffassung 
des WBGU sollten sie ihren Einfluss im Sinne der 
Leitplanken zur Nachhaltigkeit (Kap. 3) und der ent- 
sprechenden Mindeststandards und Förderkriterien 
(Kap. 10.3.1) geltend machen, in dem sie dazu bei- 
tragen, in den Entwicklungsländern geeignete Rah- 
menbedingungen für die nachhaltige Nutzung der 
vorhandenen Bioenergiepotenziale zu schaffen. 

Es fehlt an entsprechenden Politiken und Stra- 
tegien, die es ermöglichen, die unterschiedlichen 
Potenziale der Bioenergie in den Bereichen Elektri- 
zität, Wärme und Mobilität zu nutzen, ohne wesentli- 
che Nachhaltigkeitsziele wie Welternährung, Klima- 


und Naturschutz zu unterminieren. Nationale wie in- 
ternationale Mandatsträger brauchen dafür kurz- 
fristig geeignete Entscheidungsgrundlagen, um den 
Bioenergiesektor angemessen regulieren und Wei- 
chen für seine zukünftige Ausgestaltung stellen zu 
können. Nicht zuletzt drängen auch kapitalkräftige 
Privatinvestoren, die an langfristiger Planungssicher- 
heit interessiert sind, auf klare und verlässliche Rah- 
menbedingungen. 

Um die Erkenntnisse aus der Vielzahl der in den 
vergangenen zwei bis drei Jahren entstandenen 
Foren, Task Forces, Kommissionen und Gutachten zu 
bündeln und den internationalen Lernprozess zu den 
Chancen und Risiken der Bioenergie ergebnisorien- 
tiert zu beschleunigen, rät der WBGU, zeitnah eine 
Internationale Konferenz über nachhaltige Bioener- 
gie einzuberufen. Nach dem Vorbild der Konferenz 
renewables 2004 könnte eine International Confe- 
rence on Sustainable Bioenergy (Kap. 10.7.7.2) als 
Forum für einen länder- und sektorübergreifenden 
Dialog und mögliche Kooperationen in der interna- 
tionalen Agrar-, Energie- und Entwicklungspolitik 
dienen und zur globalen Konsensbildung über ange- 
messene Normen bezüglich der Produktion und der 
Nutzung unterschiedlicher Formen der Bioenergie 
beitragen. Sie sollte auch den Grundstein zur Förde- 
rung nachhaltiger Bioenergie durch spezifische mul- 
tilaterale Partnerschaften legen, die sich an bereits 
existierenden Technologieabkommen oder Han- 
delspartnerschaften zwischen Industrieländern und 
Schwellenländern orientieren könnten. 


10.8.2 

Bioenergiestrategien für Entwickiungsländer 

Die Akteure der internationalen Entwicklungszu- 
sammenarbeit sollten die Schwellen- und Entwick- 
lungsländer darin unterstützen, ihre Bioenergiepo- 
tenziale auf nachhaltige Art und Weise zu nutzen. 
Die Klärung strategischer Fragen der Bioenergie- 
politik sollte dabei vor dem Hintergrund bestehen- 
der naturräumlicher, politischer, sozioökonomischer 
und infrastruktureller Rahmenbedingungen vorran- 
gig auf nationaler Ebene und unter möglichst brei- 
ter Beteiligung betroffener Interessens- und Bevöl- 
kerungsgruppen erfolgen. Gleichzeitig müssen auf 
internationaler Ebene geeignete Rahmenbedingun- 
gen geschaffen werden, um nationale Strategien so 
zu flankieren, dass eine im globalen Maßstab nach- 
haltige Bioenergiepolitik möglich wird. 

Auf allen Handlungsebenen ist dabei generell 
zu klären, welche Ziele vorrangig durch Bioener- 
gie erreicht werden sollen. Daraus lassen sich ent- 
sprechend weitere Fragen nach Rohstoffgewinnung 
(Pflanzenkultur, Reststoffe) und Nutzungsform der 
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Bioenergie (Wärme, Elektrizität oder Mobilität) 
ableiten. Auch die Frage, mit welchen Förderpoliti- 
ken diese Ziele in nachhaltiger Weise erreicht wer- 
den können, muss beantwortet werden. Da Bioener- 
gie stets nur eine von mehreren Möglichkeiten ist, 
um diese Ziele zu erreichen, muss parallel geprüft 
werden, ob es nicht geeignetere Alternativen gibt. 

Die Strukturen zur Energieversorgung in Entwick- 
lungsländern sehr unterschiedlich, und es bestehen 
zum Teil erhebliche Defizite bezüglich der zu erbrin- 
genden Energiedienstleistungen (Kap. 8): Von der 
Nachfrage nach einfachster Technologie zum Kochen 
bis hin zur flächendeckenden Strom- und Kraftstoff- 
versorgung. Diese unterschiedlichen Anwendun- 
gen und Bedürfnisse müssen in eine Gesamtstrate- 
gie eingebunden werden. Um zu einer Bewertung 
zukünftiger Bioenergiepotenziale in Entwicklungs- 
ländern zu gelangen und um zu beurteilen, ob und 
wie deren Realisierung gegebenenfalls durch die in- 
ternationale Entwicklungszusammenarbeit geför- 
dert werden kann, betrachtet der WBGU folgende 
vier Dimensionen der Produktion und der Nutzung 
von Bioenergie: 

- ökologische und sozioökonomische Nachhaltig- 
keit (Kap. 3 und 5), 

- energetische Potenziale (Kap. 6), 

- technologische Möglichkeiten und Machbarkei- 
ten (Kap. 7-9), 

- Wirtschaftlichkeit unterschiedlicher Nutzungs- 
pfade (Kap. 7-9). 

Aus Sicht des WBGU ist grundsätzlich förderungs- 
würdig, was signifikant zum Klimaschutz und ande- 
ren Nachhaltigkeitszielen beiträgt, oder zur Beseiti- 
gung von Energiearmut bzw. Gesundheitsgefährdun- 
gen geeignet ist und sich zugleich in das Leitbild der 
Energiewende zur Nachhaltigkeit einfügt. In diesem 
Sinne werden nachfolgend die zentralen Elemente 
zur Entwicklung nachhaltiger Bioenergiestrategien 
in Entwicklungsländern erörtert. 

10.8.2.1 

Bekämpfung der Energiearmut durch 
netzunabhängige ländliche Energieversorgung 

Der WBGU sieht in der Überwindung der Ener- 
giearmut eines der wesentlichen Ziele der globalen 
Energiewende (Kap. 2; WBGU, 2003a). Darunter 
versteht man den Zugang zu erschwinglichen, zuver- 
lässigen, qualitativ hochwertigen, sicheren, gesund- 
heitlich unbedenklichen und umweltschonenden 
Energiedienstleistungen zur Deckung der Grund- 
bedürfnisse. Moderne Bioenergienutzung kann 
dazu einen wichtigen Beitrag leisten. Eine Verbes- 
serung der traditionellen ineffizienten, gesundheits- 
und umweltschädlichen Bioenergienutzung oder ihr 


Ersatz durch andere emissionsarme Energieformen 
ist aus Sicht des WBGU zur Überwindung der Ener- 
giearmut unbedingt geboten. Klein- bis mittelskalige 
Lösungen bieten für große Bevölkerungsgruppen in 
Entwicklungsländern beträchtliche Entwicklungs- 
chancen, die schnellstmöglich ausgeschöpft werden 
sollten (Kap. 9.2.2). Eine aufwändige Prüfung der mit 
Bioenergienutzung verbundenen Risiken ist bei die- 
sen meist auf Haushaltsebene ansetzenden Lösungen 
in der Regel verzichtbar. So können verschiedene auf 
Biomasse basierende Technologien zur Bekämpfung 
der Energiearmut sowohl im ländlichen als auch im 
städtischen Raum und zum Klimaschutz beitragen. 

Einige dieser Technologien können besonders 
kostengünstig und einfach umgesetzt werden. Dazu 
zählen der Einsatz verbesserter Holzherde, Klein- 
biogasanlagen sowie lokal erzeugtes und genutz- 
tes Pflanzenöl. Ob die Voraussetzungen zum Ein- 
satz dieser Technologien vorhegen, muss jeweils vor 
Ort geprüft werden. Energieeffiziente Holzöfen und 
Herde sowie Kleinbiogasanlagen reduzieren den 
Feuerholzbedarf, tragen zur Innenraumluftverbesse- 
rung bei, reduzieren die Emission von Treibhausga- 
sen und verringern den Zeitaufwand, der zum Sam- 
meln von Feuerholz notwendig ist. Im städtischen 
Raum kann durch effizientere Holzkohleherde der 
Holzkohleverbrauch reduziert werden. Durch Bio- 
massevergasung von Reststoffen und Abfällen kön- 
nen Gas- bzw. Dieselgeneratoren betrieben und zur 
ländlichen Elektrifizierung eingesetzt werden. Auf 
lokaler Ebene kann außerdem Pflanzenöl, das bei- 
spielsweise aus auf marginalen Böden angebau- 
ten Jatropha gewonnen werden kann, universell zur 
Stromerzeugung in Dieselgeneratoren, der Bereit- 
stellung von mechanischer Energie (Mahlen, Was- 
serpumpen) oder in der Mobilität eingesetzt werden 
(Kap. 8.2 und 9.2.2). In Städten sind die Bedingungen 
zur Überwindung der Energiearmut anders, da der 
Zugang zu Energiedienstleistungen hier häufig vor 
allem ein Verteilungsproblem darstellt. 

Status Quo und Hemmnisse 
Dass eine Verbesserung der bestehenden Bioener- 
gienutzung eine wichtige Rolle bei der Beseitigung 
der Energiearmut und damit für Armutsbekämp- 
fung und menschliche Entwicklung spielt, ist keine 
neue Erkenntnis. Dies wurde auf dem Weltgipfel für 
Nachhaltige Entwicklung in Johannesburg (WSSD) 
deutlich hervorgehoben (EUEI und GTZ, 2006). 
So kann beispielsweise durch den Einsatz von ver- 
besserten Biomasseherden der Holzverbrauch um 
die Hälfte oder ein Viertel verringert werden (Kap. 
7.2). Damit steigt die Versorgungssicherheit für eine 
große Gruppe von Menschen, die von Energiearmut 
betroffen sind. Gleichzeitig gehen die enormen nega- 
tiven gesundheitlichen Auswirkungen zurück. 
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Die Fortschritte beim Ersatz ineffizienter Flerde 
sind viel versprechend: Zurzeit werden weltweit 220 
Mio. energieeffiziente Flerde genutzt. Dazu haben 
eine Vielzahl von öffentlichen Programmen und 
auch der Markt beigetragen. Insgesamt hängen 570 
Mio. Haushalte von traditioneller Biomassenutzung 
zum Kochen ab. In China existieren beispielsweise 
ca. 180 Mio. verbesserte Herde, das entspricht 95 % 
aller Haushalte die zum Kochen auf die traditionelle 
Biomassenutzung angewiesen sind. In Indien ent- 
sprechen ca. 34 Mio. verbesserte Herde ca. 25 % sol- 
cher Haushalte. In anderen Ländern wurden eben- 
falls Erfolge erzielt, jedoch bislang nicht auf glei- 
chem Niveau. In Afrika werden beispielsweise nur 
ca. 8 Mio. energieeffizientere Holz- und Holzkoh- 
leherde genutzt, deren Einsatz durch Verbreitungs- 
und Vermarktungsstrategien gefördert wurden. Ein 
Drittel aller afrikanischen Länder haben, unterstützt 
durch die internationale Entwicklungszusammenar- 
beit, Programme für verbesserte Biomasseherde auf- 
gelegt. So hat sich z.B. Uganda 2007 das Ziel gesetzt, 
die Anzahl der verbesserten Herde bis 2017 auf 4 
Mio. zu erhöhen (Kasten 8.2-2; REN21, 2008). 

Das Haushaltsenergieprogramm der GTZ zur 
Verbreitung energieeffizienter Herde oder das Bio- 
gasprogramm der niederländischen Entwicklungsor- 
ganisation SNV veranschaulichen, dass die Entwick- 
lungszusammenarbeit grundsätzlich sehr gute Bei- 
träge zur Verbesserung der ländlichen Energieeffi- 
zienz unter Armutsbedingungen leisten kann. Die 
GTZ hat beispielsweise Märkte für energiesparende 
und emissionsarme Herde aufgebaut und im Auf- 
trag der deutschen und holländischen Regierungen 
damit in den vergangenen vier Jahren 1 Mio. Haus- 
halte erreicht (GTZ, 2007c). Über die SNV konnten 
in den vergangenen fünf Jahren etwa 25.000 Fami- 
lien in Vietnam mit Kleinbiogasanlagen mit integ- 
rierten Toilettenanlagen ausgestattet werden, welche 
Biogas zur Licht- und Kochwärmeerzeugung nutzen 
(DMFA, 2008; SNV, 2008). 

Dies sind wichtige Leistungen, die verstärkt 
und breitenwirksam fortgeführt werden sollten, 
um Energiearmut und damit Armut allgemein zu 
bekämpfen und stärker zum Ressourcenschutz und 
zur Emissionsminderung beizutragen. Jedoch bein- 
haltet die Bekämpfung der Energiearmut mehr als 
nur die Bereitstellung energieeffizienter Herde und 
Kleinbiogasanlagen. Auch hinsichtlich Elektrizitäts- 
versorgung und Mobilität bieten sich Biomassever- 
gasung und Pflanzenöle als kleinskalige Lösungen 
zur Bekämpfung der Energiearmut an (Kap. 8.2). 
Hierbei konnten bislang allerdings nur exempla- 
rische Erfolge erzielt werden. Beispielsweise wer- 
den in Indien und China kleine Biovergasungsanla- 
gen zur Elektrizitätserzeugung eingesetzt. In Indien 
wird die Gesamtkapazität an Vergasungsanlagen auf 


ca. 70 MW geschätzt, wobei zehn nationale Herstel- 
ler die Biomassevergaser in Verbindung mit den ent- 
sprechenden Motoren anbieten (Loy, 2007; REN21, 
2008). Der prozentuale Beitrag von Biomasse zur 
Bruttostromerzeugung betrug in Indien 2004/2005 
jedoch nur 0,03 % (Loy, 2007). 

Gründe für die schleppende Verbreitung die- 
ser kostengünstigen, einfachen Technologien hegen 
sowohl auf der Angebots- als auch auf der Nach- 
frageseite. Auf der Angebotsseite werden die ener- 
giepolitischen Portfolios der Akteure der interna- 
tionalen Entwicklungszusammenarbeit nach wie 
vor von konventionellen „modernen“ Energiesys- 
temen dominiert: Für Geberorganisationen, Regie- 
rungen in Entwicklungsländern und private Inves- 
toren sind große Infrastrukturprojekte attraktiver 
als kleinskalige Ansätze in dünn besiedelten länd- 
lichen Räumen mit schwachen Marktstrukturen. 
Zudem wurden der Nutzwärmebedarf von Haushal- 
ten und Gewerbe sowie die Möglichkeiten moderner 
Anwendungen der energetischen Biomassenutzung 
in der nationalen Energiepolitik häufig unterschätzt 
oder ihre Relevanz für die Energieversorgung über- 
sehen (EUEI und GTZ, 2006). 

Dabei weisen Experten für ländliche Entwick- 
lung immer wieder darauf hin, dass gerade für die am 
wenigsten entwickelten Länder die einfachen tech- 
nologischen Möglichkeiten von größter Bedeutung 
sind (REN21, 2008). Auch erscheinen Produktion 
und Vertrieb von energieeffizienten Herden oder 
Kleinbiogasanlagen für potenzielle lokale Anbieter 
unattraktiv, da die Nachfrage gering ist. Vielfach ist 
auch ein Informationsdefizit auf der Nachfrageseite 
zu vermuten: Viele ländliche Haushalte in Entwick- 
lungsländern sind nicht ausreichend über effiziente 
Alternativen der Feuerholzverbrennung informiert 
sowie skeptisch gegenüber neuen Technologien und 
zu erwartender Folgekosten, z.B. bei der Anschaf- 
fung neuer Kochgeräte. Auch bleibt der Leidens- 
druck vielerorts noch relativ begrenzt, da sich Heiz- 
materialien wie Feuerholz immer noch finden lassen 
und, ähnlich wie bei der Wasserversorgung, ein hoher 
Zeitaufwand für die Beschaffung als normal betrach- 
tet wird. Dies geht vor allem zu Lasten von Frauen 
und Mädchen, denen diese Zeit für Erwerbstätigkeit 
oder für Schule und Ausbildung fehlt. 

Bei der Einrichtung einer netzunabhängigen länd- 
lichen Stromversorgung, die auf Biomasse basiert, 
ergeben sich zusätzliche Hemmnisse. Sie entstehen 
sowohl beim Zugang zur Technologie, beispielsweise 
durch hohe Kosten für die Anfangsinvestition, feh- 
lende Vertrautheit mit der Technologie, sowie man- 
gelnde Zahlungsbereitschaft und -fähigkeit der End- 
nutzer. Sie bestehen aber auch bei der Fortführung 
bestehender Projekte, z.B. wegen unzureichender 
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Investitionen in Wartung und Instandhaltung (Valen- 
cia und Caspari, 2008). 

Bekämpfung der Energiearmut priorisieren 
Umfassende Strategien zur Bekämpfung der Ener- 
giearmut setzen voraus, dass die Prioritäten in der 
Entwicklungszusammenarbeit entsprechend ange- 
passt werden. Dazu muss sich die internationale 
Gemeinschaft zeitliche Ziele für den Ausstieg aus 
den gesundheitsschädlichen Formen der traditio- 
nellen Bioenergienutzung setzen. Der WBGU emp- 
fiehlt, dass dieses Ziel bis 2030 vollständig umgesetzt 
sein sollte. Zur erfolgreichen Umsetzung einer sol- 
chen Strategie müssen Umsetzungshemmnisse bes- 
ser verstanden und überwunden werden; dazu sind 
sowohl länderübergreifende Querschnittsevaluie- 
rungen als auch lokal explizite Untersuchungen not- 
wendig. Allerdings ist auch für die Förderung einer 
netzunabhängigen Energieversorgung auf nationa- 
ler bzw. lokaler Ebene ein gewisses Maß an politi- 
scher und gesellschaftlicher Rahmensetzung not- 
wendig. Zur Finanzierung bieten sich neben den Mit- 
teln der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit, 
Mikrofinanzsysteme und öffentlich-private Partner- 
schaften an (Kap. 12.5; WBGU, 2003a). Auch eine 
Zulassung von kleinskaligen CDM-Projekten zur 
Effizienzverbesserung bei der traditionellen Bio- 
energienutzung ist begründbar und kann daher die 
Finanzierung unterstützen (Kap. 10.2.3.1). Die Über- 
windung der traditionellen Biomassenutzung sollte 
aus Sicht des WBGU Priorität vor allen anderen ent- 
wicklungspolitischen Strategien der Bioenergienut- 
zungen haben. Dies gilt insbesondere in den ca. 75 
Ländern, in denen über 50 % der Energieversorgung 
der Flaushalte durch Bioenergie gedeckt wird, und 
noch dringlicher in den ca. 50 Ländern, in denen die- 
ser Anteil bei über 90 % hegt. 


10.8.2.2 

Modernisierung der Energiesektoren und 
Exportproduktion 

Entscheidendes Element zur Überwindung von Ener- 
giearmut ist der Zugang zu Elektrizität und damit 
einhergehend die Modernisierung der Energiesek- 
toren in den Entwicklungsländern. Grundsätzlich 
sind auch fortgeschrittene Technologien der energe- 
tischen Biomassenutzung zur dezentralen Strom- 
versorgung und zur Wärmeerzeugung in ländlichen 
Gebieten geeignet (Kap. 8). So kann die energetische 
Nutzung von Biomasse auch zur Modernisierung des 
gesamten Energiesektors inklusive des Verkehrs bei- 
tragen und neben der Verbesserung der Selbstver- 
sorgung potenziell auch Chancen für die Exportwirt- 
schaft bieten (Kap. 8.2.2; Kasten 8.2-3). 


Wie die Modellierungsergebnisse aus Kapitel 6 
zeigen, gibt es in einem Teil der Entwicklungs- und 
Schwellenländer beachtliche Potenziale für den 
nachhaltigen Anbau von Energiepflanzen, und zwar 
überwiegend in tropischen und subtropischen Brei- 
ten. Vom modellierten globalen nachhaltigen Poten- 
zial aus Energiepflanzen, das 6-25 % der heuti- 
gen Primärenergienachfrage entspricht, entfallen 
ca. 22-24 % auf Mittel- und Südamerika, 12-15 % 
auf Afrika südlich der Sahara, 12-13 % auf China 
und angrenzende Länder, 7-8 % auf die GUS-Staa- 
ten sowie weitere 3-6 % auf Südasien. Die größten 
zusammenhängenden Flächen hegen dabei im Über- 
gangsbereich von Sahelzone und Savanne, im süd- 
lichen Afrika und auf dem indischen Subkontinent. 
Allerdings bestehen Datenunsicherheiten bezüglich 
der gegenwärtigen Landnutzung. Um diese nach- 
haltigen Potenziale realisieren zu können, müssen 
entsprechende institutionelle Rahmenbedingungen 
geschaffen und Kapazitäten aufgebaut werden, wel- 
che die Akteure in diesen Großregionen zur Einhal- 
tung der Nachhaltigkeitsanforderungen befähigen 
(Kap. 6.7). Von besonderer Bedeutung ist hier die 
Vermeidung von unerwünschten direkten und indi- 
rekten Landnutzungsänderungen, die die Ernäh- 
rungssicherheit beeinträchtigen, den Erhalt biologi- 
scher Vielfalt gefährden oder zu hohen Treibhaus- 
gasemissionen führen können. Dafür müssen sowohl 
internationale Rahmenbedingungen geschaffen und 
verbessert, als auch nationale Anstrengungen unter- 
nommen werden. 

Die internationale Entwicklungszusammenarbeit 
sollte diese Länder bei einer nachhaltigen Realisie- 
rung dieser Potenziale entsprechend unterstützen. 
Das kann auch solche Länder einschließen, in denen 
die gegenwärtigen politischen und sozioökonomi- 
schen Bedingungen ungünstig sind, in denen Bio- 
energie aber mittel- bis langfristig zur wirtschaftlich 
nutzbaren Ressource werden kann, die eine positive 
Entwicklungsdynamik verstärken könnte. In Län- 
dern, die bereits über Anbauflächen für Energie- 
pflanzen verfügen, sollte entsprechend eine nachhal- 
tige Ausgestaltung der Bioenergieproduktion einge- 
fordert und unterstützt werden. Wo die nachhalti- 
gen Potenziale für einen Energiepflanzenanbau aber 
schon heute ausgeschöpft oder auch langfristig kaum 
zu realisieren sind, sollte ein Ausbau der Bioenergie- 
produktion hingegen grundsätzlich nicht gefördert 
werden. 

Bioenergie wird meist in nationalen Rahmen pro- 
duziert und genutzt. Dennoch gehen von der inter- 
nationalen Ebene positive wie negative Anreize aus, 
die sich auf die Nutzung der Bioenergie in den Ent- 
wicklungsländern auswirken und somit Chancen 
und Risiken beeinflussen. Damit für eine nachhal- 
tige Produktion und Nutzung von Bioenergie in Ent- 
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wicklungs- und Schwellenländern günstige interna- 
tionale Rahmenbedingungen entstehen können, sind 

nach Auffassung des WBGU folgende Elemente zu 

berücksichtigen: 

• Das vom WBGU beschriebene Konzept der Leit- 
planken zeigt die Grenzen auf, in denen der Aus- 
bau des Bioenergiesektors global tolerierbar ist. 
Eine nachhaltige Förderpolitik sollte daher die 
Leitplanken für Klima-, Biosphären- und Boden- 
schutz, den Zugang zu Nahrung und Energie sowie 
bezüglich Gesundheit und weiterer Nachhaltig- 
keitsanforderungen berücksichtigen. Die Bundes- 
regierung sollte in der EU sowie in den Aufsichts- 
gremien internationaler Entwicklungsorganisatio- 
nen die Beachtung dieser Leitplanken einfordern 
und u. a. darauf hinwirken, die 2°C-Leitplanke in 
der Klimarahmenkonvention (UNFCCC) ver- 
bindlich festzuschreiben, Naturschutzgebiete auf 
10-15 % der weltweiten Fläche auszuweiten und 
zur Sicherstellung elementarer Energiedienstleis- 
tungen eine weltweite Mindestversorgung von 
700-1.000 kWh^j pro Kopf und Jahr anzustreben 
(Kap. 3). 

• Eine Operationalisierung des Leitplankenkon 
zepts für die Bioenergieproduktion erfordert 
neben weiteren flankierenden Maßnahmen die 
Entwicklung und Durchsetzung weltweit gülti- 
ger Nachhaltigkeitsstandards und Zertifizierungs- 
systeme. Entwicklungsländer sollten bei der Ein- 
richtung und Umsetzung solcher Zertifizierungs- 
systeme angemessen unterstützt werden. Multi- 
laterale Entwicklungsbanken und internationale 
Finanzierungsinstitutionen sollten bei der Kre- 
ditvergabe für Bioenergieinvestitionen auf die 
Einhaltung von Nachhaltigkeitsstandards ach- 
ten. Hierbei sollten der vom WBGU vorgeschla- 
gene Mindeststandard sowie die Förderkriterien 
zugrunde gelegt werden (Kap. 10.3.1). 

• Handelsschranken sollten grundsätzlich abgebaut 
werden, damit die Entwicklungs- und Schwellen- 
länder ihre komparativen Vorteile bei der Pro- 
duktion nachhaltiger Bioenergieträger und die 
damit verbundenen Entwicklungschancen nutzen 
können (Kap. 10.3.3). Die multilaterale Zusam- 
menarbeit kann dabei durch spezifische zwischen- 
staatliche Partnerschaften gezielt ergänzt werden. 
So können z.B. Anbieter- und Nachfragerländer 
von Bioenergieprodukten Handelspartnerschaf- 
ten eingehen, in denen gegen Zusicherung einer 
nachhaltigen Produktion unter Einhaltung des 
Mindeststandards freier Markzugang gewährt 
wird und eventuell zusätzlich spezialisierte Tech- 
nologien ausgetauscht werden. Derartige Bio- 
energiepartnerschaften bieten sich auf Grund der 
dort vorhandenen Potenziale vor allem mit afri- 


kanischen und lateinamerikanischen Ländern an 
(Kap. 6.7). 

• Da auch die Zentren biologischer Vielfalt und die 

Flächen mit hoher Kohlenstoffspeicherung viel- 
fach in Entwicklungsländern mit großen Bioener- 
giepotenzialen hegen, müssen entsprechende Flä- 
chen, wie insbesondere tropische Primärwälder, 
dort besonders geschützt werden. Zur Finanzie- 
rung sollten internationale Kompensationszah- 
lungen für entgangene Einkommen in der Land- 
und Forstwirtschaft eingerichtet sowie verbindli- 
che Vereinbarungen über reduzierte Entwaldung 
getroffen werden (Kap. 10.2 und 10.5.2). 

• Ein kontrollierter Ausbau der Bioenergie sollte 
mit weltweiten Anstrengungen zur Stärkung der 
Landwirtschaft - vor allem in Entwicklungslän- 
dern - einhergehen, damit die zur Ernährungs- 
sicherheit notwendige Steigerung der Flächen- 
produktivität in der Nahrungsmittelproduktion 
erreicht werden kann (Kap. 10.4.3). Weil die Pro- 
duktion von Bioenergie unter Umwidmung land- 
wirtschaftlicher Nutzflächen die Ernährungssi- 
cherung gefährden kann, bedarf es eines globa- 
len Monitorings der Landnutzung und geeigne- 
ter Risikovorsorge. Entsprechende Vorkehrungen 
sollten im Sinne systemweiter Kohärenz in den 
Bereichen Entwicklung, humanitäre Hilfe und 
Umwelt unter dem Dach der Vereinten Natio- 
nen getroffen werden (Kap. 10.4). Um Landnut- 
zungskonkurrenzen allgemein besser verstehen 
und regeln zu können, sollte außerdem eine Glo- 
bale Kommission zur nachhaltigen Landnutzung 
mit angemessener politischer Autorität eingesetzt 
werden (Kasten 10.3-6). 


10.8.2.3 

Kernelemente nationaler Bioenergiestrategien für 
Entwicklungsländer 

Ohne wirksame politische Steuerung auf nationa- 
ler Ebene sind die Risiken der Bioenergienutzung 
kaum zu vermeiden. Neben einer potenziell nega- 
tiven Klimabilanz des Energiepflanzenanbaus, dem 
Verlust an biologischer Vielfalt (z.B. durch Waldro- 
dungen) sowie Bodendegradation drohen insbeson- 
dere Verdrängungseffekte zu Lasten der Nahrungs- 
mittelproduktion und die Verdrängung kleinbäuer- 
licher Produktion durch den großflächigen Aufkauf 
von Land. Diese Risiken zu vermeiden und Bioener- 
gieproduktion nachhaltig zu gestalten, bleibt vor 
allem eine Aufgabe nationaler Politik. 

Gerade wenn Bioenergie zum Umbau nationa- 
ler Energiesektoren genutzt und Energiepflanzen 
auf großen Flächen angebaut werden sollen, brau- 
chen Entwicklungs- und Schwellenländer länder- 
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Kasten 10.8-1 

Länderstudie Indien -yatropAa-Anbau als 
Entwicklungsmodell 

Seit einigen Jahren und mit weltweit wachsendem Inter- 
esse wird der Anbau der Jatropha-Füanze zur Biokraft- 
stoffproduktion vorangetrieben. Auch Indien fördert seit 
2003 verstärkt die Entwicklung von Biokraftstoffen auf der 
Basis von Jatropha. Ziel ist es, angesichts hoher und noch 
steigender Rohölimportquoten die Versorgungssicherheit 
zu erhöhen und die ländliche Entwicklung voranzutrei- 
ben. Als weitere Chancen werden die Fruchtbarmachung 
von degradiertem Land und der Klimaschutz genannt. Die 
Erwartungen wurden vom eigens gegründeten Ausschuss 
für Biodieselentwicklung 2003 sehr hoch gesteckt: Man ging 
davon aus, dass bis 2012 eine 20%ige Beimischungsquote 
erreicht werden könnte. Dafür war der Anbau von Jatropha 
auf ca. 11,2 Mio. ha marginalen Flächen (wasteland) vor- 
gesehen (Flanning Commission, 2003). Darunter versteht 
man landwirtschaftlich nicht effektiv genutzte bzw. minder- 
wertige oder degradierte Landflächen. In einer nationalen 
„Biodiesel Mission“ sollte die Produktion und Nutzung von 
Biodiesel getestet und entwickelt werden (TERI und GTZ, 
2005). Einige Bundesstaaten, so z.B. Uttarakhand und Chat- 
tisgarh, legten ambitionierte Programme mit unterschiedli- 
chen Förderinstrumenten vor, wodurch erste Anbauflächen 
und Raffineriekapazitäten geschaffen wurden. Mittlerweile 
hat die indische Regierung eine neue Biokraftstoffpolitik 
beschlossen. Bis 2017 sollen 20 % der Dieselnachfrage aus 
nachwachsenden Rohstoffen gedeckt werden (Economist, 
2008b). 

Trotz der großen Anstrengungen der letzten Jahre steckt 
die Entwicklung des indischen Biodieselsektors noch in den 
Anfängen. Hauptgrund ist, dass der Anbau von Jatropha 
bisher nicht rentabel ist. Die Früchte können erst nach 3-5 
Jahren geerntet werden und das Ertragspotenzial der Wild- 
pflanze ist ohne zusätzliche Düngung und Wasserzufuhr 
sehr gering (Kap. 7.1). Die Subventionierung von fossilem 
Diesel erschwert die Rentabilität der Biodieselproduk- 
tion zusätzlich. Außerdem ist derzeit noch nicht absehbar, 
welche sozioökonomischen und ökologischen Folgen der 
Anbau mit sich bringt. Trotzdem lassen sich aus den bishe- 
rigen Erfahrungen einige Schlüsse ziehen: 

Nach Altenburg et al. (2008) hängt die Schaffung von 
Entwicklungschancen durch die Biodieselproduktion 
wesentlich von der Organisation der Wertschöpfungskette 
ab. ln Indien wurden viele unterschiedliche Ketten iden- 
tifiziert, die sich in drei Kategorien einteilen lassen: Ein 
von der Regierung organisierter Anbau auf Staatsland, ein 
kleinbäuerlicher Anbau sowie ein von Großunternehmen 
initiierter Anbau. Die Kategorien unterscheiden sich im 
Wesentlichen in der Zielsetzung, der Verteilung der Anbau- 
risiken und des Landnutzungsrechts. 

Ziel des von der Regierung organisierten Modells ist die 
ländliche Entwicklung und die Nutzbarmachung degradier- 
ten Landes. Der Anbau verläuft auf staatlichem Land und 
die Landarbeiter erhalten ein regelmäßiges Einkommen 
(collectors model). In einigen Fällen bestehen Kooperatio- 
nen mit der Privatwirtschaft (PPP-Modelle). Der Staat trägt 
das Risiko, unabhängig von einem im Markt zu erwirtschaf- 
teten Gewinn. Dadurch entstehen zusätzliche Beschäfti- 
gungs- und Einkommenschancen. Durch die Einbindung 
der Gemeinden, den sog. Panchayats, in den Anbau und die 
Entscheidung darüber, welches Land genutzt werden kann, 
werden Risiken der Vertreibung und der Gefährdung des 
Nahrungsmittelanbaus reduziert. Die Organisation verläuft 


meist im Rahmen staatlicher Förderprogramme, wie dem 
„Joint Forest Management“ Programm. Im Bundesstaat 
Andhra Pradesh hat dieses Modell die weiteste Verbreitung 
gefunden. Aufgrund hoher staatlicher Eingriffe ist jedoch 
fraglich, ob es jemals in einen nachhaltigen wirtschaft- 
lich eigenständigen Entwicklungspfad überführt werden 
könnte. 

Im zweiten Modell bewirtschaften mittelständische 
Bauern und Kleinbauern ihr eigenes Land. Da diese Land- 
wirte auf unmittelbare Einkommensrückflüsse angewiesen 
sind, wird derzeit der Anbau nur zusätzlich zur eigentlichen 
Bewirtschaftung betrieben, z.B. in Form von Heckenpflan- 
zung im Rahmen des Programms „Fences for Fuel“ in 
Rajastan. Dort nutzen die Landwirte das Pflanzenöl direkt 
für das Betreiben von Generatoren und Pumpen und tra- 
gen so zur lokalen Energieversorgung bei. In den meisten 
Fällen sind die Bauern jedoch in Abnahmeverträge mit 
Unternehmen eingebunden. In Pilotprojekten im Staat 
Karnataka unterstützt der Staat die Gründung von Koope- 
rativen. Zwar garantiert der Zusammenschluss der Bauern 
noch keinen Markt, aber die Produktionsrisiken werden 
erheblich abgeschwächt sowie die Selbstorganisation und 
Selbstverantwortung der Kleinbauern unterstützt. Der 
Jatropha- Aahau kann so dazu beitragen, dass ungenutztes 
Land im Besitz von Kleinbauern wieder produktiv einge- 
setzt werden kann. 

Risiken ökologischer und sozialer Art werden vor allem 
im dritten Modell, dem von Unternehmen initiierten Anbau 
gesehen. Unternehmen setzen auf großflächigen Anbau und 
Skaleneffekte. Durch ihr Kapital und Know-how können sie 
entsprechend Bewässerung und Nährstoffe bereitstellen. 
Das schafft zwar Potenzial für erheblichen Mehrertrag und 
ländliche Einkommens- und Beschäftigungsmöglichkeiten, 
aber Monokulturen und die Verdrängung des Nahrungs- 
mittelanbaus könnten die Folge sein. Aufgrund der derzeit 
zu erzielenden niedrigen Marktpreise für Energiepflanzen 
besteht diese Gefahr jedoch momentan nicht. 

Eine zentrale Rolle für die großflächige Produktion 
spielt der günstige Zugang zu Land. Unternehmen nutzen 
in erster Linie privates Land. Daneben stellen Bundesstaa- 
ten wie Chattisgarh staatliche Pachtflächen auf marginalen 
Flächen zum Jatropha- Anbau zur Verfügung. Diese Flächen 
werden jedoch oft von Viehhirten als Weide benutzt und 
es besteht die Gefahr, dass deren Nutzungsinteressen nicht 
berücksichtigt und Menschen vertrieben werden. In einzel- 
nen indischen Bundesstaaten zeichnen sich deshalb schon 
heute Konflikte um die Landfrage ab (Grain, 2008; Peop- 
les Coalition, 2008; Kasten 6.7-2). Damit die Risiken der 
großflächigen Produktion vermieden werden können, ist 
entscheidend, dass lokale Entscheidungsprozesse über die 
Nutzung und Verpachtung von Flächen partizipativ verlau- 
fen. Noch sind diese Voraussetzungen jedoch nicht überall 
in Indien gegeben (Altenburg et al., 2008). 

Zwar scheint das Entwicklungspotenzial der Biodie- 
sel- und Pflanzenölproduktion in Indien trotz der teilweise 
ernüchternden Erkenntnisse hoch, aber Risiken des Aus- 
baus bestehen. Diese können jedoch durch die Wahl der 
Wertschöpfungsmodelle, die Zielsetzung der Regierung 
(lokale Energieversorgung versus Versorgung des natio- 
nalen bzw. globalen Markts) sowie geeignete partizipative 
Verfahren erheblich abgesenkt werden. Indien ist ein Vor- 
reiter beim Anbau von Jatropha für die Biodieselproduk- 
tion. Die bisherigen Erfahrungen mit dem Anbau und der 
Produktion in unterschiedlichen Fördermodellen bieten 
eine Chance, die Risiken und Potenziale des Ölpflanzenan- 
baus zu erforschen und bewährte Modelle und Methoden 
auch für andere Länder zu entwickeln. 
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Abbildung 10.8-1 

Entscheidungshilfe zur Entwicklung von Bioenergiestrategien in Entwicklungs- und Schwellenländern. Die roten Pfeile 
verweisen auf WBGU-Empfehlungen. 

Quelle: WBGU aufbauend auf Vermeulen et al., 2008 


spezifische Strategien, die den damit verbundenen 
Chancen und Risiken gerecht werden. Unterschied- 
liche mit der Bioenergieproduktion verknüpfte Poli- 
tikziele lassen sich über unterschiedliche Konversi- 
onspfade und Wertschöpfungsketten erreichen, Ziel- 
konflikte entsprechend minimieren (z.B. in Indien: 
Kasten 10.8-1). Kernelemente einer Bioenergiestra- 


tegie müssen von den jeweiligen Regierungen län- 
derspezifisch konkretisiert und unter Einbeziehung 
der betroffenen Akteure abgewogen werden. Groß- 
skalige Bioenergieinvestitionen in Entwicklungslän- 
dern sollten demnach ohne die vorherige Erstellung 
klar ausgearbeiteter und in ihrer Umsetzung realisti- 
scher Strategien und Nutzungskonzepte nicht getä- 
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tigt und zumindest von Seiten der Entwicklungszu- 
sammenarbeit nicht unterstützt werden. Nur eine 
systematische Überprüfung der länderspezifischen 
Ziele und Voraussetzungen sowie eine Ausarbeitung 
der Bedingungen für eine nachhaltige Produktion - 
einschließlich der Abwägung möglicher Alternati- 
ven - kann einen ökologisch wie sozial nachhaltigen 
Ausbau nationaler Bioenergiesektoren gewährleis- 
ten (Entscheidungshilfe: Abb. 10.8-1). Die Entwick- 
lungspolitik kann hierbei wichtige Beiträge leisten. 

Biomasseproduktion 

Die energetische Nutzung von biogenen Abfall- und 
Reststoffen aus Land- und Forstwirtschaft bietet viele 
Vorteile gegenüber dem Anbau von Energiepflan- 
zen, z.B. entfallen weitgehend die Konkurrenzen 
mit bestehender Landnutzung und mögliche Emis- 
sionen aus Landnutzungsänderungen und Anbau. 
In den stark landwirtschaftlich geprägten Entwick- 
lungsländern fallen erhebliche Mengen geeigneter 
Reststoffe an (z.B. in der Fischerei, in Sägewerken, 
Tee- und Kaffeeplantagen), die genutzt werden kön- 
nen (Kap. 7 und 8). Werden Reststoffe aus land- und 
forstwirtschaftlichen Flächen entnommen, muss ein 
wirksamer Bodenschutz gewährleistet sein. Da nicht 
eindeutig feststeht, wie hoch die nachhaltigen wirt- 
schaftlichen Potenziale sind und wie diese ausge- 
schöpft werden können, besteht hier ein großer For- 
schungsbedarf. In Pilotvorhaben sollte die Mobilisie- 
rung und Nutzung von Abfall- und Reststoffen unter- 
stützt und beste Anwendungen identifiziert werden. 

Beim Anbau von Energiepflanzen sind insbeson- 
dere in Entwicklungsländern direkte und indirekte 
Landnutzungsänderungen (z.B. durch tropische Ent- 
waldung, Konkurrenz zur Nahrungsproduktion) ein 
Risikofaktor. Landnutzungsänderungen beeinflus- 
sen die Treibhausgasbilanz entscheidend, weshalb 
der WBGU die direkte und indirekte Umwand- 
lung von Wäldern und Feuchtgebieten ablehnt. Der 
Anbau von Energiepflanzen sollte deshalb auch in 
Entwicklungsländern auf solche Flächen beschränkt 
werden, deren Umwidmung für die Bioenergiepro- 
duktion Emissionen aus Landnutzungsänderungen 
weitgehend vermeidet, da hierdurch etwa die Hälfte 
der Klimaschutzwirkung verloren gehen kann oder 
sogar Klimaschäden ausgelöst werden (Kap. 7.3). 
Daher sollte für den Anbau von Energiepflanzen 
vor allem marginales Land gefördert werden. Da in 
Entwicklungsländern auch marginale Flächen häufig 
genutzt werden, ist dabei auf die Interessen lokaler 
Bevölkerungsgruppen zu achten und deren Partizi- 
pation sicherzustellen. Beim Anbau im Rahmen der 
Vertragslandwirtschaft sollte die faire Teilhabe von 
Kleinbauern an der Produktion gewährleistet wer- 
den (Kasten 8.2-3). 


Auch die Wahl der Anbausysteme entscheidet 
über die Nachhaltigkeit der Produktion. Gemes- 
sen an den Nachhaltigkeitskriterien des WBGU 
sowie unter Berücksichtigung von Flächenerträgen 
sind mehrjährige Kulturen wie Jatropha, Ölpalme, 
Zuckerrohr und Kurzumtriebsplantagen mit schnell 
wachsenden Hölzern sowie Energiegräser einjähri- 
gen Anbaukulturen wie Raps, Getreide oder Mais 
grundsätzlich vorzuziehen. Wo immer möglich, soll- 
ten Pflanzengemische statt Monokulturen verwen- 
det werden. Durch geeignete Anbausysteme kann 
zusätzlich organischer Kohlenstoff in den Boden ein- 
gebracht werden, was sowohl die Treibhausgasbilanz 
als auch die Bodenfruchtbarkeit verbessert (Kap. 
7.1). Gerade in Entwicklungsländern ist Bioener- 
gieproduktion deshalb als Instrument zur Deserti- 
fikationsbekämpfung und zur Restaurierung degra- 
dierter Böden einsetzbar (Kap. 10.6). Eine partizi- 
pative Landnutzungsplanung ist dabei unverzicht- 
bar. Besonders sozial und ökologisch nachhaltige 
Anbausysteme sollten in diesem Sinne durch geeig- 
nete Pilotprojekte gefördert werden. Auch die Mög- 
lichkeit von Aufforstungen in Kombination mit nach- 
haltiger Nutzung sollte geprüft werden. 

In der Summe sollte Bioenergie aus Energiepflan- 
zen in Entwicklungsländern aus Sicht des WBGU 
nur dann gefördert werden, wenn einschließlich der 
Emissionen aus direkten und indirekten Landnut- 
zungsänderungen eine Klimaschutzwirkung eindeu- 
tig als positiv nachgewiesen ist und auch die ande- 
ren Nachhaltigkeitsdimensionen - Primat der Ernäh- 
rungssicherung, Erhaltung biologischer Vielfalt, 
Schutz der Boden- und Wasserressourcen - einge- 
halten werden (Kap. 10.3.1). 

Einbindung der Bioenergie in die 
Energiesysteme und sinnvolle 
Konversionspfade 

Der WBGU zeigt, wie Bioenergie je nach Zielsetzung 
und gegebenen Strukturen der Energiesysteme in 
Entwicklungsländern nachhaltig verwendet werden 
kann. Neben ihrem verbesserten Einsatz zur lokalen 
Energieversorgung auf Haushalts- und Dorfebene 
sowie in Kleinbetrieben kann Bioenergie grund- 
sätzlich auch einen wichtigen Beitrag zur Moderni- 
sierung der Energiesektoren im urban-industriellen 
Kontext leisten. Wichtig ist dabei zu unterscheiden, 
ob Bioenergie im Bereich der Strom- und Wärme- 
versorgung oder im Verkehrssektor eingesetzt wer- 
den soll. Für den Klimaschutz erscheinen auch in 
Entwicklungsländern diejenigen Anwendungsberei- 
che am attraktivsten, bei denen fossile Energieträ- 
ger mit hohen COj-Emissionen (vor allem Kohle) 
verdrängt werden (Kap. 9.2. 1.3). Deshalb sind Nut- 
zungspfade, die aus Bioenergie Strom erzeugen, in 
der Regel gegenüber der Nutzung von Biokraftstof- 
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fen für den Transport vorzuziehen. Die jeweils besten 
Anwendungen hängen jedoch stark von der Energie- 
versorgungsstruktur und den Kosten ab. Dabei sind 
sowohl Gestehungs- als auch Treibhausgasvermei- 
dungskosten relevant (Kap. 7.3). 

Obwohl Entwicklungs- und Schwellenländer noch 
keine internationalen Verpflichtungen zur quanti- 
tativen Begrenzung ihrer Treibhausgasemissionen 
eingegangen sind, haben auch sie sich zum Klima- 
schutz bekannt. Gerade in wirtschaftlich schwäche- 
ren Ländern kann aber die absolute Menge an Treib- 
hausgaseinsparungen kaum der entscheidende Fak- 
tor bei der Auswahl der Konversionssysteme sein. 
Bioenergiepfade, die besonders kostengünstige Kli- 
maschutzoptionen darstellen, sollten jedoch auch 
in Entwicklungsländern mit höchster Priorität ver- 
folgt werden. Nicht zuletzt können bei niedrigen 
Treibhausgasvermeidungskosten auch neue Finan- 
zierungsquellen über internationale Klimaschutzin- 
strumente erschlossen werden. Daher sollten solche 
Konversionspfade für die Bioenergienutzung ange- 
strebt werden, die bei relativ hoher Vermeidungsleis- 
tung pro eingesetzter Menge an Biomasse geringe 
Treibhausgasvermeidungskosten haben. Dabei soll- 
ten vor allem Technologien eingesetzt werden, die 
einen Übergang hin zu einem modernen Energiesys- 
tem mit niedrigen Treibhausgasemissionen erlauben. 
Eine ineffiziente Infrastruktur sollte deshalb nicht 
verstetigt werden. 

Unter diesen Gesichtspunkten sind folgende 
Anwendungen insbesondere für Entwicklungs- und 
Schwellenländer von Interesse: Bei der Strom- und 
W ärme Versorgung führen diej enigen Pfade, bei denen 
feste Biomasse in Kohlekraftwerken mitverbrannt 
wird, zu hoher Treibhausgasreduktion bei geringen 
Vermeidungskosten. Besonders positiv ist hierfür die 
Nutzung biogener Reststoffe aus Land- und Forst- 
wirtschaft (z.B. Stroh, Hackschnitzel, Bagasse usw.), 
Kaskadennutzung und die Energiepflanzennutzung 
in Form von Holz- oder Graspellets. Mitverbrennung 
ist dort besonders günstig, wo der Kohleanteil an der 
Stromversorgung hoch ist, wie z.B. in den wachsen- 
den Schwellenländern Indien und China. Der große 
Vorteil der stationären Nutzung hegt darin, dass die 
Abwärme genutzt werden kann. Wegen ihres hohen 
energetischen Wirkungsgrads ist die KWK-Technik 
grundsätzlich der reinen Stromproduktion vorzu- 
ziehen, sofern die Nachfrage nach der Wärme gege- 
ben ist. Gerade für Regionen mit hohem Kälte- bzw. 
Kühlbedarf lässt sich die KWK auch zur Kälteerzeu- 
gung einsetzen. 

ln Ländern wie Brasilien könnte Ethanol aus 
Zuckerrohr direkt in Gas- und Dampfkraftwer- 
ken eingesetzt werden. Auch der Einsatz von Flüs- 
sigkraftstoffen (z.B. Pflanzenöl und Bioethanol) in 
Blockheizkraftwerken (BHKW) hat eine höhere 


Klimaschutzwirkung als deren Einsatz im Verkehr. 
Allerdings haben diese Bioenergiepfade relativ hohe 
Gestehungs- und Treibhausgasvermeidungskosten, 
falls die Infrastruktur neu aufgebaut werden muss. 
Als teure Klimaschutzoption sind sie daher für eine 
mögliche Finanzierung über Klimaschutzinstrumente 
weniger attraktiv. Diese Optionen sollten deshalb vor 
allem durch Entwicklungszusammenarbeit und Tech- 
nologiekooperationen unterstützt werden, ln Län- 
dern wie z.B. Uganda, in denen die Stromversorgung 
größtenteils durch Wasserkraft erfolgt, ist der Einsatz 
von Biomasse als Flüssigkraftstoff im Verkehr sinn- 
voll, wenn dadurch fossile Kraftstoffe verdrängt wer- 
den. Eine noch größere Klimaschutzwirkung könnte 
allerdings erreicht werden, wenn die in tropischen 
Ländern produzierte Biomasse bzw. Pflanzenöl und 
Bioethanol zur Verstromung in BHKW eingesetzt 
oder exportiert würden, ln urbanen Zentren kön- 
nen breit angelegte Programme zur Einführung von 
BHKW den Neubau großer Kohlekraftwerke ver- 
meiden. Die Produzenten von Biokraftstoffen haben 
dadurch eine gesicherte Abnahme und (mehr) Inves- 
titionssicherheit. 

Nicht zuletzt ist Biomethan ein flexibler Energie- 
träger, der eine nahezu universelle Nutzung ermög- 
licht. Ausgangsstoff ist entweder Biogas, das aus der 
Vergärung feuchter Biomasse in Biogasanlagen ent- 
steht, oder Synthesegas aus der Vergasung von über- 
wiegend fester Biomasse. Die Vergasung ist aller- 
dings gegenwärtig noch vergleichsweise teuer (Kap. 
7.2). Im Gegensatz zur direkten Nutzung des Bio- 
bzw. Synthesegases in dezentralen Stromerzeugungs- 
anlagen, kann Biomethan in Erdgasnetze eingespeist 
und so eine flexible Nutzung in unterschiedlichen 
Kraftwerkstypen erreicht werden. Die Biomethan- 
option ist jedoch nur in Schwellen- und Entwick- 
lungsländern mit einem bereits ausgebauten oder in 
Entstehung befindlichen Gasnetz interessant. Über 
Pipelines oder die Verflüssigung (LNG) kann Bio- 
methan jedoch auch einfach transportiert und expor- 
tiert werden (Kasten 7.2-2, Kap. 8. 1.2.3 und 9.2. 1.4). 

Im Transport- und Verkehrssektor sind Biokraft- 
stoffe für Entwicklungs- und Schwellenländer inso- 
weit eine Option, als sowohl Bioethanol als auch 
Biodiesel problemlos in Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern produziert werden können. So lange 
Elektromobilität nicht etabliert ist und Verbren- 
nungsmotoren ersetzen kann, ist der Anbau tropi- 
scher Energiepflanzen auf degradiertem Land zur 
Herstellung von Biokraftstoffen eine kostengünstige 
Klimaschutzoption. Biodiesel aus Jatropha und Bio- 
ethanol aus Zuckerrohr ermöglichen Treibhausgas- 
einsparungen zu geringen Kosten, wenn der Anbau 
zu einer Kohlenstoffspeicherung im Boden führt und 
keine indirekten Landnutzungsänderungen ausge- 
löst werden. Eine Finanzierung über Klimaschutzin- 
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strumente könnte dadurch ermöglicht werden. Auch 
in diesem Fall könnten jedoch über die Strompro- 
duktion höhere Treibhausgaseinsparungen erzielt 
werden. Damit die alte Verkehrsinfrastruktur auch 
in Entwicklungsländern nicht verstetigt wird, sollte 
daher eine gezielte Förderung in Richtung Verstro- 
mung und Elektromobilität erfolgen. Sofern die Pro- 
duktion der Biokraftstoffe dem Mindeststandard ent- 
spricht, eröffnen sich hier Chancen für die Export- 
wirtschaft zur Verstromung der Flüssigkraftstoffe in 
BFIKW, z.B. in Industrieländern (Kap. 8. 1.2.1 und 
9.2.1.4). 

Es lassen sich also verschiedene Pfade identifizie- 
ren, die zur klimafreundlichen Modernisierung der 
Energiesektoren im urban-industriellen Kontext in 
Entwicklungs- und Schwellenländern durchaus sinn- 
voll sind. Hier bieten sich den tropischen Ländern 
durch den nachhaltigen Anbau von Energiepflanzen 
große Potenziale und außerdem Chancen zur länd- 
lichen Entwicklung und Erschließung von Export- 
märkten. Wie das Beispiel des Ölpalmenanbaus unter 
Berücksichtigung von direkten und indirekten Land- 
nutzungsänderungen aber unmissverständlich zeigt, 
liegen gerade beim Energiepflanzenanbau die größ- 
ten Risiken: Erfolgt der Ölpalmenanbau auf degra- 
diertem Land, ergeben sich sehr hohe Treibhausgas- 
minderungspotenziale. Wird für den Anbau Tropen- 
wald abgeholzt, so verkehrt sich die positive Bilanz in 
ihr Gegenteil. Die Frage des Anbaustandorts und der 
Durchsetzung einer nachhaltigen Produktion sind 
somit essenziell für die Beurteilung des Nutzens und 
der Einschätzung der Förderpolitik für eine nachhal- 
tige Ausweitung der Bioenergieverwendung. 

Um die vorhandenen nachhaltigen Potenziale zu 
nutzen, sollte die Entwicklungszusammenarbeit die 
Partnerländer in ihrer Strategiebildung unterstüt- 
zen und auf eine Einhaltung des Mindeststandards 
und der Förderkriterien vor allem bei größerskali- 
gen Anwendungen hinwirken. Dafür sollten die not- 
wendigen institutioneilen Kapazitäten wie Landnut- 
zungsplanung, Zertifizierung usw. zur Gestaltung 
einer nachhaltigen Bioenergienutzung gestärkt wer- 
den. Besonders soziale und ökologisch nachhaltige 
Anbausysteme sollten von der Entwicklungszusam- 
menarbeit aktiv in Pilotprojekten gefördert werden. 
U m viel versprechende Technologien (K WK, BHK W, 
GuD, Mitverbrennung usw.) zum Durchbruch zu ver- 
helfen und um einen effektiven Technologietransfer 
zu ermöglichen, sollten mit Hilfe von Fördermaß- 
nahmen (Entwicklungszusammenarbeit, öffentlich- 
private Partnerschaften usw.) ausgewählte Konver- 
sionspfade der Bioenergie gefördert werden. Darü- 
ber hinaus könnten CDM-Projekte verstärkt genutzt 
werden (Kap. 10.2.3). 


10.8.3 

Handeln unter Unsicherheit: Folgerungen für eine 
aktive Förderpolitik 

Aus Sicht des WBGU bestehen die entwicklungspoli- 
tischen Chancen der Bioenergie insbesondere in der 
Substitution traditioneller Formen der Biomassenut- 
zung durch effizientere Technik sowie im dezentra- 
len Einsatz von Bioenergie zur lokalen Produktion 
von Wärme und Elektrizität. Beides hilft, Armut zu 
reduzieren und die Millenniumsentwicklungsziele zu 
erreichen. Nicht zuletzt trägt ein effizienterer Einsatz 
von Brennmaterialien zur Verminderung von Treib- 
hausgasemissionen und somit zum Klimaschutz bei. 
Bei der Bekämpfung von Energiearmut in Entwick- 
lungsländern durch modernisierte Bioenergienut- 
zung ergeben sich somit eindeutige Win-win-Kons- 
tellationen. Ferner kann Bioenergie auch in Entwick- 
lungsländern grundsätzlich einen wichtigen Beitrag 
zur Modernisierung der Energiesysteme leisten und 
somit auch zum klimafreundlichen Umbau des Welt- 
energiesystems. 

Die Entwicklungspolitik muss zunächst die Rah- 
menbedingungen dafür schaffen, um die auf Grund- 
lage des gegenwärtigen Wissenstandes zur Bioener- 
gie gewonnenen methodischen und analytischen 
Erkenntnisse in der Entwicklungszusammenarbeit 
anwenden und operationalisieren zu können. Damit 
einhergehend sollte sie die Institutionalisierung nati- 
onaler und internationaler Regulierungsrahmen ver- 
folgen, die nicht intendierte Effekte der Bioenergie- 
nutzung ausschließen und diesbezüglich insbeson- 
dere die Treiber potenzieller Landnutzungskonflikte 
im Blick behalten, die vor allem Entwicklungslän- 
der betreffen werden. Insbesondere die Konkurrenz 
zwischen den Erfordernissen einer dynamischen 
Bioenergiewirtschaft und der Ernährungssicherung 
kann nur sinnvoll bearbeitet werden, wenn die ent- 
sprechenden Nachhaltigkeitsstandards und Leitplan- 
ken bei der Entwicklung und Umsetzung einer glo- 
balen Bioenergiepolitik berücksichtigt werden. Das 
Gutachten zeigt, dass ein aus klima- und energiepo- 
litischer Perspektive nennenswerter Ausbau der Bio- 
energie nur dann vertretbar ist, wenn in den kom- 
menden Jahren zugleich hohe Investitionen in die 
Landwirtschaft der Entwicklungsländer getätigt wer- 
den, um die Ernährungssicherheit weltweit zu ver- 
bessern. Theoretisch vorhandene Bioenergiepoten- 
ziale dürfen keinesfalls auf Kosten der Ernährungs- 
sicherheit ausgeschöpft werden. 

Dabei ist offenkundig, dass auch die hier präsen- 
tierten Erkenntnisse nicht frei von Unsicherheiten 
sind. Vielmehr wird deutlich, dass es absehbar weite- 
ren Informations- und Forschungsbedarf hinsichtlich 
der Nachhaltigkeit zukünftiger Bioenergienutzung 
gibt (Kap. 11). Prioritäten und Ansatzpunkte für 
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eine entwicklungsorientierte Forschung zur nachhal- 
tigen Produktion und Nutzung von Bioenergie sind 
im nachfolgenden Kapitel benannt (Kasten 11-1). 
Die Akteure der internationalen Entwicklungspoli- 
tik müssen die vorhandenen Wissenslücken im Rah- 
men ihrer jeweiligen Strategiebildung berücksichti- 
gen und akzeptieren, dass im Bioenergiesektor unter 
Bedingungen der Unsicherheit und entsprechend 
unter Beachtung des Vorsorgeprinzips entschieden 
und gehandelt werden muss. 
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Forschungsempfehlungen 


11 


Bioenergie ist ein Handlungsfeld mit großen Wissens- 
defiziten und damit hohem Forschungsbedarf. Der 
erhebliche politische Handlungsdruck zur Umge- 
staltung der Energiesysteme verlangt jedoch heute 
Entscheidungen, die unter großen Unsicherheiten 
getroffen werden müssen. Daher rät der WBGU 
einerseits, robuste Win-win-Lösungen bereits jetzt 
anzustreben, andererseits aber verstärkte, auch in- 
ternational koordinierte Forschungsanstrengungen 
zu unternehmen. 

Auch wenn der WBGU mit diesem Gutachten 
bereits in Teilbereichen einen gangbaren Korridor 
für eine nachhaltige Bioenergienutzung ausweisen 
kann, sollten in den kommenden Jahren disziplinäre 
und integrierende Studien durchgeführt werden. 
Der WBGU identifiziert die sechs wichtigsten For- 
schungsfelder (Kasten 11-1), zu denen differenzierte 
Forschungsempfehlungen vorgestellt werden. 

Deutschland engagiert sich bereits intensiv in der 
Forschung zum Globalen Wandel, wie die zahlreichen 
Aktivitäten des BMBF in den Bereichen „Umwelt 
und Nachhaltigkeit“ sowie „Energie“ zeigen. Im 
Rahmen der Hightech-Strategie gibt es z.B. die För- 
deraktivität „BioEnergie 2021 - Forschung für die 
Nutzung von Biomasse“. Auch das 4. Kolloquium des 
nationalen Komitees für Global Change Forschung 
(NKGCF) mit dem Schwerpunkt „Landnutzung im 
Spannungsfeld von Ressourcenschutz, Nahrungs- 
und Energienachfrage“ machte deutlich, dass die glo- 
bale Landnutzung bereits seit einigen Jahren ein eta- 
bliertes Forschungsfeld ist. International wird diesen 
Fragen beispielsweise im Rahmen des International 
Geosphere-Biosphere Programme (IGBP) und des 
International Human Dimensions Programme on 
Global Environmental Change (IHDP) sowie im 
europäischen Forschungsrahmenprogramm nachge- 
gangen. Für die Erforschung der Bioenergie wurde 
jüngst von der Regierung das deutsche Zentrum für 
Biomasseforschung in Leipzig eingerichtet. Speziell 
der Nachweis der Klimaschutzwirkung und die dafür 
relevanten Treibhausgasbilanzen von Bioenergienut- 
zungspfaden stellen nach Sicht des WBGU derzeit 
noch eine große Schwachstelle in der Bewertung von 


Bioenergie dar, weshalb auf diese Thematik ein ver- 
stärkter Augenmerk gelegt werden sollte. 

Dem WBGU geht es hier besonders darum, jene 
Forschungsfragen zu thematisieren, die sich speziell 
während der Erstellung des vorliegenden Gutachtens 
ergeben haben. Dabei erheben die hier vorgestellten 
Forschungsempfehlungen nicht den Anspruch, ein 
systematisches und vollständiges Portfolio für die 
Bioenergieforschung zu beschreiben. 


11.1 

Bioenergienutzung und Kiimabiianz 


11 . 1.1 

Verbesserung der Treibhausgasbilanzierung beim 
Anbau von Bioenergie 

Die energetische Nutzung von Biomasse ist in der 
Regel nicht COj-neutral, vielmehr ist die Klimabi- 
lanz von Biomassenutzung außerordentlich kom- 
plex. Biomasse setzt zwar bei der Verbrennung nur 
soviel CO 2 frei, wie sie vorher aus der Atmosphäre 
gebunden hat; jedoch entstehen Emissionen auch in 
der Gewinnung, Bereitstellung und Verarbeitung der 
Biomasse zu Bioenergie. Abhängig vom Boden, dem 
Anbausystem und der vorherigen Landbedeckung 
kann der Biomasseanbau zu hohen C02-Emissio- 
nen durch Landnutzungsänderungen führen. Auch 
beim Anbau von Energiepflanzen können erheb- 
liche Mengen an Treibhausgasen freigesetzt wer- 
den. Wieviel Treibhausgasemissionen bei welchem 
Anbau entstehen, ist meist nicht oder nicht hinrei- 
chend bekannt; belastbare Zahlen liegen kaum vor. 
Daher ist es unbedingt notwendig, vertiefte Studien 
für die wichtigsten Anbausysteme in Deutschland 
und weiteren wichtigen Produktionsländern durch- 
zuführen. Auch bei der Herstellung und dem Trans- 
port des Bioenergieträgers fallen Treibhausgasemis- 
sionen an, die berücksichtigt werden müssen. 

Letztlich gilt dies nicht nur für Bioenergie, son- 
dern auch für die Erzeugung von Nahrungsmitteln. 
Ein besseres Verständnis der Klimabilanz von Nah- 
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Kasten 11-1 

Bioenergie und Landnutzung: Die wichtigsten 
Forschungsfeider 

1. Verbesserung der wissenschaftlichen Grundlagen zur glo- 
balen Landnutzung: Um die wissenschaftlichen Grund- 
lagen für den Aufbau eines globalen GIS-gestützten 
Landkatasters zu schaffen, muss der Zustand der glo- 
balen Landnutzung, Landbedeckung und des Bodens 
sowie die Dynamik globaler Landnutzungsänderungen 
genauer als bisher beobachtet und bewertet werden 
(Bai et al., 2008). Dazu sind u.a. die Erhebung von 
hochaufgelösten Daten über Vegetationsbedeckung, 
Wasserhaushalt und Bodenzustand, landwirtschaftli- 
che Nutzung und Bodenversiegelung in den einzelnen 
Weltregionen erforderlich. Neben der Erarbeitung ein- 
heitlicher Indikatorensysteme ist für die Beobachtung 
und Erfassung dieser Dynamiken auch die Entwicklung 
von Methoden zur vergleichenden Interpretation der 
gewonnenen Daten erforderlich (Kap. 11.4.1). 

2. Bestimmung genauerer Treibhausgasbilanzen verschie- 
dener Nutzungspfade der Bioenergie: Die Treibhausgas- 
bilanz ist die entscheidende Größe, die über den klima- 
politischen Nutzen (oder in manchen Fällen Schaden) 
einer bestimmten Bioenergienutzung entscheidet. Sie 
lässt sich bislang nur ungenau bestimmen, z.B. was indi- 
rekte Wirkungen wie die Verdrängung bisheriger Land- 
nutzung auf andere Flächen betrifft (Kap. 11.1). 

3. Bestimmung des Potenzials, der Treibhausgasbilanzen 
und der wirtschaftlichen Nutzungspfade für die Verwer- 
tung von Reststoffen. Reststoffe u. a. aus Land- und Forst- 
wirtschaft stellen ein noch kaum genutztes Potenzial zur 
Energieerzeugung dar, dessen künftige Nutzungsmög- 
lichkeiten erforscht werden sollten (Kap. 11.3.2). 


rungsmittein kann helfen, landwirtschaftliche Prak- 
tiken klimafreundlicher zu gestalten und dem Ver- 
braucher ermöglichen, sich durch gezielte Auswahl 
der Produkte weniger klimaschädlich zu ernähren. 


11 . 1.2 

Integrierte Bewertung von Klimaschutzoptionen 
der Land- und Biomassenutzung 

Die Klimaschutzwirkung von Bioenergie entschei- 
det sich erst bei Betrachtung des gesamten Nut- 
zungspfades. Biomasse speichert nicht nur Energie, 
sondern auch Kohlenstoff. Daher kann Klimaschutz 
durch die Nutzung von Biomasse über mehrere 
Wege erfolgen: Einerseits kann die in der Biomasse 
enthaltene Energie auf verschiedene Weise genutzt 
und damit auch unterschiedliche fossile Energieträ- 
ger substituiert werden. Andererseits kann auch die 
Kohlenstoffspeicherungswirkung der Biomasse (ent- 
weder auf der Fläche oder in Form von Ernteproduk- 
ten) genutzt werden, wenn auf die energetische Nut- 
zung (zumindest teilweise) verzichtet wird oder die 
stoffliche Nutzung vor der energetischen erfolgt. Die 


4. Analyse der Rolle der Bioenergie in einem Energiesystem 
der Zukunft (national, regional, weltweit): Die strategi- 
sche Bedeutung und Einbindung von Bioenergie in die 
jeweiligen Energiesysteme (z.B. als Regelenergie) sollte 
näher untersucht werden. Dies ist mit entscheidend für 
die Wahl der bevorzugten Nutzungspfade, z.B. über den 
Einsatz von Biomethan (Kap. 11.3.1). 

5. Klärung der Zusammenhänge zwischen Ernährungssi- 
cherung und Bioenergie: Die komplexen lokalen, nati- 
onalen und globalen Wirkungsketten zwischen Bioener- 
gienutzung und Ernährungssicherung sollten einerseits 
aus sozioökonomischer Perspektive dringend erforscht 
werden. Andererseits sollten geopolitische Aspekte 
berücksichtigt werden: Könnte das „Primat der Siche- 
rung der Energieversorgung“ der westlichen Welt und 
anderer mächtiger politischer Akteure in einem Welt- 
energiesystem, in dem Bioenergie eine wesentliche Kom- 
ponente darstellt, dazu führen, Ernährungsprobleme in 
armen und politisch wenig einflussreichen Ländern zu 
verschärfen und wie ließen sich solche Szenarien durch 
internationale Kooperationsvereinbarungen verhindern 
(Kap. 11.4.4.)? 

6. Analyse von internationalen Landnutzungskonkur- 
renzen und Entwicklung von Elementen eines globalen 
Landnutzungsmanagementsystems: Land wird in den 
kommenden Dekaden aufgrund unterschiedlicher Trei- 
ber (Bevölkerungswachstum, Veränderung von Ernäh- 
rungsmustern, Nutzung von Biomasse zur Energieer- 
zeugung, Wirkungen des Klimawandels) weltweit zu 
einem knappen Gut. Damit wird Landnutzung zu einem 
Gegenstand von Global Governance. Die Forschung 
sollte Interessenstrukturen im Bereich der weltweiten 
Landnutzung untersuchen und Beiträge zum Aufbau 
eines wirksamen globalen Regelwerkes zum Manage- 
ment von Landressourcen und zur Vermeidung von 
Landnutzungskonflikten leisten (Kap. 11.5). 

damit verbundenen Klimaschutzmaßnahmen weisen 
unterschiedliche Zeitdynamiken auf (Kap. 5.5.4). 

Daher werden integrierte Studien benötigt, die 
die verschiedenen Nutzungsmöglichkeiten über 
den gesamten Lebenszyklus vergleichen und so hel- 
fen, mit der nur in begrenztem Umfang verfügbaren 
Biomasse die bestmögliche Klimaschutzwirkung zu 
erzielen. Diese Studien sollten nicht nur relative Ein- 
sparungen bezogen auf die Endenergie betrachten, 
sondern auch Absolutwerte der Treibhausgaseinspa- 
rungen bezogen auf die eingesetzte Menge an Roh- 
biomasse ausweisen. 

Bei der Bewertung von Bioenergieträgern mit 
Flilfe von Lebenszyklusanalysen werden bisher meist 
nur Treibhausgasemissionen aus direkten Land- 
nutzungsänderungen berücksichtigt. Weil aber der 
Anbau von Rohstoffen zur Erzeugung von Bioener- 
gieträgern in Konkurrenz zu anderen Flächennut- 
zungen (u. a. Nahrungs- und Futtermittelproduktion) 
steht, kann es in Folge der Umnutzung von Flächen 
für Bioenergie an anderer Stelle zu einem Umbruch 
von Landflächen kommen. Um auch die potenziel- 
len zusätzlichen Emissionen aus solchen indirekten 
Landnutzungsänderungen bei der Bewertung der 
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Nutzung von Energiepflanzen berücksichtigen zu 
können, wird eine neue Bewertungsmethodik benö- 
tigt. Um einen möglichst realitätsnahen Indikator für 
die Auswirkungen indirekter Landnutzungsänderun- 
gen zu gewinnen, sollten Informationen über die Vor- 
nutzung der betreffenden Fläche, ihre Produktivität, 
die natürlichen Stoffflüsse bei der Konversion von 
Flächen sowie weitere ökonomische Determinanten 
der Flächennutzung (Hektarproduktivität, Anteil 
des Landes an internationalen Handels- und Stoff- 
strömen, wahrscheinliche spätere Art der Flächen- 
nutzung nach Konversion) verknüpft werden. Der in 
diesem Gutachten verwendete „iLUC-Faktor“ (Kas- 
ten 7.3-2) ist nur ein erster, noch sehr grober Ansatz. 


11 . 1.3 

Sequestrierung von CO2 in Depots sowie von 
biogenem Kohlenstoff in Böden 

Es bestehen verschiedene Möglichkeiten, der Atmo- 
sphäre durch Nutzung von Biomasse Kohlendioxid 
dauerhaft zu entziehen. Wichtige Beispiele sind 
die energetische Nutzung von Biomasse mit COj- 
Abtrennung und Einlagerung in einem Depot oder 
die Einbringung von Biokohle in Böden. Die Fähig- 
keit von Pflanzen, über die Photosynthese Kohlen- 
stoff aus der Atmosphäre aufzunehmen und zu spei- 
chern, eröffnet die Möglichkeit, den so gewonnen 
Kohlenstoff zu sequestrieren. 

Energiepflanzen und Reststoffe können über Ver- 
gärung (Biogasanlagen) oder Vergasung (Biomasse- 
vergasungsanlagen) zu Biomethan gewandelt werden 
(Kasten 7.2-2). Im Herstellungsprozess fällt ein Teil 
des in der Biomasse gespeicherten Kohlenstoffs als 
CO 2 an und muss ohnehin abgetrennt werden. Dies 
CO 2 kann anschließend in geeigneten Lagerstätten 
deponiert werden. Der Technologiezweig der Biogas- 
anlagen ist weitgehend ausgereift, für Biomassever- 
gasungsanlagen besteht dagegen noch Forschungs- 
bedart Mit beiden Verfahren kann also gleichzeitig 
Biomasse energetisch genutzt und der Atmosphäre 
CO 2 entzogen werden. 

Des Weiteren besteht die Möglichkeit, bio- 
genen Kohlenstoff in Form von Bio- oder Holz- 
kohle in Böden einzulagern. Das bei der Verkoh- 
lung entstehende Gas kann zur Energiegewinnung 
genutzt werden, während die übrig bleibende Holz- 
kohle entweder völlig aus der Biosphäre entfernt 
wird (Deponierung in tiefen Lagerstätten) oder in 
Böden eingebracht werden kann, wo sie als langle- 
biger Bodenverbesserer wirken kann (Abbauraten 
von Holzkohle im Boden sind sehr gering). Es sollte 
genauer untersucht werden, wie lange der auf diese 
Weise im Boden gespeicherte Kohlenstoff der Atmo- 
sphäre entzogen bleibt, wie die Treibhausgasbilanz 


ausfällt und welche weiteren ökologischen Auswir- 
kungen mit der Einbringung verbunden sind. Darü- 
ber hinaus ist das globale Potenzial dieser zu erfor- 
schenden Technologie unklar, ebenso wie die Frage 
ihrer Wirtschaftlichkeit (Kasten 5.5-2). 


11.2 

Nachhaltige Potenziale von Bioenergie 


11.2.1 

Landwirtschaftliche Probleme bei Anbau und 
Nutzung von Energiepflanzen 

Optimierung des Anbaumanagements 
Um die landwirtschaftliche Produktion zu stei- 
gern und gleichzeitig die ökologischen Ressour- 
cen zu schonen, ist ein nachhaltiges Anbaumanage- 
ment erforderlich. Dazu zählen neben einem effizi- 
enten Wassermanagement auch ein optimales Dün- 
geregime und eine extensive Bodenbewirtschaftung 
(z.B. No-tillage- Verfahren). Großer Forschungsbe- 
darf besteht noch im Bereich nachhaltiger Pflanzen- 
anbausysteme zur rentablen Produktion von Bio- 
masse auf degradierten und marginalen Flächen. 
Forschungsbedarf besteht auch für verschiedene 
Biomasse liefernde Pflanzen (z.B. Pongamia - Pon- 
gamia pinnata, Pfahlrohr - Arundo donax, Rohr- 
Glanzgras - Phalaris arundinaced), über die quali- 
tativ und quantitativ noch nicht genügend Produkti- 
onsdaten verfügbar sind, um ihre Eignung als Ener- 
giepflanzen abschätzen zu können. 

Schwerpunkte in der Pflanzenzüchtung 
Verschiedene Pflanzen wie z.B. Jatropha, Rutenhirse, 
Chinaschilf und Pappel, die in den letzten Jahren für 
die Bioenergieproduktion interessant wurden, sind 
nicht domestiziert. Das heisst, sie wurden nicht wäh- 
rend Jahrhunderten oder Jahrtausenden durch Züch- 
tung zur Produktion von Biomasse genetisch adap- 
tiert und optimiert. Hier hegt ein großes Potenzial 
für die Steigerung der Biomasseproduktion, das die 
Agrarindustrie mit großen finanziellen Mitteln und 
teilweise auch gentechnologischer Forschung auslo- 
tet. 

Gerade für tropische Nahrungs- und Energie- 
pflanzen (Cassava, Ölpalme, Zuckerrohr) sind aller- 
dings die finanziellen Ressourcen für die Forschung 
begrenzt, weil der Anbau dieser Pflanzen oft kleins- 
kalig erfolgt und sie deshalb für Investoren aus dem 
privaten Sektor wirtschaftlich nicht interessant sind. 
Um die Forschung und Entwicklung einer nachhal- 
tigen Bioenergieproduktion in Entwicklungsländern 
voran zu treiben, müssen deshalb öffentliche Mittel 
eingesetzt werden. In vielen Regionen der Welt kann 
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die Produktivität dieser Pflanzen mit konventionel- 
len Mitteln stark gesteigert werden (Hybridsorten, 
Düngung, Krankheitsbekämpfung usw.). In den Ent- 
wicklungsländern könnten mit regional intensivier- 
ter Forschung sogar die größten Produktionssteige- 
rungen weltweit erzielt werden. Bei der Entwicklung 
von gentechnisch veränderten Energiepflanzen ist 
die Erforschung und ein systematisches Monitoring 
der Auswirkungen auf die Ökosysteme (Auskreu- 
zung, Auswilderung, Toxizität, usw.) eine Vorausset- 
zung. Sozioökonomische Aspekte und eine Kosten- 
Nutzen- Abwägung des Forschungsaufwands sind vor 
allem dann zu beachten, wenn die erwarteten Mehr- 
erträge oder die erwartete Stabilität der Erträge 
von gentechnisch veränderten Energiepflanzen nur 
wenig über denen angepasster Landrassen liegen. 

Invasives Potenzial von Energiepflanzen 
Viele Energiepflanzen besitzen ein großes invasi- 
ves Potenzial (schnellwachsend, viele Samen, hohes 
Regenerationsvermögen). Daher muss vor einem 
großflächigem Anbau die Gefahr in Deutschland, 
Europa und global untersucht werden, welche Pflan- 
zen welchen Schaden mit sich bringen könnten, 
sowohl in der Landschaft als auch im Saatgut benach- 
barter Flächen. 

Agroforstwirtschaftliche Systeme 
Agroforstwirtschaftliche Systeme, d.h. Systeme mit 
gleichzeitiger Wald und Grasland- Weide-Nutzung, 
bergen ein großes Potenzial, sowohl für den Nah- 
rungsmittel- als auch für den Energiepflanzenanbau. 
Informationen über die „besten“ Mischungen und 
über die grundlegenden physiologischen und öko- 
logischen Prozesse, die in solchen Systemen ablau- 
fen, sind jedoch unzureichend. Meist wird ohne wis- 
senschaftliches Fundament auf traditionelles Wis- 
sen zurückgegriffen. Angesichts der künftigen klima- 
tischen Herausforderungen ist dieses Wissen nicht 
ausreichend, um Ertragsstabilität und Qualität zu 
gewährleisten. Hier sollten gemeinsam mit inter- 
nationalen Organisationen, wie z.B. der FAO, For- 
schungsprogramme aufgelegt werden, die Nahrungs- 
mittel-, Futtermittel- und Energiepflanzenanbau in 
agroforstwirtschaftlichen Systemen in den Mittel- 
punkt stellen. 

Einfluss von Klimawandel auf den Anbau 
VON Energiepflanzen 

Der Klimawandel wird alle Anbausysteme stark 
beeinflussen. Dieser Aspekt ist in der bisherigen 
Diskussion um Energiepflanzenanbau kaum berück- 
sichtigt, obwohl er den Erfolg maßgeblich beeinflus- 
sen wird. Daher ist bei zukünftigen Forschungspro- 
grammen zu Klima und Landwirtschaft der Einfluss 


von Klimawandel auf den Anbau von Energiepflan- 
zen dringend einzubeziehen. 


11 . 2.2 

Internationale Forschungsprogramme 
zu nachhaltigen und ökonomischen 
Bioenergiepotenzialen 

In vielen Entwicklungs- und Schwellenländern wer- 
den derzeit Bioenergiepolitiken und -förderstrate- 
gien entwickelt. Gleichzeitig ist aber das Wissen um 
die j e welligen Potenziale unterschiedlicher Nutzungs- 
formen von Biomasse zur Energiegewinnung, spezifi- 
sche Landnutzungskonkurrenzen und Regulierungs- 
anforderungen zur Verhinderung nicht intendierter 
ökologischer, sozialer und ökonomischer Effekte 
begrenzt. Auf Grundlage der vom WBGU erarbeite- 
ten differenzierten Sichtweise auf die Chancen und 
Risiken der Bioenergienutzung sollte die Bundesre- 
gierung in internationalen Organisationen wie etwa 
UNEP, Weltbank und den regionalen Entwicklungs- 
banken darauf hinwirken, regionale Forschungspro- 
gramme zu nachhaltigen Potenzialen von Bioenergie 
in den Entwicklungsregionen aufzulegen, um Ent- 
scheidungsträgern robustere Grundlagen für lang- 
fristig orientierte Bioenergiepolitiken zu verschaf- 
fen. Die Forschungsprogramme sollten miteinander 
vernetzt werden, damit auch überregionale Bewer- 
tungen möglich werden. UNEP könnte als führende 
internationale Umweltorganisation eine Art Clea- 
ringhouse-Funktion übernehmen und die Ergebnisse 
zentral sammeln und bewerten, so dass Entschei- 
dungsträger auf eine umfassende Beurteilung und 
den aktuellen Stand des Wissens zurückgreifen kön- 
nen. Die zusammengeführten Forschungsergebnisse 
können schließlich auch dazu beizutragen, einen in- 
ternationalen Konsens für Nachhaltigkeitsstandards 
in der Bioenergiewirtschaft zu entwickeln. Zeitgleich 
sollten über die Entwicklungspolitik oder interna- 
tionale Forschungskooperationen nationale For- 
schungsprogramme zu „Nachhaltigen Bioenergie- 
strategien“ insbesondere in den Ländern unterstützt 
werden, die laut WBGU-Potenzialanalyse zukünf- 
tig signifikante Anbieter von Biomasse aus Energie- 
pflanzen sein könnten. 

Bestimmung des ökonomisch nachhaltigen 
Bioenergiepotenzials 

Neben der Frage, wie groß das technisch verfüg- 
bare und ökologisch nachhaltige Bioenergiepoten- 
zial ist, muss die Frage nach dem ökonomisch ren- 
tablen und nachhaltigen Bioenergiepotenzial gestellt 
werden. Das im Gutachten für Energiepflanzen erar- 
beitete technisch nutzbare und ökologisch nachhal- 
tige Potenzial sollte dahingehend bewertet werden, 
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zu welchen Kosten es ausgeschöpft werden kann. 
Auch hier ist die Unterscheidung des Potenzials in 
Energiepflanzen und Abfall- bzw. Reststoffe essen- 
tiell. Für die Ermittlung des Potenzials der Energie- 
pflanzen müssen bestehende (agrar-)ökonomische 
Modelle weiterentwickelt und ihre Kopplung an 
Klima- und Vegetationsmodelle vorangetrieben wer- 
den (Kap. 11.4.2). Für das Potenzial der Reststoffe 
müssen globale Stoffströme der Land- und Forstwirt- 
schaft als auch der Abfallwirtschaft analysiert und 
hinsichtlich geschlossener Nährstoffkreisläufe und 
der Wirtschaftlichkeit der Bereitstellung von Ener- 
gie aus Reststoffen bewertet werden. Als Erweite- 
rung sollte in den ökonomischen Modellen technolo- 
gischer Wandel berücksichtigt werden, um ein realis- 
tisches Bild von technologischen Weiterentwicklun- 
gen im Bereich Landnutzung und Energieeffizienz 
vor dem Flintergrund sich verändernder wirtschaft- 
licher Rahmenbedingungen zu erhalten. 

Neben der Verbesserung der Modelle müsste 
auch die Verfügbarkeit flächenbezogener ökonomi- 
scher Daten erhöht werden. Dazu sollten langfris- 
tig angelegte Datenerhebungen (z.B. Befragungen) 
durchgeführt und die erfassten Daten zentral gespei- 
chert werden. Diese sollten mit den räumlich auf- 
gelösten naturwissenschaftlichen Modellen kompa- 
tibel sein und neben demographischen und ökono- 
mischen Daten insbesondere auch Informationen zu 
Landnutzungsentscheidungen und Lebensstilen ent- 
halten. Nach Abschätzung des WBGU bewegt sich 
das nachhaltige Potenzial der Abfall- und Reststoffe 
in derselben Größenordnung wie dasjenige für Ener- 
giepflanzen. Weiterhin besteht Forschungsbedarf zu 
den institutionellen und strukturellen Voraussetzun- 
gen für die Ausschöpfung des ökonomisch und öko- 
logisch nachhaltigen Bioenergiepotenzials. Dabei 
ist für einzelne Regionen mit hohem ökonomischen 
Energiepflanzenpotenzial zu untersuchen, welche 
Voraussetzungen bezüglich der Verteilung von Land- 
rechten, Institutionen zur Durchsetzung von Eigen- 
tumsrechten sowie der Akteursstrukturen im Agrar- 
sektor (z.B. Dominanz großer Konzerne oder zahl- 
reiche kleine Anbieter) für die tatsächliche Realisie- 
rung des Potenzials vorteilhaft sind. 

Speziell für Entwicklungs- und Schwellenländer 
ist außerdem zu klären, inwiefern das Vorhanden- 
sein von Infrastrukturen für Lagerung, Verarbeitung, 
Distribution, Marketing und Export von Bioenergie- 
trägern Voraussetzungen für die Ausschöpfung des 
nachhaltigen ökonomischen Bioenergiepotenzials 
sind und wie diese Strukturen gestaltet sein müssen, 
um das Potenzial in wirtschaftlich und sozial nachhal- 
tiger Weise zu nutzen (Rosegrant et al., 2008). 


Kosten und Nutzen der Bioenergienutzung 
Damit die sozioökonomischen Auswirkungen und 
die gesamtwirtschaftliche Rentabilität der Bioener- 
gienutzung in einer Region bewertet werden kön- 
nen, müssen Studien zu den regionalen (und in 
einem nächsten Schritt auch zu den globalen) Kos- 
ten und Nutzen von Bioenergieproduktion und -nut- 
zung durchgeführt werden. Dabei sollten vor allem 
auch die Auswirkungen von Energiepflanzenpro- 
duktion und -nutzung auf die Rohstoff- und Nah- 
rungsmittelpreise, die Ernährungs- und Energiesi- 
cherheit, mögliche Klimawirkungen, das wirtschaftli- 
che Wachstum, die Handelsbilanz und die Abhängig- 
keit von Ölimporten untersucht werden. In diesem 
Zusammenhang sollten auch Verteilungsaspekte 
berücksichtigt werden, da Kosten und Nutzen unter 
den Akteuren sehr unterschiedlich verteilt sein kön- 
nen. Es sollten primär Fragen gestellt werden, wer 
die Gewinner und Verlierer verschiedener Bioener- 
giestrategien (z.B. kleinskalige, dezentrale Produk- 
tion und Nutzung oder großskaliger, exportorien- 
tierter Energiepflanzenanbau) sind und unter wel- 
chen Umständen (bezüglich Produktion, Marketing, 
Distribution usw.) verschiedene Bevölkerungsgrup- 
pen (u. a. Großgrundbesitzer, Kleinbauern, ländliche 
Arbeiter, urbane Bevölkerung) vom Energiepflan- 
zenanbau profitieren oder verlieren können. Des 
Weiteren ist zu klären, in welchen Branchen Rest- 
stoffe sinnvoll für energetische Zwecke genutzt und 
Produkte so gestaltet werden können, dass sie zuerst 
stofflich und anschließend energetisch verwendet 
werden können (Kaskadennutzung; Kap. 5.3.3). Auf 
dieser Grundlage ist zu untersuchen, mit welchen 
Politikmaßnahmen ein Ausgleich zwischen Gewin- 
nern und Verlierern von Bioenergienutzung geschaf- 
fen werden kann. 

Einen ersten methodischen Ansatz zur Abschät- 
zung von Kosten und Nutzen der Energiepflan- 
zennutzung für einzelne Länder und Regionen bil- 
det das “Bioenergy Assessment-Tool” von der FAO, 
dem Copernicus Institut der Universität Utrecht und 
dem Ökoinstitut. Mit Hilfe dieses analytischen Rah- 
menwerkes, dem das partialanalytische ökonomi- 
sche Modell COSIMO der FAO in Verbindung mit 
dem QUICKSCAN-Modell des Copernicus-Insti- 
tuts zugrunde hegt, wird eine Basis geschaffen, die 
Wirkungen von Energiepflanzennutzung auf makro- 
ökonomische Größen, auf die Einkommenssituation 
einzelner Haushalte, auf die Preisentwicklung sowie 
auf die Folgen für die Ernährungssicherheit umfas- 
sender zu bewerten. Die Methodik wird derzeit in 
Peru, Thailand und Tansania getestet (FAO, 2008e). 
Ähnliche Ansätze zur Gegenüberstellung von Kos- 
ten und Nutzen der Bioenergienutzung sollten für 
Reststoffe entwickelt und für beide Formen, Ener- 
giepflanzen und Reststoffe, verfeinert werden, damit 
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künftig zuverlässigere Ergebnisse generiert werden 
können. 


11.2.3 

Soziale Nachhaltigkeit 

Vorliegende Fallstudien (Altenburg et al., 2008; van 
Eijck und Romijn, 2008; UNEP, 2007b) legen nahe, 
dass das wirtschaftlich und insbesondere das sozial 
nachhaltige Entwicklungspotenzial nicht nur von 
naturräumlichen Bedingungen, der jeweiligen Ener- 
giepflanze und Anbaumethoden abhängt, sondern 
insbesondere beim großskaligen Anbau auch von 
den politischen und sozioökonomischen Bedingun- 
gen sowie den Partizipationsmöglichkeiten der loka- 
len Bevölkerung. 

Der Anbau von Energiepflanzen (z.B. Jatrophd) 
auf marginalen und degradierten Böden in Entwick- 
lungsländern ist zunächst eine attraktive Option, 
um Konkurrenzen mit der Nahrungsmittelproduk- 
tion zu reduzieren. Oft werden diese marginalen 
Flächen jedoch bereits genutzt (meist von Bevöl- 
kerungsgruppen ohne Eigentumstitel), so dass Nut- 
zungskonflikte entstehen. Daher ist Forschung zu 
den Fragen notwendig, welche Maßnahmen ergrif- 
fen werden müssen und welche Entscheidungsstruk- 
turen geeignet sind, um marginales oder degradier- 
tes Land für den Anbau von Energiepflanzen zu nut- 
zen, ohne dass ländliche, arme Bevölkerungsgrup- 
pen ihre Wirtschaftsgrundlage verlieren bzw. wie sie 
in die Verwertungskette einbezogen werden können. 
Dabei geht es um die Konzipierung von Anreizme- 
chanismen ebenso wie um institutioneile Vorausset- 
zungen (u.a. Fragen der Zuständigkeiten zwischen 
Gebietskörperschaften und zu Landeigentumsver- 
hältnissen). 


11.3 

Bioenergie und Energiesysteme 

Aus den Ergebnissen der Bewertung verschiede- 
ner Bioenergienutzungspfade können wesentliche 
Schlüsse gezogen werden. Die Nutzung von Reststof- 
fen und biogenen Abfällen, der Einsatz der Kraft- 
Wärme-Kopplung (KWK) und die Flerstellung von 
Biomethan mit Speicherung des abgetrennten COj 
sind aus Sicht des Klimaschutzes attraktive Opti- 
onen, die weiter entwickelt werden sollten. Zudem 
muss die strategische Einbindung von Bioenergie in 
die künftigen Energiesysteme vor allem im Flinblick 
auf die stabilisierende Wirkung von Biomasse in 
elektrischen Netzen untersucht werden. Weiter kann 
Forschung helfen, die traditionelle Biomassenutzung 


vor allem in Entwicklungsländern wesentlich effizi- 
enter zu gestalten. 


11.3.1 

Technologien der Bioenergienutzung 

Bessere Integration von Bioenergie in 
Energieversorgungsstrukturen 
Bei steigenden Anteilen von erneuerbaren Energien 
wie Wind- und Solarstrom bekommt ein effektives 
Energiemanagement zur Bereitstellung von Regel- 
energie eine immer größere Bedeutung. Bioenergie 
ist wie fossile Energie zeitlich flexibel einsetzbar und 
nimmt daher eine Sonderrohe unter den erneuerba- 
ren Energien ein. Die optimale Einbindung von Bio- 
energiesystemen in Versorgungsnetze sollte deshalb 
ein Schwerpunkt zukünftiger Forschungsanstren- 
gungen sein. Ein viel versprechender Ansatz ist die 
Entwicklung und Verbreitung von kleinen mit Bio- 
methan betriebenen KWK-Anlagen für Flaushalte, 
die flexibel auf den aktuellen Strombedarf reagieren 
und in Form von virtuellen Kraftwerken das elekt- 
rische Netz mit hoher Dynamik stabilisieren kön- 
nen. Die Entwicklung dynamischer Systemanalysen 
des Stromsystems mit verschiedenen Bioenergieva- 
rianten zum Ausgleich fluktuierender Einspeisung 
ist notwendig, um den besten Platz für Bioenergie 
in ihrer stabilisierenden Rolle im Energiesystem zu 
finden. Dazu gehören auch Bedarfsprognosen für 
Biostrom und Prognosen für die jahreszeitabhängige 
Verfügbarkeit von Bioenergie. 

Höhere Brennstoffnutzungsgrade durch 
KWK oder das Polygenerationkonzept 
Technische Systeme mit Kraft- Wärme- oder Kraft- 
Wärme-Kälte-Kopplung (Polygeneration) erlau- 
ben die höchsten Brennstoffnutzungsgrade. Beson- 
ders die gleichzeitige Erzeugung von Strom, Wärme 
und Kälte über thermochemische oder biochemische 
Wandlungsverfahren ist viel versprechend und sollte 
weiter vorangetrieben werden. 

Ein Schwachpunkt in der bisherigen Technologie- 
entwicklung sind dezentrale KWK-Anlagen kleiner 
Leistung für feste, holzartige Biomasse. Besonders 
in der Land- und Forstwirtschaft fallen große Men- 
gen an holzartigen Reststoffen an, die bislang dezen- 
tral nur zur Wärmeerzeugung genutzt werden kön- 
nen. In Zukunft erhöht sich jedoch der Anteil von 
dezentralen regenerativen Anlagen (z.B. Windturbi- 
nen und Photovoltaikanlagen), wodurch der Bedarf 
an Regelenergie in den Verteilnetzen steigt. Biogas- 
anlagen können auch Verbrennungsanlagen in Ver- 
bindung mit einem Dampfkraftprozess (z.B. Organic 
Rankine-Cycle-Anlagen) als kleine KWK-Anlagen 
zur Bereitstellung von Regelenergie eingesetzt wer- 
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den. Bisher sind jedoch Anlagen zur Biomassever- 
stromung nicht für diese Regelungsfunktion ausge- 
legt.Entsprechende Forschungsprogramme können 
deshalb helfen, diese Defizite zu beseitigen. 

Einbindung von Biomethan als universeller 
Energieträger in das Erdgasnetz 
Biomethan kann universell in allen Energiesekto- 
ren zur Strom- und Wärmebereitstellung sowie im 
Verkehr eingesetzt werden. Als Bioenergieträger 
ist es leicht transportierbar und gut im Erdgasnetz 
sowohl an dezentrale Nutzer verteilbar oder an zen- 
trale Verbraucher wie z.B GuD-Kraftwerke sammel- 
bar. Durch die angewandten Aufbereitungsverfahren 
verfügt Biomethan zudem über sehr geringe Schwe- 
felfrachten. Derzeit sind mehrere Absorptions- und 
Adsorptionsverfahren zur Biogasaufbereitung für 
kleinskalige dezentrale Anwendungen am Markt 
verfügbar. 

Forschungsbedarf besteht insbesondere im Hin- 
blick auf den spezifischen Energieaufwand und die 
THG-Emissionen während des Aufbereitungsprozes- 
ses von Biomethan. Hoher Forschungsbedarf besteht 
bei bisher noch nicht für diesen Anwendungsfall eta- 
blierten Verfahren, wie Membrantrenn- und Tieftem- 
peraturverfahren. Letztere weisen den Vorteil auf, 
dass CO 2 als „Abfallprodukt“ des Aufbereitungspro- 
zesses zum einen hochrein und zum anderen verflüs- 
sigt vorliegt, was hilfreich für den Transport und die 
weitere Verwendung des COj ist. ln der Entwicklung 
von Verfahren zur sicheren Deponierung des beim 
Aufbereitungsprozess abgeschiedenen CO 2 besteht 
ebenfalls großer Forschungsbedarf 

Die dezentralen Anlagen müssen in die bestehen- 
den Gasnetze integriert werden und die Gasquali- 
tät der von Erdgas entsprechen. Da die Anzahl von 
Anlagen zur Netzeinspeisung von Biomethan rasch 
zunimmt, besteht ein dringender Forschungsbedarf 
hinsichtlich der Integration von Biomethan in die 
Netze. Dazu gehört auch die Entwicklung von Ener- 
giemanagementstrategien, bei denen die Dynami- 
ken der Gas-, Strom- und Wärmenetze übergreifend 
betrachtet werden. 

Anpassung der Verbrennungs- und 
Vergasungstechnologie an Biomasse 
Da der Rohstoff Biomasse sehr heterogen ist und 
seine Brennstoffeigenschaften nicht so homogen wie 
fossiler Brennstoffe sind, muss die Verfahrenstech- 
nik so entwickelt werden, dass die Nutzung von Bio- 
masse möglichst geringe Schadstoffemissionen ver- 
ursacht. 

Die Verbrennungs- und Vergasungsverfahren 
müssen so entwickelt werden, dass eine breite Roh- 
stoffbasis problemlos eingesetzt werden kann. Die 
Umwandlung von Biomasse in den Sekundärener- 


gieträger Synthesegas ermöglicht eine hohe Flexi- 
bilität für die Verwendung der Biomasse, da neben 
Strom und Wärme auch Kraftstoffe wie Fischer- 
Tropsch-Diesel, Wasserstoff und Biomethan herge- 
stellt werden können. Vergasungsverfahren für Bio- 
masse-Ausgangsstoffe unterschiedlicher Zusammen- 
setzung stellen daher ein wichtiges Forschungsthema 
dar. 

Bioraffinerien mit flexiblem Einsatz für 

ENERGETISCHE ODER STOFFLICHE NUTZUNG 

In absehbarer Zukunft wird der Rohstoff Erdöl zum 
knappen Gut. Anders als Energiedienstleistungen, 
die auch aus weiteren Energiequellen wie Wind-, 
Wasser- und Solarenergie erbracht werden können, 
ist die chemische Industrie von organischen Rohstof- 
fen abhängig und benötigt daher künftig ein Substi- 
tut für Erdöl (Kap. 5.3.4). Bioraffinerien, die heute 
zur Herstellung von Biomethan oder synthetischem 
Diesel entwickelt werden, sollten so ausgelegt wer- 
den, dass sie später, wenn sich im Verkehr die Elek- 
tromobilität etabliert hat, Rohstoffe für die chemi- 
sche Industrie aus Biomasse bereitstellen können. 
Ein besonderer Forschungsschwerpunkt sollte des- 
halb auf der Gasreinigung und -aufbereitung hegen. 

Ebenso wie Reststoffe stellen Algen als Biomasse 
keine Nahrungskonkurrenz dar. Im Gegensatz zu 
Energiepflanzen können Algen in geschlossenen 
Systemen ohne Wasserverdunstung gezüchtet wer- 
den, benötigen daher wenig Wasser und können auch 
in ariden Gebieten produziert werden. Erste Expe- 
rimente deuten auf ein erhebliches Potenzial für die 
stoffliche und energetische Nutzung hin. Deshalb 
sollte auch hier ein Forschungsschwerpunkt gesetzt 
werden. 


11.3.2 

Potenzial der energetischen Nutzung von Abfall- 
und Reststoffen 

Das technische Potenzial für die Nutzung von Bio- 
energie aus Abfall- und Reststoffen (hierzu zählen 
Pflanzenreste aus der Land- und Forstwirtschaft, 
Dung und organische Abfälle) hegt bei einer Grö- 
ßenordnung von etwa 50 EJ pro Jahr (Kap. 6). Dabei 
ist allerdings noch weitgehend unklar, welcher Anteil 
dieses technischen Potenzials sich in nachhaltiger 
Weise und ökonomisch rentabel nutzen lässt. So 
spielen Tot- und Restholz im ökologischen Gefüge 
eines natürlichen oder naturnahen Waldes eine wich- 
tige Rolle. Ebenso sind Pflanzenreste für den Nähr- 
stoffhaushalt der Böden von großer Bedeutung. Bei 
allen Reststoffquellen erscheint zudem unklar, ob 
die Nutzung von oft räumlich verteilt auftretenden 
kleineren Mengen von Biomasse praktikabel ist. Nur 
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wenige Studien decken bisher dieses im Hinblick auf 
einen energetischen Beitrag unterschätzte Themen- 
feld ab. 

Daher besteht genereller Forschungsbedarf zur 
Frage, in welchem Umfang und auf welche Weise 
sich organische Reststoffe nachhaltig und wirtschaft- 
lich rentabel nutzen lassen. Dies umfasst ökologi- 
sche Forschung zur Bedeutung der Reststoffe für die 
Biodiversität und den Boden- sowie Klimaschutz für 
unterschiedliche genutzte Wälder und Äcker in ver- 
schiedenen Klimazonen ebenso wie Forschung zur 
benötigten Infrastruktur sowie zur ökonomisch und 
technisch sinnvollen Einbindung dieses Potenzials in 
globale Energiesysteme. 


11.3.3 

Modernisierung traditioneller Bioenergienutzung 
zur Überwindung der Energiearmut 

Die Bioenergie verfügt über ein großes Potenzial zur 
Minderung der weltweiten Energiearmut, von der 
2,5 Mrd. Menschen betroffen sind, wenn die Effizi- 
enz der traditionellen Biomassenutzung in Entwick- 
lungsländern signifikant und breitenwirksam ver- 
bessert wird. Dies trägt auch zur Minderung von 
THG-Emissionen bei. Die dazu notwendigen Tech- 
nologien (z.B. verbesserte Holzherde, auf Reststof- 
fen basierende Biogasanlagen) sind verfügbar und 
weltweit sind viele entwicklungspolitische Maßnah- 
men in diesem Bereich umgesetzt worden. Die Wir- 
kung dieser Anstrengungen bleibt dennoch begrenzt. 
Die Zahl der „energiearmen“ Menschen ist nicht sig- 
nifikant gesunken, obwohl es sich um verhältnismä- 
ßig einfache und kostengünstige Technologien han- 
delt. Zwar existieren viele Einzelevaluierungen zu 
entwicklungspolitischen Projekten und Programmen 
zur Bekämpfung der Energiearmut, dennoch hegen 
keine gesicherten Erkenntnisse vor, warum in diesem 
Bereich keine Durchbrüche erzielt werden konnten. 
Daher besteht Forschungsbedarf darüber, welche 
kulturellen, institutionellen, eigentumsrechtlichen 
und wirtschaftlichen Faktoren Effizienzsteigerungen 
bei der traditionellen Bioenergienutzung in Entwick- 
lungsländern durch die einfache Modernisierung der 
Technologie begünstigen oder erschweren. 


11.3.4 

Integrierte Technologieentwicklung und 
-bewertung zur Bioenergie 

Bisher berücksichtigt die ingenieurwissenschaftli- 
che Forschung bei der Entwicklung neuer Bioener- 
gietechnologien sozioökonomische Fragen (wirt- 
schaftliche Rentabilität der neuen Technologie unter 


verschiedenen Rahmenbedingungen, möglicher 
Anwenderkreis und dessen Ansprüche, wirtschaft- 
liche und soziale Nachhaltigkeit) nur am Rande. 
Die sozioökonomischen Rahmenbedingungen sind 
jedoch ganz wesentliche Einflussgrößen für die 
erfolgreiche Adaptation neuer Bioenergietechno- 
logien. Zudem ist die Technologiebewertung durch 
Sozialwissenschaftler erforderlich, um den Einfluss 
neuer Bioenergietechnologien auf die Konkurrenz 
zwischen Energie-, Nahrungs- und Futtermittelpro- 
duktion abschätzen zu können und zu bewerten, wel- 
che Stellung die Technologie innerhalb eines effizi- 
enten, zukunftsweisenden Energiemix einnehmen 
kann. Derzeit besteht in der Forschungs- und Aus- 
bildungslandschaft in Deutschland ein eindeutiges 
Defizit bei der integrierten Technologieentwicklung 
und -bewertung. 

Deshalb sollten durch die Förderaktivitäten des 
BMBF wie z.B. „BioEnergie 2021 - Forschung für 
die Nutzung von Biomasse“ auch Projekte unter- 
stützt werden, in denen eine integrierte Entwick- 
lung und Bewertung neuer Bioenergietechnologien 
durch Ingenieur- und Sozialwissenschaftler vorgese- 
hen ist. Wichtig wäre es, Forschungsschwerpunkte zu 
schaffen, in denen Wissenschaftler die Verknüpfung 
von natur-, ingenieur- und sozialwissenschaftlichen 
Ansätzen von Anfang an in ihrem Forschungsauftrag 
Umsetzen. Darüber hinaus sollten in interdisziplinä- 
ren sozial- und ingenieurwissenschaftlichen Studien- 
gängen zu Bioenergietechnologien Nachwuchskräfte 
speziell für die Schnittstelle zwischen Technologie- 
entwicklung und -bewertung ausgebildet werden, 
etwa ähnlich wie im Masterstudiengang „Bioenergy 
Technology“ der Technischen Universität Lapeen- 
ranta in Finnland (LUT, 2008) oder im Bachelor- 
studiengang „Nachwachsende Rohstoffe und Bio- 
energie“ der Universität Hohenheim (Universität 
Hohenheim, 2008). Wegweisend ist auch das Begleit- 
studium „Concentration in Environmental Sustaina- 
bility (ConsEnSus)“, das die Universität Michigan für 
ingenieurwissenschaftliche Studiengänge anbietet. 
Im Rahmen dieser Vertiefung werden den Ingenieu- 
ren neben juristischen und ökonomischen Kenntnis- 
sen auch Methoden zur Bewertung von Umweltwir- 
kungen vermittelt (Universität Michigan, 2008). Im 
Bereich der integrierten Forschung kann das Rene- 
wable and Appropriate Energy Laboratory (RAEL) 
der Universität Berkeley als Beispiel dienen (UC 
Berkeley, 2008). 
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11.4 

Bioenergie und globaies 
Landnutzungsmanagement 


11.4.1 

Datenbasis für giobale Landnutzung und 
Degradation 

Die Hauptinformationsquelle für die aktuelle Land- 
bedeckung und ihre Veränderung sind Satelliten- 
Fernerkundungsdaten. Doch nicht alle Arten des 
Bodenzustands oder der Landnutzung können mit 
Hilfe von Satellitendaten erkannt werden. So wer- 
den beispielsweise in vielen Ländern die Ackerflä- 
chen nach der Ernte auch für Beweidung genutzt. 
Ähnliches gilt für scheinbar ungenutzte Brachflä- 
chen, die von der lokalen Bevölkerung als Weide- 
fläche für Vieh oder zur Sammlung von Brennholz 
verwendet werden. Da angesichts des Nahrungsmit- 
telbedarfs einer wachsenden Weltbevölkerung und 
des zunehmenden Einsatzes von Bioenergie eine 
möglichst effiziente Nutzung der global zur Verfü- 
gung stehenden Flächen unabdingbar ist, müssen die 
wissenschaftlichen Grundlagen für den Aufbau eines 
globalen GlS-gestützten Landkatasters geschaffen 
werden, bei dem Satellitendaten zur Landnutzung 
mit lokalen Informationen abgeglichen und ergänzt 
werden. 

Zwei grundlegende Faktoren für eine nachhaltige 
landwirtschaftliche Produktion sind gutes Wasser- 
und Bodenmanagement. Eine effiziente Wassernut- 
zung erfordert eine auf die lokale Wasserverfügbar- 
keit abgestimmte Strategie mit optimierten Produk- 
tionsabläufen (z. B. Mehrfachnutzung von (Ab-)Wäs- 
sern, effiziente Regenwasserspeicherung usw.). Dazu 
müssen die Wasserressourcen kartiert, meteorologi- 
sche Lokaldaten verfügbar gemacht und die Wasser- 
qualität mittels eines Indikatorensystems erfasst und 
überwacht werden können. 

Was die Qualität und Degradation der Böden 
betrifft, ist die Datengrundlage auf globaler Ebene 
stark veraltet und zum Teil auf nationaler Ebene 
nicht verfügbar. Die einzige Studie zur Klassifizie- 
rung der weltweiten Bodendegradation (GLASOD) 
datiert von 1990-1992 (Region Südasien: ASSOD- 
Studie von 1995-1997). Neben GLASOD gibt es 
die neue Initiative GLADA (Bai et al., 2008). Wäh- 
rend GLASOD auf Abschätzungen und Experten- 
meinungen beruht, schätzt GLADA Bodendegrada- 
tion über die Nettoprimärproduktion (NPP) aus Fer- 
nerkundungsdaten ab. Daher besteht eine dringliche 
Aufgabe zur Umsetzung einer nachhaltigen Land- 
nutzungsstrategie darin, Bodentypen und deren 
Zustände aktuell und mit direkten Messungen zu 
erfassen. Diese Aktivitäten sollten in Zusammenar- 


beit mit der FAO erfolgen. Gerade im Hinblick auf 
die Knappheit an verfügbarer landwirtschaftlicher 
Fläche ist es besonders wichtig, den Zustand und die 
Ausbreitung degradierter Böden zu kennen, da hier 
ein großes Potenzial für eine nachhaltige Produktion 
von Biomasse mit gleichzeitiger Option zur Boden- 
verbesserung, Kohlenstoffsequestrierung und öko- 
logischen Aufwertung liegt. Weiterhin sollten For- 
schungsarbeiten zu marginalen Böden unterstützt 
werden, die sich mit ihrer Ausdehnung, den Gründen 
für ihre Degradation, möglichen Abhilfemaßnahmen 
und ihren potenziellen Erträgen beschäftigen. 


11.4.2 

Integrierte naturwissenschaftliche und 
ökonomische Landnutzungsmodeiiierung 

Zur Bestimmung des technisch verfügbaren, ökolo- 
gisch nachhaltigen und wirtschaftlichen Bioenergie- 
potenzials wird eine verbesserte integrierte Model- 
lierung ökonomischer und naturwissenschaftlicher 
Prozesse der Landnutzung benötigt. Dabei ergeben 
sich verschiedenste Herausforderungen, da die beste- 
henden naturwissenschaftlichen und (agrar-)ökono- 
mischen Modelle hinsichtlich ihrer Zeitskalen, ihrer 
räumlichen Auflösung sowie ihrer thematischen Aus- 
richtungen häufig nicht kompatibel sind. Die Verbin- 
dung der Modelle ist jedoch unerlässlich, um Rück- 
kopplungseffekte zwischen dem biologisch-physika- 
lischen und dem sozialen System adäquat abbilden zu 
können. Es geht also darum, im Forschungsverbund 
aus Natur- und Sozialwissenschaftlern die Kopplung 
dieser Modelle voranzubringen. 

Regionale Modelle sollten außerdem soweit mög- 
lich miteinander vernetzt werden, damit interregio- 
nale Dependenzen abgebildet werden können. Die 
Dynamisierung der Modelle sollte zudem weiter- 
entwickelt werden. Weiterhin sollten den Model- 
len vereinheitlichte Szenariensätze, Modellierungs- 
annahmen und Datensätze zugrunde gelegt werden. 
Dadurch können verschiedene globale und regionale 
Modellierungen besser integriert werden und Ver- 
gleiche zwischen Modellergebnissen sind eher mög- 
lich. Die zu erwartenden Zielkonflikte in der Land- 
nutzung (z.B. zwischen der Bereitstellung verschie- 
dener agrarischer Güter und verschiedener Ökosys- 
temdienstleistungen) könnten so ebenfalls bewertet 
werden. 


11.4.3 

Akteure und Treiber 

Bisherige Kenntnisse zu den wichtigen Akteuren 
und Treibern von lokalen, regionalen und globalen 
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Landnutzungsänderungen müssen weiter spezifi- 
ziert werden, ebenso wie die Faktoren, die die Ent- 
scheidungen der einzelnen Akteure beeinflussen 
(einzelwirtschaftliche Interessen, soziale und kultu- 
relle Einflüsse, politische Ökonomie, soziale Dyna- 
miken usw.). Die Rolle unterschiedlicher Lebens- 
stile (z.B. Verzehr tierischer Lebensmittel) sowie 
die Effekte von Technologieentwicklung (bezüglich 
Ertragssteigerungen bei der Rohstofferzeugung aber 
auch bezüglich größerer Effizienz in der Rohstoff- 
nutzung) auf die Landnutzung sollten dabei eben- 
falls berücksichtigt werden. 

Es sollte analysiert werden, welche Gesamteffekte 
von der Summe der Einzelentscheidungen auf die 
Landnutzung ausgehen. Dazu sollten Methoden wie 
z.B. Agent-based Modelling angewendet und weiter- 
entwickelt werden. Die Kenntnis der Wirkung kol- 
lektiver Entscheidungsprozesse und sozialer Dyna- 
miken ist dabei eine wichtige Voraussetzung, um 
Regulierungs- und Steuerungsinstrumente wirkungs- 
voll einsetzen zu können. 

Das Wissen um Kausalitäten und Treiber von 
Landnutzungsmustern sollte schließlich genutzt wer- 
den, um Landnutzung so zu steuern, dass die sozia- 
len und ökologischen Leitplanken des WBGU (Kap. 
3) eingehalten werden. Für die „Steuerung“ von 
Landnutzung müssen geeignete Institutionen und 
Mechanismen identifiziert werden, mit denen Ein- 
zelentscheidungen koordiniert werden können, um 
gewünschte Landnutzungsmuster zu erreichen, ln 
diesem Zusammenhang steht auch der Forschungs- 
bedarf zur Steuerungswirkung von Standards und 
Zertifizierungssystemen (für land- und forstwirt- 
schaftliche Produkte), von umweltökonomischen 
Instrumenten (wie z.B. Zahlungen für Umwelt- 
leistungen oder Emissionshandelssysteme) auf die 
Landnutzung sowie die Frage, unter welchen Bedin- 
gungen diese Instrumente ihre größte Steuerungs- 
wirkung entfalten. 


11 . 4.4 

Wechselwirkungen zwischen 
Energiepfianzenanbau und Ernährungssicherung 

Die Ursachen für die in letzter Zeit zu beobachten- 
den Anstiege der Nahrungsmittelpreise müssen wei- 
ter untersucht werden. Insbesondere ist die Frage zu 
klären, welche Rolle dabei der Nachfrage nach Bio- 
energie zukommt. Bisherige Schätzungen zum Ein- 
fluss der Nachfrage nach Biokraftstoffen auf die 
Nahrungsmittelpreise weisen sehr unterschiedli- 
che Ergebnisse aus. Solche sehr unterschiedlichen 
Schätzungen sind auf die Verwendung unterschied- 
licher Modelle und Annahmen zurückzuführen; 
eine unmittelbare Vergleichbarkeit der Schätzun- 


gen ist nicht gegeben. Für Entscheidungsträger ist 
dies eine äußerst missliche Lage: Auf welche Schät- 
zungen sollen sie sich stützen, wenn es etwa um die 
Beurteilung der Förderungswürdigkeit von Biokraft- 
stoffen geht? Es wäre hier wichtig, zunächst einmal 
für Transparenz zu sorgen und die verschiedenen 
Modelle und Annahmen in Metastudien miteinander 
zu vergleichen. Auf dieser Basis kann dann die Rele- 
vanz der verschiedenen Modelle und Annahmen für 
bestimmte Kontexte beurteilt werden, und es können 
Prognosen für die künftige Entwicklung der Agrar- 
märkte und die künftige Bedeutung von Biokraft- 
stoffen bzw. ganz generell von Bioenergie für die 
Verfügbarkeit und die Preise von Nahrungsmitteln 
abgegeben werden. So können notwendige regulie- 
rende Maßnahmen für Biokraftstoffe bzw. für Bio- 
energie identifiziert werden. 


11 . 4.5 

Wirkungen veränderter Ernährungsmuster und 
Lebensstile auf Klima und Landnutzung 

Die vorhandenen Daten legen nahe, dass Ernäh- 
rungsgewohnheiten (z.B. der Anteil von Fleisch und 
Milchprodukten an der Ernährung) einen großen 
Einfluss auf die Klimabilanz der Landwirtschaft und 
auf die für Nahrungsmittel erforderliche Landfläche 
haben. Dieser Zusammenhang sollte für unterschied- 
liche Kulturkreise und Regionen genauer untersucht 
werden, auch im Hinblick auf beobachtete zeitliche 
Trends (z.B. wachsender Fleischkonsum in Schwel- 
lenländern) und auf mögliche Verbesserungen (z.B. 
Optionen für einen bewussten Lebensstil als Win- 
win-Situation mit gesundheitlichen Vorteilen, einer 
verbesserten Klimabilanz und weniger Flächenbe- 
darf). Komplette Ökobilanzen („vom Acker bis zum 
Teller“) hegen bislang nur für wenige Lebensmittel 
vor. Dazu sind Untersuchungen zu Konsumentenver- 
halten hinsichtlich Nahrungsmittelkonsum und Bio- 
energienutzung mit und ohne Label notwendig, z.B. 
zum Nachfrage- und Preisgefüge sowie zum Infor- 
mationsbedürfnis. 

Indikatoren wie der „ökologische Fußabdruck 
pro Kopf und Jahr“ verdeutlichen den Einfluss, 
den der Mensch durch seine Konsumansprüche auf 
Landoberfläche und Biosphäre ausübt. Dabei geht es 
vor allem um die Nachfrage nach Nahrungsmitteln, 
die flächenintensiv produziert werden (Fleisch- und 
Milchprodukte). Sie verstärkt Landnutzungskonkur- 
renzen und Ressourcenknappheit. Gelänge es, einen 
wirksamen gesellschaftlichen Wandel zu induzieren, 
hin zu Lebensstilen und Konsummustern, die mit 
einer nachhaltigen Landnutzung konform gingen, 
dann könnte der Nutzungsdruck auf die Biosphäre 
gemildert werden. Es besteht weiterhin Forschungs- 
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bedarf zu geeigneten Instrumenten, um Ernährungs- 
muster entsprechend zu verändern. Neben „wei- 
chen“ Maßnahmen (Bildung, Aufklärung, Kenn- 
zeichnungspflichten) sollten auch die Wirkungen 
stärker eingreifender Instrumente (z.B. Subventio- 
nen, Verbrauchsteuern) in die Forschung einbezogen 
werden. Ebenso muss die Forschung zu den gesell- 
schaftlichen Perspektiven und (ethischen) Grenzen 
einer staatlichen Beeinflussung von Konsummustern 
vertieft werden. Für die Bewertung und Diskussion 
dieser Fragen muss auch weiterhin zu einer robusten 
Datenbasis und zu einem eindeutigen Zurechnungs- 
verfahren von individuellem bzw. nationalem Flä- 
chenverbrauch geforscht werden. 


11.5 

Gestaltung internationaler Bioenergiepolitik 


11.5.1 

Management der giobaien Landnutzung 

Es ist absehbar, dass sich die Landnutzungskonkur- 
renzen in globalem Maßstab verschärfen werden. 
Um die daraus erwachsenden Flerausforderungen 
zu bewältigen, bedarf es belastbarer Informationen 
über die Entwicklung globaler Landnutzungsmus- 
ter nicht nur in Abhängigkeit klimatischer, sondern 
auch sozioökonomischer und politischer Entwick- 
lungen. Die interdisziplinäre Forschung zu globalen 
und regionalen Landnutzungsmodellen und -Szena- 
rien sollte folglich intensiviert werden (Kap. 11.4.2). 

Momentan wird die globale Landnutzung 
wesentlich durch den Markt und nationale Politi- 
ken bestimmt. Angesichts der zunehmenden Land- 
nutzungskonkurrenzen empfiehlt der WBGU, ver- 
stärkt die Möglichkeiten einer Lenkung der Land- 
nutzung zu erforschen. Dabei geht es einerseits um 
indirekte Wirkungen, die durch zahlreiche interna- 
tionale Vereinbarungen und Instrumente auf die 
globale Allokation von Boden ausgehen. Anderer- 
seits geht es um die Frage, ob Mechanismen und 
Instrumente der lokalen und nationalen Raumpla- 
nung weiterentwickelt und auf die globale Ebene 
übertragen werden können und sollten. Internatio- 
nale Kommunikations-, Berichts- und Monitoring- 
pflichten sowie Landnutzungsprinzipen sind derzeit 
wesentliche Politikinstrumente. Vereinzelt existieren 
außerdem zwischenstaatliche Flächennutzungsver- 
einbarungen, wie z.B. die internationale Verpflich- 
tung zur Einrichtung von Schutzgebieten im Bereich 
des Naturschutzes. Eine zentrale Forschungsfrage 
ist in diesem Zusammenhang, inwieweit Flächen- 
nutzungsvereinbarungen in darüber hinausgehen- 
den Landnutzungssektoren eine Rohe spielen könn- 


ten und wie eine konsistente Gesamtabstimmung 
sektorspezifischer Flächennutzungsvereinbarungen 
erfolgen kann. Dabei sind die Effektivität, Effizi- 
enz, Praktikabilität und Durchsetzbarkeit internati- 
onaler Raumplanungsinstrumente zu bewerten, ihre 
wirtschaftlichen Verteilungswirkungen abzuschätzen 
und ihr Einfluss auf die Strukturen der internatio- 
nalen Arbeitsteilung zu analysieren. Entwicklungs- 
politische und geostrategische Aspekte wären dabei 
von der Forschung mit zu beachten. 


11.5.2 

Standardsetzung und WTO-rechtliche 
Rahmenbedingungen 

Rahmen für Standardsetzung und 
Nachhaltigkeitskriterien 

Aus rechtlicher Sicht besteht Klärungsbedarf zur 
Frage, welches völkerrechtliche Regime am besten 
geeignet ist, um Nachhaltigkeitskriterien in Bezug 
auf Produktion und Nutzung von Bioenergie aufzu- 
nehmen. Um hier zu präziseren Aussagen zu gelan- 
gen, sollte eine umfassende Abklärung der Vor- und 
Nachteile verschiedener denkbarer Vorgehenswei- 
sen vorgenommen werden. Dabei ist der Ansatz eines 
eigenständigen multilateralen Abkommens ebenso 
in die Überlegungen einzubeziehen wie eine mög- 
liche Angliederung an eine der bestehenden multi- 
lateralen Abkommen (insbesondere Biodiversitäts- 
konvention und Klimaschutzkonvention, schwieri- 
ger Desertifikationskonvention). Weiter stellt sich in 
diesem Zusammenhang die Frage, welche Methoden 
der Formulierung von Nachhaltigkeitskriterien für 
Bioenergie im jeweiligen multilateralen Rahmen am 
geeignetsten sind. Durch die Entwicklung einer mul- 
tilateralen „Musterkonvention“ in Bezug auf Nach- 
haltigkeitsstandards für Bioenergie ließe sich das 
Potenzial für entsprechende Regelungen überprüfen 
und deren Einbettung in den bestehenden Rechtsbe- 
stand - nicht zuletzt auch im Flinblick auf die Verein- 
barkeit mit dem WTO-Regime - durchspielen. 

Präzisierung und Konkretisierung des 
WTO-rechtlichen Rahmens 
Das WTO-Regime befindet sich in fortlaufender 
Entwicklung (andauernde Verhandlungsrunde; Pra- 
xis der Streitschlichtungsorgane). Die Verhandlungs- 
ergebnisse sollten Politik- und rechtswissenschaftlich 
mit dem Ziel begleitet werden, deren Auswirkungen 
auf die Verwirklichung nachhaltiger Bioenergiepro- 
duktion laufend zu analysieren und entsprechen- 
den Flandlungsbedarf auf den verschiedenen Ebe- 
nen rechtlicher Regulierung (international, suprana- 
tional, national) frühzeitig zu erkennen. Besondere 
Beachtung ist dabei der Entwicklung von Mindest- 
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anforderungen für die Anerkennung von Bioener- 
gieträgern als „Environmental Goods“ zu widmen. 


11.5.3 

Bioenergiepolitik und Sicherheitspolitik 

Energieversorgungssicherheit ist zu einem zentra- 
len Gegenstand der internationalen Politik gewor- 
den. Bioenergie ist ein Baustein für nationale, regi- 
onale und internationale Energieversorgungssicher- 
heit. Der Wettbewerb um den Zugang zu Biomasse 
wird daher zukünftig, ähnlich wie die Konkurrenz um 
den Zugang zu Öl und Gas, zunehmen. Die Dyna- 
mik der Entwicklung der Bioenergiewirtschaft und 
die sich herausbildenden Muster internationaler 
Arbeitsteilung werden daher geopolitische Auswir- 
kungen haben und könnten neue Spannungslinien 
in der internationalen Politik befördern. Die sicher- 
heitspolitische Forschung sollte diese Aspekte in 
ihren Analysen zu den Risiken von Ressourcenkon- 
flikten berücksichtigen. 


11.5.4 

Weiterentwicklung der Verpflichtungen 
unter Klimarahmenkonvention und 
Biodiversitätskonvention 

Austauschbarkeit von Emissionsrechten bei 

SEKTORALEN ZIELEN 

Der WBGU schlägt für ein Post-2012 Regime unter 
der Klimarahmenkonvention (UNFCCC) sektorale 
Teilregimes mit getrennten Zielvereinbarungen für 
Emissionsreduktionen vor, d.h. Ziele für den (glo- 
balen) Landnutzungssektor (LULUCF) sowie den 
(globalen) Nicht-LULUCF-Sektor (WBGU, 2003b). 
Dabei ist eine gewisse Austauschbarkeit von Emis- 
sionsrechten aus beiden Teilregimes vorstellbar, um 
die Effizienz zu erhöhen und die Liquidität im glo- 
balen Kohlenstoffmarkt zu stützen und damit des- 
sen Funktionsfähigkeit zu verbessern, ohne gleich- 
zeitig die ökologische Integrität des gesamten Ver- 
pflichtungsregimes zu beschädigen (Kap. 10.2). For- 
schungsbedarf besteht hinsichtlich der Ausgestaltung 
der Austauschbarkeit: Inwieweit bzw. bis zu welcher 
Höhe sollte die Austauschbarkeit von Emissions- 
rechten begrenzt werden? Welche Anreiz- und Ver- 
teilungswirkungen ergeben sich aus alternativen 
Ausgestaltungen? Und welche Folgerungen erge- 
ben sich daraus für die politische und administrative 
Durchführbarkeit? 


Abstimmung der Finanzierung von 

VERMIEDENER ENTWALDUNG UND VON 

Schutzgebietsnetzen 

Um Erfolge bei den Anstrengungen zur Vermeidung 
von Emissionen durch Entwaldung (REDD) unter 
dem Dach der Klimarahmenkonvention zu erzielen, 
sollten verlässliche Vereinbarungen über die an die 
betroffenen Länder zu leistenden Zahlungen getrof- 
fen werden (Kap. 10.2). Von dem Schutz der Senken 
bzw. Kohlenstoffvorräte können positive Effekte für 
den Erhalt von Biodiversität, und hier vor allem für 
Schutzgebiete, ausgehen und umgekehrt. Auch zur 
Finanzierung eines globalen Schutzgebietsnetzes 
unter der Biodiversitätskonvention (CBD) bedarf es 
verbindlicherer Regelungen, um eine ausreichende 
Mobilisierung finanzieller Mittel für diesen Zweck 
zu gewährleisten (Kap. 10.5). Vor diesem Hinterg- 
rund eröffnen sich eine Reihe von Forschungsfra- 
gen zu den Synergien zwischen den Verpflichtungen 
unter den beiden Regimen, einerseits zur Definition 
dieser Synergien, andererseits zu Regelungsoptionen 
bezüglich der gegenseitigen Anrechung von Zahlun- 
gen zwischen den beiden Regimen (Doppelzählung 
bzw. Teilanrechnung der Zahlungen auf Verpflichtun- 
gen in beiden Regimen, exklusive Anrechnung von 
Zahlungen auf Verpflichtungen in einem Regime). 
Die Anreiz- und Verteilungswirkungen der einzel- 
nen Kriterien zur Bewertung von Synergieeffekten 
und der Regelungsoptionen sollten eingehend analy- 
siert werden. Ebenso sollte die politische Durchführ- 
barkeit und Praktikabilität der verschiedenen Opti- 
onen bewertet werden, z.B. die Entwicklung eines 
Schutzgebietsprotokolls zur CBD und dessen mög- 
lichen Verknüpfungen zu dem entstehenden REDD- 
Regime der UNFCCC (Kap. 10.5). 


11.5.5 

Methoden zur Unterstützung von Entscheidungen 
unter Unsicherheit 

Im Kontext der von Wissensdefiziten geprägten Bio- 
energiedebatte ist zu untersuchen, welche Entschei- 
dungsmethoden einzelne Akteure bei Entscheidun- 
gen unter Unsicherheit und angesichts hoher Risi- 
ken zugrunde legen. Neue Methoden zur Unterstüt- 
zung von Entscheidungsfindung unter Unsicherheit 
sollten für die verschiedenen Akteursgruppen ent- 
wickelt werden, um diesen Personenkreisen künftig 
wissenschaftlich fundierte Landnutzungsentschei- 
dungen möglich zu machen. Computerbasierte Ent- 
scheidungsunterstützungssysteme sollten weiterent- 
wickelt werden, mit deren Hilfe verschiedene Sze- 
narien simuliert, gegenübergestellt und systematisch 
verglichen werden können. 
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Die Verwendung der erneuerbaren Energieres- 
source Biomasse bietet Chancen, weist aber auch 
Risiken auf. Hoffnungen auf eine verringerte Impor- 
tabhängigkeit von Öl und Gas oder auf die Nutzung 
von Biokraftstoffen zur COj-Emissionsminderung 
der Automobilität stehen Befürchtungen gegen- 
über, dass etwa durch den Anbau von Energiepflan- 
zen Landnutzungskonflikte zwischen Ernährung, 
Naturschutz und Bioenergie wahrscheinlicher wer- 
den. Aufgrund der großen Komplexität und Dyna- 
mik des Themas, des hohen Maßes an wissenschaft- 
licher Unsicherheit und der Vielzahl von Interessen 
ist es bisher nicht gelungen, eine integrierte Abwä- 
gung der Chancen und Risiken der Bioenergie als 
Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung vorzu- 
nehmen. Der WBGU möchte zeigen, dass eine nach- 
haltige Nutzung von Bioenergie möglich ist, die viele 
der Chancen nutzt und gleichzeitig viele der Risiken 
gering hält. 

Die zentrale Botschaft des WBGU lautet, dass 
weltweit nachhaltige Potenziale für Bioenergie vor- 
handen sind, welche auf jeden Fall genutzt werden 
sollten. Die Rahmenbedingungen sind aber so zu 
setzen, dass Gefährdungen der Nachhaltigkeit, ins- 
besondere der Ernährungssicherheit sowie der Ziele 
von Natur- und Klimaschutz, ausgeschlossen werden 
können. Dabei müssen die Bioenergiestrategien ein- 
zelner Staaten abhängig von ihren sozioökonomi- 
schen und ihren agroökologischen Gegebenheiten 
differenziert gestaltet werden. Richtschnur für die 
erforderlichen Weichenstellungen muss nach Ansicht 
des WBGU die strategische Rolle der Bioenergie als 
Baustein in der globalen Energiewende zur Nach- 
haltigkeit sein. Das Leitbild des WBGU richtet sich 
daher an zwei Zielen aus: 

• Erstens soll die Bioenergie einen Beitrag zum Kli- 
maschutz leisten, indem sie fossile Energieträ- 
ger ersetzt und somit hilft, die Treibhausgasemis- 
sionen im Weltenergiesystem zu reduzieren. Die 
Speicherbarkeit der Bioenergieträger und ihr Ein- 
satz als Regelenergie können einen strategisch 
wichtigen Beitrag zur Stabilisierung der Strom- 
versorgung bei einem hohen Anteil von Wind- 
und Solarenergie im Energiesystem von Indust- 


rie-, Schwellen- und Entwicklungsländern leisten. 
Langfristig kann Bioenergie in Kombination mit 
Sequestrierung sogar dazu beitragen, der Atmo- 
sphäre einen Teil des emittierten COj wieder zu 
entziehen. 

• Zweitens kann Bioenergienutzung zur Überwin- 
dung der Energiearmut beitragen. Dabei geht es 
zunächst um die Überwindung der traditionellen 
und gesundheitsschädlichen Nutzungsformen der 
Bioenergie in Entwicklungsländern. Die Moder- 
nisierung der traditionellen Bioenergiennutzung 
kann einen wichtigen Beitrag zur Armutsreduk- 
tion, zur Verhinderung von Gesundheitsgefähr- 
dungen und zur Verminderung des Nutzungs- 
drucks auf natürliche Ökosysteme leisten. Rund 
2,5 Mrd. Menschen haben derzeit keinen Zugang 
zu bezahlbaren und sicheren Energieformen (z.B. 
Elektrizität, Gas) zur Deckung ihrer Grundbe- 
dürfnisse. Moderne, aber einfache und kosten- 
günstige Bioenergieformen können einen wichti- 
gen Beitrag leisten, um die Energiearmut in Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern signifikant zu 
reduzieren. 

Das Leitbild macht deutlich, dass Bioenergie ein 
öuerschnittsthema ist. „Bioenergiepolitik“ umfasst 
nicht nur Energie-, Landwirtschafts- und Klimapo- 
litik, vielmehr spielen auch Verkehrs-, Außenwirt- 
schafts-, Umwelt- sowie Entwicklungs- und Sicher- 
heitspolitik in das sich konstituierende Politikfeld 
hinein. Hinzu kommt die komplexe Dynamik von 
Märkten. Energie- und Agrarmärkte werden über 
Bioenergie immer enger verzahnt, und gerade Ener- 
giemärkte sind stark durch strategische Interessen 
von Staaten geprägt. Hier sind also komplexe poli- 
tische Gestaltungsaufgaben zu bewältigen, die über 
die Grenzen etablierter Politikarenen hinausreichen, 
so dass Akteure Zusammenwirken müssen, die in der 
Vergangenheit nur wenig Berührungspunkte hatten. 
Dies stellt große Anforderungen an die Steuerungs- 
und Integrationsfähigkeit der überwiegend sektoral 
organisierte Politik. 

Bioenergiepolitik sprengt aber auch den Rahmen 
eines in Nationalstaaten organisierten internatio- 
nalen Systems. Weil eine Beimischungsquote für Bio- 
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kraftstoffe in Europa zur Entwaldung in anderen Tei- 
len der Welt führen kann, steht Bioenergie beispiel- 
haft für ein komplexes globales Problem, bei dem 
Handlungen staatlicher und nichtstaatlicher Akteure 
auf lokaler oder nationaler Ebene ungewollte Kon- 
sequenzen überregionaler bzw. globaler Art verur- 
sachen. Bioenergiepolitik macht daher auch eine 
Mehrebenenpolitik notwendig. 

Die folgenden spezifischen Handlungsempfeh- 
lungen sind in sechs Blöcke gruppiert, die inhärent 
Überschneidungen aufweisen und damit die Not- 
wendigkeit der Mehrebenenpolitk bestätigen. Aus- 
gangspunkt ist die konsistente Einbindung der Bio- 
energie in die Klimaschutzpolitik, das erste Teilziel 
des Leitbilds. Kapitel 12.1 beschäftigt sich daher mit 
den Anreizen und Verpflichtungen im Rahmen des 
UN-Klimaschutzregimes. Dabei können gleichzei- 
tig auch Beiträge zum zweiten Teilziel des Leitbilds, 
der Überwindung der Energiearmut, geleistet wer- 
den. Weil aber das Klimaschutzregime keine kurz- 
fristige Wirkung entfaltet und die Einhaltung weite- 
rer Nachhaltigkeitsdimensionen (z.B. Ernährungssi- 
cherung oder Erhaltung biologischer Vielfalt) nicht 
sicherstellen kann, muss gleichzeitig die Festlegung 
von Standards und die Zertifizierung für Bioener- 
gie zunächst auf bi- und multilateraler Ebene vor- 
angetrieben werden. Kapitel 12.2 gibt hierzu zahlrei- 
che Empfehlungen. Ein zentrales Problem der Bio- 
energienutzung stellen Flächennutzungskonkurren- 
zen beim Anbau von Energiepflanzen dar. Standards 
allein können dieses Problem nicht lösen. Daher sind 
weitergehende flankierende Maßnahmen zur Siche- 
rung der globalen Nahrungsmittelproduktion und der 
biologischen Vielfalt sowie des Wasser- und Boden- 
schutzes auf zahlreichen Handlungsebenen notwen- 
dig, die in Kapitel 12.3 vorgestellt werden. Das tech- 
nische nachhaltige Bioenergiepotenzial, vom WBGU 
im Jahr 2050 auf 84-166 EJ pro Jahr geschätzt, sollte 
genutzt werden. 

Ein wichtiges staatliches Gestaltungsinstrument 
ist dabei die Förderpolitik. Hier gilt es, Fehlanreize 
zu korrigieren und dem Leitbild entsprechende Ent- 
wicklungen zu fördern. Hierzu gibt der Beirat in Kapi- 
tel 12.4 Empfehlungen. Dem Teilziel des Leitbilds 
Überwindung der Energiearmut widmet der WBGU 
das Kapitel 12.5. Hier sieht der Beirat gleicherma- 
ßen große Handlungsdefizite wie Entwicklungspo- 
tenziale. Derzeit gibt es weder eine internationale 
Organisation noch ein Vertragswerk, das spezifisch 
für das Thema Bioenergie zuständig wäre. Stattdes- 
sen haben sich in den letzten Jahren eine Vielzahl an 
privaten Foren, UN- Aktivitäten und zwischenstaatli- 
chen Prozessen entwickelt. Vorschläge zur Überwin- 
dung dieser fragmentierten institutioneilen Situation 
legt abschließend Kapitel 12.6 vor. 


12.1 

Bioenergie konsistent in die internationaie 
Klimaschutzpolitik einbinden 

Anrechnungsverfahren für CO^-Emissionen 
DURCH Bioenergie grundlegend reformieren 
Die bestehenden Regelungen in der Klimarahmen- 
konvention (UNFCCC) und im Kioto-Protokoll füh- 
ren zu Fehlanreizen in Bezug auf Bioenergieproduk- 
tion und -nutzung bis hin zur Förderung klimaschäd- 
licher Bioenergienutzung (Kap. 10.2). Der WBGU 
hält daher eine Befassung der UNFCCC-Gremien 
mit dem Thema Bioenergie für notwendig. Ziel sollte 
es sein, die Anrechnungsmodalitäten für die Ver- 
pflichtungen im Rahmen des Kioto-Protokolls bzw. 
seiner Nachfolgeregelung zu reformieren und die 
Zuordnung der Emissionen in den Treibhausgasin- 
ventaren dahingehend anzupassen, dass Fehlanreize 
und eine verzerrte Darstellung des Klimaschutzbei- 
trags von Bioenergienutzung vermieden werden. Der 
WBGU hält eine Regelung für sinnvoll, die folgende 
Elemente umfasst: 

Erstens darf die Nutzung von Bioenergie nicht 
weiter pauschal als frei von C02-Emissionen („Null- 
emission“) im Energiesektor gezählt werden. Der 
WBGU plädiert hier jedoch nicht für einen Ersatz 
der unterstellten Nullemissionen durch kumulierte 
Emissionen aus einer Lebenszyklusanalyse der Bio- 
energie, da dies mit den übrigen Zurechnungsmo- 
dalitäten innerhalb der UNFCCC nicht kompatibel 
wäre und zu Doppelzählungen führen würde (Kap. 
10.2.2). Vielmehr sollten im Energiesektor die tat- 
sächlich bei der Verbrennung der Biomasse ent- 
stehenden C02-Emissionen gezählt und angerech- 
net werden. Entsprechend sollte die Aufnahme von 
CO 2 aus der Atmosphäre durch Energiepflanzen im 
Landnutzungssektor gezählt werden. Diese Korrek- 
tur würde die Behandlung von Bioenergie an dem 
auch ansonsten angewendeten Prinzip ausrichten, 
Emissionen grundsätzlich dem Ort und Zeitpunkt 
ihrer Entstehung zuzuordnen. 

Zweitens sollten die bisherige Regelung, nach 
der ausgewählte Emissionen und Absorptionen aus 
Landnutzung und Landnutzungsänderungen auf die 
Verpflichtungen der Staaten angerechnet werden 
bzw. werden können, durch eine vollständige Erfas- 
sung aller Emissionen aus diesen Sektoren ersetzt 
werden. Die neue Regelung sollte idealerweise in 
eine umfassende Vereinbarung zum Erhalt der Koh- 
lenstoffvorräte terrestrischer Ökosysteme innerhalb 
der UNFCCC eingebettet wären. 

Drittens bedarf es Ergänzungen, die den Handel 
zwischen Staaten mit und Staaten ohne Verpflichtung 
zur Emissionsbegrenzung betreffen (Kap. 10.2.2.1). 
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Bioenergie im Clean Development 
Mechanism differenziert betrachten 
Der Clean Development Mechanism (CDM) hat der- 
zeit nur einen geringen Einfluss auf die Bioenergie- 
nutzung in Schwellen- und Entwicklungsländern ins- 
gesamt. Einer Ausweitung von CDM-Projekten zum 
Anbau von Energiepflanzen ist mit Skepsis zu begeg- 
nen, solange nicht ausgeschlossen werden kann, dass 
es in Folge der Landnutzung zu Verdrängungsef- 
fekten (Leakage) kommt und andernorts terrest- 
risch gespeicherter Kohlenstoff freigesetzt wird. Von 
besonderer Bedeutung für die Bioenergie im CDM 
sind potenzielle Neuregelungen im Sektor Landnut- 
zung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft 
(LULUCF) im Rahmen eines Post-2012-Regime. 
Daraus werden auch Anpassungen im CDM notwen- 
dig werden. Leakage und das Problem der Gewähr- 
leistung der Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwir- 
kung (Permanenz) des CDM können mit Hilfe pau- 
schalierter Abschläge auf die zertifizierten Emis- 
sionsreduktionseinheiten zu einem gewissen Grad 
begrenzt werden. Insgesamt erscheinen diese Prob- 
leme aber für die ökologische Integrität zu bedeu- 
tend und zu wenig kontrollierbar, so dass dem CDM 
keine tragende Rolle bei der Emissionsreduktion im 
LULUCF-Sektor zukommen sollte. 

CDM-Projekte zur Verbesserung oder Substitu- 
tion von ineffizienter traditioneller Biomassenut- 
zung sollten dagegen genutzt werden, um zur Ver- 
breitung effizienter Technologien in ärmeren Ent- 
wicklungsländern und in ländlichen Räumen beizu- 
tragen. Aktuelle Entwicklungen in der UNFCCC, 
vereinfachte Methoden für kleinskalige CDM-Pro- 
jekte zu erlauben, die einen Übergang zu einer nach- 
haltigen, Bioenergienutzung z.B. über hocheffizi- 
ente Öfen ermöglichen, gehen in die richtige Rich- 
tung. Dabei muss gleichzeitig die Integrität des CDM 
gewährleistet sein, d.h. nur tatsächliche und dauer- 
hafte Emissionsreduktionen aus der Biomassenut- 
zung sollten honoriert werden. 

Emissionen aus Entwaldung in 
Entwicklungsländern begrenzen 
Da die gegenwärtige Ausweitung des Anbaus von 
Energiepflanzen zu einer Zunahme tropischer Ent- 
waldung beitragen kann (Kap. 5.5), ist ein effekti- 
ves Regime zur Verminderung der Emissionen aus 
Entwaldung und Walddegradation (REDD) im 
Rahmen der UNFCCC von hoher Bedeutung. Ein 
geeignetes REDD-Regime sollte einerseits wirk- 
same Anreize setzen, rasche reale Emissionsmin- 
derungen durch eine Reduzierung der Entwaldung 
zu erreichen. Diese Emissionsminderungen sollten 
jeweils auf nationaler Ebene sichergestellt werden, 
um Leakage-Effekte zu vermeiden. Darüber hin- 
aus sollten Anreize geschaffen werden, die natürli- 


chen Kohlenstoffspeicher wie tropische Primärwäl- 
der dauerhaft vor Entwaldung und Degradation zu 
schützen und die Emissionen aus Graslandumbruch 
zu begrenzen. Für eine effektive Anreizsetzung muss 
das Regime internationale Finanztransfers in ausrei- 
chender Höhe mobilisieren. Um diesen Anforderun- 
gen gerecht zu werden, sollte das Regime aus einer 
Kombination nationaler Emissionsbegrenzungsziele 
und projektbasierter Vorgehensweise bestehen (Kap. 
10.2.2). Dabei wäre das REDD-Regime zu integrie- 
ren, so dass es idealerweise Bestandteil einer umfas- 
senden Vereinbarung zum Erhalt der Kohlenstoff- 
vorräte terrestrischer Ökosysteme innerhalb der 
UNFCCC wäre. 

Umfassende Vereinbarung zum Schutz 
terrestrischer Kohlenstoffspeicher 
vorantreiben 

Die COj-Emissionen aus dem LULUCF-Bereich 
sollten systematisch und vollständig in das Post-2012- 
Regime einbezogen werden, damit der Anreiz, den 
die UNFCCC zur Bioenergienutzung gibt, sich an 
ihrem tatsächlichen Klimaschutzbeitrag orientiert. 
Die COj-Aufnahme und -Abgabe der Biosphäre 
unterscheiden sich nicht zuletzt in vielen grundle- 
genden Aspekten - etwa Messbarkeit, Reversibili- 
tät, langfristige Kontrohierbarkeit, zwischen) ährli- 
che Schwankungen - von den Emissionen aus fossi- 
len Energieträgern (Kap. 5.5). 

Aufgrund dieser sehr unterschiedlichen Charak- 
teristika der Sektoren, und den daraus folgenden 
Unterschieden in der Zeitdynamik und der Planbar- 
keit von Klimaschutzmaßnahmen, erscheinen sepa- 
rate Minderungsziele im Hinblick auf die Einhaltung 
der 2°C-Leitplanke zielführender als ein übergrei- 
fendes Minderungsziel. Der WBGU rät daher dazu, 
zukünftig nicht eine nationale Obergrenze für alle 
Emissionen zu vereinbaren, sondern für den Bereich 
des LULUCF gesonderte Verpflichtungen vorzuse- 
hen. Er schlägt vor, eine umfassende Vereinbarung 
zum Erhalt der Kohlenstoffvorräte terrestrischer 
Ökosysteme zu verhandeln. Diese sollte erstens die 
Debatte zu REDD einbeziehen, zweitens die beste- 
henden Regelungen zur Anrechnung von Senken 
(auch durch CDM) auf die Minderungspflichten in 
den in Annex-A des Kioto-Protokolls aufgeführten 
Sektoren ersetzen und drittens alle COj-Emissionen 
aus Landnutzung, Landnutzungsänderungen und 
Forstwirtschaft vollständig umfassen. Trotz getrenn- 
ter Zielvereinbarungen hält es der WBGU aus der 
Perspektive ökonomischer Effizienz für angebracht, 
eine gewisse Austauschbarkeit anzustreben, die 
jedoch aufgrund der Messschwierigkeiten und ande- 
rer Unsicherheiten von LULUCF-Emissionen deut- 
lich begrenzt und mit Abschlägen verbunden sein 
sollte. 
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Europäische Klimapolitik: Anreize 
EÜR Emissionsminderungen im 
Landnutzungsbereich setzen 
Die Verpflichtungen der Annex-I-Staaten zur 
Begrenzung ihrer THG-Emissionen im Rahmen des 
Kioto-Protokolls beziehen sich bereits heute auch 
auf Emissionen aus der Landwirtschaft und auf aus- 
gewählte Emissionen aus dem Forstbereich (Kap. 
10.2.2). Diese Verpflichtungen wurden in der EU- 
Politik bisher jedoch noch nicht systematisch in ent- 
sprechende Anreize für Land- und Forstwirte umge- 
setzt. Dies sollte künftig jedoch erfolgen. Im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP) 
bieten sich Möglichkeiten bei den Direktzahlungen 
der „ersten Säule“ (mit verbindlichen Cross Compli- 
ance-Verpflichtungen) und der Förderung der Ent- 
wicklung des ländlichen Raumes im Rahmen der 
„zweiten Säule“ (u.a. Agrarumweltmaßnahmen) 
an. Wie auch vom SRU (2008) empfohlen, sollte die 
Bundesregierung die anstehende Überprüfung der 
GAP in den Jahren 2008 und 2009 dazu zu nutzen, 
eine umfassende ökologische Reform der GAP ein- 
zuleiten. Falls die Direktzahlungen weitergeführt 
werden, sollte Cross Compliance systematisch um 
Klimaschutzaspekte erweitert werden. Auch für die 
Agrarumweltmaßnahmen sollte eine Verbesserung 
der Zielorientierung angestrebt (SRU, 2008), und die 
Maßnahmen auch auf Klimaschutz und Anpassung 
an den Klimawandel ausgerichtet werden. 


12.2 

Standards und Zertifizierung für Bioenergie und 
nachhaitige Landnutzung einführen 

Unilateralen Mindeststandard für 
Bioenergieträger einführen 
Der WBGU empfiehlt als ersten Schritt die Ein- 
führung eines verbindlichen Mindeststandards für 
Bioenergieträger auf EU-Ebene. Der Mindeststan- 
dard sollte für alle Arten von Bioenergieträgern gel- 
ten, die innerhalb der EU zur Energiegewinnung 
verwendet werden. Bioenergieträger, die den Min- 
deststandard nicht erfüllen, sollten nicht in Verkehr 
gebracht werden dürfen. Damit geht der Vorschlag 
des WBGU über die derzeitigen Pläne der EU, die 
Einhaltung eines Nachhaltigkeitsstandards als Vor- 
aussetzung für die Förderung flüssiger Biokraft- 
stoffe einzufordern, deutlich hinaus. Für einen Bio- 
energiemindeststandard empfiehlt der WBGU eine 
Erweiterung der Nachhaltigkeitskriterien für flüs- 
sige Biokraftstoffe der EU-Richtlinie zur Förderung 
erneuerbarer Energien um Methoden, die indirekte 
Landnutzungsänderungen bewerten, und um ein Kri- 
terium zur Einschränkung der Nutzung gentechnisch 
veränderter Organismen (GVO). Zudem sollten ein- 


zelne elementare ILO-Kernarbeitsnormen verpflich- 
tend in einem Bioenergiemindeststandard enthalten 
sein. Bezüglich der THG-Emissionen empfiehlt der 
WBGU anstatt einer Vorgabe für eine relative THG- 
Reduktion bezogen auf die End- bzw. Nutzenergie 
einen Mindestwert für die absolute THG-Reduk- 
tion bezogen auf die Menge an eingesetzter Rohbio- 
masse vorzugeben. So sollten durch den Einsatz von 
Bioenergieträgern die gesamten Treibhausgasemissi- 
onen über den Lebenszyklus im Vergleich zu fossi- 
len Energieträgern um mindestens 30 t COjCq pro 
TJ eingesetzter Rohbiomasse gesenkt werden (Kas- 
ten 12.2-1). 

Eine Förderung von Bioenergie sollte nur dann 
erfolgen, wenn zusätzliche Förderkriterien erfüllt 
werden, die eine Reduktion der Energiearmut oder 
erhöhten Klima-, Biodiversitäts- oder Bodenschutz 
implizieren. Eine allgemeine Voraussetzung für die 
Förderung sollte sein, dass durch den Einsatz der 
Bioenergie mindestens eine Reduktion der Lebens- 
zyklustreibhausgasemissionen um 60 t C 02 eq pro 
TJ eingesetzter Rohbiomasse im Vergleich zu fossi- 
len Energieträgern erzielt werden kann. Als förde- 
rungswürdig erachtet werden vor allem die Nutzung 
biogener Abfall- und Reststoffe sowie der Anbau 
von Energiepflanzen auf marginalem Land, wenn 
dabei verbesserter Klima-, Boden-, Wasser- und Bio- 
diversitätsschutz nachgewiesen werden kann und 
der Anbau auch bezüglich sozialer Kriterien positiv 
bewertet wird. 

Zertifizierungssysteme für nachhaltige 
Bioenergieträger schaffen 
Werden Mindeststandards für Bioenergieträger ver- 
bindlich eingeführt, müssen auch möglichst zeitnah 
Zertifizierungssysteme zum Nachweis ihrer Einhal- 
tung geschaffen werden. Idealerweise sind solche 
Zertifizierungssysteme international und auf alle 
Arten von Biomasse für die energetische Nutzung 
sowie auf Bioenergieendprodukte anwendbar. Dies 
erleichtert die spätere Ausweitung der Bioenergie- 
standards auf alle Arten von Biomasse. Das im Auf- 
trag des BMELV entwickelte System „International 
Sustainability and Carbon Certification“ (ISCC),das 
speziell für die Zertifizierung von Bioenergieträgern 
konzipiert wurde, ist ein erster Schritt in diese Rich- 
tung. Dieses oder ein vergleichbares Zertifizierungs- 
system sollte möglichst schnell umgesetzt werden. 

Da die Einführung eines allgemeinen Biomasse- 
standards erst mittelfristig zu realisieren ist, sollte 
die Pflicht zum Nachweis über die Einhaltung der 
Bioenergiestandards zunächst bei den Vertreibern 
der Endprodukte hegen. Diese würden wiederum 
von ihren Zulieferern den Nachweis über die Ein- 
haltung der Standards bei der Produktion der Vor- 
produkte einfordern. Dadurch bestünde zunächst 
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Kasten 12.2-1 

WBGU-Mindeststandard für die 
Bioenergieproduktion 

• Treibhausgasemissionen durch Einsatz von Bioenergie- 
trägern reduzieren: Reduktion der Lebenszyklustreib- 
hausgasemissionen im Vergleich zu fossilen Energie- 
trägern um mindestens 30 t COjeq pro TJ eingesetzter 
Rohbiomasse unter Berücksichtigung direkter und indi- 
rekter Landnutzungsänderungen. Die durch den Anbau 
von Biomasserohstoffen ab einem Stichtag verursachten 
Treibhausgasemissionen aus direkten und indirekten 
Landnutzungsänderungen (inklusive der entgangenen 
Senkenwirkung) sollten die COj-Menge nicht über- 
schreiten, die auf der entsprechenden Fläche innerhalb 
von 10 Jahren durch den Energiepflanzenanbau wieder 
fixiert werden kann („Landnutzungsstandard“). 

• Indirekte Landnutzungsänderungen vermeiden: Vermei- 
dung der Verdrängung von produktiven Landnutzungen 
durch den Anbau von Energiepflanzen. 

• Schutzgebiete, natürliche Ökosysteme und Gebiete 
mit hohem Naturschutzwert erhalten: kein Anbau von 
Energiepflanzen in identifizierten Ausschlussflächen 
(Schutzgebiete, Gebiete mit hohem Naturschutzwert); 
Schaffung ausreichender Pufferzonen; Einbetten von 


keine originäre Zertifizierungspflicht für Rohstoffe, 
die auch für andere Zwecke als die energetische Nut- 
zung verwendet werden können, wie etwa Raps, Soja 
oder Palmöl. Damit auch Vorprodukte und Roh- 
stoffe zertifiziert werden können, bietet sich die Ein- 
führung eines „Landnutzungsstandards“ an, der den 
THG-Ausstoß beim Anbau von Rohstoffen inklu- 
sive direkter und indirekter Landnutzungsänderun- 
gen nach oben begrenzt. Mit der Einführung eines 
solchen Landnutzungsstandards für Bioenergieroh- 
stoffe kann die spätere Ausweitung auf alle Arten 
von Biomasse vorbereitet werden. 

Während die Entwicklung von Zertifizierungs- 
systemen und die Durchführung der Zertifizierung 
Marktakteuren überlassen werden können, muss der 
Staat die tatsächliche Einhaltung der Standards im 
Anschluss an die Zertifizierung kontrollieren, um 
die Legitimität der Standards zu erhöhen und Miss- 
brauch zu verhindern. Hierzu müssen von staatlicher 
Seite Kontrollorgane geschaffen werden, die in der 
Lage sind, die Nichteinhaltung der geforderten Min- 
deststandards sowie das missbräuchliche Ausstellen 
und Lühren von Zertifikaten zu sanktionieren. 

Entwicklungs- und Schwellenländer bei 
DER Einhaltung von Mindeststandards 

UNTERSTÜTZEN 

Für die Einhaltung der vom WBGU geforderten 
Leitplanken und Nachhaltigkeitsanforderungen 
ist auch von Schwellen- und Entwicklungsländern, 
unter Einschluss der am wenigsten entwickelten Län- 
der (Least Developed Countries, LDC), die Einhai- 


Anbausystemen für Energiepflanzen in die Landschaft; 
Prüfung ökologischer Risiken vor der Nutzung potenzi- 
ell invasiver gebietsfremder Arten. 

• Bodenqualität erhalten: keine langfristige Schwächung 
der Bodenfunktionen und der Bodenfruchtbarkeit 
durch den Anbau von energetisch genutzter Biomasse; 
Erfüllung der Anforderungen der guten landwirtschaft- 
lichen Praxis; Erhalt der Nährstoffkreisläufe bei Rest- 
stoffnutzung. 

• Waldreststoffe nachhaltig nutzen: Erhaltung der Nähr- 
stoffkreisläufe und der biologischen Vielfalt von Wald- 
ökosystemen bei der Nutzung von Waldreststoffen. 

• Wasser nachhaltig managen: keine wesentliche Ver- 
schlechterung der Wasserqualität und des Wasserhaus- 
halts; keine Übernutzung der Grundwasserressourcen. 

• Einfluss gentechnisch veränderter Organismen (GVO) 
kontrollieren: Ausschluss der Ausbreitung veränderter 
Gene in wildlebende Pflanzen; Ausschluss von Einträ- 
gen in die Lebens- und Futtermittelkette; Einhaltung 
der nationalen und internationalen Biosicherheitsstan- 
dards. 

• Grundlegende Sozialstandards beachten: Einhaltung ein- 
zelner elementarer ILO-Kernarbeitsnormen: Gewähr- 
leistung von ausreichendem Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz. 


tung von Mindeststandards bei der Produktion von 
Bioenergieträgern zu fordern. Allerdings muss dabei 
berücksichtigt werden, dass für diese Länder die Ein- 
haltung von Nachhaltigkeitskriterien und die erfor- 
derliche Zertifizierung eine große Belastung darstel- 
len können. Deshalb sollten vor allem für LDC tech- 
nische und finanzielle Hilfen zum Aufbau nationa- 
ler Zertifizierungssysteme und Kontrollstellen sowie 
für die Durchführung der Zertifizierung in einzelnen 
Produktionsbetrieben gegeben werden. Weiter kön- 
nen für eine Anfangsphase Erleichterungen bei der 
Verifizierung der einzelnen Nachhaltigkeitskriterien 
vorgesehen werden. Die Möglichkeit zu Gruppenzer- 
tifizierung kann die Zertifizierungskosten für kleine 
landwirtschaftliche Betriebe gering halten, gleicher- 
maßen in Entwicklungs- und Industrieländern. 

Bilaterale Standardsetzung als effektives 
Instrument nutzen 

Bis ein global abgestimmter Biomassestandard 
geschaffen ist, sind auch bilaterale Standards ein 
effektives Instrument zur Verbesserung der Nachhal- 
tigkeit der Produktion von Bioenergieträgern. Die 
bisher abgeschlossenen bilateralen Abkommen zwi- 
schen Hersteller- und Importländern von Bioenergie 
beziehen Umwelt- und Sozialkriterien bisher nur in 
geringem Ausmaß ein. Dies gilt beispielsweise auch 
für das im Mai 2008 zwischen Deutschland und Bra- 
silien Unterzeichnete Abkommen zur Zusammenar- 
beit im Bereich der erneuerbaren Energien und der 
Energieeffizienz. Der WBGU empfiehlt, in ähnli- 
chen künftigen Abkommen konkrete und verbindli- 
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che Nachhaltigkeitskriterien im Sinne eines Mindest- 
standards für die Produktion von Bioenergie zu ver- 
ankern. Im Gegenzug sollte für die Handelspartner 
bei Einhaltung des Mindeststandards freier Markt- 
zugang für Bioenergieträger gewährt werden. Bereits 
bestehende bilaterale Verträge sollten nach Möglich- 
keit noch in diese Richtung nachgebessert werden. 

Multilaterale Ansätze zur Globalisierung 
VON Standards verfolgen 

Die Möglichkeit, Standards für Bioenergie auch in 
einem multilateralen Rahmen zu entwickeln und zu 
institutionalisieren, ist die aus WTO-rechtlicher Sicht 
zu bevorzugende Option und sollte ebenfalls ange- 
strebt werden. Dafür spricht auch, dass bei alleini- 
gem Vorgehen der europäischen Staatengemein- 
schaft weite Teile des Weltmarktes für Bioenergie- 
träger unreguliert bleiben würden. Die Bundesregie- 
rung sollte sich dafür einsetzen, dass möglichst rasch 
ein internationaler Konsens zu einem Mindeststan- 
dard für nachhaltige Bioenergieproduktion sowie zu 
einer umfassenden, internationalen Bioenergiestra- 
tegie entwickelt wird. Aus Sicht des WBGU läge ein 
Erfolg versprechender Ansatz im Ausbau bestehen- 
der internationaler Initiativen, insbesondere der Glo- 
bal Bioenergy Partnership (GBEP) im Rahmen der 
G8-H5-Verhandlungen. Die GBEP ist ein wichtiges 
Instrument, um die multilaterale Politikformulierung 
zu beschleunigen. Mit der politischen Unterstützung 
durch die G8 könnte erreicht werden, dass die Ent- 
scheidungen in politikrelevante Foren, Institutionen 
und Prozesse eingebracht werden und deren Imple- 
mentierung gewährleistet ist. 

WTO-Konformität von Standards für 
Bioenergieträger herstellen 
Der vom WBGU geforderte Mindeststandard sowie 
die Förderkriterien für den Biomasseanbau umfas- 
sen sowohl Kriterien zur Umwelt- als auch zur Sozi- 
alverträglichkeit der Produktion von Bioenergieträ- 
gern. Bei der Einführung unilateraler Standards von 
Seiten der EU müssten auch Produzenten aus Nicht- 
EU-Ländern die Standards erfüllen, wenn sie ihre 
Produkte in die EU exportieren oder staatliche För- 
derung für den Rohstoffanbau in Anspruch nehmen 
möchten. 

Die Frage der Vereinbarkeit von Umwelt- und 
Sozialstandards mit WTO-Recht ist zum heutigen 
Zeitpunkt nicht völlig geklärt. Aus rechtlicher Sicht 
sprechen gute Gründe für die grundsätzliche WTO- 
Konformität unilateraler europäischer Bioenergie- 
standards. Dies gilt insbesondere für Kriterien zur 
Reduktion von Treibhausgasemissionen und zum 
Schutz der globalen Biodiversität, weil die Schutz- 
würdigkeit von Klima und Biodiversität in multilate- 
ralen Umweltabkommen (UNFCCC, CBD) völker- 


rechtlich festgeschrieben ist. Darüber hinaus sollten 
alle möglichen politischen Optionen genutzt werden, 
um die Akzeptanz sowohl begründeter Umweltstan- 
dards als auch der elementaren ILO-Kernarbeits- 
normen im bestehenden WTO-Vertragsregime wei- 
ter zu erhöhen und langfristig sicherzustellen. Zur 
Zeit sind wesentliche Hindernisse für die umfas- 
sende Anerkennung von Umwelt- und Sozialstan- 
dards im Widerstand bestimmter Staatengruppen, 
insbesondere der Mehrzahl der Entwicklungsländer, 
zu sehen. Es ist deshalb erforderlich, im Rahmen lau- 
fender wie auch künftiger WTO-Verhandlungen der 
Vertrauensbildung im Verhältnis zwischen Industrie- 
und Entwicklungsländern ein großes Gewicht beizu- 
messen. 

Handelsliberalisierung in Bezug auf 
Environmental Goods and Services an 
Umweltzielen Ausrichten 

Im Rahmen der derzeitigen WTO-Verhandlungs- 
runde wird der Abbau von tarifären Handelshemm- 
nissen für Produkte und Dienstleistungen geprüft, 
die von den Mitgliedsstaaten als besonders umwelt- 
freundlich bewertet werden. Die angestrebte Han- 
delsliberalisierung in Bezug auf diese „Environmen- 
tal Goods and Services“ (EGS) darf jedoch nicht 
dazu führen, dass das Ziel einer nachhaltigen Pro- 
duktion und Nutzung der entsprechenden Güter und 
Dienstleistungen unterlaufen wird. Würde der Han- 
del mit Bioenergieträgern als Environmental Goods 
im Rahmen der WTO pauschal liberalisiert, ohne der 
Nachhaltigkeit des Herstellungsprozesses Rechnung 
zu tragen, stünde dies in offensichtlichem Gegen- 
satz zu den Bemühungen, durch die Setzung eines 
Mindeststandards beim Import von Bioenergieträ- 
gern Einfluss auf die Nachhaltigkeit der Produktion 
in den Herkunftsländern zu nehmen. Die Bundesre- 
gierung sollte daher im Rahmen der entsprechenden 
Verhandlungen darauf hin wirken, dass nur Güter als 
EGS klassifiziert werden, die in jedem Fall dem vom 
WBGU geforderten Mindeststandard genügen bzw. 
aus nachhaltigen Bioenergienutzungspfaden stam- 
men. 

Ausweitung des Mindeststandards für 
Bioenergie auf alle Arten von Biomasse 
Mittelfristig ist ein globaler Biomassestandard anzu- 
streben, der die Produktion aller Biomassearten für 
verschiedenste Nutzungen (Nahrungs- und Futter- 
mittel, energetische und stoffliche Nutzung) länder- 
und sektorübergreifend regelt. Auf EU-Ebene sollte 
deshalb eine entsprechende Regelung zur Auswei- 
tung des Mindeststandards auf alle Arten von Bio- 
masse vorbereitet werden. Auf multilateraler Ebene 
sollte die Gründung einer globalen Kommission für 
nachhaltige Landnutzung geprüft werden, die Grund- 
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lagen, Mechanismen und Leitlinien zum globalen 
Landnutzungsmanagement erarbeitet (Kap. 12.6). 


12.3 

Nutzungskonkurrenzen nachhaltig regulieren 

Die Landwirtschaft in ländlichen Regionen von Ent- 
wicklungsländern kann einen wichtigen Beitrag zur 
Verhinderung von Ernährungskrisen leisten. Sie 
wurde aber in der internationalen Zusammenar- 
beit seit Jahren vernachlässigt, was zu den weltweit 
steigenden Nahrungsmittelpreisen beigetragen hat. 
Der WBGU empfiehlt daher eine Steigerung der 
landwirtschaftlichen Produktivität durch verstärkte 
Investitionen, insbesondere in ländliche Entwick- 
lung, nachhaltige kleinbäuerliche Landwirtschaft 
und Pflanzenzüchtung. Dies kann nur gelingen, wenn 
die Entscheidungsträger in den Entwicklungsländern 
der Entwicklung des ländlichen Raumes auch eine 
entsprechende Priorität einräumen. Hier sollte die 
multilaterale Entwicklungszusammenarbeit, die die 
ländliche Entwicklung in der vergangenen Dekade 
ebenfalls zu wenig beachtet hat, eine grundlegende 
Neuorientierung unterstützen. 


12.3.1 

Integrierte Bloenergle- und 
Ernährungssicherungsstrategie entwickeln 

Der WBGU empfiehlt über die von der Ressortar- 
beitsgruppe „Welternährungslage“ in ihrem Bericht 
an das Bundeskabinett (Kasten 10.4-3) genannten 
Maßnahmen hinaus, den Anbau von Energiepflan- 
zen jeweils in eine integrierte Bioenergie- und Ernäh- 
rungssicherungsstrategie einzubinden, bei der die 
Ernährungssicherheit Vorrang hat. Weitere Bestand- 
teile der integrierten Strategie müssen nachhaltige 
Wassernutzung sowie Bodenschutz sein. Besonders 
wichtig ist dies für die Gruppe der einkommens- 
schwachen Länder, die Nahrungsmittel importieren 
(Low-Income Food-Deficit Countries, LIFDC). 

Dabei müssen parallel mit dem Anbau von Ener- 
giepflanzen die Flächenproduktivität der Nahrungs- 
erzeugung und die Nahrungsproduktion erhöht wer- 
den. Ländliche Entwicklung und der Agrarsektor 
wurden in der internationalen Zusammenarbeit seit 
Jahren vernachlässigt, was signifikant zur weltwei- 
ten Steigerung der Nahrungsmittelpreise beigetra- 
gen hat. Hier muss wieder umgesteuert werden. Ein 
kontrollierter Ausbau der Bioenergie kann sinnvoll 
nur mit weltweiten Anstrengungen zur Stärkung der 
Landwirtschaft einhergehen. 

Angesichts der im Verlauf des Jahres 2008 dras- 
tisch gestiegenen Nahrungsmittelpreise gibt es in 


jüngster Zeit auf internationaler Ebene verstärkt 
Bemühungen, abgestimmte Strategien zur Vermei- 
dung von Nahrungsmittelkrisen zu entwickeln. In 
den Diskussionen herrscht dabei weitgehend Kon- 
sens über die zentralen Strategieelemente. Erforder- 
lich sind erstens Maßnahmen, die dazu beitragen, die 
Ernährungssituation in betroffenen Regionen kurz- 
fristig und unmittelbar zu verbessern. Zweitens müs- 
sen umgehend Maßnahmen in Angriff genommen 
werden, welche die Rahmenbedingungen für Ernäh- 
rungssicherheit und Nahrungsmittelproduktion lang- 
fristig verbessern und die sich gleichzeitig konsistent 
in andere Politikfelder wie u.a. Klima- und Natur- 
schutz einfügen. Der von Weltbank und FAO in Auf- 
trag gegebene „Weltagrarbericht“ (lAASTD, 2008; 
Kasten 10.4-2) fordert zu Recht einen Wechsel in der 
Agrarpolitik, um der Komplexität von Agrarsyste- 
men in ihren unterschiedlichen sozialen und ökolo- 
gischen Kontexten besser gerecht zu werden. Dem 
Anbau von Energiepflanzen käme aus Sicht des 
WBGU dabei vor allem in Strategien und Projekten 
zur dezentralen ländlichen Energieversorgung eine 
gewichtige Rolle zu. Dabei ist zu beachten, dass der 
Anbau vorrangig auf marginalen bzw. degradierten 
Flächen gefördert wird (Kap. 7.4). Letztlich kann aus 
Sicht des WBGU allerdings nur regional- und kon- 
textspezifisch und unter Einbeziehung der betroffe- 
nen Akteure abgewogen werden, wo der Anbau von 
Energiepflanzen nachhaltig erfolgen kann. 

Um künftig besser auf Ernährungskrisen vor- 
bereitet zu sein, wird ein effektives Frühwarnsys- 
tem benötigt. Die vorhandenen Monitoring-Kapa- 
zitäten, z.B. bei der FAO und dem Welternährungs- 
programm, sollten gestärkt und effizienter vernetzt 
werden (Ressortarbeitsgruppe Welternährungslage, 
2008). Der WBGU sieht darüber hinaus einen wach- 
senden Bedarf zur Erkennung von Risiken für die 
Ernährungssicherheit durch Nutzungskonkurrenzen 
mit dem Anbau von Energiepflanzen. Um die Risi- 
ken rechtzeitig zu erkennen, die sich aus dem wach- 
senden Druck auf die globale Landnutzung ergeben, 
sind darüber hinaus globale Monitoring- und Früh- 
warnsysteme sehr wichtig. 


12.3.2 

Kopplung von Landnutzung, Nahrungsmittel- und 
Energiemärkten besser berücksichtigen 

Die Herausforderungen zur Sicherung der Welt- 
ernährung müssen heute vor dem Hintergrund des 
zunehmenden Drucks auf die globale Flächennut- 
zung bewältigt werden und können nicht mehr allein 
Gegenstand nationaler Bemühungen sein. In einer 
globalisierten Welt bedarf die immer enger wer- 
dende Verknüpfung von Landnutzung, Agrarpreis- 
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entwicklung und Energiemärkten deutlich intensi- 
verer Berücksichtigung in der nationalen und inter- 
nationalen Politik. So müssen Maßnahmen in dem 
einen Sektor stets auf ihre (internationalen) Rück- 
wirkungen auf die anderen Bereiche geprüft werden. 
Mittelfristig geht es um die Konzipierung und Eta- 
blierung regulierender Mechanismen zur Reduzie- 
rung von Konflikten, etwa wenn Entwicklungen auf 
den Energiemärkten zu Fehlentwicklungen für die 
Ernährungssicherheit führen. 

Ernährungssicherheit bei der 
Liberalisierung des Agrarhandels 

BERÜCKSICHTIGEN 

Langfristig ist für die Sicherung der Ernährung wich- 
tig, dass von den Weltagrarmärkten Impulse für Pro- 
duktionssteigerungen gerade in ärmeren Entwick- 
lungsländern ausgehen. Flierzu sollten Importbarri- 
eren für Agrargüter, vor allem Nahrungsmittel, stär- 
ker gesenkt sowie Exportsubventionen und andere 
Produktionsfördermaßnahmen, die Nachhaltigkeits- 
kriterien zuwiderlaufen, weltweit, vor allem aber 
in den Industrieländern, zurückgeführt werden. In 
der Folge würden voraussichtlich die Preise auf den 
Weltagrarmärkten steigen und die Nahrungsmit- 
telproduktion in Entwicklungsländern könnte auf- 
grund komparativer Produktionsvorteile mittel- bis 
langfristig wachsen. Allerdings sind ärmere Entwick- 
lungsländer häufig als Nettoimporteure von Agrar- 
gütern und Nahrungsmitteln (LIFDC) unmittelbar 
negativ von solchen Weltmarktpreissteigerungen 
betroffen. Zur Abfederung der resultierenden nega- 
tiven Wirkungen in diesen Ländern bedarf es dann 
kurzfristig internationaler finanzieller Unterstüt- 
zungs- und Ausgleichsmechanismen. Ebenso kann 
in Entwicklungsländern der kleinbäuerliche Sektor 
betroffen sein, wenn er bei einer allgemeinen Libe- 
ralisierung ohne weitere Beihilfen mit preisgünstigen 
Agrarimporten konkurrieren muss. Für ärmere Ent- 
wicklungsländer sollten daher Ausnahmeregelungen 
für den kleinbäuerlichen Sektor vorgesehen werden, 
die es diesen Ländern ermöglichen, für bestimmte 
Agrargüter (höhere) Importzölle zu erheben sowie 
weitere Fördermaßnahmen zu leisten, um längerfris- 
tige nationale Strategien zur regionalen Entwicklung 
und nachhaltigen Nahrungsmittelproduktion abzusi- 
chern. Derartige Regelungen könnten als zulässige 
Green-Box-Subventionen im WTO-Agrarabkom- 
mens aufgenommen bzw. in einer „Development 
Box“ verortet werden. 

Finanzierung internationaler 
Nahrungsmittelhilfe verbessern 
Finanzierungsfragen stellen sich auch bei Nothil- 
feprogrammen, d.h. bei der kurzfristigen direkten 
Unterstützung der Krisenländer mit Nahrungsmit- 


teln. Die zentrale Institution ist hier das World Food 
Programme (WFP), dessen finanzieller Rahmen 2,8 
Mrd. US-$ beträgt. Angesichts der weltweiten Krise 
im Jahr 2008 hat das Programm einen zusätzlichen 
Finanzierungsbedarf von 750 Mio. US-$ angemeldet. 
Um für eine dauerhafte und ausreichende Ausstat- 
tung des WFP zu sorgen, kann es angebracht sein, 
eigenständige Finanzierungsquellen für das WFP zu 
etablieren. Im Kontext global wachsender Landnut- 
zungskonkurrenzen empfiehlt der WBGU zu prü- 
fen, ob eine internationale Finanzierung im Sinne 
des Verursacherprinzips durch Abgaben auf Land- 
nutzungen außerhalb von Naturschutz und Nah- 
rungsmittelproduktion in Frage käme. Dazu könnte 
z.B. ein Finanzierungsschlüssel in der Gebergemein- 
schaft vereinbart werden, der sich neben der ökono- 
mischen Leistungsfähigkeit des Geberlandes auch an 
dessen Inanspruchnahme von Biomasse für die ener- 
getische Nutzung orientiert. 

Massnahmen zur Senkung dee Volatilität 
von Nahrungsmittelpreisen prüfen 
Je enger Energie- und Nahrungsmittelpreise mitei- 
nander korrelieren, umso volatiler dürften sich die 
Nahrungsmittelpreise verhalten (Kap. 5.2). Starke 
Preisschwankungen nach unten erhöhen die Inves- 
titionsunsicherheit bei landwirtschaftlichen Pro- 
duzenten und treffen insbesondere den kleinbäu- 
erlichen Sektor, der kaum über Rücklagen verfügt 
und gegen Preisrisiken nicht oder höchst unzurei- 
chend abgesichert ist. Starke Preisschwankungen 
nach oben gefährden wiederum Nettonahrungsmit- 
telkonsumenten mit niedrigem Einkommen. Hier 
gilt es zu prüfen, ob ein international koordinierter 
Ausbau von Nahrungsmittelreserven einen sinnvol- 
len Weg darstellt, um bei einem kurzfristig signifikan- 
ten Preisanstieg das Weltmarktangebot zu erhöhen 
bzw. bei einem drastischen Preiseinbruch Nachfrage 
zu generieren. Innovative Maßnahmen zur Verringe- 
rung der Volatilität wären sehr wünschenswert. 


12.3.3 

Steigenden Druck auf die Landnutzung durch sich 
ändernde Ernährungsweisen stärker beachten 

Der stark steigende Druck auf die Landnutzung 
durch veränderte Ernährungsweisen, aufgrund flä- 
chenintensiver Ernährungsmuster in Industrielän- 
dern und deren Ausweitung in dynamisch wachsen- 
den großen Schwellenländern, verschärft die glo- 
balen Flächennutzungskonkurrenzen. Dies ist eine 
heute noch weitgehend unterschätzte Herausfor- 
derung für die Zukunft, die mehr Aufmerksamkeit 
verdient. Durch die Ausbreitung westlicher Ernäh- 
rungsmuster mit ihrem hohen Anteil an Fleisch- 
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und Milchprodukten werden auch die Potenziale 
für den Anbau von Energiepflanzen eingeschränkt 
(Kap. 5.2). ln LIFDC, besonders in Afrika, kann man 
beobachten, dass großflächig Agrarland von auslän- 
dischen Investoren aufgekauft wird, um die wach- 
sende Nachfrage nach Futtermitteln aus anderen 
Ländern zu befriedigen. 

Der Einfluss der Ernährungsgewohnheiten ist 
nicht zu unterschätzen: Bis 2030 könnten ca. 30 % der 
für die Ernährung erforderlichen Produktionssteige- 
rungen hierauf zurückgehen (Kap. 5.2). Diese Zusam- 
menhänge, d.h. die Bedeutung von Essgewohnhei- 
ten für Landnutzung und Ernährungssicherheit sind 
noch viel zu wenig bekannt und sollten daher über 
Aufklärungskampagnen den Verbrauchern nahe 
gebracht werden. Ziel ist es dabei, zunächst Prob- 
lembewusstsein vor allem in den Industrieländern zu 
erzeugen und zu Verhaltensänderungen zu motivie- 
ren. Hierzu sollten auch Initiativen auf internationa- 
ler Ebene, z.B. im Umfeld der UN-Organisationen 
angestoßen werden. 

Diese Initiativen sollten durch eine internatio- 
nale Zusammenarbeit zur Flächeninanspruchnahme 
für den Pro-Kopf-Verbrauch von Nahrungsmitteln 
unterstützt werden. Dabei geht es um Flächen im In- 
und Ausland, die für die Produktion der im Inland 
konsumierten Nahrungsmittel eingesetzt werden. 
Nachhaltigkeitskonzepte wie der ökologische Fuß- 
abdruck können veranschaulichen, dass global der- 
zeit natürliche Ressourcen über ihre Regenerations- 
grenzen hinaus beansprucht werden. Auch wenn 
die Biomassenutzung für die Nahrungsmittelpro- 
duktion hier nicht isoliert von anderen Biomasse- 
nutzungen betrachtet werden darf und noch offene 
Fragen zur Methodik und Operationalisierung die- 
ser Analysekonzepte bestehen, sollten vor allem 
Industrieländer initiativ werden, die einen hohen 
Pro-Kopf-Verbrauch an flächenintensiv produzier- 
ten Nahrungsmitteln aufweisen. Ziel sollte zunächst 
sein, eine eindeutige Datenbasis über die Flächen- 
inanspruchnahme für Nahrungsmittel zu ermitteln. 
Länder könnten sich dann verpflichten, den jeweili- 
gen Pro-Kopf-Flächenverbrauch für Nahrungsmittel 
offen zu legen. Im Weiteren sollten im Rahmen der 
Staatengemeinschaft Strategien entwickelt werden, 
wie die Pro-Kopf-Inanspruchnahme abgesenkt wer- 
den kann. Ein Aspekt sollte dabei u.a. der sehr hohe 
Nebenverbrauch von Nahrungsmitteln (Nachernte- 
verluste, Wegwerfen) sein. Diese Strategien können 
dazu beitragen, dass der Pro-Kopf-Verbrauch von 
solchen Nahrungsmitteln zurückgeht, die besonders 
flächenintensiv produziert werden. Langfristig könn- 
ten nationale Selbstverpflichtungen zur Reduktion 
der Pro-Kopf-Flächeninanspruchnahme hinzukom- 
men. Auch die schnell wachsenden Schwellenländer 


sollten in diese Zusammenarbeit eingebunden wer- 
den. 


12.3.4 

Biodiversitätspolitik für einen nachhaltigen Anbau 
von Energiepflanzen umsetzen 

Aus Sicht des Biosphärenschutz stellt die weltweit 
zunehmende Bioenergienutzung zwei zentrale Her- 
ausforderungen an die Biodiversitätspolitik. Ers- 
tens müssen im Rahmen des globalen Schutzgebiets- 
systems zusätzliche Schutzgebiete ausgewiesen und 
bestehende Gebiete unter ein qualitativ verbesser- 
tes effektives Management gestellt werden, um die 
durch die Bioenergienutzung direkt oder indirekt 
ausgelöste Konversion natürlicher Ökosysteme ein- 
zuschränken (Kap. 10.5.1). Vor allem muss dafür 
eine ausreichende Finanzierung des Schutzgebiets- 
systems aus nationalen und internationalen Quel- 
len ermöglicht werden (Kap. 10.5.2). Zweitens muss 
beim Anbau von Energiepflanzen oder bei der Nut- 
zung von Wäldern zur Bioenergiegewinnung die 
Erhaltung und nachhaltige Nutzung biologischer 
Vielfalt über geeignete Bioenergiestandards gewähr- 
leistet werden (Kap. 10.5.3), wofür die Biodiversitäts- 
konvention (CBD) durch Entwicklung von Biodiver- 
sitätsleitlinien einen Beitrag leisten kann. 

LifeWeb-Initiative mit Leben füllen 
Die LifeWeb-Initiative, die auf Anregung Deutsch- 
lands auf der COP-9 der CBD vorgestellt wurde 
(BMU, 2008e), soll durch bilaterale Partnerschaften 
die Umsetzung und Finanzierung des CBD-Arbeits- 
programms Schutzgebiete fördern. Die Initiative 
und insbesondere die Zusage der Bundesregierung, 
erhebliche zusätzliche finanzielle Mittel dafür bereit 
zu stellen, sind sehr zu begrüßen. Jetzt kommt es dar- 
auf an, auch andere Geberländer davon zu überzeu- 
gen, Life Web zu unterstützen. Parallel sollten kon- 
krete bilaterale Projekte mit den bereits zugesagten 
Mitteln zügig vorangebracht werden. Ein Erfolg die- 
ser Initiative trägt nicht nur zum 2010-Ziel der CBD 
bei, sondern kann auch als Nukleus für eine Weiter- 
entwicklung der CBD-Regelungen zu Schutzgebie- 
ten fungieren. 

Vereinbarungen zum Biodiversitätsschutz 
DURCH Kompensationszahlungen 

STABILISIEREN 

Eine Strategie zur Sicherstellung einer global nach- 
haltigen Landnutzung sollte den weltweiten Aus- 
bau internationaler Kompensationszahlungen vor- 
sehen. Ohne Kompensationen für entgangene Ein- 
kommen durch Land- und Forstwirtschaft werden 
vor allem Entwicklungsländer kaum bereit oder in 
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der Lage sein, auf die in diesen Sektoren generierten 
Chancen auf Wirtschaftswachstum, sei es auch nur 
kurz- bis mittelfristiger Natur, zu verzichten. Dies 
gilt besonders in Phasen steigender Agrar- und Bio- 
energiepreise. ln diesem Kontext ist in Pilotprojek- 
ten zu prüfen, inwieweit nationale Habitat-Banking- 
Systeme in Industrieländern für Anbieter von Öko- 
systemleistungen aus Entwicklungsländern geöffnet 
werden sollten. 

Mehr Mittel für Schutzgebiete in den 
Finanzierungsmechanismen mobilisieren 
Angesichts der kritischen Bedeutung der Finanzie- 
rung für die Ausweisung neuer und das verbesserte 
Management bestehender Schutzgebiete stellt sich 
generell die Aufgabe, zusätzliche finanzielle Mittel 
zur Verfügung zu stellen. Richtschnur ist hier eine 
Mobilisierung von 20-30 € pro Kopf und Jahr in 
den Flocheinkommensländern, um die bestehende 
Finanzierungslücke zu schließen (Kap. 10.5). Trans- 
formations- und Schwellenländer sowie reiche Roh- 
stoffländer sollten zunehmend stärker in die Finan- 
zierung eingebunden werden. Schon jetzt sollten die 
Weichen für einen marktähnlichen Mechanismus 
gestellt werden, in dem die Zusicherung des Schutzes 
zuvor zertifizierter Flächen gegen ein Entgelt (Kom- 
pensationszahlungen) gehandelt wird. 

Zusammenspiel der CBD mit UNFCCC 

OPTIMIEREN 

Angesichts des Vorrangs klimapolitischer Themen in 
den Foren der globalen Umweltpolitik und der viel- 
fältigen Schnittstellen zwischen Klima- und Biodi- 
versitätsschutz muss eine geeignete Zusammenarbeit 
zwischen den unterschiedlichen politischen Prozes- 
sen gefunden werden, die den Biodiversitätsschutz 
fördert bzw. nicht behindert. Der auf der COP-9 der 
CBD beschlossene inhaltliche Beitrag zur UNFCCC 
kann dabei nur ein Anfang sein. Eine bessere Vernet- 
zung der wissenschaftlichen Gremien von UNFCCC 
und CBD ist ebenfalls anzustreben. Auf nationa- 
ler Ebene sollte eine bessere intra- und interminis- 
terielle Abstimmung der zuständigen Regierungs- 
stellen erfolgen. Überlegungen, Finanzierungsme- 
chanismen aus dem Umfeld des Klimaschutzes, z.B. 
Erlöse aus der Versteigerung von COj-Zertifikaten, 
oder speziell die Finanzierung vermiedener Entwal- 
dung (REDD-Prozess, Kasten 10.2-2) für ein globa- 
les Schutzgebietsnetzwerk nutzbar zu machen, soll- 
ten auf ihre Eignung geprüft werden. 

Weiterentwicklung der CBD-Regelungen 
IN Richtung auf ein Schutzgebietsprotokoll 
prüfen 

Die Evaluierung des 2010-Ziels der CDB und der 
Umsetzung des Arbeitsprogramms zu Schutzgebie- 


ten wird auf der COP-10 in Japan vorgenommen wer- 
den. Wenn sich die bisher beobachtbaren Trends fort- 
setzen, wird dieses Ziel voraussichtlich verfehlt wer- 
den. Dies ist nicht zuletzt abhängig vom Erfolg der 
in Bonn beschlossenen Initiativen. Aktuelle Studien 
machen die ökonomische Bedeutung der Erhaltung 
biologischer Vielfalt eindrücklich klar. Der parallel 
laufende REDD-Prozess in der UNFCCC wird den 
Wert des Schutzes gefährdeter natürlicher Ökosys- 
teme für den Klimaschutz verdeutlichen. Ein weite- 
rer wichtiger Baustein für die Entwicklung der CBD 
ist die Einrichtung eines dem IPCC ähnlichen wis- 
senschaftlichen Beratungsgremiums für die biolo- 
gische Vielfalt, dessen regelmäßige Berichterstat- 
tung auch die Bewusstseinsbildung fördern würde. 
Unter derart veränderten Rahmenbedingungen 
könnte langfristig eine Erweiterung der CBD-Rege- 
lungen in Richtung rechtliche Verpflichtung möglich 
werden, welche die Umsetzung von Maßnahmen zu 
Schutzgebieten mit Finanzierungsinstrumenten ver- 
bindet. Daher sollten Inhalte und politische Mach- 
barkeit eines solchen Schutzgebietsprotokolls und 
die möglichen Verknüpfungen zu dem entstehen- 
den REDD-Regime der UNFCCC bereits heute als 
Option geprüft werden (Kap. 11.5.4). 

Entwicklung von Biodiversitätsleitlinien 
FÜR Nachhaltigkeitsstandards im Rahmen 
DER CBD fördern 

Angesichts der Ergebnisse der COP-9 ist mit schnel- 
len Fortschritten der CBD im Bereich Bioenergie 
nicht zu rechnen. Dennoch sollte der Prozess, im 
Rahmen der CBD Biodiversitätsleitlinien als Beitrag 
für Nachhaltigkeitsstandards zu erarbeiten, durch 
die deutsche CBD-Präsidentschaft gefördert und so 
weit als möglich beschleunigt werden. Als wichtiger 
Beitrag sollte parallel dazu der Ausbau der Weltda- 
tenbank zu Schutzgebieten (UNEP-WCMC, 2008) 
gefördert werden, um die notwendigen Monitoring- 
kapazitäten aufzubauen. Der Impetus für Nachhal- 
tigkeitsstandards im Bioenergiebereich sollte mittel- 
fristig genutzt werden, um zu allgemeinen Leitlinien 
für alle Formen der Biomasseproduktion zu kom- 
men. 


12.3.5 

Wasser- und Bodenschutz mit dem Anbau von 
Energiepflanzen langfristig verbessern 

Das Comprehensive Assessment of Water Manage- 
ment in Agriculture (IWMI, 2007), die SlWI-Stu- 
die (Lundqvist et ak, 2008) und die GLASOD-Stu- 
die (Oldeman et ak, 1991; Oldeman, 1992) machen 
deutlich: Die aktuellen Trends zur globalen Wasser- 
und Bodennutzung zeigen in die falsche Richtung 
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(Kap. 5.6). Ohne Politikwandel wird der Weg in vie- 
len Regionen in eine verschärfte Wasserkrise und zu 
erhöhter Bodendegradation führen. 

Analyse der regionalen Wasser- und 
Bodenverfügbarkeit zur Voraussetzung 

MACHEN 

Da Wasser und Boden in vielen Regionen prekäre 
Ressourcen sind, sollte vor der großflächigen För- 
derung von Bioenergieanbau eine integrierte Ana- 
lyse der regionalen Wasser- und Bodenverfügbarkeit 
vorgenommen werden. Nicht angepasste Anbausys- 
teme (Kap. 7.1) und der global wachsende Energie- 
hunger können den Nutzungsdruck auf Boden- und 
Wasserressourcen stark erhöhen. Heute ist das glo- 
bal gesehen noch kein akutes Problem, aber bei För- 
derung nicht nachhaltiger Anbausysteme kann sich 
dies in kritischen Regionen zum Problem entwickeln. 
In jedem Fall sollte der Anbau von Energiepflanzen 
nicht dazu führen, dass eine Region unter intolerier- 
baren Wasserstress gerät oder dass die Bodendegra- 
dation verstärkt wird. In Regionen, die bereits unter 
hohem Wasserstress leiden oder stark von Boden- 
degradation betroffen sind, sollte der Anbau von 
Energiepflanzen diese negativen Umweltwirkungen 
nicht verstärken. Daher sollte der Anbau von Ener- 
giepflanzen jeweils in eine regionale Strategie zum 
nachhaltigen Boden- und Wassermanagement integ- 
riert werden. 

Energiepelanzenanbau zur Restaurierung 

MARGINALER FLÄCHEN NUTZEN 

Bei Wahl des richtigen Anbausystems kann die Kul- 
tivierung von Energiepflanzen auf marginalen und 
degradierten Böden sogar zu einer Verbesserung 
der Böden führen. Auf lange Sicht bietet voraus- 
sichtlich nur ein über mehrere Jahrzehnte andauern- 
der Anbau von Energiepflanzen auf marginalen und 
degradierten Flächen auch eine strategische Option, 
weil durch den Anbau von Energiepflanzen restau- 
rierte Flächen langfristig zumindest teilweise für die 
Nahrungsproduktion zur Verfügung stehen könn- 
ten. Der zunehmende Druck auf die Landnutzung 
könnte dadurch partiell gedämpft werden. 

Bioenergienutzung in die 
Desertifikationsbekämpfung einbetten 
Die Desertifikationskonvention (UNCCD) bietet 
eine Plattform, um eine nachhaltige und armutsori- 
entierte Landnutzung in den von Dürren und Deser- 
tifikation betroffenen Ländern programmatisch bzw. 
konzeptionell zu unterstützen, vor allem über das Ins- 
trument der Nationalen Aktionsprogramme (NAP) 
zur Desertifikationsbekämpfung (Kap. 10.6). Im 
Rahmen von NAP könnte auch die Anwendung von 
Standards für eine nachhaltige Bodennutzung, ganz 


konkret auch für den Anbau von Energiepflanzen, 
gefördert werden. Darüber hinaus bietet der 2007 
verabschiedete 10- Jahresstrategieplan der UNCCD 
zahlreiche Möglichkeiten, um Bewusstseinsbildung, 
Bewertung von Bioenergie, Standardsetzung gerade 
im Hinblick auf Desertifikationsbekämpfung sowie 
die Politikgestaltung für eine nachhaltige Bioener- 
gienutzung im Allgemeinen zu befördern. Konkret 
sollte im Rahmen der NAP eine nachhaltige Bio- 
energiestrategie entwickelt und umgesetzt sowie die 
Integration dieser NAP in die übergeordneten natio- 
nalen Entwicklungsstrategien (also meist den PRSP) 
sichergestellt werden. 


12.4 

Förderpolitiken für Bioenergie gezielt einsetzen 

Die verschiedenen Bioenergiepfade weisen sehr 
unterschiedliche Umweltwirkungen auf und tragen 
nicht in gleichem Maße zu Klima- und Biosphären- 
schutz bei (Kap. 5). Im schlechtesten Fall laufen sie 
den Klima- und Biosphärenschutzzielen der Bun- 
desregierung zuwider. Folglich verdient nicht jede 
Art der Bioenergie eine Förderung. Der WBGU hat 
allerdings einige Bioenergieanbausysteme und -kon- 
versionspfade identifiziert, die in nachhaltiger Weise 
zum Klimaschutz, zur Überwindung der Energiear- 
mut und zu einer nachhaltigen Energieversorgung 
beitragen und deshalb gefördert werden sollten. 

Der WBGU empfiehlt, nicht nachhaltige Bioener- 
gieträger, die dem vom WBGU vorgeschlagenen 
Mindeststandard (Kap. 10.3.1) nicht genügen, von 
der Nutzung ganz auszuschließen. Mindeststandards 
können zunächst in Form unilateraler Standards auf 
EU-Ebene beschlossen werden. Bemühungen, diese 
Standards mit Hilfe bi- und multilateraler Abkom- 
men auch in anderen Ländern und auf internationa- 
ler Ebene zu verbreiten, sollten zusätzlich in Angriff 
genommen werden (Kap. 12.3.1). 

Als Voraussetzung für die direkte Förderung von 
Bioenergiepfaden müssen zudem anspruchsvollere 
Förderkriterien (Kap. 10.3.1.2) erfüllt sein. Es sollten 
grundsätzlich nur Bioenergiepfade gefördert wer- 
den, die auf besonders nachhaltige Weise zum Kli- 
maschutz beitragen. Darunter versteht der WBGU, 
dass nicht nur der Mindeststandard eingehalten wird, 
sondern dass unter Berücksichtigung der gesamten 
Lebenszyklusemissionen durch den Einsatz der Bio- 
energie mindestens 60 t C02eq pro TJ eingesetzter 
Rohbiomasse eingespart werden können. Da aber 
aus praktischen Gründen die Förderung an verschie- 
denen Stufen im Produktionsprozess (Anbau-, Kon- 
versions- und Anwendungssysteme) erfolgen sollte, 
muss hier in der Regel mit Standardannahmen über 
die jeweils anderen Stufen gearbeitet werden. 
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Speziell im Hinblick auf eine Förderung des 
Anbaus von Energiepflanzen erachtet es der WBGU 
als erforderlich, dass zusätzlich ökologische und sozi- 
ale Kriterien erfüllt sein müssen. Bei der Mobilisie- 
rung biogener Reststoffe sollten ebenfalls ökologi- 
sche Grenzen zum Erhalt der Bodenfruchtbarkeit 
berücksichtigt werden. Schließlich sollte die Förde- 
rung von Konversions- und Anwendungssystemen 
so gestaltet werden, dass sie sich in das Leitbild der 
Energiewende zur Nachhaltigkeit einfügt. Unge- 
wünschte Pfadabhängigkeiten sollten vermieden und 
zukunftsträchtige Technologien wie z.B. Elektromo- 
bilität gefördert werden. 

Nachhaltigkeit der Energiesysteme umfasst außer 
dem Klimaschutz auch die Überwindung der Ener- 
giearmut. Die Modernisierung der netzunabhän- 
gigen bzw. traditionellen Nutzung von Bioenergie 
kann dazu, besonders im ländlichen Raum von Ent- 
wicklungsländern, einen wertvollen Beitrag leisten. 
Hier erscheint dem WBGU eine Förderung von bio- 
energiebasierten Projekten auch dann gerechtfertigt, 
wenn die Förderkriterien nicht voll erfüllt werden. 


12 . 4.1 

Agrarförderung umgestalten 

Anbauanreize für Energiepflanzen auf 
Ausnahmen beschränken 

Fördermaßnahmen speziell für den Energiepflan- 
zenanbau weisen häufig eine relativ geringe Effizi- 
enz und Effektivität auf. Außerdem verstärken sie 
im Allgemeinen Landnutzungskonkurrenzen. Jede 
Förderung sollte dahingehend überprüft werden, 
ob von ihr kontraproduktive Effekte ausgehen. Die 
bestehende Förderung nicht nachhaltiger Biomasse- 
produktion, die dem WBGU-Mindeststandard nicht 
genügt, sollte zurückgeführt werden. Die Förde- 
rung nachhaltiger Biomasseproduktion für energeti- 
sche Zwecke kann empfohlen werden, wenn durch 
die Landnutzung Natur- oder Bodenschutzleistun- 
gen unterstützt werden oder es sich um Projekte zur 
Reduzierung von Energiearmut handelt (Förderkri- 
terien für den Biomasseanbau). Dabei sollten Ener- 
gie-, Agrar- und Umweltpolitik ressortübergreifend 
abgestimmt werden. 

Anbausubventionen für Energiepflanzen 
fokussieren 

Produktionssubventionen im Agrarsektor, vor allem 
in den Industrieländern, führen zu Marktverzerrun- 
gen im globalen Agrarhandel, einem ineffizienten 
Subventionswettlauf der Anbieterländer und behin- 
dern die Entwicklung vieler ärmerer Länder. Das 
gilt auch für Subventionen für den Anbau von Ener- 
giepflanzen, welche darüber hinaus die Flächennut- 


zungskonkurrenz mit Nahrungsmitteln verschärfen. 
Daher empfiehlt der WBGU, grundsätzlich auf eine 
weitgehende Beseitigung aller Produktionssubventi- 
onen im Agrarsektor hinzuarbeiten. Gleichwohl soll- 
ten bestimmte Anbausubventionen, die einen ent- 
wicklungs- und umweltpolitisch hohen Nutzen stiften, 
von der Streichung nicht nur ausgenommen, sondern 
international alimentiert werden. Dies sind Subven- 
tionen für den nachhaltigen Anbau in Entwicklungs- 
ländern im Rahmen von Projekten, die unmittelbar 
der Überwindung von Energiearmut dienen, sowie 
der Anbau mehrjähriger Energiepflanzen auf degra- 
dierten und marginalen Böden. Entsprechend emp- 
fiehlt der WBGU, die explizite Einordnung solcher 
Subventionen als zulässige Subventionen im Rah- 
men der WTO. 


12 . 4.2 

Energetische Nutzung biogener Abfall- und 
Reststoffe voranbringen 

Durch die nachhaltige Nutzung biogener Rest- und 
Abfallstoffe werden weitgehend die Nutzungskon- 
kurrenzen vermieden, die Energiepflanzen hervorru- 
fen, so dass durchgehend eine hohe Klimaschutzwir- 
kung erzielt werden kann. Daher empfiehlt der 
WBGU, der Nutzung der Rest- und Abfallstoffe deut- 
liche Priorität gegenüber der Nutzung von Energie- 
pflanzen einzuräumen. Die höchste Klimaschutzwir- 
kung erzielen Rest- und Abfallstoffe in der Stromer- 
zeugung, insbesondere wenn sie Kohle verdrängen. 
Insgesamt sind verstärkt Anreize zu setzen, damit 
Reststoffe der energetischen Nutzung zugeführt wer- 
den. Bisher ungenutzte Potenziale biogener Abfall- 
und Reststoffe lassen sich am ehesten durch eine 
gezielte und differenzierte Förderung erneuerbarer 
Energien in der Strom- und Wärmeerzeugung mobi- 
lisieren, wobei die Anreize für den Einsatz biogener 
Abfälle und Reststoffe hinreichend groß gegenüber 
der Förderung anderer biogener Sekundärenergie- 
träger zu gestalten sind. Gleichzeitig muss notfalls 
über Regulierungen gewährleistet sein, dass bei der 
Reststoff entnähme aus Wäldern und von Äckern 
ökologische Nachhaltigkeitskriterien eingehalten 
werden. Zusätzliche Anreize zur Mobilisierung las- 
sen sich durch Regelungen zur Abfalldeponierung 
und Unterstützung von Sammlung- und Transportin- 
frastrukturen setzen. Eine Förderung der energeti- 
schen Abfall- und Reststoffnutzung muss die Res- 
sourcenkonkurrenzen mit stofflichen Nutzungen im 
Blick haben und im Idealfall Pfade der Kaskaden- 
nutzung befördern. 
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12.4.3 

Technologiepolitik neu ausrichten 

Aus DER Förderung flüssiger Biokraftstoffe 

AUSSTEIGEN UND ElEKTROMOBILITÄT FÖRDERN 

Die Förderung vor allem flüssiger Biokraftstoffe lässt 
sich nach Ansicht des WBGU besonders in Industrie- 
ländern unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten nicht 
rechtfertigen. Gegen eine Förderung sprechen u.a. 
die hohen Vermeidungskosten von Treibhausgas- 
emissionen, die geringen bzw. überwiegend negativen 
Vermeidungsleistungen pro Fläche und die Gefahr 
von Lock-in-Effekten in eine ineffiziente Verkehrs- 
infrastruktur auf der Basis von Verbrennungsmoto- 
ren. Allenfalls in einigen Entwicklungs- und Schwel- 
lenländern lässt sich unter bestimmten Vorausset- 
zungen der Ausbau der Biokraftstoffproduktion für 
den regionalen Verbrauch für eine Übergangszeit 
rechtfertigen, wenngleich auch hier Subventionen 
aus Effizienz-, Umwelt- und sozialen Aspekten kri- 
tisch zu sehen sind. 

Der WBGU empfiehlt deshalb den raschen Aus- 
stieg aus der Förderung von Biokraftstoffen zumin- 
dest in Industrieländern und insbesondere ein sofor- 
tiges Einfrieren von Beimischungsquoten. Innerhalb 
der nächsten drei bis vier Jahre sollten außerdem die 
derzeitigen Beimischungsvorgaben von Biokraft- 
stoffen zu fossilen Kraftstoffen ganz zurückgenom- 
men werden. 

Im Verkehrsbereich erlaubt die Bioenergienut- 
zung über Stromerzeugung und elektrische Fahr- 
zeuge die höchsten energetischen Nutzungsgrade 
(im Verhältnis zu Biokraftstoffen in konventionel- 
len Verbrennungsmotoren um den Faktor zwei oder 
größer). Darüber hinaus werden dadurch die Emis- 
sionen von Feinstaub und Lärm drastisch reduziert. 
Über die Elektromobilität ist es zudem möglich, im 
Verkehrssektor eine Sequestrierung der C02-Emis- 
sionen zu erreichen. Staatliche Förderpolitiken kön- 
nen Unternehmen in ihrer Technologieentwicklung 
bei Energiespeichern und Fahrzeugen sowie beim 
Aufbau der Anschlussmöglichkeiten an das Strom- 
netz unterstützen. Eine staatliche Förderung der 
Nachfrage sollte primär durch monetäre Anreize 
(z.B. Kfz- und Kraftstoffsteuern) erfolgen, um den 
technologischen Findungsprozess nicht unnötig ein- 
zuengen (Kap. 10.7.6). 

Ausgewählte Bioenergiepfade zur 
Stromerzeugung fördern 

Bei der Substitution von Kohle durch Bioenergieträ- 
ger für die Stromerzeugung wird die höchste Klima- 
schutzwirkung erzielt. Dabei sind die mit verschiede- 
nen Konversionspfaden wie der Mitverbrennung im 
Kohle- bzw. Heizkraftwerk, der Nutzung von Biogas 
aus der Vergärung und Rohgas aus der Vergasung in 


Blockheizkraftwerken (BHKW) oder des Einsatzes 
von Biomethan in BHKW oder Gas- und Dampf- 
kraftwerken (GuD) erreichbaren Treibhausgasmin- 
derungen zunächst in etwa vergleichbar. Eine höhere 
Klimaschutzwirkung lässt sich beim Einsatz von Bio- 
methan allerdings dann erzielen, wenn das beim Her- 
stellungsprozess ohnehin abzutrennende CO 2 sicher 
deponiert werden kann. Die Verstromung von Bio- 
masse hat den zusätzlichen Vorteil, dass sie anders 
als flüssige Biokraftstoffe für den Verkehr den Weg 
in die Elektromobilität erleichtert. 

Der WBGU empfiehlt deshalb in Ländern mit 
einem nennenswerten Kohleanteil bei der Stromer- 
zeugung Strom aus biogenen Energieträgern dann 
zu fördern, wenn sich eine Treibhausgasminderung 
von mindestens 60 t CO 2 pro TJ eingesetzter Roh- 
biomasse gegenüber dem fossilen Referenzsystem 
ergibt und die politischen Rahmenbedingungen so 
gesetzt sind, dass eine Substitution fossiler Ener- 
gieträger mit hohen Treibhausgasemissionen wahr- 
scheinlich ist. Bei den genannten Bioenergiepfaden 
wird dieser Wert in der Regel erreicht, wenn biogene 
Abfall- und Reststoffe verwendet werden, während 
dies bei der Nutzung von Energiepflanzen nicht bei 
allen Pfaden gelingt. 

Geeignete Instrumente der Förderung sind Ein- 
speisevergütungen, aber auch andere Förderinstru- 
mente einschließlich direkter Subventionen sind ein 
gangbarer Weg. Von Quoten indes rät der WBGU 
ab, da hierdurch eine Zwangsnachfrage nach Bio- 
energie generiert würde, welche angesichts der mit 
dem Anbau von Energiepflanzen verbundenen 
erheblichen Landnutzungskonkurrenzen anders als 
bei Solar- oder Windenergie höchst problematische 
Nebenwirkungen auslösen kann. 

Die Verwendung von Biomethan ist aus systemi- 
schen Gründen besonders attraktiv. Neben der rela- 
tiv einfachen Möglichkeit der C02-Sequestrierung 
kann Biomethan über die in vielen Industrieländern 
bestehende Infrastruktur der Erdgasnetze gesam- 
melt bzw. verteilt und in BHKW bzw. GuD-Anlagen 
mit hoher Effizienz am Ort des Bedarfs verströmt 
werden. Der WBGU empfiehlt daher eine zusätzli- 
che gezielte Förderung der Biomethanpfade, wenn 
das beim Herstellungsprozess anfallende CO 2 sicher 
gelagert und das Biomethan in der Verstromung ein- 
gesetzt wird. 

Ergänzend dazu sollten der Ausbau des Gasnetzes 
vorangetrieben und Netzbetreiber zur Einrichtung 
von Pumpstationen zur Schaffung des Übergangs 
von dezentralem Biomethan in Leitungssysteme mit 
höherem Druckniveau verpflichtet werden, um den 
Netzzugang für Anlagenbetreiber zu erleichtern. 
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Kraft-Wärme-Kopplung und Gas-und- 
Dampfkraftwerke fördern 
Für eine effiziente Nutzung der Bioenergie in Ener- 
giesystemen ist die Verbreitung und Anwendung 
technisch effizienter Konversionsanlagen von hoher 
Bedeutung. Dies gilt vor allem für KWK-Anlagen 
sowie für GuD-Kraftwerke. Die Wettbewerbsfähig- 
keit dieser Anlagentechniken wird maßgeblich durch 
den energie- und klimapolitischen Rahmen beein- 
flusst. Daher ist es wichtig, dass die Zertifikatszu- 
teilung in Emissionshandelsystemen nicht kosten- 
los erfolgt bzw. kostenlose Zuteilungen wie im Euro- 
päischen Emissionshandelssystem (ETS) entschlos- 
sen zurückgeführt werden. Um die hohe Effizienz 
von KWK im ETS anzuerkennen, sollten weiterhin 
Freizertifikate zugeteilt bzw. Abschläge bei den Zer- 
tifikatspflichten vorgesehen werden, ln Sektoren, die 
nicht dem Emissionshandel unterworfen sind, sollten 
partielle Steuerbefreiungen fortgeschrieben werden, 
ln Ländern ohne Emissionshandel oder ohne CO 2 - 
Emissionsabgaben können Investitionszulagen oder 
Output-Subventionen in Abhängigkeit eines effizi- 
enten Stands der Anlagentechnik geleistet werden. 

Wärmebereitstellung durch Biomasse in 
Gebäuden nur übergangsweise fördern 
Die Wärmebereitstellung in Gebäuden erfolgt am 
effizientesten in Kombination mit der Stromerzeu- 
gung über die KWK sowie langfristig mit Wärme- 
pumpen, die mit regenerativem Strom betrieben wer- 
den. Hohe Infrastrukturinvestitionen in das Fern- 
und Nahwärmenetz lassen die Nutzung von Holz-, 
Hackschnitzel- und Pelletheizungen besonders im 
ländlichen Raum als Übergangslösung angebracht 
erscheinen. Aufgrund ausgeprägter Beharrungswi- 
derstände besonders bei privaten Haushalten selbst 
gegenüber technisch effizienten und wirtschaftlich 
lohnenden Verbrennungstechnologien kann neben 
ordnungsrechtlichen Auflagen eine Förderung durch 
vergünstigte Darlehen oder Investitionszulagen bei 
der Umstellung auf effiziente Biomasseheizanlagen 
sinnvoll sein. Soweit noch keine strengen Auflagen 
für Feinstaubemissionen gelten, sind diese parallel 
zur Förderung einzuführen und umzusetzen. 

Stoffliche Nutzung von Biomasse 

STRATEGISCH GESTALTEN 

Zur Ableitung von Strategien zur stofflichen Nut- 
zung von Biomasse aus Land- und Forstwirtschaft 
sollte eine Stoffstromanalyse erstellt werden, die den 
Status Quo auf nationaler und globaler Ebene erfasst 
(Herstellung, Nutzung, Recycling und Entsorgung; 
jeweils auch Im- und Exporte) und dabei auch die 
globale Flächeninanspruchnahme bilanziert. In Sze- 
narien sollten absehbare Entwicklungen und Hand- 
lungsoptionen beschrieben werden (zunehmende 


Konkurrenz zwischen energetischer und stofflicher 
Nutzung sowie zwischen landwirtschaftlicher und 
forstwirtschaftlicher Ressourcenbasis; Perspektiven 
des Ersatzes erdölbasierter Produkte wie Kunststoffe, 
Schmierstoffe oder Bitumen; Kohlenstoffbindung 
durch langlebige Holzprodukte; Kaskadennutzung 
von biogen erzeugten Produkten mit abschließender 
energetischer Nutzung). Für zentrale Stoff- und Pro- 
duktkategorien wie etwa Zellstoff und Papierpro- 
dukte sollten vergleichbar wie bei Bioenergie Nach- 
haltigkeitsstandards für den Anbau und die Gewin- 
nung der Rohstoffe festgelegt und Produktstandards 
mit hohen Recylingquoten gesetzt werden. Durch 
geeignete Maßnahmen sollte der hohe Ressourcen- 
und Produktverbrauch massiv gesenkt werden. 

Internationales Abkommen über 
(Bio)Energiesubventionen initiieren 
Eine Subventionierung der Bioenergie als eine Form 
erneuerbarer Energien ist im Kontext mit anderen 
Energiesubventionen, insbesondere mit Subventio- 
nen für fossile Energien, zu sehen. Im Hinblick auf 
eine nachhaltige Energiewende sollten nationale För- 
derpolitiken zur Energieproduktion und -nutzung 
umgebaut werden und Nachhaltigkeitskriterien ein 
stärkeres Gewicht bekommen. Dies gilt sowohl für 
die Förderpolitik der Industrie- als auch der Schwel- 
lenländer. Nach Meinung des WBGU kann ein sol- 
cher Politikwechsel am ehesten dann ohne bedeu- 
tende Wettbewerbseffekte umgesetzt werden, wenn 
die Staaten den Abbau nicht nachhaltiger Energie- 
subventionen gemeinsam angehen und auf interna- 
tionaler Ebene koordinieren sowie Prinzipien zur 
Zulässigkeit von Energiesubventionen vereinba- 
ren, die sich an Nachhaltigkeitszielen orientieren. 
Dies könnte im Rahmen von Verhandlungen über 
ein Multilaterales Energiesubventionsabkommen 
(MESA) geschehen. Ein solches Abkommen, das 
zunächst plurilateralen Charakter hätte und zumin- 
dest die wichtigsten Energie produzierenden oder 
verbrauchenden Länder erfassen sollte, könnte lang- 
fristig im WTO-Regelwerk verortet werden. 


12.5 

Nachhaltiges Bioenergiepotenzial in Entwicklungs- 
und Schwellenländern nutzen 

Die traditionelle Biomassenutzung stellt die Grund- 
lage zum Kochen und zur Wärmeerzeugung für ca. 

2.5 Mrd. Menschen dar. Durch den Einsatz kosten- 
günstiger und einfacher Technologien kann die Effi- 
zienz der traditionellen Biomassenutzung signifi- 
kant erhöht und die wirtschaftliche und gesundheit- 
liche Situation vieler Menschen verbessert werden. 
Zwar sind in der internationalen Entwicklungszu- 
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sammenarbeit bereits eine Vielzahl von Program- 
men realisiert worden, aber von einer flächende- 
ckenden Lösung des Problems ist man noch weit 
entfernt. Viele Entwicklungsländer hoffen zudem, 
vom Energiepflanzenanbau profitieren zu können. 
Der WBGU leitet aus seiner Analyse Empfehlungen 
für den Umgang mit Bioenergie ab, die dazu beitra- 
gen sollen, die in dem Gutachten herausgearbeiteten 
Chancen der Bioenergie in den Entwicklungsländern 
zu mobilisieren und zugleich die nicht unerheblichen 
Risiken, vor allem des Energiepflanzenanbaus, zu 
minimieren. 

Überwindung der Energiearmut 

ENTWICKLUNGSPOLITISCHE PRIORITÄT EINRÄUMEN 

Da Entwicklung maßgeblich vom Zugang zu Energie 
abhängt, liegen in der lokalen Produktion und Nut- 
zung von Bioenergie große Chancen, insbesondere 
für Armutsbekämpfung und ländliche Entwicklung. 
Daher scheint es zunächst sinnvoll, die Überwindung 
der Energiearmut explizit in den Milleniumsentwick- 
lungszielen zu verankern, wie es das UN-Millenniums- 
projekt (2005) vorschlägt. Hierzu wird kein neues 
Millenniumsziel benötigt. Der Zugang zu Energie 
sollte als Mittel zur Armutsbekämpfung und zur Ver- 
besserung der Lebensbedingungen aufgenommen 
werden. Außerdem empfiehlt der WBGU als inter- 
nationale Zielsetzung, den Ausstieg aus den gesund- 
heitsschädlichen Formen der traditionellen Bioener- 
gienutzung bis 2030 vollständig umzusetzen (WBGU, 
2003a). Dazu muss die Bekämpfung der Energiear- 
mut in den energiepolitischen Portfolios der Akteure 
der internationalen Entwicklungszusammenarbeit 
stärker verankert werden. Zunächst ist es notwendig, 
die Bekämpfung der Energiearmut in den Poverty 
Reduction Strategy Papers (PRSP) systematisch zu 
integrieren. Die internationale Gemeinschaft sollte 
Bioenergieprojekte besonders fördern, die der net- 
zunabhängigen, ländlichen Energieversorgung in 
Entwicklungsländern dienen. In diesem Zusammen- 
hang begrüßt der WBGU die neue Afrika-EU-Ener- 
giepartnerschaft, die sich zum Ziel gesetzt hat, Elekt- 
rifizierung und Kapazitätsaufbau in Afrika voranzu- 
bringen (EU-Kommission, 2008c). 

Strategien auf länderübergreifende 
Querschnittsevaluierungen und lokale 
Untersuchungen gründen 
Eine entwicklungspolitische Strategie zur Überwin- 
dung der Energiearmut muss daran ansetzen, mög- 
liche Alternativen zur Bereitstellung von Energie- 
dienstleitungen zu prüfen, die Hemmnisse besser 
zu verstehen und zu überwinden. Darauf aufbau- 
end müssen die Prioritäten der Entwicklungszusam- 
menarbeit entsprechend neu geordnet werden. Ein- 
zelne Programme - beispielsweise der Asian Deve- 


lopment Bank oder der GTZ - zielen inzwischen in 
diese Richtung. Zur Entwicklung geeigneter Strate- 
gien sind länderübergreifende Querschnittsevaluie- 
rungen notwendig, um Hinweise auf Best-practice- 
Ansätze zu erhalten. Allerdings ist es zur Verbrei- 
tung neuer Technologien, die auf Biomasse basieren 
können, unbedingt notwendig, im großen Stil natio- 
nal, regional und lokal spezifische Untersuchungen 
der Möglichkeiten und Hemmnisse durchzuführen. 
Bisher sind nur sehr eng begrenzte Einzelfallanaly- 
sen vorhanden. Auf dieser erweiterten Datengrund- 
lage sollten die Akteure der Entwicklungszusam- 
menarbeit gemeinsam mit nationalen Institutionen 
und Entscheidungsträgern sowie den Betroffenen 
die Bewusstseinsbildung und Akzeptanz in diesem 
Bereich stärken, diese in geeignete politische Strate- 
gien einbetten sowie vor Qrt den Ersatz der traditio- 
nellen Bioenergienutzung entschieden vorantreiben. 
Die Verbreitung verbesserter Holz- und Holzkohle- 
herde kann hier nur einen ersten Schritt darstellen. 

Entwicklungsländer bei der Konzeption 
nationaler Bioenergiestrategien 
unterstützen 

Um die Chancen und Entwicklungspotenziale der 
Bioenergie realistisch einschätzen und etwaige Risi- 
ken minimieren zu können, empfiehlt der WBGU, 
vorrangige strategische Fragen im Länderkontext 
und unter möglichst breiter Beteiligung betroffe- 
ner Interessens- und Bevölkerungsgruppen zu dis- 
kutieren. Dabei ist zu klären, welche Ziele vorran- 
gig mit der Förderung von Bioenergie erreicht wer- 
den sollen, ln einer nationalen Bioenergiestrate- 
gie sollten alle Nutzungs- und Anwendungsformen 
der Bioenergie geprüft und hinsichtlich ihrer Eig- 
nung für die lokale Situation abgewogen werden. Da 
Bioenergie nur eine von vielen Möglichkeiten dar- 
stellt, die oben genannten Ziele zu erreichen, müs- 
sen parallel Alternativen beachtet werden. Hierfür 
sollten Entwicklungs- und Schwellenländer länder- 
spezifische Strategien entwickeln, die eine systema- 
tische Überprüfung der Zielsetzung und agroökolo- 
gischen, sozioökonomischen Voraussetzungen sowie 
eine Abschätzung der institutioneilen Kapazitä- 
ten ermöglichen (Entscheidungshilfe: Abb. 10.8-1), 
um so einen nachhaltigen Anbau sicherstellen. Die 
Entwicklungszusammenarbeit sollte die Partnerlän- 
der in ihrer Strategiebildung unterstützen und auf 
eine Einhaltung von Mindeststandards und Förder- 
kriterien hinwirken. Dafür sollten die notwendigen 
Governance-Kapazitäten wie Landnutzungsplanung, 
Zertifizierung usw. zur Gestaltung einer nachhaltigen 
Bioenergienutzung gestärkt werden. So kann unter- 
stützt werden, dass die Regionen, die über ein nach- 
haltiges Potenzial für den Anbau von Energiepflan- 
zen verfügen, wie z.B. Lateinamerika und Afrika 
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südlich der Sahara, ihre Potenziale nachhaltig reali- 
sieren können. 

Ernährungssicherungs- und 
Bioenergiestrategien verknüpeen 
Vor allem der Energiepflanzenanbau ist mit großen 
Risiken behaftet. Dies gilt insbesondere für Entwick- 
lungsländer, die unter hoher Ernährungsunsicher- 
heit leiden. Ein klima- und energiepolitisch moti- 
vierter nennenswerter Ausbau der Bioenergiepoli- 
tik ist nur dann vertretbar, wenn dies gleichzeitig mit 
einer Ernährungssicherungsstrategie in den jeweili- 
gen Ländern verbunden wird. 

Standards bei der Programm- und 

PROJEKTGEBUNDENEN KREDITVERGABE 
BERÜCKSICHTIGEN 

Multilaterale Entwicklungsbanken und internatio- 
nale Finanzierungsinstitutionen verfügen mittels 
ihrer Programme und Projekte über einen Flebel zur 
Förderung nachhaltiger Entwicklung in ihren Part- 
nerländern. Dies sollte im Zusammenhang mit Ener- 
giepflanzen dadurch genutzt werden, dass Mindest- 
standards für Bioenergieträger bei der Vergabe von 
Projekten und Krediten begünstigend berücksichtigt 
werden oder dass Projektteile zur Unterstützung bei 
der Einhaltung des vom WBGU empfohlenen Min- 
deststandards vorgesehen werden. 

Pilotprojekte mit besonders nachhaltigen 
Anbausystemen fördern 

Während die Einhaltung des Mindeststandards eine 
Grundvoraussetzung für die Produktion von Bio- 
energieträgern sein sollte, empfiehlt der WBGU ins- 
besondere im Rahmen der Entwicklungszusammen- 
arbeit Anbaumethoden, die besonders nachhaltig 
sind und Beiträge zur Erosionsbekämpfung und Bio- 
diversitätserhaltung sowie zur (Energie-)Armuts- 
reduzierung und ländlichen Entwicklung beitragen, 
in Pilotprojekten zu fördern (Förderkriterien: Kap. 
10.3). Das betrifft auch zu zertifizierende Anbausys- 
teme für den überregionalen Markt oder den Export. 
Dazu zählen vor allem der sozialverträgliche Anbau 
geeigneter mehrjähriger Energiepflanzen auf degra- 
dierten Flächen oder Waldfeldbausysteme. Dadurch 
können neue landwirtschaftliche Praktiken einge- 
übt und beste Anwendungen identifiziert und eta- 
bliert werden. Die Pilotprojekte sollten Teil einer 
Gesamtstrategie zur Verbesserung der landwirt- 
schaftlichen Praxis sein und die Betroffenen vor Ort 
in einem gemeinsamen Entscheidungsprozess einbe- 
ziehen. 


Nutzung von Abfall- und Reststoffen 
insbesondere bei der Stromerzeugung 

FÖRDERN 

In stark landwirtschaftlich geprägten Ländern fal- 
len erhebliche Mengen an Reststoffen an (z.B. aus 
der Fischwirtschaft, aus Sägewerken, Tee-, Kaf- 
fee- und Zuckerplantagen), die energetisch genutzt 
werden können. Vor allem agroindustrielle Biogas- 
anlagen und Fleizkraftwerke sind für die Verwer- 
tung der Reststoffe geeignet, die idealerweise die 
Abwärme der Stromerzeugung in den Herstellungs- 
prozess ihrer Produkte einbinden (z.B. Trocknung). 
Der WBGU empfiehlt, dass diese Potenziale bei der 
Erstellung nationaler Bioenergiestrategien länder- 
spezifisch geprüft und entsprechend berücksichtigt 
werden. Die technische und finanzielle Zusammen- 
arbeit kann hier wertvolle Unterstützung leisten. In 
Pilotvorhaben sollte die Mobilisierung und Nutzung 
von Abfall- und Reststoffen unterstützt und beste 
Anwendungen identifiziert werden. 

Verbesserung des Zugangs zu 
Energiedienstleistungen und 
Transformation der Energiesysteme 
unterstützen 

Um eine flächendeckende Versorgung der Bevöl- 
kerung mit Energiedienstleistungen zu gewährleis- 
ten und Entwicklungsländern bei der Transforma- 
tion der Energiesysteme zu unterstützen sollte eine 
Vielzahl von Instrumenten genutzt werden. Der 
WBGU empfiehlt, öffentliche und privatwirtschaft- 
liche Elemente zu kombinieren. Auf der Nachfra- 
geseite geht es darum, die Kaufkraft der von Ener- 
giearmut betroffenen Menschen zu erhöhen. Die 
Entwicklungszusammenarbeit sollte daher Mikro- 
finanzierungssysteme weiter finanziell unterstüt- 
zen. Mikrofinanzierung kann insbesondere in länd- 
lichen Gebieten sowohl für private Haushalte als 
auch für Klein- und Kleinstbetriebe zur verbesserten 
Versorgung beitragen (WBGU, 2003a). Mikrofinan- 
zierungssysteme können auch dazu dienen, die vom 
WBGU als förderungswürdig eingeschätzten Tech- 
nologien zum Ersatz der traditionellen Bioenergie- 
nutzung zu finanzieren. Um zusätzliche Mittel und 
Know-How zu generieren, sollte auch privates Kapi- 
tel mobilisiert werden. Dazu sollten Kooperationen 
zwischen dem privaten und dem öffentlichen Sektor 
gefördert werden. Auch im Bereich Energiepflan- 
zenanbau, z.B. Jatropha, gibt es Beispiele für erfolg- 
reiche Kooperationen (Altenburg et ak, 2008). Eine 
Zulassung von kleinskaligen CDM-Projekten zur 
Effizienzverbessung bei der traditionellen Bioener- 
gienutzung ist begründbar und kann die Finanzie- 
rung unterstützen. Zudem könnten zur großskaligen 
Substitution fossiler Brennstoffe CDM-Projekte ver- 
stärkt genutzt werden (Kap. 10.2.3). 
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Bioenergiepartnerschaften knüpfen 
Eine multilaterale Zusammenarbeit zur nachhalti- 
gen Bioenergieproduktion und -nutzung kann durch 
spezifische zwischenstaatliche Partnerschaften 
ergänzt werden. Diese Partnerschaften haben zum 
einen den Charakter bisheriger Technologieabkom- 
men oder -Partnerschaften, wie sie zwischen Indust- 
rieländern und Schwellenländern in Bezug auf Tech- 
nologietransfer und gemeinsamer Technologieent- 
wicklung und -Verbreitung in anderen Energieberei- 
chen bereits bestehen (Gupta et al, 2007; Philibert, 
2004). Technologieorientierte Partnerschaften zwi- 
schen Industrie- und Schwellenländern könnten z.B. 
zur Verbreitung von Technologien der Biometha- 
naufbereitung und -Verwendung ins Auge gefasst 
werden. Zum anderen können reine Technologien- 
partnerschaften zur Bioenergie mit Aspekten einer 
nachhaltigen Landnutzungspolitik verknüpft wer- 
den. Gleiches gilt für Handelspartnerschaften. Hier 
könnten Anbieter- und Nachfragerländer von Bio- 
energieträgern auf bilateraler Basis Vereinbarungen 
treffen, wonach die Produktion von Bioenergieträ- 
gern mit Kriterien einer regional nachhaltigen Land- 
nutzung verbunden wird. Anbieterländer würden 
sich dazu verpflichten, Nachhaltigkeitsstandards bei 
der Produktion einzuhalten. Nachfragerländer wür- 
den im Gegenzug Technologien oder spezialisiertes 
Wissen zu Anbaussystemen zur Verfügung stellen. 
Den nachhaltig produzierten Bioenergieträgern aus 
den Partnerländern sollte ein ungehinderter Markt- 
zugang eingeräumt werden. Es ist positiv zu bemer- 
ken, dass die Bundesregierung beabsichtigt Verein- 
barungen zu treffen, wonach Importerleichterun- 
gen aus den Entwicklungsländern gewährt werden, 
die einen nachhaltigen Anbau gewährleisten (BMU, 
2008e). 

Umbau des Weltenergiesystems vorantreiben 
Der WBGU zeigt, wie Bioenergie je nach Zielset- 
zung und Struktur in den Energiesystemen von Ent- 
wicklungsländern nachhaltig eingesetzt werden kann. 
Neben ihrem verbesserten Einsatz im kleinskaligen 
Bereich - zur lokalen Energieversorgung, auf Haus- 
halts- und Dorfebene sowie in Kleinbetrieben - kann 
Bioenergie grundsätzlich auch einen wichtigen Bei- 
trag zur Modernisierung der Energiesektoren im 
urban-industriellen Kontext leisten. Die dazu emp- 
fohlenen Technologien, angefangen bei verbesser- 
ten Herden über Kleinbiogasanlagen, Blockheiz- 
kraftwerke, KWK, GuD-Kraftwerke, Elektromo- 
bilität usw., dienen nicht nur der Bekämpfung der 
Energiearmut, sondern auch dem Klimaschutz. Die 
Koordinierung und Unterstützung des Umbaus des 
Weltenergiesystems sollte deshalb durch die inter- 
nationale Gemeinschaft erfolgen (Kap. 12.6; WBGU, 
2003a). 


Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit 
sollte die Weltbankgruppe als einflussreiche finanz- 
kräftige Akteurin eine umfassende Strategie entwi- 
ckeln, wie sie zum nachhaltigen Umbau des Welt- 
energiesystems beitragen kann. Der WBGU emp- 
fiehlt, dass sich die Bundesregierung auf europäischer 
Ebene und in den Aufsichtsgremien der betreffen- 
den internationalen Organisationen an die Spitze 
eines solchen Prozesses stellt, um ihrer Vorreiter- 
rohe beim Klimaschutz gerecht zu werden. Ein ers- 
ter Schritt kann die Einberufung einer International 
Conference on Sustainable Bioenergy sein, um die 
internationale Aufmerksamkeit für die Wechselwir- 
kungen zwischen Bioenergie und nachhaltiger Ent- 
wicklung aufrecht zu erhalten und zu schärfen (Kap. 
10.7.7.2). 


12.6 

Strukturen für eine nachhaltige globale 
Bioenergiepolitik schaffen 

Bioenergie durch die Internationale 
Agentur für erneuerbare Energien fördern 
Die notwendige Transformation globaler Energie- 
systeme erfordert ein koordiniertes Vorgehen auf 
globaler Ebene und damit die Bündelung interna- 
tionaler Institutionen und Akteure. Daher begrüßt 
der WBGU die Entwicklung zur Gründung einer 
Internationalen Agentur für erneuerbare Ener- 
gien (IRENA), deren Ziel die Förderung des welt- 
weiten Einsatzes von erneuerbaren Energien durch 
Politikberatung, Technologietransfer sowie die För- 
derung von Kompetenzerwerb und Wissenstransfer 
ist. Allerdings verlangt das Ansteuern einer globalen 
Energiewende, dass neben erneuerbaren Energien 
die Gesamtheit der Energiesysteme, die Energie- 
nachfrage sowie entwicklungspolitische Aspekte in 
das Förderkonzept einbezogen werden. Die IRENA 
sollte Energie-, Umwelt- und Entwicklungsfragen 
integriert bearbeiten. Die beschriebenen Energie- 
entwicklungspfade (Kap. 8) und Fördergrundsätze 
für eine nachhaltige Bioenergie (Kap. 10.7) bieten 
eine gute Orientierungshilfe für bioenergiespezifi- 
sche Beratungs- und Förderleistungen. 

Globales Landnutzungskataster aufbauen 
Eine wichtige Voraussetzung für das Monitoring von 
direkten und indirekten Landnutzungsänderungen 
bei der Einführung eines Standards und der erfor- 
derlichen Zertifizierungssysteme ist die Erarbeitung 
eines globalen, GIS-gestützten Landnutzungskata- 
sters, das auf gut aufgelöste Satellitendaten sowie 
Landnutzungsinformationen zurückgreifen kann. 
Als wichtiger Baustein hierfür ist der rasche Ausbau 
der Weltdatenbank zu Schutzgebieten des UNEP- 
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WCMC zu empfehlen, um die Frage zu beantworten, 
ob eine bestimmte Ware innerhalb oder außerhalb 
eines Schutzgebiets produziert wurde. Das globale 
Landnutzungskataster muss aber darüber hinaus- 
gehen und in der Lage sein, für jeden importierten 
Bioenergieträger Auskunft über die entsprechende 
Produktionsfläche zu geben (geographische Koordi- 
naten, Art des Anbaus, Selbstverpflichtung zur Ein- 
haltung aller Kriterien usw.). Mit diesen Informatio- 
nen könnte man bereits unter standardisierter Zuhil- 
fenahme des Landnutzungskatasters Plausibilitäts- 
prüfungen durchführen. Diese Angaben müssten 
dennoch durch stichpunktartige Vor-Ort-Kontrollen 
sowie die Auswertung von Satellitendaten ergänzt 
werden. 

Multilaterale Ansätze zur Globalisierung 
VON Standards verfolgen 

Die Möglichkeit, Standards für Bioenergie auch in 
einem multilateralen Rahmen zu entwickeln und 
zu institutionalisieren, ist die aus handelsrechtlicher 
Sicht bevorzugte Option und sollte genutzt werden. 
Die Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen, 
dass möglichst rasch ein internationaler Konsens zu 
einem Mindeststandard für nachhaltige Bioenergie- 
produktion sowie zu einer umfassenden, internatio- 
nalen Bioenergiestrategie entwickelt wird. Aus Sicht 
des WBGU läge ein erfolgversprechender Ansatz 
im Ausbau bestehender internationaler Initiativen, 
insbesondere der „Global Bioenergy Partnership“ 
(GBEP) im Rahmen der GS-rS-Verhandlungen. 
GBEP ist ein wichtiges Vehikel, um die multilaterale 
Politikformulierung zu beschleunigen. Sie bringt zen- 
trale Akteure zusammen und bindet Schwellenländer 
(vor allem Brasilien und Südafrika) ein, deren Inte- 
ressen massiv betroffen sind. Allerdings wäre dabei 
darauf hinzuwirken, dass im Vergleich zur heutigen 
Arbeitsweise zivilgesellschaftliche Akteure verstärkt 
einbezogen werden, so dass der Diskurs unter Ein- 
beziehung aller Betroffenen erfolgt. GBEP bzw. die 
Task Force on Sustainability sollte darin unterstützt 
werden, als zwischenstaatliches Forum die vielfälti- 
gen formellen und informellen Prozesse zur Erar- 
beitung globaler Nachhaltigkeitskriterien zu bün- 
deln und auf die Erarbeitung globaler Standards und 
Richtlinien hinzuwirken. Die Vorschläge des Round- 
table on Sustainable Biofuels (RSB) könnten eine 
Grundlage für diesen, an politische Entscheidungs- 
träger angebundenen Prozess der Standardsetzung 
bilden und sollten in die Arbeit der Task Force ein- 
gebracht werden. Unter der politischen Führung der 
G8 könnte erreicht werden, dass die Entscheidun- 
gen in politikrelevante Foren, Institutionen und Pro- 
zesse eingebracht werden und dass deren Implemen- 
tierung gewährleistet ist. 


Globale Kommission für nachhaltige 
Landnutzung Einsetzen 

Der Beirat hält es angesichts der Herausforderung 
an das Landnutzungsmanagement für notwendig, die 
Frage der globalen Landnutzung auf internationaler 
Ebene stärker zu thematisieren und institutionell zu 
verankern. Zur Organisation dieses internationalen 
„Suchprozesses“ sollte eine neue globale Kommis- 
sion für nachhaltige Landnutzung eingerichtet wer- 
den. Die Aufgabe der Kommission soll darin beste- 
hen, die wichtigen Herausforderungen im Themen- 
komplex der globalen Landnutzung zu identifizieren 
und den Stand des Wissens zusammenzutragen. Dar- 
auf aufbauend sollte die Kommission Grundlagen, 
Mechanismen und Leitlinien zum globalen Landnut- 
zungsmanagement erarbeiten. Die neue Kommis- 
sion für nachhaltige Landnutzung, deren Zuständig- 
keit weit über Fragen der Landnutzung im engeren 
Sinne hinausgeht, könnte bei UNEP angesiedelt wer- 
den und in enger Zusammenarbeit mit anderen UN- 
Organisationen, etwa der FAO, stehen. Die Ergeb- 
nisse des Prozesses sollten regelmäßig auf die inter- 
nationale Agenda gesetzt werden. Dies könnte etwa 
im Rahmen des Globalen Umweltministerforum des 
UNEP erfolgen. Noch wichtiger wäre jedoch die Vor- 
stellung und Diskussion der Thematik innerhalb des 
strategisch wichtigen Forums der Staats- und Regie- 
rungschefs (G8 -h5). 

International Conference on Sustainable 
Bioenergy einberueen 

Nachhaltige Bioenergiestrategien sind in einer sich 
zunehmend globalisierenden Welt besser umzuset- 
zen, wenn international ein gemeinsames Verständ- 
nis über die Chancen und Risiken der Bioenergie 
sowie ein Konsens über angemessene Normen bezüg- 
lich der Produktion und der Nutzung unterschiedli- 
cher Formen der Bioenergie besteht. Beides kann 
nur durch internationale Kooperation bei der For- 
mulierung von Zielen und Prinzipien erreicht wer- 
den. Akteure aus den Bereichen der Agrar-, Energie- 
und Entwicklungspolitik müssen dafür Zusammen- 
kommen. Diesem Zweck würde eine „International 
Conference on Sustainable Bioenergy“ dienen, die 
nach dem Vorbild der renewables 2004 ausgestal- 
tet sein könnte und auf der Ideen für Best-practice- 
Ansätze ausgetauscht, allgemeine Förderprinzipien 
formuliert und Vereinbarungen zur internationalen 
Bioenergiezusammenarbeit getroffen werden könn- 
ten, wie etwa Zusagen zur Förderung des Anbaus 
von Energiepflanzen auf degradierten Flächen oder 
Vereinbarungen zu Bioenergiepartnerschaften. Der 
WBGU empfiehlt der Bundesregierung, Schritte für 
eine zeitnahe Einberufung einer solchen Konferenz 
zu unterstützen. 
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Annex-I-Staaten 

Die Gruppe von Ländern, die in Anlage I der ^Kli- 
marahmenkonvention aufgeführt sind. Sie umfasst 
bis auf Mexiko und Südkorea alle OECD-Staaten 
sowie die osteuropäischen Länder und Russland. Die 
Annex-I-Staaten haben sich in der Klimarahmenkon- 
vention unter anderem verpflichtet, eine Führungs- 
rolle bei der Reduktion von Treibhausgasen zu über- 
nehmen. Der überwiegende Teil der Annex-I-Staa- 
ten hat darüber hinaus im Rahmen des Kioto-Pro- 
tokolls bindende Reduktionsverpflichtungen. Diese 
Länder sind in Annex B des Kioto-Protokolls aufge- 
führt. 

Beimischungsquote 

Die Beimischungsquote ist ein vorgeschriebener 
Mindestanteil von ^Biokraftstoffen an der Gesamt- 
menge des in Verkehr gebrachten Kraftstoffs, der 
sich entweder auf das Volumen oder auf den Ener- 
giegehalt der Kraftstoffe bezieht. Der Anteil kann 
durch Beimischung zu Otto- und Dieselkraftstoffen 
oder durch reinen Biokraftstoff erbracht werden. 

Biodiesel 

Biodiesel (Fettsäuremethylester, FAME) wird durch 
Veresterung aus ^Pflanzenölen hergestellt, derzeit 
vor allem aus Raps-, Soja- und Palmöl. Zur zwei- 
ten Generation von Biokraftstoffen zählt ^Fischer- 
Tropsch-Diesel. 

Biodiversitätskonvention (CBD) 

Die CBD (Convention on Biological Diversity) ist 
das zentrale internationale Regelwerk für die Bio- 
sphäre. Sie wurde 1992 auf der UN-Konferenz für 
Umwelt und Entwicklung unterzeichnet, trat 1993 in 
Kraft und wurde inzwischen von 191 Staaten ratifi- 
ziert. Die Vertragsstaaten der CBD verpflichten sich 
zur (1) Erhaltung der biologischen Vielfalt, (2) nach- 
haltigen Nutzung ihrer Bestandteile sowie (3) ausge- 
wogenen und gerechten Aufteilung der sich aus der 
Nutzung genetischer Ressourcen ergebenden Vor- 
teile. Die CBD betont den Zusammenhang zwischen 
Schutz und Nutzung der biologischen Vielfalt und 


sucht einen Interessenausgleich zwischen Nord und 
Süd. 

Bioenergie 

Bioenergie ist die End- bzw. Nutzenergie, die aus 
^Biomasse freigesetzt und bereitgestellt werden 
kann. 

Bioethanol 

Bioethanol wird aus ^Biomasse mit Hilfe von Hefen 
oder Bakterien hergestellt und anschließend durch 
Destillation bzw. Rektifikation gereinigt und kon- 
zentriert. Als Ausgangsmaterial wird meist Getreide 
oder Zuckerrohr verwendet. Ethanol kann auch aus 
Pflanzenabfällen, Holz oder Stroh hergestellt wer- 
den (Lignocellulose-Ethanol), allerdings ist dieses 
Verfahren noch in der Entwicklung. Bioethanol kann 
als Beimischung in Benzin oder auch in Reinform als 
^Biokraftstoff in Motoren von Fahrzeugen oder 
auch in ^Blockheizkraftwerken eingesetzt werden. 

Biogas 

Biogas ist ein Sammelbegriff für energetisch verwert- 
bare Gase, die unter Luftabschluss bei der Zerset- 
zung von ^Biomasse entstehen. Bei der Vergärung 
oder Faulung entsteht ein Gemisch aus den Gasen 
^Methan (CHJ und ^Kohlendioxid (CO 2 ). Dabei 
ist das Methan der energetisch verwertbare Anteil 
des Biogases, das durch Verbrennung direkt genutzt 
werden oder zu ^Biomethan aufbereitet werden 
kann. 

Biokraftstoffe 

Unter Biokraftstoffen versteht man flüssige oder 
gasförmige Brennstoffe, die aus ^Biomasse herge- 
stellt und hauptsächlich im Verkehr als Antriebs- 
mittel, aber auch zur Strom- und Wärmeerzeugung 
z. B. in ^Blockheizkraftwerken eingesetzt werden. 
Es wird zwischen 1. und 2. Generation von Bio- 
kraftstoffen unterschieden. Zur 1. Generation zäh- 
len ^Pflanzenöl, ^Biodiesel und ^Bioethanol, 
die aus etablierten physikalisch-chemischen (Pres- 
sung, Extraktion, Veresterung) oder biochemischen 
(Alkoholgärung) Verfahren gewonnen werden. Zur 
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2. Generation zählen synthetische Biokraftstoffe wie 
^Fischer- Tropsch-Diesel, ^Biomethan oder Bio- 
Wasserstoff, die über thermochemische Verfahren 
(Vergasung, Pyrolyse) hergestellt werden. 

Biomasse 

Biomasse umfasst die organischen Substanzen der 
belebten Natur, entweder als lebende oder als tote 
Biomasse (z.B. Brennholz, Holzkohle und Dung). 
Wichtige Umwandlungsprodukte von Biomasse sind 
^Biogas und ^Biokraftstoffe. In Entwicklungs- 
ländern dominiert die ^traditionelle Biomassenut- 
zung. 

Biomethan 

Biomethan ist ^Methan (CH4), das aus ^Biomasse 
hergestellt wurde. Es kann aus ^Biogas hergestellt 
werden, indem ^Kohlendioxid und andere Ver- 
unreinigungen, wie z. B. Schwefelwasserstoff, abge- 
trennt werden. Biomethan kann auch über die Ver- 
gasung von fester oder flüssiger Biomasse produziert 
werden. Dabei wird zunächst ein Rohgas hergestellt, 
das nach Reinigung und Synthese zu Methan umge- 
wandelt wird. Biomethan ist mit Erdgas mischbar. 

Blockheizkraftwerke (BHKW) 

Ein BHKW ist eine Anlage zur gleichzeitigen Erzeu- 
gung von elektrischem Strom und Wärme, die am 
Ort des Wärme Verbrauchs betrieben wird oder Nutz- 
wärme in ein Nahwärmenetz einspeist. Sie setzt dazu 
das Prinzip der ^Kraft-Wärme-Kopplung ein. 

BtL-Diesel 

^Fischer-Tropsch-Diesel 

Clean Development Mechanism (CDM) 

Der CDM ist ein im Kioto-Protokoll der ^Klima- 
rahmenkonvention eingeführter flexibler Mecha- 
nismus, der es einem Investor ermöglicht, in einem 
Entwicklungs- oder Schwellenland emissionsredu- 
zierende Projekte durchzuführen und dafür handel- 
bare Reduktionszertifikate zu erhalten, die sich ein 
Industrieland auf seine Reduktionsverpflichtungen 
anrechnen lassen kann. 

Cross Compliance 

Bei den Vorschriften der Cross Compliance oder 
„anderweitiger Verpflichtungen“ wird die Gewäh- 
rung von Direktzahlungen an landwirtschaftliche 
Betriebe an die Einhaltung verbindlicher Vorschrif- 
ten geknüpft. Beispielsweise werden in der EU- 
Agrarpolitik Cross-Compliance-Bestimmungen ver- 
stärkt angewendet. Sie machen z.B. Direktzahlungen 
von der Einhaltung von Umweltstandards, Lebens- 
mittel- und Futtermittelsicherheit, Tiergesundheit 
oder Tierschutz abhängig. Die Einhaltung der Regeln 


wird kontrolliert. Bei einem Verstoß werden die Zah- 
lungen gekürzt. 

Degradierte Flächen 

^marginale Flächen 

Desertifikationskonvention (UN CCD) 

Die UNCCD (Übereinkommen der Vereinten Nati- 
onen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von 
Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen 
Ländern, insbesondere in Afrika) ist unter den drei 
Rio-Konventionen (vgl. ^Klimarahmenkonvention 
und ^Biodiversitätskonvention) die am stärksten 
entwicklungspolitisch orientierte Konvention. Sie 
hat neben dem Ressourcenschutz in Trockengebie- 
ten auch Armutsbekämpfung zum Ziel. Die UNCCD 
trat 1996 in Kraft und wurde von 193 Ländern rati- 
fiziert. 

Elektromobilität 

Unter Elektromobilität versteht man den Einsatz 
von elektrischem Strom im Verkehr, insbesondere im 
Straßenverkehr. Beispiele sind der Einsatz von Hyb- 
rid-, Batterie- und Brennstoffzellenfahrzeugen. 

Emissionshandel 

Der Emissionshandel ist ein ökonomisches Instru- 
ment zur Beschränkung oder Reduktion umwelt- 
schädigender Emissionen. Den Verursachern der 
Emissionen werden Reduktionsziele auferlegt, die 
sie entweder selbst erfüllen oder von anderen Ver- 
ursachern ganz oder teilweise erfüllen lassen kön- 
nen. Dazu können die Emissionsrechte unter den 
Handelsteilnehmern gehandelt werden, so dass sich 
im Idealfall eine kostenoptimale Verteilung der fest- 
gelegten Gesamtreduktion ergibt. Im Kioto-Proto- 
koll der ^Klimarahmenkonvention ist dieses Inst- 
rument auf staatlicher Ebene für die verpflichteten 
Länder eingeführt. Darüber hinaus haben einzelne 
Staaten oder Staatengruppen (z.B. die EU) Emissi- 
onshandelssysteme eingeführt, bei denen Unterneh- 
men ihre Emissionsrechte untereinander handeln 
können. 

Energiearmut 

Energiearmut bezeichnet den Mangel an ausreichen- 
den Wahlmöglichkeiten beim Zugang zu erschwing- 
lichen, zuverlässigen, qualitativ hochwertigen, siche- 
ren, gesundheitlich unbedenklichen und umweltscho- 
nenden Energiedienstleistungen zur Deckung der 
Grundbedürfnisse. Länder mit verbreiteter Energie- 
armut zeichnen sich in der Regel durch große Ent- 
wicklungsprobleme aus. Von Energiearmut betrof- 
fen sind rund 38% der Weltbevölkerung. Sie sind auf 
^traditionelle Biomassenutzung angewiesen. Auf- 
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grund der Schadstoffbelastung durch die offenen 
Feuer sterben pro Jahr über 1,5 Mio. Menschen. 

Energieptlanzen 

Energiepflanzen sind zum Zwecke der energetischen 
Nutzung ihrer ^Biomasse angebaute Pflanzen. Bei 
den Energiepflanzen wird nur ein Teil für die ener- 
getische Nutzung verwertet (z.B. Maiskörner oder 
das aus Samen gewonnene ^Pflanzenöl), oder die 
gesamte oberirdische Biomasse (z. B. bestimmte Gras- 
arten oder holzige Arten wie Pappel oder Weide). 

Energiewende 

Mit Energie wende bezeichnet der WBGU die Trans- 
formation der Energiesysteme, die in den kommen- 
den Jahrzehnten notwendig ist, um die Nachhaltig- 
keitsziele Klimaschutz und Überwindung der Ener- 
giearmut zu erreichen. Die Energiewende ist gekenn- 
zeichnet durch einen Übergang von fossilen zu 
erneuerbaren Energieträgern und durch die Bereit- 
stellung moderner Energiedienstleistungen für die 
ganze Bevölkerung. 

Fischer-Tropsch-Diesel 

Dieselkraftstoff, der nach dem Fischer-Tropsch-Ver- 
fahren aus fester ^Biomasse gewonnen wurde. Aus 
Stroh, Holz und ähnlicher Biomasse wird zuerst ein 
Synthesegas gewonnen, das dann in flüssigen ^Bio- 
kraftstoff gewandelt wird. Bei diesem Verfahren 
kann die ganze oberirdische Biomasse von ^Ener- 
giepflanzen verwertet werden. Fischer- Tropsch-Die- 
sel wird auch FT-Diesel oder BtL-Diesel genannt 
(Biomass-to-Liquid, Biomasse zu Flüssigkeit). 

Gas-und-Damptkraftwerk 

Ein GuD-Kraftwerk (engl. Combined Cycle Power 
Plant) ist ein mit Erdgas oder Biomethan betriebe- 
nes Kraftwerk, in dem die Prinzipien eines Gastur- 
binenkraftwerks und eines Dampfkraftwerks kom- 
biniert werden. GuD-Kraftwerke gehören mit Wir- 
kungsgraden von bis zu ca. 60% zu den effizientesten 
konventionellen Kraftwerken. Sie sind im Kraft- 
werksmanagement dank kurzer Laständerungszei- 
ten sehr flexibel einsetzbar. 

Gentechnisch veränderte Organismen (GVO) 

GVO sind Organismen, bei denen das genetische 
Material mit Hilfe molekularbiologischer Methoden 
in einer Weise verändert worden ist, wie es natürli- 
cherweise durch Kreuzen oder natürliche Rekombi- 
nation nicht möglich ist. Unter Grüner Gentechnik 
versteht man die Anwendung gentechnischer Ver- 
fahren in der Pflanzenzucht. Die veränderten Pflan- 
zen werden auch transgene Pflanzen genannt. 


Global Bioenergy Partnership (GBEP) 

GBEP ist eine hochrangige zwischenstaatliche Dis- 
kussionsplattform im Rahmen des Forums der 
G8 -h 5 zur Förderung erneuerbarer Energien und 
der Entwicklung eines Markts für ^Bioenergie. Sie 
wurde 2005 auf Vorschlag Großbritanniens auf dem 
G8- Weltwirtschaftsgipfel in Gieneagles ins Leben 
gerufen. Neben den G8 und den fünf Outreach-Staa- 
ten (China, Indien, Mexiko, Brasilien, Südafrika) 
sind mehrere UN-Organisationen wie FAO, UNEP 
und UNDP beteiligt. GBEP ist institutionell bei der 
FAO in Rom angesiedelt. 

Intergovernmental Panel on Climate Change 
(IPCC) 

Der IPCC (Zwischenstaatlicher Ausschuss für Kli- 
maänderungen, auch Weltklimarat genannt) wurde 
1988 von UNEP und WMO gegründet und ist die ein- 
flussreichste internationale Wissenschaftsinstitution 
für Klimapolitik. Der IPCC legt die wissenschaftliche 
Grundlage der Verhandlungen für die ^Klimarah- 
menkonvention und veröffentlicht in regelmäßigen 
Abständen Statusberichte zum globalen Klimawan- 
del. Der 4. Sachstandsbericht erschien im Jahr 2007. 

Internationale Agentur für Erneuerbare Energien 
(IRENA) 

Die 2009 gegründete IRENA hat die Aufgabe, den 
weltweiten Einsatz von regenerativen Energien vor- 
anzutreiben. IRENA soll u.a. über die politischen 
Rahmenbedingungen für erneuerbare Energien 
beraten, den Technologie- und Wissenstransfer aus- 
bauen, beim Kompetenzaufbau (capacity building) 
unterstützen sowie die Mitgliedsstaaten zu Finan- 
zierungsmöglichkeiten beraten. Hauptziel ist, den 
Anteil erneuerbarer Energien weltweit zu steigern. 

Kaskadennutzung 

Kaskadennutzung beschreibt die Strategie, Roh- 
stoffe oder daraus hergestellte Produkte so lange 
wie möglich im Wirtschaftssystem zu nutzen. Dabei 
werden möglichst viele Nutzungsphasen durchlau- 
fen, d.h. derselbe Rohstoff wird mehrfach in unter- 
schiedlicher Funktion genutzt und auf diese Weise 
umfassend verwertet. Dadurch wird die Wertschöp- 
fung insgesamt erhöht und die Umweltwirkung ver- 
bessert. Kaskadennutzung kann bei ^Biomasse so 
erfolgen, dass sie erst stofflich und am Ende des Pro- 
duktzyklus energetisch genutzt wird. Zum Beispiel 
können Möbel oder Bauholz am Ende der Lebens- 
dauer als Restholz zur Energiegewinnung in einem 
Kraftwerk mitverbrannt werden. 

Klimarahmenkonvention (UNFCCC) 

Die UNFCCC wurde 1992 beschlossen, trat 1994 
in Kraft und wurde von 192 Staaten ratifiziert. Das 
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Hauptziel der Konvention ist die Stabilisierung der 
Konzentrationen von ^Treibhausgasen in der Atmo- 
sphäre auf einem Niveau, auf dem eine gefährliche 
anthropogene Störung des Klimasystems (gefähr- 
licher Klimawandel) verhindert wird. Ein solches 
Niveau sollte innerhalb eines Zeitraums erreicht 
werden, der ausreicht, damit sich die Ökosysteme 
auf natürliche Weise den Klimaänderungen anpassen 
können, die Nahrungsmittelerzeugung nicht bedroht 
wird und die wirtschaftliche Entwicklung auf nach- 
haltige Weise fortgeführt werden kann. Im 1997 ver- 
abschiedeten Kioto-Protokoll wurden verbindliche 
Reduzierungen der Treibhausgasemissionen verein- 
bart. 

Kohlendioxid (COj) 

CO 2 ist ein natürlich vorkommendes ^Treibhaus- 
gas. Es ist Produkt der Verbrennung fossiler Ener- 
gieträger und von ^Biomasse. Emittiert wird COj 
auch bei Entwaldung und anderen Landnutzungsän- 
derungen sowie während industrieller Prozesse wie 
z.B. der Zementherstellung. 

Kohlendioxidäquivalente (COjeq) 

Kohlendioxidäquivalente sind ein Maß dafür, wieviel 
ein Gasgemisch zum Treibhauseffekt beiträgt. Dafür 
wird mit Hilfe des Umrechnungsfaktors Global War- 
ming Potential die Klimawirksamkeit anderer Treib- 
hausgase als C02-Menge ausgedrückt. Dadurch kön- 
nen alle Treibhausgase in einer Einheit erfasst und in 
ihrer Wirkung miteinander verglichen werden. 

Kohlenstoffsenke 

Als Kohlenstoffsenke wird ein Reservoir bezeichnet, 
das zeitweilig oder dauerhaft Kohlenstoff aufnimmt 
und speichert. Der Begriff ist nicht mit dem des Koh- 
lenstoffspeichers zu verwechseln. Während der Spei- 
cher (oder Vorrat) statisch ist, also eine gewisse 
Menge an Kohlenstoff enthält, sind die Senken dyna- 
misch, sie sind also Speicher, die an Zuwachs gewin- 
nen, z.B. neu gepflanzte Wälder. 

Kohlenstoffspeicher 

vgl. ^Kohlenstoffsenke 

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 

ln Anlagen mit KWK wird aus dem eingesetzten 
Brennstoff nicht nur Strom erzeugt, sondern gleich- 
zeitig auch die Abwärme genutzt. Die dabei anfal- 
lende Wärme wird beispielsweise als Heizungswärme 
eingesetzt (Fernwärme). In der Industrie kann sie für 
wärmeabhängige Produktionsprozesse genutzt wer- 
den. Ein Beispiel für die KWK ist das ^Blockheiz- 
kraftwerk. 


Kurzumtriebsplantagen (KUP) 

Als KUP wird der Anbau von raschwüchsigen 
Baumarten (z.B. Pappeln, Weiden) zur Produktion 
von ^Biomasse auf Agrarflächen bezeichnet. KUP 
haben ihren Ursprung in der Niederwaldwirtschaft, 
die früher zur Bereitstellung von Brennholz diente. 
Die Umtriebszeit beschreibt die Wachstumszeit, 
bis die Bäume geschlagen werden und ist abhängig 
von der Nutzung des Holzes. Für Faserholz bzw. zur 
Hackschnitzelgewinnung werden die Bäume nach 
3-5 Jahren geerntet. Dab.ei bleibt der Wurzelstock 
im Boden und treibt wieder neu aus. 

Lachgas (NjO) 

N 2 O ist ein langlebiges ^Treibhausgas, das vor allem 
durch den Einsatz von Stickstoffdünger in der Land- 
wirtschaft und durch die Verbrennung von ^Bio- 
masse und fossilen Brennstoffen freigesetzt wird. 

Landnutzungsänderungen 

Landnutzung ist die menschliche Nutzung einer 
Landfläche für einen bestimmten Zweck, Landnut- 
zungsänderungen bezeichnen die Veränderung die- 
ser menschlichen Nutzung. Beispiele sind Abhol- 
zung, Aufforstung, Versiegelung, Entwässerung, 
Umwandlung von Ackerfläche in Grasland (und 
umgekehrt) oder Umwandlung von Ackerfläche in 
Brachland. Landnutzungsänderungen können auf 
direkte Weise geschehen, indem beispielsweise tro- 
pische Wälder gerodet und die Flächen für ^Ener- 
giepflanzen genutzt werden. Schwieriger zu fassen 
sind die indirekt ausgelösten Landnutzungsänderun- 
gen: Wenn Ackerflächen auf den Anbau von Ener- 
giepflanzen umgestellt werden, muss die auf diesen 
Flächen vorher erzielte Agrarproduktion auf andere 
Flächen ausweichen. Über den Weltmarkt für Agrar- 
güter erhalten diese indirekten Verdrängungseffekte 
häufig eine internationale Dimension. 

Leitplanke 

Leitplanken sind quantitativ definierte Schadens- 
grenzen, deren Überschreitung nicht tolerierbare 
oder gar katastrophale Folgen hätte. Es handelt sich 
um einen vom WBGU eingeführten Begriff. Ein Bei- 
spiel ist die Klimaschutzleitplanke, nach der eine 
Erhöhung der globalen Mitteltemperatur um mehr 
als 2°C, bezogen auf den vorindustriellen Wert, ver- 
hindert werden soll. Nachhaltige Entwicklungs- 
pfade verlaufen innerhalb des durch die ökologi- 
schen wie sozioökonomischen Leitplanken einge- 
grenzten Bereichs. Dahinter steht die Einsicht, dass 
es kaum möglich ist, eine wünschenswerte, nachhal- 
tige Zukunft positiv, also im Sinne eines zu erreichen- 
den Zustands zu definieren. Man kann sich aber auf 
die Abgrenzung eines Bereichs einigen, der als inak- 
zeptabel anerkannt wird und den die Gesellschaft 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-379- 


Drucksache 17/2272 


vermeiden will. Die Einhaltung der Leitplanken ist 
ein notwendiges, aber nicht hinreichendes Kriterium 
für Nachhaltigkeit 

Marginale Flächen 

Marginale Flächen sind Landflächen (1) mit gerin- 
ger Kapazität an Produktions- und Regelungsfunkti- 
onen, oder (2) Flächen, die Produktions- und Rege- 
lungsfunktionen in zum Teil erheblichem Maße einge- 
büßt haben. Unter (1) fallen Flächen, deren Produk- 
tivität für die Land- und Forstwirtschaft eher gering 
eingeschätzt wird. Dazu gehören aride und semi- 
aride Grasländer, Wüstenrandgebiete sowie Flächen 
mit steilen, strukturschwachen oder erosions anfälli- 
gen Böden, insbesondere in Gebirgsregionen. Unter 
(2) fallen auch ehemals produktive Standorte, die 
entweder aufgrund menschlich bedingter Bodende- 
gradation ihr Ertragspotenzial verloren haben (z.B. 
übernutzte, degradierte und daher unproduktive Flä- 
chen; sowohl Wald- als auch Acker- und Graslandflä- 
chen) oder aber stillgelegte Flächen (z.B. in Mittel- 
europa aus ökonomischen oder politischen Gründen 
bewusst aus der Produktion herausgenommene Flä- 
chen). Marginale Standorte sind generell stark anfäl- 
lig für Bodendegradation. 

Methan (CH^) 

CH 4 ist ein ^Treibhausgas, das vor allem beim Reis- 
anbau und bei der Viehwirtschaft emittiert wird. Es 
ist Hauptbestandteil von Erd- bzw. Biogas. 

Nicht- Annex-I-Staaten 

Nicht-Annex-l-Staaten sind Länder, die nicht in 
Anlage I der ^Klimarahmenkonvention aufgeführt 
sind. Sie umfasst im Wesentlichen Entwicklungs- und 
Schwellenländer. Die Nicht-Annex-I-Staaten haben 
im Rahmen des Kioto-Protokolls keine quantitati- 
ven Verpflichtungen zur Emissionsreduktion; vgl. ^ 
Annex-I-Staaten. 

Ökobilanz 

Unter einer Ökobilanz (engl. Life Cycle Assess- 
ment) versteht man eine systematische Analyse 
der Umweltwirkungen von Produkten während 
des gesamten Lebensweges. Dazu gehören sämtli- 
che Umweltwirkungen während der Produktion, der 
Nutzungsphase und der Entsorgung des Produktes 
sowie die damit verbundenen vor- und nachgeschal- 
teten Prozesse (z.B. Herstellung der Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe). Entlang der Produktlinie werden 
Inputs erfasst (wie etwa metallische Rohstoffe oder 
fossile oder erneuerbare Energieträger) sowie Out- 
puts wie etwa Emissionen von umweit- oder gesund- 
heitsbelastenden Stoffen. 


Ökosystemleistungen 

Ökosystemleistungen sind Vorteile, die Menschen 
von Ökosystemen haben. Dies sind u.a. Versorgungs- 
leistungen wie Nahrung oder Wasser, Regulierungs- 
leistungen wie Überflutungsschutz oder Schutz vor 
der Ausbreitung von Krankheiten, kulturelle Leis- 
tungen wie spirituelle, kulturelle Leistungen oder 
Erholungsleistungen, und unterstützende Leistun- 
gen wie der Nährstoffkreislauf, die die Lebensbedin- 
gungen auf der Erde erhalten. Das Konzept ist syno- 
nym mit „Ökosystemprodukten und -leistungen“. 

Pflanzenöl 

Pflanzenöle werden durch das Auspressen der 
Ölfrüchte oder -saaten von Ölpflanzen gewonnen. 
Durch Veresterung kann aus Pflanzenöl ^Biodie- 
sel hergestellt werden. In dafür angepassten Moto- 
ren kann unbehandeltes Pflanzenöl auch direkt als 
^Biokraftstoff verwendet werden. In Deutschland 
wird Pflanzenöl in der Regel aus Raps gewonnen, 
wichtige tropische Ölpflanzen sind Öl- und Kokos- 
palmen sowie Jatropha und Soja. 

Roundtable on Sustainable Biofuels (RSB) 

Der RSB ist ein multilaterales Forum mit dem Ziel, 
globale Standards und ein Zertifizierungssystem 
(^Zertifizierung) für ^Biokraftstoffe zu erarbei- 
ten. Das Forum geht auf eine Initiative der Techni- 
schen Hochschule Lausanne zurück und bringt über 
300 unterschiedliche politische, wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Akteure sowie Experten und Inter- 
nationale Organisationen zusammen. Als Referenz 
dienen z.B. das FSC-Siegel für Holzprodukte und 
aktuelle Standardsetzungsprozesse (^Standards) 
für ^Bioenergie. 

Sequestrierung 

Die durch den Menschen betriebene Speicherung 
von Kohlenstoff aus der Atmosphäre in terrestri- 
schen Ökosystemen, geologischen Formationen oder 
im Ozean. Durch neue technische Verfahren kann 
beispielsweise das bei Verbrennungsprozessen ent- 
stehende ^Kohlendioxid abgetrennt, eventuell ver- 
flüssigt und in unterirdische Lager wie etwa ausge- 
förderte Gas- und Ölfelder gepumpt werden (engl. 
Carbon Capture and Storage, CCS). 

Standards 

Standards sind feste Kriterien, denen Produkte, Her- 
stellungs- oder Managementprozesse gerecht wer- 
den müssen, um eine bestimmte (Quahtäts-)Anfor- 
derung zu erfüllen. Die Einhaltung eines Standards 
kann freiwillig oder verpflichtend sein und sowohl 
von privaten Akteuren in Form eines freiwilligen 
Standards als auch vom Staat initiiert werden. Ein 
verpflichtender Mindeststandard, z.B. ein Standard 
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zur Einhaltung bestimmter Nachhaltigkeitskriterien, 
kann außerdem als Voraussetzung für die Marktzu- 
lassung eines Produktes festgelegt werden. Mit Hilfe 
eines Zertifikats (^Zertifizierung) wird von unab- 
hängiger Stelle bescheinigt, dass ein Standard einge- 
halten wird. 

Technologietransfer 

Technologietransfer bezeichnet Prozesse des Aus- 
tauschs von Wissen, Geld und Gütern zwischen ver- 
schiedenen Akteuren, die zu einer Verbreitung der 
Nutzung von Technologien führen, z. B. für eine Min- 
derung des Klimawandels oder eine nachhaltige 
Energieentwicklung. Transfer hat oft zwei Bedeu- 
tungen: Diffusion der Technologien und Koopera- 
tion zwischen und innerhalb von Staaten. 

Traditionelle Biomassenutzung 

Form der Energiegewinnung aus ^Biomasse, wie 
z.B. Holz, Dung, Ernteabfälle usw., vor allem zum 
Kochen und Heizen auf offenem Feuer. Etwa 2,4 
Mrd. Menschen, überwiegend in Entwicklungslän- 
dern, sind weltweit auf traditionelle Biomassenut- 
zung angewiesen und damit wegen mangelhafter 
Verbrennungstechnik oft Gesundheitsschäden durch 
Emissionen ausgesetzt. 

Treibhausgase 

Treibhausgase sind gasförmige Bestandteile der 
Atmosphäre, die aufgrund ihrer selektiven Absorp- 
tion von Wärmestrahlung eine Erwärmung der unte- 
ren Atmosphäre verursachen. Zu den anthropogenen 
Treibhausgasen gehören vor allem ^Kohlendioxid, 
^Lachgas und ^Methan sowie industrielle Gase, 
z.B. halogenierte Fluorkohlenwasserstoffe (HFC), 
perfluorierte Kohlenwasserstoffe (PFC) und Schwe- 
felhexafluorid (SFg). Auch die ozonschichtschädigen- 
den Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW) gehören 
zu den Treibhausgasen. 

Zertifizierung 

Zertifizierung ist der Prozess, durch den einem Pro- 
dukt oder einem Herstellungs- bzw. Managementpro- 
zess von unabhängiger Stelle bescheinigt wird, dass 
bestimmte ^Standards eingehalten werden. Das 
Zertifikat ist der Nachweis, dass ein Unternehmen 
oder Betrieb sich solch einem Zertifizierungsprozess 
unterzogen hat und gewisse Standards erfüllt. Die 
zertifizierende Organisation muss nicht zwingend 
die Organisation sein, die die Standards gesetzt hat, 
sondern kann auch von Letzterer akkreditiert wor- 
den sein. Diese zertifizierten Produkte können für 
den Endverbraucher optisch gekennzeichnet wer- 
den (engl. Labelling). 
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209, 220, 314 

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 38, 165-167, 169, 170, 
175, 198, 204, 207-208, 211, 216 
Kulturlandschaft 80, 81, 84, 279, 281, 282 
Kurzumtriebsplantagen (KUP);i. 

Bioenergieanbausysteme 

L 

Lachgas (NOj) 59, 92, 229 

Länder mit niedrigem Einkommen und Nahrungsdefiziten 


(LIFDC) 32,61,266,269,338 
Ländliche Entwicklung 268, 285, 308 
Landlose 73, 134, 247, 265 
Landmaschinen 138, 141, 196 
Landnutzung 

- globale Landnutzungsmodelle 106 
-Intensivierung 31,84,86,281 

- Nutzungskonkurrenzen 263, 266, 271, 272, 283, 311, 
320, 327, 338, 343 

Landnutzungsänderungen 50, 52, 53, 55, 114, 219, 222, 
235,243,244,312, 333,335 

- direkte Landnutzungsänderungen 180 
-iLUC-Faktor 180,220,244,319 

- indirekte Landnutzungsänderungen 180, 186, 244, 
281,335 

- nachhaltige Landnutzung 31, 311, 334, 348 
Landnutzungskataster 244, 348 
Landnutzungsplanung 244, 253, 299, 312, 346 
Landrechte 214, 216, 245, 247, 248, 321 

Land Use, Land-Use Change and Forestry (LLILUCF); 
s. Klimarahmenkonvention: Aktivitäten im 
Landnutzungsbereich 

Landwirtschaft 24, 26, 31, 51, 53-54, 59, 64, 66-68, 71, 
91-92, 96,139,215,319,337 

- Anbauflächen 54, 67, 83, 123, 130 

- Anbausysteme 84-86, 92, 99, 139, 152, 165, 182, 244, 
246, 281, 288, 312, 315; s auch Bioenergieanbausysteme 

- Monokulturen 84, 139, 145, 150, 216 

- Vertragslandwirtschaft 247, 312 
Lateinamerika 57, 63, 64, 72, 132, 238, 301 
Leakage; s. Verdrängungseffekte 

Lebenszyklusanalyse; s Treibhausgaslebenszyklusanalyse 
Leitplanken 29-35, 101, 273-274, 310, 326 

- Biosphärenschutz 30, 138, 274 

- Bodenschutz 99 

- Klimaschutz (2“C-Leitplanke) 114, 241, 333 

- Vermeidung von Gesundheitsschäden 33, 223 

- Zugang zu Energiedienstleistungen 33, 213, 304, 307, 
346 

Lernkurven 177 

Life Web-Initiative 275, 279, 283, 339; i. 
auch Schutzgebiete 

Lock-in-Effekte; s Pfadabhängigkeiten 
Low-lncome Food-Deficit Countries (LIFDC); s. Länder 
mit niedrigem Einkommen und Nahrungsdefiziten 
(LIFDC) 

M 

Mais 32, 44, 83, 97, 144 

Malaysia 40, 42, 47, 133, 142, 251, 276, 306 

Marginale Flächen 53, 67, 81, 86, 104, 135, 218, 244, 312; 

auch degradierte Flächen 
Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung 
(CDM) 43, 229, 236, 236-240, 302; 

- CDM-Projekte 178, 237, 290, 309, 315, 333, 347 
Meere; i Ozeane 
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Methan (CH^) 56, 92, 139, 164, 229 
Mexiko 47, 135, 277 
Mikrofinanzierungssysteme 309, 346 
Millenniumsentwicklungsziele (MDGs) 81, 267, 315, 345 
Millennium Development Goals (MDGs); 

ä-. Millenniumsentwicklungsziele 
Miscanthus; s Chinaschilf 

Mitverbrennung von Biomasse; s. Kohlekraftwerke 
Monitoring 18, 237, 262, 271, 273, 320, 337, 348 
Multilaterales Energiesubventionsabkommen 
(MESA) 298, 344 

N 

Nachhaltige Entwicklung 29, 79, 228, 238, 299, 322 
Nachhaltigkeit 29, 34, 102, 227, 238, 251, 262, 287, 306, 
331,342 

Nahrung 32, 61, 62, 69 

- Recht auf Nahrung 263, 21 1\ s. auch 
Ernährungssicherheit 

Nahrungsmittelhilfe 270, 338 
Nahrungsmittelhilfekonvention 266, 270 
Nahrungsmittelpreise 69, 70, 248, 266, 272, 326, 337, 338 
Nahrungsmittelproduktion 32, 62, 103-104, 110, 123, 

134, 138, 213, 263, 267, 269-271, 300, 337, 338; auch 
Landwirtschaft 

Naturschutz 81, 83, 103, 110, 133, 244, 274, 279, 339, 341; 
auch Biologische Vielfalt: Erhaltung 

- Opportunitätskosten 88, 235, 276, 278 
Naturschutzgebiete 80, 81, 86-87, 110, 244, 274-276, 279, 

280, 282,311,335 
-Ausgleichsflächen 276 

- Markt für Schutzleistungen 280 

- Meeresschutzgebiete 275, 277 
Nettoprimärproduktion (NPP) 54, 67, 68, 91, 93, 325 
Nigeria 48,62,135 

Nothilfe 266, 338 

o 

Ökobilanzen 178-179, 204, 326 
Ökoregionen 80, 275 

Ökosysteme 30, 51, 57-58, 67, 77, 79, 83-84, 86-87, 94, 
112, 128, 140, 153, 241, 244, 282, 320, 333 

- Konversion 79, 83, 87, 253, 339 
Ökosystemleistungen 55, 77, 79, 140, 141, 151, 218, 244, 

277 

Ölpalmen 57, 82, 142-143, 182, 186, 218; s auch Palmöl 
Ölpreis 24, 70, 213, 214 

Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 285 
Organisation der Vereinten Nationen für industrielle 
Entwicklung (UNIDO) 303, 306 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) 36, 42, 49, 71, 266, 279 
Organization for Economic Co-operation and 
Development (OECD);s. Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


Ozeane 137, 138 

- Versauerung 29, 84 

P 

Palmöl 40, 42, 49, 82, 83, 133, 142, 143, 190; 

auch Ölpalme 
Panicum; Rutenhirse 
Papier 78, 284, 344 

Pappeln 108, 148, 150; x auch Bioenergieanbausysteme: 

Kurzumtriebsplantagen (KUP) 

Partizipation 81,214,312,322 

Pelletheizungen 169, 221, 289, 294, 344; s. auch Biomasse: 

Heizen mit Biomasse 
Pellets 38, 158, 294 
Pfadabhängigkeiten 220,241,343 
Pflanzenschutz 84, 141, 154 

- chemisch-synthetischer Pflanzenschutz 146, 152 

- integrierter Pflanzenschutz 103, 246 
Pflanzenschutzmittel; s. Agrochemikalien 
Photosynthese 89, 91, 93, 138, 148, 159, 229 
Pkw 168, 171, 174, 178, 206, 296; auch Verkehr 
Primärenergiebedarf 36, 89, 101, 203 

- Substitutionsmethode 35-37, 101 

- Wirkungsgradmethode 35, 36 

R 

Raps 145, 166 

Rat der Europäischen Union 219, 248 
Reducing Emissions from Deforestation and Degradation 
(REDD);i. Reduktion von Emissionen aus Entwaldung 
und Schädigung von Wäldern 
Reduktion von Emissionen aus Entwaldung 
und Schädigung von Wäldern (REDD); s. 
Klimarahmenkonvention 
Referenzsysteme 182, 184, 192-194, 195, 251 
Regelenergie 138, 206, 225, 323, 331 
Regenfeldbau 68, 97, 142 
Regierungsführung 80, 132, 212, 256, 318 
Renewable Energy Policy Network (REN21) 296, 305 
Republik Südafrika 135 

Ressortarbeitsgruppe Welternährungslage 270, 272, 337 
Restholz; biogene Abfall- und Reststoffe 
Roundtable on Sustainable Biofuels (RSB); s. Runder 
Tisch zu nachhaltigen Biotreibstoffen 
Runder Tisch zu nachhaltigen Biotreibstoffen 
(RSB) 252, 348 
Russland 136, 279 

Rutenhirse (Panicum) 108, 147, 165, 168 

s 

Sambia 135,256 

Schutzgebiete; s. Naturschutzgebiete 
Schutzgebietsprotokoll; x Biodiversitätskonvention 
(CBD) 

Schutzgebietssysteme 30, 80-81, 84, 87, 244, 273, 274, 276, 
278, 280, 282, 339; s. auch Naturschutzgebiete 
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- Finanzierung 276, 278, 279, 283, 328 

- Finanzierungslücken 279, 340 
Schweiz 152, 242, 292 

Schwellenländer 37, 48, 197, 213, 335, 338, 345, 348 
Sequestrierung 140, 222, 319, 331 

- Biosequestrierung 94 

- Black Carbon Sequestration 94 

- Carbon Capture and Storage (CCS) 292 

- COj-Sequestrierung 95, 137, 199 

- Kohlenstoffsequestrierung 58, 94, 147, 189 
Soja 44, 56, 65, 74, 83, 97, 214, 216, 335 
Staaten 130,278,331,332 

- fragile Staatlichkeit 132 

- Staatszerfall 130, 132 

Standards 87, 228, 247, 249, 252-260, 280, 282, 300; auch 
Zertifizierung 

- Bioenergiestandards 228, 252, 253, 261, 280 

- Mindeststandards 192, 209, 227, 242-250, 247, 254, 
258, 261-262, 287, 315, 334-336, 341-342, 346 

- Nachhaltigkeitsstandards 242, 248, 252, 254, 257, 258, 
260,311 

- Sozialstandards 245, 251, 254, 260, 336 
Stern-Review 275; s. auch Klimaschutzpolitik 
Stickstoffdüngung 32, 92, 138, 140, 146, 152, 218; 

auch Agrochemikalien: Düngemittel 
Stoffliche Nutzung 75-77, 136, 159, 204, 229, 231, 242, 
290, 344 

Stoffströme 284, 289, 290, 321 
Stroh 38, 146, 289 
Strom; ä-. Elektrizität 
Sudan 67, 135 

Sukhdev-Report 275; auch Ökosystemleistungen und 
Biologische Vielfalt 
Süßwasser 67-68,96,128,141,285 
Szenarien 90, 97, 101, 104, 107, 108, 109-114, 325, 344 

- Bewässerungsszenarien 109 
-Emissionsszenarien 109,117 

- IPCC-Szenarien 53, 103, 137 

- Szenarien zu Landnutzungsänderungen 53, 90, 114, 
117, 122 

T 

Technologiekooperationen 47, 298, 314 
Technologiekosten 174, 176-177, 195 
Technologiepolitik 291, 343 

Treibhausgasbilanzen 86, 93, 114, 178-179, 182, 184-186, 
193,217,234,312,318 

Treibhausgaseinsparungen 90, 218, 220, 314 
Treibhausgasemissionen 139, 152, 178, 182, 186, 190, 192, 
229, 240, 243, 246, 286, 314, 334 

- Anrechnung 229, 232, 233 

- COj-Emissionen 32, 55, 75, 91-94, 114, 138, 143, 178, 
197, 207, 209, 332, 343 

- Emissionen pro Brennstoffmenge 184 

- Inventare 229, 230, 233 

- NjO-Emissionen 31, 92, 139, 140, 218, 243 


- negative Emissionsbilanz 187 

- Stabilisierung 197 

- Zuordnung der Emissionen 229, 232, 233, 332 
Treibhausgasminderung 184, 219, 343 

- anwendungsspezifisch 187 

- flächenspezifisch 187 
-Potenziale 187,190 

Treibhausgaslebenszyklusanalyse 95, 147, 180, 244, 318, 
332 

Treibhausgasvermeidungskosten 49, 90, 193, 221 
Trinkwasser; Süßwasser 
Triticale 146 

Trockengebiete 96, 275, 283-284 
Tropen 52, 80, 81, 88, 91, 141, 149, 187 
Tschad 130, 135 

U 

Übereinkommen der Vereinten Nationen zur 
Bekämpfung der Wüstenbildung in den von Dürre 
und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen 
Ländern, insbesondere in Afrika (UNCCD); 
s. Desertifikationskonvention 
Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD); 

s. Biodiversitätskonvention 
Uganda 81,212,213,308,314 
Ukraine 41, 136 
Umweltkosten 279,287 

- Internalisierung 286, 289, 291 
Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) 252, 

296, 302, 320, 348 

UNESCO-Biosphärenreservate 274 
United Nations Conference on Trade and Development 
(UNCTAD);^. Konferenz für Handel und Entwicklung 
der Vereinten Nationen 

United Nations Educational, Scientific and Cultural 
Organization (UNESCO); Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
United Nations Industrial Development Organisation 
(UNIDO); Organisation der Vereinten Nationen für 
Industrielle Entwicklung 
United Nations (UN); s. Vereinte Nationen 
United Nations Convention on Biological Diversity 
(CBD); s. Biodiversitätskonvention 
United Nations Convention to Combat Desertification 
(UNCCD); ä-. Desertifikationskonvention 
United Nations Development Programme (UNDP); 

s. Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 
United Nations Environment Programme (UNEP); 

s. Umweltprogramm der Vereinten Nationen 
United Nations Framework Convention on Climate 
Change (UNFCCC); j. Klimarahmenkonvention 
Unterernährung; s Ernährungssicherheit 
USA; s. Vereinigte Staaten von Amerika 

V 

Verbrennungsmotoren 168, 169, 173, 199, 291, 296, 343 
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- Pflanzenölmotoren 162, 173, 212, 223; s. auch 
Bioenergie 

Verdrängungseffekte 79, 83, 180, 244, 253, 311 
Vereinigte Staaten von Amerika (USA) 39, 40, 42, 44, 46, 
83, 97, 144, 146, 180, 257, 276 
Vereinte Nationen (UN) 78, 302-303 
Verkehr 24, 37, 162, 165, 174, 187, 202, 204, 213, 295, 296, 
314, 343 

- Bioenergie im Verkehr 204, 213 
-Mobilitätspfade 165,168,171 

Verkehrsinfrastruktur 198, 204, 315, 343 
Versorgungssicherheit 204, 212, 225, 266, 307, 313 

W 

Wälder 39, 51, 55-56, 77, 87, 88, 90, 142, 149, 333 

- Aufforstung 77, 89-90, 189, 237 

- Degradation 52, 87, 234, 239, 333 

- Entwaldung 133, 152, 227, 230, 231, 235, 328 

- Emissionen aus Entwaldung 88, 234, 241, 333 

- tropische Entwaldung 87-88 

- Feuer 57, 152-153 

- Holzeinschlag 82, 135, 152, 277 

- Kahlschlag 56, 148, 153 

- REDD-Prozess; s. Klimarahmenkonvention 
(UNFCCC): Reduktion von Emissionen aus 
Entwaldung und Schädigung von Wäldern (REDD) 

- reduced-impact logging (RIL) 153 

- Rodung 52, 56, 83, 148 

- Tropenwald 56, 152, 277, 315 

- Urwälder 143 
Wärmepumpen 201-202 

Waldrestholz; s. Biogene Abfall- und Reststoffe: Restholz 
Wasserressourcen 31, 84, 245, 246, 285, 325; s. auch 
Süßwasser 

Wasserstress 31,99,153,341 
Weideland 50, 54, 56 
Weizen 146 

Weltagrarrat (lAASTD) 267, 268 
Weltbank 71,264,266,276,300,347 
Weltdatenbank zu Schutzgebieten (WDPA) 282, 283, 
340, 348; s. auch Naturschutzgebiete 
Welternährung 32, 51, 102, 104, 138, 262, 272 
Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen 
(WFP) 266, 338 

Weltgesundheitsorganisation (WHO) 33, 267, 285 
Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung (WSSD) 79, 307 
Welthandelsorganisation (WTO) 257, 258, 260, 266, 282, 
288, 327, 336 

- Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) 258-259, 260, 269 

- Doha- Verhandlungsrunde 257, 266, 268 

- Environmental Goods and Services (EGS) 257, 336 
Weltnaturschutzunion (lUCN) 30, 58, 80, 81, 274 
Wertschöpfungskette 73, 217, 286, 287, 289, 313 
Wildnisgebiete 30, 103, 110, 112, 113; s. auch Biologische 

Vielfalt und Naturschutzgebiete 


World Bank; s. Weltbank 

World Commission on Dams (WCD) 255 

World Conservation Union (lUCN); 

y Weltnaturschutzunion 
World Database on Protected Areas (WDPA); 

y Weltdatenbank zu Schutzgebieten 
World Food Programme (WFP); 

Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen 
World Health Organization (WHO); 

Weltgesundheitsorganisation 
World Summit on Sustainable Development (WSSD); 

y Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung 
World Trade Organization (WTO); 
y Welthandelsorganisation (WTO) 

Z 

Zertifizierung 254, 326, 332, 334, 346; auch Standards 

- Gruppenzertifizierung 257, 335 

- zertifizierte Schutzleistungen 278, 283 
Zuckerindustrie 74, 216, 304 
Zuckerrohr 83, 97, 141, 142, 214, 216 

-Bagasse 74,170,211,301,303 
Zwischenstaatlicher Ausschuss über Klimaänderungen 
(IPCC) 23,91,109,205,229,267 
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